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VORWORT 
Im Sommer 1995 nahm die Philosophische Fakultät der Universität des Saarlandes 
die vorliegende Arbeit als Habilitationsschrift an. Sie wurde für den Druck leicht 
überarbeitet, gekürzt, sprachlich geglättet und verfeinert. Nun soll sie den Leser in 
ihren Bann ziehen. 
Nur aufgrund außergewöhnlicher Umstände kann ein Forscher ein Thema über 
Jahre intensiv verfolgen, Aktenbestände und Literatur bearbeiten, Zeitungen und 
Zeitschriften auswerten, deren Stellfläche nach Hunderten von Metern zählen. Es 
waren viele solch außergewöhnlicher Umstände, die diese Untersuchung möglich 
gemacht haben. 
Dazu zählt vor allem die Berufung von Rainer Hudemann nach Saarbriicken. Als 
er kam, war es ein Glücksfall, menschlich und fachlich. Er ebnete Wege, stellte 
Kontakte her, fand immer neue Finanzierungsmöglichkeiten, organisierte Kollo­
quien und Seminarveranstaltungen. Er gewann ein Team von Frankreich- und 
Saarspezialisten als Mitarbeiter, die menschlich harmonierten und sich wissen­
schaftlich ergänzten. Erwähnt seien Christoph Cornelißen, Peter Heil, Hans-Christi­
an Herrmann, Judith und Dietmar Hüser, Stefan Leiner, Annette Maas, Rainer 
Möhler, Rolf Wittenbrock. 
Freilich strahlte das Projekt über die Lehrstuhlgrenzen hinaus, erhielt Anregung 
und Hilfe von vielen anderen Lehrenden bzw. Mitarbeitern am Historischen Insti­
tut. Richard van Dülmen weckte das Interesse an kulturgeschichtlichen Fragestel­
lungen, Elisabeth Fehrenbach half durch kritische Durchsicht zu präziser Argumen­
tation. Hans-Walter Herrmann unterstützte das Vorhaben als Leiter des Landesar­
chivs und Gutachter der Habilitationsschrift ebenso wie Jürgen Domes, der die 
Arbeit aus politikwissenschaftlicher Sicht bewertete. Viele Kollegen wären noch zu 
nennen, die ein entspanntes, doch wissenschaftlich produktives Klima schufen und 
die Leidenschaft an der Saargeschichte teilten: Edwin Dillmann beispielsweise oder 
Bärbel Kuhn und Eva Labouvie. 
Ganz ungewöhnlich war das Entgegenkommen, das dem Projekt von den konsul­
tierten Archiven zuteil wurde. Die Archivdirektion des Ministere des Affaires 
Etrangeres (Paris, Nantes und Colmar) sowie der Service des Archives Economiqu­
es et Financieres gaben die Genehmigung, wichtige Aktenbestände zur Geschichte 
des Saarlandes nach 1945 zu verfilmen. Ein Großteil der französischen Saarbetreffe 
ist deshalb heute in Saarbrücken einsehbar. Andere Archive bzw. deren Mitarbeiter 
halfen bei der Suche nach bisher verschollen geglaubten Unterlagen, so etwa die 
Archives Nationales und das Landesarchiv Saarbrücken. Die Familien Gilbert 
Grandval und Jacques Dontot erlaubten die Mikroverfilmung ihrer Privatarchive, so 
daß manche Lücken der Überlieferung geschlossen werden konnten. Die finanzielle 
Unterstützung der Volkswagenstiftung gab nicht allein Zeit für die Abfassung der 
Arbeit, sondern erlaubte, das Themenfeld durch Studien zur Sozialpolitik (Hans­
9 
Christian Herrmann) und zur Religionsgeschichte (Judith Hüser) zu ergänzen. Der 
Landtag des Saarlandes finanzierte die bereits genannte Mikroverfilmung, ermög­
lichte im Sommer 1990 die Durchführung eines wichtigen Kolloquiums und gab 
schließlich einen Druckkostenzuschuß für die vorliegende Publikation. 
Nur die Hilfe vieler Personen und Institutionen und die Unterstützung meiner 
Familie und Freunde machten es möglich, das Forschungsprojekt in vertretbarer 
Zeit durchzuführen. Ihnen~atlerr"YT1ffi\"'('chhtl'I.. .. chh-r,hbm"rIlli...... ,.,,-----------------+--­-·i-ro
Saarbrücken, 5.3.1996 
I. EINLEITUNG 
Im Herbst 1955 spaltete der Abstimmungskampf über das Saarstatut das Saarland in Saargeschichte
zwei Lager. Freundschaften brachen auseinander, Familien entzweiten sich. Der als Geschichte 
CDU-Vorsitzende Hubert Ney warf dem politischen Gegner vor: "Der Satan unse­ eines deutschen 
Sonderwegesrer Zeit ist der Separatismus", und die Zeitung der Christlichen Volkspartei ent­
gegnete: "Wer fortgesetzt und bewußt lügt, ist kein Christ, sondern ein Diener des 
Antichrist". I 
Zweimal war die Saar seit 1920 von Westdeutschland abgetrennt: Folge verlore­
ner Kriege und französischer Reparationsansprüche. Von allen grenznahen Gebie­
ten schien die Saar diejenige Region zu sein, die Frankreich den größten Nutzen 
versprach. Stahl wurde hier gewonnen und Kohle gefördert, Kohle, die in Frank­
reich so sehr fehlte. Lothringen und die Saar verband seit 1871 ein eng verzahnter 
Wirtschaftsraum. Diese Austauschbeziehung, so argumentierte Paris, solle erhalten 
bleiben. 
In den Jahren 1920-1935 stand das Land unter Völkerbundsverwaltung und war 
mit Frankreich in einer wirtschaftlichen Zwangsehe verbunden.2 Als die Chance 
bestand, nach Deutschland zurückzukehren, weil nach dem Ende der im Versailler 
Vertrag festgelegten Übergangsperiode die Saarländer über ihr Schicksal selbst 
entscheiden sollten, herrschten "im Reich" bereits die Nationalsozialisten. Saar­
SPD, KPD, einige christlich orientierte Politiker, an deren Spitze Johannes Hoff­
mann stand, erkannten die Gefahr, wollten ein Zeichen setzen und drängten die 
Stimmberechtigten, am 13. Januar 1935 für den Status Quo zu stimmen. Ganz 
allgemein rechnete man mit einem Votum von mindestens zwanzig bis dreißig 
Prozent gegen eine Rückgliederung an Deutschland, doch dann wurde nicht einmal 
ein Drittel dieser Zahl erreicht. Die Saarländer verhalfen dem Hitler-Regime zum 
ersten großen außenpolitischen Erfolg. 
1945/46 war es wiederum Frankreich, das als Ausgleich für die Kriegsschäden, 
und um Deutschland ökonomisch wie politisch zu schwächen, die Kontrolle der 
Saarwirtschaft verlangte. Im November 1947 ersetzte der Franken die Reichsmark 
(oder genauer: die Saarmark). Seit Dezember gab es eine eigenständige Regierung. 
Bis zum Oktober 1955 dauerte die Unabhängigkeit. Das war gewiß eine einge­
schränkte, eine begrenzte Unabhängigkeit, denn Frankreich besaß wirtschaftliches 
1 Albert H.V. Kraus, Ja oder nein zum Saarstatut? Der Abstimmungskampf 1955 in der 
prodeutschen saarländischen Presse, in: Revue d'Allemagne, 18 (1986), S. 91. 
2 Literaturbericht: Hans-Walter Herrmann, Forschungen zur saarländischen Geschichte. Die 
Zwischenkriegszeit, 1919-1939, in: Alfred Wahl (Hrsg.), L'histoire moderne et contemporaine en 
Sarre-Lorraine-Luxembourg, Actes du Colloque de Metz, Novembre 1988, Metz 1990, S. 157-170. 
Neueste Darstellung: Ludwig Linsmayer, Politische Kultur im Saargebiet, 1920-1932. Symbolische 
Politik, verhinderte Demokratisierung, nationalisiertes Kulturleben in einer abgetrennten Region, SI. 
Ingbert 1992. 
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Übergewicht, kontrollierte die großen Wirtschaftsunternehmen, übte unmittelbaren 
politischen Einfluß aus. Das Saarproblem belastete die europäische Zusammenar­
beit, bildete Gegenstand zahlreicher außenpolitischer Konferenzen. Die Saarländer 
selbst sahen sich umworben, bei den Löhnen und bei den Sozialeinkommen bevor­
teilt, politisch bevormundet und - in moralischen Erklärungszwang gestellt. Im 
Herbst 1955 waren sie aufgefordert, darüber abzustimmen, ob ihr Land zukünftig 
ein europäisches TerritoriumselllsOIIte, polItIsch angebunden an die Westeuro­
päische Union. Das "Nein" bedeutete de facto ein Votum für die Rückkehr nach 
Deutschland. 
Die Geschichte der Saar nach 1945 ist die Geschichte eines deutschen "Sonder­
weges". Nicht nur im Osten war die junge Bundesrepublik herausgefordert durch 
die Gründung der DDR, sondern gleichzeitig im Westen durch die Schaffung eines 
autonomen Saarstaates. Die Saar 1945-1955 schien eine außerordentlich reiche 
deutsche Provinz zu sein, gut ausgestattet mit Kohle und Stahl, wohlpräpariert, um 
die Mängel der Nachkriegswirtschaft überwinden zu helfen. Ihr Wohlstand hob sie 
lange Zeit von der Bundesrepublik ab, insofern ist ihre Geschichte eine andere als 
jene im Osten. 
Bereits früh fanden die Jahre 1945-1955 historiographische Aufmerksamkeit.3 Forschungs­
stand Bemerkenswerte Arbeiten sind darunter wie insbesondere die von Jacques Frey­
mond4, aber auch jene von Walter R. Craddock5 oder Per Fischer6. Die Darstellun­
gen fußen im wesentlichen auf gedruckten Materialien, wenngleich das Forscher­
team um Jacques Freymond bereits Aktenbestände aus privater Hand einsehen 
konnte. Das Thema der Studien ist die Saarfrage als Teil internationaler Politik. Das 
Interesse gilt dem deutsch-französischen Ausgleich, weniger der Geschichte des 
Saarlandes selbst. Es geht um die Ursachen erfolgreicher Konfliktbewältigung im 
internationalen Feld. 
Die Saarpolitik im engeren Sinne behandelt Robert H. Schmidt.7 Minutiös wird 
die innere Entwicklung nachgezeichnet, wird ein Bild der Parteienlandschaft auf 
der Basis zeitgenössischer Interviews, Druckschriften und Presseberichte entwor­
fen. Die Untersuchung beeindruckt durch die Fülle der verarbeiteten Dokumente, 
die der Autor ausführlich zitiert, doch fehlt der methodische Zugriff und verleiht die 
3 Den Forschungsstand bis 1980 referiert: Maria Zenner, Die Sonderentwicklung an der Saar 
nach dem Zweiten Weltkrieg. Überblick und offene Fragen, in: 25 Jahre Volksabstimmung an der 
Saar. Tagung der Konrad-Adenauer-Stiftung in Saarbrücken am 25. Oktober 1980, S1. Augustin 
1980, S. 21-59. Eine umfangreiche Literaturzusammenstellung enthält: Hans-Walter Herrmann, 
Literatur zurfrühen Nachkriegsgeschichte des Saarlandes, 1945-1957, in: Revue d'Allernagne, 18 
(1986), S. 115-142; zu ergänzen durch: Fritz Jacoby, Saarland, in: Blätter für deutsche Landesge­
schichte, 127 (1991), S. 555-609. Die Forschungsgeschichte schildert mit ausführlichem Bericht 
über einzelne Arbeiten: Armin Heinen, Probleme regionaler Gegenwartsgeschichte am Beispiel des 
Saarlandes nach dem Zweiten Weltkrieg, in: A. Wahl (Hrsg.), L'histoire moderne, S. 185-205. 
4 Jacques Freymond, Die Saar 1945-1955, München 1961. 
5 Walter R. Craddock, The Saar-Problem in Franco-German relations, 1945-1957, Ann Arbor 
(Diss.) 1965. 
6 Per Fischer, Die Saar zwischen Deutschland und Frankreich. Politische Entwicklung von 
1945-1959, Frankfurt 1959. 
7 Robert H. Schmidt, Saarpolitik, 1945-1957,3 Bde., BerIin 1959-1962. 
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Nähe zum Saarkampf dem Werk eher den Rang einer kommentierten Quellen­
sammlung. 
Überhaupt ist auffallend, daß wichtige, wissenschaftlich befriedigende Beiträge 
zur Geschichte der Saar nach 1945 außerhalb des Saarlandes entstanden, da dort in 
den sechziger und siebziger Jahren die Saarjahre und der Abstimmungskampf 1955 
beinahe ein Tabuthema waren. Die Befürworter der Autonomie wurden politisch 
-iifsADseiKgedräIigt. Die "Nein"-Sager bestimmten die kollektive Erinnerung. Die 
Saarländer richteten sich ein in Deutschland und wollten nicht an die Zeit der 
Konfrontation vom Herbst 1955 erinnert werden. 
Etwa zehn Jahre nach den grundlegenden Überblicksdarstellungen entstanden 
erste Einzeluntersuchungen, beispielsweise zur Wirtschaftsgeschichte des Saar­
raums oder zur Innenpolitik. Martin Nathusius8 hat das veränderte ökonomische 
Beziehungsgeflecht zwischen der Saar und Lothringen herausgearbeitet, Gilbert 
Barthel9 die wirtschaftsgeschichtliche Epochengrenze 1952/53 betont. Frank Din­
gel lO verdanken wir eine im Vergleich zu Robert H. Schmidt nüchterne und zuver­
lässige Ausleuchtung der Parteienlandschaft, während Albert H.V. Kraus 1I, durch­
aus parteinehmend, die Presseberichterstattung unmittelbar vor der Saarabstim­
mung 1955 schildert. Daß Zeitungen und Zeitschriften als vollgültige Quellen der 
neuesten Geschichte dienen können, unterstrich Mitte der achtziger Jahre Jean-Paul 
Cahn mit seiner Darstellung der Verhandlungen um die Rückgliederung des Saar­
landes an die Bundesrepublik Deutschland, 1955-1956. 12 
Öffentlich zugängliche Dokumentationen, Presseerzeugnisse und Schriften wer­
den gelegentlich in ihrer Aussagekraft unterschätzt. Dennoch ist zu betonen, daß 
wichtige Teilaspekte nur durch gründliches Aktenstudium zu ermitteln sind. Dies 
gilt zumindest, wenn Verwaltungshandeln beschrieben werden soll. Ende der sech­
ziger Jahre konnten einzelne Aktenbestände eingesehen werden. Daraus entstanden 
Arbeiten zur Presse- und Rundfunkgeschichte13 oder später - in den achtziger 
8 Martin Nathusius, L'acier saITois et I'Europe, Lausanne 1970. 
9 Gilbert Barthel, Les relations economiques entre la France et la SaITe, 1945-1962, Metz 
(Diss.) 1978. 
10 Frank Dingei, Die Christliche Volkspartei des Saarlandes, in: Richard Stöss (Hrsg.), Partei­
en-Handbuch, Die Parteien der Bundesrepublik Deutschland, 1945-1980,4 Bde., Opladen 1983, 
Bd. 2, S. 719-765; ders., Die Demokratische Partei Saar, ebd., S. 766--806; ders., Die Kommunisti­
sche Partei Saar, ebd., Bd. 3, S. 1852-1879; ders., Die Sozialdemokratische Partei des SaarIandes, 
ebd., Bd. 4, S. 2217-2240. 
11 Albert H.V. Kraus, Die Saarfrage (1945-1955) im Spiegel der Publizistik. Die Diskussion 
um das Saarstatut vom 23.10.1954 und sein Scheitern in der deutschen, saarländischen und französi­
schen Presse, Saarbrücken 1988. Wenig befriedigend, da kaum neues Material enthaltend und 
methodisch unzulänglich: Markus Gestier, Die christlichen Parteien an der Saar und ihr Verhältnis 
zum deutschen Nationalstaat in den Abstimmungskämpfen 1935-1955, S1. Ingbert 1991. 
12 Jean-Paul Cahn, Le second retour. Le rattachement de la SaITe 11 l'Allemagne, 1955-1957, 
Bern 1985. 
13 Dietrich Berwanger, Massenkommunikation und Politik im Saarland, 1945-1959. Ein Bei­
trag zur Untersuchung "publizistischer Kontrolle", München 1969; Heribert Schwan, Der Rundfunk 
als Instrument der Politik im Saarland, 1945-1955, BerIin 1974; ergänzend heranzuziehen: Stephan 
Schölzel, Die Pressepolitik in der französischen Besatzungszone, 1945-1949, Mainz 1986. 
13 
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Jahren - zur französischen Saarpolitik,14 zur Gewerkschaftsgeschichte 15, Frauenpo­
litik16 und zur Elektrizitätsversorgung17 . Diese Studien enthalten wichtige ergän­
zende Hinweise. 18 Sie vermitteln ein Gefühl für das politische Klima der Zeit, 
lassen die Vielfalt der Einflußfaktoren und Strömungen erahnen. Doch sie leiden 
darunter, daß sie notwendigerweise das vorgefundene Quellenmaterial überbewer­
ten, daß Dokumente anderer Provenienz, anderer Sichtweisen fehlen. Die Darstel­
lungen von Dietrich Berwanger oder Henbert Schwan, um zweI BeIspIele zu 
nennen, charakterisieren die politischen Verhältnisse an der Saar wohl allzu einsei­
tig als autoritär und zentral gesteuert. Darauf wird an geeigneter Stelle noch zurück­
zukommen sein. 
Erst Mitte der achtziger Jahre standen die Archive den Historikern offen. Gleich­
zeitig wandelte sich das politische Klima an der Saar. Die veränderte wirtschaftli­
che Lage der Bundesrepublik war dafür verantwortlich. Regionale Zugehörigkeit 
wurde als Schicksalsgemeinschaft erfahren. Dazu kam das Heranwachsen einer 
Generation, die unbefangen den Ursprüngen der Saargeschichte nachspürte. Die 
Ergebnisse intensiver Beschäftigung mit den Jahren 1945-1955 wurden zunächst in 
Sammelbänden19 vorgelegt oder in Form größere Zeitschriftenartikel veröffent­
14 Heinrich Küppers, Wollte Frankreich das Saarland annektieren?, in: JWLG, 9 (1983), S. 
345-356. Zur luxemburgischen Politik gegenüber der Saar: Raymond Poidevin, Les relations 
franco-Iuxembourgeoises 1945-1954, in: Raymond Poidevin, Gilbert Trausch (Hrsg.), Les relations 
franco-Iuxembourgeoises de Louis XIV 11 Robert Schuman, Actes du Colloque de Luxembourg, 17­
19 novembre 1977, Metz 1978, S. 267-277. Vgl. zum selben Thema: Klaus Reimer, Die luxembur­
gischen Gebietsforderungen gegenüber Deutschland zwischen 1945 und 1949, in: Kurtrierisches 
Jahrbuch, 20 (1980), S. 192-213. Die deutsche Saarpolitik thematisieren: Wemer Conze, Erich 
Kosthorst, Elfriede Nebgen, Jakob Kaiser, Bd. 3: Erich Kosthorst, Jakob Kaiser, Bundesminister für 
gesamtdeutsche Fragen, 1949-1957, Stuttgart 1972; Konrad Repgen, Die Saar-Frage im Bundespar­
teivorstand der Christlich-Demokratischen Union Deutschlands, 1950-1955. Über die Verschrän­
kung von Innen- und Außenpolitischem in der Politik Konrad Adenauers, in: Urs Altermatt, Judit 
Garamvölgyi (Hrsg.), Innen- und Außenpolitik: Primat oder Interdependenz? Festschrift zum 60. 
Geburtstag von Walther Hofer, Bern 1980, S. 87-125, und: Albert H.V. Kraus, Konrad Adenauer 
und die Saarfrage in der Entscheidungsphase 1954/55, in: Zeitschrift für die Geschichte der Saarge­
gend, 29 (1981), S. 217-242. 
15 Klaus-Michael Mallmann, Horst Steffens, Lohn der Mühen. Geschichte der Bergarbeiter an 
derSaar, 1750-1955, München 1989. 
16 Rita Meyer, ,Samsons brauchen Selbstvertrauen soviel nötiger als Brot!'. Wie die Männer 
der 50er Jahre wieder Samsons zu werden versuchten, in: Klaus-Michael Mallmann, Gerhard Pau!, 
Ralph Schock, Reinhard Klimmt (Hrsg.), Richtig daheim waren wir nie. Entdeckungsreisen ins 
Saarrevier, 1815-1955, Berlin 1987, S. 227-232. Dort auch weitere wichtige Aufsätze. - Bärbel 
Kuhn hat ein sehr interessantes Oral-History-Projekt abgeschlossen, das sich der veränderten 
Arbeitswelt von Hausfrauen widmet. Die Ergebnisse liegen jetzt, gut lesbar, in Buchform vor: 
Bärbel Kuhn, Haus. Frauen. Arbeit, 1915-1945. Erinnerungen aus fünfzig Jahren Haushaltsge­
schichte, St. Ingbert 1994. 
17 Thomas Herzig, Geschichte der Elektrizitätsversorgung des Saarlandes unter besonderer 
Berücksichtigung der Vereinigten Saar-Elektrizitäts-AG, Saarbrücken 1987. 
18 So beispielsweise auch das Saar-Sonderheft der Revue d' Allernagne, 18 (1986), H. 1. 
19 Rainer Hudemann, Arrnin Heinen (Hrsg.), Universität des Saarlandes, 1948-1988, Saar­
brücken 21988; Stadtverband Saarbrücken, Regionalgeschichtliches Museum (Hrsg.), Von der 
,Stunde 0' zum ,Tag X'. Das Saarland 1945-1959. Katalog zur Ausstellung des Regionalgeschicht­
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licht.20 Inzwischen sind auch die ersten umfangreichen, in sich geschlossenen 
Untersuchungen erschienen, so etwa zur Bildungspolitik21 , zur politischen Litera­
turgeschichte,22 zur Entnazifizierung23 oder zu den außenpolitischen Verhandlun­
gen 1945-1948.24 
Bis in die jüngste Zeit hat die Forschung ein quasi einheitliches Bild von der 
französischen Saarpolitik gezeichnet: Danach wollte Paris eine politische Annexion 
----def-Saar.2s 'Der Zusammenschluß mit Frankreich habe die Saar in wirtschaftlicher 
Hinsicht benachteiligt, kaum sei sie über den Status einer Kolonie hinausgewach­
sen. Im Innern hätten die jeweiligen Machthaber - zunächst also die Militärregie­
rung, dann das Regime von Johannes Hoffmann - jegliche lästige Opposition mit 
Gewalt unterdrückt. Theodor Eschenburg hat in einem Standardwerk zur Geschich­
te der Bundesrepublik von einem "Anschluß" der Saar an Frankreich gesprochen. 
Über die innenpolitische Situation führt er aus: "Die christliche Volkspartei unter 
Johannes Hoffmann und die Sozialdemokratische Partei des Saarlandes kamen 
französischen [Parteien] gleich, ähnlich wie die Kommunistische Partei in der 
russischen Zone einer sowjetischen".26 Ein anderer Autor bezeichnete Johannes 
Hoffmann als "Protektorats-Chef'.27 
Kollektive Erinnerung führte hier die Feder. Mangelnder Zugang zu den Akten 
stützte die Spekulation. Neuere Studien haben inzwischen einiges korrigiert, bei­
spielsweise die These von der Annexion der Saar28 oder der "penetrl:\tion culturel­
lichen Museums im Saarbrücker Schloß, Saarbrücken 1990; Rainer Hudemann, Raymond Poidevin 
(Hrsg.), Die Saar 1945-1955. Ein Problem der europäischen Geschichte, 1945-1955, München 
1992. 
20 Raymond Poidevin, Der Faktor Europa in der Deutschlandpolitik Robert Schumans, Som­
mer 1948 bis Frühjahr 1949, VfZG, 33 (1985), S. 406-419; ders., Robert Schuman. Homme d'Etat, 
1866-1963, Paris 1986; Ulrich Enders, Der Konflikt um den Beitritt der Bundesrepublik und des 
Saargebiets zum Europarat, in: Ludolf Herbst, Werner Bührer, Hanno Sowade (Hrsg.), Vom 
Marshallplan zur EWG, Die Eingliederung der Bundesrepublik Deutschland in die westliche Welt, 
München 1990, S. 19-46; Yvonne Kempf, Die Wiedergutmachung im Saarland, in: JWLG, 17 
(1991), S. 241-262; Bruno Thoß, Die Lösung der Saarfrage 1954/55, in: VfZG, 38 (1990), S. 225­
288; Ulrich Lappenküper, Der Schuman-Plan. Mühsamer Durchbruch zur deutsch-französischen 
Verständigung, in: VfZG, (24) 1994, S. 403-445. 
21 Heinrich Küppers, Bildungspolitik im Saarland, Saarbrücken 1984.
 
22 Frank Steinmeyer, Weil über allem Elend dieser Zeit die Heimat steht. Literatur und Politik
 
im Werk von Johannes Kirschweng, St. Ingbert 1990. 
23 Rainer Möhler, Entnazifizierung in Rheinland-Pfalz und im Saarland unter französischer 
Besatzung von 1945 bis 1952, Mainz 1992. 
24 Ulrich Pohlmann, Die Saarfrage und die Alljierten, 1942-1948, Frankfurt 1993. Hierzu 
ausführlich: Armin Heinen, Außenpolitik als autonome Sphäre, in: Saarbrüker Hefte, 69 (Juni 1993), 
S. 100-102. 
25 Einen Überblick zur Forschungs-Diskussion um eine durch Frankreich scheinbar beabsich­
tigte Annexion der Saar gibt: Rainer Hudemann, Die Saar zwischen Frankreich und Deutschland, 
1945-1947, in: R. Hudemann, R. Poidevin (Hrsg.), Die Saar, S. 23f. 
26 Theodor Eschenburg, Hermann Graml, Wolfgang Benz, Jahre der Besatzung, 1945-1949, 
Wiesbaden 1983, S. 101. 
27 Tilman Mayer (Hrsg.), Jakob Kaiser, Gewerkschafter und Patriot. Eine Werkauswahl, Köln 
1988, S. 96. 
28 R. Hudemann, Die Saar, S. 25ff.; vgl. auch U. Pohlmann, Die Saarfrage, S. 43ff., 221. 
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le".29 Man wird gewiß nicht mehr von "Kolonie" sprechen wollen, dafür sind die werden. Dabei gilt es auszuwählen. Gerade das Saarthema erfordert eine Begren­
Beweise für eine wirkliche Autonomie zu dicht.3o Und doch, letztlich sind es kaum zung, denn beinahe jede Feststellung muß unmittelbar aus den Dokumenten selbst 
mehr als Einzelheiten, über die wir wirklich Näheres wissen. Eine Geschichte der ermittelt werden. Die Studie wird das Schwergewicht auf das Wechselverhältnis 
Saar zwischen 1945 und 1955 ist mit dem vorhandenen Material nicht zu schreiben. von Politik und Ökonomie legen.35 Damit zielt sie auf den Kern der "Saarfrage". 
Sie bildet ein bislang kaum angereichertes Desiderat der Historiographie zur jünge- Die Beziehungen zwischen Frankreich und der Saar beruhten auf ökonomischen 
ren deutschen Vergangenheit. Interessen. Wirtschaftliche Sachverhalte kennzeichneten die innere Lage des Saar-
Der FragenkataIog voiiMaiia zenner, den SIe 1980 anlaßhch emes Kolloqumms 1 
··-landes.Wenn Werner Kaltefleiter für die Bundesrepublik die "Konjunktur als Fragestellung 
bei der Konrad-Adenauer-Stiftung vorlegte, ist größtenteils immer noch unbeant­
wortet: Wer waren die Initiatoren und Träger der französischen Saarpolitik in den 
Jahren 1944-1947? Wie erfolgte die Entscheidungsfindung? Welchen Anteil hatten 
die saarländischen Politiker an der Wirtschaftsunion? Welche Ziele verfolgten sie 
dabei? Wie nahmen die Saarländer selbst die Wirtschaftsunion auf?31 Andere 
Fragen sind anzufügen: Wodurch läßt sich die vergleichsweise hohe Industriepro­
duktion der frühen Nachkriegszeit erklären? Was waren die Gründe für die politi­
sche Krise 1947/48? Noch immer fehlt eine Analyse des politischen und wirtschaft­
lichen Systems der Saar 1948-1955. Die Phasen der bundesdeutschen Saarpolitik 
sind ebensowenig herausgearbeitet worden wie die Einflüsse und Entscheidungs­
mechanismen in Frankreich. Welche Etappen der Saargeschichte 1948-1955 lassen 
sich unterscheiden? Und was waren die maßgebenden Faktoren?32 Die Wirtschafts­
politik ist überhaupt noch nicht thematisiert worden. Und wie steht es um die 
ökonomische Bilanz der Autonomiejahre? Aus nachvollziehbaren politischen Grün­
den hat man später eine strukturelle Benachteiligung gegenüber der Bundesrepublik 
angeführt. Aber hält diese These einer kritischen Wertung stand? Wie lebten die 
Saarländer, wie hoch war ihr Lebensstandard, wenn man ihn mit der Lage in 
Westdeutschland verglich? Der ReferendumswaWkampf hat einige Aufmerksam­
keit gefunden. Und doch ist es notwendig, die bisherigen Darstellungen zu ergän­
zen. Die Alltagserfahrung der Menschen muß stärker als bisher zur Erklärung des 
Abstimmungsverhaltens herangezogen werden.33 
Eine "Gesamtdarstellung" der Geschichte der Saar 1945-1955 ist das Ziel der 
folgenden Darlegung. Das Dickicht der widerstreitenden Aussagen soll durchbro­
chen,34 das so reichlich vorhandene Quellenmaterial zusammengeführt, geordnet 
29 So noch: Raphaelle Meret, La politique culturelle franr,;aise en Sarre de 1939 a 1949, in: 
Revue d'histoire diplomatique, 101 (1987), S. 79-96. Die Gegenposition eines hohen Maßes 
kultureller Eigenbestimmung vertritt mit überzeugenden Argumenten: H. Küppers, Bildungspolitik. 
30 So insbesondere H. Küppers, Bildungspolitik; R. Möhler, Entnazifizierung; Michael Sander, 
Die Verfassung des Saarlandes. Politische Planung und politischer Erfolg Frankreichs, in: R. 
Hudeman, R. Poidevin (Hrsg.), Die Saar, S. 237-252. 
31 M. Zenner, Die Sonderentwicklung, S. 30f. 
32 Die klassischen Werke zur Saarfrage bieten kaum Hilfe, da sie entweder das Material den 
Phasen diplomatischer Verhandlungen zuordnen, so J. Freymond und W.R. Craddock, oder, wie 
R.H. Schmidt, eine rein chronologische Anordnung wählen. 
33 Vgl. ansatzweise: Jürgen Hannig, Separatisten - Nationalisten? Zum Abstimmungskampf 
1955, in: R. Hudemann, R. Poidevin (Hrsg.), Die Saar, S. 381-396; Michael Geib, ,,Eine Kleinigkeit 
hatten wir immer dabei." Geschichten übers Schmuggeln an der Saar, in: Stadtverband Saarbrücken, 
Regionalgeschichtliches Museum (Hrsg.), Von der ,Stunde 0', S. 233-244. 
34 Vgl. paradigmatisch die Autobiographien der beiden Hauptgegner des "Saarkampfes": 
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, Bestimmungsfaktor des Parteiensystems" ausgemacht hat,36 so waren die Verhält­
nisse im Saarland nicht grundsätzlich davon verschieden. 
Neben einer vertieften Kenntnis saarländischer Geschichte beabsichtigt die Un­
tersuchung, einen Beitrag zur Historiographie über die französische Deutschland­
politik zu leisten. Die Saar war Objekt außenpolitischer Entscheidung ebenso wie 
sie einen Ort des Gegen- und Miteinanders darstellte. Anknüpfend an neuere 
Arbeiten zur französischen Besatzungszone, wird die Vielfalt der Einflußfaktoren 
darzustellen sein.37 Eine Beschränkung auf Diplomatiegeschichte im klassischen 
Sinne wird dem Gegenstand nicht gerecht. Jede Darstellung benötigt ein ausrei­
chend komplexes Modell ihres Untersuchungszieles. Ohne eine Analyse des fran­
zösischen politischen Systems, ohne Berücksichtigung des Faktorenbündels außen­
und innenpolitischer Zwänge sowie solcher, die sich vor Ort, an der Saar selbst, 
ergaben, bleibt die Saarpolitik unverständlich. Die Darstellung bedarf hierfür klarer 
Orientierungen, wenn sie sich nicht verlieren will. Sie muß ausgehen von einem 
angemessenen Konzept außenpolitischer Entscheidungsfindung. An geeigneter Stelle 
werden dementsprechend Aussagen aus dem Bereich der Theorie internationaler 
Beziehungen, der Bürokratietheorie und der politischen Ökonomie in den Argu-
Johannes Hoffmann, Das Ziel war Europa, München 1963; Heinrich Schneider, Das Wunder an der 
Saar. Ein Erfolg politischer Gemeinsamkeit, Stuttgart 1974. 
35 Die Arbeit steht nicht für sich allein. Sie ist eingebettet in ein größeres, von der VW-Stiftung 
gefördertes und von Rainer Hudemann geleitetes Projekt unter dem Titel: "Wirtschaft. Gesellschaft 
und Politik an der Saar, 1945-1955". Abgeschlossen ist die Dissertation von Hans-Christian Herr­
mann, Sozialer Besitzstand und gescheiterte Sozialpartnerschaft. Sozialpolitik und Gewerkschaften 
im Saarland von 1945 bis 1955, Saarbrücken 1995, während die Dissertation von Judith Hüser über 
"Kirche, Gesellschaft und Politik" voraussichtlich 1997 vorliegen wird. 
36 Werner Kaltefleiter, Wirtschaft und Politik in Deutschland. Konjunktur als Bestimmungs­
faktor des Parteiensystems, Köln u. Opladen 1966. 
37 Einen Forschungsüberblick bieten: Rainer Hudemann, Französische Besatzungszone, 1945­
1952, in: Claus Scharf, Hans-Jürgen Schröder (Hrsg.), Die Deutschlandpolitik Frankreichs und die 
französische Zone 1945-1949, Wiesbaden 1983, S. 205-248 sowie: ders., Sozialpolitik im deut­
schen Südwesten zwischen Tradition und Neuordnung, 1945-1953. Sozialversicherung und Kriegs­
opferversorgung im Rahmen französischer Besatzungspolitik, Mainz 1988, S. I ff.; Edgar Wolfrum, 
Französische Besatzungspolitik in Deutschland nach 1945. Neuere Forschungen über die "vergesse­
ne Zone", in: NPL, 35 (1990), S. 50-62; AdolfKimmel, Die deutsch-französischen Beziehungen, in: 
NPL, 35 (1990), S. 472--483, 36 (1990), S. 247-260; Rainer Hudemann, Frankreichs Besatzung in 
Deutschland. Hindernis oder Auftakt der deutsch-französischen Kooperation?, in: Joseph Jurt (Hrsg.), 
Von der Besatzungszeit zur deutsch-französischen Kooperation / De la periode d'occupation a la 
cooperation franco-allemande, Freiburg 1993, S. 237-254; Comelia Rauh-Kühne, Forschungen zur 
französischen Zone. Geschichte der Besatzungspolitik oder Geschichte der Besatzungszeit?, in: 
IMS, 1994, H. 2, S. 16-21. 
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mentationsgang einfließen.38 Letztlich geht es um eine Analyse von Entscheidungs­
prozessen in demokratischen Systemen. Inadäquate Infonnationsverarbeitung wer­
den wir als wesentliches Problem kennenlernen, aber auch die Möglichkeit zur I 
Revision von Entscheidungen. 
Der Vergleich mit Westdeutschland verspricht einen ergänzenden Aufschluß 
hinsichtlich einiger zentraler wirtschaftshistorischer Fragestellungen. Zu nennen 
sind: das Konzept der Rekon~stiuktion, die Funktionsweise des Bewirtschaftungssy­
stems, die Bedeutung der Währungsreform und des Marshallplans für den Wirt­
schaftsaufschwung, die Etappen der "deutschen" Außenhandelspolitik sowie der 
Einfluß ordnungspolitischer Grundfaktoren auf das ökonomische Geschehen. Der 
Blick von außen, die im Vergleich zur Bundesrepublik teilweise anderen Gegeben­
heiten an der Saar erlauben, Sachverhalte genauer ins Auge zu fassen. So zeigt sich, 
daß die liberale Phase des deutschen Außenhandels erst 1952 begann, daß selbst 
dann noch Grenzen und Beschränkungen wirksam waren und daß die Wirtschafts­
offensive gegenüber der Saar eine erkennbare politische Funktion hatte. 
Auf welchen Quellen beruht die Untersuchung? Die Aktenlage im Saarland Quellen 
selbst ist schwierig.39 Offenbar wurden zahlreiche Unterlagen vernichtet, ist ande­
res Material derzeit noch nicht abgeliefert worden, fehlte 1945-1955 eine heutigen 
Gewohnheiten entsprechende Behördenstruktur mit dem Ergebnis einer insgesamt 
geringeren Schriftlichkeit. Nicht, daß es vollkommen an Materialien mangelte. So 
konnten Unterlagen des Regierungspräsidiums, der Verwaltungskommission, des 
Amtes für auswärtige und europäische Angelegenheiten,40 des Wirtschaftsministe­
riums sowie einzelner Ausschüsse des Landtages eingesehen werden. Die Überlie­
ferung ist allerdings häufig bruchstückhaft und unvollständig. Zusammenhänge 
sind schwierig zu ermitteln. 
Ganz anders sieht es auffranzösischer Seite aus.41 Hier gibt es einen umfangrei­
chen, gut erhaltenen Aktenbestand. Nach Hunderten zählen die Dossiers, zumeist 
38 Die Literatur wird an entsprechendem Ort nachgewiesen. 
39 Eine Übersicht zu den Beständen des Landesarchivs Saarbrücken mit näheren Informationen 
zu den Arbeitsvoraussetzungen geben: Wolfgang Laufer, Hans-Walter Herrmann, Das Landesarchiv 
Saarbrücken. Einführung in Geschichte, Aufgaben, Bestände und Benutzung, Saarbrücken 21983. 
40 Hierzu: Michael Sander, Die auswärtigen Behörden des Saarlandes 1952 bis 1956, in: 
Wolfgang Haubrichs (Hrsg.), Zwischen Saar und Mosel. Festschrift für Hans-Walter Herrmann zum 
65. Geburtstag, Saarbrücken 1995, S. 473-486. 
41 Hinweise geben: Stefan Martens, Saisir l'avenir et garder le passe. Die Pariser Archive, ihre 
Bestände und deren Schicksal, in: HZ 247 (1988), S. 357-368; Rainer Hudemann, Deutsche 
Geschichte in französischen Archiven. Nachkriegsakten in Colmar und Paris - Archivgut zur 
neueren Geschichte in Nantes, in: Der Archivar, (42), 1989, S. 475-488; Pierre Even, Deux siecles 
de relations franco-allemandes. Les papiers des representations diplomatiques et consulaires fran~ai­
ses en Allemagne conserves au Centre des Archives Diplomatiques de Nantes, in: Francia, 16/3 
(1989), S. 83-97; Marie Hamon, Les Archives de l'occupation fran~aise en Allemagne et en 
Autriche a Colmar, in: ebd, S. 98-99; Edgar Wolfrum, Das französische Besatzungsarchiv in 
Colmar. Quelle neuer Einsichten in die Nachkriegsgeschichte, 1945-1955, in: GWU, 40 (1989), S. 
84-90; Stefan Martens, Inventarisierte Vergangenheit. Frankreich zehn Jahre nach Öffnung der 
staatlichen Archive, in: Francia, 17/3 (1990), S. 103-109; Sandrine Heiser, Guide des Archives de 
I'occupation fran~aise en Allemagne et en Autriche, Memoire de D.E.S.S., Colmar 1990. 
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gut gefüllt mit doppelseitig beschrifteten Blättern. Inhaltlich decken sie ein breites 
Feld ab. 
Welche Bestände sind verfügbar? Zu nennen sind die Saarabteilung des Quai 
d'Orsay, die Unterlagen der Militärregierung in Baden-Baden, die Archivalien des 
Hohen Kommissariats (Kabinettsakten und Mission Juridique), die Akten des fran­
zösischen Finanz- und Wirtschaftsministeriums, die Dokumente des Militärarehivs 
Tn-Vlr1cennes sowie Materialien verschiedener Privatarchive, so z.B. diejenigen des 
ehemaligen Hohen Kommissars Gilbert Grandval oder des Technischen Direktors 
der Saargruben Jacques Dontot. Eingesehen wurden auch die Saarbetreffe des 
Nachlasses von Georges Bidault. 
Für die Untersuchung maßgebend war der Zugriff auf Unterlagen verschiedener 
Provenienz. So kam in den französischen Quellen sowohl die Sicht der Pariser 
Ministerien zum Vorschein als auch jene der französischen Vertreter vor Ort. Die 
umfangreiche Presseberichterstattung erlaubte es, die öffentliche Diskussion detail­
liert zu verfolgen, während Analysen der französischen Sicherheitsdienste einen 
Einblick in die Stimmungslage breiter Bevölkerungsschichten an der Saar ennög­
lichten. Da die bundesdeutsche Saarpolitik unsere Untersuchung nur am Rande 
betrifft,42 beruhen die entsprechenden Kapitel auf gedruckten Dokumenten. 
Um das Fehlen von Aktenbeständen an der Saar selbst auszugleichen, wurden 
zeitgenössische Zeitungen und einschlägige Zeitschriften systematisch in die Un­
tersuchung einbezogen. Die Saarländische Volkszeitung diente hierbei als wichtig­
ste Quelle, da sie die Haltung der regierungstragenden CVP widerspiegelte und 
einen ausführlichen Wirtschaftsteil enthielt. Weiteres Material fand sich in den 
einschlägigen Fachorganen, die nicht selten wirtschaftspolitisch deutlich Position 
bezogen. Genannt seien: die Saar-Wirtschaft, der Saar-Handel, die jeweiligen 
laufenden Publikationen der Industrie- und Handelskammer, der Arbeitskammer, 
der Gewerkschaften oder der Sparkassen. Wichtige Infonnationen enthielten die 
Saarländischen Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen sowie die Kurzberichte, wel­
che vom Statistischen Amt des Saarlandes herausgegeben wurden. 
Von Beginn an standen Wirtschaftsfragen im Mittelpunkt des Saarkonflikts. 
Entsprechend zahlreich sind die zeitgenössischen Stellungnahmen und Studien. Wir 
finden rechtswissenschaftliehe Darlegungen43, Branchenanalysen44 und Untersu­
42 Hierzu demnächst die Dissertationen von Winfried Schumacher (Köln) und Martin Kerkhoff 
(Trier). 
43 Manfred Schäfer, Die Belastung physischer Personen durch die Einkommensteuer in Frank­
reich und dem Saarland, 1948/49, Saarbrücken o.D.; Robert Muller, Le rattachement economique de 
la Sarre ala France. Une contribution a l' etude des unions douanieres et economiques, Paris (Diss.) 
1950; Arnim Opitz, Die Steuerbelastung der Saarbetriebe im Jahre 1950, Frankfurt (Diss.) 1950; 
Oswald Hager, Die Frankeneröffnungsbilanz im Saarland und die DM-Eröffnungsbilanz. Ein kriti­
scher Vergleich, Frankfurt (Diss.) 1952; Bodo Paul, Bedeutung und Auswirkungen der Bilanzauf­
stockung im Saarland unter dem Aspekt betriebswirtschaftlicher und steuerlicher Erfordernisse, 
Saarbrücken (Diss.) 1954; Josef Christrnann, Die Problematik der Koordinierung französischer und 
saarländischer Steuergesetze bei der umsatzsteuerlichen Erfassung des Handwerks, Saarbrücken 
(Diss.) 1954; Klaus Martin, Die Errichtung der französisch-saarländischen Währungsunion im Jahre 
1947 und die sich daraus ergebenden Maßnahmen des französischen Staates hinsichtlich des 
Kreditwesens im Saarland. Eine Darstellung der im Saargebiet geltenden französischen Währungs­
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chungen der wirtschaftlichen Struktur.45 Auch dieses reiche Material ist bislang 
kaum ausgewertet. 
Über die wirtschaftliche Lage des Saarlandes ist trefflich gestritten worden. Wir 
haben versucht, das zugrundeliegende Zahlenmaterial neu zu berechnen. Es ist 
nicht unwichtig - um ein Beispiel zu nennen -, ob man das Vergleichsjahr 1938 
wählt, wie es die deutschen Kritiker zumeist getan haben46 - wobei 1938 für höchst 
unterschiedliche wirtschafÜlcheI:;agen in Frankreich und Deutschland steht -, oder 
ob man das Jahr 1929 zum Ausgangspunkt nimmt, mit durchaus ähnlichen Voraus­
setzungen. In der Regel werden wir die Wahl des Basisjahres genau begründen. 
Die folgende Darstellung besteht aus zwei Hauptteilen. Im ersten Teil wollen wir Gliederung der 
Arbeit und erste	 Auskunft geben über die Gründe des Wirtschaftsanschlusses. Ausgehend von zwei 
Thesen	 Basiskategorien politischer Systemanalyse, nämlich der Fähigkeit zur angemesse­
nen Wahrnehmung politischer Probleme und der adäquaten Entscheidungsfindung, 
wird gezeigt werden, daß das Saarproblem die Verarbeitungskapazität des französi­
schen politischen Systems 1945-1947 überforderte. 
gesetze, Bankenaufsichtsgesetzgebung und Kreditkontrollen, Saarbrücken (Diss.) 1955; Uwe Web­
ster Kitzinger, The economics ofthe Saar question, Oxford 1955; Walter Tholl, Die saarländischen 
Großgenossenschaften des Konsumentenhandels und die vergleichbaren Unternehmungen des selb­
ständigen Handels in der Wettbewerbswirtschaft, Saarbrüken (Diss.) 1955; Claus Elmar Weidig, 
Das saarländische Geld- und Kreditwesen bei der Eingliederung des Saarlandes in die Bundesrepu­
blik Deutschland, Saarlouis 1962. 
44 Fritz Blumenauer, Absatzfragen der Saarindustrie lJach 1945, Tübingen (Diss.) 1950; Walter 
Marzen, Kosten und Finanzierung des Wohnungsbaues im Saarland, 1945-1950, Saarbrücken 
(Diss.) 1950; Herbert Müller, Gruppenarbeit und Gruppenlohn im saarländischen Steinkohlenberg­
bau, Mainz (Diss.) 1950; Hans-Günther Binkle, Die Stellung der eisenschaffenden Industrie an der 
Saar in den Wirtschaftsgebieten Frankreichs und Deutschlands von 1920-1950, Innsbruck (Diss.) 
1953; Anton Ernst Oldofredi, Die Landwirtschaft des Saarlandes mit besonderer Berücksichtigung 
ihrer soziologischen und volkswirtschaftlichen Bedeutung sowie ihrer betriebswirtschaftlichen Ent­
faltungsmöglichkeiten, Hohenheim (Diss.) 1953; Francis Roy, Der saarländische Bergmann, Saar­
brücken 1954; Joachim Becker, Die eisen- und metallverarbeitende Industrie des Saarlandes. Ihre 
Lage bei einer europäischen Integration, Würzburg 1958. 
45 Dr. Köster, Die Bevölkerungsentwicklung im Saarland, 1939-1946, Saarbrücken 1946; 
Institut national de la Statistique et des Etudes economiques, L'economie de la Sarre, Paris 1947; 
Haut-Cornmissariat de le Republique Franyaise en Sarre, L'agriculture en SaITe, Saarbrücken 1948; 
Department of State, Division of Research for Europe, Office of Intelligence Research, Economic 
Survey of the Saar, Washington 1948; Herbert Thaden, Der industrielle Wiederaufbau an der Saar. 
Eine volkswirtschaftliche Analyse der Vor- und Nachkriegsentwicklung, Heidelberg (Diss.) 1948; 
Presidence du Conseil (Hrsg.), Trois ans de presence franyaise en Sarre, Note documentaires et 
etudes, N 991, 1948; R. Muller, Le rattachement economique; Wemer Bosch, Die Saarfrage. Eine 
wirtschaftliche Analyse, Heidelberg 1954; Arbeitskammer des Saarlandes, Die Entwicklung der 
Löhne an der Saar, 1934-1954, Saarbrücken, Dezember 1954; Fritz Hellwig, Saar zwischen Ost und 
West. Die wirtschaftliche Verflechtung des Saarindustriebezirks mit seinen Nachbarregionen, Bonn 
1954; Georg Weber, Grundzüge der saarländischen Wirtschaftsstruktur unter Berücksichtigung der 
Entwicklung seit 1947, (Diplomarbeit ms.), Saarbrücken 1955; Manfred Bode, Die schleichende 
Demontage im Saarland und ihre Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit der Saarwirtschaft, 
Innsbruck (Diss.) 1955; Jacques Dirtks-Dilly, La Sarre et son destin, Paris 1956; Franyois Muller, 
L'economie sarroise. Ses problemes, ses industries debase, sa position dans la CECA, Paris (Diss.) 
1956. 
46 Vgl. etwa F. Hellwig, Saar zwischen Ost und West, S. 39, 70,163. 
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Das zweite Kapitel des ersten Hauptteils stellt die Frage, warum die Saar sich 
wirtschaftlich rascher erholte als andere deutsche Regionen. Dies mag insofern 
interessieren, als die Forschung die Ursachen des verspäteten deutschen Wiederauf­
stiegs in den letzten Jahren kontrovers diskutiert hat. Es wird dargelegt werden, daß 
die französische Verwaltung in besonderer Weise die Bedingungen des Bewirt­
schaftungssystems berücksichtigte, daß ihre Politik den gesellschaftlichen Voraus­
setzungen' in Deutschland besser angepaßt war als jene der Engländer an der Ruhr. 
Die Produktivität lag an der Saar höher als in Westdeutschland. Die Beschäftigten 
arbeiteten mehr, weil sie mehr aßen; und sie waren besser versorgt, weil sie mehr 
arbeiteten. 
Die Frankeneinführung und die Schaffung des autonomen Saarstaates begünstig­
ten den wirtschaftlichen Rekonstruktionsprozeß. Und doch waren sie Anlaß einer 
frühen Krise der saarländisch-französischen Beziehungen. Dies ist Thema des 
dritten Kapitels. Mit falschen Erwartungen gingen die Saarländer in die Union. Sie 
waren überfordert, als sie sich gleichzeitig in einer neuen politischen Heimat und in 
einem neuen wirtschaftlichen Umfeld zurechtfinden sollten. Die Währungsreform 
bedeutete auch in der Bundesrepublik politische Herausforderung, aber an der Saar 
förderte sie die Distanz zu Frankreich. 
Der zweite Hauptteil beschreibt das politische und ökonomische System der Saar 
1948-1955. Stichworte in diesem Zusammenhang sind "Kanzlerdemokratie", "Le­
gitimationsdefizit", "wirtschaftliche Monostruktur", "ökonomische Voraussetzun­
gen der Politik". Das Gefüge der Entscheidungsfindung in Frankreich und Deutsch­
land hinsichtlich der Saarfrage soll untersucht werden. Von "bürokratischer Ent­
scheidungsfindung im politischen Raum" ist in diesem Zusammenhang die Rede 
und von "innenpolitischer Einmischung und europäischer Rhetorik". 
Die Etappen der Saargeschichte werden herausgearbeitet. Sie waren das Ergeb­
nis ökonomischer Gegebenheiten und politischer Konstellationen. Frankreich schei­
terte politisch bereits 1950/51. Aber noch trug die Union, weil die wirtschaftlichen 
Vorteile das Mißbehagen dämpften. In den Jahren 1951/52 gewann die französische 
Diplomatie die Initiative zurück. Die ökonomischen Daten sprachen zugunsten 
enger Wirtschaftsbeziehungen mit Frankreich. Gleichwohl deuteten sich einzelne 
Brüche an. Zwischen 1953 und 1955 verlor Paris den Nimbus des europäischen 
Vorreiters, wurde es wirtschaftlich von der Bundesrepublik deutlich übertroffen. 
Das brachte die Wende. 
Schließlich gilt der Blick der saarländischen Wirtschaftspolitik im engeren Sin­
ne. Auf der Basis des in den vorangehenden Kapiteln erarbeiteten Materials sowie 
ergänzender Beobachtungen wird zu zeigen sein, daß in dem vergeblichen Versuch, 
das Wirtschaftsgeschehen zu beeinflussen - und später - die Wirtschaftsstruktur zu 
ändern, die Saarregierung Einfluß auf die Wirtschaftsordnung fordern mußte. Da­
mit stellte sich für Paris die grundsätzliche Frage nach Nutzen und Charakter der 
Wirtschaftsunion. 
Das abschließende Kapitel zieht die ökonomische Bilanz der Zeit 1948-1955 
und beschreibt die politische Niederlage der Autonomiebefürworter. Kulturelle 
Mißverständnisse, so lautet eine der zentralen Thesen, waren maßgeblich für das 
Scheitern der französischen Saarpolitik verantwortlich. Alte und neue Politikstile 
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bestimmten das Abstimmungsverhalten von 1955. Die "Saatjahre", so wird zu 
zeigen sein, bildeten den Höhepunkt des saarländischen Weges in die Moderne. 
Zehn Jahre verspätet im Vergleich zur Bundesrepublik machte sich das Saarland 
1957/59 auf den Weg in den notwendigen Strukturwandel der Nachkriegszeit. 
Die vorliegende Arbeit will die Geschichte des Saarlandes auf der Basis der jetzt Lesehinweise 
in breitem Umfange zugänglichen Quellen erzählen. Sie bedient sich dabei stellen­
weise sozialwissenschaftricherKategonen und Deutungsansatze, so z.tl., wenn von 
"Perzeptionsmöglichkeiten" und "differierenden Entscheidungsverfahren" die Rede 
ist, wenn die Theorie des Bewirtschaftungssystems und der parallelen Märkte 
skizziert wird, wenn schließlich Verlaufs-, Struktur- und Wirtschaftsordnungspoli­
tik unterschieden werden. Dennoch steht immer der historische Sachverhalt im 
Mittelpunkt, soll auch der nicht sozialwissenschaftlich geschulte Leser der Argu­
mentation folgen können. Der Rückbezug auf die Soziologie, die Politikwissen­
schaft oder die Wirtschaftswissenschaft hilft, den Gedankengang zu straffen, soll 
die Argumentation schärfen. 
Über die Renaissance der Erzählung in der Geschichtswissenschaft ist in den 
letzten Jahren viel geschrieben worden. Dabei geht es um das Verhältnis von 
Theorie und Narration, um einen vermuteten Gegensatz zwischen beiden, oder ­
wie Jörn Rüsen nachgewiesen hat - um deren Verbindung.47 Struktur und Prozeß 
bilden Schlüsselkategorien zum Verständnis der Saargeschichte. Doch griffe die 
Untersuchung zu kurz, wenn sie nicht ebenso die Freiheit zum Handeln berücksich­
tigte, die individuelle Wahrnehmung historischer Gegebenheiten einbezöge. Die 
vorliegende Untersuchung versteht sich als Versuch, die Geschichte der Saar be­
greiflich, interessant und dabei doch theoretisch gesättigt darzulegen. Analyse und 
Beschreibung lautet das Ziel. Die prägnante Formulierung lädt zum Widerspruch 
ein oder soll ganz einfach Neugier wecken. 
Saargeschichte 1945-1955 will ausführlich erzählt sein. Sie umfaßt "mehr" 
Geschichte als ursprünglich angenommen. Sie kann Lehrbeispiel sein über den 
Kreis des Saarraumes und seiner Menschen hinaus. Liebgewordene Vorurteile gilt 
es aufzugeben. Der Bericht wurde umfangreicher, als zu Anfang geplant war. 
Wer sich schnell über die wichtigsten Themen und ausgewählte Thesen infor­
mieren will, sei auf den Schluß der Arbeit verwiesen. Der bringt eine knappe 
Zusammenfassung. Die Kapitel selbst enthalten Einleitungen und längere Resü­
mees. Sie sind so konzipiert, daß sie für sich nacheinander gelesen einen Überblick 
über die Arbeit gewähren wollen. Die Gliederung am Ende des Bandes ist ausführ­
47 Vgl. Jürgen Kocka (Hrsg.), Theorie und Erzählung in der Geschichte (Theorie der Geschich­
te. Beiträge zur Historik, Bd. 3), München 1979; Jürgen Kocka, Zurück zur Erzählung? Plädoyer für 
historische Argumentation, in: GG, 10 (1984), S. 395-408; Pietro Rossi (Hrsg.), Theorie der 
modernen Geschichtsschreibung, Frankfurt 1987; Jörn Rüsen, Grundzüge einer Historik, 3 Bde., 
Göttingen 1983-1989; ders., Zeit und Sinn. Strategien historischen Denkens, Frankfurt 1990. - Die 
Debatte hat jetzt auch die öffentliche Diskussion erreicht, vgl.: Roger Chartier, Geschichtswissen­
schaft muß Sozialwissenschaft bleiben. Zahlreiche Herausforderungen haben die Arbeit der Histori­
ker erschüttert; ihnen kann produktiv begegnet werden, in: Frankfurter Rundschau, 28.9.1994, S. 9. 
- Um die Zwänge erzählerischer Darstellung geht es auch bei der Debatte um die Hitler-Biographie 
von Marlis Steinert, vgl. Süddeutsche Zeitung, 26.9.1994. 
22 
I 
lich gehalten. Sie soll die gezielte Suche nach einzelnen Sachverhalten unterstützen. 
Doch sie hat noch einen zweiten Zweck: Sie dient der Rekapitulation des Argumen­
tationsganges, der zusammenfassenden Einordnung des berichteten Sachverhaltes. 
Schließlich will sie neugierig machen, zum Lesen anregen. Besondere Sorgfalt galt 
den Marginalien. Sie sind Blickfang, unterstützen die Orientierung auf den Seiten, 
helfen bei der Einordnung des Erzählten, wollen einzelne Textteile knapp zusam­
-menfassen;--Schließlich ist der Text um zahlreiche bildliche Elemente ergänzt. Sie 
dienen als Einstieg in ein Thema, als Beleg der Aussagen, wollen den Argumenta­
tionsgang bewußt durchbrechen, sind schließlich optischer Anreiz, das Buch in die 
Hand zu nehmen. 
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H. BESATZUNG UND WIRTSCHAFTSANSCHLUSS
 
(1944-1948)
 
A. ENTSCHEIDUNGSPROZESS: AM ANFANG WAR DER KRIEG 
1. Einführung 
Am 22. Oktober 1952 veröffentlichte die Liberation eine Karikatur. Robert Schu­
man war da zu sehen, so wie ihn die französischen Karikaturisten gerne zeichneten: 
spitznasig und mit hoher Stirn. Nachdenklich, offenbar mit sich selbst im Dialog, 
nahm er seinen Weg. Nur wenige Meter entfernt lagen die Ausläufer eines Gebirges 
schwarzer Hügel. Allenfalls begünstigt durch den momentanen Sonnenschein, lugte 
jenseits der Bergspitzen ein Schild hervor, das über die geographische Lage der 
Bergkeue Aufschluß gab. "Saar", war dort zu lesen. Und das half offensichtlich 
Robert Schuman, denn er erinnerte sich: "Ach, das war doch die Sache mit der 
Kohle. Die machen da tatsächlich noch ein Gebirge draus ... ". Als Franzose konnte 
man den Text auch anders lesen: "Faire une montagne de quelque chose", heißt 
soviel wie: "Aus einer Mücke einen Elefanten machen".l 
~ 
.. ..
..... ­
- Cette histoire de charbon, ils vont 
encore en fa i re une montagne... 
1 Eine Kopie der Karikatur findet sich in: J0.11.1952, Revue de presse de Ja Regie des Mines de 
Ja Sarre, MAE, EU Europe 1949-1955, Sarre 62. 
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Krise der 
französischen 
Saarpolitik 
Frühe kritische 
Bewertung des 
Kohlenbedarfs 
Noch während des Koreabooms hatten die Saargruben kaum genug Kohle för­
dem können. Nun aber begannen andere Zeiten und erinnerten an die Jahre unmit­
telbar nach dem Wirtschaftsanschluß der Saar. Damals, 1948-1950, hatten die 
saarländischen Bergarbeiter Feierschichten einlegen müssen,2 weil der Transport 
anderer Güter als der Saarkohle wichtiger geworden war.3 Der saarländische Gru­
bendirektor Robert Baboin fürchtete im Juni 1948, daß in Zukunft eine oder zwei 
Feierschichten wöchentlieiteingelegt ", .. . 
seiner Mitarbeiter: "C'est inconcevable et ce serait gravement injuste pour les 
mineurs sarrois. '<4 Die Lage stabilisierte sich in den Folgemonaten, doch schon im 
März 1949 füllte überschüssige Kohle erneut die Halden. Im August 1950 lagen 
knapp 600.000 t auf Lager.5 Verzweifelt wandte sich Robert Schuman an Monnet: 
Ob es denn nicht möglich sei, saarländischen Kumpeln Arbeitsplätze in Lothringen 
anzubieten, während die derzeit dort beschäftigten ausländischen Arbeitskräfte in 
andere französische Reviere verlegt würden. Die jetzige Situation widerspreche den 
ursprünglichen Argumenten für den Wirtschaftsanschluß der Saar. Ja, der Tresor 
leiste finanzielle Unterstützung, nur um die überschüssige Saarkohle durch Subven­
tionen auf dem deutschen Markt abzusetzen.6 
Schuman sprach einen wunden Punkt an. Tatsächlich hatte die französische 
Politik den Saaranschluß immer mit dem enormen Kohlenbedarf Frankreichs be­
gründet. Noch am 14. November 1947, als das französische Parlament über die 
Einführung der Frankenwährung an der Saar zu entscheiden hatte, erläuterte der 
Vorgänger Schumans, Georges Bidault, die französischen Ansprüche damit, daß 
Deutschland mehr als genug Kohle besitze, indes Frankreich auf Hilfe und Unter­
stützung der Saar dringend angewiesen sei.? Bidault sprach aus, was viele glaubten. 
Die Saar solle helfen, die französische Kohlenbilanz zu verbessern. Die Absatzkrise 
an der Saar kam überraschend. 
Dabei hätte die französische Öffentlichkeit und hätten die Politiker informiert 
sein können. Eine Studie der offiziösen Zeitschrift Etudes et conjoncture kam 
bereits im November 1946 zu dem Schluß, daß alle kohlenproduzierenden Länder 
erhebliche Mittel in die Ausweitung ihrer Kohlengewinnung steckten und mit Voll­
endung der Arbeiten ein Überfluß im Angebot zu erwarten sei. Allerdings vermute­
te die Untersuchung, daß der Zeitpunkt nicht vor fünf oder gar zehn Jahren erreicht 
sein würde. Ein Engagement an der Saar erforderte erhebliche finanzielle Aufwen­
dungen: ,,11 serait donc necessaire qu'avant d'effectuer de fortes immobilisations 
dans le bassin de la Sarre, nous ayons obtenu certaines garanties politiques. De 
toutes manieres, le delai serait assez long pour parvenir acette haute productivite, et 
2 6.3.1948, Telegramm Grandval an MAE, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 46; Mai 1950, 
Saarbergknappe. 
3	 17.3.1948, Dobler, Fiche pour le General, AOFAA Dossiers Dobler, lere Serie, 158/I/5. 
4	 15.6.1948, Baboin an Lacoste, MAE, Z Europe 1944-1949. Sarre 46. 
5	 Statistisches Amt des Saarlandes (Hrsg.), Statistisches Handbuch für das Saarland. 1950, 
S.	 101. 
6 25.1.1950. Schuman an Monnet. MAE. EU 1949-1955. Sarre 227. 
7 14.11.1947. Rede Bidaults vor der Assemblee Nationale. MAE Z 1944-1949. Sarre 29. 
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comme il faut du coke pour notre metallurgie, coke que la Sarre ne peut fournir, le 
probleme de la Ruhr reste au premier plan de nos preoccupations."g 
Zu ähnlichen Ergebnissen war bereits im Dezember 1944 die wirtschaftspoliti-
I	 sche Abteilung des Quai d'Orsay gekommen, als sie eine Grundlagenstudie zur 
zukünftigen Saarpolitik erarbeitete. Diese verwies auf die vielen Standortnachteile 
der Saar, die geringe Eignung der Saarkohle zur Kokserzeugung, die ungünstigen 
. Tran-spOItwege: Die Hüttenindustrie habe schon immer zu kämpfen gehabt. Poli­
tisch seien die Probleme vielleicht noch größer. Und dennoch kam die Darlegung zu 
dem Resultat, daß ein Anschluß der Saar anzustreben sei, da jede andere Politik 
mehr Risiken berge. Frankreich bedürfe einer Unterstützung im Kohlebereich, in 
welcher Form auch immer. Trotz dieses Votums vermochte die wirtschaftspoliti­
sche Abteilung keine überzeugende, in sich schlüssige Perspektive für eine Saarpo­
litik zu entwickeln, weder ökonomisch, noch politisch.9 
Warum gleichwohl die saarländisch-französische Wirtschaftsunion vollzogen 
wurde, wird uns in den folgenden Teilen beschäftigen. Wir wollen zunächst nach 
den Möglichkeiten einer angemessenen Wahrnehmung lO der zukünftigen Saarpro­
bleme fragen, dann soll der Entscheidungsprozeß im einzelnen beschrieben werden. 
Unser Argument lautet, daß die Saarfrage die Verarbeitungskapazität des politi­
schen Systems in Frankreich unmittelbar nach dem Krieg überforderte. Der Wirt­
schaftsanschluß der Saar erfolgte aus ganz anderen Gründen denn als Folge eines in 
sich stimmigen, auf die Saar bezogenen politischen und ökonomischen Konzepts. 
Weiterhin, wenn bereits im Frühjahr 1948 die Kohle nur unter Schwierigkeiten 
ihren Weg zu den Abnehmern fand, dann war dafür paradoxerweise eine ganz 
außerordentlich erfolgreiche Wirtschaftspolitik der französischen Besatzungsmacht 
verantwortlich. Diesem Gesichtspunkt widmen wir das zweite Unterkapitel. Im 
1	 dritten Kapitel sollen die ökonomischen und politischen Folgen der Frankeneinfüh­
rung beschrieben werden. 
1 
I 
8 INSEE, Le probleme charbonnier europeen. Conjoncture et perspectives d'evolution, in: 
Etudes et Conjoncture, Economie mondiale, I, (1946), Nr. 6, S. 138. 
9 4.12.1944, Direction des Affaires Economiques, Note sur le territoire de la Sarre, MAE, Z 
Europe 1944-1949, Sarre 10. 
10 Methodisch ähnlich: Klaus Hänsch, Frankreich zwischen Ost und West. Die Reaktion auf 
den Ausbruch des Ost-West-Konflikts, 1946-1948, Ber!in u. New York 1972. Hänsch hat das I	 kommunikationstheoretische Modell von Kar! W. Deutsch für seine Untersuchung adaptiert. Im 
Folgenden soll ebenfalls von Perzeption und Lernprozessen die Rede sein, im Mittelpunkt werden 
jedoch die Entscheidungsverfahren stehen. -Vgl. auch Joachim Hütter, Einführung in die internatio­
nale Politik, Stuttgart 1976, S. 42ff. 
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Fragestellung 
2. Die Perzeption der Saarfrage in Frankreich 
a. Zeit der großen Entwüife (1944-1945) 
(1) Alles mußte neu gemacht werden - Die Folgen der deutschen Besatzung 
Der unvollen­ Wenn wir nach der Struktur der französischen Saarpolitik fragen und die Entschei­
dete Sieg dungsprozesse verstelien wollen, so müssen wir die politische und wirtschaftliche 
Situation Frankreichs zu Kriegsende kennen. Schauen wir uns also die Lage im 
Winter 1944/45 kurz an: 
Als die deutschen Truppen Paris am 25. August 1944 verließen, war der Krieg 
für Frankreich nicht beendet. Das nördliche Elsaß blieb in deutscher Hand, ebenso 
Teile Lothringens.! Frankreich mußte seine militärischen Anstrengungen fortset­
zen, gar verstärken. Dabei hatte das Land den Tiefschlaf des demütigenden Waffen­
stillstands im Wald von Compiegne gewählt, um sich in der privaten Sphäre der 
öffentlichen Zumutung zu entziehen. 
Die unmittel­ Die neue Zeit begann mit wilden Säuberungen, denen die staatliche Epuration 
baren Kriegs­ folgte. De Gaulle führte als Chef der provisorischen Regierung inneren und äußeren 
folgen Widerstand zusammen. Gleichwohl blieben konkurrierende Legitimationsansprü­
che bestehen, um so mehr, da die Parteien gegen den auf seine charismatische 
Führungsrolle bauenden Ministerpräsidenten allmählich Fuß faßten. 
Die Wirtschaft war stärker in Mitleidenschaft gezogen als nach dem 1. Welt­
krieg. Wie kaum ein anderes Land hatte Deutschland Frankreich ausgebeutet.2 Das 
war zwar immer noch besser als die Politik der verbrannten Erde im Osten, dennoch 
lag die Produktion damieder. Der Index der Industrieerzeugung erreichte gerade 42 
Prozentpunkte auf der Basis von 1938. Ein Viertel der Ausrüstungsgüter war 
zerstört. Die Landwirtschaft entwickelte sich in Teilen zurück zur Selbstversor­
gung. Das Transportsystem schien gänzlich zusammengebrochen. Frankreich mar­
schierte mit den Siegern an vorderster Front, aber die Franzosen merkten jetzt erst, 
daß der Spuk der Niederlage von 1940 nicht so rasch verschwinden würde. Der 
Winter 1944/45 war der erste, den die Konsumenten, welche keine vorrangige 
Priorität hatten, ohne Kohlenzuteilung durchlebten. Die Franzosen murrten: unter­
ernährt, ohne Kohle, ohne Gas, ohne Elektrizität.3 Die eisenerzeugende Industrie 
kam nicht auf Trab, weil Koks fehlte, und deshalb stagnierte auch die verarbeitende 
Industrie.4 
I Zu den innenpolitischen Voraussetzungen der französischen Deutschlandpolitik ausführlich: 
Dietmar Hüser, Frankreichs "doppelte Deutschlandpolitik". Dynamik aus der Defensive - Planen, 
Entscheiden, Umsetzen in gesellschaftlichen und wirtschaftlichen, innen- und außenpolitischen 
Krisenzeiten, 1944-1950, Berlin 1996. 
2 Christoph Buchheim, Die besetzten Länder im Dienste der deutschen Kriegswirtschaft wäh­
rend des Zweiten Weltkrieges. Ein Bericht der Forschungsstelle für Wehrwirtschaft, in: VfZG, 34 
(1986), S.117-145. 
3 Hubert Bonin, Histoire economique de la IVe Republique, Paris 1987, S. 55. 
4 Rolande Trempe, Les trois batailles du charbon, 1936-1947, Paris 1989, S. 24ff. 
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I (2) Traumata der Vergangenheit und die Aufgaben der Gegenwart 
Die "Wiedergeburt" Frankreichs begann bereits vor dem Krieg. Im Gefolge derI Absage an den Weltwirtschaftskrise, die das Land zwar weniger dramatisch, aber nachhaltig präg­ Malthusianis­
te, verlor der klassische Liberalismus seinen Rückhalt. Mit einem Male waren die mus 
Politiker bereit, in die Geschicke der Wirtschaft einzugreifen. Zugleich wuchs eine 
--Schichtjunger Technokraten heran, die mehr Sachkompetenz einklagten und staat­
liche Initiativen forderten. Die Rolle des Staates wurde neu definiert. Als die 
Bürokratie nach 1944 daran ging, ihr Programm zu verwirklichen, konnte die 
immer noch malthusianistisch geprägte Untemehmerschaft kaum Widerstand lei­
sten, da sie sich in der Kollaboration gründlich diskreditiert hatte. 
Wie sah die Analyse der neuen ökonomischen Führungskader aus? In ihren 
Augen lagen die Ursachen der Niederlage von 1940 in längerfristigen Strukturver­
werfungen der französischen Gesellschaft. Diese war noch wesentlich vorindu­
striell geprägt, eine blockierte Gesellschaft, welche den Take off zur modernen 
Wirtschaftsweise nicht vollzogen hatte. 1938 lebten 48% der Franzosen auf dem 
Lande, nur zwei Prozent des Volkseinkommens dienten der Erzeugung von Produk­
tionsgütern, während die USA hierfür fünf Prozent aufbrachten und die UdSSR gar 
zehn Prozent. Die große Depression hatte alles nur noch verschärft, die Investitions­
tätigkeit gemindert, den traditionellen Individualismus und das Unbehagen gegen­
über der modernen, großindustriell geprägten Konkurrenzwirtschaft seitens der 
Unternehmer und der Bauernschaft vergrößert. Jetzt galt es, Frankreich auf neue 
Zeiten vorzubereiten, Erziehungsaufgaben wahrzunehmen, ausgetretene Pfade zu 
verlassen.5 
Wenn es einen objektiven Grund gab dafür, daß Frankreich hintanstand, dann 
Kohlenmangel
schien dies die fehlende Kohlengrundlage der französischen Wirtschaft zu sein. Vor und ökonomi­
dem Krieg war Frankreich der bedeutendste Importeur gewesen. Bis zu 42 Prozent sche Stagnation 
der Kohlenmengen waren eingeführt worden.6 Der spezifische Verbrauch pro Kopf 
lag bei 2,1 tjährlich, in England bei 4,15 t und in Amerika bei 5,1 t. Vor allem fehlte 
Kokskohle, zwei Drittel mußten importiert werden. Wie es mit den eigenen Gruben 
vorwärts gehen würde, war nicht abzusehen. Ende 1944 lag die Schichtleistung 
gerade bei der Hälfte der Werte für 1938. Dazu kamen die hohen Gestehungskosten 
aufgrund ungünstiger Lagerverhältnisse und viel zu geringer Investitionen. Hier 
mußte etwas geschehen. England fiel, wie sich bald herausstellte, als Kohlenliefe­
rant aus und ebenso die Ruhr. 1947 kam der bei weitem größte Anteil an Importkoh­
le aus den USA. 
5 Die Literatur zum Thema ist beinahe unüberschaubar. Hier nur eine kleine Auswahl: Stanley 
Hoffmann u.a., A la recherche de la France, Paris 1963. Vertiefend: Richard F. Kuisel, Capitalism 
and the state in modern France. Renovation and economic management in the twentieth century. 
Cambridge 1981. Dazu kritisch: Patrick Fridenson, Andre Straus (Hrsg.), Le capitalisme franc;ais. 
1ge et 20e siecle. Blocages et dynamismes d'une croissance, Paris 1987. Vgl. des weiteren: Lütte 
Müller-Ohlsen, Strukturwandlungen und Nachkriegsprobleme der Wirtschaft Frankreichs, Kiel 
1952; H. Bonin, Histoire economique; Yves Trotignon, La France au XXe siecle, Bd. I. Jusqu'en 
1968, Paris 1985, S. 209ff.; Richard Vinen, Bourgeois politics in France, 1945-1951, Cambridge 
1995. 
6 Jean Romeuf, Le Charbon, Paris 1949, S. 111. 
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Machtfaktor 
Stahl 
Ungleichge­
wichtiges 
Wachstum 
Verfügungsgewalt über Kohle hieß zunächst: ökonomische Sicherheit für die 
eigene Wirtschaft und Devisenersparnis in einer Zeit extremer Engpässe im Bereich 
des Außenhandels. Das 19. Jahrhundert hatte man als Zeitalter der Kohle bezeich­
net. Das war vielleicht nicht mehr ganz richtig, aber nach wie vor spielte Kohle die 
Rolle des bedeutendsten Energieträgers, bildete die Grundlage zahlreicher Maschi­
nenkreisläufe, war unverzichtbar für die Hüttenindustrie und heizte die Wohnungen 
der Privatleute. Ausreralende Kohle war durch nichts zu ersetzen. SchlIeßlich, 
würde nicht eine privilegierte Kohlenversorgung gewährleisten, daß Frankreichs 
Wiederaufbau schneller erfolgte als der Deutschlands?7 
Sicherheit vor Deutschland meinte Ausbau der eigenen Industrie, bedeutete, 
deutsche Kohle für eigene Zwecke zu nutzen, stand vor allem dafür, die französi­
sche Hüttenindustrie zu stärken. Der Wohlstand und die Stärke einer Nation schie­
nen sich in der Stahlerzeugung pro Kopf der Bevölkerung zu bemessen. Der 
Wiederaufbau war offensichtlich abhängig von einer ausreichenden Versorgung 
mit Grundmaterialien, nur so ließen sich die Brücken reparieren, das Eisenbahnnetz 
wiederherstellen, Bauwerke neu errichten. Aktuelle und zukünftige Erfordernisse 
sprachen für ein Engagement zugunsten der Schwerindustrie. Die französische 
Hüttenindustrie sollte auf dem Weltmarkt die deutschen Stahlwerker verdrängen, 
denn angesichts einer ausbaufähigen heimischen Erzbasis rechneten sich die fran­
zösischen Wirtschaftsplaner besondere Chancen aus. Die geforderte Begrenzung 
der deutschen Stahlproduktion sollte unter diesen Voraussetzungen die notwendige 
Kohlenbasis sicherstellen, die Modernisierung vor Konkurrenz abschotten und der 
eigenen Wirtschaft einen Marktvorsprung gewährleisten.8 
Das französische Konzept für die Nachkriegszeit ging bewußt von einem un­
gleichmäßigen Wachstum aus. Die Idee war, durch Steuerung von Grundstoffen, 
die staatlicher Beeinflussung zugänglich waren, eine selbsttragende Modernisie­
rung in Gang zu setzen. Ein Überangebot an Kohle, ein Überangebot an Stahl 
sprach kaum gegen das Modell, wenn denn die anderen Wirtschaftsbereiche profi­
7 Zur Perzeption eines gravierenden Mangels an Kohle: Oktober 1948, Reponse francraise au 
questionnaire de I'Organisation Europeenne de Cooperation Economique sur le Programme along 
terme, S. 43, MAE Nantes, Mission Juridique, FV-19; INSEE, Le probleme charbonnier europeen; 
J. Romeuf, Le charbon; Raymond Poidevin, Frankreich und die Ruhrfrage, 1945-1951, in: HZ, 228 
(1979), S. 317-334; ders., La France et le charbon allemand au lendemain de la deuxieme guerre 
mondiale, in: Relations internationales, 44 (1985), S. 365-377; John Young, The Cold War and the 
Western Alliance, 1944-1949. Foreign Policy and post-war Europe, Leicester u. London 1990, S. 
18,89. 
8 10.1948, Reponse francraise au questionnaire de l'Organisation Europeenne de Cooperation 
Economique sur le Programme along terme, S. 43, MAE Nantes, Mission Juridique, FV-19; Albert 
Denis, Diskussionsbeitrag, in: Henry Rousso (Hrsg.), De Monnet a Masse, Enjeux politiques et 
objectifs economiques dans le cadre des quatre premiers plans, 1946--1965, Paris 1986, S. 157; 
Roger Biard, La siderurgie francraise. Contribution al'etude d'une grande industrie francraise, Paris 
1958, S. 7; Alan S. Milward, La planification francraise et la reconstruction europeenne, in: Bernard 
Cazes, Philippe Mioche (Hrsg.), Modernisation ou decadence, Aix-en-Provence 1990, S. 93.; 
Constantin Goschler, Christoph Buchheim, Werner Bührer, Der Schumanplan als Instrument franzö­
sischer Stahlpolitik. Zur historischen Wirkung eines falschen Kalküls, in: VfZG, 37 (1989), S. 171­
206. 
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tierten.9 Allein die ausreichende Versorgung war wesentlich. Daten und Erfah­
rungswerte der Vergangenheit ließen sich auf die Zukunft kaum projizieren. Wie 
sich die Stahlindustrie in Deutschland entwickeln würde, konnte man nicht vorher­
sehen; eine starke französische Stahlindustrie würde in jedem Falle ein Faustpfand 
darstellen. Dazu kam, daß infolge der Bewirtschaftung der Bedarf deutlich über­
schätzt wurde. Im Verhältnis zu ihrem Wert, blieb die Kohle viel zu billig. Die 
.-- verunsicherten Verbraucher legten daher große Vorräte an, andere verschwendeten 
den wertvollen Rohstoff. Erst als die Preise im Januar 1948 deutlich anstiegen, 
entspannte sich die Lage. 10 
Wenn wir das politische Klima charakterisieren, die Perzeptionsmöglichkeiten 
zukünftiger Entwicklungen in der Zeit vom Ausgang des 2. Weltkrieges bis zu den 
ersten Friedensmonaten schildern, dann dürfen wir nicht vergessen, die "großen 
Pläne" zu erwähnen. Das Deutschland Hitlers hatte vorgeführt, wie Politiker Welt­
geschichte schrieben. Morgenthau legte sein Konzept zur Agrarisierung und Tei­
lung Deutschlands vor, das für viel Wirbel sorgte. Die Alliierten einigten sich auf 
die Westverschiebung Polens, wobei nur offen blieb, ob die Oder oder die Neiße die 
Grenze bilden sollte. Gleichzeitig hatte der totale Krieg ein Zerrbild der Gegeben­
heiten in Deutschland projiziert, das nach dem Mai 1945 auf den ehemaligen 
Kriegsgegner zurückfiel. 
Allmachtsgedanken und Revanchegelüste, eine Karikatur des Bildes von Deutsch­
land, das nationalsozialistische Selbstdarstellung widerspiegelte, Hunger und Kälte 
prägten die Alltagserfahrungen. Die politische Entwicklung im eigenen Land schien 
vielen Franzosen Aufregung genug. Frankreich war mit sich selbst beschäftigt und 
wußte, daß es mehr Kohle und mehr Stahl benötigte und daß dies auch für die 
Zukunft gelten würde. 11 
(3) Die Saar -	 zu unbedeutend, um Interesse zu wecken, wichtig genug, um sie 
nicht zu vergessen 
Die Franzosen interessierten sich kaum für Außenpolitik, selbst allgemeine politi­
sche Informationen fanden nur zu einem Viertel ihre Leser. 12 Deutschland war zwar 
ein Thema, zu dem die Befragten sich bei demoskopischen Untersuchungen gerne 
äußerten, die Kenntnisse waren jedoch gering. Selbst im Juli 1954 glaubten 51 
9 Herman van der Wee, Der gebremste Wohlstand. Wiederaufbau, Wachstum, Strukturwandel, 
1945-1980, (Geschichte der Weltwirtschaft im 20. Jahrhundert, Bd. 6), München 1984, S. 329; 
Albert Denis, Diskussionsbeitrag, in: Henry Rousso (Hrsg.), De Monnet, S. 157. 
10	 Michel Catinat, La production industrielle sous la IVe Republique, in: Economie et statisti­
que, Nr. 129, Januar 1981, S. 23. 
11 5.2.1945, Marcel Ventenat, Le probleme de I'energie, Le Monde. 
12 K. Hänsch, Frankreich zwischen Ost und West, S. 9, 18ff., 59ff. - Zu den innenpolitischen 
Determinanten der französischen Deutschlandpolitikjetzt: Dietmar Hüser, Frankreich, Deutschland 
und die französische Öffentlichkeit, 1944-1950: Innenpolitische Aspekte deutschlandpolitischer 
Maximalpositionen, in: Stefan Martens (Hrsg.), Vom "Erbfeind" zum "Erneuerer": Aspekte und 
Motive der französischen Deutschlandpolitik nach dem Zweiten Weltkrieg, Sigmaringen 1993, S. 
19-64. 
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Prozent, daß die Deutschen den Krieg liebten.13 Gleichzeitig sah man Frankreich im Die Parteipolitiker ließen ihren Gefühlen freien Lauf. Noch war die Forderung 
Parlament und IVormarsch. Das eigene Land sei wieder eine Großmacht, meinten zwei Drittel im 
Dezember 1944.14 Das mußte sich beweisen: Für eine Rheinseparierung sprachen 
sich 67 bis 70 Prozent der Befragten aus. Eine Annexion der Saar und ihrer Gruben 
befürworteten sogar 75 Prozent. I5 Noch hatte DeutscWand nicht kapituliert. 
Die Zeitungen stießen in dasselbe Horn. Sie berichteten zwar eher selten über die 
Saar,16 doch im Zusammenhang mit den drängenden EnergIeproblemen war Immer 
wieder einmal davon die Rede. Jean Maroger war überzeugt, daß die Kohle die 
preußische Stärke begründet habe. Jetzt komme alles darauf an, die Kohlengruben 
in Besitz zu nehmen. I? Für Marcel Cachin, den Herausgeber der kommunistischen 
Humaniti,18 und für Marcel Ventenat in der Monde überschattete die Energiefrage 
alles andere. 19 Zwar seien die Abbaubedingungen an der Saar ungünstiger als an der 
Ruhr und eigne sich die Saarkohle weniger zur Verkokung, aber immer noch wären 
die Lagerbedingungen weitaus günstiger als im Nord-Pas-de-Calais. Zudem lägen 
Informationen vor, wonach die Gruben durch den Krieg nur wenig in Mitleiden­
schaft gezogen worden seien. "Dans I'etat de crise aigue que connaissent a I'heure 
actuelle nos ressources en charbon" müsse der mögliche Beitrag der Saar zum 
französischen Wiederaufbau als vital erachtet werden.2o James Dounadieu berichte­
te von neuen Ansätzen zur Verbesserung des Saarkokses. Eine Entscheidung für 
einen Anschluß der Saar an Frankreich bedeute eine Entscheidung für den Frieden. 
Frankreich bedürfe der Saar wie die Saar auf Frankreich angewiesen sei. KoWe und 
10thringisches Eisenerz stünden miteinander im Austausch. Die Jahre 1920 bis 
1935, die Jahre der Wirtschaftsunion zwischen Frankreich und dem Saargebiet, 21
seien für beide Länder Jahre einer erfolgreichen Wirtschaftsentwicklung gewesen.
Aus Lure, Haute Saone, meldete sich der dortige Handelskammerpräsident: Der 
jetzige Stahlmangel, der die eisenverarbeitende Industrie so sehr behindere, sei auf 
fehlende Koksmengen zurückzuführen. Die Saar könne Koks liefern, verfüge je­
doch über kein Erz. Was sei also natürlicher, als die Saar und Lothringen zusam­
menzuscWießen?22 
13 Adalbert Korff, Le revirement de la politique fran~aise aI'egard de l'Allemagne entre 1945 
et 1950, Ambilly-Annemasse 1965, S. 93ff. 
14 Jean-Pierre Rioux, La France de la Quatrieme Republique, Bd. I, L'ardeur et la necessite, 
1944-1952, Paris 1980, S. 20. 
15 Reinhard Schreiner, Bidault, der MRP und die französische Deutschlandpolitik, 1944-1948, 
Frankfurt 1985, S. 87, 209. 
16 6.1945, Bulletin interieur du Mouvement pour la liberation de la Sarre, MAE, Z Europe 
1944-1949, Sarre 66. Für das Elsaß: Patrick J. Schaeffer, L' Alsace et l' Allemagne de 1945 a 1949, 
Metz 1976, S. 250f. . 
17 29.5.1945, Le Monde. 
18 F. Roy WilIis, The French in Germany, 1945-1949, Stanford 1962, S. 32ff. 
19 4.15.2.1945, Marce! Ventenat, Le probleme de 1'energie, Le Monde; vgl. auch 6.17.5.1945, 
Marcel Tardy, La famine de charbon, ebd. 
20 8.19.4.1945, Marcel Ventenat, Les mines de charbon de la Sarre, Le Monde. 
21 15.5.1945, James Dounadieu, La Sarre unie a la France constitue un facteur de paix, Le 
Monde; ebenso 14.4.1945, Marce! Ventenat, L'industrie sarroise, ebd. 
22 31.5.1945, Eugene Cardot, President, Chambre de Commerce de Lure, Extrait du registre 
des deliberations, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 10. 
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einer Annexion der Saar billig zu haben. Im Zusammenhang mit dem anstehenden Parteien 
Waffenstillstand verabschiedete der außenpolitische Ausschuß der Provisorischen 
Beratenden Versammlung Anfang Mai 1945 mehrheitlich eine Entschließung, wo­
nach die Saar politisch an Frankreich angeschlossen werden solle. Für die Saarbe­
völkerung war lediglich ein Optionsrecht vorgesehen. Als Begründung wurden jene 
-Argumente vorgebracht, die auch in der Presse auftauchten: Das Recht Frankreichs 
auf Entschädigung und die historisch engen Bindungen zwischen Frankreich und 
der Saargegend.23 Später wurden die Äußerungen der Politiker vorsichtiger, aber 
mehr als allgemeine Floskeln, wonach Frankreich ein Anrecht auf die Saarkohle 
habe, waren nicht zu hören.24 Für eine intensive Beschäftigung mit der Saarfrage 
gab es keine Veranlassung. 
Am 1. Juni 1948 erinnerte sich der frühere Saarbeauftragte, Michel Debn~, der 
Stimmung im Frühjahr 1945: "Quand on a commence a parler, au lendemain de la 
capitulation hith~rienne, du rattachement economique de la Sarre a la France ... il 
semblait a tous que la tache fut facHe. C'est souvent le danger des formules: les 
mots, leur sonorite, plaisent a l'esprit aussi aisement qu' a l' oreille et il parait a tous, 
quand on les a prononces, que le travail qu'ils definissent est deja aux trois quarts 
acheve".25 
Es wäre Aufgabe einer funktionierenden Bürokratie gewesen, nachdenkliche Vielfalt 
Töne einzubringen. Doch was war von dem französischen Planungssystem geblie­ bürokratischer 
ben? Alle Verwaltungsstrukturen hatte der Krieg zerschlagen. Dem neuen Außen­ Konzepte 
minister Georges Bidault dauerte es viel zu lange, bis der administrative Apparat 
des Quai d'Orsay wieder aufgebaut war.26 Dabei waren die Voraussetzungen eher 
günstig, hatten sich doch viele Diplomaten rechtzeitig ins Ausland absetzen kön­
nen,27 während andere im technokratischen Vichy-Widerstand überlebten. Nicht, 
daß alles gänzlich neu gemacht werden mußte. Erste Überlegungen stellte schon das 
Freie Frankreich in Algier an. In Vichy bereitete eine Arbeitsgruppe um Jean 
Chauvel das Kriegsende gedanklich vor. Da war ein durchaus kritischer Blick 
vorhanden, wobei das Saarreferendum vom 13. Januar 1935 eine zentrale Rolle für 
die Argumentation spielte. 1935 hatten sich die Saarländer für eine Rückgliederung 
des durch den Versailler Vertrag separierten Saargebiets an (Hitler-)Deutschland 
ausgesprochen. Die Schlußfolgerung lautete, Frankreich könne nicht mehr, wie 
noch 1919, die Saar als Gebiet einklagen, das mit Frankreich geistig besonders eng 
verbunden sei. "Deutsch sei die Saar" und allenfalls eine kleine Grenzkorrektur 
möglich, welche die wichtigenWamdtfelder einschlösse.28 Hinsichtlich der Gedan­
23 8.5.1945, Le Monde; Thomas Isajiw, Was soll aus Deutschland werden? - Konzeptionen, 
Weg und Ergebnisse der französischen Deutschlandpolitik, 1940-1948. Darstellung und Dokumen­
tation auf der Grundlage unveröffentlichter Akten, Münster 1988, S. 88f.; R. Schreiner, S. 85. 
24 R. Schreiner, Bidault, S. 77ff.; Th. Isajiw, Was soll aus Deutschland werden?, S. 88f.; K. 
Hänsch, Frankreich, S. 38f. 
25 I. Juni 1948, Commission economique Lorraine-Alsace-Sarre, Proces-verbal de Ja seance, 
MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 40. 
26 J. Young, France, S. 20f. 
27 Jean Baptiste Duroselle, L'abfme, 1939-1945, Paris, 1982, S. 475. 
28 O.D., o.V., Le probleme de la Sarre et d'une rectification des frontieres fran"aises, MAE, 
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kenschärfe stach das eingangs erwähnte Dokument der wirtschaftspolitischen Ab­
teilung des Quai d'Orsay heraus. Nicht nur, daß es den begrenzten Nutzen der 
Saarwirtschaft für Frankreich hervorhob, es machte auch deutlich, daß ein An­
schluß finanzielles Engagement für die Saar impliziere. Ein klares wirtschaftspoliti­
sches Programm war in den Augen der Autoren notwendig, um eine organische 
Integration der Saar iIlQC::!lJr@.?:ösischen Wirtschaftsraum zu gewährleisten. Die 
Koksproduktion sollte gesteigert, die Hüttenindustrie eher geschwächt werden, 
wobei gleichzeitig die wirtschaftliche Stabilität der Saar sicherzustellen war. Poli­
tisch war eine kühne, eine kohärente Politik erforderlich, am besten eine rasche 
Annexion der Saar mit Ausweisung der Bevölkerung. Aber wo würden dann die 
Arbeitskräfte zu finden sein, die die ersehnte KoWe ans Tageslicht brachten? Jede 
andere Politik einer Saarabtrennung würde mit Sicherheit zum Aufleben von Natio­
nalismen führen, spätestens wenn Deutschland erneut Kraft gewinne. Frankreich 
mußte zwischen Alternativen wäWen, von denen keine als besonders wünschens­
wert anzusehen war. Nur soviel war den Autoren klar, daß ein Verbleib der Saar bei 
Deutschland das größte Risiko darstellte.29 
Andere machten es sich einfacher. Maurice Dejean, der das Freie Frankreich bei 
den Exilregierungen in London vertrat, war der Meinung, eine Annexion der Saar 
sei nicht von vornherein auszuschließen, auch wenn dies eine Deportation der 
"verpreußten" Bevölkerungsteile impliziere.3D Grundsätzliche Schwierigkeiten be­
standen für alle Planungen darin, daß Informationen fehlten. 31 So gewannen jene 
vorrangigen Einfluß, die eine besondere Saarkompetenz einbrachten. Abel Verdier 
war von 1935 bis 1939 als Konsul in Saarbrücken tätig gewesen. Nun legte er ein 
Dokument vor, das Thesen aus dem Juni 1940 in überarbeiteter Form aufgriff. Darin 
sprach er davon, daß die Saar in besonderer Weise mit Frankreich historisch 
verbunden sei, daß die Wirtschaftsunion in den Jahren 1920 bis 1935 ein voller 
Erfolg gewesen sei und daß Frankreich 1935 nur deshalb scheiterte, weil es auf 
politischem und kulturellem Feld versagt habe. Eine Annexion sei gar nicht not­
wendig, auch keine partielle Angliederung mit den Grenzen von 1814. Unter der 
Voraussetzung einer angemessenen französischen Politik sei die Saarbevölkerung 
bereit, sich Frankreich zuzuwenden.32 
Papier 1940, BECH 115. Auch der Außenkommissar Rene Massigli wandte sich entschieden gegen 
eine mögliche Annexion der Saar. 23.5.1944, Massigli an Bethouart, MAE, GU 1939-1945, Alger 
716. Vgl. ebenso: 6. Juli 1944, Alger, Note pour I'Ambassadeur, Politique 11 I'egard de I'Allemagne, 
AOFAA, Conseiller Politique, C.II.O, Paquet 1995. - Für Hinweise auf das Quellenmaterial und 
Kopien der Dokumente danke ich Dietmar Hüser. VgI. ergänzend: Th. Issajiw, Was soll aus 
Deutschland werden?, S. 54ff. 
29 4.12.1944, Direction des Affaires Economiques, Note sur le territoire de la Sarre, MAE, Z 
Europe 1944-1949, Sarre 10. 
30 8.8.1944, Telegramm Dejean an Massigli, MAE, GU 1939-1945, Alger 653. Zitiert nach 
einer Aufzeichnung von Dietmar Hüser. Vgl. auch 21.8.1944, Depais, London, Mission Diplomati­
que Fran9aise aupres des Gouvernements AIli6s, pour le General de Gaulle, Le probleme allemand, 
MAE, Y 1944-1949,278.; 9.11.1944, Proces-verbal de la reunion sous la presidence de M. Alphand 
sur le desarmement economique de I'Allemagne, MAE, Y 1944-1949, 394. 
31 O.V., O.D., Aufzeichnung zur Saargrenzziehung, MAE, Pap 1940, BECH 115. Auch dieses 
Dokument wurde mir freundlicherweise von Dietmar Hüser zur Verfügung gestellt. 
32 1.11.1944, La securite de la France et la question sarroise, Verdier, MAE, Z Europe 1944­
1949, Sarre 10. 
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Am vorsichtigsten waren vielleicht die handelnden Politiker, also Charles de 
Gaulle, der Chef der Provisorischen Regierung, und Georges Bidault, sein in der 
internationalen Diplomatie noch unerfahrener Außenminister. Auch wenn Belege 
dafür fehlen, so kannten sie doch vermutlich die widersprüchlichen Überlegungen 
ihrer Untergebenen. Sie hatten Prioritäten zu setzen. Selbst unter deutschlandpoliti­
schen Gesichtspunkten gab es wichtigere Fragen als die Saar. An vorderster Stelle 
'staildenRiieinund Ruhr. 33 Gewiß, die Saar repräsentierte ein Viertel der französi­
schen Kohlenproduktion, ein Drittel der Kokserzeugung und ebenfalls ein Drittel 
der Roheisenfabrikation.34 Aber verglichen mit der Ruhr, war das doch kaum der 
Rede wert. 
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De Gaulle vermied jede öffentliche Stellungnahme, selbst wenn neuglenge 
Journalisten ihn explizit zu seinen Saarplänen befragten.35 Georges Bidault war 
weniger vorsichtig, äußerte während einer bedeutsamen Pressekonferenz in San 
Francisco am 2. Mai 1945, daß die Saargruben in französischen Besitz übergehen 
müßten. 36 Insgesamt blieb die politische Öffentlichkeit Frankreichs gleichwohl 
33 5.10.1945, Allocution prononcee le 5 octobre 1945 par le General de Gaulle au Kurhaus 11 
Baden-Baden: ,,Je pense 11 la Ruhr, ce bassin qui possede tant de charbon dont I,Europe Occidentale 
et la France en premier lieu ont si grand besoin. Cette Ruhr est 11 la fois un gage et un instrument. Un 
gage, car sans elle, I'Allemagne ne pourra se relever. ... Un instrument pour Je relevement de 
I'Europe Occidentale et en particulier un instrument qui devra aider Ja France 11 devenir une grande 
puissance industrielle, but qu'elle ne peut atteindre qu'au moyen de la contribution de ce bassin 
minier." MAE, Y 1944-1949, 433. Über den unmittelbaren ökonomischen Nutzen hinaus besaß die 
Ruhr eine heute kaum mehr nachvollziehbare symbolische Bedeutung, s. dazu Andre Piettre, 
L'economie allemande contemporaine, Allemagne occidentale, 1945-1952, Paris o.J. (1952), S. 31. 
34 31.12.1946, J.P. Krafft, La Sarre, Etude financiere, AOFAA, Dossiers Debre, 3 C. Vgl. auch 
INSEE, L'economie de Ja SaITe, Paris 1947, insbes. S. 119ff. 
35 Charles de Gaulle, Discours et messages, Bd. 1, Juin 1940 - Janvier 1945, Paris 21970, S. 
504f., 518ff., 630f. 
36 Henry Rollet, L'intervention de la France dans la question allemande vue par les trois 
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führungslos. Die Saar bildete kein Thema, das auch nur in Ansätzen ausführlicher 
diskutiert, kritisch bewertet und kontrovers analysiert wurde. Frankreich stolperte 
blind in das Saarabenteuer, getragen von einer unbestimmten Erwartungshaltung 
der breiten Bevölkerung. 
Warum bemühten sich die Politiker nicht um größere Klarheit, um stärkere 
Stringenz der Politikin ihr~02'!f~tellungnach außen? Um die Frage zu beantwor­
ten, müssen wir den Zusammenhang mit der gesamten französischen Deutschland­
politik herstellen. Innen- und außenpolitische Gesichtspunkte spielten eine Rolle. 
Die Auffassung, wonach DeutscWand zu bestrafen sei, das eigene Land von Resti­
tutionen und Reparationen zu profitieren hätte, bildete einen tief verwurzelten 
Glaubenssatz. Er einte Rechte und Linke. Abweichende Stellungnahmen boten 
Politikern keine Chancen zur Profilierung, gefährdeten statt dessen den so wichti­
gen nationalen Konsens.3? Die breiten Schichten waren von der intellektuellen 
Diskussion des Widerstands ausgeschlossen gewesen, jetzt galt es, sie mit einer 
Rhetorik zurückzugewinnen, die ihre Wurzeln in der Vorkriegszeit fand. 
Auch außenpolitische Gesichtspunkte sprachen gegen eine Festlegung. Frank­
reich hatte den Krieg als Juniorpartner der Anglo-Amerikaner beendet und mußte 
seine Stellung als Großmacht mühsam zurückgewinnen. Unter diesen Umständen 
waren inhaltliche Festlegungen nur hinderlich. Indem de Gaulle konkrete Äußerun­
gen vermied, die Forderung nach Rheinabtrennung und Internationalisierung der 
Ruhr in den Vordergrund stellte, gewann er gegenüber den Alliierten eine Verhand­
lungsmasse, die eine eigenständige Position seiner Regierung begründete.38 Wie 
sich die Dinge wirklich entwickelten, was konkret mit der Saar geschah, mußte die 
Zukunft beweisen. 
b. Beginnender Kleinmut (1946-1947) 
(l) Aufregende Friedensjahre 
Statt der erwartet raschen Besserung der Alltagssituation erlebten die Franzosen, 
Inflation und wie ihr Einkommen seit Kriegsende stetig sank. Im April 1945 lag das Realeinkom­
Rationierung 
men bei 85 Prozent des Wertes von 1938, im Oktober 1947 erreichte es noch 60 
Prozent.39 Im selben Zeitraum galoppierten die Preise davon. Der Lebenshaltungs­
kostenindex kletterte von 590 im April 1945 auf 1250 im Oktober 1947.40 Dazu 
kamen die Rationierungen. Die tägliche Brotration sank im August 1947 aufgrund 
Grands, in: Klaus Manfrass, Jean-Pierre Rioux (Hrsg.), France-Allemagne, 1944-1947. Akten des 
deutsch-französischen Historikerkolloquiums Baden-Baden, 2.-5. Dezember 1986, Paris 1990, 
S.123. 
37 Raymond Aron, Reflections on the foreign policy ofFrance, in: Foreign Affairs, 21 (1945), 
S. 438-447. Zum Verständnis der französischen Deutschlandpolitik ist dieser Aufsatz von großer 
Bedeutung. Den Hinweis verdanke ich Dietmar Hüser. 
38 Vg1. Martina Kessel, Westeuropa und die deutsche Teilung. Englische und französische 
Deutschlandpolitik auf den Außenministerkonferenzen von 1945 bis 1947, München 1989. 
39 H. Bonin, Histoire economique, S. 135; J.P. Rioux, La France, Bd. 1, S. 120. 
40 J.-P. Rioux, La France, Bd. 1, S. 103. 
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einer katastrophalen Ernte auf 200 Gramm. Selbst die großen Veränderungen, die 
Nationalisierungen, die Sozialreformen vermochten die Lebenslage kaum kurzfri­
stig zu bessern. Nichts schien sich für die Menschen auf der Straße zu ändern, 
wenngleich der Index der Industrieproduktion den Wert von 1938 schon beinahe 
wieder erreichte.41 Die Arbeiter machten ihrer Unzufriedenheit in Streiks Luft, 
angetrieben von der Kommunistischen Partei, die im Herbst 1947 auf den Konfron­
._~ -tationsieur"Sder Kominform einschwenkte. 
Das Kriegsende hatte Frankreich in einer großen politischen Union von innerem 
und äußerem Widerstand erlebt. Die Regierung umfaßte Rechte und Linke gleicher­
maßen, angefangen bei de Gaulle bis hin zu den Kommunisten. Die Jahre 1946 und 
1947 sahen das Aufbrechen dieses Bündnisses. Zunächst schied de Gaulle aus. Im 
Mai 1947 sahen sich die Kommunisten von den Regierungsbänken verwiesen. Der 
Kalte Krieg zog spät in Frankreich ein. Die erstrebte MittlersteIlung zwischen den 
Westalliierten und der Sowjetunion sprach ebenso für eine vorsichtige Perzeption 
des beginnenden Ost-West-Gegensatzes seitens der politisch interessierten Öffent­
1ichkeit wie die Beteiligung der Kommunistischen Partei an den Regierungsge­
schäften. Außenpolitische Erfolge bedeuteten unter diesen Voraussetzungen Erfol­
ge der Deutschlandpolitik. In den Augen der meisten Franzosen sollte Deutschland 
maßgebend zur Genesung Frankreichs beitragen. 
(2) Erste kritische Stellungnahmen 
Kritische Stimmen zur französischen Saarpolitik meldeten sich erstmals im Früh­
jahr 1946 aus Lothringen. Zwischenzeitlich hatte Georges Bidault auf der Parla­
mentsbühne und in öffentlichen Demarchen an die Alliierten die französische 
Saarpolitik näher definiert. Es gehe darum, Deutschland seines ökonomischen 
Kriegspotentials zu berauben, die Gruben sollten in französischen Besitz überge­
hen, die Saar in den französischen Währungs- und Zollverbund integriert werden. 
Die politischen Zielvorstellungen blieben undeutlich, nur soviel war klar, daß die 
Saar aus dem deutschen Staatsverbund ausscheiden und einer französischen Ober­
hoheit unterstehen sollte. Alles weitere würde der Friedensvertrag regeln.42 
An der Saar selbst stieß das französische Ansinnen auf Sympathie. Namhafte 
Politiker drängten in einem Telegramm an die Pariser Außenministerkonferenz auf 
einen Wirtschaftsanschluß, andere votierten anläßlich aufsehenerregender Kundge­
bungen für eine politische Angliederung. In dieser Situation reagierte die Handels­
kammer Metz entschlossen: Die Propaganda für einen Anschluß der Saar an Frank­
reich nehme zu viel Platz in der französischen Presse ein, argumentierte sie.43 Der 
Republicain Lorrain initiierte eine Umfrage unter seinen Lesern und erhielt eine 
eindeutige Antwort: Die Saar müsse von Deutschland abgetrennt werden, ein 
41 Jean-Marcel Jeanneney, Tableaux statistiques relatifs a I'economie fran"aise et I'economie 
mondiale, Paris 1957, S. 29. 
42 12.2.1946, Note remise aux ambassadeurs a Paris des Etats-Unis d' Amerique, du Royaume­
Uni et de I'Union des Republiques Socialistes Sovietiques par le Ministre des Affaires Etrangeres du 
Gouvernement Provisoire de la Republique Fran"aise, in: Documents fran"ais relatifs al'Allemagne, 
Aoilt 1945 - fevrier 1947, Paris 1947, S. 17ff. 
43 11.5.1946, Resolution der Handelskammer Metz, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 11. 
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I Kritische Einwände fanden tatsächlich kaum Gehör. Die Saarfrage interessierte Pufferstaat böte in jedem Fall zusätzliche Sicherheit. Eine politische Annexion 
schied aus: Man kannte die Saarländer aus den Jahren 1940 bis 1944; die schlimm­
sten Nazis seien sie gewesen. Warndtabtrennung "sicherlich", Ausbeutung der Saar 
"gewiß", politische Annexion "nein"! Gleichwohl waren die Leser des Republicain 
Lorrain bereit, den Saarländern eine Bewährungschance einzuräumen. Nach 1544 
oder 20 lahrenkönns;JTI1:lngber eine politische Angliederung an Frankreich reden. 
Wie das alles zusammengehen sollte, Ausbeutung und pohtlsche Stablhtat der Saat, 
Instrumentalisierung zugunsten der französischen Wirtschaft und Reorientierung 
der Saarbevölkerung in Richtung Frankreich, darüber machten sich die Briefe­
schreiber wenig Gedanken. 
Lothringische Wirtschaftskreise bezogen gesondert Stellung. Sie verwiesen auf 
die Erfahrungen der Jahre 1920 bis 1935. Sicherlich, die eine oder andere Branche 
habe von der damaligen Wirtschaftsunion mit der Saar profitiert, in der Summe aber 
seien die Folgen eher negativ gewesen. Die These, daß die Saar und Lothringen eine 
Einheit bildeten, sei längst nicht mehr gerechtfertigt. Für die Hüttenindustrie spiele 
die saarländische Kohle keinerlei Rolle, im Unterschied zur Kohle aus dem Aache­
ner Raum und dem Ruhrgebiet. Bereits vor dem 2. Weltkrieg sei die französische 
Hüttenindustrie auf den Export angewiesen gewesen. Wenn der Modernisierungs­
plan verwirklicht würde, könne die französische Stahlindustrie erheblich mehr und 
günstiger produzieren. Welchen Sinn mache unter diesen Umständen eine Anglie­
derung der Saar und ihrer Hütten?45 Die Präfektur Metz formulierte den Gegensatz 
am schärfsten: Paris müsse sich entscheiden, wolle es die Entwicklung Lothringens 
oder die der Saar?46 
Die französische Arbeitgebervereinigung, der Conseil National du Patronat 
Kritik des CNP Fran~ais, griff das Thema ebenfalls auf, mit ähnlichen Argumenten. Die Saarkohle 
an der geplan­
ten Wirtschafts­ könne Frankreich gebrauchen, auch das Arbeitskräftepotential verspreche günstige 
union Perspektiven. Ein Absatzmarkt mit 850.000 Konsumenten sei für die französische 
Landwirtschaft und die Verbrauchsgüterindustrie nicht uninteressant, und dennoch, 
angesichts der zu erwartenden Schwierigkeiten bei den Hütten, den Gießereien, der 
Glasindustrie, der keramischen Industrie stelle sich die Frage, ob ein Wirtschaftsan­
schluß anzustreben sei. Würden nicht exakt abgegrenzte Außenhandelsregelungen 
zu besseren Ergebnissen führen? Resignierend gestand das Dokument ein, daß die 
Frage nur theoretischen Charakter besitze. Die Politik habe längst entschieden. Jetzt 
komme es darauf an, daß die Saar nicht einseitig von der Wirtschaftsunion profitie­
re. Absolute Gleichstellung sei notwendig und eine Regelung, die auf Dauer ange­
legt sei.47 
44 15.5.-10.6.1946, Zeitungsausschnitte aus dem Repub1icain Lorrain, AOFAA, SGAAA, P 
60, V 16/1.
45 27.6.1946, Deliberation, Chambre de Commerce et d'Industrie de 1a Moselle, MAE, Z 
Europe 1944-1949, Sarre 29.
46 16.4.1946, Prefecture Moselle, Secretariat general aux affaires economiques, MAE, Z 
Europe 1944-1949, Sarre, 29.
47 20.2.1947, CNPF, Note sur 1es problemes economiques poses par 1e rattachement de 1a Sarre 
a1a France, AOFAA, Dossiers Debre, 3C. Vgl. auch 21.11.1946, CNPF an Bidault, AN 457 AP 71, 
D 2; 12.12.1947, J. Aubrin (Chambre syndica1 de 1a siderurgie) an Bidau1t, AOFAA, Dossiers Debre, 
3C. 
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Vorrang für diejenseits der unmittelbar betroffenen Kreise nur wenige. Der Delegue Superieur an Politik 
der Saar, Gilbert Grandval, analysierte im September 1946, die französischen
 
Parteien wüßten hinsichtlich der Saar nicht, was sie eigentlich wollten. Immerhin
 
habe sich der PCF eindeutig zugunsten des Wirtschaftsanschlusses ausgesprochen;
 
manch zögernder Sozialistenführer ließe sich überzeugen, wenn man ihn darauf
 
---hinweise, daß eine kritische Stellungnahme zur Saar die nächsten Wahlen negativ 
beeinflusse.48 "Les elements dominants de la tendance parlementaire sont 
l'indifference, le scepticisme et l'ignorance."49 Die Saarfrage weckte kaum Begei­
sterung, ihre Bedeutung war zu gering, um mehr als ein dumpfes Gefühl anzuregen, 
daß dort etwas zu holen sei, was Frankreich in Zukunft Vorteile bringe. Der Quai 
d'Orsay nutzte seine Mittel, damit kritische Positionen keine unerwartete Publizität 
erhielten und erreichte, daß die Saarstellungnahme der Handelskammer Metz in den 
Zeitungen unerwähnt blieb.5o Allgemeines französisches Interesse habe Vorrang 
vor lokalen Interessen, lautete die entsprechende Erklärung.51 
(3) Instrumentalisierung der Saarfrage für die Innenpolitik 
Wie sehr innenpolitische Gesichtspunkte die Politik Bidaults bestimmten, wurde Rücksichtnahme 
bereits während der Pariser Außenministerkonferenz im Frühjahr 1946 deutlich.52 aufkonserva­
Der englische Außenminister Bevin hatte angedeutet, daß er bereit sei, die französi­ tive Wähler­
schichten
schen Saarbelange zu unterstützen, wenn Frankreich während der Pariser Konfe­

renz die englische Ruhrpolitik fördere. Bidault sah sich dazu nicht in der Lage. Um
 
die konservative Wählerschaft des MRP nicht zu verlieren, hielt er an der Trias von
 
Ruhrseparierung, Ablehnung deutscher Zentralverwaltungen und Saarwirtschafts­

anschluß fest - und durchkreuzte damit die Strategie Bevins. Der englische Außen­

minister begegnete allen sowjetischen Aspirationen auf die Ruhr mit dem Hinweis,
 
dieses Problem lasse sich nur im gesamtdeutschen Zusammenhang diskutieren,
 
einschließlich des zukünftigen Schicksals Schlesiens.53 Konsequent mußte er eine
 
gesonderte Behandlung der Saarfrage ablehnen.
 
Bidault lernte aus dem Scheitern, konzentrierte sich in der Folgezeit auf das
 
Kohlenproblem und die Saar. Gegenüber Bevin und Byrnes, dem amerikanischen
 
Außenminister, insistierte er im September, daß ein konkreter deutschlandpoliti­

scher Erfolg dringend geboten sei, damit seine Partei, der MRP, bei den für den 10.
 
November 1946 anstehenden Wahlen erfolgreich abschneide.54 Die westalliierten
 
48 7.9.1946, Eventue1 ajournement du reglement de 1a question sarroise, Grandval an Schneiter,
 
MAE, Z Europe 1944-1949, 15.
 
49 So eine Studie von 1949. Die Aussage war indes schon für die Zeit vor 1948 zutreffend. 
21.12.1949, O.V., Tableau des courants d'opinion en France al'egard du probleme de 1a SaITe, PA 
Grandval 13. 
50 11.5.1946, Resolution der Handelskammer Metz, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 11. 
51 14.5.1946, Proces-verba1 de 1a reunion tenue au CGAAA sous 1a presidence de M. Rene
 
Mayer au sujet du projet de rattachement economique de 1a SaITe a1a France, MAE, Z Europe 1944­

1949, SaITe 15.
 
52 Hierzu ausführlich: U. Poh1mann, Die Saarfrage, S. 11Off.
 
53 15.5.1946, 7th informal meeting, FRUS, 1946, Bd. 2, S. 393ff.
 
54 24.9.1946, Conversation entre M. Bidault et M. Byrnes, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe
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Außenminister reagierten angemessen, versprachen, daß sie in öffentlichen Erklä­
rungen die französische Position unterstützen würden.55 
Wirklich herausragende Bedeutung gewann die Saar während der Moskauer 
Außenministerkonferenz im Frühjahr 1947. Nicht daß Bidault die formelle Aner­
kennung des Saaranschlusses erzielte, darum ging es gar nicht, im Gegenteil. 
Bidault führte den sowjetischen Außenkommissar Molotow auf ein gefährliches . 
Parkett, ohne daßdieser-ffierkte,worum es sich eigefltlieh haRdelte. Mekflftals .1 
brachte Bidault die Saarfrage in die Gespräche ein, und immer wieder bat Molotow I 
um Bedenkzeit, als ob er davon nicht schon genug gehabt hätte.56 Wie anders 
reagierten die Westmächte. Sie unterstützen Bidault nicht nur in der Saarfrage, 
signalisierten vielmehr auch Entgegenkommen hinsichtlich erhöhter Kohlenliefe­
rungen von der Ruhr. Die französischen Zeitungen berichteten über den Sachverhalt 
ausführlich, und so diente die Saar im Frühjahr 1947 der innenpolitischen Veranke­
rung der Westbindung FrankreichsY 
Die französischen Kommunisten spielten die ihnen zugedachte Rolle brav mit. 
Das war wichtig, weil der PCF die größte Fraktion im französischen Parlament 
stellte. Hatten die Kommunisten bis dahin den Wirtschaftsanschluß der Saar offen­
siv vertreten, distanzierten sie sich mit einem Male von ihren Saarforderungen. Die 
Ruhr sei viel wichtiger, argumentierten sie, und konnten dafür gute Gründe vorbrin­
gen. Doch weil es die Kommunisten vorbrachten, verlor das Argument seine 
Überzeugungskraft, zwang es die anderen Parteien zu gegenteiligen Stellungnah­
men. 58 
Für Bidault bot ein Erfolg in der Saarfrage die Chance, in anderen Bereichen der 
Deutschlandpolitik größere Handlungsfreiheit zu gewinnen. Der Manchester Guar­
dian sah den Zusammenhang im Juni 1947 deutlich. Sollten im November die 
Außenminister erneut keine Regelung finden, würden viele Franzosen die Trizo­
nenbildung unter der Voraussetzung leichter hinnehmen, daß die Saar wirtschaft­
lieh an Frankreich angeschlossen werde.59 Der Wirtschaftsanschluß der Saar im 
November 1947 zielte auf die Beruhigung aufgebrachter Gemüter. Das Gefühl, 
Deutschland Schaden zugefügt zu haben, zumindest einen Teil der französischen 
17; 24.9.1946, Conversation entre M. Bidault et M. Bevin, ebd. Vgl. ebenso: FRUS, 1947, II, S. 154, 
182ff. Des weiteren: o.D., Koenig, Note personelle redigee a 1a suite de la reunion du 6.11.1946, 
MAE, Z Europe, 1944-1949, Sarre 17. 
55 Ebd. sowie 11.10.1946, Entretien entre M. Bidault et M. Bevin, MAE, Z Europe 1944--1949, 
Sarre 17. 
56 17.3.1947 Compte rendu analytique des conversations des Ministres des Affaires etrangeres 
relatives a la Sarre, MAE, Z Europe 1944--1949, Sarre 17; 10.4.1947,25. Sitzung, AOFAA, Cabinet 
Koenig, Pol III, K3; 11.4.1947,26. Sitzung, ebd. 
57 Vgl. Charles P. Kindleberger, The Gerrnan economy, 1945-1947. Charles P. Kindleberger's 
letters from the field, London 1989, S. 186; M. Kessel, Westeuropa, S. 216ff.; K. Hänsch, S. 96. 
58 Vgl. 1.7.1947, Tableau des courants d'opinion en France a l'egard du probleme de la Sarre, 
Grandval, PA Grandval 13. 
59 11.6.1947, Manchester Guardian, zitiert in: Bulletin des ecoutes, No. 1791, AOFAA, Cabi­
net Koenig, Pol III, L4. Vgl. des weiteren 21.8.1947, Unterredung Wallner-Bonnet, FRUS 1947, II, 
S. \046f.; 25.8.1947, Douglas an Marshall, ebd., 1093ff.; 17.12.1947, Unterredung Marshall­
Bidault, ebd., 81lf. 
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Forderungen gegen Deutschland und gegen die Alliierten durchgesetzt zu haben, 
kompensierte die scheinbaren Niederlagen in anderen Teilbereichen französischer 
Deutschlandpolitik.60 
c. Fehlende Zielabgrenzung 
Die Diskussion um die französische Saarpolitik hätte fruchtbarer gestaltet werden 
können, wenn die Ziele deutlich herausgearbeitet worden wären. Vielen jedoch 
genügte der Hinweis auf die Kohlenschätze. Sollten gleichwohl Zweifel vorge­
bracht werden, wie von der Chambre de Commerce in Metz, daß nämlich Frank­
reich weniger auf Saarkohle angewiesen sei als auf die Kohle der Ruhr, legitimierte 
eine andere Argumentationskette die französischen Forderungen. Es gehe um die 
ökonomische Schwächung Deutschlands, hieß es. Der westliche Nachbar müsse 
seiner großen Industriezentren beraubt werden.61 Nicht mehr der unmittelbare 
wirtschaftliche Profit für das eigene Land wurde als wesentlicher Gewinn einer 
Saarabtrennung bewertet, vielmehr standen politische und militärische Sicherheit 
im Vordergrund.62 KoWe bei DeutscWand zu belassen, bedeutete in dieser Sicht, die 
ökonomische Vorherrschaft Deutschlands wiederherstellen.63 Wenn Frankreich die 
Saarhütten in seine Verwaltung aufnahm, konnte es mit größerer Berechtigung eine 
Begrenzung des Industrieniveaus an der Ruhr einklagen, da es gegebenenfalls 
fehlende Mengen durch Lieferungen der saarländisch-französischen Hüttenindu­
strie ausgleichen konnte. Insofern bedeutete die Verfügungsgewalt über die Saar­
wirtschaft größeres Gewicht bei den anstehenden Deutschlandverhandlungen. Der 
Wirtschaftsanschluß der Saar war auf die Zukunft angelegt. 
Je nachdem, ob ökonomische oder sicherheitspolitische Aspekte im Vorder­
grund standen, oder ob es darum ging, die Stellung Frankreichs als Großmacht zu 
festigen, differierte die zukünftige Saarpolitik. Im einen Falle ging es darum, 
wirtschaftlichen Nutzen zu ziehen, im anderen stand die Stabilisierung der Saarau­
tonomie im Vordergrund, wobei Frankreich bereit sein mußte, finanzielle Mittel 
zugunsten der Saar aufzuwenden. Wenn beide Ziele miteinander verbunden wur­
den, nicht mehr deutlich zwischen den Alternativen geschieden wurde, mochte die 
Saarangliederung als ein unproblematisches Geschäft erscheinen. Bidault entgegnete 
Robert Schuman, damals Finanzminister, er verfüge über keine genaue Übersicht 
hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen des Saarwirtschaftsanschlusses, doch 
60 Diese Funktion besaß die Saar bis 1955. 26.10.1955, Redebeitrag von Gilbert de Chambrun 
in der Assemblee nationale, PA Dontot 8. - De Chambrun zählt die Stationen der Saarpolitik im 
einzelnen auf. 
61 27.6.1945, Bidault an die französischen Botschaften in Moskau, Washington usw., MAE, Y 
1944--1949,369. 
62 22.6.1946, Note prelirninaire sur le rattachement de la Sarrea la France, O.V.: "La realisation 
de ces objectifs essentiels de la politique frangaise (nämlich der Schwächung Deutschlands - A.H.) 
doit primer toute autre consideration et conduirait a effectuer le rattachement economique de la 
Sarre, meme si I'interet economique de l'operation ne s'ajoutait pas a l'interet politique." 
63 23.11.1945, Grandval an Laffon, MAE, Z 1944--1949, Sarre 8. 
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sei er sich ziemlich sicher, daß das Ganze nichts kosten würde, eher von Vorteil 
64 
sei. 
Vertrauter Die Lehren der Vergangenheit halfen auch nicht weiter. Zwischen 1920 und 
Blick in die 1935 hatte das Saargebiet dem französischen Wirtschaftsraum bereits einmal zuge-
Vergangenheit hört. Das war Anlaß genug für die lothringische Lobby, vor allem die Nachteile 
herauszustreichen. In Paris sah man es anders. Die Zeitungen, aber auch die Planer 
des Quai d'Orsay argumentierten; die Kon~tellfttien 'mn 1920 1935 sei für beide 
Seiten von Vorteil gewesen. Frankreich habe in diesen Jahren saarländische Kohle 
erhalten, die Saar eine ungewöhnliche Prosperität erlebt. Sie sei verschont geblie­
ben von der großen Depression in Deutschland, und gravierende Schwierigkeiten 
seien erst aufgetreten, als die Saar an Deutschland zurückfiel. Jetzt gelte es, die seit 
1870 gewachsenen Bindungen zwischen Lothringen und der Saar erneut zu festi­
gen. 
Der Rückblick auf die Jahre 1920-1935, die Erinnerung an die Zeit vor dem 1. 
Weltkrieg unterstützte die Vorstellung von einer Saar, die eng mit Frankreich 
verbunden war. Da die Westalliierten schon früh positive Signale sandten, da auch 
die Saarländer selbst den Wirtschaftsanschluß zu befürworten schienen, gab es 
kaum Anlaß zu zögern. 
d. Überforderung und fehlgeleitete Lernprozesse - Zusammenfassung 
Warum war das politische System Frankreichs nicht in der Lage, die Saarfrage 
angemessen zu behandeln? Zahlreiche Gesichtspunkte treten deutlich hervor. Ver­
suchen wir, das erarbeitete Material systematisch zu sichten und zu ordnen. 
Die Frage soll lauten: Warum wurden vorhandene Infonnationen vernachlässigt, 
warum krankte die Lernfähigkeit des politischen Systems, so daß geradezu von 
einem pathologischen Lernprozeß zu sprechen ist. Klar erkennbar ist die Überforde­
rung der ,Infonnationskanäle'. In einer Situation extremen Orientierungsbedarfs, in 
einer Zeit extrem schnellen Wandels, in einer Situation, in der die Menschen mit 
Alltagsproblemen überlastet waren, gab es viel wichtigere Probleme als die Saar. 
Rasche und einfache Lösungen waren gefragt. Gegenüber kritischen Einwänden 
schotteten sich die Infonnationsempfänger nur allzu leicht ab. Es fehlten Sensibili­
tät und Interesse. Was da von interessierter Seite wie den lothringischen Wirt­
schaftskreisen als Problem benannt wurde, mochte sich in der Zukunft ganz anders 
gestalten. Aus der Vergangenheit war nur begrenzt zu lernen. Die Erfolge an der 
Saar fielen zu leicht, um sich intensiver mit der Frage zu beschäftigen. Infonnati­
onstheoretisch könnte man von einem fehlerhaften Meßsystem sprechen, das ledig­
lich auf extreme Ausschläge reagierte. 
Noch anderes spielte eine Rolle. Die Saar stand für Politikinhalte, die mit der 
konkreten Bedeutung einer Wirtschaftsunion kaum etwas zu tun hatten. Um außen­
politische Handlungsfreiheit ging es, um Westbindung, um Befriedigung von Repa­
rationsansprüchen. Saarpolitik meinte mehr symbolisches denn konkretes Handeln. 
64 23.9.1947, Bidault an Letourneau, AN 457 AP 71, D 1. 
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Wir könnten demgemäß den Sachverhalt als eine durch die Politik gesteuerte 
Reduktion von Bedeutungsinhalten bezeichnen. Ergänzende oder gegenteilige In­
formationen schottete der französische außenpolitische Apparat bewußt ab. Inso­
fern handelte es sich um einen durch Wille und Macht verkürzten Lernprozeß. Es 
gehört zu den vielen widersprüchlichen Aspekten französischer Politik, daß gerade 
die Instrumentalisierung der Saarfrage für die inneren Belange die Lernfähigkeit 
-despolitischewSystems hinsichtlich der bedeutenderen Deutschlandpolitik sicher­
stellen sollte. 
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3. Tatsachen ohne klaren politischen Beschluß 
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1 Ulrich Teichrnann, Wirtschaftspolitik, Eine Einführung in die demokratische und die instru­
mentelle Wirtschaftspolitik, München 21983, S. 133ff. 
2 15.11.1947, Journal Officiel, Debats parlamentaires, Conseil de la Republique, M. Dorey, 
Rapporteur de la commission financiere, PA Grandval2. 
3 Jean Monnet, Memoires, Bd. I, Paris 1976, S. 339ff., 401. 
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mung aber aus vielen Gründen kaum erfüllen: Nur ein Teil der Interessenten war 
tatsächlich einbezogen - die Saarländer blieben ausgesperrt, es fehlten unbeteiligte 
Fachleute. Die Existenz der Kommission selbst blieb geheim. So drangen unter­
schiedliche Auffassungen kaum nach außen, blieben Berichte und Zahlenaufstel­
lungen auf den engen Kreis der Kommissionsmitglieder begrenzt. Letztlich vermit­
telte der Abschlußbericht zwischen den malthusianischen Konzepten der Unterneh­
- mervertreter und den eher liberalen Vorstellungen der Planungsbehörden, ohne daß 
eine wirkliche Entscheidung gefällt worden wäre.4 
b. Die Saar - Spielball internationaler Politik 
Wenn Verhandlungen für den Entscheidungsprozeß innerhalb Frankreichs keine 
Rolle spielten, dann gilt dies nicht für die Abstimmung mit den Alliierten. Georges 
Bidault soll die Saarfrage vierzehn Mal auf den alliierten Konferenzen angespro­
chen haben. Das Thema fesselte ganze Beraterstäbe, bildete Grundlage zahlreicher 
Papiere; mancher Aktenordner quoll trotz dünnen Durchschlagpapiers über.5 
Dabei besaßen weder die Engländer noch die USA oder die Sowjetunion ein 
besonderes Interesse an der Saar. Die Westalliierten hatten bereits während des 
Krieges zu verstehen gegeben, daß sie für die Saar eine territoriale Sonderregelung 
akzeptieren würden; sicherlich waren das nur Gedankenspiele, und dennoch ein 
Hinweis für Frankreich, daß nicht mit allzu großen Widerständen zu rechnen war.6 
Unter diesen Voraussetzungen verwundert, daß die Saarfrage bis 1955 ohne inter­
national gültige politische Regelung blieb. Wie war das möglich? 
Für die Alliierten hatte die Saar vor allem instrumentelle Bedeutung. Bevin wäre 
bereit gewesen, den französischen Wünschen nachzugeben, um Frankreich als 
kontinentale Macht gegen die UdSSR zu stärken - vorausgesetzt, Bidault wäre auf 
die gegen die Sowjetunion gerichtete Strategie eingeschwenkt.7 Die Amerikaner 
bewerteten die Saar als vortreffliches Mittel, um Frankreich auf die deutschen 
Zentralverwaltungen einzuschwören,8 während die Sowjetunion als Gegenleistung 
4 Zu Einzelheiten s. weiter unten sowie Annin Heinen, Bürokratische Entscheidungsfindung 
im politischen Raum. Zur französischen Wirtschaftspolitik an der Saar, in: R. Hudemann, R. 
Poidevin (Hrsg.), Die Saar, S. 162f. 
5 Nur eine Auswahl der wichtigsten Quellen sei genannt: Archives de l' Annee de Terre, 
Vincennes,4 Q 11, 2; AN, Archives Georges Bidault, Sarre, 457 AP 71; AOFAA, Cabinet Koenig, 
Pol III, K3; MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 9, 10, 11, 15, 17,46,47; Documents franc;ais relatifs 
al'Allemagne; FRUS, The Conferences of Cairo and Teheran 1943; Yalta; 1944, III, IV; 1945, III, 
IV; 1946, 11; 1947, 11; 1948, 11. Darstellungen: R. Schreiner, Bidault; Th. Isajiw, Was soll aus 
Deutschland werden?; Martin Kerkhoff, Grundzüge der anglo-amerikanischen Haltung zur Saarfra­
ge, 1946-1948, in R. Hudemann, R. Poidevin (Hrsg.), Die Saar, S. 81-96; M. Kessel, Westeuropa; 
U. Pohlmann, Die Saarfrage; J. Young, France. 
6 VgI. die Protokolle der FRUS zu Teheran, Quebeck und Jalta. S. auch U. Pohlmann, Die 
Saarfrage, S. 47ff.; J. Young, France, S. 28. 
7 U. Pohlmann, Die Saarfrage, 11Off. 
8 22.3.1946, Antwortschreiben von Byrnes auf die französische Saarnote, MAE, Z Europe 
1944-1949,10; 22.3.1946, Bonnet an MAE, ebd. 11. 
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für ein Nachgeben in der Saarfrage französische Unterstützung bei den Reparatio­
nen und eine Beteiligung an der internationalen Ruhrkontrolle einklagte.9 
Mit dem aufziehenden "kalten Krieg" wurde die Lage komplizierter. Vor allem 
der Verhandlungsspielraum der Amerikaner nahm ab. Die sowjetische Außenpoli­
tik wartete auf einseitige Schritte des Westens, um ihr eigenes Tun zu rechtfertigen. 
Deshalb reagierte ""ashington auf unilaterale französische Aktionen so empfind­
lich. Ein amerikanisches-Papier konstatierte, die USA sollten den französischen 
Wunsch nach wirtschaftlicher Eingliederung der Saar unterstützen. Dabei seien 
folgende Gesichtspunkte zu beachten: Eine Ausdehnung des Saarterritoriums sei 
abzulehnen. Der politische Status der Saar müsse sorgfältig geprüft werden. Nicht 
sinnvoll sei eine Entwicklung, welche die Saar einer französischen Kolonie annähe­
re. Zwar dürfte eine unmittelbare Annexion für die Saarländer die günstigere 
Regelung darstellen, für Washington jedoch sei eine solche Entwicklung inakzepta­
bel. lO Nichts sollte die Rechtfertigung des Westens als demokratisches Gegenrno­
delI zur Sowjetunion gefährden. I I Und noch ein weiterer Gesichtspunkt trat hinzu: 
Die Saar belieferte neben Frankreich und Deutschland andere (west)europäische 
Länder mit Kohle, die in der ECO, der European Coal Organisation,l2 zusammen­
geschlossen waren. Um nicht unnötige Konflikte hervorzurufen, ausgelöst durch 
die Ausgliederung der Saar aus dem gemeinsamen Pool, schienen diplomatische 
Schritte angezeigt, vorsichtig und ohne Hast. Am liebsten war es Washington, wenn 
es gar nicht Stellung nehmen mußte: "Any action the French should decide to take 
subsequently with respect to regarding the resources of the Saar as part of the 
French economy would rest with them. The United States would have to take a 
position on this action, if at all, only when it occured. For the most part it might be 
possible not to take an open position but to support the French in silence or 
abstention. If a public statement was eventually required it could say that the 
arrangements made were provisional."13 
Grundsätzliche Überlegungen paarten sich mit situativen Gesichtspunkten. Lon­
don wollte die Kosten auf keinen Fall tragen, wenn anstelle preiswerter Saarkohle 
teure Importe in die westlichen Besatzungszonen durchgeführt werden mußten. 
9 Ministere des Affaires Etrangeres, 4e Session du Conseil des Ministres des Affaires Etrange­
res, Moscou, (10 Mars - 21 AvriI1947), Tome V, Paris 1947, Secret, MAE; 11.4.1947, Telegramm 
Bidaults aus Moskau, AN, 457 AP 71, D I; J. Young, S. 143. 
10 Februar 1947, Policy Papers prepared by the Department of State, FRUS 1947, II, S. 201ff. 
II Vgl. auch 10.4.1947, Declaration de la delegation des Etats-Unis, Questions relatives 11 
l'Allemagne, Territoire de la Sarre, MAE, Z Europe, 1944-1949, Sarre 17. 
12 Zu den Gründungsmitgliedern der ECO zählten Belgien, Dänemark, Luxemburg, die Nie­
derlande, Norwegen, Großbritannien, die USA und die Türkei. Im März 1946 trat als erstes 
osteuropäisches Land Polen bei, die Tschechoslowakei folgte im Juli. Als assoziierte Länder 
schlossen sich später noch an: Schweden, Portugal, Finnland und Italien. Aufgabe der ECO, die erst 
im Januar 1946 ihre Tätigkeit wirklich aufnahm, sollte die Verbesserung der Kohlenversorgung und 
die gerechte Verteilung der zu geringen Kohlenmengen sein. Tatsächlich bildete sie eher ein 
Beratungsorgan denn eine strenge mit Sanktionsmöglichkeiten ausgestattete Behörde. Vgl. J. Young, 
France, S. 89; Werner Bührer, Ruhrstahl und Europa. Die Wirtschaftsvereinigung Eisen- und 
Stahlindustrie und die Anfänge der europäischen Integration, 1945-1952, München 1986, S. 75. 
13 16.4.1947, Memorandum of Conversation, Zusammenfassung der Rede von Cohen, FRUS 
1947, H, S. 476ff. 
Zudem achtete das Foreign Office darauf, daß Frankreich bei den Reparationen
 
nicht einseitig bevorteilt würde und insistierte, Paris müsse auf den Konten der
 
Inter-Allied Reparations Agency (IARA) mit dem Wert der Saarfabriken belastet
 
werden. 14
 
Nachdem Frankreich im Frühjahr 1947 innenpolitisch eindeutig das Lager des 
__~~s!~ns_ergriffenhatte - äußere Daten bildeten die Moskauer Außenministerkonfe­
renz im März/April 1947 und das Ausscheiden der Kommunisten aus der Regierung 
Ramadier am 4. Mai 1947 - erkannten die USA die Chance, den Zugriff auf Paris zu 
verstärken. Hauptanliegen amerikanischer Deutschlandpolitik bildete in dieser Zeit 
die bevorstehende Trizonengründung, und da bot sich die Saar angesichts der 
erwartet schwierigen Verhandlungen als Faustpfand an. In einer Unterredung mit 
dem französischen Geschäftsführer in Washington verwies der stellvertretende 
Leiter der Europaabteilung Hickerson darauf, daß die USA Ende des Jahres zu 
einem Dreierabkommen über die Saar bereit seien. Saarfrage und Trizonengrün­
dung sollten dann in einem Zusammenhang verhandelt werden. 15 
Welche Sachverhalte wurden während der alliierten Gespräche thematisiert? Themen alliier­
Bidault verwahrte sich gegen den Vorwurf, Frankreich plane Annexionen und ter Saarver­
handlungenMassenausweisungen. 16 Das zukünftige deutsche Industrieniveau, die Schaffung
 
deutscher Zentralverwaltungen standen mit dem Saarproblem in engem Zusam­

menhang. Selbstverständlich mußte auch die Frage der Reparationen und der Ge­

bietsabgrenzung geklärt werden. Paris legte erste Überlegungen zur zukünftigen
 
politischen Ausgestaltung des Saarstatuts vor, blieb jedoch ohne Antwort. Bei den
 
internen Unterredungen mit den Anglo-Amerikanem kam häufig die innenpoliti­

sche Lage Frankreichs zur Sprache. Was eigentlich Paris mit der Saar beabsichtigte,
 
welchen Nutzen es zu ziehen gedenke, politisch und ökonomisch, blieb außerhalb
 
des Gesprächsfeldes.
 
Für die Saar besaßen die Verhandlungen zwischen den Alliierten bei weitem
 
nicht jene Bedeutung, die ihnen eine durch das Zusammentreffen großer Politiker
 
faszinierte Öffentlichkeit zumaß. Gewiß, daß Paris während der Beratungen um das
 
deutsche Industrieniveau gezwungen wurde, seine deutschlandpolitischen Prioritä­

ten neu festzusetzen, war schon ein bedeutendes Faktum, wenn auch eher für
 
Frankreich als für die Saar. Wie sollte man sich über die zukünftige Produktionshö­

he der deutschen Stahlindustrie verständigen, wenn ungewiß blieb, ob die Saar zum
 
deutschen oder zum französischen Wirtschaftsraum gehörte? Das Fehlen einer
 
Regelung erboste vor allem die amerikanische Besatzungsverwaltung. Die machte
 
ihren französischen Kollegen alle nur erdenklichen Schwierigkeiten, so daß der
 
14 13.1.1948, Telegramm Saint-Hardouin an MAE, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre, 46;
 
17.1.1948, Telegramm Bonnet an MAE, ebd., Sarre 55; 1.2.1948, Murphy an MarshalI, FRUS, 1948,
 
H, S. 55ff.
 
15 11.8.1947, Memorandum Hickerson's, FRUS, 1947, H, S. 1093ff.; 6.9.1947, Telegramm
 
Lacoste an MAE, AN, 457 AP 71, D 1.
 
16 Z.B. 19.5.1945, Memorandum of Conversation, Bidault-Gespräch mit Joseph C. Grew,
 
Acting Secretary of State, FRUS, 1945, III, S. 512ff.; 16.8.1945, Caffery an Secretary of State,
 
FRUS 1945, IV, S. 703f.; 10.4.1947, Erklärung Bidaults auf der Moskauer Außenministerkonferenz,
 
AOFAA, Cabinet Koenig, Pol III, K3.
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Generaldirektor der politischen Abteilung des Quai d'Orsay, Couve de Murville, 
befürchtete, die Haltung einiger alliierter Repräsentanten in Berlin könne eine 
Situation schaffen, derart, daß Frankreich nicht mehr in der Lage sei, seinen 
Aufgaben in der französischen Zone nachzukommen. 17 
Bis zum Januar 1946 hatte Paris die Ruhr und die Rheinfrage in den Mittelpunkt 
seiner Bemühungen gestellt.Naclldem aber trotz entsprechender Vorstöße bei den 
Alliierten und trotz des Boykotts von Entscheidungen des Kontrollrates, welche 
Grenzregelungen hätten vorwegnehmen können, eine Lösung ausblieb, mußte Paris 
seine Ziele neue definieren. Zwar verwies Bidault in seinem Anschreiben an die 
alliierten Hauptstädte darauf, daß die angestrebte sofortige Sonderregelung für die 
Saar spätere Entscheidungen über die Rheinlande und Ruhr nicht vorwegnehmen 
solle. 18 In der Praxis war es jedoch genau umgekehrt. Aus der Sicht Londons und 
Washingtons trat die Saar als wichtigste Territorialforderung der französischen 
Deutschlandpolitik deutlich hervor. Hier sah man denn auch Möglichkeiten, Paris 
entgegenzukommen - als Ausgleich für Härte in anderen Bereichen. 
Dreimal schlug Bidault 1946 den wirtschaftlichen Anschluß der Saar vor: anläß­
lieh der Pariser Außenministerkonferenz im Mai 1946,19 gegenüber Bevin und 
Byrnes im September20 und noch einmal, wenn auch vorsichtig, während der New 
Yorker Außenministerkonferenz Ende des Jahres.21 Dreimal gingen die alliierten 
Partner auf den Vorschlag nicht ein oder lehnten ihn ab. Und da auch die techni­
schen Planungen im Rückstand lagen, blieb alles beim alten.22 
Im Winter 1946 stand die Frage an, ob in Ergänzung des Cordon douanier der 
französische Franken oder eine Zwischenwährung an der Saar eingeführt werden 
solle. Das hing ab von der Reaktion der Alliierten und davon, wie die französische 
Bürokratie die Vor- und Nachteile der jeweiligen Alternativen gewichtete. Als 
Couve de Murville aus New York drahtete, daß eine eher vorsichtige Handhabe 
angezeigt sei, fiel die Entscheidung rasch zugunsten einer saarländischen Zwi­
schenwährung, der Saarmark.23 
Insgesamt verzögerten die alliierten Einsprüche die französische Saarpolitik - so 
daß der technische Planungsrückstand verdeckt blieb24 -, zwangen sie zu gleitenden 
17 2.2.1946, Le directeur general an Bidault, London, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 10. 
18 12.2.1946, Note remise aux ambassadeurs 11 Paris des Etats-Unis d' Amerique, du Royaume­
Uni et de I'Union des Republiques Socialistes Sovietiques par le Ministre des Affaires Etrangeres du 
Gouvernement Provisoire de la Republique Fran\(aise, in: Documents fran\(ais relatifs 11 l' Allemagne, 
S. 17ff. 
19 S.o.
 
20 25.9.1946, Byrnes an Bidault, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 17; 28.9.1946, Bevin an
 
Bidault, ebd.
 
21 19.11.1946, Bidaultan Couve de Murville, MAE, ZEurope 1944-1949, Sarre 15; 29.11.1946,
 
Telegramm Couve de Murville an MAE, ebd.; 3.12.1946, o.V., Pour le General Koenig, 3.12.1946,
 
ebd., 12; 3.12.1946, Couve de Murville an MAE, ebd., 15. 
22 Ausführlich S.u. 
23 4.12.1946, Telegramm Couve de Murville an MAE, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 15; 
17.12.1946, Sous-Direction de l'Europe centrale, Rattachement economique de la Sarre et le Conseil 
des Quatre 11 New-York, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol III, K3. 
24 Dazu oben. 
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verwaltungstechnischen Änderungen - welche den Wirtschaftsanschluß erleichter­
ten -, bestärkten sie Paris in der Auffassung, den Saaranschluß auf eigene Faust zu 
wagen. 
Noch einmal, im Sommer 1947, übte die französische Außenpolitik Rücksicht 
gegenüber den alliierten Partnern, als sie deren Drängen auf territoriale Korrekturen 
aufgriff. Am 18. Juli 1946 hatte die Besatzungsmacht die Grenzen des Saarlandes 
üoeraie Kreise Trier Land und Birkenfeld bis nach Konz ausgedehnt. Das hatte eine 
heftige Opposition in London und Washington ausgelöst.25 Am 8. Juni 1947 nahm 
Frankreich die Maßnahme teilweise wieder zurück. Um das Gesicht zu wahren und 
auch aus Nützlichkeitserwägungen, erhielt das Saarland 13 Arbeitergemeinden des 
Ostertals als Ausgleich zugesprochen. 
Seit dem April 1947 standen die Anglo-Amerikaner mit Paris in enger Verbin­
dung, mit dem Ziel, im Rahmen von Expertengesprächen die möglichen Auswir­
kungen einer Saarabtrennung zu prüfen. Themen bildeten die Anrechnung auf dem 
Reparationskonto, die Unterrichtung der ECO und eine stufenweise Herausnahme 
der Saarkohlenproduktion aus dem deutschen Pool. Die Gespräche gediehen recht 
weit, boten jedenfalls kaum Anlaß, den Wirtschaftsanschluß ohne formelle Zustim­
mung der Anglo-Amerikaner in Angriff zu nehmen. Warum verzichtete Paris unter 
diesen Voraussetzungen auf das amerikanische Angebot eines Dreierabkommens 
im Zusammenhang mit der bevorstehenden Trizonenbildung? 
Die Unterredung zwischen Lacoste und Hickerson26, bei der der US-Diplomat 
das Junktim zwischen Saarabtrennung und den anstehenden Verhandlungen über 
Deutschland herstellte, schreckte Bidault auf. Der französische Botschafter in Was­
hington, Henri Bonnet, erhielt sofort Weisung und instruierte die amerikanische 
Regierung: Frankreich habe zwar zu verstehen gegeben, daß es nach einem eventu­
ellen Scheitern der Londoner Konferenz bereit wäre, über eine Zusammenlegung 
der französischen Besatzungszone mit der Bizone zu verhandeln, aber zunächst 
müßten doch andere wichtige Fragen geklärt werden: die zukünftige Ordnung der 
Ruhr, die politische Struktur Deutschlands, Fragen der Demilitarisierung. ,,11 n'a 
jamais paru au Gouvernement fran9ais que la solution du probleme de la Sarre ne 
dilt pas aller de soi dans le cas d'un reglement tripartite des principaux problemes 
allemands.'<27 Seine Handlungsfähigkeit hinsichtlich der zukünftigen Gestaltung 
Deutschlands wollte Bidault durch die Saar keinesfalls eingeschränkt sehen. Auch 
innenpolitisch sprach vieles dafür, die Saarangliederung eher unabhängig von den 
Westalliierten durchzuführen. Selbstbewußtes französisches Handeln war gefor­
dert. Letztlich verzichtet Bidault auf ein formelles Abkommen mit allen Schwierig­
keiten, die daraus in der Zukunft entstehen sollten, um in der für ihn zentralen 
Deutschlandpolitik zum Ziel zu kommen. Doch auch für die Anglo-Amerikaner bot 
der Verzicht auf ein Dreierabkommen Vorteile. Gegenüber den Sowjets ließ sich in 
Zukunft argumentieren, daß friedensvertragliehe Regelungen an der Saar keines­
falls vorweggenommen worden seien. 
25 27.02.1947, Matthews an Marshall, FRUS 1947, H, S. 182ff.; 28.4.1947, Telegramm Bidault 
an MAE, AOFAA, Dossiers Debre, IB; 2.5.1947, Telegramm Couve de Murville an Koenig, MAE, 
Z Europe 1944-1949, SaITe 8. 
26 S.o. 
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c. Bürokratie mit Eigenleben 
Über historische Phänomene zu berichten, die vergleichbar wirkungslos blieben 
wie die Verhandlungen zwischen den alliierten Außenministern, ist undankbar. 
Gewiß, Frankreich mußte seine deutschlandpolitischen Forderungen auf die Saar 
eingrenzen, aber das war. eigentlich von vornherein erkennbar gewesen. Paris 
startete zahlreiche Initlatlven,- um-dIe Zustimmung zum Wirtschaftsanschluß der 
Saar zu erhalten. Faktisch blieb es bei einer Menge Papier, Verzögerungen, die 
halfen, die technischen Planungen voranzutreiben, und gewissen Grenzkorrekturen. 
Da besaß die interne Organisationsstruktur des französischen Verwaltungsapparats 
schon ganz anderes Gewicht für die Entscheidungsfindung. 
Die Saar bildete von Anfang an ein Steckenpferd des Außenministeriums. Der 
Ministerrat verzichtete auf detaillierte Behandlung vieler Saarprobleme und über­
trug Bidault die Entscheidungsbefugnis in zentralen Teilbereichen.28 Deshalb brauch­
ten sich die übrigen Ministerien gar nicht zu beklagen, wenn sie über die Saarpla­
nungen nur ungenügend unterrichtet waren,29 um so mehr da sie selbst nur wenig 
Engagement einbrachten. Allenfalls das Wirtschafts- und das Finanzministerium 
schalteten sich aktiv ein.3o So blieb die Initiative für die Saarpolitik im Hause 
Georges Bidaults, ohne daß andere Ministerien maßgeblich hineinregierten.31 
Der Kreis der Interessierten und Verantwortlichen war tatsächlich viel kleiner als 
es der Hinweis auf das Pariser Außenministerium deutlich macht. Im Winter/ 
Frühjahr 1944/45 entfaltete Leonce Abel Verdier,32 der ehemalige französische 
Konsul an der Saar, die entscheidende Initiative. Er hatte die Jahre 1935 bis 1939 als 
persönliche Niederlage erlebt und wollte nun Frankreichs Stellung an der Saar neu 
begründen. Er legte zahlreiche Denkschriften vor und war um Argumente nicht 
verlegen: Hätte nicht Pleven, der Finanzminister, den Kohlenmangel als den ent­
scheidenden Engpaß der französischen Wirtschaft bezeichnet?33 Die Saar könne 
eine wertvolle Hilfe darstellen. "Nous avons I'heureuse fortune d' avoir anos portes, 
aux confins de notre Lorraine une region qui produisait, avant la guerre, 15 millions 
de tonnes d'une houille nous faisant gravement defaut et plus de 2 millions de 
27 12.9.1947, Aide-memoire adresse au Departement d'Etat, Hemi Bonnet, MAE, Z Europe 
1944-1949, Sarre46. 
28 17.3.1947, Debre an Jean Morin, PA Grandval 2; 5.11.1947, Sous-Direction d'Europe 
centrale, Propriete des mines de la Sarre, Note pour le Ministre, AN 457 AP 72, D 7. 
29 27.11.1947, Reunion, MAE, Y 1944-1949, 653. 
30 22.11.1946, Grandval an Schneiter, AOFFA, CCFA-HCFA, 1 Administrateur General 
Laffon, Dossiers secrets de I' Administrateur, C 3, P 5, Rattachement econornique, Generalites et 
instructions. 
31 Die Mission Debre verbesserte die interministerielle Kommunikation, ohne daß sich an den 
Grundstrukturen etwas änderte. Aber darauf wird noch zurückzukommen sein. 
32 Uonce Abel Verdier, geboren 15.3.1901, docteur en droit. Anstellung im Ministere des 
Affaires Etrangeres. 5. April 1935 - 3. September 1939, Konsul in Saarbrücken. 1940 England 
(France Libre). Delegue du Commissariat des Affaires Etrangeres aAlger; du Conseil National de la 
Resistance (CNR) aVichy 1944. Chef de la Delegation des Affaires Etrangeres en Sarre, 27.4.1945 
bis 30.10.1945. 30.10.1945, Directeur des chancel1eries et du contentieux. Delegue a la conference 
internationale de passeports aGeneve.
 
33 18.4.1945, Verdier, Note, MAE, ZEurope 1944-1949, Sarre 10.
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tonnes d'acier al'aide precisement de notre minerai de fer lorrain."34 Schon lagen 
die ersten Pläne vor, wie konkret vorzugehen sei. Alle politischen Verbindungen 
zum Reich müßten radikal durchschnitten werden, feindliche Elemente wollte 
Verdier ausweisen, insgesamt aber eine eher vorsichtige Politik treiben. Die Ein­
richtung der Zivilverwaltung, die Zollunion, der Währungswechsel, die notwendi­
gen Korrekturen bei der Grenzziehung, all dies ließe sich rasch und ohne Komplika­
~fiörieIl~verwirklichen.35 Der Quai benannte ein spezielles Saarteam, das an der 
Grenze zum Saarland stationiert war, solange die Amerikaner die Besatzungsgewalt 
ausübten. An der Spitze der Delegation stand Abel Verdier.36 Der sah sich schon 
wieder in Saarbrücken residieren,37 nun als Zivilverwalter, aber dann kam doch ein 
anderer. 
Gilbert Grandval wählte die Saar als zukünftiges Betätigungsfeld bewußt aus. Gi/bert Grand­
Während des Krieges erfolgreicher Militärkommandant der Region Nancy, ver­ val 
schloß er sich nicht einer Bitte de Gaulles, wonach ehemalige Führer des Wider­
standes wichtige Aufgaben bei der Besetzung Deutschlands übernehmen müßten. 
Grandval nahm Kontakt auf mit Leon Blum, mit dem ihn eine lange Freundschaft· 
beider Familien verband. Sie beratschlagten, drehten und wendeten die Dinge nach 
allen Seiten. Im Ergebnis kamen sie zum Schluß, daß die Saar ein Aufgabenfeld 
darstelle, für das Grandval besonders geeignet sei. Die Saar würde mit Gewißheit 
die wichtigste Region innerhalb der französischen Besatzungszone darstellen. Es 
ging um langfristige Bindung an Frankreich, um wirtschaftlichen Wiederaufbau, 
um Verzahnung zweier Wirtschaftsgebiete. Hier empfand der ehemalige Direktor 
einer Kunstdüngerfabrik, könne er seine industriellen Erfahrungen einbringen und 
den Wiederaufbau für Frankreich nutzbringend organisieren. Zunächst galt es, die 
gewünschte Ernennung durchzusetzen, denn der gerade berufene Chef der französi­
schen Besatzungszone, General Koenig, und sein Leiter der Zivilverwaltung, Emile 
Laffon, hatten anderes vor. Aber schließlich gaben sie nach, da Grandval nur die 
Saar wollte oder sonst gar nichts, und unterschrieben die Berufung zum Delegue 
Superieur. 38 
34 1.11.1944, Verdier, La securite de la France et la question sarroise, MAE, Z Europe 1944­
1949, Sarre 10. 
35 1.3.1945, Verdier, Note relative ala preparation de I'introduction de I' administration civile 
en Sarre, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 10. 
36 27.4.1945, MAE an Ministre de Ja Guerre, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre I; 30.6.1945, 
MAE an Ministre de la Guerre, Briefentwurf, ebd.; 18.7.1945, Callies, Note de Service, PA Grandval 
8W; O.D., Grandval, Introduction, ebd. 4.; 17.3.1980, Aufzeichnung Henri Gauthier für Grandval, 
ebd.8Z. 
37 27.11.1947, Grandval, Activite pro-sarroise de M. Abel Verdier, MAE, Z Europe 1944­

1949, Sarre 1.
 
38 O.D., Grandval, Condition de ma nomination en Sarre, PA Grandval 4. - Gilbert Hirsch~ 
Ollendorff (Grandval), geb. 12.2.1904 in Paris, Sohn einer aus dem Elsaß stammenden Verlegerfa­
milie. Nach einem abgebrochenen Medizinstudium Karriere in der Industrie. Bereits vor dem Krieg 
Direktor einer großen Düngemittel-Fabrik in Lyon. 1940-1945 anfangs Jagdflieger, dann in der 
Widerstandsbewegung. Leiter des Militärbezirks Nancy (Pseudonym "Grandval"), Ernennung zum 
Oberst. Nach dem Krieg Delegue Superieur de la Sarre, Hochkommissar und französischer Bot­
schafter in Saarbrücken. Juni 1955 Generalresident in Marokko. Demission im August 1955 auf­
grund von Konflikten mit der Regierung Faure. 1958 Generalsekretär für den französischen Außen­
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Am 7. September 1945 traf Grandval in Saarbrücken ein, ohne exakten Auf­
trag.39 Weder Koenig noch Laffon hatten ihm zur beabsichtigten Saarpolitik Nähe­
res mitgeteilt. Das mochte Grandval überraschen, aber in Baden-Baden, dem Sitz 
der Militärregierung für die französische Zone, war man ebenfalls nicht unterrich­
tet. Eine Unterredung mit de Gaulle blieb ergebnislos.4o So definierte Grandval 
seine Aufgaben selbst, kümmerte sich um die naheliegenden Dinge, um eine 
geordnete Verwaltung, umeInraschesWiederaufleben der Wirtschaft und darum, ! 
daß die Saarländer ihre zukünftigen Hoffnungen auf eine Zusammenarbeit mit 
Frankreich richteten.41 Eine offizielle Saardemarche aus Paris erreichte ihn verspä­
tet und auf etwas merkwürdigen Wegen. Im übrigen schien sie seine Vorgehenswei­
se zu bestätigen. 
Grandval war ein vorzüglicher Organisator, arbeitete bis tief in die Nacht, 
verfügte über eine bemerkenswerte physische Kondition und - er scheute keinen 
Konflikt. Dabei kam ihm zugute, daß er aufgrund seiner Aktivitäten im Widerstand 
und als Folge familiärer Bande einflußreiche Persönlichkeiten kannte, so etwa - das 
wurde schon erwähnt - Leon Blum oder Michel Debre. Unmittelbar nach seiner 
Ernennung eröffnete er den Grabenkrieg mit Laffon, insistierte, daß die Saar eine 
Sonderstellung innerhalb der französischen Zone einnehmen müsse und riß die 
Initiative vor Ort an sich. Grandvallotete die Chancen für eine gesonderte Kirchen­
organisation aus,42 gründete eine saarländische Universität43 und verfolgte im 
Wirtschaftsbereich seine eigenen Methoden, ohne daß die übergeordnete Militärre­
gierung unterrichtet war oder Einfluß nehmen konnte.44 Für den Geschmack von 
Laffon war Grandval etwas zu erfolgreich, zu forsch und zu sehr auf die Belange der 
Saarländer konzentriert. Laffon fürchtete, die Erwartungen an der Saar könnten 
enttäuscht werden, da namhafte Saarpolitiker bereits öffentlich den Wirtschaftsan­
schluß an Frankreich einklagten, während gleichzeitig eine internationale Regelung 
in weiter Ferne stand.45 Im Juni 1946 wandte sich Grandval an den Leiter der 
wirtschaftspolitischen Abteilung des Quai d'Orsay: ,,Meine Aufgabe in den letzten 
Monaten", erläuterte er, "bestand darin, die Saarbevölkerung für den französischen 
handel. 1962 bis 1966 Arbeitsminister in der Regierung Pompidou, anschließend Präsident der 
französischen Handelsmarine. Linksgaullist, Gegner von Jacques Chirac. Gestorben 29.11.1981. 
Vgl. 23.10.1980, SZ; 1.12.1981, Le Monde; Dieter Marc Schneider, Gilbert Grandval. Frankreichs 
Prokonsul an der Saar, 1945-1955, in: Stefan Martens, Vom "Erbfeind" zum "Erneuerer", S. 201­
244. 
39 O.D., Grandval, Introduction, PA Grandval4. 
40 O.D., Grandval, Politique fran~aise, PA Grandval4. 
41 O.D., Grandval, Plan du livre, PA Grandval4; o.D., Grandval, Introduction, ebd. 
42 21.9.1945, Grandval an Laffon, CCFA-HCFA, I Administrateur General Laffon, C 3, P 5; 
26.9.1945, Laffon an Grandval, ebd. 
43 Rainer Hudemann, Wiederaufbau und Interessenpolitik. Zu den politischen Rahmenbedin­
gungen der Gründung der Universität des Saarlandes, in: R. Hudemann, A. Heinen (Hrsg.), Univer­
sität des Saarlandes, S. 7-20; Armin Heinen, Sachzwänge, politisches Kalkül, konkurrierende 
Bildungstraditionen. Die Geschichte der Universität des Saarlandes, 1945-1955, ebd., S. 21---62. 
44 18.3.1947, Laffon an Koenig, AOFAA, Cabinet Koenig, PoillI, L 11; 18.3.1947, o.V., Note 
pour M. le Directeur Adjoint de l'interieur et des cultes, ebd.; 29.5.1947, o.V., Note pour M. le 
Directeur General, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre I. 
45 24.5.1946, Laffon an Koenig, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 17. 
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Standpunkt zu gewinnen, so daß die Anglo-Amerikaner bei ihren Einwänden sich 
nicht auf Oppositionsstimmen an der Saar stützen konnten."46 Das Ziel sah er 
erreicht und die wesentlichen Schwierigkeiten ortete er nicht mehr in London oder 
Washington, sondern in Paris selbst. Da herrsche ein kaum verständlicher Skepti­
zismus. Die Regierung müsse den anstehenden WaWkampf nutzen, um die Parteien 
auf den Saarwirtschaftsanschluß zu verpflichten. Gewiß, elne öffentliche Debatte 
-sei-zu-venneiden; aber eine Kampagne hinter den Kulissen könne schon einiges 
bewirken, insbesondere, wenn sie von jenem Teil der Presse unterstützt würde, der 
dem Saaranliegen gewogen sei.47 Ein Bonmot, das David Schoenbaum für die Daily 
Mail aus Paris überlieferte, charakterisierte den Sachverhalt sarkastisch: "France is 
not trying to annex the Saar. Grandval is trying to annex France."48 Das war selbst in 
der Übertreibung nicht einmal so ganz falsch. 
Ende Dezember sollte ein Pariser Spitzenbeamter, der schon die Franceinfüh­
rung in Lothringen betreut hatte, die Koordination der Saarangelegenheiten sicher­
stellen. Erste Zusammentreffen genügten für eine gründliche Antipathie. Der Mann, 
so Grandval, verstehe überhaupt nichts, sei nicht bereit, der Saar die französischen 
Lebensrnittelrationen zuzubilligen. Grandval drohte mit Rücktritt.49 Er mochte 
hoffen, daß ihm die Koordination der Saarpolitik übertragen würde, das erfolgte 
nicht, aber immerhin erreichte er, daß ein persönlicher Freund, Michel Debre, die 
Leitung der Geschäfte übernahm. 
Zur selben Zeit, im Dezember 1946, bahnte sich eine grundsätzliche Krise der 
französischen Saarpolitik an. In Paris hatte kurzfristig, bis zur Wahl eines neuen 
Staatspräsidenten, eine rein sozialistische Regierung die Geschäfte übernommen. 
Obwohl die Amtsdauer deutlich begrenzt war, zögerte Ministerpräsident Leon 
Blum nicht mit klaren Entscheidungen. Hinsichtlich der Saar kam er zu der Auffas­
sung, Frankreich betreibe eine Annexionspolitik. Er war nicht bereit, das Spiel 
mitzumachen und gab Anweisung, daß Couve de Murville die Saarfrage auf der 
New Yorker Außenministerkonferenz ausspare. Als Grandval von dem Beschluß 
erfuhr, eilte er nach Paris, ließ sich bei Leon Blum anmelden, klärte ihn über die 
"wahren Ziele" der französischen Saarpolitik auf und erreichte, daß der Minister­
präsident seine Entscheidung zurücknahm.50 
Am wichtigsten wurde Grandvals Intervention wohl im September 1947. Nach 
langem Hin und Her hatte der Ministerrat die Einführung des Franken aufgrund von 
Bedenken des Finanzministers Robert Schuman auf den Januar 1948 verschoben. 
Grandval reagierte prompt, drohte neuerlich mit Rücktritt51 und erhielt Rückendek­
kung durch Bidault.52 Die Zeit, so Grandval, arbeite gegen Frankreich. Wenn der 
46 14.6.1946, Grandval an Alphand, PA Grandval2, (Übersetzung: A.H.). 
47 7.9.1946, Grandval an Schneiter, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 15. 
48 18.1.1947, Daily Mail, PA Grandval5. 
49 25.12.1946, Grandval an Baden-Baden, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol III, K5. 
50 O.D., Grandval, Ceremonie du 22.12.1946, PA Grandval 4; Michel Debre, Trois republiques 
pour une France, Memoires, 1946-1958, Paris 1988, S. 47. 
51 22.9.1947, Grandval an CGAAA, AOFAA, Dossiers Debre, P 5, D 6.; 23.9.1947, Grandval 
an Debre, PA Grandval5. 
52 23.9.1947, Bidault an Letourneau, AN 457 AP 71, D 1. 
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WirtschaftsanscWuß der Saar nicht vor der Londoner Konferenz erfolge, sei alles 
gefährdet.53 Am 14. November 1947 nahm das französische Parlament das Gesetz 
über die Einführung des Franken an der Saar an. 
Unterstützt wurde Grandval in seinem Drängen auf einen baldigen Wirtschafts-Baden-Baden 
anschluß durch das Gouvernement Militaire en Zone Franr;aise d'Occupation 
(GMZFO). General Koenig zählte zu den entschiedenen Anhängern de Gaulles und 
die Angliederung der Sawbetrachtete-er-t>ffenbar als ein persönliehes Anliegen. Da 
indes auch Generaladministrator Laffon, der in der Regel eher dem sozialistischen 
Lager zugeordnet wird, einen Wirtschaftsanschluß befürwortete, müssen noch an­
dere Motive eine Rolle gespielt haben.54 
Die ersten ausführlichen technischen Studien für einen Wirtschaftsanschluß der 
Saar - mit der Frage nach den Voraussetzungen, möglichen Folgen und notwendi­
gen Verwaltungsmaßnahmen - fertigten die Besatzungsoffiziere in Baden-Baden 
an. Ein Zwischenbericht datierte vom 16.1.1946,55 ein zweiter vom 13.5.1946.56 Da 
war eine ganze Zahl von Unterabteilungen mit eingehenden Untersuchungen be­
schäftigt, erstellte Expertisen, entwickelte Planungskonzepte. Nun erwartete die 
Militärregierung, daß die eigene Arbeitsleistung auch von Erfolg gekrönt sei. Koe­
nig meldete, Baden-Baden habe seine Aufgaben erfüllt und die Initiative läge nun 
bei der Regierung.57 Die müsse endlich die entscheidenden Schritte unternehmen. 
Für Baden-Baden bedeutete die Saar eine Belastung in vielerlei Hinsicht: In 
Berlin kamen die Industrieniveauverhandlungen nicht recht voran, solange die 
Regierung zögerte, ihre Forderungen gegenüber den Alliierten offiziell bekannt zu 
geben. Grandval entzog sich den Anweisungen des GMZFO und brachte Laffon 
mehr als einmal zur Verzweiflung. Ökonomisch spielte die Saar eine Sonderrolle, 
weil ihre Wirtschaft bevorzugt angekurbelt wurde und die Lebensmittelrationen 
höher lagen als für die Restzone. Das rechnete sich anfangs, da die Saarkohle die 
Außenhandelsbilanz der Zone verbesserte. Aber als es immer schwieriger wurde, 
die notwendigen Lebensmittel zu beschaffen, die Sonderlieferungen an die Saar in 
ihrem Umfang immer bedeutender wurden, empfand Baden-Baden die Saar als 
Last.58 Politisch war die unterschiedliche Behandlung der unter französischer Ver­
53 S.u.
 
54 Zu Koenig und Laffon s. Alain Lattard, Zielkonflikte französischer Besatzungspolitik in
 
Deutschland. Der Streit Laffon-Koenig 1945-1947, in: VfZG, 39 (1991), S. 1-36. 
55 16.1.1946, Koenig an SGAAA, Statut de la Sarre, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol III, K3. 
56 13.5.1946, Koenig an CGAAA, Les conditions d'un rattachement de la Sarre a la France, 
AOFAA, Cabinet Koenig, Pol m KS. 
57 22.5.1946, Koenig an CGAAA, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 11; 26.10.1946, Proces­
verbal de la seance du conseil du gouvernement (GMZFO), PA Grandval6J. 
58 31.5.1946, Section Plan, Ravitaillement de la Sarre, AOFAA, Division Agriculture, C 621, P 
RV 133b; 6.11.1946, Koenig, Note personnelle redigee ala suite de la reunion du 6.11.1946, MAE, 
Z Europe 1944-1949, Sarre 17; 26.12.1946, Telegramm Koenig an CGAAA, ebd., Sarre 12; 
11.3.1947, Dobler, Note pour M. I'Administrateur General, AOFAA, Dossiers Dobler, lere Serie, 
158/1/22; o.D., o.V., Compte rendu de la Mission aParis le 11 Juillet 1947, ebd.; 30.4.1947, o.V., 
Note pour M. le Directeur General: "Compte-rendu de ces diverses charges, la Zone a maintenant un 
interet financier ace que le rattachement de la Sarre devienne effectif, sous la seule condition, que les 
quantites de charbon qu'elle relfoit ne soient pas dirninues", ebd. 158/1./2; 15.9.1947, L'inspecteur 
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waltung stehenden Länder kaum durchzuhalten,59 zudem blieben grundlegende 
Neuansätze der Besatzungspolitik solange ausgeschlossen, bis eine Regelung in der 
so komplizierten Saarfrage gefunden war.60 Koenig und Laffon drängten auf einen 
raschen Saaranschluß,61 um für die eigenen Aufgaben Handlungsfreiheit zu gewin­
nen. 
Die französische Saarpolitik wurde in wichtigen Aspekten nicht in Paris, sondern 
---- i~Baden-BadeRund in Saarbrücken gestaltet - die Quellen sprechen eine deutliche 
Sprache. Die französischen Repräsentanten an der Peripherie beeinflußten Tempo 
und Struktur der Entwicklung, da die Pariser Metropole ihren gestalterischen Auf­
gaben nur ungenügend nachkam. Kritische Stimmen, die den Zweck der Ambitio­
nen der Metropole hätten in Frage stellen können, waren weder aus Saarbrücken 
noch aus Baden-Baden zu erwarten. So fehlten die notwendigen Gegenkräfte, um 
eine Überprüfung der Saarpolitik zu initiieren. Da gleichzeitig der Quai d'Orsay in 
Paris die Geschicke auf ministerieller Ebene weitgehend autonom bestimmte und 
allenfalls vom Finanz- und Wirtschaftsministerium in die Erklärungspflicht genom­
men wurde, erfolgte der Wirtschaftsanschluß einseitig als Akt bürokratischer Ent­
scheidungsfindung und in Umkehrung politischer Verantwortlichkeit. 
d. Politische Eifordernisse und sich überlagernde Sachzwänge 
(1) Die Definition der französischen Saarpolitik (1945) 
Wollte Frankreich die Saar annektieren?62 Gewiß, wenn wir an die Umfragen im 
Winter 1944/45 denken, die Beschlüsse des außenpolitischen Ausschusses der 
Provisorischen Versammlung berücksichtigen oder uns erinnern an manche Pläne 
innerhalb der französischen Administration. Da gab es kein Zögern, kein Zweifeln, 
kein Schwanken, und gleichwohl hat Bidault gegenüber den Alliierten niemals von 
Annexion gesprochen, hat de Gaulle immer eine Stellungnahme vermieden. Offen­
sichtlich ist die Frage falsch gestellt. Die breite Öffentlichkeit in Frankreich emp­
fand, daß das Land ein Recht habe auf Reparationen, ein Recht auf Entschädigung, 
da war nichts im einzelnen geplant, nichts Ausdruck eines klaren Willens, nichts 
wirklich durchdacht. Und was meint der Begriff "Frankreich" überhaupt? Verant­
wortlich war die provisorische Regierung in Paris. Wie lauteten ihre Anweisungen? 
general de l'economie nationale charge de commerce exterieur, Note, ebd.; 17.3.1947, Koenig an 
CGAAA, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol III, K3. 
59 20.5.1947, Laffon, Telegramm an CGAAA, PA Grandval 7R. 
60 8.2.1946, Laffon an Koenig, Rapport de fevrier, AOFAA, CCFA-HCFA, I Administrateur 
General Laffon, C 13. 
61 11.9.1947, Debre, Note, Introduction du Franc en Sarre, AOFAA, Dossiers Debn:, P 5, D 6. 
62 Heinrich Küppers vermutete aufgrund entsprechender Aktenhinweise, daß es innerhalb der 
französischen Administration eine starke Tendenz gegeben hätte, das Saarland zu annektieren. Nach 
detailliertem Aktenstudium hat Rainer Hudemann kürzlich nachweisen können, daß jene regierungs­
amtlichen Belege, die für Annexionsabsichten sprechen, einer quellenkritischen Analyse nicht 
länger standhalten. H. Küppers, Wollte Frankreich die Saar annektieren?; Rainer Hudemann, Kon­
flikt und Kooperation; ders., Die Saar. 
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Umkehrung der 
Entscheidungs­
wege 
Direktive 
Nummer 1 
Die erste bedeutende Direktive, die Direktive Nummer 1 des Comite lntermi­ unmittelbaren Aufgaben in den Mittelpunkt stellte, vermittelte sie zwischen den 
nisteriel des Affaires Allemandes et Autrichiennes (ClAAA) ,63 vom 19. Juli 1945 konträren Positionen, überließ sie die definitive Ausgestaltung der Zusammenarbeit 
galt der Deutschlandpolitik im allgemeinen. Von der Saar war auch die Rede, mit der Saar der späteren Entwicklung, bot sie gleichzeitig aber Handlungsspiel­
nämlich daß Frankreich hier besondere Interessen besitze, daß die Saar an Frank­ raum für eine aktive Saarpolitik. Nur soviel war entschieden, daß keine unmittelba­
reich angeschlossen werden solle und die preußischen Bergwerksingenieure aus re Grenzveränderung angestrebt wurde, weder Abtrennung der Warndtfelder, noch 
dem Land ausgewiesen werden müßten. "La Sarre devra donc, des le debut, faire Ausweisung der gesamten deutschen Bevölkerung. Auch das war ja diskutiert 
l' objet d' efforts particuliel's-pooF~-e rattacbeG, ulteriGuFGIBGat au sy:st~l1'JlG fraa~ais. ·---worden.----
Les dirigeants prussiens des mines devraient notamment, etre rapidement eli- Das Saarland sollte in der Zukunft nicht kleiner, sondern größer werden. Jede 
mines."64 Die Formulierung war noch undeutlicher als der übrige Text, der zumin- Amputation hätte die beabsichtige Zusammenarbeit mit den Saarländern verhindert. 
dest die Widersprüche der französischen Deutschlandpolitik auflistete, Prioritäten So bedeutete die Entscheidung für eine Politik der Assimilation zugleich den 
benannte, ohne doch klare Anweisungen zu vermitteln. Im Grunde genommen ging Verzicht auf ein Streben nach Bedrückung und einseitiger französischer Bereiche-
es um das "Warten auf Bedingungen, die eine Planung erlauben"65, wie Martina rung. Die Saarländer würden ein Wort mitzureden haben über ihr Schicksal. 
Kessel die Direktive zu Recht charakterisiert hat. Es gab viele gute Gründe, die Entwicklung vor Ort, nämlich an der Saar selbst, 
Saardirektive 
vom 25. August 
1945 
Mit der Saar war es insofern anders, als hier von Anfang an besondere Anstren­
gungen vorgesehen waren. Am 25.8.1945 verabschiedete das CIAAA eine spezielle 
Saardirektive. Sie knüpfte an die Ideen Abel Verdiers an, begründete die französi­
zum Maßstab späterer Entscheidungen zu machen. War Frankreich bereit, mit 
800.000 "verpreußten" Saarländern in einem gemeinschaftlichen Verband zu le­
ben?67 Woher würden die Arbeitskräfte kommen, welche die belasteten saarländi­
schen Ansprüche historisch, militärisch, ökonomisch und hielt vor allem fest, daß sehen Fachkräfte ersetzen müßten?68 War Frankreich in der Lage, die Saar ausrei­
den Saarländern nach den vielen Schicksalsfällen der Vergangenheit eine klare chend zu ernähren?69 Und wie stand es um die technische Realisation einer mög-
Orientierung fehle. Es gehe nicht um eine "Annexion pure et simple", sondern um lichen Wirtschaftsunion? So viele offene Fragen, die unabhängig von außenpoliti­
"une union ala France, caracterisee par une incorporation economique et la creation sehen Gesichtspunkten jedes überhastete Vorgehen verboten. 
d'une administration autonome adirection fram;aise Oll les Sarrois, debarrasses de Die französische Regierung entscWoß sich kühn, keine Entscheidung zu treffen. 
leurs fonctionnaires prussiens et bavarois, occuperaient une large place dans un I Gegenüber den Alliierten, später auch gegenüber der französischen Öffentlic~eit 
regime de liberte respectant leurs particularites et leur dignite." Anders formuliert, präzisierte sie die wirtschaftlichen Zielvorstellungen, den politischen Status ließ sie 
"les considerations developpees ... postulent une politique d'assimilation tres pous­ offen. Daraus resultierten Fehlperzeptionen und Mißverständnisse. General Koenig 
see." Gewiß könne eine solche Politik erst nach der Definition eines Saarstatuts in äußerte die Überzeugung, daß eine politische Angliederung der Saar an Frankreich 
vollem Umfange verwirklicht werden, aber bereits jetzt gelte es, die Apathie der 
Bevölkerung zu nutzen, "pour prendre un certain nombre de mesures destinees, 
keinesfalls opportun sei, vermutete indes, daß eben dies das Ziel der französischen 
Regierung sei.70 Laffon, der Generaladministrator, kam zu derselben Auffassung, 
d'une part, aseparer la Sarre du reste de l'Allemagne et, d'autre part, aorienter son warnte, die Alliierten müßten aus Rücksicht gegenüber der Atlantik-Charta eine 
existence vers notre pays." Konkret sollten die Verbindungen zu Westdeutschland Annexion ablehnen und votierte für einen Wirtschaftsanschluß.71 Bidault seiner­
durchbrachen (Regierungspräsidium Neustadt) oder geschWächt werden (Diözesen seits unterstellte de Gaulle, daß dieser die Annexion wolle,72 obwohl der Regie-
Trier und Speyer), die Kulturbeziehungen zu Frankreich seien auszubauen, die rungschef immer jegliche Stellungnahme vermieden hatte.73 Robert Schuman hielt 
Epuration müsse über die SHAEF-Bestimmungen hinaus genutzt werden, um die 
Saar von preußischen und bayerischen Elementen zu reinigen. Eine Steigerung der 
Kohlenpraduktion und die Orientierung der Bevölkerung auf Frankreich seien als 
die beiden Hauptaufgaben französischer Besatzungsverwaltung an der Saar aufzu­
fassen.66 
67 20.11.1944, O.V., Direction economique, Note, MAE, Y 1944-1949, 394. 
68 4.12.1944, Direction des Affaires Economiques, Note sur le territoire de la Sarre, MAE, Z 
Europe 1944-1949, Sarre 10. 
69 15.7.1945, Iere Armee Fran\(aise, Etat-Major, 3eme Bureau, Note sur la Situation en Sarre, 
Handeln statt 
Planen 
Die Saardirektive nahm gar nicht Stellung zu der Frage "Annexion" oder "wirt­
schaftlicher Anschluß". Indem sie die Perspektive in die Zukunft verschob, die 
PA Grandval 8W. 
70 1.2.1947, Unterredung Koenig-Auriol. Vincent Auriol, Journal du Septennat, Paris 1970­
1977, Bd. 1, S. 67f. Vgl. auch 26.11.1946, CCFA, Cabinet civil, Note relative aux operations ayant 
63 Zum ClAAA s. Dietmar Hüser, Das Comite interministeriel des affaires allemandes et 
autrichiennes und die französische Deutschlandpolitik, 1944-1946: Sicherheit durch Kohle und 
Kultur - Versuch einer neuen Sichtweise, Saarbrücken (Magisterarbeit) 1989 
64 19.7.1945, Secretariat General du ClAAA, Document No 1, Directives pour notre action en 
Allemagne, MAE, Y 1944-1949,433. 
65 M. Kessel, Westeuropa, S. 24. 
66 25.8.1945, CIAAA, Document No 13, Directives particulieres concemant la Sarre, AOFAA, 
Cabinet Koenig, Pol III K3. 
trait 11 un rattachement economique eventuel de la Sarre 11 la France, AOFAA, SGAAA, P 60, V 16/2. 
71 8.2.1946, Laffon an Koenig, Rapport de fevrier, AOFAA, CCFA-HCFA, 1 Administrateur 
General Laffon, C 13. 
72 24.9.1946, Conversation entre M. Bidault et M. Bevin, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 
17. 
73 Das Gesprächsprotokoll vom 8.1 0.1945 läßt sich unter quellenkritischen Gesichtspunkten 
als Beleg für de GaulIes Annexionsabsichten kaum heranziehen. Alle Parallelüberlieferungen ver­
weisen eindeutig auf das Ziel eines Wirtschaftsanschlusses. Vgl. R. Hudemann, Die Saar zwischen 
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Grandval für den großen Annexionisten.7 
4 
Dabei hatte der Delegue Supirieur in 
öffentlichen Äußerungen nur von Wirtschaftsanschluß gesprochen, das Sudeten­
land als negatives Beispiel angeführt und eine politische Angliederung allenfalls 
5
nach vielen Jahren des Miteinanders erwartet.7 Grandval seinerseits sah sich von 
Koenig und Laffon unter Druck gesetzt, weil diese massive Ausweisungen einklag­
76 
ten. So produzierte die Saardirektive statt größerer Planungsklarheit Unsicherheit. 
Wollte "Frankreich'~dieSaarannektieren? Die Entseheidtlftgsft'äger wHßteR s€llest 
nicht, was sie politisch an der Saar wollten. Da eine offene Aussprache unterblieb, 
verharrte die französische Saarpolitik führungslos, mißtrauten die Verantwortlichen 
einander. Die Folgen dieser Ausgangslage werden uns bis 1955 begleiten. 
(2) Versuch zur Operationalisierung - Baden-Baden 
Am 3. September wurde die Saardirektive im Comite interministiriel des Affaires 
Allemandes et Autrichiennes angenommen, am 7. September erhielt General Koe­
nig die Ausarbeitung.77 Zwei Wochen später, also erst am 21. September, über­
reichte er die Direktive seinem Generaladministrator und präzisierte: "Je vous 
(demande) de vou10ir bien me soumettre un plan d'application precisant les phases 
de son action, et d'etudier notarnment dans quelles conditions (peuvent) s'operer les 
mouvements de population qui (sont) prevus." Tatsächlich las Koenig aus der 
Saardirektive vor allem die Anweisung zur politischen Säuberung heraus.78 Nach 
seiner Auffassung war die saarländische Bevölkerung tief verpreußt, deshalb mußte 
eine größere Zahl der Bewohner das Gebiet verlassen. Grandval protestierte, denn 
er fürchtete um die wirtschaftlichen Folgen, blieb abel erfolglos.79 
Koenigs Position machte Sinn. Aus Pariser Sicht hatte Frankreich an der Saar in 
den Jahren 1920 bis 1935 im wirtschaftlichen Bereich alles richtig gemacht, nur auf 
kulturellem und politischem Feld war es gescheitert. Wenn jetzt diejenigen Bevöl­
kerungsgruppen entfernt wurden, die das Eindringen der deutschen Propaganda 
ermöglicht hatten, in französischer Terminologie die "preußischen Kräfte", Geist­
liche, Beamte, andere Führungsschichten, dann schien die eigene Position entschei­
dend gefestigt. Dazu kam, daß angesichts massiver Vorbehalte der französischen 
Öffentlichkeit gegenüber den Bewohnern des Saargebietes es wichtig war, nach 
Frankreich und Deutschland, S. 24ff. Ergänzend zu den dort erwähnten Belegen: 25.9.1945, Fiche, 
Compte-rendu d'une reunion tenue le 24.9.1945 au MAE. Ziel der Londoner Verhandlungen sei 
"d'inclure la Sarre dans le territoire douanier fran«;ais". Archives de I' Armee de Terre, Vincennes, 4 
Q94, 9. - 22.10.1945, The Charge in the United Kingdom (Gallrnan) to the Secretary ofState, FRUS 
1945, m, S. 886; 13-20 November 1945, Report on the Franco-Arnerican Conversations held in 
Washington concerning the future status far the Rhineland and the Ruhr, o.V., ebd., S. 896ff. 
74 27.9.1949, Ministerratssitzung. V. Auriol, Journal du Septennat, Bd. 3, S. 310. 
75 28.6.1946, CGAAA, Centre d'Etudes et Documentation, Rapport hebdomadaire du Corn­
mandant en Chef americain en Europe, AOFAA, SGAAA, P 60, VI6/2. 
76 O.D., Introduction, PA Grandval4. 
77 7.9.1945, Berthelot an Koenig, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol m, K3. 
78 O.D., Koenig an Laffon, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol m, K3. 
79 O.D., Aufzeichnung, Grandval, Politique fran«;aise, PA Grandval4. 
außen zu dokumentieren, daß die Saar von 1945 nichts gemein hatte mit der 
Saarregion der Jahre 1920-1935.80 
Am 15. Oktober konferierte Laffon drei Stunden lang mit Grandval. Als unmit­
telbare Aufgaben an der Saar betonte er die rasche Entnazifizierung und Entpreu­
ßung. Seinen Direktor der Wirtschaftsabteilung wies er an, die Belange der Saar 
prioritär zu befriedigen.81 Drei Wochen später, nachdem die drängenden Verwal­
__tungsprobleme gelöst waren, setzte Baden-Baden eine Studienkommission ein, die 
unter Führung von Perier de Feral, dem stellvertretenden Leiter der Direction 
Generale des AffairesAdministratives, die Grundsätze der zukünftigen Saarpolitik 
eindringlich prüfte. 82 Besonderes Augenmerk sollte die KOmmission auf die Entna­
zifizierung und Ausweisung von Nichtsaarländern legen, auf die Eingliederung der 
Emigranten in die neu aufzubauende Verwaltung der Saar, auf den Französischun­
terricht und auf eine mögliche Stärkung der Wirtschaftsverbindungen zu Frank­
reich. 83 Die Kommission beschäftigte sich zusätzlich mit der Frage einer veränder­
ten Grenzziehung. Weiterhin thematisierte sie eventuelle Verwaltungsprobleme bei 
einem Anschluß der Saar an Frankreich.84 
Mitte Januar 1946 lag ein von Laffon und Koenig gezeichneter Zwischenbericht 
vor, der Paris über die bisherigen Aktivitäten Baden-Badens unterrichtete.85 Es 
scheint, lautete die Schlußfolgerung, "que l'annexion de la Sarre ne doive pas 
presenter du point de vue politique et administratif de difficultes serieuses". Das 
war außerordentlich geschönt, denn die Wirtschaftsfragen waren gar nicht behan­
delt worden, aber darum ging es gar nicht. Baden-Baden wollte wissen, woran. es 
sich zu halten hatte. Die französische Position in der Rhein- und Ruhrfrage sei 
bekannt, aber was wolle man eigentlich an der Saar? "Il vous appartient d'exarniner 
si cette solution doit consister en l'annexion pure et simple ala France" oder ob 
lediglich ein Wirtschaftsanschluß angestrebt werde. Je nachdem waren andere 
Verhaltensweisen angesagt. Die Kommission hatte die Planungen für die Auswei­
sung "nichtsaarländischer" Bevölkerungsgruppen mit einer Zahl von 200.000 be­
gonnen, der Zwischenbericht nannte 100.000-150.000 Personen. In jedem Fall, 
drängte die Militärregierung: Paris müsse seine Position präzisieren und die Alliier­
ten einweihen. 
(3) Die Situation an der Saar 
Installation der Militärregierung 
Solange die französische Regierung und Baden-Baden nicht wußten, was sie an der 
Saar wollten, fielen die Entscheidungen in Saarbrücken selbst. Am 10. Juli 1945 
80 Zu den Ausweisungen und zur Entnazifizierung an der Saar vgl. ausführlich R. Möhler,
 
Entnazifizierung.
 
81 6.11.1945, Laffon an Koenig, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol m, K3.
 
82 23.11.1945, Laffon, Note de service, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol m, L2.
 
83 6.11.1945, Laffon an Sabatier, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol m, L2.
 
84 29.11.1945 sowie 5.12.1945, Reunion de la Commission de coordination des questions
 
concernant la Sarre, AOFAA, Pol III, L2
 
85 Das Dokument ist mehrfach überliefert u.a. 16.1.1946, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol m,
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übernahm die französische Militäradministration die Kommandogewalt. Zuvor 
hatten amerikanische Truppen die Saar besetzt gehalten. Die materielle Ausstattung 
der neuen Besatzungsmacht war mehr als armselig: 5 Jeeps, 1 Dodge, 2 Personen­
wagen.86 Da blieb den neuen Herren kaum anderes übrig, al~. zu. Requisitione.n 
Zuflucht zu nehmen. Nicht wenige Saarländer trauerten der machtlgeren und rel­
cheren amerikanischen Besatzungsmacht nach und interpretierten die Besc~lagnah-
men als Racheakteinergedemütigten Armee, kein geringes Proaleffi für Ehe gerade 
an der Saar mit großen Ambitionen antretenden französischen Offizier~.87 . . 
Vier Monate residierten die Amerikaner an der Saar, stellten provlsonsch dIe 
Ordnung her, ermöglichten die Rückkehr Tausender in die verlass~nen Stä~te, 
gaben Hilfestellung bei dem Aufbau einer deutschen Verwaltung und nchteten sl~h 
selbst angemessen ein.88 Nur ungern verließen sie die Saar, nahmen Unterlagen nu~, 
kappten Telefonanschlüsse und beließen es bei einer Lieferung von 14.000 t Wel­
zen, obwohl dem französischen Militär 180.000 t versprochen worden :-varen.89 
Persona/pro­ Nicht genug der Probleme. Als Grandval seinen zukünftige.n Arb~ltspla~z ~n-
bleme fang September aufsuchte, hatte er nur wenige Leute, auf dl~ er SIC~ wlrkh.ch 
verlassen konnte.9o Eine kleine Equipe brachte er aus Nancy nut; Henn Gauthl~r 
und andere von der Verdier-Mission erklärten sich zu loyaler ZusammenarbeIt 
bereit. Eine rasche Säuberung des kurzfristig rekrutierten Besatzung.spersonals 
blieb schwierig angesichts der dünnen Personaldecke. So beschränkte SIch Gran~-
val darauf, die Kreisdelegationen mit Personen seines Vertra~ens zu .be~et~e.n. Em 
enger Mitarbeiter richtete eine politische Geheimpolizei ein, dIe der DI~zlphmerun.g 
der eigenen Verwaltung diente. Das ,System Radoux' fa~d anfangs seme B~rechtl-
gung, führte jedoch zu immer stärkeren Spannungen ZWIschen den verschle~enen 
Mitarbeitergruppen, so daß Paris Ende 1947 zwei Inspektoren nach Saarbrucken 
.." 91entsandte, um die Lage vor Ort zu prulen. 
86 8.7.1945, O.V., Rapport sur les liaisons etablies le 8 juillet 1945 par le Gouvernement de la 
lere OlM, PA Grandval8W. 
87 7.7.1945, Bericht des Gouvernement Militaire Metz, Archives de I'Armee de TeITe, Vincen­
nes, 4 Q61, 8; 17.8.1945, Springer, Rapport sur la situation de la SaITe, LASB, Nachlaß Springer, I; 
o.D., o.V., Resumee de deux rapports d'un officier de reserve charge d'une mission economique en 
Allemagne sur la situation politique et economique en SaITe, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol III, K3. 
_ Zur Diskrepanz zwischen Zielen und Perzeption der Besatzungspolitik durch die einheimische 
Bevölkerung in der französischen Zone: Edgar Wolfrum, ,,Jammert im Leid der Besiegte, so ist auch 
der Sieger verloren". Kollektive Alltagserfahrungen in der französischen Besatzungszone nach 
1945, in: Joseph Jurt (Hrsg.), Die "Franzosenzeit" im Lande Baden von 1945 bis heute. Zeitzeugnis­
se und Forschungsergebnisse. La presence franc,;aise dans le pays de Bade de 1945 11 nos jours. 
Temoignages et resultats de recherche, Freiburg 1992, S. 21-38; ders., Die BesatzungsheITschaft der 
Franzosen 1945 bis 1949 in der Erinnerung der Deutschen, in: GWU, 46 (1995), S. 567-582. 
88 Kriegsende und amerikanische Besatzung schildern: Doris Seck, Paul Peters, Die Stunde 
Null. Das Kriegsende an der Saar, Saarbrücken 1986. 
89 15.7.1945, Iere Armee Franc,;aise, Etat Major, 3eme Bureau, Note sur la Situation en Sarre, 
PA Grandval8W. 
90 0.0., Grandval, Introduction, PA Grandval4. 
91 O.D. (Ende 1947), Rapport de M. Bardon, AN, 457 AP 72, D 11; 9.2.1948, Sirinelli, Enquete 
concernant le Commandant Renard, dit Radoux, ebd. 
Die französische Militärverwaltung zählte etwa 600 Mitarbeiter, darunter mehr 
als 300 Aushilfskräfte.92 Trotz aller Widrigkeiten brachte Grandval die Administra­
tion soweit in Schuß, daß die Zusammenarbeit mit den Saarländern nicht grundsätz­
lieh gefährdet war. Viele Untergebene waren Elsässer oder Lothringer, sprachen 
deutsch und vermochten von daher Vorbehalte und Mißtrauen abzubauen.93 
Noch bevor die französischen Truppen an der Saar und im Rheinland installiert 
'--waren, sÜmd'fest, daß die spezifischen französischen Ziele eine Besatzungspolitik 
des Prestiges, der Festigkeit, frei von Rachegefühlen erforderlich machten.94 Wie 
anders sollte die deutsche Bevölkerung für eine Zusammenarbeit mit Frankreich 
gewonnen werden? Die Bewohner des Rheinlandes und der Saar sollten einen 
Eindruck gewinnen von Kraft und Großzügigkeit der Siegermacht. "Force" und 
"Generosite" wollte Paris als Besatzungsmacht beweisen.95 Frankreich stand hier­
bei im Wettbewerb mit den anderen Alliierten. Konsequent forderte Laffon, die 
französische Verwaltung müsse die beste sein in ganz Deutschland.96 Kein leichtes 
Vorhaben. 
Die Besatzungsbeamten lebten immer noch unter Kriegsbedingungen. Die Exi­
stenz als Sieger hatten sie sich anders vorgestellt, selbst Lebensmittel fehlten.97 
Dazu kamen weitere Widrigkeiten wie die ungenügende Unterbringung, die fehlen­
den Beförderungschancen, die Arbeitsüberlastung und die bürokratischen Hemm­
nisse.98 Manche Soldaten warteten nicht länger, sondern griffen zur Selbsthilfe und 
eigneten sich das an, was ihnen zuzustehen schien. Die Delegation Superieure 
verordnete strengere Disziplin und entsandte regelmäßig Patrouillen.99 Anfang 
Januar 1946 fanden die massiven Requisitionen, die legalen und die wilden, ein 
allmähliches Ende. 100 
Anfänge des politischen Lebens 
Die Militärregierung war in den ersten Monaten noch weitgehend mit sich selbst 
beschäftigt. Ihr Hauptaugenmerk im Umgang mit den Saarländern galt der Entnazi­
fizierung und de~ Aufbau einer neuen Verwaltung, der sie vertrauen konnte. 
Die Grundlagen für die deutsche Behördenorganisation hatten noch die Ameri­
kaner gelegt. Seit dem Mai 1945 gab es ein eigenständiges saarländisches Regie­
92 15. Januar 1945, La Revue de la Zone Franc,;aise, S. 37; 29.5.1947, Grandval an Laffon, 
AOFAA, CCFA-HCFA, I Administrateur General Laffon, C 19, SaITe, Generalites, Effectifs. 
93 30.4.1947, Kieler Nachrichten, AOFAA, Dossiers Debre, 3C. 
94 10.4.1945, Ohne nähere Bezeichnung, Archives de l'Armee de TeITe, Vincennes, 4 Q 61,8; 
13.5.1945, Pfister, ebd., 4 Q 11, 2. 
95 30.6.1945, Bericht General Collignons über die Lage an der Saar, MAE, Z Europe 1944­
1949, SaITe 10. 
96 20.8.1945, Laffon an die Directeurs Generaux, Principes de notre action en Allemagne 
occupee, MAE Nantes, Cabinet I. 
97 Januar 1946, Rapports du Gouvernement Militaire, AOFAA, Pol III, K2. 
98 13.9.1945, Rapports du Gouvernement Militaire de la SaITe, AOFAA, Pol III, K2.; Juni 
1947, Rapport mensuel, LASB, Handelsamt 6. 
99 November, Rapports du Gouvernement Militaire, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol III, K2. 
100 Anfang Januar 1946, Contröles techniques, Evolution francophile de I' opinion publique en 
SaITe, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 10; Synthese du rapport mensue1 de fevrier 1946 du 
Gouvernement Militaire de la SaITe, AOFAA, SGAAA, P 60, V1612. 
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rungspräsidium, das dem Oberregierungspräsidium in Neustadt unterstand. Kreis­
ämter waren eingerichtet worden, und auch die Stadtverwaltung funktionierte wie­
der. An Stelle von Landrat Hildebrandt übernahm Peter Michely dessen Aufgabe in 
Saarbrücken. Oberbürgermeister WaWster und sein Stellvertreter Neu wurden ab­
gelöst. Heinrich Danzebrink, ein naturalisierter Franzose, der 1933 aus Deutschland 
an die Saar geflüchtet W~[ JIDJi 1935 nach Frankreich emigrierte, betreute das 
Innenressort im Regierungspräsidium. 101 Ende des Jahres übernahm Richard Kirn, 
Sozialdemokrat, 1940 von der Gestapo in Frankreich verhaftet und bis 1945 in 
verschiedenen deutschen Gefängnissen interniert, die Leitung des Amtes für Arbeit 
und Soziales. Eine weitere Änderung spiegelte wie schon im Falle Kirns den 
ausdrücklichen Wunsch des Delegue Superieur. Zum 1. Februar 1946 wurde Dr. 
Ludwig Jung herabgestuft und an seine Stelle trat Dr. Emil Straus als Direktor der 
Erziehungsabteilung im Regierungspräsidium. 102 Katholisch, aber Sohn jüdischer 
Eltern, hatte Straus 1935 die Saar verlassen müssen. 103 
Zweifelsohne besetzte die Militärregierung die Führungspositionen mit Persön­
lichkeiten, die Frankreich gewogen schienen. "Ja-Sager" waren die Mitarbeiter des 
Regierungspräsidiums damit noch lange nicht. Danzebrink gehörte später zu den 
Einzelkämpfern der Opposition, Richard Kirn stritt energisch für soziale Belange, 
und Emil Straus ging mit seinen kompromißlosen Einschnitten in die Bildungsland­
schaft sogar den französischen Repräsentanten an der Saar zu weit. 104 Das Regie­
rungspräsidium verfügte vor allem aber über eine gehörige Portion Sachverstand, 
wie Grandval mit Blick auf seinen eigenen Apparat neidisch feststellte. lOS 
Unterhalb der Verwaltungsebene regte sich das politische Leben lange vor der 
Autonomes 
offiziellen Zulassung von Gewerkschaften und Parteien - Initiative einzelner, die politisches 
Leben schon vor 1935 politisch aktiv gewesen waren, den Nationalsozialismus in kleinen 
Zirkeln überlebt hatten und nach Kriegsende Neues und Besseres auf die Beine 
stellen wollten. Bei den Gruben als den wichtigsten noch arbeitenden Wirtschafts­
unternehmen gab es die ersten Betriebsversammlungen schon im April 1945.106 Am 
1. Juli traf sich ein verschworener Kreis im Kaisersaal in St. Ingbert, konstatierte, 
daß die Erfahrungen der vergangenen Jahre Konsequenzen forderten, und optierte 
für eine Gewerkschaft, die die konfessionelle und soziale Spaltung der Arbeiterbe­
wegung aufhob. Eine Einheitsgewerkschaft der Arbeiter, Angestellten und Beam­
ten sollte sie sein und politisch unabhängig. Ihr vorläufiger Vorsitzender wurde 
Heinrich Wacker, der durch Zufall der Verhaftung in der französischen Emigration 
101 13.9.1945, Rapports du Gouvernement Militaire de la Sarre, AOFAA, Pol In, Kl. 
102 0.0., Grandval, Introduction, PA Grandva14. 
103 Zu Straus s. H. Küppers, Bildungspolitik, S. 76ff., 184ff.; ders., Emil Straus, Ministre des 
affaires culturelles de la Sarre, 1947-1951, in: Revue d'histoire diplomatique, 101 (1987), S. 61-77. 
104 18.08.1951, de Beaumarchais, Note pour 1e President, Entretien avec M. Hoffmann (Ge­
sprächskonzept), MAE, EU 1949-1955, Sarre 140. 
105 0.0., Grandval, Introduction, PA Grandva14. 
106 Zur Frühphase der Gewerkschaftsbildung K-M. Mallmann, H. Steffens, Lohn der Mühen, 
S. 245ff.; Klaus-Michael Mallmann, Der 8. Mai war kein Sonnenaufgang, in: ders, G. Paul, R 
Schick, R Klimmt (Hrsg.), Richtig daheim, S. 221-226; Michael Ebenau, Freiheit für das Volk, 
Dokumente zur Geschichte der Arbeiterbewegung in Neunkirchen, 1848-1961, Neunkirchen 1990, 
S. l04f. 
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entgangen war. Am 10. September 1945 erlaubte die Besatzungsmacht offiziell die
 
Neubildung von Gewerkschaften. 107 An der Saar dauerte es etwas länger, weil
 
Grandval die Anordnung verzögert weiterleitete, aber dann entstanden sofort Ein­

zelgewerkschaften auf Landesebene, obwohl Baden-Baden lediglich lokale Zentren
 
zubilligen wollte. 108
 
So wie bei den Gewerkschaften ergriffen auch bei den Parteien ehemalige Alte Kader und 
--Piiiiktlonaredie Initiative. Noch im Sommer fehlten diejenigen, die den Neuaufbau neue Heraus­
hätten wagen können. Seither kehrten immer mehr Persönlichkeiten aus Emigration forderungen 
und Gefangenschaft zurück. Man traf sich im privaten Kreis, sprach mit der Militär­
regierung und nahm Kontakt auf zum Regierungspräsidium. Schwierige Fragen 
waren zu klären. Sie betrafen die Binnenorganisation der Parteien ebenso wie die 
Probleme des Alltags. Vor allem die Vertreter des ehemaligen Zentrums taten sich 
schwer. Sollte die neue Partei nur die Katholiken ansprechen oder auch die Prote­
stanten? Die offizielle Gründung der Christlichen Volkspartei (CVP) am 10.1.1946 
erfolgte unter der Maßgabe einer dezidiert katholischen Ausrichtung, aber in den 
folgenden Wochen öffnete sich die Partei allen christlichen Kräften. 109 Mit den 
Katholiken meldeten sich die Sozialdemokraten zu Wort, und vor allem die Kom­
munisten. Die Liberalen, die schon vor dem Krieg eher schwächer gewesen waren, 
traten demgegenüber erst später auf die politische Bühne. 110 Noch war die Zielvor­
stellung nicht genau definiert, noch blieben die personellen Strukturen fließend. 
Mitreden wollte man, soviel war gewiß. 
Schon im September fanden erste öffentliche Kundgebungen statt - unter dem
 
Signum des Antifaschismus, da die Parteien ja offiziell noch nicht zugelassen
 
waren. Das waren Veranstaltungen aller drei Parteirichtungen, von Katholiken,
 
Sozialdemokraten und Kommunisten. Die verlangten eine demokratisch gewäWte
 
Regierung, ein Parlament und eine demokratische Organisation der Wirtschaftsver­

waltung. III
 
Grandval ging auf das Ansinnen ein, schuf einen politischen Beirat bei der
 
Militärregierung ll2 und einen ebensolchen beim Regierungspräsidium. Doch Ver­

antwortung ohne feste Mitspracherechte lehnte die KP ab, während die CVP darauf
 
verwies, daß sie zahlenmäßig unterrepräsentiert sei. So erlebte der politische Beirat
 
beim Regierungspräsidium nur wenige Sitzungen.113 Dabei gab es genug Themen,
 
107 Zur Gewerkschaftsgeschichte in der französischen Zone zusammenfassend Alain Laltard,
 
Gewerkschaften und Betriebsräte in Rheinland-Pfalz, 1945-1947, in: Claus Scharf, Hans-Jürgen
 
Schröder (Hrsg.), Die Deutschlandpolitik Frankreichs und die französische Zone 1945-1949, Wies­

baden 1983, S. 155-185; umfassend: ders., Gewerkschaften und Arbeitgeber in Rheinland-Pfalz
 
unter französischer Besatzung, 1945-1949, Mainz 1988.
 
108 23.01.1946, Temoignages et interrogations, La Sarre, Sa situation ethnique, materielle et 
morale, AOFAA, CCFA-HCFA, 1 Administrateur General Laffon, C 3, P 5, SPD Schumacher.
 
109 Ende 1950, o.V., CVP, MAE Nantes, Sarre, Cabinet 59.
 
110 Verantwortlich war die Militärregierung, der Anträge mehrerer liberaler Gruppierungen
 
vorlagen und die seit Mitte März offenbar ein Bekenntnis zur Politik des Wirtschaftsanschlusses
 
einklagte. - RH. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 1, S. 256ff.
 
111 31.10.1945, NSZ; November, Rapports du Gouvernement Militaire de la Sarre, AOFAA,
 
Cabinet Koenig, Pol III, K2.
 
112 November, Rapports du Gouvernement Militaire, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol III, K2.
 
113 LASB, Regierungspräsidium 2.
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welche eine Mitwirkung verlangten: die kritische Ernährungslage, die Wohnraurn­
situation, die Entnazifizierung. Katholische Kreise starteten im September eine 
heftige Kampagne zugunsten der Bekenntnisschule.114 
Seit dem 27. August erschien die Neue Saarbrücker Zeitung als Sprachrohr der 
Unsicherheit 
neuen politischen Führungskräfte. Die NSZ nannte die Gründe der gegenwärtig 
über das zu­
schwierigen Ernährungslage...JJ.erichtete über die Greueltaten des Nazi-Regimes, künftige 
Schicksal erläuterte die Grundlagen demokratischer Verfassung und versuchte Verständnis zu 
wecken für die harten Requisitionen. Eine durch vergangenes Handeln berufene 
Elite klärte das Volk über sein Fehlverhalten auf, versuchte mangelnde Einsicht in 
die politischen Rahmenbedingungen der Gegenwart zu korrigieren. 
Das eigentliche Thema, das die Mehrheit beschäftigte, nämlich das zukünftige 
Schicksal der Saar selbst, ll5 blieb ausgespart. Was sollten die Verantwortlichen 
auch sagen, wo doch alles im Fluß war? Johannes Hoffmann, der zukünftige 
Vorsitzende der CVP, wagte sich am weitesten vor: "Wir Saarländer müssen die 
ökonomischen Interessen Frankreichs an der Saar anerkennen", schrieb er am 29. 
September in der NSZ. "Wir wollen zu einem anständigen Verhältnis mit unserem 
westlichen Nachbarn kommen."116 Nur soviel schien deutlich: Die Saar hatte als 
Grenzprovinz unter den Schlägen des Krieges unverhältnismäßig mehr gelitten als 
andere Regionen,1I7 auch besaß die Saar eine besondere wirtschaftliche Struktur, 
welche sie von ihren östlichen Nachbarn abgrenzte. 11 8 
Verwaltungstechnische Loslösung 
Der Krieg bombte die Saar aus Deutschland heraus. Das ehemalige großdeutsche 
Den Saarlän­ Reich zerfiel in viele kleine Landschaften, mehr getrennt als verbunden durch die dern ein. eige­
nes Regie­ zerstörten Kommunikationswege. Der Provinzialismus feierte fröhliche Urständ, 
rungspräsidium nicht allein an der Saar, aber hier legte er die Basis für eine Entwicklung zur 
Eigenstaatlichkeit. Natürlich drängte Frankreich auf eine institutionelle Isolierung 
saarländischer Verwaltungen von jenen der Pfalz.u9 Dieses Ziel stand von Anfang 
an fest. Aber es war nicht so, daß die französische Militärverwaltung die saarländi­
schen Verantwortlichen gewaltsam zu einer Sonderregelung zwang. Zumeist ging 
die Initiative von den Saarländern selbst aus. 
Oberst Kelly von der amerikanischen Militäradministration hatte, um die schwie­
rigen Probleme vor Ort in den Griff zu bekommen, am 4. Mai 1945 ein saarländi­
sches Regierungspräsidium eingesetzt. An seine Spitze stellte er Dr. Hans Neureu­
ter, einen Juristen, der wegen politischer und rassischer Gründe 1936 aus der 
Saarbrücker Rechtsanwaltskammer ausgeschlossen worden war. Neureuter umgab 
114 13.9.1945, Rapports du Gouvernement Militaire de la Sarre, AOFAA, Pol III, K2. 
115 November, Rapports du Gouvernement Militaire de la Sarre, AOFAA, Pol m, K2. 
116 29.9.1945, NSZ.
 
117 27.8.1945, Peter Zimmer in der NSZ.
 
118 21.9.1945, Sitzung des Fachausschusses Handel, Nachrichtendienst der Handelskammer
 
zu Saarbrücken, Nr. 3. 
119 Explizit angeordnet in der Saardirektive vom 25.8.1945, AOFAA, SGAAA P60 VI6/2. Für 
die Zeit zuvor vgl. 10.7.1945, General Bouley an Commandant de la lere Armee Fran\(aise, PA 
Grandval 8W (Einschränkung der Rechte des Oberpräsidiums Neustadt); 25.7.1945, General Mor­
Iiere an das Regierungspräsidium Saarbrücken, LASB, Regierungspräsidium 1. 
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die Aura des nüchternen, glanzlosen Technokraten, diszipliniert und guten Willens. 
Er bekleidete den Posten des Regierungspräsidenten bis zur Auflösung der Behörde 
im Oktober 1946. 
I Mehrere Tage nach der Ernennung Neureuters schufen die Amerikaner mit dem 
I Oberpräsidium "Saarland-Pfalz-Südhessen" in Neustadt eine übergeordnete In­
__st<l!1z.1209b~..rpräsident Dr. Hermann Heimerich erkannte sofort die Gefahren, die 
aus einer verwaltungstechnischen Sonderregelung für die Saar resultierten. Anläß­
lich einer Besprechung in Saarbrücken drängte er, das Regierungspräsidium aufzu­
lösen und statt dessen ein Direktorium für die besonderen wirtschaftlichen Belange 
der Saar einzusetzen: "Die Wahrung der deutschen Interessen sei der vordringlich­
ste Gesichtspunkt, der es unzweckmäßig erscheinen lasse, das Saarland ... verwal­
tungsmäßig abzukapseln." Finanzielle Aspekte brachte er auch noch vor, aber im 
Grunde genommen ging es doch um möglichen Schutz vor territorialen Verände­
rungen. Neureuter entgegnete trocken, daß "die Verwaltung des Saargebietes dort 
beheimateten Beamten in die Hand" gegeben werden müsse. "Schon im Dritten 
Reich sei das Saargebiet stiefmütterlich behandelt worden, und in der Westmark 
habe sich das Übergewicht der Pfalz für das Saarland unangenehm bemerkbar 
gemacht, während man doch das Saargebiet als Kernstück dieses Gaues ansehen 
müsse." Oberregierungsrat Dr. Emil Heim aus Saarbrücken ergänzte: Auf das 
Wirtschaftsdirektorium als Schönheitspflaster könne das Saarland gut verzieh­
ten. 121 Später nahm Neureuter nochmals schriftlich Stellung, verwies auf die eigen­
ständige Geschichte des Saarlandes und betonte, wenn schon politische Gesichts­
punkte eine Rolle spielten, daß dann die Empfindungen der Bevölkerung berück­
sichtigt werden müßten, und die wolle eine eigenständige saarländische Verwal­
tung. 122 
Was immer an saarländischen Institutionen geschaffen wurde, traf zumindest auf 
das Einverständnis der heimischen Verantwortlichen. Das galt für den Wiederauf­
bau des saarländischen Rundfunks - ein "Geschenk des Dritten Reiches" nach der 
Abstimmung von 1935123 - das galt für die Schulpolitikl24 und die Gründung der 
saarländischen Universität. 125 Selbst die neue Grenzziehung vom Juli 1946 basierte 
auf saarländischen Vorschlägen. Nur bei dem Versuch einer kirchenpolitischen 
120 Zu den Auseinandersetzungen um das Regierungspräsidium Saar vgl. - allerdings ganz aus 
der Perspektive des Saarkampfes - Georg Kratz, Mittelrhein-Saar, Stuttgart 1954. Zusammenfas­
send: R.H. Schmidt, Saarpolitik, 1945-1957, Bd. I, Berlin 1959, S. 157-168. 
121 Hans Jürgen Wünschel (Bearb.), Quellen zum Neubeginn der Verwaltung im rheinisch­
pfalzischen Raum unter der Kontrolle der amerikanischen Militärregierung, April - Juli 1945, 
Mainz 1985, S. 216ff. 
122 24. Mai 1945, Neureuter, Stellungnahme zur Frage der Aufhebung oder Beibehaltung des 
Regierungspräsidiums Saarbrücken, LASB, Regierungspräsidium I. 
123 H. Schwan, Der Rundfunk, S. 39ff. 
124 H. Küppers, Bildungspolitik, S. 59ff. 
125 Der Vorschlag zur Gründung einer saarländischen Universität stammte von Hans Neureu­
ter. Im Januar 1946 lehnte Grandval das Ansinnen allerdings noch ab. 26.01.1946, Neureuter, 
Decision, PA Grandval 7S; 29.1.1946, Grandval an Neureuter, ebd. Zur Geschichte der Universität 
des Saarlandes s. H. Küppers, Bildungspolitik, S. 114ff., 208ff. sowie R. Hudemann, A. Heinen, 
(Hrsg.), Universität des Saarlandes. 
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Deutsche Ini­
tiative 
Isolierung der Saar scheiterte die Militärregierung am Widerstand der katholischen 
Geistlichkeit und der Bischöfe in Trier und Speyer. 
Vergrößerung des Saargebiets 
Den Wunsch auf Einbeziehung in die saarländische Administration äußerten zuerst 
die VerantwortlichenderNachharregionen des alten Saargebiets. Bürgermeister aus 
den Kreisen Zweibrücken, Landstuhl und Waldmohr meldeten sich im Frühjahr/ 
Sommer 1945 zu Wort und verlangten eine Rückgliederung entsprechend den alten 
Kreisgrenzen vor 1920. 126 Neureuter griff die VorscWäge auf, argumentierte, daß 
die Grenzziehung 1919 ernährungswirtschaftliche Gesichtspunkte unberücksichtigt 
gelassen habe, weiterhin nicht alle Arbeitersiedlungen einbezogen worden seien, 
und begrüßte eine Arrondierung, der angesichts der kritischen Ernährungslage eine I 
besondere Bedeutung zukomme. 127 Welche Motive die Bürgermeister leiteten, I 
steht dahin. Kaum vorstellbar, daß sie von den besonderen Saarzielen Frankreichs 
nichts gehört hatten. 
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(Vorlage: H.- W. Herrmann, G. W. Sante, Geschichte des Saarlandes, S.45)
 
126 Mehrere Dokumente vom 15.5.1945 bis 20.6.1945, LASB, Regierungspräsidium 35. - In
 
einer Note vom 1.3.1945 hatte Abel Verdier in einem internen Papier für den Quai d'Orsay bereits
 
zuvor eine Ausdehnung der Saar befürwortet, allerdings ohne Gründe zu nennen.
 
127 2.8.1945, Neureuter an Morliere, LASB, Regierungspräsidium 35. 
Grandval griff später die Argumentation Neureuters auf und reichte den Vor­
scWag als eigenes Projekt an Baden-Baden und Paris weiter. 128 Dort sah man die 
Dinge nüchterner. Das Argument einer verbesserten Ernährungsgrundlage zog 
kaum, eher leuchtete ein, daß es galt, die wichtigen Arbeiterregionen einzubezie­
hen. Auf keinen Fall sollte die Saar zu groß werden, denn das erschwerte die 
~~si!J1ilatioll der dortigen Bevölkerung.129 Rene Mayer, der Kommissar für deut­
sche und österreichische Angelegenheiten, drängte auf eine Kontrolle der wichtigen 
verkehrstechnischen Knotenpunkte, was den Einschluß Trierischer Gebiete bis 
Konz-Karthaus meinte,130 während Tarbe de Saint-Hardouin, der außenpolitische 
Berater General Koenigs, vor allem eine gemeinsame Grenze mit Luxemburg 
befürwortete. l3l Die Grenzänderung vom 18. Juli 1946132 entsprach daher nur zu 
einem Teil den ursprünglichen saarländischen Vorstellungen. Um beinahe die 
Hälfte größer wurde die Saar, der Bevölkerungszuwachs von 90.000 fiel allerdings 
geringer aus. Alte verwaltungstechnische Bindungen blieben unberücksichtigt;133 
die Agrarproduktion stieg um 50%.134 
Fassen wir zusammen: Selbst in so wichtigen Fragen wie der territorialen Ausdeh­
nung handelte Frankreich nicht aus eigener Machtvollkommenheit, griff vielmehr 
auf, was lokal vorbereitet war. Zu einer direkten Herrschaft fehlten Paris die 
materiellen und personellen Voraussetzungen. 
Die saarländischen Politiker sahen sich mit einer Fülle von Aufgaben konfron­
tiert. Sie sollten helfen, die Verwaltung zu verbessern, die politische Säuberung 
begleiten, aufklären über die Fehler der Vergangenheit und Verständnis wecken für 
die Belange der Besatzungsmacht. Dabei hatten sie eigentlich schon genug zu tun 
mit dem Aufbau der politischen Institutionen. Aussagen über die staatspolitische 
Zukunft finden wir kaum, wenig verwunderlich, wenn Paris selbst eine Präzisierung 
seiner Vorstellungen vermied. 
Die Sichtweise der Militäradministration in Saarbrücken spiegelte die Diskussi­
on mit den saarländischen Verantwortlichen, reflektierte deren Hoffnungen und 
deren Verständnis eines besonderen Schicksals der Saar. In Baden-Baden und Paris 
dominierten andere Aspekte, ein Sachverhalt, der uns noch häufiger beschäftigen 
wird. Die Grenzausdehnung erfolgte auf Anregung der lokalen Verwaltungen, 
erhielt die Unterstützung der Militärregierung, wurde in ihrer Konzeption geändert 
und modelliert in Paris und Baden-Baden, brachte die französische Regierung in 
128 23.11.1945, Grandval an Laffon, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 8; 29.11.1945, Reuni­
on de la Commission de coordination des questions concernant la SaITe, AOFAA, Cabinet Koenig, 
Pol III, L2. 
129 6.12.1945, De Courcel an Berthelot, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 8; 2.1.1946, Laffon 
an Grandval, Projet d'extension du territoire de la SaITe, ebd.; 8.2.1946, Tarbe de Saint-Hardouin an 
Sous-Direction d'Europe Centrale, ebd. 
130 O.D., Grandval, Questions aposer aM. Etienne Burin des Roziers, PA Grandval 30. 
131 4.2.1946, Reunion de la Commission de coordination des questions concernant la SaITe, 
AOFAA, Cabinet Koenig, Pol III, L2. 
132 Amtsblatt des Regierungspräsidiums Saar, 1946, S. 13lf. 
133 KiITberg wurde erst 1949 der Saar angeschlossen. 
134 Mai 1946, o.V., Consequences du rattachement eventuel de la SaITe ala France, AOFAA, 
Division Agriculture, C 621, RV 133b. 
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eine schwierige außenpolitische Lage - und mußte aufgrund britischen und ameri­
kanischen Drucks 1947 teilweise zurückgenommen werden.135 
(4) Ein aufregendes Frühjahr (1946) 
Angebot zur Zusammenarbeit und drohende Demontagen 
De Gaulle: Die Unsicherheit; wasamrderSaar werden würde, hielt im Frtihjaht 1946 an. Dabei 
"Nous sommes hatte General de Gaulle Saarbrücken bereits am 3. Oktober 1945 besucht und sich 
Cl vos cotes" auch zur Saarpolitik geäußert: "Nous sommes avos cötes", wandte er sich an die 
Saarländer. ,,Le gouvernement fran~ais est pret avous aider. En tant qu'Europeens 
de I'ouest, en depit de ce qui a pu surgir entre nous, nous devons travailler de 
concert et nous comprendre mutuellement."136 Das war ein Angebot zur Zusam­
menarbeit, freundlicher und entgegenkommender als zu hoffen gewesen war, aber 
was erwartete Frankreich als Gegenleistung? Präziser äußerte sich Bidault am 17. 
Januar 1946 in der französischen Nationalversammlung. Von den Gruben war die 
Rede und einer Wirtschaftsunion. Der französische Außenminister ergänzte: Über 
das politische Schicksal der Saar sei später zu bestimmen. 137 Also war immer noch 
alles offen. Gerüchte kursierten im Saargebiet, die von einer Alternative zwischen 
einem eigenständigen Saarstaat und einer direkten Annexion sprachen,138 andere 
argumentierten, es seien verschiedene Etappen vorgesehen: zunächst Wirt­
schaftsunion und dann politische Angliederung.139 
Seit ihrer Zulassung Anfang 1946 entfalteten die Parteien eine rege Veranstal­Suche nach dem 
richtigen Weg tungstätigkeit. Frühere Mitglieder galt es zurückzugewinnen, neue Anhänger zu 
werben. Es ging um christliche Rückbesinnung, um sozialistische Umgestaltung, 
um radikalen Neubeginn. Natürlich stand bei den öffentlichen Kundgebungen die 
Frage der staatspolitischen Ausgestaltung auf der Tagesordnung, auch wenn un­
sicher war, ob die Saarländer überhaupt ein Wort mitzureden hatten. Noch fehlten 
verbindliche Parteirichtlinien. Bartholomäus Koßmann, Gegenspieler von Johannes 
Hoffmann, setzte sich in St. Wendel für eine Wirtschaftsunion mit Frankreich im 
Rahmen einer umfassenden europäischen Zusammenarbeit ein. Franz Singer, der 
spätere CVP-Wirtschaftsminister, verlangte, daß möglichst bald eine deutsche Zen­
tralregierung eingerichtet werde, 140 während Johannes Hoffmann in einem privaten 
Gespräch darlegte, daß er die Anbindung an einen großen, dem westlichen Nach­
barn ökonomisch eng verbundenen Rheinblock bevorzuge. Wenn das nicht möglich 
sei, dann solle ein politisch unabhängiges Saarland geschaffen werden, das mit 
Frankreich im Rahmen einer Wirtschaftsunion kooperiere. Ein französisches Pro­141
tektorat sei denkbar, eine Wiederholung der Völkerbundsverwaltung lehne er ab.
135 S.O. 
136 15. November 1945, La Revue de la Zone Franc;aise, Nr. 1. 
137 Gouvernement Militaire de la SaITe, Renaissance de la Sarre, Saarbrüken, September 1947, 
S.45. 
138 Dezember 1945, Rapport du Gouvernement Militaire de la Sarre, AOFAA, Pol II1, K2. 
139 O.D., Synthese du rapport mensuel de fevrier 1946 du Gouvernement Militaire de la Sarre, 
AOFAA, SGAAA, P 60, V16/2. 
140 O.D., o.V., CVP, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 59. 
141 23.1.1946, Temoignages et inteITogations, AOFAA, CCFA-HCFA, 1 Administrateur General 
Laffon, C 3, S 5, SPD Schumacher. 
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Der Industrieniveauplan, den die Alliierten am 28. März 1946 verabschiedeten, Industrie­
bedeutete ein Sturmzeichen. Was passierte, wenn der Plan Wirklichkeit wurde? niveauplan 
Hütten und stahlverarbeitende Industrie würden demontiert werden, die Saar be­ und die Saar 
sonders leiden, weil kein anderes Gebiet vergleichbar einseitig von der Schwerindu­
strie geprägt war. Anläßlich der Eröffnung des Sendebetriebs des saarländischen 
Rundfunks, am 17. März 1946, wandte sich Gilbert Grandval an die Saarländer: 
~Noch viele Probleme gelte es zu lösen. Jedes Verbrechen verlange seine Bestrafung 
und das bedeute Demontage und Reparationen. Aber die Saar besitze eine beson­
dere Chance. Würde sie sich dieser würdig erweisen?142 -In den Wochen des März! 
April machte eine neue politische Bewegung auf sich aufmerksam, das Mouvement 
pour Le Rattachement de La Sarre (MRS). 
DasMRS
 
Die Geschichte der Bewegung für die Befreiung des Saarlandes (Mouvement pour
 Anfänge des 
La Liberation de La Sarre), so der ursprünglich Name, gehört in die Endphase der MRS 
deutschen Emigration. Am 25.3.1945 trafen Dr. Max Waltz, Dr. Walter Sender, 
Paul Robin und einige andere in Paris zusammen, um die Rückkehr an die Saar 
vorzubereiten. Die Losung, unter der sie in Zukunft agieren wollten, lautete: Loslö­
sung von Preußen und dem Reich, Angliederung des Saargebiets an Frankreich und 
vor allem Beteiligung am französischen Wiederautbauprogramm sowie Angleichung 
des Lebensstandards an den des französischen Volkes. Im September wechselte der 
Sitz nach Saarbrücken. Die Werbungsbemühungen der kleinen Gruppe blieben 
gleichwohl ohne nennenswerte Resonanz; eine finanzielle Unterstützung lehnte das 
Regierungspräsidium ab - nach Rücksprache mit dem Gouvernement Militaire: 
"Son succes (der Erfolg des MLS - A.H.) fut limite, la population sarroise repro­
chant aux leaders du MLS leur fuite al'etranger lors de l'annexion. Cette froideur 
de la population sarroise et l'attitude quelque peu ambigue de MM Waltz et Sender, 
inciterent le Gouvernement militaire aobserver une certaine reserve a I'egard de 
cette association qui ne fut pas reconnue et ne put pas par suite tenir des reunions 
officielles."143 
Im Februar 1946 entschloß man sich zu einer Reorganisation des Führungskomi­
tees, so daß mehr "wirkliche Saarländer", mit einem gewissen Namen die Gruppe 
vertraten. Dazu zählten Thomas Blanc und Landrat Michely von den So­
zialdemokraten, Pfarrer Dr. Molitor (katholisch) und Pfarrer Dr. Schrnidt (evange­
lisch). Dr. Walter Sender, der Inspirator vom März 1945, und Fritz Pfordt, der von 
den Kommunisten zum MLS stieß, gehörten ebenfalls dem Vorstand an. Ein neuer 
Name sollte die Ziele besser als zuvor kennzeichnen: Die Befreiungsbewegung 
wurde liquidiert, das Mouvement pour Le Rattachement de La Sarre aus der Taufe 
gehoben. Die Militärregierung gestattete öffentliche Auftritte. 
Für den überraschend großen Erfolg des MRS in den Folgemonaten waren nicht Das politische 
allein die geschilderten Organisationsbemühungen verantwortlich, obwohl auch sie Klima 
eine Rolle spielten. Das allgemeine Klima hatte sich gewandelt. Der Industrieni­
142 Mai 1946, o.V., Note de presse sur la situation generale en SaITe, AOFAA, Pol II1, K15.
 
143 3.5.1946, o.V., Le Mouvement pour le Rattachement de la SaITe 11 la France, AOFAA, Pol
 
III, K13.
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Zwei Monate im 
Fieber (April­
Mai 1946) 
veauplan wirkte wie ein Schock. Alle Welt erwartete eine baldige Entscheidung 
über das politische Schicksal der Saar. Ende April stand die Außenministerkonfe­
renz der Kriegssieger in Paris an. Dann spätestens würde ein Beschluß fallen, so die 
allgemeine Auffassung. Da galt es, sich zu informieren, jede Gelegenheit wahrzu­
nehmen, die Argumente zu prüfen. Mancher dachte an Rückversicherung und 
meldete die ganze Familie für die Mitgliedschaft an. l44 Andere hofften, dem Elend 
der Gegenwart rasch iueiiffllenen. DabeI versprach das MRS rn:eht als nur 'Brot und 
Butter, nämlich kulturelle Erneuerung, eine Rückkehr zu den demokratischen und 
humanistischen Wurzeln saarländischer Geschichte im Westen. "Sechzigtausend" 
der angeblich "über einhunderttausend" Mitglieder des MRS kamen aus der Ge­
gend um Saarlouis, der Stadt Marschall Neys.145 "Affirrner que les Sarrois veulent 
devenir Franr;ais serait aller beaucoup trop loin, mais la propagande anti-prussienne 
du MRS ade plus en plus d'influence et la population est desireuse de retrouver la 
vie paisible qu'elle a connue avant 1935. Enfin beaucoup de gens veulent du 
nouveau et l'idee de participer ala vie d'une nouvelle nation eveille en eux espoir et 
interet."146 
Für den 14. April 1946 wurde eine Wirtschaftskonferenz angekündigt. Treff­
punkt bildete die "Wartburg", dort, wo 1935 die Stimmen für den Anschluß an 
"Hitlerdeutschland" ausgeZählt worden waren. Um 900 Uhr mußte der Saal gesperrt 
werden, weil der Andrang das Fassungsvermögen überstieg. Wie häufig sprachen 
Redner unterschiedlicher Orientierung. Als MRS-Vertreter votierte Walter Sender 
für einen Anschluß an Frankreich. "Wollen Sie untergehen, wollen Sie Besatzungs­
zone bleiben, mit all ihren Konsequenzen", lautete die einfache Frage. "Beginnen 
Sie endlich, Ihr kurzes Leben zu leben, und '" gehen Sie mit uns den Weg zur 
Rettung der Saar, Ihrer aller Heimat." Kurz und knapp argl.lmentierte Sender, ohne 
Umschweife. Differenzierter nahm Peter Zimmer Stellung. Er war prominentes 
Mitglied der Sozialdemokraten. Für Zimmer stellte sich die Frage, ob die Saar zu 
einem Wirtschaftsanschluß an Frankreich bereit sei. Die abschließende Resolution 
- mit lediglich sechs Gegenstimmen angenommen - beauftragte die Leitung des 
MRS, dem Militärgouverneur den aufrichtigen Wunsch nach einem raschest­
möglichen wirtschaftlichen Anschluß, Zollunion und Währungseinheit zu übermit­
teln. Die Konferenz sei der Überzeugung, daß die Saar als Wirtschaftskörper 
organisch zu Frankreich gehöre und der sofortige und restlose wirtschaftliche 
Anschluß die Voraussetzung bilde für einen erfolgreichen Neuaufbau. 147 Das war 
zwar nicht das, was das MRS wünschte, aber das Mouvement hatte Aufmerksamkeit 
erregt. Noch bildeten "wirtschaftlicher Anschluß" und "politische Angliederung" 
144 27.5.1946, Auszug aus einern abgefangenen Brief, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 11.­
Die Mitgliederzahlen schwanken. Den offiziellen Angaben von mehr als 100.00 eingeschriebenen 
Sympathisanten mißtraute die französische Administration, nahm an, daß eine Ziffer von 50.000 der 
Realität schon näher komme. 24.7.1946, Charrnasse an Direction d'Europe, MAE, Z Europe 1944­
1949, SaITe 18. 
145 15.11.1946, Centre d'Etudes et de Documentation, Bulletin de renseignements, No 15, 
AOFAA, SGAAA, C 2682, D 8, AI 010. 
146 März/April1946, Rapport bimensuel, LASB, Handelsamt 8. 
147 16.4.1947, NSZ. 
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Kategorien mit durchaus fließenden Übergängen. So konnte Landgerichtsdirektor
 
Alfred Levy ausführen, er unterstütze die Ziele von Johannes Hoffmann hin­

sichtlich einer Wirtschaftsunion mit Frankreich, sage "sogar die politische Einver­

leibung der Saar nach Frankreich voraus".148
 
Ihren Höhepunkt erreichte die Kampagne mit den "Jours franr;ais" in Saarlouis. 
Die Idee hierzu kam aus dem Bürgerrneisteramt der saarländischen Stadt, um, wie 
·~es-hieß, ,;die Verbundenheit von Saarlouis mit der französischen Nation" zum 
Ausdruck zu bringen. Die Militärregierung griff das Anliegen gerne auf, hoffte 
anfangs, in der westsaarländischen Stadt den Wirtschaftsanschluß verkünden zu 
können, wollte später den in Paris weilenden alliierten Außenministern vorführen, 
was die saarländische Bevölkerung von ihnen erwartete. Sonderzüge und Busse 
karrten mehr als 120.00 Personen zu der zweitägigen Veranstaltung am 18. und 19. 
Mai 1946. Neben Grandval reisten General Koenig und Generalverwalter Laffon 
an. 150 Journalisten aus Frankreich berichteten in diesen Tagen von der Saar. Am 
ersten Tag erinnerte das MRS-Führungsmitglied Josef Maria Felten, Präsident der 
Sociiti des Amis du Marechal Ney, an das Andenken des großen Marschalls und 
verlangte die Rückkehr seiner Stadt zu Frankreich. Am zweiten Tag ging Bürger­
meister Bloch noch weiter, forderte den Anschluß des gesamten Saargebiets an den 
westlichen Nachbarn, und zwar sofort, ohne Wenn und Aber. Das war dann doch 
übertrieben. General Koenig erläuterte, was in offiziellen Demarchen immer gesagt 
worden war: Frankreich wolle das Eigentum an den Saargruben, verlange eine Zoll­
und Währungsunion und plane eine gewisse Grenzkorrektur. Noch deutlicher wur­

de Grandval. Er ließ keinen Zweifel, daß Paris lediglich einen Wirtschaftsanschluß
 
anstrebe und das saarländische kulturelle Erbe unangetastet bleibe. 149
 
Damit war der Spuk des MRS beinahe schon vorüber. Die 120.000 Besucher 
Das Endekamen ja nicht wegen des MRS nach Saarlouis. Manche mochte das Schauspiel
 
locken, andere hofften auf eine ordentliche Mahlzeit. Viele kamen, weil sie dabei
 
sein wollten, wenn der Anschluß der Saar an Frankreich verkündet wurde. Die
 
Angliederung an Frankreich würde das Ende aller Not und Bitternis bringen,
 
versprach das MRS. Aber nichts passierte. Als Wallfahrtsort kollektiver Errettung
 
blieb Saarlouis eine Episode.
 
In den Folgemonaten präzisierte Frankreich seine Saarpolitik, wurde immer
 
deutlicher, daß Paris keine politische Annexion wollte. Die Parteien zogen die
 
Aufmerksamkeit immer stärker auf sich. Bei den Gemeindewahlen im September
 
1946 spielte das MRS kaum noch eine Rolle. Nur in wenigen Orten trat es mit einer
 
unabhängigen Liste an - und erlitt eine bittere Niederlage. 150 Eine Gerüchtekampagne
 
bezweifelte die persönliche Integrität vieler MRS-Mitglieder: ,,Leichenfledderer,
 
die jetzt, um ihre nationalsozialistische Vergangenheit vergessen zu machen, in das
 
MRS eingetreten sind", kritisierte bitter der Generalsekretär der Sozialdemokraten,
 
148 7.5.1946, NSZ.
 
149 21.6.1946, Grandval an Laffon, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol III, K15; 22.11.1946,
 
Grandval an Schneiter, ebd., CCFA-HCFA, 1 Administrateur General Laffon, C 3, P 5, Rattache­
ment economique.
 
150 18.9.1946, Telegramm Saint-Hardouin an MAE, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 18.
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Ernst Roth. 151 Wirkliche Führer und begabte Redner fehlten. 152 Der große Fehler 
des MRS sei es, hieß es in einem internen Bericht für die Militärregierung, "de 
melanger les noms de personnalites tarees, d'emigres ambitieux qui desirent se 
refaire une belle situation aceux de personnalites honnetes et sinceres comme le 
landrat Michely. Le fait que de nombreuses personnalites francophiles refusent d'y 
adherer en raison de ses methodes et de ses dirigeants, indique le danger que 
represente un tel organismepoITf1a reussite des projels fram;ais eu SaIte." I~J Noch 
hielt das MRS an seinen Zielen fest, trug sie am 19.2.1947 Außenminister Bidault 
vor. Der entgegnete, Frankreich bleibe beim Wirtschaftsanschluß, eine politische 
Angliederung komme nicht in Frage, alle notwendigen Maßnahmen seien bereits 
eingeleitet. Das war der Bruch. 154 
Trotz ungünstiger Voraussetzungen soll das MRS im Frühjahr 1947 die Verfas­
sungsberatungen stark beeinflußt haben - so jedenfalls wollen es einige zeitgenössi­
sche Darstellungen. Als Beleg wird angeführt, daß die Hälfte der Mitglieder der 
einzurichtenden Verfassungskommission dem MRS zugehören mußten. Vermut­
lich beruht die Interpretation der zugrundeliegenden Quellen auf einem Mißver­
ständnis. 155 Ein Bericht Grandvals für Laffon bestätigt den Wunsch des MRS nach 
einer selbständigen Beteiligung an den Verfassungsberatungen. Dies sei aber, so 
heißt es ergänzend, abgelehnt worden, und man habe sich darauf geeinigt, daß eine 
gewisse Zahl von MRS-Repräsentanten auf den Listen der Parteien erscheine. 156 
Die weiteren Namensangaben (acht) und der Hinweis, daß es sich um Anhänger 
oder Sympathisanten des MRS handele (u.a. wird Peter Zimmer erwähnt), macht 
deutlich, daß die Militärregierung gar nicht recht wußte, wer nun dem MRS zu­
zurechnen sei - oder, noch anders- dem MRS gehörten auch Mitglieder an, die die 
Forderung nach politischem Zusammenschluß mit Frankreich eher skeptisch bewerte­
ten. Für die Ausgestaltung der Verfassung blieb das MRS in jedem Fall ohne 
Bedeutung, wie Michael Sander herausgearbeitet hat. 157 Eine selbständige Teilnah­
me an den Landtagswahlen wurde im August 1947 verwehrt. 158 In den Augen 
151 R.H. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 2, S. 85.
 
152 August-Oktober 1946, Rapport detaille, LASB, Handelsamt 9; November 1946, Rapport
 
mensuel, ebd., Handelsamt 4. 
153 21.8.1946, Der Geist, Le probleme sarrois, AOFAA, SGAAA, P 60, VI6/2. 
154 19.2.1947, Kurzprotokoll über die Unterredung Bidaults mit den MRS-Führern, AN, 457 
AP 72, D 3; R.H. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 2, S. 82. 
155 Robert Stöber (Heinrich Schneider) (Hrsg.), Die saarländische Verfassung vom 15. De­
zember 1947 und ihre Entstehung, Köln 1952, XIIIf.; Ludwig Pistorius (Heinrich Schneider), Der 
Hohe Kommissar und die DPS, Ein Beitrag zur Saarfrage, Köln 1952, S. 25; J. Hoffmann, Das Ziel, 
S.87f. 
156 22.8.1947, Grandval an Laffon, Note sur les travaux constitutionnels en Sarre, AOFAA, 
Dossiers Debre 4/3; 26.2.1947, Bericht der vorbereitenden Sitzung für die Bildung einer Verfas­
sungskommission, LASB, Verwaltungskommission 43: "Das MRS soll nicht vorschlagsberechtigt 
sein. Es wäre Aufgabe derjenigen politischen Parteien, die Anhänger des MRS zu ihren Mitgliedern 
zählen, das MRS bei den Vorschlägen zu berücksichtigen." 
157 Michael Sander, Die Entstehung der Verfassung des Saarlandes, in: 40 Jahre Landtag des 
Saarlandes, hrsg. v. Präsidenten des Landtages des Saarlandes, Saarbrücken 1987, S. 9-40; M. 
Sander, Die Verfassung des Saarlandes. 
158 18.8.1947, Laffon an Grandval, PA GrandvallO BY. 
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Grandvals sollte das MRS zukünftig eine französisch-saarländische Freundschafts­

bewegung werden. 159 Nach Jahren des Komas schlief die "Bewegung zum An­

schluß der Saar an Frankreich" 1950 ein, ohne große Trauer hervorzurufen und
 
ohne offizielles Begräbnis. 160
 
Autonomie in europäischer Mission 
--Kehren wir zurück zu den Ereignisssen des Frühjahrs 1946. Die Propagandama­ Offizielle Ver­
schine des MRS lief auf vollen Touren. Wollten die Saarpolitiker das Geschehen im lautbarungen 
der Parteien Griff behalten, mußten sie Stellung beziehen.161 Eine Konferenz der Vertrauensleu­

te der SPD-Saar wies den Weg. Natürlich machte die SPD den Kapitalismus für den
 
Nationalsozialismus verantwortlich, forderte sie, daß ein soziales Plansystem die
 
Profitwirtschaft ablöse. Aber damit verbunden war der Hinweis, daß die sozialen
 
und wirtschaftlichen Probleme der Nachkriegszeit eine grundlegende Neuordnung
 
der Beziehung der Staaten untereinander verlange, und das meinte die Bildung der
 
Vereinigten Staaten von Europa. Was die Saar betreffe, so stehe die Erhaltung der
 
Existenzgrundlagen an erster Stelle. Jeder Lösung wolle man zustimmen, und damit
 
auch der wirtschaftlichen Vereinigung mit dem französischen Wirtschaftsgebiet,
 
welche die Lebensgrundlagen des Saarvolkes und seine kulturellen Bedürfnisse
 
bewahre. 162 Dieselbe Trias bestimmte die Stellungnahme des Führungskomitees
 
der CVP am 16.4.1946: Europäische Ausrichtung, Bewahrung der kulturellen
 
159 4.11.1948, Grandval an Burin des Roziers, PA Grandval6N.
 
160 25.8.1950, Grandval, Note sur le MRS, PA Grandval, 11-0.
 
161 Zur Situation Anfang 1946 Johannes Hoffmann rückblickend: "Es mag sein, daß in der
 
Stunde des Zusammenbruchs des Naziwahns Frankreich daran dachte, nicht nur die Forderung auf 
restlose Einverleibung des Saarlandes, sondern vielleicht sogar auch des Rheinlandes zu erheben. 
Und es ist ja auch kein Geheimnis, daß im Saargebiet damals jedermann mit einer solchen Lösung 
gerechnet oder sich bereits abgefunden hatte," SZ, 5.4.1947; ebenso Peter Zimmer anläßlich der 
hundertsten Sitzung des saarländischen Landtages: Wie war die Situation 1945? Neben Amerika­
nern kamen schon früh französische Verwaltungsoffiziere. Kein einziger von ihnen ließ Zweifel 
daran, daß das damalige Saargebiet in irgendeiner Form Frankreich zufallen werde. Und kein 
einziger Saarländer war, der solche Entwicklung nicht als die selbstverständlichste Folge des 
Hitlerkrieges zu bezeichnen bereit war. Die Entwicklung des MRS besagt, daß alle mit dem 
politischen Anschluß rechneten. - Zu den wenigen Ausnahmen gehörte der weitaus überwiegende 
Teil der heute diesem Hohen Hause angehörenden Abgeordneten und der heute noch amtierenden 
Minister. SVZ, 7.4.1951. - Daß die Lage 1946 tatsächlich als dramatisch empfunden wurde, zeigt 
ein Rundschreiben von Hoffmann am 18.9.1946 (nur in französischer Fassung überliefert): "D'apres 
des renseignements recueillis, certains elements ont I'intention de demander le rattachement politi­
que de la Sarre ala France pendant la premiere seance des conseils municipaux, nouvellement elus. 
- Tous les conseillers, membres du Parti Populaire Chretien sont ainformer de suite, de conserver 
une extreme prudence si des propositions de ce genre sont presentees. - Nos representants sont pries 
de declarer unanimement dans tout conseil municipal, ce qui suit: ,Comme representant du Parti 
Populaire Chretien de la Sarre, nous defendons la decision prise par le Comite General du Parti 
Populaire Chretien du 16/411946, ainsi que l'arrete des Delegues du Parti Populaire Chr6tien de la 
Sarre, le 30/6/1946, d'apres lesquels nous sommes pour le rattachement economique de la Sarre. ­
Notre attitude est couverte, 100% par les declarations publiques, ainsi que la politique exterieure de 
la France." 18.9.1946, Hoffmann an die Vorsitzenden der Parteisektionen, PA Grandval 7S/2. 
162 11.4.1946, NSZ; SPS (Hrsg.), Sozialdemokratische Partei des Saarlandes (Hrsg.), Die
 
Saarfrage, S. 9.
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Eigenart und Sicherung der wirtschaftlichen Existenzbedingungen. 163 Am 25. April 
1946 sandten Johannes Hoffmann für die CVP, Georg Schulte für die SPD (später 
Sozialdemokratische Partei des Saarlandes, SPS) und Heinrich Wacker, Vorsitzender 
der Einheitsgewerkschaft ein Telegramm an die alliierten Außenminister in Paris. 
Wie ein französisches Dokument beweist, war der Detegue Superieur nicht ganz 
unschuldig an der Intervention. l64 Inhalt und Formulierung entsprachen indes den 
Auffassungen der Absender.-"··-"-·--· 
,,Die Unterzeichneten, Vorsitzende der Christlich-Sozialen Volkspartei, der Sozialdemokrati­
schen Partei sowie der Einheitsgewerkschaft der Saar, Repräsentanten der übergroßen Mehrheit 
der Einwohner der Saar, erlauben sich respektvoH den augenblicklich in Paris versammelten 
Herren Außenrninistern der Vereinten Nationen ihren aufrichtigen Wunsch zu unterbreiten, daß 
der kürzlich von Georges Bidault ebenso wie von Maurice Thorez und Louis Saillant geforderte 
wirtschaftliche Anschluß des Saargebietes an Frankreich verwirklicht werde. Die Unterzeichne­
ten legen Wert darauf zu betonen, daß es sich bei diesem AppeH keineswegs um eine rein 
opportunistische und vorübergehende SteHungnahme der Saarbevölkerung handelt, daß sie 
vielmehr ideologisch begründet ist. 
In dem Moment des Wiederautbaus eines neuen Europa betrachten die Unterzeichneten es als 
ihre Pflicht, auf einer Beseitigung des verhängnisvoHen Irrtums von 1935, aus dem der Na­
tionalsozialismus starke Kräfte schöpfte, zu bestehen, auf daß durch engen und endgültigen 
wirtschaftlichen Anschluß der Saar an Frankreich, durch Zusammenschluß der beiden sich 
gegenseitig ergänzenden Wirtschaftskörper dem Frieden wie der Prosperität gedient werde,"165 
163 ,,Die Partei unterstützt aHe Bestrebungen, die darauf abzielen, unserer Saarheimat und 
ihren Menschen die Lebensgrundlagen zu erhalten. Sie bejaht deshalb auch die wirtschaftliche 
Eingliederung des Saargebietes in das französische Wirtschaftssystem in der bestimmten Erwartung, 
daß die kultureHen Belange (deutsche Sprache, christliche deutsche Schule) und die Eigenart unserer 
Bevölkerung respektiert werden. - Vertrauend auf die jüngsten Erklärungen französischer Staats­
männer, wonach Frankreich keine Annexion will, sprechen wir die Erwartung aus, daß der Saarbe­
völkerung vor der endgültigen Festlegung des Schicksals der Saar Gelegenheit zur Willensäußerung 
nach demokratischen Grundsätzen gegeben wird. Die wirtschaftliche Regelung der Saarfrage im 
oben dargelegten Sinne soHte nach unserer Auffassung der erste Schritt auf dem Wege der Neuord­
nung Europas sein, die zum Ziele hat, die Vereinigten Staaten von Europa zu schaffen, die aHein in 
der Lage sind, auf die Dauer den Frieden in Europa zu sichern und zu garantieren.... "J. Hoffmann, 
Das Ziel, S. 78. 
164 22.11.1946, Grandval an Schneiter, AOFAA, CCFA-HCFA, I Administrateur General 
Laffon, C 3, P 5, Rattachement economique. 
165 25.4.1946, Telegramm an die Herren Außenminister der Vereinten Nationen, Palais du 
Luxembourg, AOFAA, CCFA-HCFA, 1 Administrateur General Laffon, C 3, S 5, Divers. - Die von 
Herbert Beckmann (Franz Ruffing) zitierte Fassung - er nennt als Datum den 1. Mai - stimmt mit 
den in den Colmarer Akten gefundenen Unterlagen nicht überein. Vermutlich handelt es sich bei 
dem von Beckmann wiedergegebenen Text um eine fehlerhafte Rückübersetzung aus dem Französi­
schen: "Les soussignes presidents des partis chretien populaire et social democrate, et du syndicat 
unique, interpretes des sentiments pour ainsi dire unanimes des habitants et des travailleurs de la 
Sarre, attirent respectueusement I' attention de Messieurs les Ministres des Affaires Etrangeres des 
Nations Unis ....". In der Niederschrift von Beckmann: "Die unterzeichneten Vorsitzenden der 
Christlichen Volkspartei des Saargebietes, der Sozialdemokratischen Partei und der Einheitsgewerk­
schaft erlauben sich als Übermittler der aHen Einwohnern und Arbeitern des Saargebietes gemein­
samen Gefühle, die Aufmerksamkeit der z.Zt. in Paris versammelten Außenminister der Vereinten 
Nationen auf die Tatsache hinzulenken ....". Herbert Beckmann (Franz Ruffing), Wahlmanöver an 
der Saar, Die Landtagswahl vom 5. Oktober 1947, Köln 1952, S. 102. 
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Die Vorsitzenden von CVP und SPD sowie der Vorsitzende der Gewerkschaften Argumente 
nahmen die Geschicke der Saar selbst in die Hand. Indem sie Maurice Thorez und
 
Bidault als Kronzeugen anführten, legitimierten sie die Begrenzung auf den Wirt­

schaftsanschluß, drängten sie gleichzeitig auf eine rasche Lösung zugunsten des
 
wirtschaftlichen Wiederaufbaus. Dabei war die Wirtschaftsunion für sie mehr als
 
Einsicht in das Unvermeidliche. Sie bedeutete bewußten Bruch mit der Vergan­
'--gefib:elt; ~ie meinte moralischen Neuanfang. 
Niemand mochte bestreiten, daß das "Reich tot" war,166 überall wurden neue 
Staaten gegründet,167 Gerüchte kursierten, daß Deutschland in zwei Hälften geteilt 
werde. 168 In der Völkerbundszeit hatte die Wirtschaftsverbindung mit Frankreich 
eine relative Prosperität gesichert,169 und auf die lothringische Minette blieb die 
Saar auch jetzt angewiesen. l7o Wieviele Probleme waren mit der wirtschaftlichen 
Rückgliederung 1935 verbunden gewesen?l71 Und wie stand es um Deutschland? 
Würde es nicht profitieren durch eine Abtrennung der Saar, indem es von der 
Versorgung der westlichen Industrieregion befreit war und weniger Demontagen 
erlitt? Frankreich würde ein Entgegenkommen gegenüber dem ehemaligen Kriegs­
gegner auf jeden Fall leichter fallen. 172 Gab es für die Saar eine Alternative, die 
hinlängliche Ernährung gewährleistete, Versorgungssicherheit garantierte, den Be­
stand der Industrie schützte und ausreichende Absatzmärkte sicherstellte? Nur 
wenn die Saar ihre Produktionsmittel behielt, konnte sie zum Wiederaufbau Euro­
pas beitragen, Kohle und Stahl bereitstellen. l73 
Nüchterne Argumente zählten die Befürworter der Wirtschaftsunion auf, ein­
sichtig, gleichwohl kaum geeignet, Begeisterung zu wecken. Da wog der Hinweis 
auf die Vereinigten Staaten von Europa schon mehr. Nicht noch einmal dürfe die 
Saar eine Chance verpassen wie 1935, argumentierten Erwin Müller (CVP) und 
Gustav Levy (DPS).l74 Die Geschichte bestimme die Saar zu einer Mission: Brücke 
zwischen Deutschland und Frankreich, Vorreiter der europäischen Einigung solle 
sie werden. l75 Irgendwo mußte der Versuch gemacht werden, dem Mißtrauen ein 
Ende zu setzen. l76 Deutsche sollten lernen, mit Frankreich vertrauensvoll zu­
166 6.2.1946, Peter Zimmer, NSZ.
 
167 27.9.1947, SVZ.
 
168 8.2.1947, SVZ.
 
169 6.11.1947, Erwin MüHer, in: R. Stöber (Hrsg.), Die saarländische Verfassung, S. 403.
 
170 Peter Zimmer, 14.4.1946, NSZ.
 
171 6.11.1947, Gustav Levy in R. Stöber (Hrsg.), Die saarländische Verfassung, S. 408ff.
 
172 14.4.1946, Peter Zimmer, NSZ.
 
173 5.5.1946, Resolution des öffentlichen Kongresses saarländischer Gewerbetreibender, Nach­

richtendienst der Handelskammer zu Saarbrücken, NT. 7, Mitte Mai 1946, S. 25ff.
 
174 6.11.1947, R. Stöber (Hrsg.), Die saarländische Verfassung, S. 403ff.
 
175 Johannes Hoffmann auf dem Delegiertentag der CVP am 30.6.1946: "Und wir wollen, wie
 
es in unserer Entscheidung vom 16. April klar zum Ausdruck gekommen ist, dadurch auch einen
 
Beitrag leisten zum Neuautbau Europas, zur Schaffung der Vereinigten Staaten von Europa, durch
 
Zusammenschluß aHer christlichen Kräfte. Sag keiner, wenn wir uns eine solche RoHe anmaßen,
 
seien wir größenwahnsinnig. Der Herrgott hat sich schon mehr als einmal sehr kleiner Menschen und
 
sehr kleiner Verhältnisse bedient, um das Große zur Tat werden zu lassen." H. Beckmann, Wahlma­

növer, S. 105; 8.12.1948, Unsere Aufgabe, SVZ.
 
176 17.11.1947, J. Hoffmann, in R. Stöber (Hrsg.), Die saarländische Verfassung, 518ff.;
 
20.11.1948, J. Hoffmann, SVZ.
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sammenzuarbeiten, wie Frankreich sich deutschen Sonderheiten öffnen müsse. 177 
Der Saarstaat würde kein Staat alter Vorstellungswelt sein, sondern den Versuch 
einer neuen Ordnung begründen. 178 
Der Weg in die saarländische Autonomiepolitik kannte viele ZugängeY9 Hei-
Grenzland­ matorientierte Splittergruppen wetterten bereits während der Völkerbundszeit ge­
schicksal gen die fremde, verpreußte, protestantische Führungsclique, die nur die Ausbeutung 
der Saar im Auge habetffia-aU'e Zuwendung der Ruhr schenke. Das Argument 
beflügelte auch die Autonomiebefürworter nach dem 2. Weltkrieg, so etwa Fried­
rich Schlachter: "Das Saarindustriegebiet, das schon Jahrzehnte hindurch von der 
Ruhr mehr oder weniger als unbequemes Anhängsel irgendwo an der Südwest­
grenze angesehen und, in der Kapitalausstattung der Ruhr weit unterlegen, wehrlos 
den von Berlin geförderten Ruhrinteressen zum Opfer gebracht wurde, die Saar läßt 
sich von den menschenfreundlichen Betrachtungen der Ruhrindustrie nicht von 
neuem auf den angestammten Platz irgendwo am Wegrande verweisen."180 
Während des Abstimmungskampfes 1935 bekannte sich die sozialdemokrati­
sche Volksstimme zur "endgültigen politischen und wirtschaftlichen Einordnung 
der Saar" zwischen Frankreich und Deutschland, 181 und manch einer nahm die Idee 
mit in die Emigration. Von den Zurückbleibenden erlebten viele, wie die Saar 
Spielball fremder Mächte wurde, ausgebeutet und instrumentalisiert für den An­
griffskrieg, zerbombt, ausgeplündert, typisches Grenzlandschicksal. Äußere und 
innere Emigration, äußerer und innerer Widerstand einte die Erfahrung der Heimat 
als herausgehobenen Lebensraum. "Fragwürdig" sei geworden, "was früher nie in 
Frage" gestanden hätte, schrieb Johannes Kirschweng, Dichter und Theologe, der 
1935 für Deutschland gestimmt hatte und nun an der Seite der CVP für die 
Wirtschaftsunion stritt.I82 Und an anderer Stelle: 
. ..' ., 
"Dieser Tage bekam Ich eInen Bnef, der Verse von rmr enthielt, in denen ich mich vor 14 Jahren
. . ' 
etwa zu Deutschland bekannt habe. Darunter waren Beschimpfungen geschrieben wegen meIner 
Wankelmütigkeit und die Sätze: ,Wir passen auf, wir vergessen nicht so leicht!' ... 
. . . 
Der Ausgangspunkt meIner politIschen Unterhaltungen mit deutschen und französischen Freun­
den heißt: ,Wir wollen einen deutschen Nationalismus, dem wir ein für alle Male abgeschworen 
haben, nicht gegen einen französischen eintauschen. Wir wollen überhaupt keinen Nationalismus 
mehr. Wir wollen Europa. Wir wollen in Europa ein Saarland, in dem sich deutsche und 
französische Kultur begegnen.... 
Für diejenigen, die nicht fremder Herkunft sind, sondern unserer, nicht preußisch, sondern 
verpreußt, gilt das gleiche. Jeder von uns hat schon unter Schmerzen lernen müssen. Dies ist die 
Stunde ihres Lernens, oder ihres Unterganges.,,183 
177 5.5.1946, J. Hoffrnann während der Wartburg-Konferenz der IHK, NSZ, 7.5.1946; 1.7.1946, 
ders. anläßlich des 1. Delegiertentages der CVP, zitiert in: H. Beckmann, S. 103ff.; November 1951, 
Heinz Braun, European Mission of the Saar, Sonderausgabe des Continental Daily Mai! zur Saar. 
178 6.4.1951, SVZ. Johannes Hoffmann während der 100. Landtagssitzung.
 
179 Gerhard Paul, ,,Das Saarland den Saarländern". Zur Geschichte des Autonomiegedankens,
 
1918-1947, in: Klaus-Michael Mallmann u.a. (Hrsg.), Richtig daheim, S. 232-238. 
180 Friedrich Schlachter, Saarwirtschaft am Wendepunkt, Saarbrücken 1948, S. 17. 
181 Dieter Marc Schneider, Saarpolitik und Exil 1933-1955, in: VfZG, 25 (1977), S. 499. 
182 Johannes Kirschweng, Gesammelte Werke, Bd. 9, Saarbrücken 1983, S. 267. 
183 Johannes Kirschweng, Gesammelte Werke, Bd. 11, Nachträge, Biographischer Abriß, 
Es war die Stunde derjenigen, die eine Alternative boten, eine Alternative zu Schwierige 
~emontagen .und Bedrückung, eine Alternative zu französischer Großmannssucht, Position der 
I84 Gegner der 
eme.AlternatIve zu langandauernder Unsicherheit und Fremdbestimmung. Nur Wirtschafts­
We?Ige argumentierten wie Luise Schiffgens, Sozialdemokratin, ehemalige union R~Ichsta?s~bgeordnete. Seit 1929 lebte sie an der Saar, mußte 1935 nach Frank­
..Jelfh e~gneren.185Luise S~hiffgens fragte, ob das Saargebiet ein besseres Schick­
sal verd~ent.habe als das ReIch? Müsse die Saar nicht im Untergang mit Deutsch­
land s.ohdarISC? handeln? Dürfe sie kleinen, egoistischen Erwägungen nachgeben, 
um wlrt~chafthcheBesserstellung zu erreichen. Frankreich besitze ein Anrecht auf 
~eparatlOnen. "Wir dienen mit diesem Anschluß nicht nur der [sozialdemokra­
tI~chen - A.H.] Partei des Saargebietes nicht, wir dienen damit Frankreich selbst 
mcht, sondern geben ihm ein Danaergeschenk. Dazu ist meine Liebe zu Frankreich 
zu hoch und zu groß, als daß ich ihm dieses Geschenk bringen möchte das seinen 
Interessen nicht dienen kann."186 ' Wenig~ be~iesen vergleichbaren Heldenmut. Ernst Roth, Kurt Conrad, Her­
mann Petn, Rlchard Rauch, Walter Zimmer, ebenfalls von den Sozialdemokraten 
suchten den goldenen Mittelweg. Sie akzeptierten den Wirtschaftsanschluß al~ 
nützl.ich. Moralisch engagieren wollten sie sich nicht: "Es fehlt uns an der inneren 
BereItschaft, aus der Not eine Tugend und aus einem Gebiet, das nie ein Staat sein 
kann, einen. zu machen. Aber schließlich ist es nicht unsere Schuld, wenn als 
~olgee~sch~mung d~~ na~ionalsozialistischen Krieges Zustände bei uns eingetreten sI~d, dIe dIe. ungewohnhche Lösung zur Norm machen."187 Wenn die Saar dem 
DIktat der SIeger unterlag, mochten diese entscheiden. Sie hatten aber nicht das
 
~echt, die B~völk~rung des Saarlandes in Gewissenskonflikte zu bringen. 188 Gegen­
uber FrankreIch wünschten Conrad und Petri größere Handlungsfreih 't t fi . h
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Der Fundamentalangnff gegen dIe POSItion Hoffmanns in der CVP kam nicht 
vom ehemaligen Zentrumspolitiker und Mitglied der Regieru g k .. K ß
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mann, son ern von selten der Kirche. BIschof Franz Rudolf Bornewasser aus Trier 
Bibliographie, Saarbrücken 1986, S. 214ff. (Erstveröffentlichung: 5.8.1947, SZ) - Zu Johannes
 
Kirschweng ausführlich: F. Steinmeyer, Weil über allem Elend.
 
184 Ernst Kunkel, Dokumente und Erinnerungen zur Geschichte der SPS, 1935-1956, Saar­

brücken ms. 1980, S. 95.
 
185 Später unterstützte Luise Mössinger-Schiffgens den Autonomiekurs der SPS, wurde sogar
 
Fraktionsvorsitzende im saarländischen Parlament, eine der ersten Frauen in vergleichbar verant­

wortlicher Position in Deutschland. 3.12.1954, Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 105;
 
PA Grandval, 5/19; RH. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 1, S. 201.
 
186 Sozialdemokratische Partei des Saarlandes (Hrsg.), Die Saarfrage, Eine Dokumenten­
sammlung, Saarbrücken 21954, S. 18.
 
187 9.11.1946, Ernst Roth in der sozialdemokratischen "Volksstimme".
 
188 Bericht über den ordentlichen Parteitag der Sozialdemokratischen Partei des Saargebietes,
 
abgehalten nach der Wiederzulassung der politischen Parteien am 30.6.1946 im Stadttheater in
 
Saarbrücken, Stadtbibliothek Saarbrücken, Sammlung "Zur Geschichte des Saarlandes". Dort die
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Stärkeverhält­
nisse 
formulierte die Kritik im März 1947. Angeregt wurde seine Stellungnahme vermut­
lich durch Befürchtungen der Geistlichkeit, die ein eigenständiges Saarbistum 
ablehnte. In einem Hirtenbrief wies der Bischof seinen Diözesanen den Weg. Kein 
Wort verlor er über die wirtschaftlichen Probleme, da waren wenig Pluspunkte zu 
erzielen. Statt dessen zitierte er den französischen Katechismus. Von Vaterlands­
liebe sei dort die Rede,vergl~i(;hl;>ClJ..: der Liebe zur Familie. Vaterlandsliebe, meine 
sittliche Pflicht, meine Treue in Leid und Not. 190 
Die saarländische Autonomiepolitik bedurfte der moralischen Rechtfertigung. 
Der ehemalige Seminarist Johannes Hoffmann bewies seinem Bischof, was eine 
gute theologische Grundausbildung wert war. In der Saarländischen Volkszeitung 
entgegnete er: Wenn der Hirtenbrief Vaterlandsliebe einklage, so könne dem nie­
mand widersprechen. "Der Begriff Vaterland ist nirgendwo in der katholischen 
Dogmatik definiert, so daß er etwa gemeinsame Sprache meine. ,Vaterland', so 
habe ich mir einmal von dem Novizenmeister einer segensreich wirkenden Ordens­
gesellschaft sagen lassen, ,ist da, wo ich mir meine Himmelsleiter bauen kann!' 
Vaterland ist in erster Linie die Heimat." Wiege die Sorge um das Gewissen der 
unverbesserlichen Nationalisten "schwerer als die Sorge und das Gewissen derer, 
die sich auch aus ihrem Gewissen heraus für den neuen Weg, den Weg der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit Frankreich, entschlossen haben? Und dies 
nicht nur aus rein materiellen Erwägungen, sondern, wie unsere Partei es oft genug 
in aller Öffentlichkeit betont hat, aus der tiefen Überzeugung, damit gleichzeitig der 
deutsch-französischen Verständigung, dem europäischen Frieden und der Neu­
ordnung Europas einen Dienst zu erweisen."191 
Viele Schattierungen gab es, nicht nur auf der Seite der Gegner des Hoff­
mannsehen Autonomiekurses. Emil Straus, der spätere Kultusminister, strebte ein 
zweites Luxemburg an, wirklich autonom und kulturell stark von Frankreich beein­
flußt, während Hoffmann selbst für eine regionalistische Politik eintrat, für bewuß­
ten Verzicht auf Souveränitätsrechte und für kulturelle Beziehungen zu Deutsch­
land.192 
Die Verästelungen der Diskussion waren im einzelnen von der hungernden, 
ausgebombten Bevölkerung kaum nachzuvollziehen. Im Grunde genommen ging es 
um drei Alternativen: politischen Anschluß an Frankreich, Wirtschaftsunion bei 
politischer Autonomie oder volle Zugehörigkeit zu Deutschland. Über die Stärke 
der jeweiligen Positionen sind wir kaum unterrichtet. Ein geheimer französischer 
Stimmungsbericht schätzte für die CVP den Anteil der Befürworter einer politi­
schen Angliederung auf 15%, für Autonomie seien 52% und für die Zugehörigkeit 
zu Deutschland 33%. Bei der SPS verteilten sich die Stimmen entsprechend zu 25% 
Angliederung an Frankreich, 45% Autonomie und 30% Deutschland, bei der 
Kommunistischen Partei: 10% Angliederung an Frankreich und 90% Verbleib im 
deutschen Reichsverband. 193 
190 R.H. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 2, S. I69ff. 
191 5.4.1947, SVZ. 
192 H. Küppers, Bildungspolitik, S. 180f. 
193 21.8.1946, ,,Der Geist", Le probleme sarrois, AOFAA, SGAAA, P 60, VI6/2. 
Die Kluft ging mitten 
durch die Parteien. Selbst 
I die Kommunisten stimm­
I 
I }i ten nicht eindeutig für die Zugehörigkeit zum Reich, ~ obwohl sie die schärfsten.--_...__ ._.~_ .. _ .. _-_.~-- - ... " Widersacher waren. Im 
Frühjahr 1947 wurden 
118 Parteimitglieder als 
MRS-Angehörige aus der 
Saarbrücker Ortsgruppe 
ausgeschlossen, selbst 
den Vorsitzenden der Ei­
senbahnergewerkschaft, 
Eduard Welter, traf das 
Verdikt.194 
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Die Befürworter einer deutschen Saar standen auf schwierigem Terrain. Öko­
nomische Argumente konnten sie kaum vorbringen, und daß die Kommunisten die 
Speerspitze der deutschen Opposition an der Saar bildeten, erleichterte die Wer­
bung auch nicht. Die saarländische KP stellte sich mit ihren Äußerungen offen 
gegen die französische Schwesterpartei, die in Paris mit Maurice Thorez für die 
Wirtschaftsunion eintrat. Der Vergleich mit der sowjetischen Zone fiel in Homburg, 
Merzig oder St. Ingbert durchaus freundlich aus: keine Demontagen und keine 
Reparationen aus laufender Produktion. Die Versorgungslage war erkennbar besser 
als in der Ostzone. 195 
Zur Autonomiepolitik existierte im Frühjahr 1946 kaum eine Alternative, weder 
ökonomisch, noch moralisch. Manipulationen und Einwirken des Hohen Kommis­
sariats auf die Entscheidungsfindung gab es gewiß,196 aber sie waren nicht entschei­
dend. Maßgebend blieb, daß die saarländischen Politiker das Wort ergriffen, die 
Geschicke ihres Landes selbst bestimmten. "Weder Demontagen, noch politische 
Angliederung an Frankreich", lautete das Konzept. Statt dessen erstrebten die 
Saarpolitiker den Neuanfang in einem strukturell veränderten Europa. Paris bedien­
te sich der Stellungnahme der Autonomiebefürworter und geriet damit zugleich in 
die Abhängigkeit saarländischer Politik. Das MRS hatte seine Aufgabe erfüllt: 
"Quoiqu'il en soit, le MRS represente, a l'heure actuelle, dans la vie sarroise, un 
facteur qui n'est pas negligeable. On peut se demander si sa prise de position tres 
nette en faveur du rattachement politique n'a pas amene les deux partis les plus 
importants de la Sarre ase prononcer aussi rapidement pour le rattachement eco­
nomique."197 
194 Februar - April 1947, Rapport, LASB, Handelsarnt 10. 
195 März/April 1946, Rapport bimensuel, Handelsamt 8. 
196 So der Grundtenorder deutschen Opposition. Vgl. in Auswahl H. Beckrnann, Wahlmanö­
ver; Ludwig Pistorius, Der Hohe Kommissar und die DPS. Ein Beitrag zur Saarfrage, Köln 1952; 
R.H. Schrnidt, Saarpolitik; H. Schneider, Das Wunder. 
197 O.D., o.V., Note sur le Mouvement du Rattachement de la Sarre ala France, PA Grandval, 
6N. 
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(5) Voreilige Entscheidung (Sommer bis Winter 1946) 
Die Saarfrage während der Pariser Außenministerkonferenz 
Seit Bidault die Alliierten über die französischen Forderungen unterrichtet hatte, 
warteten die französischen Planer auf eine Antwort. Zwischenzeitlich verlangten 
andere Themen die Aufmerksamkeit. Da ging es um die neue Grenzziehung für die 
Saar,198 darum, wie mlioen Kriegsgefangenen zu verfa1uen sei 
Ausarbeitung eines Demontageplanes, der die besonderen Belange der Saar berück­
sichtigte.2OO Am 8. April 1946 erhielt General Koenig Anweisung, die Grenzkorrek­
tur zum 1. Juni vorzubereiten. Die Saar werde wie alle anderen Provinzen der 
französischen Zone im September Gemeindewahlen durchführen. An den Kreis­
wahlen mit anschließender Bildung verfassungsgebender Ausschüsse sollte sie sich 
nicht beteiligen.20t 
Mehr als eine Woche tagte die Pariser Außenministerkonferenz, da berief Alain 
Savary vom Commissariat General aux Affaires Allemandes et Autrichiennes am 4. 
Mai eine Sondersitzung ein. In einem Schreiben an den Quai d'Orsay erläuterte er, 
daß er einer Entscheidung auf alliierter Ebene nicht vorgreifen möchte, doch wenn 
es zu einem positiven Beschluß komme, müßten die verwaltungstechnischen Maß­
nahmen für einen eventuellen Wirtschaftsanschluß der Saar vorbereitet sein. Als 
Themen nannte er u.a. die Frankeneinführung und die Auswirkungen auf die 
Nahrungsmittelsituation in Frankreich.202 
Hektische 
Betriebsamkeit 
Bislang hatte Paris sich kaum um die Saarbelange gekümmert, und in Baden-
Baden und Saarbrücken stagnierten die Vorbereitungen. Jetzt entfalteten alle Be­
hörden eine fieberhafte Aktivität. Vor allem die Währungsumstellung war um­
stritten. Saarbrücken argumentierte, daß nicht nur ökonomische Gesichtspunkte 
eine Rolle spielen dürften. Eine Zwischenwährung, die die Saar langsam an die 
französische Preisstruktur heranführe, löse viele Probleme. Das bedeute gewiß 
Inflation, doch das Saarland sei klein und gut überschaubar, eine inflationsbedingte 
Lagerhaltung leicht zu vermeiden. Der Vorteil der vorgeschlagenen Lösung liege 
darin, daß der Kaufkraftverlust verringert werden könne, die Anpassung an das 
französische Preisniveau gleitend erfolge und ein direkter Vergleich mit Lothringen 
vermieden werde. Links der Saar war der Franken nach Kriegsende mit 1:15 gegen 
die Reichsmark getauscht worden, eine Relation, die infolge der französischen 
Inflation den Gegebenheiten keinesfalls mehr entsprach.203 Baden-Baden entgegne­
198 4.2.1946, Reunion de la Commission de Coordination des questions concernant la Sarre, 
AOFAA, Pol m, L2; 26.2.1946, Compte rendu de la reunion tenue le 2312/46, MAE, Z Europe 
1944-1949, Sarre 10; 1.3.1946, EMDN, lere Section, Note sur la Sarre; ebd., Sarre 8; 9.3.1946, 
EMDN, lere Section, Fiche, AOFAA, SGAAA, P 60, V 1611; 8.4.1946, Reunion, ebd. 
199 7.3.1946, CGAAA, Note sur les prisonniers de guerre sarrois, MAE, Y 1944-1949.653; 
7.3.1946. CGAAA, Prisonniers de guerre sarrois, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol I, B 3, C 12; 
9.3.1946. Comite interministeriel, ebd.• Po13. K3; 29.3.1946, Commission des Territoires Occupes, 
Decision. MAE, Y 1944-1949, 653; März-April 1946, Rapport bimensuel. LASB Handelsarnt 8. 
200 12.03.1946. Allied Control Authority. Economic Directorate, Metals Sub Commitee, MAE. 
Z 1944-1949. Sarre 36; 8.4.1946, Reunion. AOFAA, SEGAAA, P 60, V 16/1. 
201 8.4.1946, Reunion, AOFAA, SGAAA, P 60 V 16/1. 
202 4.5.1946, Savary an MAE. MAE. Z Europe 1944-1949, Sarre 11. 
203 8.5.1946. Gouvernement Militaire de la Sarre, Direction des Finances. Note sur la situation 
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te, der Plan sei wenig durchdacht, bringe eine "instabilite fächeuse pour l'evaluation
 
des couts industriels et agricoles"; ein Prestigeverlust für die französische Admi­

nistration sei unvermeidlich.204
 
Eine vorbereitende Sitzung am 10. Mai 1946 in Baden-Baden ließ Hoffnung
 
aufkeimen, weil einiges doch schon geklärt war. 20S Am 13. Mai legte Koenig einen
 
Zwischenbericht vor, der die bisherigen Planungen zusammenfaßte. In drei großen
 
---Abschriittenfhematisierte er finanztechnische und wirtschaftspolitische Aspekte: 
Geld, Banken, öffentliche Finanzen, Zoll, Preise und Löhne, Außenhandel, Ernäh­
rung, soziale Sicherheit, Arbeitskräfte, Transport, Auswirkungen auf die Reparatio­
nen. Trotz mutiger Optionen - direkte Umstellung im Verhältnis von 1 RM = 15 
Franken - war deutlich, daß viele Fragen genauerer Ausarbeitung bedurften.206 Die 
von Savary zusammengerufene Saarkonferenz beschloß daher am 14. Mai 1946, 
daß die Fachministerien Sachverständige nach Saarbrücken schicken sollten, um 
Einzelheiten auszuarbeiten.207 
Am Folgetag sprach Bidault während der Pariser Außenministerkonferenz über Das Nein der 
die Deutschlandfrage. Vor allem die Saar interessierte ihn, doch Bevin, Byrnes und Alliierten 
Molotow begegneten allen Fragen ausweichend.208 Damit war der erste Versuch zur 
Realisierung des Wirtschaftsanschlusses gescheitert. 
Verwirrung 
Noch beeindruckt von den Festlichkeiten in Saarlouis, berichtete General Koenig Das Ja der 
am 22.5.1946, daß Baden-Baden seine Aufgaben erledigt habe. Die Saarbevölke­ Saarländer 
rung sei für den Wirtschaftsanschluß gewonnen. Kaum notwendig zu unterstrei­
chen, wie wichtig eine schnelle Lösung sei, um die Bevölkerung aus ihrer Unsicher­
heit zu befreien. Jede weitere Verzögerung bewirke nur, daß die Saarländer ihr 
Vertrauen in Frankreich verlören. 209 Laffon war der gleichen Auffassung, aber 
skeptisch, weil er erwartete, daß die zweite Sitzungsperiode der Pariser Außen­
ministerkonferenz keine Regelung für die Saar bringen werde. Was war zu tun? Der 
Generaladministrator argumentierte, Frankreich dürfe nicht zu viel tun, innenpoli­
monetaire en Sarre en cas de rattachement. AOFAA, Cabinet Koenig. Pol IIl. K5. Später änderte
 
Grandval den Vorschlag dahin, die Einführung der Saarwährung mit einer ersten Preisbereinigung
 
zu verknüpfen, 9. 10. 1946. Grandval. Aufzeichnung für Schneiter, PA Grandval I. Zum Fortgang der
 
Diskussion s.: 22.1 I.I946, Grandval an Schneiter, AOFAA. Administrateur General Laffon, C 3. P
 
5, Rattachement economique.
 
204 12.5.1946. Auboyneau, Note sur les conditions financieres d'un rattachement economique
 
de la Sarre ala France, MEF, B41.817.
 
205 10.5.1946. Compte-rendu de la reunion tenue le 10 Mai a Baden sur le rattachement
 
economique eventuel de la SaITe ala France. AOFAA, Cabinet Koenig. Pol IIl, K5.
 
206 13.5. 1946. Koenig an CGAAA, Les conditions d'un rattachement de la SaITe ala France,
 
AOFAA. Cabinet Koenig. Pol IlI. K5.
 
207 14.5.1946, Proces-verbal de la reunion du 14 mai 1946 tenue au CGAAA sous la presiden­

ce de M. Rene Mayer au sujet du projet de rattachement economique de la Sarre, MAE, Z Europe
 
1944-1949. Sarre 15.
 
208 15.05.1946. 7. informelle Sitzung, FRUS 1946. 11, S. 393ff.; 16.5.1946, 8. informelle
 
Sitzung, ebd., S. 426ff.
 
209 22.5.1946, Koenig an CGAAA, MAE. Z Europe 1944-1949, SaITe 11.
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tisch an der Saar nicht und in bezug auf Deutschland nicht. Denn wenn Paris 
scheitere, dann sei nicht nur die französische Diplomatie bloßgestellt, bloßgestellt 
seien auch diejenigen, die sich bereit erklärt hätten, mit Frankreich zusam­
menzuarbeiten. Gesicht wahren, hieß die Losung, durch Ausweisung von Nazis und 
durch eine verschärfte Entnazifizierung.2lo 
Um "Gesicht wahr~n,,_giI!ge_s auch der Direction economique. Am 3. Juni legte 
sie einen Plan vor, der einiges vorwegnahm von dem, was Wirtschaftsunion meinte 
und nicht der Zustimmung der Alliierten bedurfte: Eine Zollgrenze, die Erhöhung 
der Lebensmittelrationen auf das französische Niveau, höhere Tabakzuteilungen.211 
Koenig und Grandval lehnten ab, weil jede mittlere Lösung das Ansehen Frank­
reichs schwächen werde. Mehr Sinn machte da schon eine stärkere Isolierung der 
Saar, etwa durch Herausgabe gesonderter saarländischer Briefmarken oder durch 
Schaffung einer eigenen Saarwährung.212 
Laffon setzte auf ein Abkommen mit den Alliierten: "Ne recherchant nullement 
en Sarre un illusoire plebiscite, la France desire le rattachement economique de ce 
territoire pour qu' il serve de reparation aux pertes materielles qu'elle a subies du fait 
de la guerre et de l' occupation. La France ne pretend pas que la population sarroise 
est franc;aise, ni meme qu'elle desire sentimentalement son rattachement a la 
Metropole; elle ne cherche pas aobtenir l'accord des Sarrois qui n'ont pas, ou tres 
peu, leur mot a dire, mais l'accord des trois Grands qui fac;onnent la paix."213 
Anders als sein Generaladministrator mißtraute Koenig den Alliierten. Statt dessen 
befürwortete er ein "Abkommen" mit denjenigen, denen sein Untergebener sowe­
nig Mitsprache zubilligen wollte, mit den Saarländern.214 Irgendeine klare Rege­
lung war notwendig, denn das französische Finanzministerium wollte die Saar­
215
abtrennung nur unterstützen, wenn eine dauerhafte Lösung gefunden war.
Als Byrnes am 11. Juli 1946 den Vorschlag zur Bizonengründung unterbreitete, 
erhielt die Position Koenigs Auftrieb. Eine genaue Analyse in Baden-Baden kam zu 
dem Schluß, der amerikanische Vorstoß unterhöhle das Potsdamer Abkommen. Die 
Saarfrage werde damit wesentlich von London und Washington entschieden, und 
beide hätten in Paris die französischen Vorschläge bereits angenommen. Folglich 
könne die französische Regierung weitgehend autonom über den Anschluß der Saar 
entscheiden.216 
Ganz ähnlich sah es wohl auch Paris. Noel Henry, der juristische Berater des Mehr Fragen
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die Unionfranfaise: "M. de Chalvron a expose aM. Chayet que la formation d'un 
gouvernement sarrois etait imminent et que le gouvernement franc;ais, au cours d'un 
recent conseil des ministres, aurait decide une union douaniere et monetaire franco­
sarroise, en attendant l'entree de la Sarre dans l'Union franc;aise."217 Später stellte 
sich heraus, daß der Wirtschaftsanschluß für Mitte Oktober geplant war, kurz vor 
den Parlamentswahlen.218 Um unnötige Konflikte zu vermeiden, erhielt Bidault den 
Äuftrag;aie westalliierten Außenminister zu informieren. Er solle sich auf keine 
Diskussion einlassen, sondern nur unterrichten, lautete die Weisung. Doch dann 
kam es doch zu eingehenden Gesprächen.219 Nach energischem Protest aus London 
und Washington wurde das Saarvorhaben aufgeschoben.22o 
Vermutlich erwiesen Bevin und Byrnes ihrem französischen Gegenüber einen 
unbeabsichtigten Gefallen, waren die technischen Planungen seit dem Mai doch 
kaum vorangekommen. Für die Koordination der Saarangelegenheiten zeichnete 
seit dieser Zeit das Commissariat General aux Affaires Allemandes et Autrichiennes 
verantwortlich. Das hatte zwar eine Kommission eingesetzt,221 die am 22. Juni ihren 
Zwischenbericht vorlegte. Doch die Bestandsaufnahme fiel nüchtern aus: mehr 
Fragen als Antworten. Die Direction des Assuranees, nur um ein Beispiel zu 
nennen, hatte sich noch gar nicht um die Saar kümmern können, weil sie mit der 
Nationalisierung der französischen Versicherungen vollkommen ausgelastet war. 
Anderen Behörden ging es nicht besser. Dabei mußten überall Statistiken beschafft, 
Rechtsanordnungen ausgearbeitet werden. Würde die Integration der saarländischen 
Hüttenindustrie nach Frankreich langfristig gelingen? Die Frage war bisher unbe­
antwortet. Und wie sollten die Beziehungen zur Französischen Zone in Zukunft 
gestaltet werden? "Seuls les rapports des departements ministerieis interesses permet­
tront de donner les precisions necessaires dans chaque domaine particulier."222 
Dabei blieb es. 
Der Cordon douanier 
Der Vorschlag zur Einbindung der Saar in die Union franfaise überraschte den 
juristischen Berater des Quai d'Orsay, Noel Henry: "D'apres ce qu'il a ete dit aM. 
Chayet, le gouvernement franc;ais aurait l'intention de s'en tenir, pour l'instant, a 
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218 7.9.1946, Note pourle Ministre, MAE, ZEurope 1944-1949, Sarre 17; 22.11.1946, Grand­
val an Schneiter, AOFAA, CCFA-HCFA, 1 Administrateur General Laffon, C 3, P 5, Rattachement 
economique. 
219 13.9.1946, Aide memoire für Bidault, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 15; 24.9.1946, 
Conversation entre M. Bidault et M. Bevin, ebd., 17; 24.9.1946, Conversation entre M. Bidault et M. 
Byrnes, ebd.; 27.9.1946, Koenig, Fiche pour le General Navarre, Entretien avec M. Pierre de Leusse, 
AOFAA, Cabinet Koenig, Pol!, B2, P 11. 
220 25.9.1946, Byrnes an Bidault, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 17; 28.9.1946, Bevin an 
Bidault, ebd.; 10.10.1946, Bidault an Byrnes, ebd.; 10.10.1946, Bidault an Bevin, ebd. 
221 Mai 1946, Mission Lazard, PA Grandval2; 22.11.1946, Grandval an Schneiter, AOFAA, 
CCFA-HCFA, 1 Adrninistrateur General Laffon, C 3, P 5, Rattachement economique. 
222 22.6.1946, S. Lazard, Note prelirninaire sur le rattachement de la Sarre ala France, MAE, Z 
Europe 1944-1949, Sarre 11. 
83 
Integration der 
Saar in die 
Unionfran­
(:aise? 
des mesures economiques; il n'envisagerait que dans un deuxieme temps, un 
rattachement plus etroit, un rattachement politique, par integration de la Sarre dans 
l'Union franc;aise."223 Was war die Union fran9aise? Ganz genau wußte es Ende 
August 1946 niemand, denn der erste Verfassungsentwurf für die IV. Republik war 
am 5. Mai kläglich gescheitert. Dort hatte man auf ein selbständiges Kapitel über 
die Union verzichtet, und erst die zweite Constituante ergänzte die Auslassung. Die 
Bestimmungen entspracheiikäum dem, was unmittelbar 1944/45 als Dank der 
Metropole an die abhängigen Gebiete für die Unterstützung Frankreichs während 
des 2. Weltkrieges gedacht gewesen war: "Ni federation, ni self-gouvernement, ni 
emancipation: sous couleur de renovation et d'evolution prevue a l'artic1e 75, 
I'Union franc;aise, creation unilaterale de la metropole, integre a la France ses 
anciennes colonies et propose aux autres Etats de l' ancien Empire une association 
fictive."224 
Am 13. Oktober stimmten die französischen Wähler dem zweiten Verfassungs­
entwurf mit knapper Mehrheit zu. Der Gedanke einer Einbindung der Saar in die 
Union Fran9aise blieb noch etwas länger erhalten, danach vergaß die französische 
Administration den Vorschlag. Immerhin, die Frage war aufgeworfen, wie die 
politische Struktur der Saar aussehen solle. Spezialisten traten auf den Plan, legten 
Entwürfe vor, liberal der eine, restriktiv der andere. Zu fragen war, welche Macht­
befugnisse dem Hohen Kommissar zukommen sollten. Würde die Saarverfassung 
durch ein Referendum angenommen oder durch eine Verfassungsgebende Ver­
sammlung? Wie würde der Ministerpräsident bestimmt werden? Welchen Status 
erhielten die Gruben? Was geschah mit den Hütten?225 Es könne passieren, meinte 
ein französischer Beobachter aus Berlin, daß Frankreich die Alliierten für einen 
Saaranschluß gewinne - und von der wirtschaftlichen Zusammenarbeit überrascht 
werde.226 
Die Zollgrenze General Koenig prognostizierte für den Winter eine Ernährungskrise in der 
als Kompromiß	 Französischen Zone. Nur einen Ausweg gebe es, daß Frankreich die Versorgung der 
Besatzungsverwaltung in Deutschland selbst gewährleiste und auch die Saarländer 
unterstütze. Im Verlaufe derselben Sitzung versicherte Bidault, er werde alles tun, 
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um anläßlich der nächsten Außenministerkonferenz in New York die Billigung der 
Alliierten für den Saaranschluß zu erreichen.227 
Gegenüber den Alliierten wollte Paris argumentieren, daß es in einer Zwangsla­
ge handele, politisch, weil bei den Gemeindewahlen sich die großen Parteien für 
einen Wirtschaftsanschluß ausgesprochen hatten, ökonomisch, da der Wiederauf­
bau nur in Gang komme, wenn sichere Verhältnisse existierten. Frankreich kam gar 
-nreht-umhift,die Saar zu unterstützen. War es unter dieser Voraussetzung unberech­
tigt, wenn die französische Öffentlichkeit eine Gegenleistung erwartete in Form 
erhöhter Kohlenlieferungen?228 
Am 15. November, um einige Tage verspätet, weil nicht rechtzeitig unterrichtet, 
reagierte Grandval: Es sei informiert worden, daß die wirtschaftliche Angliederung 
der Saar für den Dezember geplant sei. Wenn es wirklich dabei bleibe, befürchte er 
das Schlimmste. Die technischen Voraussetzungen seien noch nicht erfüllt, ein 
Gesetz notwendig, dem das Parlament zustimmen müsse, Lagervorräte würden 
fehlen. "Pour toutes les raisons que je viens d'exposer, j'estime que si meme une 
d6cision politique est prise au sujet du rattachement souhait6, sa realisation sur le 
plan economique ne serait etre entreprise avant le d6but de fevrier 1947, et ceci sous 
reserve que ceux des departements ministerieis qui ontjusqu'a present fait preuve 
d'une regrettable apathie se decident a apporter au Gouvernement Militaire de la 
Sarre un concours dont ce dernier ne saurait se passer."229 
Die Koordination durch Paris war gründlich mißlungen. Koenig verlangte radi­
kale Änderung und wollte Grandval mit der Saarplanung betrauen.23o Eine intermi­
nisterielle Sitzung am 27. November bestätigte den negativen Eindruck. Vertreter 
des Arbeitsministeriums und des Industrieministeriums bedauerten, von der Regie­
rung nicht ausreichend über die Saarpläne unterrichtet worden zu sein. Das Finanz­
ministerium insistierte: sechs Monate erfordere die Eingliederung der Saar in das 
französische System, eine Zeit, während der die Saar wirtschaftlich isoliert werden 
müsse. 231 Wirtschaftliche und außenpolitische Gesichtspunkte sprachen für ein 
schrittweises Vorgehen. 
Während der New Yorker Außenministerkonferenz hatte Couve de Murville _ 
Bidault war wegen des Wahlkampfes in Paris geblieben - den Eindruck gewonnen, 
daß Frankreich eine einseitige Saarpolitik wagen könne. Nur müsse es vorsichtig, 
tastend herangehen, dürfe es die Alliierten nicht unnötig verprellen.232 Vor allem 
auf die kritische Ernährungslage wies er hin, die es erforderlich mache, gewisse 
Grenzkontrollen zu errichten. Nur so würden Lieferungen aus Frankreich ihre 
Adressaten auch wirklich erreichen. Der ungehinderte Zufluß von Reichsrnarkbe­
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ständen bedinge weitere Maßnahmen für den Geldverkehr. "The French Govern­
ment might have to take measures to control these matters. However, non of these 
economic or financial measures will prejudice future decision of the DFM on 
frontiers or reparations."233 Die französische Regierung hatte anderes im Sinn, und 
das wußte jeder, aber die Form war gewahrt. 
Kurz vor dem entscheidenden Termin stand alles noch einmal in Frage, weil 
Leon Blum; zwischenzeitlich-Ministerpräsident, die "französische Pülnexi6ftsp6litik" 
nicht mitmachen wollte - wir erinnern uns.234 Erst nachdem Grandval interveniert 
hatte, ging alles seinen Weg. 
Am 22. Dezember verkündigte Koenig am saarländischen Grubenstandort Re­
den, was Frankreich mit der Saar vorhatte: Einen immer höheren Anteil der Le­
bensmittel wolle Paris zukünftig liefern und aus der guten Absicht folge notwendig 
die Einrichtung von Kontrollmechanismen.235 Die Verordnung Nr. 75 vom 
20.12.1946 dekretierte beim Grenzübertritt in die Saar ein Passierscheinverfahren, 
die Verordnung Nr. 76 regelte die Überwachung des Warenverkehrs und von 
Kapitalüberweisungen.236 Kurze Zeit später erfuhren die Saarländer, daß es nicht 
mehr lange dauern werde, bis die Kriegsgefangenen aus französischer Internierung 
zurückkehrten, und auch die Sperrstunde wurde aufgehoben.237 
Auf französischer Seite hatten die Planungswirren ein Nachspiel. Wie in manch 
anderen Bereichen der Deutschlandpolitik war es die Interimsregierung Leon Blums, 
welche wichtige Entscheidungen fällte. Am 4. Januar ernannte Pierre-Olivier Lapie, 
Staatssekretär im Quai d'Orsay, Michel Debre zum Chefkoordinator für den Wirt­
schaftsanschluß der Saar.238 Debre war als politischer Berater für Tunesien tätig 
gewesen. Bei den Wahlen vom Herbst 1946 hatte er sich vergeblich um ein Mandat 
beworben und so stand er für eine verantwortungsvolle Aufgabe zur Verfügung. In 
seinen 1988 erschienen Erinnerungen kennzeichnete Debre die Umstände seiner 
Ernennung: 
"Lapie se sait lui aussi interimaire. Il ne lui appartient pas de trancher, mais il se rallie a la 
proposition qui lui est faite par ses services et ceux du Tresor, de me confier une ,mission' ala 
fois precise et imprecise. Elle est precise: il s'agit d' installer a Paris un interlocuteur pour 
Grandval, et aussi un tuteur. Je suis sollicite avec d'autant plus d'insistance qu'en raison de nos 
relations dans la Resistance Oll je I' ai bien connu et meme aide, je parais, me dit-on, un des rares, 
sinon le seul, qui puisse lui faire accepter des directives. La mission est cependant imprecise, car 
rien n' est decide et les formules employees dans les conversations avec les Allies traduisent 
l' absence de nettete des vues gouvernementales."239 
Am 28. Januar legte Debre einen ersten Bericht vor. Bisher habe jegliche Koordina­
tion gefehlt, hieß es darin, tausenderlei Stellen seien mit der Saarfrage beschäftigt, 
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wichtige Wirtschafts- und Handelsfragen noch ungeklärt. Frankreich habe sich 
geweigert, die Konsequenzen eines Saaranschlusses zu akzeptieren: ,,La doctrine 
politique a ete ferme en ce qui concerne le rattachement dont nul ne discute le 
principe, mais on parait refuser la plupart des consequences du rattachement dans la 
mesure Oll ces consequences supposent un effort de la part de la France."24o 
_(ti) Mitspracheforderung der Saarpolitiker 
ImMai 1946 reichten die Normalrationen für 894 Kalorien. Geplant gewesen waren 
1.120 Kalorien,241 die Hälfte dessen, was eine erwachsene 25jährige Frau benötig­
te.242 Die Menschen hungerten. Was kümmerte sie die Ausweisung von 502 Perso­
nen am 2. Juli 1946, Personen, die als Gegner Frankreichs aufgefallen waren. 
Laffon, der Generaladministrator in Baden-Baden, hatte ursprünglich eine deutlich 
höhere Ziffer geplant, um zu beweisen, daß Frankreich die Geschicke der Saar nach 
wie vor bestimmte, und um die "preußische" Führungsschicht zu treffen, aber 
Grandval konnte Schlimmeres verhüten.243 Wenn nun im selben Monat Saarburg 
und Wadern, beides landwirtschaftliche Regionen, der Saar zugeschlagen wurden, 
mochten viele hoffen, die schlimmste Not sei vorüber.244 
In den Parteien bestimmten zunehmend diejenigen die Geschicke, die für den 
Wirtschaftsanschluß offen eintraten. Die Unterschrift der Parteivorsitzenden auf 
dem Telegramm an die Außenministerkonferenz in Paris wirkte wie ein Katalysa­
tor: "Au sein de la CVP la cause du rattachement economique suivait une evolution 
parallele acelle de l'opinion publique. L'idee du rattachement s'implantait dans les 
esprits. N'oublions pas que nous sommes al'epoque des fetes Fran<;:aises de la Sar­
re ...."245 
Erstmals mußten die saarländischen Politiker den schwierigen Balanceakt zwi­
schen Kooperation mit und Distanz zur westlichen Besatzungsmacht proben. Sie 
bejahten den Wirtschaftsanschluß, gewiß, aber sie stellten keinen Freibrief aus. 
Weder Johannes Hoffmann, noch Richard Kirn oder ein anderer Spitzenpolitiker 
wollte sich durch eine allzu enge Zusammenarbeit mit der Besatzungsmacht in den 
Augen der Bürger kompromittieren.246 
Der erste nennenswerte Konflikt resultierte aus der Debatte um das Wahl­
verfahren für die neuen Gemeinderäte. Grandval hatte Baden-Baden mitgeteilt, daß 
ein Mehrheitswahlsystem akzeptiert würde. Als aber der Vorschlag bekannt wurde, 
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stellten die Parteien sich quer. Die CVP protestierte, SPS und KPS drohten mit periode ., Oll je veux creer une Commission d'Administration du Territoire de la 
Wahlboykott. Laffon stoppte die Ausgabe des hochoffiziellen Journal Officiel du Sarre, de fa~on a ne plus avoir seulement en face de moi un homme qui est une sorte 
Commandement en Chef Franrais en Allemagne und änderte die entsprechenden d'executant mais avoir des gens qui deja representent une certaine autonomie, une 
Passagen im Sinne eines proportionalwahlverfahrens.247 certaine volonte, sinon politique tout au moins administrative."255 Am 8. Oktober 
Die folgenden Gemeindewahlen vom 15. September brachten die gewünschte nahm die Vorläufige Verwaltungskommission des Saarlandes ihre Geschäfte auf. 
Ortsbestimmung. Dabei unterschieden sich die Wahlkampfthemen wenig. Die CVP Vorsitzender wurde Erwin Müller von der CVP, beigeordnet waren 1 KP-Vertreter 
warb mit ,,Antikornrnunismus;ehIistentllIl1, Entnazifi:i:tefüflg",248 wähfead diEl SPS-(RobcrtNeutang), 2 CVP-Repräsentanten (Heinrich Danzebrink, Emil Straus), 2 
die Trias von "Christentum, Humanität und Sozialismus" hochhielt.249 Auch der Mitglieder der SPS (Georg Schulte, Richard Kirn) und ein Parteiloser (Christian 
Wirtschaftsanschluß spielte eine Rolle.25o In Saarlouis, wo die Bevölkerung franko- Grommes). Das Verhältnis zur Militärregierung gewann deutlich an Gewicht. Zwei­
phil eingestellt war und viele dem MRS angehörten, bildete die Wirtschaftsunion mal im Monat traf man sich mit dem Gouverneur zur Aussprache und Beschlußfas­
einen wichtigen Aspekt der CVP-Wahlaussagen, im Kreis St. Wendel, eher nach sung,256 der Schriftverkehr verlor seinen strikt amtlich untergeordneten Charakter. 
Trier orientiert, vermied sie entsprechende Hinweise.251 Offen stellten sich die Hoffmann selbst blieb der Verwaltungskommission fern, arbeitete ausschließ-
Kommunisten gegen die französischen Saarpläne, und das Mouvement pour le lich für die Partei. Ein langer Beschwerdebrief an Grandval vom 26. OktoberI 
Rattachement de la Sarre Cl la France nutzte das Radio für sein Anliegen. Wie bei bewies, daß der Wahlsieg unter den gegebenen Umständen eher Belastung als 
späteren Wahlen beeinflußten lokale Führungspersönlichkeiten den Wahlausgang. Chance darstellte. Die christliche Bevölkerung, so Hoffmann, repräsentiere eine 
Vor allem die Geistlichkeit legte sich mächtig ins Zeug;252 52,3% ftir die CVP, klare Mehrheit; gleichwohl sei sie nicht in der Lage, ihre Ziele zu verwirklichen."Il 
25,5% für die SPS, 9,1 % für die KP und 13,1 % für freie Listen.253 faut lui faire perdre atout prix, le sentiment qu'on fait constamment a la minorite 
Die CVP genoß ihren des concessions aux depens de la grande m'Üorite de la population sarroise."257 Mit 
Die Gemeindewahlen vom 15.9.1946 Sieg, verlangte,?aßHoff- "Minderheit" waren ~e K.0mmuni~ten und die.~ozialdemokraten gemeint. Wenn 
. mann Reglerungs- Hoffmann den WahlSIeg mcht bald m realen pohtIschen Erfolg umsetzte, so konnte 
Verteilung der gültigen Stimmen präsident werden müs- man den Brief auch lesen, besaß die innerparteiliche - oder besser - die deutsche 
@ill se.254 SPS und KP lehn- Opposition unerwünschte Angriffsflächen.258 
_'_ ten ab: "Diktatur einer Die Gemeindewahlen und die Ernennung der Verwaltungskommission bildeten 
Partei", riefen sie. Grand- den Höhepunkt demokratischen Neuanfangs an der Saar. In den anderen Ländern 
, cvp val suchte und fand der französischen Zone waren den Gemeindewahlen die Kreiswahlen gefolgt und iI SPS sc?ließl~~h den Kompro- auf die Kre.iswahlen ?ie Einricht~ng berat~nd~r Landes~ersammlungen.Die CVP 
~ KP Illiß. Er uberzeugte Hoff- verlangte eme vergleIchbare SchrIttfolge fur dieSaar, dIe SPS schloß sich an, und 
Freie Listen mann, daß es ihm scha- auch die KP wünschte ein Saarparlament. Nur das MRS war dagegen, aus verständ­
den werde, wenn er unter lichen Gründen.259 
der Oberhoheit der Mi- Am 7. Januar 1947 lud Grandval zum Neujahrsempfang, versprach die Rückkehr 
litärregierung die allei- saarländischer Kriegsgefangener und gab einen politischen Ausblick: Es sei die 
nige Administration aus- Absicht Frankreichs, im Gegensatz zur früheren preußischen Verwaltung, die 
übe. Eine Verwaltungskommission bot Gelegenheit, alle Parteien entsprechend saarländische Bevölkerung selbst in Verwaltung, Wirtschaft, Industrie und Handel 
ihren Stimmenanteilen an der Verantwortung zu beteiligen. Der Delegue Superieur maßgebend einzuschalten. Frankreich denke nicht daran, die saarländische Bevöl­
wollte mit möglichst vielen Partnern ins Gespräch kommen: "Et puis, arrive la kerung zu bevormunden. Die gemeinsame Zusammenarbeit nach Verwirklichung 
des wirtschaftlichen Anschlusses habe zum Ziel, die Saarländer verstärkt in die 
247 9.8.1946, Schreiben der KP und der SPS an Grandval, PA Grandval 7S/2; 14.8.1946,
 
Laffon an Grandval, AOFAA, CCFA-HCFA, 1 Administrateur General Laffon, C 3, P 5, Loi
 255 0.0., Grandval, Plan du livre, PA GrandvalI. 
municipale. 256 7.11.1946, O.V., Aktennotiz über die Besprechung bei HeITn Gouverneur, LASB, 
248 0.0., o.V., CVP, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 59. Verwaltungskommission 211.
 
249 Volksstimme, 4.9.1946. 257 26.10.1946, Hoffmann an Grandval, PA Grandval6L.
 
250 August-Oktober 1946, Rapport detaille, LASB, Handelsamt 9. 258 15.1.1947, Note d'information, Observation des divergences politiques au sein du CVP,
 
251 0.0., O.V., CVP, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 59. MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 58; 0.0., o.V., CVP, ebd.
 
252 September, Rapport mensuel, AOFAA, SGAAA, P 60 V 1612; 28.9.1946, Viard, Elections
 259 17.9.1946, Der Vorstand der Christlichen Volkspartei an Grandval, PA Grandval 7SI2; 
en Sarre, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 18. September 1946, Brief des Landesparteivorstandes der SPS an den Gouverneur Grandval, SPS 
253 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1950, S. 193. (Hrsg.), Die Saarfrage, S. 14; 2.11.1946, SVZ; 5.12.1946, Neue Zeit. 
254 17.9.1946, Der Vorstand der christlichen Volkspartei an Grandval, PA Grandval 7S/2. 
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Saarländer ver­
stärkt an der 
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Ein Zimmer im 
CGAAA 
Regelmäßige 
Sitzungen 
26o
Verantwortung mit einzubeziehen. Das war es, was die Autonomiebefürworter 
hören wollten. Der erste Landesparteitag der CVP arn 19.1.1947 griff den Gedan­
ken Grandvals auf: "Der Parteitag begrüßt dankbar die Erklärung des Herrn Gouver­
neurs anläßlich des Neujahrsempfangs in Saarbrücken, wonach die maßgebenden 
Stellen in Verwaltung und Wirtschaft des Saarlandes mit Saarländern besetzt wer­
den sollen, und bittet die Militärregierung, die alsbaldige Bildung einer ausschließ­
. . Ilieh aus Saarländern bestehenden-VerfassungskomnusslOB i3\i1:\i a88ilR."261 
(7) Der Wirtschaftsanschluß (1947) 
La Mission de coordination des etudes pour le rattachement economique 
Michel Debre residierte in einem bescheidenen Büro des Sekretariats für Deutsche 
und Österreichische Angelegenheiten in der Avenue Hoche. Halbtags, vier oder 
fünf Mal in der Woche, half ihm Fran<;:ois Watine, Auditeur au Conseil d'Etat. Dann 
galt es Termine abzusprechen, Dokumente zu sichten, Pläne auszuarbeiten und zu 
gewährleisten, daß keine der zahlreichen Behörden, keine wichtige Interessenver­
tretung bei den Benachrichtigungen und Anschreiben übersehen wurde. Für die 
Schriftsachen war Frau Hugette Delville zuständig, Sekretärin mit Zeitvertrag.262 
Die äußere Ausstattung bewies, wie wenig Gewicht Paris den Saarangelegen­
heiten zumaß. Über Beschlüsse des Ministerrates blieb Debre im Dunkeln, und· 
selbst der Quai d'Orsay ließ die notwendige Hilfestellung vermissen, verweigerte 
Einblicke in frühere Entwürfe für ein Saarstatut263 oder stellte den Saarkoordinator 
vor vollendete Tatsachen, indem ohne Rücksprache die Saar der französische 
Marshallplanverwaltung zugewiesen wurde.264 
Unter den beschriebenen Bedingungen leistete Debre Außergewöhnliches. Nicht 
drei Monate würde die Vorbereitung des Wirtschaftsanschlusses dauern, erkannte 
er nach wenigen Tagen genauen Studiums, sondern mindestens ein Dreiviertel­
jahr.265 Was war alles zu bedenken: Verfassungsordnung, Rechtswesen, Eingriffs­
möglichkeiten des Hohen Kommissars, Post, Eisenbahn, Banken, Versicherungen, 
Lohn- und Preissystem, Zoll, Gruben, Hütten, Währungsumstellung, Sozialwesen, 
Außenhandel, Übergangsbestimmungen. Dazu die vielen Probleme, die kurzfri­
stiger Regelung harrten, wie die Versorgung der Saar mit Lebensmitteln oder die 
Grenzziehung. Debre reizte die Aufgabe, weil sie den Politiker forderte. Viele der 
maßgebenden Abteilungsleiter in den Ministerien kannte er persönlich. So gelang 
ihm das, woran andere gescheitert waren. Regelmäßige interministerielle Sitzungen 
zeugen von den Fortschritten der Entscheidungsfindung. Das Commissariat General 
au Plan widmete der Saar einen eigenständigen Unterausschuß. Eine wichtige 
organisatorische Neuerung betrafSaarbrücken. Die bisherigen Wirtschaftsabteilungen 
der Militärregierung wurden aufgelöst und an ihre Stelle trat eine sogenannte 
260 16.1.1947, SZ. 
261 21.1.1947,SZ. 
262 29.4.1947, Debre an Bidault, AN, 457 AP 71, D 2; Debre, Trois republiques, Bd. 2, S. 54f. 
263 17.3.1947, Debre an Jean Morin, PA Grandval1. 
264 24.7.1947, Debn: an Alphand, AOFAA, Dossiers Debre 5/6. 
265 31.1.1947, Debre, Note a l'attention de M. Ramadier, AOFAA, Dossiers Debre 6/11; 
26.2.1947, Debre, Calendrier des mesures interieures, AOFAA, Dossiers Debre 1. 
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Missionfinanciere, später auch eine Mission economique und eine Missionjuridi­
que. Ihre Aufgaben bestanden darin, in engem Kontakt zu den Pariser Fachrniniste­
rien, welche das Personal stellten, die Wirtschaftsunion lokal vorzubereiten. Grand­
val wehrte sich anfangs, weil er um seine Handlungsfreiheit fürchtete und verdiente
 
Mitarbeiter um ihren Lohn gebracht sah. Dann aber erkannte er die Vorteile di­
rekten Zugangs zu den Pariser Stellen.266 
__ u___ 
Strukturanpassung - Begünstigung der Saar
 
Bis Ende 1946 hatte Paris dreimal den Wirtschaftsanschluß vollziehen wollen,
 Lebensmittel 
ebenso oft hatte es die Entscheidung zurückgenommen. Frankreich engagierte sich aus Frankreich 
kaum für die Saar, und so fiel das Nachgeben leicht. Noch bedeutete der Entschei­

dungsverzug keinen Verzicht, noch blieben Alternativen für die Zukunft, die Wei­

chen waren nicht endgültig gestellt.
 
Während seiner Ansprache anläßlich der Einrichtung des Cordon Douanier am
 
22.12.1946 hatte General Koenig angekündigt, Frankreich werde für eine bessere
 
Lebensmittelversorgung der Saar eintreten. Damit war Paris in die Pflicht ge­

nommen. Bislang hatte die Zone die Versorgung sichergestellt, widerwillig und
 
ohne wirklich eine entscheidende Verbesserung für die Saar zu erreichen.267 Nun
 
war Frankreich selbst gefordert. Aber statt vor gefüllten Lebensmittelregalen stan­

den die Saarländer vor geschlossenen Bäckereien. Die Lage wurde nicht besser,
 
sondern schlechter: Der Cordon Douanier schnitt die Verbindungen nach Osten ab,
 
unterband den bis dahin möglichen Schwarzhandel; in Paris hatte niemand die
 
zuständigen Abteilungen der Lebensmittelrationierung informiert, so daß die Saar
 
bei den Planungen unberücksichtigt blieb; die Zone schränkte ihre Lieferungen ein,
 
froh, die Verantwortung abwälzen zu können.268 Debf(~ reagierte prompt, benach­

richtigte den Ministerpräsidenten und betonte, daß der Wirtschaftsanschluß Ver­

pflichtungenmit sich bringe: "Du jour, Oll l'on dMend la these ala fois d'un statut de
 
la Sarre independant de celui de l' Allernagne, et le rattachement economique de la
 
Sarre, il ne faut pas se contenter d'en tirer les consequences profitables, mais aussi
 
les consequences qui exigent de la France un certain effort."269
 
266 O.D., Filippi, Note pour Laffon, AOFAA, Dossiers Dobler I581I122: 31.3.1947, Dekret
 
über Einrichtung einer Mission Financiere, ebd., Dossiers Debre 3 D; 4.4.1947, Grandval, Entretien
 
du 3 avril avec M. Robert, MEF, B 34.170; 16.4.1947, Debre an Koenig, AOFAA, ECO 1.A.3;
 
21.4.1947, Robert, Note sur I'installation de la Mission financiere en SaITe, MEF, B 34.170;
 
23.4.1947, Debn~ an Koenig, AOFAA, ECO 1.A.3; 6.5.1947, Robert, Note complementaire sur
 
I' installation de la Mission financiere en SaITe, MEF, B 34.170; 21.5.1947, Debre an Philip, MAE, Z
 
Europe 1944-1949, SaITe I; 21.5.1947, Debre an Couve de Murville, ebd., 6.6.1947, Dekret über
 
Einrichtung einer Mission economique, AOFAA, Dossiers Debre 3 D; 5.7.1947, Instructions trans­

mises aM. Christian Cardin, Chef de la Mission economique, AOFAA, Dossiers Dobler, lere Serie,
 
158/1./20; 23.7.1947, Bindschedler an Koenig, AOFAA, Dossiers Debre 3C; 2.9.1947, Dekret über
 
Einrichtung einer Missionjuridique, ebd., Dossiers Debre 3 D.
 
267 16.1.1946, Koenig, Statut de la SaITe, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol 11I, K3.
 
268 O.D., Grandval, Introduction, PA Grandval 4; 31.1.1947, Debre an Ramadier, AOFAA,
 
Dossiers Debre 6/11; November I946-Januar 1947, Rapport detaille, LASB, Handelsamt 9; 1.2.1947,
 
Alphand, Note pour le President, AN, 457 AP 71, D 2.
 
269 31.1.1947, Debre an Ramadier, AOFAA, Dossiers Debre 6/11.
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Ungebührliche Anstrengungen erwarteten Frankreich. Gan: Europ~ hungerte .. In 
Deutschland litten die Menschen seit Kriegsende an Unterernahrung, 10 FrankreIch 
noch länger. Und jetzt, nach einer verpatzten Ernte, übertroffen nur noch von der 
Hungerernte des Jahres 1947, jetzt sanken die Brotrationen für.die Franzosen auf 
250 gr täglich im Mai 1947 und 200 gr im August 1947.270 DIe Saar wollte von 
Frankreich mitverpflegt werden, sollte allmählich dieselben Zuweisungen erhalten 
wie die Metropole. Debreurrdßtandval gelang das Ul11nö~liche -. in ein~tn tntihsa­
men bürokratischen Kleinkrieg: 271 Für 92 Millionen RM Importierte dIe Sa.ar aus 
Frankreich 1947 Lebensmittel272 und landwirtschaftlic~e Güter. Die ~one h~ferte 
Waren im Werte von 45 Millionen RM.273 Nicht nur dIe Verantworthchen 10 der 
270 J.-P. Rioux, La France, Bd. 1, S. 46. 
271 8.2.1947, MinisteITatssitzung, V. Auriol, Journal, Bd. I, S. 67f.; 11.2.1947, Resurne de la 
conversation de M. Grandval avec M. Rastel, AN, 457 AP 720, D 5; 18.2.1947, GM SaITe, 
Ravitaillement, Note, PA Grandval 7R; 25.2.1947, Laffon an Grandval, AOFAA, Dossiers Debre 6/ 
11; 27.2.1947, Grandval an Laffon, ebd.; o.D., Filippi, Note pour Laffon, AOFAA, Dossiers Dobler, 
H:re serie, 15811.122; 1.3.1947, Debre an Rastel, ebd.; 10.3.1947, Rastel an CGAAA, ebd., CCFA­
HCFA, I Administrateur General Laffon, C 3, P 5, Rattachement economique; 9.4.1947, Grandval 
an Laffon, ebd., Dossiers Debre 6/11; 20.5.1947, Telegramm Laffon an CGAAA, PA Grandval7R; 
28.5.1947, Laffon an CGAAA, AN, 457 AP 72, D 5; 3.6.1947, Bidault an Ramadier, AOFAA, 
Dossiers Debre 6/11; 27.6.1947, Ramadier an Bidault, ebd., Dossiers Debre 6/11; 17.7.1947, Beylot 
an CGAAA, ebd. 6/19. 
272 Gemüse, Kartoffeln, gesalzener Fisch waren auf dem freien Markt zu kaufen, unterstanden 
bis dahin allerdings einem Ausfuhrverbot. Hinsichtlich anderer Produkte wie Fett und Teigwaren 
wurde die Saar nun in das zentrale Bewirtschaftungsverfahren einbezogen. 
273 Die genannten Zahlenangaben sind in der Interpretation nicht ganz unproblematisch, da die 
Quelle keinen Aufschluß gibt über den Zeitraum, auf den sich die Werte beziehen (bis zum 
15.11.1947 oder bis zum 31.12.1947). Auch fehlen jegliche erläuternden Hinweise. Dennoch dürfte 
die Kemaussage, wonach Frankreich maßgeblich zur Nahrungsmittelversorgung der Saar beitrug, 
zutreffen. O.D., Gouvernement Militaire de la SaITe, OffisaITe, Comptabilite, Exportation de la SaITe 
en 1947, AOFAA, Direction Filippi, SaITe, Questions economiques, 1946/47, AEF, Caisse 200, 
Paquet 12, Dossier 3. Vgl. des weiteren: o.D., J. Dircks-Dilly, Le commerce exterieur de la SaITe 
avant la gueITe de 1939 et depuis 1945, MAE, Z Europe 1944--1949, SaITe 41. Vgl. auch F. 
Schlachter, Saarwirtschaft, S. 37f.: 
Lebensmittelimporte der Saar aus Frankreich 
Produkt Einfuhr in t, 1946 Einfuhr in t, 1.-9.1947 
Kartoffeln 18.400 28.000 
Getreide 8.300 
Margarine 103 1.653 
Käse 42 408 
Gemüse 23.165 
Hülsenfrüchte 4.630 
Obst 4.417 
Bananenpaste u. Datteln 1.120 
Teigwaren 
Kochfertige Suppen 
730 
351 
Zucker 360 
Bohnen- u. Erbsenmehl 260 
Kindernährmittel 240 
Regierung und bei den Ministerien mußten überzeugt werden: Die Gewerkschaften
 
galt es einzubinden, damit sie ihren Boykott gegen Nahrungsmittellieferungen an
 
Deutschland nicht auf die Saar ausdehnten. Die Präfekten benachrichtigte niemand,
 
so daß einige von ihnen Lebensmittelkontingente beschlagnahmten, die eigentlich
 
für die Saar bestimmt waren.274
 
Finanziell bedeuteten die Lieferungen an Saarbrücken nur eine geringe Be­
. -lastung (wichtiger war der Abfluß knapper Versorgungsgüter), sei es, weil die Saar 
selbst für die Kosten aufkam, so etwa bei Gemüse, oder weil die Zone die Kosten 
übernahm.275 Lediglich ein gewisser Kreditrahmen mußte von Paris bereitgestellt 
werden. Für die Zone brachten die Regelungen vom Februar 1947 weit mehr 
Erschwernisse. Sie belieferte die Saar entsprechend den deutschen Rationssätzen
 
und mußte gleichzeitig die Kosten für die Besserstellung der Saar erwirtschaften.
 
Das Außenhandelsbüro der französischen Zone warnte vor einem Leistungsbilanzde­

fizit als Folge der notwendigen Mehraufwendungen in Höhe von mindestens 8
 
Millionen Dollar.276 Aus Sicht Baden-Badens war die getroffene Regelung länger­

fristig unhaltbar, weder gegenüber den neu installierten deutschen Landesregierun­

gen zu vertreten, noch gegenüber den Alliierten.277 Andererseits wurde auch der
 
Handlungsspielraum der Pariser Metropole immer geringer. Konnte man die Ratio­

nen unmittelbar vor den Landtagswahlen vom 5. Oktober 1947 kürzen? Man konnte
 
es nicht. Also erhielten die Franzosen 200 gr Brot täglich, die Saarländer 250 gr,
 
weil - so die Erklärung - an der Saar zusätzliche Nahrungsmittel fehlten, die in
 
Frankreich frei erhältlich waren.278
 
In vielerlei Hinsicht bedeutete die Sonderstellung der Saar eine Belastung. Interessenkon­
Immer waren schwierige Entscheidungen notwendig, selbst wenn die unmittelbaren flikte 
Auswirkungen für Frankreich kaum zählten. Das war bei der Rückkehr der Kriegs­
gefangenen SO,279 weil andere Regionen, die Französische Zone vor allem, An­
274 30.1.1947, Decisions prises par la Commission des teITitoires occupes, MAE, Y 1944­

1949,654; 17.9.1947, Grandval, Telegramm an CGAAA, AOFAA, Dossiers Debre 6/19; 20.9.1947,
 
Grandval, Telegramm an Debre, ebd.
 
275 11.3.1947, Dobler, Note pour M. I'Administrateur General, AOFAA, Dossiers Dobler,
 
lere serie, 15811.122; 31.3.1947, Debre, Note au sujet de I'attribution au Gouvernement Militaire de
 
la SaITe d'un credit mensuel de cent cinquante millions, ebd., Dossiers Debn:, 6/11; 17.4.1947, Le
 
Directeur du Service des Importations et des Exportations an M. le Delegue de I'OFICOMEX,
 
Achats de ravitaillement du Gouvernement Militaire de la SaITe, ebd., Dossiers Debre 6/11.
 
276 11.3.1947, Note pour M. I'Administrateur General, AOFAA, Dossiers Dobler, lere serie,
 
15811.122. Vgl. ebenso, 30.4.1947, o.V., Note pour M. le Directeur General, ebd. 15811.12.
 
277 17.3.1947, Koenig an CGAAA, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol IlI, K3; 28.5.1947, Laffon
 
an CGAAA, Ration preferentielle, PA, Grandval 7R; 28.5.1947, Laffon an CGAAA, Ration preferen­

tielle, AN, 457 AP 72, D 5.
 
278 6.9.1947, Debre an Grandval, AOFAA, Dossiers Debre 6/19. 
279 Mit Kriegsende befanden sich 111.539 Saarländer in Kriegsgefangenschaft. Am 1.2.1948
 
waren es noch 15.336, Presidence du Conseil (Hrsg.), Trois ans de presence franltaise en Sarre, (Note
 
documentaires et etudes, N 991, 1948), S. 23. Etwa 10.800 Saarländer lebten Anfang 1946 als
 
Kriegsgefangene in Frankreich, darunter 1.000 Grubenarbeiter, 7.3.1946, o.V., Note sur les prison­

niers de gueITe saITois, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol I, B 3, C 12. Ende 1947 wurden 14.572
 
ehemalige Soldaten in der Sowjetunion festgehalten, 5.601 in England und 1.236 in Frankreich,
 
13.11.1947, Kuchenbecker, Vermerk für Johannes Hoffmann, LASB, Verwaltungskommission 39.
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spruch erheben mochten, die eigenen Männer ebenfalls frühzeitig aus der Internie­
rung zu entlassen. Dabei leisteten die Deutschen wichtige Aufbaudienste im zerstörten 
Frankreich. Die Rückkehr aller saarländischen Gefangenen wurde im Sommer 1946 
erwartet, erfolgte aber wegen der Bedenken mancher Pariser Stellen erst Anfang 
1947.280 Das war nicht anders hinsichtlich der Maschinenentnahmen, von denen die 
Saar weitgehend verschont blieb,281 oder hinsichtlich der Einrichtung eines spe­
ziellen Verrechnungskontos·.t>as-sogenannte B-Konto bot die Möglichkeit, Pro­
dukte, die nicht dem offiziellen Im- und Export-Programm der Zone unterlagen, im 
Kompensationshandel auf Frankenbasis auszutauschen. Der monatliche Umsatz 
betrug bei den Importen durchschnittlich etwa 30 Millionen Franken oder 800.000 
Reichsmark, 1946 weniger, 1947 mehr, insgesamt sicherlich nicht sehr viel, aber 
auch nicht vollkommen zu vernachlässigen. Die Regelung verstieß gegen Kontroll­
ratsbestimmungen, sicherte aber der französischen Militärregierung in Saarbrücken 
die Chance, Lebensmittel, vor allem Gemüse, in Frankreich einzukaufen.282 
Saarmark 
Ein halbes Jahr nach Einrichtung des Cordon Douanier erlebte die Saar das nächste Vorbereitung,
 
technische größere Ereignis. Am 8. Juni 1947 wurden die Grenzen des Saarlandes neu gezo­

Durchführung,
 gen. 61 Gemeinden fielen an Rheinland-Pfalz, 13 Gemeinden wurden der Saar 
Ziele angegliedert. Zeitgleich erfolgte mit Wirkung zum 16. Juni die Ablösung der 
Reichsmark durch eine eigenständige saarländische Währung, die Saarmark. 
Eigentlich war die Einführung der Saarwährung viel früher vorgesehen gewe­
sen,283 aber dann verzögerte sich der Druck der neuen Scheine,284 kam die Mos­
kauer Außenrninisterkonferenz dazwischen,285 verlangte die Forderung der West­
alliierten nach Grenzkorrektur weiteren Aufschub.286 
Im Juni 1947 war es soweit. Zwischen dem 16. und 22. mußten alle Haushalts­
vorstände ihre Bargeldbestände, soweit es sich um Banknoten handelte, bei einer 
Bank- oder Poststelle einzahlen. Anspruch auf Umtausch in die neuen Geldscheine 
280 Dazu zahlreiche Quellen, die wichtigsten in: MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 24; 
AOFAA, SGAAA, P 60 V 16/1, V 16/2. 
281 15. Juni 1946, Coste an Filippi, Regime preferentie1 et depenses speciales d'equipement 
accordes a la Sarre, AOFAA, Division de la production industrielle, Administration sequestre, 
Mines, C 549, Div 7. 
282 16.1.1946 Koenig an SGAAA, Statut de la Sarre, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol m, K3; 
25.4.1946, Savary an Laffon, AOFAA, Dossiers Debre 3C; 3.6.1946, Laffon an Grandval, Echanges 
commerciaux franco-sarrois, AOFAA, GFCC, Division Economie, C 219, P 3; 17.9.1946, Monnier 
an Chef de la Division de l'Economie Generale, GFCC, ebd.; 24.9.1946, Renouf, Note au sujet du 
compte B de la Sarre, ebd.; 0.0., Rapport de M. Valls sur les echanges franco-sarrois regles en 
francs, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 36. Zahlenangaben nach Valls, s.o.; Juli 1948, o.V., 
Situation du Compte "B" au 23 Juin 1948, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 46; 13.4.1951, Dejardin, 
Regularisation du compte B, MAE, EU 1949-1955, Sarre 300; LASB, Handelsarnt, Monatsberichte. 
Zur Außenhandelspolitik allgemein und zur Rolle des Kontrollrates: Christoph Buchheim, Die 
Wiedereingliederung Westdeutschlands in die Weltwirtschaft, 1945-1958, München 1990. 
283 12.12.1946, Bidault an Koenig, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 12.
 
284 Presidence du Conseil (Hrsg.), Trois ans de presence frangaise, S. 64.
 
285 11.2.1947, Proces-verbal, Rattachement economique de la Sarre, PA Grandval 5.
 
286 30.5.1947, Bidault, Telegramm-Konzept für Washington und London, AN, 457 AP 71, D I.
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bestand lediglich in Höhe von 300 Saarmark für jeden Haushaltsvorstand und 100 
Saarmark pro weiterem Haushaltsmitglied. Das Tauschverhältnis betrug 1: 1. Die 
restlichen Geldbestände wurden zwar zum seIben Satz umgestellt, blieben aber 
größtenteils blockiert, um, wie es hieß, die Herkunft der Gelder zu überprüfen. Ende 
!} Juni 1947 war der Notenumlauf auf 189 Millionen Saarmark gesunken, die nicht 
I	 ausgezahlte Summe belief sich auf 244 Millionen.287 Ein namhafter Betrag wurde 
von deriSaarläridern gar nicht umgetauscht, sei es, weil die Betroffenen eine stille 
Reserve behalten wollten für den Schwarzmarkt jenseits der Grenze, sei es, weil die 
Mittel einer ernsthaften Überprüfung über die Herkunft kaum standhielten. Die 
Einlagen insgesamt betrugen mehr als 2 Milliarden Mark.288 
Die Saar besaß also eigene Geldscheine, zu 100, 50 und 10 Mark sowie zu 5, 2 
und eine Mark. Der Unterschied lag vor allem in der Farbgebung, während bei den 
Motiven sich die Besatzungsverwaltung wenig einfallen ließ und nur zwischen 
größeren und kleineren Scheinen wechselte. Die äußere Gestaltung war nach heuti­
ger Auffassung eher geschmacklos. Zitieren wir die offizielle Beschreibung des 
"großen" Geldscheins: 
"Auf der Vorderseite, auf einern Hintergrund von Blumen und Blattwerk, das Profil einer Frau, 
den Frieden symbolisierend, nach rechts gewendet, mit beiden Händen einen Lorbeerzweig 
haltend; in den seitlich angeordneten Medaillons oberhalb der Wasserzeichen auf einern Hinter­
grund von Blattwerk die Texte in französischer Sprache. 
Auf der Rückseite der Kopf einer Frau neben einern Pferd, die Hingabe der Jugend an die 
Zukunft symbolisierend; in den seitlich angeordneten Medaillons auf weißem Grunde die Texte 
in deutscher Sprache; unterhalb der Wasserzeichen zwei verzierte Einfassungen, in denen die 
Strafandrohung stehen, die eine in französischer, die andere in deutscher Sprache; zwei an den 
Seiten befindliche Wasserzeichen mit der Darstellung eines jungen Athleten und einer lorbeerge­
schmückten Nymphe."289 . 
287 Henry Peyret, Bilan economique de trois annees, 1945-1948, in: L'Economie, 16.6.1947; 
3.7.1980, J.c. Vallot an Grandval, PA Grandval3I. 
288 18.7.1951, Robert, Bilan financier du rattachement economique de la Sarre a la France, 
Annexe I, Le rattachement monetaire, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 103. 
289 7. Juni 1947, Verfügung Nr. 217 des Administrateur General über die Durchführung der 
Verordnung Nr. 24 vorn 7. Juni 1947, betreffend Geldverkehr im Saarland, Journal Officiel du 
Commandement en Chef Frangais en Allernagne, No 77, S. 787. 
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Deutsch und Französisch waren die Texte auf den neuen Geldscheinen abgefaßt. 
Die Saarländer sollten sich bereits an die Verhältnisse gewöhnen, wenn in ab­
sehbarer Zeit der Franken das Alltagsleben bestimmte. Aber was mochten die 
Franzosen vom Sulzbacher oder Dudweiler Bergmann denken, wenn sie ihn mit 
Lorbeerzweigen und Nymphen beglückten? 
MARK 10 
Grandval hatte als erster eine selbständige Saarwährung vorgeschlagen. Er hoff­
te, auf diesem Wege die Anpassung an das französische Lohn- und Preissystem 
möglich zu machen. Davon war nicht mehr die Rede. Die Ziele waren bescheidener. 
Es ging darum, die Geldmenge zu bestimmen, eine wichtige Größe, wenn der 
französische Franc an der Saar eingeführt werden sollte. Die Abtrennung vom 
Reich sollte verstärkt, der Zufluß von Reichsmarkbeständen unterbunden werden. 
Gleichzeitig ermöglichte die Einziehung und Blockade der Bargeldbestände die 
Auflösung privater Spargelder und die Rückführung in den Wirtschaftskreislauf. 
Obwohl keine wirkliche Währungsreform erfolgte, entsprach die Saarrnark eher Vorteile und 
Grenzen der	 den wirtschaftlichen Verhältnissen als die inflationierte Reichsmark. Bald stellte 
Isolierung	 sich heraus, daß die Saarwährung eine deutlich höhere Kaufkraft besaß, erkennbar 
am Schwarzmarktkurs zwischen 3 und 5 RM.290 Die Saarländer lebten vergleichs­
weise glücklich mit ihrer Nymphenwährung, umworben von der Militärregierung, 
versorgt mit Lebensmitteln aus Frankreich. - Ökonomisch freilich war der Zwi­
schenzustand kaum längere Zeit fortzuführen. Mehr als andere Regionen war die 
Saar auf intensiven Handel angewiesen, für Nahrungsmittel und Rohstoffe und für 
den Absatz der eigenen Produkte. Vor allem die Bergbauverwaltung beklagte die 
Abtrennung von Restdeutschland,291 weil die Ruhr kaum noch Grubenmaterial 
lieferte.292 Die Saar bedurfte dringend eines größeren Marktes. Lange ließ sich die 
Isolierung nicht durchhalten. 
290 O.D., o.V., Note surle taux de conversion du Mark en Sarre, PA Grandval28; 31.10.1947, 
Perouse, Note sur le taux de conversion du Mark en SaITe, AN, 457 AP 72 Dossier 6. 
291 Hier wirkte schon der Cordon Douanier als entscheidender Einschnitt. 
292 Februar 1947, Rapport mensue1 du GM SaITe, LASB, Handelsamt 5; April 1947, Mission 
fran~aise des Mines de la Sarre, Rapport mensuel, AOFAA, CCFA, Division de I'economie et des 
finances, Cabinet, C 500 A 219,8; April 1947, Synthese du rapport mensue1 d'avril 1947 du GM 
Sarre, ebd., SGAAA, P 60, V 1612. 
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Die Gewerkschaft Christlicher Saarbergleute 
Immer mehr trennte die Saar vom übrigen Deutschland. Nun erhielt sie auch noch Starke Position 
eine Christliche Gewerkschaft. Eine religiös fundierte Arbeiterbewegung hatte der Kommuni­
1/ 
bereits vor 1935 den Freien Gewerkschaften die Führungsrolle streitig gemacht, 
während die Kommunisten eine eher untergeordnete Rolle spielten293 . Daher stimmte 
die CVP-Führung im Januar 1946 nur widerwillig der Bildung von Einheits­
sten in der Ein
heitsgewerk
schaft 
.-gewerksebattenzu, auf Druck der Militärregierung und weil es keine Alternative 
gab.294 Um Konflikte zu vermeiden, einigte man sich nach schwierigen Verhand­
lungen unter Beteiligung von Leon Jouhaux, Generalsekretär der CGT, hier jedoch 
Vertreter der Federation Syndicale Mondiale, die Leitungsfunktion zwischen den 
drei Gruppen aufzuteilen, ein Zugeständnis, das Christen und Freie benachteiligte 
und die Kommunisten bevorteilte.295 Diese wußten, was das Geschenk bedeutete, 
lenkten alle Kraft in die Gewerkschaftsarbeit, besetzten wichtige Führungsposten. 
Sie wurden getragen von einer kleinen aktiven Mitgliedschaft, während die große 
Masse apathisch dem Treiben zusah. Die katholische Arbeiterschaft insbesondere 
hielt sich fern, mißtraute den kommunistischen Kadern.296 Das bot jenen Kräften 
Auftrieb, die nach wie vor die Bildung einer gesonderten christlichen Arbei­
tergewerkschaft anstrebten und durch ihre Kontakte zu den französischen Schwester­
organisationen Einfluß nahrnen.297 
Der Wahlsieg der CVP im September 1946 heizte die politischen Gegensätze 
auf. Durften Kommunisten im Namen der großen Mehrheit der Arbeiterschaft das 
Wort ergreifen? Für Grandval war es höchste Zeit zu reagieren. Zum Anlaß nahm er 
zwei offizielle Schreiben, die Oskar Müller, Vorsitzender des IV Bergbau, nach 
London und Gelsenkirchen geschickt hatte und in denen er gegen den Wirtschafts­
anschluß polemisierte. Am 31.3.1947 wurde Oskar Müller mit neun zu sechs 
Stimmen abgesetzt.298 Neuer Vorsitzender des Industrieverbandes Bergbau wurde 
Aloys Schmitt, ein christlicher Gewerkschaftler, der die Organisation rasch zu einer 
Hochburg des CVP-Einflusses umbaute.299 Damit schien für den Detegue Supe­
rieur die Gefahr einer Gewerkschaftsspaltung abgewendet. 
293 22.10.1947, Grandval an Debre, Orientation syndicale en SaITe, MAE, Z Europe 1944­
1949, SaITe 19. 
294 Januar 1946, Rapports du GM SaITe, AOFAA, Cabinet Koenig, PollII, K2; 23.1.1946, 
Temoignages et inteITogatoires. La SaITe, sa situation ethnique, materielle et morale, ebd., CCFA­
HCFA, I Administrateur General Laffon, C 3, P 5, SPD Schumacher. 
295 10.3.1947, Grandval an CGAAA, Les syndicats en Sarre, PA Grandval8X. 
296 Juni 1946, Rapport mensuel du GM Sarre, LASB, Handelsamt 2; Mai-Juli 1946, Rapport 
detaille, ebd. 8; 21.8.1946, "Der Geist", Le probleme saITois, AOFAA, SGAAA, P 60, V 16/2; 
26.10.1946, Hoffmann an Grandval, PA Grandval 6L. 
297 "Du point de vue syndical, la tendance de certains syndicalistes chretiens 11 la constitution 
de groupements 11 caractere confessionnel n'a pas ete combattu en SaITe avec autant de vigueur 
qu'elle ne l'eut ete dans les autres Länder, en raison des rapports entretenus par les personnalites 
saIToises avec les milieux syndicalistes alsaciens." Koenig an SGAAA, Statut de la Sarre, AOFAA, 
Cabinet Koenig, PollII, K3. 
298 19.3.1947, Grandval an CGAAA, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 18; Februar-April 
1947, Rapport detaille, LASB, Hande1samt 10; 31.3.1947, Grandval an CGAAA, AOFAA, Cabinet 
Koenig, PollII, K13. 
299 K.-M. Mallmann, H. Steffens, Lohn, S. 253f. 
97 
Saarpolitik und 
CFTC 
Das Einwirken 
der Besatzungs­
macht 
Inzwischen war auch Hoffmann aktiv geworden. Die innerparteiliche Opposi­
tion wagte es nicht, seinen Autonomiekurs direkt anzugreifen. Statt dessen legte sie 
alles darauf an nachzuweisen, daß er wichtige Parteiangelegenheiten vernachlässi­
ge. Hoffmann reagierte entschlossen. Die Gewerkschaftsfrage sollte beweisen, wie 
er christliche Interessen vertrat.300 Die Verbindungen nach Frankreich wurden 
intensiviert, befreundete Politiker und Gewerkschaftler von der Confideration 
franraise destmvailleurschrffie~(CFTC) eingeseaaltet.301 Am 3. J.aBi 1947-IDiillemontagen.307 
unterrichteten Erwin Müller und Johannes Hoffmann den französischen Außen­
minister. Der hatte sich inzwischen sein eigenes Bild von der deutschen Gewerk­
schaftsbewegung gemacht und stimmte dem Vorhaben zu.302 Am 27. Juli konnte 
Hoffmann während des CVP-Parteikongresses die Zulassung einer Christlichen 
Gewerkschaft ankündigen.303 
Die überraschende Kehrtwende hatte auf französischer Seite noch ein Nachspiel, 
denn Ministerpräsident Ramadier verlangte, daß Bidault die Entscheidung zurück­
nehme.304 Die Hintergründe liegen im Dunkeln. Vielleicht hatten die Vertreter der 
Einheitsgewerkschaft ihre Drähte nach Frankreich spielen lassen. Bidault antworte­
te, er habe keinesfalls leichtfertig gehandelt: Aufgrund internationalen Rechts kön­
ne man den Zusammenschluß kaum verweigern, und die Erfahrung mit den deut­
schen Einheitsgewerkschaften hätten bewiesen, daß diese einen Hort des Natio­
nalismus bildeten.305 
Am 24. August 1947 begrüßte Hans Ruffing die Delegierten zur Gründungsver­
sammlung der Gewerkschaft Christlicher Saarbergleute. Ein eigenständiges Kapi­
tel deutscher Gewerkschaftsgeschichte nahm seinen Anfang, gegen den Widerstand 
Grandvals, der vor den Auswirkungen konkurrierender Gewerkschaftstätigkeit ver­
geblich warnte. 
Landtagswahlen 
Glaubt man der späteren deutschen Opposition, so lebte die Saar 1947 unter der 
Knechtschaft der Militärregierung. Die Bevölkerung war zu selbstbewußtem Han­
deln unfähig, stand unter dem Diktat des Hungers. Das politische Geschehen bildete 
nur ein Zerrbild demokratischer Selbstbestimmung. Die Demokratische Partei des 
Saarlandes erhielt ihre Zulassung erst, als sie die Unterstützung des Autonomie­
kurses ankündigte. Die Militärregierung regierte in die Gewerkschaften hinein, 
300 15.1.1947,o.V., Note d'information, Observation des divergences politiques au sein du 
CVP. MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 58; o.D., o.V., CVP, ebd. 
301 26.3.1947, Laffon an Grandval, Unite syndicale en Sarre, AOFAA, CCFA-HCFA, 1 
Administrateur General Laffon, C 3, P 5, Questions syndicales. Eine ganze Reihe von Eingaben 
bezeugen das Interesse der christlichen Gewerkschaftler in Frankreich an der Entwicklung im 
Saarraum: 15.3.1947, Tessier an Grandval, PA Grandval 8X; 16.6.1947, Tessier an Bidault, ebd.; 
5.8.1947, Henri Meck, ebd. 
302 4.6.1947, Grandval an Laffon, Organisation syndicale en Sarre, CCFA-HCFA, 1Administra­
teur General Laffon, C 3, P 5, Questions syndicales. 
303 26.7.1947, Savary, Telegrarnrn an Baden-Baden, PA Grandva18X; o.D., o.V., CVP, MAE 
Nantes, Sarre, HC Cabinet 59. 
304 1.8.1947, Ramadier an Bidault, PA Grandva18X. 
305 14.8.1947, Bidault an Ramadier, AOFAA, SGAAA, P 60, V 16/1. 
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nahm Einfluß auf kirchliche Kundgebungen, bewies ihren Machtwillen durch de­
monstrative Ausweiseaktionen.306 Grandvallegte sich ganz auf den Wirtschaftsan­
schluß fest. Als fünf Abgeordnete der SPS ein Alternativprojekt für die Präambel 
der saarländischen Verfassung vorlegten, das zwar den Wirtschaftsanschluß akzep­
tierte, aber die politische Abtrennung von Deutschland verheimlichte, stellte er die 
Abtrünnigen zur Rede, verwies auf die internationalen Konsequenzen und drohte 
. 
Die Landtagswahlen vom 5.10.1947 
Wahlbeteiligung, gültige und ungültige Stimmen 
D Gültig 
~ Ungültig 
Nichtwähler 
(87%) 
(4%) 
Die Besatzungsmacht 
stand unzweideutig für eine 
Politik des Wirtschaftsan­
schlusses. Jeder Aufschub,je­
der Rückzug hätte Gesichts­
verlust bedeutet. Wie aber re­
agierten die Saarländer? Da 
Frankreich auf ein alliiertes 
Abkommen verzichtete, be­
durfte Paris der Zustimmung 
der Bevölkerung. Am 5. 
Oktober entschieden die 
Wähler über die Zusammen­
setzung der VeTjassungsgebenden Versammlung und des neuen Landtags. Wußten 
sie wirklich nicht, wem sie ihre Stimmen liehen? Verheimlichten CVP, SPS und 
DPS, daß sie die Wirtschaftsunion in der Verfassung festschreiben wollten?30s Wer 
nur etwas Interesse aufbrachte, war informiert. Die Zeitungen berichteten einge­
hend über die Präambel, in der die Wirtschaftsunion genau definiert war. Im Radio, 
auf Versammlungen, überall war das Thema präsent.309 Eine Flüsterkampagne 
sprach von "Kolonialstatut" und "Reparationskolonie".310 
Nein, die Saarländer stimmten bewußt zugunsten der Autonomiebefürworter. 
Das war keineswegs selbstverständlich. Auf französischer Seite rechnete man we­
der mit einer so hohen Wahlbeteiligung noch mit einem so günstigen Ergebnis.311 
Die wirtschaftliche Konstellation in Frankreich seit dem Sommer 1947 war zum 
Verzweifeln, so daß die Versorgung der Saar immer wieder gelitten hatte. Gleich­
zeitig initiierten Trier312 und der Vertreter der evangelischen Landeskirche Otto 
Wehr eine heimliche Kampagne zur Wahlenthaltung.313 "Le succes obtenu par les 
306 Mit weiteren Belegen: R.H. Schmidt, Saarpo1itik, Bd. 2, S. 23ff. 
307 M. Sander, Die Verfassung, S. 251. 
308 Herber! Beckmann, Wahlmanöver an der Saar. 
309 6,9.1947, Neue Zeit; 27.9.1947, Wirtschaftlicher Anschluß und Volkstum, SVZ; 1.10.1947, 
Volksstimme; 4.10.1947, ebd.; 5.10.1947, Rundfunkrede der KP, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 
56. 
310 4.10.1947, SVZ. 
311 30.9.1947, Baden-Baden an MAE, Telegramm, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 19; 
6.10.1947, Charmasse an MAE, Telegramm, ebd.; 6.10.1947, Koenig an CGAAA, Telegramm, ebd. 
312 25.9.1947, Grandval an CGAAA, Telegramm, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 19; 
21.10.1947, Grandval an Laffon, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol 11I, K3. 
313 O.D., Grandval, L' affaire religieuse, PA Grandval 4. 
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Breite Zustim­
mung zum Wil1­
schaftsanschluß 
Sarrois favorables au rattachement a la France depasse - et deo tres loin - ..l~s 
previsions les plus optimistes",314 dokumentierte das J~umal ~e.Geneve ~en franZOSl­
schen Erfolg und folgerte, Frankreich könne nun seme POlItIk entschIedener und 
offener vertreten. 
Die Erwartung e!ner bal- Die Landtagswahlen vom 5.10.1947 
digen Wirtschaftsulllon schuf Stimmenverteiiung 
ihre eigenen ZWäfige:Daß-e-s- ---------­
bald besser werde, ~achten (51%) ~ ~~~ 
viele und richteten SIch be- [) KP 
reits darauf ein. ~~rzfristig 0iI DPS 
führte die erhoffte Anderung 
allerdings dazu, daß alles nur (8%) 
schlimmer wurde. Die Bau­
ern hielten ihre Produkte zu­
rück, um sie später gegen har­
te Franken einzutauschen,31S b 
. '1 d' E"hru 1 statt esser
und die Gewerkschaften machten mobIl, welle rna ngs age 3l6 
schlechter wurde. 
Entscheidung in letzter Minute 
Seit dem Februar 1947 stand fest, daß der Wirtschaftsanschluß im Herbst erfolgen Einwände 
Schumanns würde.317 Die Pariser Ministerien hatten dem Termin zugestimmt, um Planungszeit 
zu gewinnen. Es machte keinen Sinn, den Anschluß vor die neue Ernte zu legen. 
Weiterhin sollten die Saarländer zunächst ihr neues Parlament wählen. Kurz vor 3l8den letzten Besprechungen schien mit einem Male dann doch alles in Gefahr:
Zunächst machte das Finanzministerium Schwierigkeiten, dann intervenierten die 
Alliierten. Schuman, der Finanzminister, brachte eine ganze Latte von Argumenten 
vor, technischer und politischer Natur: Die Finanzverhandlungen mit den USA 
dürften nicht gestört werden; ein Gesetz sei durch das Parlament nur in längerer 
Frist zu verabschieden; die Londoner Außenministerkonferenz müsse abgewartet 
werden; er wolle einen klaren Überblick gewinnen über die Währungsreform, die 
für Deutschland geplant sei; Frankreich werde sich langfristig an die Saar binden, in 
zahlreichen Einzelpunkten fehlten ausreichende juristische Grundlagen; was, wenn 
die notwendigen Kredite nicht durch Devisenerspamisse infolge höherer Saarkoh­
lenimporte kompensiert würden? Zumindest ein Aufschub sei notwendig, bis Ja­
319nuar.
314 9.1 0.1946, Journal de Geneve. 
315 5.11.1947, Volksstimme; 15.11.1947, Volksstimme; 26.11.1947, Volksstimme. 
316 August-Oktober 1947, Rapport detaille du Gouvernement Militaire, LASB, Handelsamt 
11. 
317 11.2.1947, Interministerielle Sitzung unter Leitung von Couve de Murville, Rattachement 
economique de la Sarre, PA Grandval 5; 26.2.1947, Debre, Note, AOFAA, Dossiers Debre VA; 
14.4.1947, Compte rendu de la reunion relative ala SaITe, ebd., 5/9. 
318 10.9.1947, Conference du Mercredi, AOFAA, Gouvernement Militaire Fran..ais, Berlin, 
Service du Conseiller administratif, C 484, P 52, D 8/1. 
319 30.8.1947, Schuman an Sous-Direction d'Europe Centrale, MAE, Z Europe 1944-1949, 
SaITe 14; 20.9.1947, MAE an Bidault, New York, Telegramm, AN, 457 AP 71, Dossier 1. 
Grandval sah alles gefährdet. "Si le franc franc;ais n'est pas introduit en Sarre 
avant la Conference de Londres il ne le sera plus par la suite, et il ne sera par 
consequence plus question de rattacher economiquement la Sarre a la France." 
Während die französische Wirtschaft vor einem Jahr im Aufwind lebte, sei sie jetzt 
von einer Welle des Pessimismus ergriffen. Eine Streikwelle zeichnete sich ab, die 
ihrelllIöh~puIlktim November erreichen sollte. Bei den Dollarimporten erfolgten 
drastische Einschränkungen. Die Investitionskredite des Monnetplans wurden um 
ein Drittel gekürzt, und die Brotrationen betrugen nur noch 200 gr. Nach den 
Gemeindewahlen im Oktober, fuhr Grandval fort, sei mit weiteren Preissteigerun­
gen zu rechnen. Dabei betrug die Inflationsrate der letzten sechs Monate bereits 
30% 320 Der Abstand zwischen einem angemessenen Umtauschkurs und dem we­
gen Lothringen politisch notwendig niedrigeren Kurs werde noch größer. 321 Immer 
ungünstiger erscheine den Saarländern der Vergleich mit der für Deutschland 
geplanten Währungsreform. Die Bizone erhole sich rasch, die Brotrationen seien 
schon höher als in der französischen Zone. Ein baldiger Aufschwung der Wirtschaft 
Deutschlands schimmere am Horizont. Dazu paßten Berichte, wonach einflußrei­
che bürgerliche Kräfte an der Saar damit rechneten, daß die deutsche Wirtschaft die 
französische bald überhole, dank amerikanischer und britischer Kredite und dank 
des erwarteten Zusammenschlusses der drei Westzonen.322 "Le Plan Marshall, de 
meme que les propositions Clay-Robertson font apparaitre son (Deutschlands) 
redressement economique beaucoup moins problematique et lointain qu'il y a un 
an.... Comment voulez-vous dans ces conditions que les Sarrois hostiles a notre 
politique - et il y en a malgre tout quelques-uns - ne marquent pas de points 
importants au cours des jours qui viennent en faisant ressortir aleurs concitoyens 
que les chances de relevement de la Sarre sont plus importantes si celle-ci reste 
partie integrante de l'Allemagne que si elle lie son sort a celui de la France." Wenn 
jetzt der Franken die Saarmark nicht ablöse, erhielten die Saarländer notwendig 
zusätzlich Zeit für die Verfassungsberatungen. Alles stünde wieder in Frage: "Si la 
decision prise le 12 septembre est au contraire annulee, je me trouverai, au fur et a 
mesure du developpement de la campagne electorale en presence d'une situation de 
plus en plus defavorable qui, meme si elle n'a pas pour effet de bouleverser les 
positions politiques, aura comme resultat d'amener au Parlement des constituants, 
decides a apporter de profondes modifications au texte dont l'elaboration vient 
d'etre achevee." Amerikaner und Engländer hätten nur ein Interesse, die antisowjeti­
sche Front durch ein gesundes Deutschland zu stärken. Was lag näher, als die Saar 
einzubeziehen? Mit ihm, kündigte Grandval an, sei ein Aufschub nicht zu machen, 
er sei immer eingetreten für den Wirtschaftsanschluß, eine Politik der Besetzung 
ohne klares politisches Ziel lehne er ab, wolle lieber zurücktreten.323 
320 J.-M. Jeanneney, Tableaux, S. 41. 
321 Die Lothringer hatten nach Kriegsende den Franken im Verhältnis 15: 1 gegen die Reichs­
mark getauscht. Wegen der Inflation war eine Anpassung dieses Kurses notwendig, doch dem 
äußeren Anschein nach wirkte der Sachverhalt so, als erhielten die Saarländer mehr Franken für die 
Reichsmark als ihre französischen Nachbarn. 
322 August 1947, Rapport mensuel du GouvemementMilitairedela SaITe, LASB, Handelsamt 7. 
323 22.9.1947, Grandval an CGAAA, AOFAA, Dossiers Debre 5/6. 
Grandval: 
"Unsere letzte 
Chance" 
100 101 
Am 24. September entschied sich der französische Ministerrat für die Währungs­
umstellung zum Herbsttermin.324 Grandval informierte die betroffenen saarländischen 
Wirtschaftskreise, unter dem Mantel der Verschwiegenheit gewiß, aber doch so, 
daß es jeder wissen konnte.325 Die letzten wichtigen Entscheidungen fällte der 
Ministerrat kurz bevor er das Parlament einschaltete. Der Umtauschkurs sollte 1 
RM : 20 Franken betragtm,~g-wSchumans Bedenken, der immer die Belastung 
des Tresor im Auge hatte und auf die psychologischen Folgen für Lothringen 
hinwies.326 
In letzter Minute wollten die USA die Verabschiedung des Gesetzes durch die 
französische Nationalversammlung verhindern, aber weil die Briten zögerten und in 
wenigen Stunden Tatsachen geschaffen waren, gaben sie dann doch nach.327 Gleich­
wohl hatte das französische Vorpreschen Folgen. Eine Regelung der außenwirt­
schaftlichen Fragen stand immer noch aus. Die Währungsunion war vollzogen, 
nicht die Zollunion. 
324 24.9.1947, Debrt~ an Bidault, AN, AP 457 AP 71, Dossier 1.
 
325 26.9.1947, Allocation improvisee prononcee par M. Gilbert Grandval a la Reunion des
 
APM, PA Grandval5. 
326 14.11.1947, Ministerratssitzung, V. Auriol, Journal, Bd. 1, S. 543. 
327	 21.11.1947, Lovett an Caffery, FRUS 1947, II, S. I()()Of. 
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4. Zusammenfassung 
Trotz einer Vorbereitungszeit von zwei Jahren, trotz intensiver technischer Abstim­ Fragestellung 
mung zwischen den französischen Ministerien und Saarbrücken seit Februar 1947, 
stolperte Paris in das Saarabenteuer, ohne klares Konzept, getrieben durch die 
äußeren Umstände.328 
DIe französischen Politiker begründeten den Wirtschaftsanschluß mit dem enor­
men Kohlenbedarf Frankreichs. Weiterhin erläuterten sie, daß Lothringen und die 
Saar aufeinander angewiesen seien und sich gegenseitig ergänzten. Doch schon im 
Frühjahr 1948 deutete sich bei der Saarkohle eine Absatzkrise an und spätestens im 
Herbst 1949 war die Marktenge für Saarkohle in Frankreich offenkundig. 
Die Fehleinschätzung beruhte nicht auf mangelnden Informationen und fehlen­ Perzeption 
dem statistischen Material; die zukünftige Entwicklung war durchaus erkennbar. 
Kritische Stimmen meldeten sich in der französischen Verwaltung schon vor Kriegs­
ende. Ein Jahr später warnten Experten vor einer Überproduktionskrise gerade bei 
der Kohle. Entscheidend wirkte der Umstand, daß die Saarfrage nicht nüchtern 
unter Abwägung einzelner Aspekte betrachtet werden konnte. Zu drängend waren 
die gegenwärtigen Probleme, zu ungewiß die Zukunft, zu präsent die Vergangen­
heit, zu viele Ziele galt es auf einmal zu erreichen. 
Die französische Presse zeigte sich bei der Debatte um die Saarfrage "ei­
nigermaßen reserviert". Die Massenmedien berichteten von Kohlevorkommen an 
der Saar, die viel günstiger auszubeuten seien als jene in Frankreich. Zwar fehlte 
nicht der Hinweis, daß die Saarkohle sich schlecht zur Verkokung eigne, aber 
mangelte es nicht an allem, war in der nächsten Zukunft doch nur wenig von den 
europäischen Nachbarn zu erwarten, und würde die Saar nicht einen wichtigen 
Beitrag in der gegenwärtigen Krise leisten können? - Schließlich, hatte nicht zuletzt 
die Kohle den Aufstieg Preußens erlaubt? 
Eine Analyse in langfristiger Perspektive konnten die Massenmedien 1944-46 
kaum leisten. Für eine differenzierte Argumentation war die französische Bevölke­
rung, die sich mit so vielen Fragen konfrontiert sah, kaum aufnahmefähig. 
Es wäre Aufgabe der Bürokratie gewesen, langfristige Pläne zu entwickeln. Aber 
hier erwies sich, (a) daß angesichts der geringen Planungskapazitäten die Saarfrage 
zu wenig Bedeutung besaß. In mehrerer Hinsicht erschwerte (b) die vollkommen 
offene Situation gegen Kriegsende die Planungen: 
(1)	 Es fehlten klare Anweisungen, ob die Saarfrage wesentlich unter sicher­
heitspolitischen oder unter ökonomischen Gesichtspunkten zu betrachten sei. 
(2) Der Krieg hatte Phantasien einer weitgehenden Gestaltungsmöglichkeit vermit­
telt. 
(3) Von großer Bedeutung war jene Auffassung, wonach die Vergangenheit nicht 
in die Zukunft verlängert werden dürfe. Dies galt für die Deutschlandpolitik, 
wo alte Fehler nicht wiederholt werden sollten. Dies galt für die Wirtschafts­
politik als Kampfansage an den französischen Malthusianismus. Die Planungen 
328 Der folgende Text ist zum großen Teil identisch mit: Annin Reinen, Thesen zur Geschichte 
der Saar nach 1945, in: Universität des Saarlandes, Magazin Forschung, 2/1991, S. 54-56. 
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richteten sich aus dieser Sicht auf die Produktionskapazitäten und nicht auf die 
Absatzbedingungen. 
Mehr als zu einander widersprechenden Konzepten drang die französische Bürokra­
tie nicht vor. Nur eines war deutlich, daß die ungünstigste aller Varianten darin 
bestand, die Saar mit ihren Produktionskapazitäten bei Deutschland zu belassen. 
Die PoIitiker_stan.de!LUIlli:.L!i~mDruck einer frierenden, haßerfüllten Bevölke­
rung. Daß Deutschland zum Wiederaufbau Frankreichs beitragen müsse, bildete 
den Konsens aller Kräfte, und vermeintliche Milde hätte nur Stimmenverluste bei 
den zahlreichen Urnengängen bedeutet. Im Mittelpunkt des Interesses standen die 
Ruhr und die Abtrennung der Rheinlande. Die Saar und ihre Kohlengruben wurden 
zwar immer wieder erwähnt, zentrale Aufmerksamkeit galt diesem Thema aller­
dings nicht.
Öffentliche Kritik an der französischen Saarpolitik gab es zwar, spätestens seit 
dem Sommer 1946. Geäußert wurde sie von den französischen Unterneh­
merverbänden, von Lothringen oder wissenschaftlichen Experten, aber für eine 
differenzierte Argumentation fehlte die Aufnahmefähigkeit. 
Die wirtschaftliche Angliederung sollte zwei Probleme zugleich lösen: Bes­
serung der Kohlenversorgung und ökonomische Schwächung DeutscWands. Die 
Isolierung beider Aspekte hätte alternative Lösungen in den Vordergrund gerückt: 
_ ökonomische Schwächung war durch Demontage und Kontrolle sicherzustellen, 
_ die Betrachtung allein des Kohlenbedarfs hätte einer gründlichen ökonomischen 
Analyse bedurft. 
Die Verbindung beider Ziele verhinderte ein klares Konzept. Dabei erlaubte die 
Erinnerung an die Völkerbundszeit, an die Tragfahigkeit der französischen Saarpo­
litik zu glauben. 
Entscheidungs­ Vier Entscheidungsverfahren haben wir unterschieden: Wahlen, Verhandlungen, 
prozeß Bürokratie und die Verengung des Handlungsspielraums durch vorhergehende 
Entscheidungen: 
Wahlen konnten zu einer grundsätzlichen Auseinandersetzung mit den Zielen 
und Möglichkeiten französischer Saarpolitik kaum beitragen. Dazu war das Interes­
se zu gering, waren die innenpolitischen Probleme zu drängend. Mehr noch: Ange­
sichts der Vertrauenskrise, welche die beginnende Vierte Republik erlebte, von 
rechts und links angefeindet, erschienen deutscWandpolitische Erfolge den Regie­
rungspolitikem unabdingbar. Die Forderung einer harten Haltung gegenüber Deutsch­
land bildete eines der wenigen Themen, über die scheinbar Konsens bestand. Eine 
Verengung der deutschlandpolitischen Zielsetzungen war möglich, kaum eine 
vollkommene Abkehr. Gerade weil die Kommunisten Ende 1947 gegen den Wirt­
schaftsanschluß opponierten - im Widerspruch zu früheren Äußerungen -, hielt die 
bürgerlich-sozialistische Regierungskoalition an ihrer Zielvorstellung fest. 
Verhandlungen spielten in zwei Bereichen eine Rolle. Da waren zunächst die 
Unterredungen mit den Alliierten. Weder England noch die USA maßen der Saar 
besondere Bedeutung zu. Für sie bildete die Saarfrage ein Mittel zum Zweck: um 
Frankreich für deutsche Zentralverwaltungen, dann für eine Beteiligung an der 
Bizone zu gewinnen, scWießlich, um das bürgerliche Regime innenpolitisch zu 
stabilisieren. Zu keinem Zeitpunkt wurde während der Beratungen der ökono­
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mische oder der sicherheitspolitische Hintergrund der französischen Saarforderun­
gen beleuchtet. Vor allem die USA schreckten vor einem stärkeren Engagement 
zurück. Die Legitimationsbasis des Westens gegenüber der Sowjetunion durfte 
keinesfalls durchbrochen werden. Der einseitig erfolgende Wirtschaftsanschluß der 
Saar entsprach daher ziemlich genau amerikanischem Interesse. Verzögerungen 
und technische Zwischenlösungen infolge der alliierten Unterhandlungen boten 
FrankreIch-unge·wollt die Gelegenheit zur angemessenen Vorbereitung des Wirt­
schaftsanschlusses. 
Die Verhandlungen mit den Unternehmerverbänden waren von anderer Natur. 
Hier ging es konkret um die organische Einbindung der Saar in den französischen 
Wirtschaftskreislauf. Der Skepsis der Wirtschaftsverbände und der Fachministerien 
begegnete die Planungsbürokratie mit der grundsätzlichen Ablehnung des traditio­
nellen französischen Malthusianismus. 
Die französische Saarpolitik war das Werk einer alleingelassenen Bürokratie. 
Auf unsicherer Grundlage bestand ihre Aufgabe in vorbereitender Prüfung, Verwal­
tung, vorausschauender Planung. Seit 1945 sichteten Experten die notwendigen 
technischen Maßnahmen des Wirtschaftsanschlusses. Gilbert Grandval bereitete 
das Feld an der Saar politisch vor. Dabei verselbständigten sich die mit der Saarfra­
ge beschäftigten Instanzen. Eine Koordination mit den allgemeinen politischen und 
wirtschaftlichen Zielen Frankreichs durch breite Diskussion fehlte. 
Im Ergebnis bewirkte die Organisationsform der französischen Bürokratie die 
Vollendung des Saarwirtschaftsanschlusses ohne exakte Überprüfung der Ziele. 
GleichwoW waren es wohl eher politische Erfordernisse und die sich zunehmend 
überlagernden Sachzwänge, die für die französische Politik verantwortlich waren. 
Die Saardirektive vom August 1945 ließ alles offen, verlagerte die Entscheidung 
über das zukünftige Schicksal der Bevölkerung an die Saar selbst. Dafür gab es gute 
Gründe: außenpolitische Motive, weil die Entwicklung an Rhein und Ruhr unüber­
sichtlich blieb; innenpolitische Gesichtspunkte, weil unsicher war, wieweit die 
französische Öffentlichkeit die Konsequenzen eines Saaranschlusses mittrug; 
saarbezogene Gründe, weil gegen den Willen der saarländischen Bevölkerung 
nichts erreicht werden konnte. 
Folge der mangelnden Definition der französischen Politik waren Mißver­
ständnisse und Fehlperzeptionen auf seiten der französischen Bürokratie ebenso 
wie im Saarland selbst. 
Die Ankündigung des Industrieniveauplanes, der die Saar besonders treffen 
mußte, und die Propagandatätigkeit des MRS bedeuteten in doppelter Weise eine 
Herausforderung. Die Befürworter der Autonomiepolitik versprachen, einen Aus­
weg zu kennen aus dem Zwiespalt von Demontage und politischem Anschluß. Ihre 
Antwort lautete, die Saar werde wirtschaftlich mit Frankreich kooperieren, aber 
politisch und kulturell selbständig bleiben. Eine Brücke werde die Saar bilden 
zwischen Deutschland und Frankreich, einen neuen Weg werde sie weisen zu 
friedlicher Kooperation in einem vereinten Europa. Ökonomische Rationalität und 
moralisches Erneuerungsbestreben trafen zusammen, spiegelten die Erfahrung von 
innerer und äußerer Emigration, von GrenzlandschicksaI. 
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Paris geriet immer mehr in die Abhängigkeit der saarländischen Peripherie. 
Zuerst zeigte sich dies bei den Grenzverschiebungen 1946, später bei den notwendi­
gen Unterstützungsleistungen oder auch bei der Gründung Christlicher Gewerk­
schaften. Eine Abkehr von den Saarforderungen hätte bedeutet, kooperationswillige 
und für den Ausgleich zwischen den Völkern so wichtige Kräfte zu desavouieren. 
Ohne Gesichtsverlust kannte Paris....sic=:h:-:.='Ul';"·c=h~t ""zu~ru::=··::=C.:::kz=l;-=·e~h";;en~.:..--,------r----;-_~_--= 
Die Erwartung auf einen baldigen Wirtschaftsanschluß schuf eine eigene Dyna­
mik. Zunächst flossen nicht unerhebliche Reichsmarkbestände in die Saar ein; dann 
hielten sich die Produzenten, vor allem die Bauern, mit Ablieferungen zurück, weil 
sie erwarteten, schon bald echte Kaufkraft in Franken zu erhalten. Im Winter 1947/ 
48 drohte eine erneute Hungerkatastrophe, wenn nicht vorher der Wirtschaftsan­
_ 
Anschluß zu einem späteren Zeitpunkt kaum mehr zugelassen. Im Ergebnis unter­
lag die französische Saarpolitik einer Eigendynarnik, die eine klare Zieldefinition 
verhinderte. Eine exakte Kosten-Nutzen-Analyse unterblieb, wie Bidault gegen­
über Schuman bestätigte: "J'ajoute que la decision de proceder sans nouveau delai a 
l'introduction du franc n'a pas ete imposee par la preoccupation des avantages 
.__f~ll(l1:!ci~r.s .iIllI1lediats qui peuvent en resulter. Le Gouvernement a estime que 
l'epoque choisie etait politiquement opportune et (que c'etait la) la consideration 
essentielle. Les pleins avantages du rattachement economique de la Sarre ne seront 
sans doute acquis qu'aujour Oll un accord interallie formel sera intervenu. Jusqu'a 
ce jour ils pourront etre reduits mais, dans l'hypothese la plus pessimiste, il ne peut 
rien nous en coüter. "330 
schluß vollzogen war. 
Durch die Sonderleistungen für die Saar ergab sich seit Januar 1947 ein Defizit 
im Handel mit der Französischen Zone.329 Aus politischen (Protest in der ZFO 
gegen die "Speckfranzosen") wie auch aus ökonomischen Gründen glaubte Baden­
Baden, diese Entwicklung nicht weiter mittragen zu können, und drängte deshalb 
auf eine baldige Verwirklichung der Wirtschaftsunion. 
Die Planungen hatten seit Frühjahr 1947 den Herbst als Termin für den Wirt­
schaftsanschluß festgelegt. Im September beschloß die französische Regierung, die 
Franceinführung in die Woche vom 9.-16. November zu legen. Es wurden Lager 
angelegt, die saarländischen Unternehmer und Gewerkschaftsführer informiert. Der 
einmal in Gang gesetzte Apparat ließ sich kaum mehr aufhalten. 
Noch in letzter Minute wollten die USA die Entwicklung verlangsamen. Ihr 
Versuch, die Trizonenbildung und Saarwirtschaftsanschluß miteinander zu kop­
peln, bestärkte indes die Politik Bidaults. Die Saar war nicht wichtig genug, um eine 
offizielle Anerkennung der Angliederung gegen einen beschränkten Verhand­
lungsspielraum bei der Weststaatsgründung einzutauschen. Mehr noch: Gerade die 
einseitige Saarangliederung erlaubte Paris innenpolitische Kompromisse in der viel 
wichtigeren Deutschlandfrage. 
Die französische Saarpolitik stand Ende 1947 am Wendepunkt. Ein Jahr zuvor 
war der Wirtschaftsanschluß, wenn auch immer wieder geplant, ebensooft auf­
geschoben worden, nicht zuletzt, weil die technischen Vorbereitungen fehlten. Jetzt 
war alles in Gang gesetzt. 
Frankreich schlitterte ohne oder mit einem falschen Kalkül in das Saarabenteuer: 
Unangemessen war das Kalkül, weil Bidault lediglich die französische Innenpolitik 
und die Deutschlandpolitik als Gesamtes im Auge hatte, nicht die Saar mit ihren 
eigenen Problemen. Ohne Grundlage war die französische Politik, insofern die 
ökonomischen Aspekte der Saarfrage ausgespart blieben. Paris war mit so vielen 
anderen Schwierigkeiten belastet, daß es sich kaum um die Saar kümmern konnte. 
Gleichzeitig gewannen solche Gruppen überproportionalen Einfluß, deren Schick­
sal mit einem Erfolg der französischen Saarpolitik verknüpft war. 
Die Zuspitzung der wirtschaftlichen und politischen Situation in Frankreich mit 
der gleichzeitig sich abzeichnenden deutschen Weststaatsgründung hätte einen 
329 Reichsmark-Basis. 
330 23.09.1947, Bidault, Telegramm an Letourneau, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 16. 
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B. ÖKONOMISCHE ENTWICKLUNG: "DAS FRANZÖSISCHE 
INTERESSE ERFORDERT EINE WIRTSCHAFTLICHE 
GENESUNG DER SAAR!" 
1. Einführung 
,,-,-,,-- ,-----,--------------------­
a. Frühes" Wirtschaftswunder" 
Unbemerkt von der Weltöffentlichkeit erlebte die Saar zwischen 1945 und 1947 Die Zahlen 
einen ökonomischen Aufstieg, welcher in manchem das "Wirtschaftswunder" öst­
lich der Grenze vorwegnahm. Nicht einmal die Saarländer waren sich dessen 
bewußt, denn Hunger litten sie trotz allem. 
Dabei sind die Zahlen, " -------------------,1 
wenn sie nur irgendwie die Index der Industrieproduktion 
Realität angemessen ab­ 1946 -1947 
bilden, eindeutig. Für die l2l ZFO60 1 [TI Bizonefranzösische Zone schätz­
.Saar 
ten Offizielle den Index der 
40Industrieproduktion 1946
 
auf 27 zur Basis 1936, für
 
die spätere Bizone berech­
 20
 
neten sie einen Wert von
 
33, während die Saar mit I 0" , " "
 
40 zu Buche schlug. Noch 1946 
deutlicher die Differenzen 
1947: Die französische Zone stand am ScWuß mit einem Index von 33, die Bizone 
erhielt den Wert 40, die Saar 60.1 Der Vergleich mit Belgien 1947: 86 Prozentpunk­
te - oder Frankreich - 87 Prozentpunkte im selben Jahr - ändert die Perspektive 
allerdings.2 Nun erscheint das Wachstum für die Saar eher gebremst und verlang­
samt., I 
Index der IndustrieproduktionWir müssen uns demnach
 
100 1
 1946 -1947 
l2l ZFO 
zweierlei fragen: Warum 
überrundete die Saar die üb­ 80] [] Bizone 
rigen Regionen in Deutsch­ • Saar 
121 Belgienland und warum blieb sie hin­ 60 m Frankreich 
ter Frankreich oder Belgien
 
40
zurück? 
Überblick Wir werden argumentie­ 20
ren, daß die ZaWenangaben
 
eine reale Differenz beschrei­
 o 
1946 1947ben, daß also nicht Trug­
1 Documents and State Papers, Vol. 1, No. 7, Oktober 1948, MAE Z 1944-1949, Sarre 14; 
28.03.1949, Marc Bamberger, Henri Faure, Rapport sur le commerce exterieur de la Sarre, Sarre 42. 
2 Mathias Manz, Stagnation und Aufschwung in der Französischen Besatzungszone von 1945 
bis 1948, Mannheim (Diss.) 1968, S. 39. 
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schlüsse der Statistik das Phänomen konstruieren. Die Saar erlebte das Kriegsende 
in Schutt und Asche, als Trümmerfeld. Die Voraussetzungen für einen Wiederauf­
schwung waren keinesfalls günstiger, eher scWechter als sonstwo in DeutscWand. 
Die Saar mußte, wie die französische Zone auch, Zwangsexporte leisten. Ihr Vorteil 
bestand darin, daß die Militäradministration zusätzliche Ein- und Ausfuhrmöglich­
keiten schuf. Beruhte der Wirtschaftsaufschwung der Saar auf der Ausbeutung der 
ffanzösiscmmRestzone? Auch dies werden wir verneinen. Verantwortlich war vor 
allem, daß Frankreich am wirtschaftlichen Aufschwung der Saar interessiert war 
und daß es diese Absicht nach außen dokumentierte. Anders als die Briten stand es 
nicht in der Legitimationskrise, und anders als diese wußte es die Instrumente der 
Bewirtschaftung angemessen zu handhaben. Frankreich engagierte sich an der Saar 
und durchbrach den Teufelskreis von Apathie, Unsicherheit und Stagnation. Gleich­
wohl blieben objektive Grenzen: Die Fehlallokation von Ressourcen infolge des 
Bewirtschaftungssystems zäWte dazu, ebenso mangelnde Anreize zu produktiver 
Arbeit und die Folgen des Hungers. 
b. Westdeutschlands aujhaltsamer Aufstieg - Die Forschungskontroverse3 
Wenige Debatten haben in den letzten Jahren die Gemüter der Wirtschaftshistoriker 
so erregt wie die Frage nach den Gründen des verspäteten Wachstums der westdeut­
schen Nachkriegswirtschaft. Dabei hätte sich manches Mißverständnis vermeiden 
lassen, wären die Ebenen der Argumentation deutlich geschieden worden. Wir 
wollen differenzieren zwischen kurzfristigen und langfristigen Komponenten, 
strukturellen Aspekten, singulären Faktoren und statistischer Zahlenerfassung. Ma­
chen wir uns den Sachverhalt anhand einer Tabelle deutlich: 
3 Das Wortspiel vom autbaltsamen Aufschwung hat Falk Pingel geprägt: Falk Pinge!, Der 
autbaltsame Aufschwung. Die Wirtschaftsplanung für die britische Zone im Rahmen der außenpoli­
tischen Interessen der Besatzungsmacht, in: Dietmar Petzina, Walter Euchner (Hrsg.), Wirtschafts­
politik im britischen Besatzungsgebiet, 1945-1949, Düsseldorf 1984, S. 41-64. 
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Verschränkung 
der Argumenta­
tionsebenen 
~ 
Die Wirtschaftsgeschichte der Westzonen in der Forschungskontroverse 
Einflußkomponente Argumentation 
Problemfeld: Günstige Kurzfristig. Nachkriegszyklus:4 Die Langfristig) Rekon- Langfristig. Lange 
Voraussetzungen für Nachfrage nach Konsumgütern und sol­ struktion: Welle: 
ein rasches Wirt­ ehen Produktionsgütern, die für die Rü- Abelshauser in Anleh­ Dupriez:7 1945-1971, 
schaftswachstum stung nicht relevantwaren, trifft auf ein nung an Janossy:6 Aufschwungphase ei-
durch defiKfreg -verrmgertes nge ro -
Die hohe Nachfrage wirkt stimulierend. tionsstruktur des Ar­ klus. 
beitskräftepotentials 
bestimmen wesentlich 
den Wachstumsimpuls, 
und zwar über die 
unmittelbare Nach­
kriegskonjunktur hin­
aus. 
Problemfeld: Die Ur­ Deutsche Sonderbedingungen: 
Hudemann:8 Die unmittelbare Nachkriegskonjunktur kam aufgrund der spezifischen 
Aufschwungs in 
sachen des verspäteten 
Voraussetzungen für Deutschland nicht zum Tragen. Zu diesen Gegebenheiten gehörten 
Deutschland die durch den Nationalsozialismus bewirkte Verschiebung der Produktionsstruktur, die 
"heimliche" Kriegsfinanzierung, der Verlust von Kontrollmechanismen, die Zersplit­
These: Strukturelle Ur­ terung Deutschlands in Besatzungszonen, die Kriegszerstörungen, die Marktspaltung. 
sachen 
Das Bewirtschaftungssystem: 
Christoph Buchheim und Wendy Carlin9 in Anlehnung an J. Kornai: Nicht so sehr 
physische Engpässe als die mangelnden Anreize (vegetative Kontrolle) und die Fehlallo­
kation von Ressourcen verursachten das verzögerte Wachstum. 
4 Werner Abelshauser, Wirtschaft in Westdeutschland, 1945-1948. Rekonstruktion und 
Wachstumsbedingungen in der amerikanischen und britischen Zone, Stuttgart 1975, S. 20ff. 
5 Hier werden lediglich jene Einflußfaktoren aufgeführt, welche das Wachstum der Jahre 1945­
1948 in langfristiger Perspektive bestimmten. Davon abzuheben ist die "Strukturbruchhypothese", 
die in der Währungsreform den entscheidenden Durchbruch erkennt und in der tabellarischen 
Übersicht dem Punkt ,,Bewirtschaftungssystem" logisch zugehört. 
6 W. Abe1shauser, Wirtschaft in Westdeutschland, S. 23ff. Zur theoretischen Fundierung der 
Trendhypothese: Kout Borchardt, Die Bundesrepublik in den säkularen Trends der wirtschaftlichen 
Entwicklung der Bundesrepublik, in: Werner Conze, M. Rainer Lepsius (Hrsg.), Sozialgeschichte 
der Bundesrepublik Deutschland. Beiträge zum Kontinuitätsproblem, Stuttgart 1983, S. 20-45. 
Kritisch: Rainer Klump, Wirtschaftsgeschichte der Bundesrepublik Deul~chland: Zur Kritik neuerer 
wirtschaftshistorischer Interpretationen aus ordnungspolitischer Sicht, Stuttgart 1985 sowie die 
weiter unten aufgeführten Titel. 
7 L. Dupriez, 1945-1971 als Aufschwungphase eines Kondratieff-Zyklus?, in: Ifo-Studien, 19 
(1972), S. 503ff., hier nach Werner Abelshauser, Wirtschaftsgeschichte der Bundesrepublik Deutsch­
land, 1945-1980, Frankfurt 1983, S. 89. 
8 R. Hudemann, Sozialpolitik, S. 39ff. 
9 Christoph Buchheim, Die Währungsreform 1948 in Westdeutschland, in: VfZG, 36 (1988), S. 
189-231; ders., Die Währungsreform in Westdeutschland im Jahre 1948. Einige ökonomische 
Aspekte, in: Wolfgang Fischer (Hrsg.), Währungsreform und Soziale Marktwirtschaft. Erfahrungen 
und Perspektiven nach 40 Jahren, Berlin 1989, S. 391-402; ders., Zur Kontroverse über den 
Stellenwert der Währungsreform für die Wachstumsdynamik in der Bundesrepublik Deutschland, 
in: Peter Hampe (Hrsg.), Währungsreform und soziale Marktwirtschaft. Rückblicke und Ausblicke, 
München 1989, S. 86-100; Wendy Carlin, Economic reconstruction in Western Germany, 1945­
Problemfeld: Die Ur­ Transportsystem: Entnahmen: Hunger: Demontage:sachen des verspäte­ Abelshauser: IO Die Manz: ll Die relative Trittel 12, Hude­ BoeIcke: 14ten Aufschwungs in Bizone erlebte einen Stagnation der Wirt­ mann: 13 Im Wider­Deutschland Kriegszerstörungenanhaltenden Auf­ schaft der Französi­ spruch zu Abelshau­ und jahrelange Ent­schwung, bis dieser schen Zone war die ser läßt sich die Be­ nahmen aus dem Ka­These: Singuläre infolge unüberwind­ Folge verdeckter Re­ hauptung .aufstellen, Engpässe pitalstock beraubten barer Transport­! parationen aus der daß die anhaltende die Unternehmenschwierigkeiten im laufenden Produktion Mangelernährung wichtiger Ausrü­Winter 1946/47 zu­ sowie willkürlicher den Aufschwung stungsgegenstände.sammenbrach. Entnahmen seitens physiologisch (durch Disproportionalitätender französischen Be­ Minderung der Be­ im Kapitalstock wur­
satzungsmacht. wegungsleistung) den zu einem der zen­
und psychologisch tralen Engpaßfakto­
blockiert hat. ren.
 
Problemfeld: Dierea­
 Unterschätzung der Unterschätzung der Die otrIziellen Zahlen spiegeln den realenlen Auswirkungen realen Industriepro­ realen Industrie­ Sachverhalt angemessen wider. der Währungsreform duktion vor der produktion vor der Ritschl: 18 Nach der Währungsreform steigt Währungsreform Währungsreform die Industrieproduktion deutlich an. Die Ver­These: infolge der immensen infolge der Nicht­ mutung, daß dies Ergebnis fehlerhafter Stati­Statistische Meßfeh­ Hortung von Waren: erfassung paralleler stiken sei, läßt sich nicht belegen. Die Neube­ler haben den Auf­ Abelshauser,15 Märkte: rechnung der offiziellen Ziffern durch Abels­schwung 1948 über­ Manzl6. HudemannI7 . hauser und Manz beruht auffehlerhaften An­
nahmen (konstante Stromproduktivität). 
schätzt 
1955. The displacement of "vegetative control", in: lan Turner (Hrsg.), Reconstruction in post-war 
Germany. British occupation policy and the Western Zones, 1945-1955, Oxford 1989, S. 37-65. 
10 W. Abelshauser, Wirtschaft in Westdeutschland, S. 35ff., 152ff., 167f. 
11 M. Manz, Stagnation. 
12 Günter J. TritteI, Hunger und Politik. Die Ernährungskrise in der Bizone, 1945-1949, 
Frankfurt 1990, S. 270. VgI. auch: Bernd Klemm, Günter 1. Trittei, Vor dem "Wirtschaftswunder": 
Eine Auseinandersetzung mit Werner Abelshausers Interpretation der Wirtschaftsentwicklung 
1945-1948, in: VfZG, 35 (1987), S. 570 - 624. 
13 R. Hudemann, Sozialpolitik, S. 112ff. 
14 WiIIie A. BoeIcke, Industrie und Technologie in der Französischen Besatzungszone, in: 
Klaus Manfrass, Jean-PierreRioux (Hrsg.), France-Allemagne, 1944-1947, (Les Cahiers deL'IHTP, 
13-14, Dezember 1989-Januar 1990), S. 159-176. 
15 W. Abelshauser, Wirtschaftsgeschichte, S. 46ff.
 
16 M. Manz, Stagnation, S. 37f.
 
17 R. Hudemann, Sozialpolitik, S. 74ff.
 
18 Albrecht Ritschl, Die Währungsreform von 1948 und der Wiederaufstieg der westdeutschen 
Industrie. Zu den Thesen von Mathias Manz und Wemer Abelshauser über die Produktionswirkun­
gen der Währungsreform, in: VfZG, 33 (1985), S. 136-165. 
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Überprüfung 
am Beispiel der 
Soor 
Viele Gründe lassen sich dafür nennen, daß ein rasches Wiederaufleben der Wirt­
schaft nach dem 2. Weltkrieg erwartet werden konnte. Werner Abelshauser hat mit 
Blick auf die 50er Jahre das Konzept der "Rekonstruktion" und des "Trends" in die 
Betrachtung der frühen Nachkriegszeit eingebracht und damit die Diskussion viel­
leicht eher erschwert. Das Rekonstruktionsmodell besitzt Deutungskraft für das 
"deutsche Wirtschaftswunder",19 ist aberfür die Jahre 1945 bis 1947/48 von gerin­
gerem Belang. NichtWachstum muß erklärt werdeB, Bieht Q0f UGlstasG, daß die 
deutsche Wirtschaft jährlich mehr produzierte - erklärungsbedürftig ist der ver­
spätete Aufschwung. 
Man mag einwenden, und Werner Abelshauser hat dies im Anschluß an Mathias 
Manz auch so vorgebracht, daß die statistischen Unterlagen die Industrieproduktion 
vor dem Juni 1948 systematisch unterschätzten. Deutschland sei viel weiter gewe­
sen bei der Erzeugung industrieller Güter, als die Zahlen vortäuschen. Aber es 
bleibt, selbst wenn wir die korrigierten Zahlen akzeptieren, das Nachhinken im 
internationalen Vergleich. Singuläre Erklärungsansätze sind für diesen Sachverhalt 
vorgebracht worden: die Zerstörung des Transportsystems, die Entnahmen, die 
Demontagen, der Hunger. Dann ist auf strukturelle Sonderbedingungen in Deutsch­
land hingewiesen worden - die nationalsozialistische Kriegsfinanzierung, die Auf­
teilung in Besatzungszonen, das Bewirtschaftungssystem. 
Wir wollen fragen, ob die Saar strukturelle Vorteile besaß, welche die höhere 
Industrieproduktion im Vergleich zu den Westzonen erklärt. Wie war das 
Bewirtschaftungssystem gestaltet und welche Auswirkungen hatte es auf das 
Wirtschaftsgeschehen? Ebenso wollen wir die Frage nach den singulären Engpäs­
sen stellen, nach den Folgen der Zerstörung der Transportsysteme, nach den Aus­
wirkungen des Hungers. Weiterhin: Resultierte der Produktionsvorsprung aus ein­
seitiger Begünstigung der Saar zum Nachteil anderer Regionen? Auch das wird zu 
erforschen sein. Doch zunächst wollen wir lediglich untersuchen, ob die einleitend 
genannten Vergleichszahlen einen realen Sachverhalt widerspiegeln. Denn sind die 
Ziffern zuverlässig, lassen sich die erwähnten Thesen zur deutschen Wirt­
schaftsgeschichte am Beispiel der Saar überprüfen. 
19 Letztlich handelt es sich um die Frage, wann das "deutsche Wirtschaftswunder" begann­
1945, 1948 oder 1951/52 - und auf welchen Grundlagen es aufbaute? - Drei konkurrierende 
Erklärungsansätze gibt es. Bereits genannt wurden die Trendhypothese und die Theorie der Langen 
Wellen. Ergänzend zu erwähnen ist die These des Strukturbruchs, so etwa: Burkart Lutz, Die 
Singularität der europäischen Prosperität nach dem Zweiten Weltkrieg, in: Hartmut Kaelble (Hrsg.), 
Der Boom, 1948-1973. Gesellschaftliche und wirtschaftliche Folgen in der Bundesrepublik Deutsch­
land und in Europa, Opladen 1992, S. 35-59. Dort weitere Literaturhinweise. 
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2. Wirtschaftliche Entwicklung und materielle Voraussetzungen 
a. Die Industrieproduktion der Saar 
. I}.. " 
: Fur das Jahr .1936 WIssen WIr recht genau, aus welchen Komponenten sich der Vergleich mit f--~_.. N~topro~ktlOnswert der S.~arindust~ie zus~mmensetzte. Demnach umfaßte der der Ruhr 
, -ne~trag von ?ruben und Hutten zur mdustrlellen Wertschöpfung 57,6 Prozent. 1 
~elde Industnebereiche, Kohle und Stahl, ermöglichen ein Abschätzen der Produk­
tlOnshö.he über .Mengenindizes. Nicht Umsatzziffern mit abweichenden Deflations­
koeffizl~nt~n smd zu vergleichen, sondern Gewichtsangaben, welche nach ähnli­
chen.Kritenen erhobe? werden. Wir können des weiteren annehmen, daß infolge 
der emfachen ProduktlOnsstrukturen und genauer staatlicher Kontrolle die Zahlen­
angaben die Realität gut widerspiegeln, besser jedenfalls als bei anderen bewirt­
scha~teten Güt~rn. 
Stimmen dIese Voraussetzungen, so finden wir die These eines deutlichen 
~orsprungs der Saar g~genüber der Ruhr bestätigt. Während die tägliche Kohlen­
forde~ng an der Ruhr 1m Oktober 194755 Prozentpunkte zur Basis 1938 erreichte, 
kam dIe Saar bereits auf 80 Prozent. Die Schichtleistung betrug 1946 an der Ruhr 57 
Prozent des Wertes für 1938, an der Saar 73 Prozent und für 1947 jeweils Ruhr: 58 
Prozent und Saar: 76 Prozent.2 
Kohlenförderung (1946 - 1947) 
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I INSEE, L'economie de la Sarre, S. 27. 
2 O.V., Le probleme charbonnier europeen. Conjoncture et perspectives d'evolution, in: Etudes 
et conjoncture, Economie Mondiale, 6. November 1946, S. 131; Werner Abelshauser, Der Ruhrkoh­
lenbergbau seit 1945. Wiederaufbau, Krise, Anpassung, München 1984; Statistisches Handbuch für 
das Saarland, 1950, S. 99. - Datengrundlagefür die Grafik: Deutsche Kohlenbergbauleitung (Hrsg.), 
Statistische Übersichten über die Kohlenwirtschaft Deutschlands und des Auslandes 1949, Essen 
1949; 16.12.1946, Rapport sur l'insuffisance de l'approvisionnement en charbon de la ZFO en 
Allemagne, AOFAA, C13I/132, ECO II, 17d; Statistisches Handbuch für das Saarland, 1950 u. 
1955; Bulletin Statistique, Nr. 5 (Januar 1948). 
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Nicht anders ist das Ergebnis für die Hüttenindustrie. Sie erzielte bei Roheisen 
1947 einen Wert von 27 Punkten, während die westdeutsche Industrie mit 16 
Punkten stagnierte und Nordrhein-Westfalen gar nur 13 Punkte verbuchte. 3 
Schließlich das gleiche Bild bei der Kokskohle: Die Saar erreichte 1947 sechzig 
Prozent ihrer Produktion von 1938, die Ruhr verharrte bei vierzig Prozent.4 
Verglichen mit Frankreich und Belgien blieb die Saar trotz allem zurück. In 
Frankreich lag die Jahresproduktion für Kohle 1947 bei 97 Prozent des Wertes für 
1938 und in Belgien bei 82%, an der Saar bei 73%. Bei Koks dasselbe Bild: 76 zu 
108 und 60. Und noch deutlicher der Rückstand bei der Roheisenerzeugung: 80 zu 
116 und 27.5 
Angesichts der schwerindustriellen Prägung der Saar und des hohen Anteils von 
Gruben und Hütten an der Wertschöpfung dürfen wir annehmen, daß die eingangs 
referierten Vergleichszahlen für die Industrieproduktion den wirklichen Sachver­
halt beschreiben. Die Saar steht für eine Erfolgsgeschichte deutscher Wirtschaft 
nach 1945 (bei relativer Benachteiligung zu den westlichen Industrieländern), und 
es bleibt zu fragen, warum sie die englische, amerikanische und französische Zone 
überrundete. Bevor wir das Thema vertiefen, einige weitere Beobachtungen: 
Ungleichmäßi­ Die Industrieproduktion wuchs nicht gleichmäßig. Gruben, Flachglasproduktion, 
ges Wachstum Stromerzeugung besaßen eine Vorreiterrolle, der andere Wirtschaftsbereiche nur 
mit Mühe, wenn überhaupt, folgten. 6 
3 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1950, S. 102, 104; Wolfgang Krumbein, Wirt­
schaftssteuerung in Westdeutschland, 1945-1949. Organisationsformen und Steuerungsmethoden 
am Beispiel der Eisen- und Stahlindustrie in der britischen/Bi-Zone, Wiesbaden 1989, S. 146, 177, 
204. 
4 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1950, S. 100. 
S Alle Zahlen berechnet nach Statistisches Handbuch für das Saarland, 1950, S. 100, 104. 
6 Department of State, Division of Research for Europe, Office of Intelligence Research, 
Economic Survey of the Saar, Washington 1948, S. 18. 
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Produktionsindex f.d. Schwerindustrie 
1947 (1938 = 100) 
~150 
11 
100 
50 
o 
J' 
. Belgien 
I-i"--:==~ / L---V / L V ,~ Frankreich 
" .. . SaarRoheisen 
Saarland (1946 - 1. Hälfte 1948) 
Produktionsindex (1936 = 100) 
j' 1 250I 
t---- 11 200 
I /1150 
I f1100 
50 
o 
Kohle R.Stahl Strom Tabak Kristall Teer 
R.Eisen Walzst. Brauerei Glas Benzol Index 
Die Unterschiede beziehen sich nicht allein auf die Höhe des Wachstums, 
sondern kennzeichnen die Struktur der Produktionszunahme. Die Kohlenförderung 
schwankte 1947 stärker als an der Ruhr, die Hüttenproduktion nahm bis Oktober 
1947 vergleichsweise regelmäßig zu. Stetig wuchsen auch die Kokserzeugung und 
die eisenverarbeitende Industrie der zweiten Stufe, während die Glasindustrie, 
Röhrenproduktion und die eisenverarbeitende Industrie der ersten Stufe eine wahre 
Fieberkurve beschrieben.? 
7 Zahlen in: Presidence du Conseil (Hrsg.), Trois ans de presence fran9aise, S. 36ff. 
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unversehrt und 27 der 162 Straßenüberquerungen.9 Ein Viertel aller Gleisanlagen 
war beschädigt, in der Bizone nur 5,7%.39% der Weicheneinheiten konnten nicht Kokserzeugung (in t) 
20ססoo mehr eingesetzt werden, und auch hier erscheinen die Voraussetzungen mit 8,3% in 
der Bizone deutlich günstiger. 10 Bei der Industrie standen die Dinge nicht viel 
besser: Nur 101 von 276 größeren Fabriken hatten den Krieg unbeschadet überstan­
den,11 60 Prozent der Schwerindustrie galten als betroffen, während für die gesamte 
I I ="7" ,/ 1---französische Zone eine industrielle Kapazität von 20 Prozent als zerstört galt. 12 Der 
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b. Kriegszerstärung und Demontagen 
Der Vorsprung der Saar wäre einfach zu deuten, wenn sie den Krieg unbeschadet 
" The amount 01 
wardamage überstanden hätte. Als Grenzregion hatte sie indes besonders gelitten. Zweimal 
may be ata mußten große Teile des Saarraums evakuiert werden, 1939 und dann wieder im 
level greater November 1944. Die Hälfte der Wohngebäude wies Zerstörungen auf, ein Sechstel 
than else­
mehr als 50 Prozent.8 Nur 20 von 94 Eisenbahnbrücken überstanden den Krieg where" 
8 Hans Reichel (Hrsg.), Wirtschaftliches und kulturelles Handbuch des Saarlandes, Saarbrük­
ken 1955, S. 156ff. Grafik: Die Saar, Städtebau 1946, Saarbrücken 1947, S. 9; Alan Kramer, The 
West Gerrnan Economy, New York 1991, S. 72. 
Wirtschaftsdirektor der Zone, Jean Filippi, nannte für die Saarindustrie einen Zer­
störungsgrad von 32%, für Württemberg von 13%.13 Von den fünf Hütten war 
praktisch nur noch die in Völklingen einigermaßen funktionstüchtig. 14 Eine ameri­
kanische Studie konstatierte, daß "the amount of war damage, although it has not 
been accurately estimated, may be at a level greater than elsewhere",'S eine Wer­
tung, welche die französische Seite teilte: "La situation de la Sarre est extremement 
difficile. Tout est arefaire. 11 existe peut-etre des villes ou des villages dans notre 
zone ou dans les autres qui ont encore plus souffert par la gueITe, mais il n'y a 
certainement pas une seule province OU toutes les difficultes se sont autant accu­
mulees que dans cette region. - Ne sont pas seulement tres graves les difficultes de 
logement et du ravitaillement mais elles resultent aussi du fait que de vastes regions 
sont encore minees, et que la SaITe a subi de fortes requisitions."16 Nein, bevorteilt 
war die Saar im Herbst 1945 gewiß nicht. 
Sie profitierte, weil keine Demontagen durchgeführt wurden. Im Januar ver­
hinderte Gilbert Grandval die Arbeitsaufnahme einer Studienkommission, die Ver­
fahren und Möglichkeiten der Maschinen-Entnahme prüfen wollte. I? Nicht die 
Alliierten, die Deutschen besorgten die partielle De-Industrialisierung anläßlich der 
Evakuierungen. Maschinen, Autos, Betriebseinrichtungen von der Schreibmaschine 
bis zum letzten Teil einer komplexen Produktionsanlage wanderten Richtung Osten 
und blieben verschwunden. 14 Werkzeugmaschinen der Firma Erhardt & Sehmer 
wurden anläßlich der Evakuierung nach Hessen gebracht, vier kehrten bis 1948 
zurüCk. 18 Von den Kriegsanstrengungen und den daraus resultierenden Investi­
9 O.D., Henri Gauthier, Gilbert Grandval et la SaITe, PA Grandval 8Y. 
10 Pressedienst der Eisenbahnen des Saarlandes (Hrsg.), Die Eisenbahnen des Saarlandes im 
Wiederaufbau, Saarbrücken 1952, S. 16. 
11 F. Schlachter, SaaIWirtschaft, S. 13. 
12 Jochen Thies, Kurt van Daak, Südwestdeutschland Stunde Null. Die Geschichte der französi­
schen Besatzungszone 1945-1948, Düsseldorf 1989, S. 56. 
13 2.2.1946, Expose fait par M. Filippi devant la Commission d'Enquete Parlementaire, AO­
FAA, Direction generale des affaires politiques, C 15, P 7, AEF 53. Grafik: INSEE, L'economie de 
la SaITe, S. 32. Die Berechnungsgrundlagen werden nicht genannt. 
14 R.H. Schmidt, Saarpolitik, S. 136. 
15 Department of State, Division of Research for Europe, Office of Intelligence Research, 
Economic Survey of the Saar, S. 22. 
16 17.8.1945, Medecin Colonel Springer, Rapport sur la situation de la SaITe, LASB, Nachlaß 
Springer 1. 
17 9.1.1946, Rapports du Gouvernement Militaire de la SaITe, AOFAA, Pol III, K2. 
18 23.1.1948, Administration sequestre, Ehrhardt&Sehmer, Rapport au Conseil de surveillan­
ce, AOFAA, Division de la production industrielle, C 548, Div 6, Ehrhardt&Sehmer; vgl. auch: Mai 
Die Evakuie­
rung und ihre 
Folgen 
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tionen profitierte die Saar allenfalls am Rande, da sie Grenzregion war und dem 
Bergbau- und Hüttenzentrllm nur wenige Investitionsmittel zugewiesen wurden.19 
Das Hüttenwerk Neunkirchen entfachte aufgrund der Zerstörungen und französi­
scher Vorbehalte erst 1950 den ersten Hochofen. Bei den Gruben waren die mate­
riellen Voraussetzungen ebenfalls kaum günstiger als an der Ruhr,2° so daß die 
höhere Produktion keineswegs auf die bessere Ausstattung zurückzuführen war. 
Der Verzicht FrankfeichsiÜilUie Demontagen, soviellttßt sielt sagen, wm nicht die 
entscheidende Ursache für den Entwicklungsvorsprung der Saar. 
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1946, Note de presse sur la situation generale en Sarre, ebd., Cabinet Koenig, Pol m, K 15; Ludwig 
Leonhardt, Wo steht die Saarwirtschaft, Saarlouis 1946, S. 5. 
19 F, Blumenauer, Absatzfragen, S. 3lf. 
20 Ein sowjetischer Untersuchungsbericht für den Kontrollrat kam zu dem Ergebnis, daß die 
Anlagen der Ruhr nur zu 50% ausgenutzt seien. 25.08.1946, Sowjetischer Expertenbericht, AOFAA, 
Cabinet Koenig, C131/132, ECO II,17d. 
118 
c. Engpässe 
Blieb die Saar von Engpässen verschont? Falls nicht, welche bestimmten den 
Produktionsablauf? Zunächst gilt es Abschied zu nehmen von jeder monokausalen 
Erklärung. Eine rein statistische Betrachtung verdeckt aIlzuJeicht die Wirklichkeit. 
Sie mag Potentiale beschreiben, aber doch nicht die ökonomische Realität der 
lHlmittefuar-enNachkriegszeit erfassen mit ihren Verwerfungen, Brüchen, Disloka­
tionen und ganz eigenen Regelsystemen. Wir wollen fragen, was die Verantwort­
lichen über die Schwierigkeiten des wirtschaftlichen Wiederaufbaus berichteten. 
Große Unterschiede gab es zwischen den Industrien. Hütten und Gruben hatten 
andere Probleme als die verarbeitende Industrie. Je nach Jahreszeit änderten sich die 
Versorgungsschwierigkeiten. 
Im HerbstlWinter 1945/46 behinderte ein allgemeiner Mangel bei der Zwischen­
produktversorgung die Produktion. Strom war knapp, weil der Export nach Frank­
reich nicht reduziert werden durfte.21 Brenn- und Rohstoffe fehlten. 22 Die Gruben­
produktion hätte etwas höher sein können, wenn es Mittel gegeben hätte, die Kohle 
zum Abnehmer zu transportieren. 23 Trotz allem regte sich in einzelnen Firmen 
erstes produktives Leben. In VölkIingen brannte der Hochofen, die Kristallerie 
Wadgassen nahm die Produktion auf, die eisenverarbeitende Industrie berichtete 
von Fertigungen, die Glasfabrik in St. Ingbert lieferte Produkte aus.24 
Im Frühjahr/Sommer 1946 pessimistische Töne: Überall fehlten Arbeitskräfte. 
Und wenn welche vorhanden waren, ließ ihre Leistung nach. Die Gruben fanden 
keine Mitarbeiter, die den gehobenen physischen Ansprüchen genügten. Die fran­
zösische Besatzungsverwaltung hoffte auf die Rückkehr von Kriegsgefangenen, 
weil deren Gesundheitszustand besser war. 25 In der Privatwirtschaft war es jetzt 
üblich geworden, "an einem oder gar an zwei Tagen der Woche mit der Arbeit 
auszusetzen, um diese Tage zu Verproviantierungszwecken zu nutzen"26. Die Ab­
sentismusrate stieg punktuell auf 60 Prozent. Vor allem die Bauindustrie war27 betroffen. Selbst wenn Ausrüstungsgegenstände fehlten, mit einer größeren ZaW 
21 Dezember 1945, Rapports du Gouvernement Militaire, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol III, 
K2. 
22 Auf 70% wurde die Kapitalausstattung der französischen Zone im Vergleich zur Vorkriegs­

zeit geschätzt, die Kohlenlieferung betrug indes im Oktober 1945 nur 15% des Wertes von 1943.
 
Oktober 1945, Bulletin d'activite du Commandement en Chef Franqais en Allemagne.
 
23 24.1.1946, Keim, Notiz für den Regierungspräsidenten, LASB, Regierungspräsidium 14; 
November 1945, Rapport du Gouvernement Militaire de la Sarre, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol IH, 
K2; Dezember 1945, Rapports du Gouvernement Militaire de la SaITe, ebd.; Dezember 1945, 
Synthese des rapports mensue1s des delegations superieures pour le mois de decembre 1945, LASB, 
Handelsamt 1. 
24 Presidence du Conseil (Hrsg.), Trois ans de presence franqaise, S. 36, 42, 47f.; Dezember 
1945, Rapports du Gouvernement Militaire de la Sarre, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol m, K2. 
25 März-April 1946, Rapport detaille du Gouvernement Militaire de la Sarre, LASB, HandeIs­
amt 8; 13.4.1946, Koenig an CGAAA, Les conditions d'un rattachement economique de la Sarrdl1a 
France, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol III, K5. 
26 24. Juni 1946, Niederschrift über die Referentenbesprechung der Abteilung 8, LASB,
Regierungspräsidium 5. 
27 Juli 1946, Rapport mensue1 du Gouvernement militaire de la Sarre, LASB, Handelsamt 2. 
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Unterschied­
liche Engpässe 
je nach Jahres­
zeit und Indu­
striebereich 
geeigneter Handarbeiter hätte die Baumittelindustrie dem Mangel begegnen kön­
28nen. Je nach Zuteilung von Arbeitskräften stieg oder fiel die Produktion in 
einzelnen Wirtschaftsbereichen. Sie stieg im Eisen- und Stahlbaubereich, sie fiel in 
der übrigen eisenverarbeitenden Industrie, sie wuchs schwächer als möglich in der 
Hüttenindustrie. Wegen Arbeitskräftemangels mußte die Kaltwalzstraße der Röch­
ling-Werke ihre Produktion einstellen.29 35.000 Arbeitskräfte fehlten, lautete die 
Analyse der französischen'Besatzol1gS'beanrtel1. "La ffllt\:lVttlSe siffiatieft aliffieH:tlHr=El 
ne permet guere d'augmenter le rendement et cause meme quelques troubles."3o 
Nach der Ernte wurde alles besser. Noch immer fehlten Arbeitskräfte, aber die 
Belange von Gruben und Hütten konnten zumindest zeitweise befriedigt werden, 
wenn auch auf Kosten der Bauindustrie. Die Absentismusrate sank selbst im 
sensiblen Baubereich auf 25 bis 30 Prozent.3! 
Im HerbsUWinter 1946/47 trafen ganz unterschiedliche Berichte aus den einzel­
nen Branchen ein. Die verarbeitende Industrie litt unter Rohstoffmangel, klagte 
über Schwierigkeiten beim Straßentransport, sah sich zu geringerer Produktion 
gezwungen wegen der Stromeinschränkungen. Bei Hütten, Koks und Kohle ging es 
vorwärts, bildete der Arbeitskräftemangel weiterhin den entscheidenden Engpaß,32 
kurz unterbrochen von Beschädigungen der Übertageanlagen der Gruben infolge 
kräftigen Frostes und gewisser Transportprobleme.33 
Im Frühjahr 1947 setzte sich der kurz verlangsamte Aufwärtstrend fort, dank der 
Lebensmitteleinfuhren aus Frankreich.34 Noch stärker wurde nun der Engpaß bei 
den Arbeitskräften empfunden. "C'est la le probleme crucial et insoluble dont la 
resolution pese actuellement sur l'economie sarroise, et l'examen de la situation ne 
permet pas de prevoir une prochaine amelioration. '" La siderurgie ne peut developper 
le programme qui lui est impose, les effectifs necessaires ne pouvant lui etre 
accordes sans porter prejudice al'industrie du batiment et ases industries annexes. 
L'industrie de transformation de l'acier et l'industrie mecanique presentent sans 
cesse des demandes d'ouvriers. Jusqu'a present toutes ces entreprises s'etaient 
occupees de la remise en etat de leurs ateliers avec une main-d'oeuvre reduite et 
comportant peu de specialistes. Cette periode de mise au point etant dose, ils ne 
28 Die Saar. Städtebau 1946, Saarbrücken 1947, S. 13f. 
29 Mai-Juli 1946, Rapport detaille du Gouvernement Militaire de la SaITe, LASB, HandeIs­
amt 8. 
30 September 1946, Rapport mensuel du Gouvernement militaire de la Sarre, LASB, HandeIs­
amt 3, 
31 August-Oktober 1946, Rapport detaille du Gouvernement Militaire de la Sarre, LASB, 
Handelsamt 9. 
32 November 1946, Rapport mensuel du Gouvernement Militaire de la SaITe, LASB, HandeIs­
amt 4; Dezember, Rapport mensuel du Gouvernement Militaire de la Saare, ebd.; November 1946­
Januar 1947, Rapport detaille du Gouvernement Militaire de la Sarre, ebd. 9; 31.12.1946, Krafft, La 
SaITe, Etude financiere, AOFAA, Dossiers Debre, 3C. 
33 14.2.1947, Proces-verbal, Conseil d'Administration de Surveillance, Saargruben AG, AO­
FAA, Division production industrielle, C 549, P 7. 
34 Februar-April 1947, Rapport detaille du Gouvernement Militaire de la Sarre, LASB, HandeIs­
amt 10. 
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peuvent demarrer, faute de personnel qualifie."35 "Le developpement trop rapide de
 
l'economie sarroise est freine par le manque de main-d'oeuvre."36 Nur bei den
 
Gruben traten annähernd normale Verhältnisse ein. Dort verhinderte seit Sommer
 
1947 der Transportengpaß eine höhere Produktion.3? Neben dem Arbeitskräftepro­
blem, der geringen Produktivität, der hohen Absentismusrate, teilweise bis zu 30
 
Prozent,38 war es vor allem die Unsicherheit bei der Rohstoffversorgung, welche
 
.- die··Wirtschaftbelastete.39 
Schauen wir noch einmal die Diagramme der Industrieproduktion für die Saar Die Gründe des 
an, so wird manches erklärlich: der stetige Aufstieg der Roheisenproduktion, getra- ungleichmäßi­
gen Wachstums gen von einer ausreichenden Rohstoffversorgung und einer genügenden Zahl von
 
Arbeitskräften; der Aufschwung der Gruben, seit Frühjahr 1947 in einer Wellenbe­
wegung, Folge der Transportprobleme; die Kurve der Glaserzeugung, die besonders
 
auf Zulieferungen angewiesen war, und immer dann produzierte, wenn genügend
 
Hilfsmittel zur Verfügung standen: "Depuis la reprise de son activite, la verrerie de
 
Saint-Ingbert a marche sans arretjusqu'en octobre 1947, en reduisant ou en aug­
mentant simplement la production suivant les disponibilites en matieres premie­
res."40
 
Was behinderte die Saarwirtschaft an erster Stelle: Der Arbeitskräfteengpaß, die
 
geringe Produktivität. Zwangslieferungen an Frankreich begrenzten zeitweise einen
 
stärkeren Aufschwung. Wir müssen daraufnoch genauer eingehen. Der Transporteng­
paß setzte erst 1947 ein, verhinderte nicht die deutlich höhere Kohlengewinnung im
 
Vergleich zur Ruhr.
 
35 Februar 1947, Rapport mensuel du Gouvernement Militaire de la SaITe, LASB, Handels­
amt 5. 
36 Juni 1947, Rapport detaille du Gouvernement Militaire de la Sarre, LASB, Handelsamt 6. 
37 16.7.1947,106. Sitzung derVerwaltungskommission, LASB, Verwaltungskommission 29; 
August-Oktober 1947, Rapport detaille du Gouvernement Militaire de la Sarre, LASB, Handelsamt 
11; 28.9.1947, Laffon, Telegramm an Grandval, AOFAA, GFCC, Delegation economique et finan­
eiere, C 3269, P 3, 224c; 17.6.1947, Rapport mensuel de la Division de la production industrielle, 
AOFAA, Division de la production industrielle, C 530, Doc 2; Monatsberichte der Saargruben AG 
für Juli und August 1947, ebd.; 15.12.1947, Proces-verbal, Conseil de Surveillance de l'Admini­
stration Sequestre, Saargruben AG, ebd., Administration Sequestre, Mines de la SaITe, C 549, P 7. 
38 19.6.1947, Commission du plan de la Sarre, Reunion, AOFAA, Dossiers Debre IB. 
39 Juni 1947, Rapport mensuel du Gouvernement Militaire de la Sarre, LASB, Handelsamt 6. 
40 Presidence du Conseil (Hrsg.), Trois ans de presence franlfaise, S. 47. 
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Die Motive des 
französischen 
Engagements 
und die Folgen 
3. Erfolgreiche Steuerung des Wirtschaftskreislaufes 
a. Bewirtschaftung mit klaren Zielen 
(1) Saarkohle für Frankreich 
Im September 1947 berichtete das Svenska Dagbladet von der günstigen Wirt­
schaftsentwicklung der Saar-·und erklärte den SachverhaIt danut, daB dIe Besat­
zungsmacht ihren Interessen gefolgt sei. 1 Wenn es einer knappen Deutung bedurfte, 
dann war das von der schwedischen Zeitung vorgebrachte Argument aussagekräf­
tig. Frankreich wußte, was es an der Saar wollte, von Anfang an: "L'interet (exige) 
de toute evidence une reprise economique aussi rapide que possible de la Sarre", 
begründete General Collignon im Juni 1945 seine Bemühungen, die saarländische 
Wirtschaft mit Hilfe französischer Rohstoffe in Gang zu setzen, "tout au moins en 
ce qui concerne les branches destinees avenir en aide ala France."2 Die franzö­
sische Öffentlichkeit erwartete von der Saar Hilfe und Unterstützung für die eigene 
Wirtschaft, eine Industriebrache hätte dem Anliegen entgegengestanden. Deshalb 
war zu beweisen, daß die Saar aus eigenen Mitteln leben konnte und daß sie Kohle 
im Überschuß schürfte. Auch die Saarländer und die Alliierten wollten überzeugt 
werden. Paris stand auf dem Prüfstand, mußte nachweisen, daß es zu einer besonde­
ren Aufbauleistung fähig war.3 
Die Saardirektive - von ihr war schon oft die Rede - definierte das französische 
Bestreben knapp und eindeutig: "Le charbon sarrois est au premier plan de nos 
preoccupations.... L'attention du Gouvernement Militaire se portera, en second 
lieu, sur les branches d'industrie necessaires a la reconstruction: ceramique et 
verrerie, industrie du bois. La siderurgie, pourtant si importante puisqu'elle fait 
vivre normalement 25% de la population, passera provisoirement a l' arriere-plan, 
car elle absorberait un charbon et un coke dont notre pays ne saurait etre actuel­
lement prive."4 Die Aufgabe lautete, Kohle zu produzieren, Kohle und wiederum 
Kohle, Glas und Keramik für den Wiederaufbau bereitzustellen. Die Hüttenindu­
strie sollte hintanstehen, weil sie Koks und Brennstoffe verbrauchte, welche in 
Frankreich dringend benötigt wurden, und weil Paris die saarländische Konkurrenz 
fürchtete. Marcel Paul, der kommunistische Industrieminister, erinnerte Grandval, 
die deutschen Kohlenlieferungen ließen sich steigern, wenn die dortige Industrie 
weniger schnell in Gang komme.5 Doch ganz so einfach war die Sachlage nicht. 
Grandval entgegnete, die Kohlenzuteilung obliege dem Kontrollrat. Zwischen der 
Industrieproduktion und dem Kohlenexport bestehe kein direkter Zusammenhang, 
mehr noch, indem die für Deutschland reservierte Kohle für die Verbesserung der 
Grubenausrüstung genutzt werde, diene sie den französischen Zielen. Die Formel 
lautete zusammengefaßt: ohne Hüttenindustrie keine Produkte der elektro-mecha­
1 10.9.1947, SvenskaDagbladet. 
2 30.6.1946, Brigadegeneral Collignon, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 10. 
3 Presidence du Conseil (Hrsg.), Trois ans de presence franc;aise, S. 36. 
4 25.8.1945, Directives particulieres concernant la SaITe, AOFAA, SGAAA, P 60, V 1612. 
5 1.2.1946, Paul an Grandval, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 116. 
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nischen Industrie und ohne deren Erzeugnisse keine Möglichkeit, die Produktivität 
der Gruben zu steigern.6 Die Wirtschaftskreisläufe konnte man nicht einfach tren­
nen. Das wußten die Verantwortlichen vor Ort und ließen sich das Heft nicht aus der 
Hand nehmen. 
Der politisch nachteilige Vorrang der zonalen Besatzungsverwaltung gegenüber 
der Pariser Zentrale machte ökonomisch durchaus Sinn. Hier war man genauer über 
-'die-lokalen Gegebenheiten informiert als in der Metropole, wußte, was wirklich not 
tat, besaß die besseren Argumente.? Dabei ging es gar nicht darum, anderes als eine 
gesteigerte Kohlenförderung anzustreben. Sie sollte helfen, die Wirtschaft der Zone 
in Schwung zu bringen, Frankreich beim Wiederaufbau unterstützen. Es ging um 
inhärente Zwänge, um die Logik des Wirtschaftens, um die Abwehr willkürlicher 
Auflagen. 
Wie sehr an der Saar der Eindruck verbreitet war, daß es wieder aufwärts gehe, 
daß die Saar anderes darstelle als eine billige Ausbeutungskolonie, bewiesen die 
Industrieansiedlungen. Die Verlagerung von Produktionszweigen der Firma Bosch 
resultierte aus französischem Drängen, aber es gab auch andere Neuanfänge, Unter­
nehmen, die freiwillig kamen: eine Lampenfabrik, ein Werk für Grubenausrüstung, 
mehrere metallverarbeitende Gesellschaften.8 Manche Betriebe siedelten sich an, 
um den saarländischen Markt nicht zu verlieren oder um drohenden Demontagen zu 
entgehen.9 Ihr Handikap war, daß sie auf einen leergefegten Arbeitsmarkt trafen, 
nur wenige der notwendigen Fachkräfte vorfanden, daß Baukapazitäten fehlten, es 
keine Unterbringungsmöglichkeit in vorhandenen Gebäuden gab oder Engpässe bei 
der Zulieferung mit den notwendigen Maschinen die Niederlassung behinderten. 
Ohne die Deutschen war erfolgreiches Wirtschaften kaum möglich. Gesundung 
und Besserung mußte man ihnen in Aussicht stellen, Zukunftsperspektiven eröff­
nen. Davon gab es an der Saar mehr als sonstwo in Deutschland. 
(2) Wiederaufbau der Infrastruktur und direkte Kontrolle (1945/46) 
Die Militärregierung unterstellte im Sommer 1945 die gesamte Wirtschaft ihrer 
Verantwortung. Die deutsche Verwaltung war damals vollkommen zusammen­
gebrochen, lag zerstreut in Neustadt und Kaiserslautern. 10 Alle wichtigen Güter und 
Lagerbestände wurden blockiert. Französische Stellen begannen mit einer exakten 
Bestandsaufnahme, legten Bedarfspläne vor. 11 "Wir übernehmen mehr politische 
6 10.2.1946, Grandval an Paul, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 116; Gilbert Grandval, Les 
realisations franc;aises dans la SaITe, Conference de presse de M. le Colonel Grandval, in: Notes 
documentaires et etudes, N 762. 
7 7.10.1946, Gouvernement Militaire de la SaITe, Direction Economie et Finances, Remise 11 
feu de hauts-fourneaux en SaITe, AOFAA, Cabinet Koenig, C 114 ECO I.A.3. 
8 21.1.1947, Bodry, Note relative 11 la creation et au transfert d'entreprises industrielles en 
SaITe, AOFAA, Cabinet Koenig, C 114 ECO I.A.3. 
9 H. Thaden, Der industrielle Wiederaufbau, S. 184f.; F. Blumenauer, Absatzfragen, S. 43; 
27.9.1946, Wirtschaftszeitung (Stuttgart). 
10 Nachrichtendienst der Handelskammer zu Saarbrücken, Ende August 1945; ebd., Anfang 
Oktober 1945; Mai 1946, o.V., Note de presse sur la situation generale en Sarre, Cabinet Koenig, Pol 
III, K15. 
ll Presidence du Conseil (Hrsg.), Trois ans de presence franc;aise, S. 36. 
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eine bessere 
Zukunft 
Mehr politische 
Verantwortung 
als vorgesehen 
~~ 
, 
12 
Verantwortung als wir eigentlich wollen", beklagte Generaladministrator Laffon. 
Doch gab es eine Alternative? Versuche, deutsche Stellen in die Wirtschaftsve.~al-
tung einzuschalten, bewiesen, daß die Durchsetzungskraft der .deutschen.Behorden 
keineswegs ausreichteP Nur rigorose Zwangsmaßnah~en sIcherte? dIe ~ersor-
gung der Bevölkerung, garantierten die gere~hte VerteIlung d~r MIttel zWISC~e? 
den Provinzen und ermöglichten den AusgleIch der ZahlungsbIla?z ~es. f~anzosl-
schen Besatzungsgebietstt'Otz-Hflgenügender KolHenwteilling lind dlsk:rlHlinleren~rI4 
Preisgestaltung. Andererseits gab es zur Einschaltung der Deutschen kaum eme 
Alternative. 
In Saarbrücken entwickelte die neuerlich tagend~ Indu.strie- u?d Han~elska~er 
ein Aufbauprogramm: Der Kohlenbergbau und seme HIlfsbetrIebe mußt~n gefor­
dert werden, die Infrastruktur sei vordringlich wiederherzustellen. Zur SIcherung 
der außerdem benötigten Roh- und Hilfsstoffe sei ein beschränk~es Anlaufe? der 
Hüttenindustrie und die Wiederherstellung der geschäftlichen BezIehungen nut den 
Nachbargebieten erforderlich. Das Programm entsprach dem, wa~ die ~ilitär-I5 
regierung anordnete: Die Kohlenförderung, die bei 244.678 t 1m JUnI 1945 
darniedergelegen hatte, kletterte bis Dezember auf 509.021 t. 20 Prozen~ der zer­
störten Gleisanlagen und 34 Prozent der Weicheneinheiten wurden wlederher­
gestellt. 16 Das Stromnetz, das infolge des Krieges. erhebli.ch gelitten ?atte, ~~nnte 
Ende des Jahres vor allem die Kleinverbraucher wIeder nut Strom belIefern. 
(3) Konzentration und indirekte Wirtschaftslenkung (1946/47) 
Positive An­	Die ersten Monate brachten kaum mehr als ein Provisorium. Vieles verstand sich 
reize	 von selbst wie die Reparaturarbeiten bei Strom, Gas, Wasser, und dem Verkehrs­
system. Die Einschaltung der Handelskammer erfolgte mangels besserer Alterna­
tiven. Lange konnte es so nicht weitergehen. Die Militärregierung fand kaum Zeit 
zum Atmen, weil sie jede Kleinigkeit selbst regelte. An die Stelle der Blockaden 
mußte ein System gezielter Verteilung treten, begrenzt auf wenige Leitprodukte. I8 
Die Gewerkschaften monierten, daß die ehemals leitenden Männer aus Verwaltung 
und Wirtschaft wieder das Sagen hätten und in ständigem Kontakt mit den Besat­
zungsbehörden stünden. I9 Die Parteien griffen die Kritik auf, verlangten eine 
Demokratisierung der Wirtschaftsverwaltung.2o 
12 17.9.1945, Laffon an Koenig, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol mAl.
 
13 2.5.1946, Division production industrielle, Rapport mensuel, AOFAA, C 430 Doc 2.
 
14 4.1.1947, Filippi, Fiche pour M. le GCFA, Commentaire re1atif au projet d'instruction du
 
GCFA au sujet de la politique preferentielle de la ZFO en faveur de la France, AOFAA, ECOI-A-2a; 
20.01.1948, Koenig an Schneiter, Evolution de la situation economique en ZFO, ebd., C 15, P 7, 
AEF53. 
15 Gilbert Grandval, Les realisations fran"aises; F. Schlachter, Saarwirtschaft, S. 15. 
16 Pressedienst der Eisenbahnen des Saarlandes (Hrsg.), Die Eisenbahnen des Saarlandes, 
S.	 16f. 
17 Nachrichtendienst der Handelskammer zu Saarbrücken, Nr. 5, Mitte November 1945, S. 19ff. 
18 November 1949, Rapport mensuel, Division production industrielle, C 430 Doc 2. 
19 23.9.1945, Peter Zimmer, Zur Gewerkschaftsfrage im Saargebiet, MAE Nantes, SaITe, HC 
Cabinet 137.
 
20 31.10.1945, NSZ.
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Die Militärregierung reagierte, zog sich aus weiten Teilen zurück, konzentrierte 
ihre Aufmerksamkeit auf die Kohle und die damit in Zusammenhang stehenden 
Wirtschaftszweige: Koksproduktion, Gas- und Stromerzeugung, Hüttenindustrie 
und Eisenverarbeitung. Bewirtschaftung an der Saar meinte nicht Mangelvertei­
lung, sondern bedeutete Realisierung eines Aufbauprogramms. Während die eng­
lische Besatzungsverwaltung die Kontrolle betonte, erst im Frühjahr 1947 die 
--FÖrderung der Produktionsentwicklung in den Mittelpunkt stellte,21 während dort 
infolge zentraler Planung und ungenügender Prüfung vor Ort ein immer größerer 
Teil des Warenumlaufs die offiziellen Distributionskanäle umging,22 entstand an
 
der Saar ein System, das im Rahmen ungleichgewichtigen Wachstums direkte
 
französische Unternehmertätigkeit in ausgewählten Produktionsbereichen mit
 
indirekter Kontrolle anderer Wirtschaftszweige verband.
 
Basis dieses Systems waren die sogenannten Dreiervertretungen. Sie führten
 
Dreiervertre­Unternehmer Techniker und Arbeiter eines Wirtschaftsbereichs zusammen. Damit 
tungen
sollte Vorwü~fen begegnet werden, die nationalsozialistischen Fachgruppen wür­
den wieder eingerichtet. Es ging um politische Legitimation, um demokratische
 
Kontrolle in monatlichen Vollversammlungen, um Mitarbeit aller am Produk­
tionsprozeß beteiligten Gruppen. Eine schwerfällige Bürokratie sollte vermieden,
 
die Dominanz der Großbetriebe gebrochen werden.23 Dem Ziel ungleichgewichtigen
 
Wachstums, das die Militärregierung verkörperte, standen die Dreierausschüsse als
 
Ausgleichsorgane der Mangelverteilung gegenüber. Ihre Aufgabe bestand darin,
 
die Besatzungsverwaltung politisch und organisatorisch zu entlasten. Alle wichtige
 
Geschäftskorrespondenz mit Verwaltungsorganen war über die Dreierausschüsse
 
abzuwickeln. Sie übernahmen die Unterverteilung der Globalzuweisungen an Roh­

und Hilfsstoffen,24 sie besaßen die Verantwortung für die Industrieberichterstattung,
 
waren in die Entnazifizierung eingeschaltet, sollten die Eigeninitiative fördern. 25
 
Die ersten Wahlen zur Bildung von Dreiervertretungen erfolgten im Februar
 
1946. Bis Mai waren die letzten Organisationsbemühungen, die nun auch den
 
Handel urnfaßten, abgeschlossen. Die offizielle Verfügung vom 4. September 1946
 
schuf nichts Neues, bestätigte nur, was zuvor geschaffen worden war.26
 
Nicht in allem entsprach die Praxis den Vorgaben. 27 Noch immer wurde die
 
Militärregierung unmittelbar kontaktiert, die Verteilung der Waren und Materialien
 
21 F. Pingel, Der aufhaltsame Aufschwung.
 
22 Otmar Emminger, Wirtschaftsplanung in der Bizone, in: Deutsches Institut für Wirtschafts­

forschung (Hrsg.), Wirtschaftsprobleme der Besatzungszonen, Berlin 1948, S. 146f.
 
23 Presidence du Conseil (Hrsg.), Trois ans de presence fran"aise; Reconstruction economique
 
de la SaITe, Septembre 1945-Decembre 1947, S. 43ff., 5lf.; o.D., o.V., Les Associations Professio­

nelles Mixtes, AOFAA, Dossiers Debre, 2b.
 
24 Ende Juni 1946, Nachrichtendienst der Handelskammer zu Saarbrücken; ebd., Mitte Sep­

tember 1946.
 
25 O.D., o.V., Les Associations Professionnelles Mixtes, AOFAA, Dossier Debre 2; 9.4.1947,
 
Grandval an Coignard, Documentation sur les APMs, AOFAA, Division de ['economie et des
 
finances, C 530, Doc 14.
 
26 9.2.1946, NSZ; 9.3.1946, NSZ; 28.3.1946, NSZ; Reconstruction economique, S. 53ff.
 
27 LASB, Regierungspräsidium 140, 141; AOFAA, Division de la production industrielle, C
 
530, Doc 14. 
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blieb unbefriedigend, von persönlichem Interesse diktiert. Die Statistiken waren 
mehr als mangelhaft. Die Gewerkschaftsvertreter besaßen nur geringes Interesse an 
einer aktiven Mitarbeit oder fühlten sich überfordert. Die Unternehmer beklagten 
den bürokratischen Apparat und die hohen Kosten, und daß sie ihre Standes­
interessen nicht wirksam zur Geltung bringen konnten.28 
Pierre Bindschedler, .. der Leiter der Wirtschaftsabteilung des Gouvernement 
Militaire, wollte das SystemUgleichwohl ausbauen, um die Saarwirtschaft vor 
29Eingriffen der zu konstituierenden saarländischen Regierung zu schützen. Doch 
Georges Thedrel, Sequesterverwalter in Völklingen, ebenso wie Paris und Baden­
Baden erhoben Einwände, fürchteten, daß ein saarländisches Wirtschaftsparlament 
wirksame Opposition entfalten werde.3D Das Wirtschaftsministerium bewertete die 
saarländische Regelung zutreffend als Form des Korporatismus und lehnte sie aus 
diesem Grunde ab.3! So scheiterte eine Fortsetzung des sozialen Experiments an 
den Realitäten des Bewirtschaftungssystems - und an französischem Widerstand. 
Statt der Dreierausschüsse sollte entsprechend französischem Vorbild eine Han­
delskammer zwischen Wirtschaft und Staat vermitteln. Dabei war von vornherein 
sichergestellt, daß manche Sektionen unter französischem Einfluß standen. 
b. Die disponiblen Faktoren: Arbeit und Zwischenproduktversorgung 
(1) Durch angemessene Arbeitsmarktpolitik zu höherer Produktion 
Ungenügende und schlechte Arbeit 
Arbeitskräfte­ Aus großer Höhe haben wir bisher die Saarwirtschaft betrachtet, Einzelheiten 
mangel beiseite gelassen, eher die zeitliche Veränderung betont. Jetzt wollen wir die 
Wirtschaftsbereiche im einzelnen prüfen. Arbeitsmarkt und Außenhandel sollen 
daraufhin untersucht werden, wieweit sie das höhere Produktionsniveau der Saar 
erklären können. Anschließend werden die schwerindustriellen Kernzonen betrach­
tet, Gruben und Stahlhütten, für die jeweils unterschiedliche politische Vorgaben 
existierten. 
Im Oktober 1947 fehlten mehr als 50.000 Arbeitskräfte verglichen mit der 
Vorkriegszeit.32 Gleichzeitig war der Beschäftigungsstand hoch: 481 von 1.000 
28 26.10.1946, Hoffmann an Grandval, PA Grandval 6L; 26.10.1946, Ergebnis der Land­
ratsbesprechung, LASB, Verwaltungskommission, 29; 29.1.1947, 50. Sitzung der Verwaltungs­
kommission, LASB, ebd.; 28.8.1946, Rundschreiben Nr. 49-50, Division de la production indu­
strielle, Caisse 530, Doc 14; 26.11.1947, Sitzung der Dreierkommission Bauindustrie, LASB, 
Verwaltungskommission 111. 
29 27.3.1947, Rundschreiben Nr. 109, LASB, Verwaltungskommission 200. 
30 27.5.1947, Thedrel, Note succincte sur l'organisation de la profession et sur la direction de 
l'economie de la Sarre, AOFAA, Dossiers Debre, 517; 9.6.1947, Debre an Grandval, MAEZEurope 
1944-1949, Sarre 13; 2.7.1947, Laffon an Grandval, AOFAA, CabinetKoenig, Pollll, K3; 5.7.1947, 
Debre, Instructions transmises 11 M. Christian Carin, ebd., Dossiers Dobler, lere Serie, 158/Ll20; 
22.7.1947, Laffon an Grandval, AOFAA, Cabinet Koenig, Pollll, K3. 
31 20.7.1947, Andre Philip an Bidault, AOFAA, Dossiers Debre, 6/13. 
32 Department of State, Division of Research for Europe, Office of Intelligence Research, 
Economic Survey ofthe Saar, S. 7. 
Männern übten im September 1946 eine Berufstätigkeit aus, in der Pfalz waren es 
357 und in Sachsen 323.33 Gewiß, die Lage besserte sich jeden Tag, weil die 
Menschen aus der Evakuierung zurückkamen oder aus der Kriegsgefangenschaft 
entlassen wurden. Der Wanderungsgewinn betrug 1946 47.250 Personen, 1947 
26.740 verglichen mit 18.894 Personen 1948 und 10.020 Personen 1949.34 112.000 
Saarländer erlebten das Kriegsende in Gefangenschaft, im November 1947 waren 
--es noc"h 15.000.35 23.000 Männer waren vermutlich gestorben und 14.000 erlitten so 
schwere Verletzungen, daß sie in den Produktionsprozeß kaum mehr integriert 
werden konnten.36 Betroffen waren die leistungsfähigen Jahrgänge im Alter zwi­
schen 17 und 40 Jahre.37 Das Durchschnittsalter der Beschäftigten stieg beim 
Hüttenwerk in Völklingen gegenüber der Vorkriegszeit von 33 auf 39 Jahre, bei den 
Gruben sogar von 33 auf 43 Jahre.38 
Altersgliederung der Saarbevölkerung
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Lange litt die Saarwirtschaft unter den strukturellen Verwerfungen des Bevölke­
rungsaufbaus. Wenn trotz allem die Produktion 1948/49 weiter anstieg, ohne we­
sentlichen Zufluß neuer Arbeitskräfte wie 1945-1947, müssen andere Faktoren 
Leistungskraft und Produktivität der Wirtschaft in den unmittelbaren Nachkriegs­
jahren behindert haben. 
33 O.D. (Oktober 1946), o.V., Die Lage auf dem Arbeitsmarkt richtig gesehen, LASB, Verwal­
tungskommission 158. 
34 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1950, S. 2lf. 
35 Presidence du Conseil (Hrsg.), Trois ans de presence frant;aise, S. 23. 
36 Wohnbevölkerung und beschäftigte Arbeitnehmer, Mitteilungsblatt des Landesarbeitsamtes 
Saarbrücken, LASB, Regierungspräsidium 75. 
37 Dr. Köster, Die Bevölkerungsentwicklung, S. 19ff. 
38 31.12.1946, Krafft, La Sarre, Etude financiere, AOFAA, Dossiers Debre 3C. 
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Verantwortlich waren die Zerstörungen, die Materialabnutzung, die niedrige 
Arbeitsmoral: "Bei vielen Arbeitern und oft gerade bei den jüngeren, herrscht eine 
gewisse Arbeitsunlust. Es ist bei diesen schwierig, sich nach den langen Kriegs­
jahren wieder in normale Verhältnisse zurückzufinden. Eine geordnete Arbeit bei 
geringer Ernährung gefallt diesem Arbeiter .. nicht,"39 hieß es in einem Lagebericht 
travail, ni dans les questions d'ordre general concernant la politique ou la vie 
syndicale. - En Novembre - du fait de la remise en marche des hauts-fourneaux _ il 
s'est produit un choc favorable qui s'est traduit par un accroissement de l'ardeur au I tmvail, et pac une mneliomtion certaine du <endement."" Vo< allem de, Nahrungs­
(mangel prägte den Lebensstil der Menschen, machte sie noch müder als sie durch i den übe~lasl~ten Alltag bereit, waren. Dos SrnÜstische Amt de' Militärregierung 
müßte em VIertel aller Lochkarten neu anfertIgen. Als Ursache ermittelte es die 
ungenügende Lebensmittelversorgung, "diminuant les qualites necessaires a ce 
I genre de travail, que sont l'attention soutenue et la vitesse".42 Nicht anders bei den 
Gruben: Dort bemerkten die Verantwortlichen, wie die Arbeiter zu flexiblem Rea­
gieren, zum Meistern von Schwierigkeiten unfähig wurden. In der zweiten Schicht­
hälfte nahm die Leistungsfahigkeit der Kumpel deutlich ab, trotz höherer Rations­
sätze als die übrige Bevölkerung.43 
Die Menschen waren erschöpft, auf der Ausschau nach zusätzlicher Versorgung. 
Offizielle Berufstätigkeit wurde vielfach nur ungenügend honoriert. 15.000 illegale 
Arbeitsverhältnisse soll es an der Saar gegeben haben. "Il apparait que ... environ 
15.000 individus s'adonnent aune activite clandestine, en renon~ant a leur carte 
d' alimentation ou en I' obtenant illegalement."44 Jene, die einer ordentlichen Arbeit 
nachkamen, paßten ihren Arbeitsstil den Erfordernissen einer sicheren Nahrungs­
mittelversorgung an. In Erntezeiten fehlten ganze Belegschaftsgruppen, wie über­
haupt der heimische Garten einen Gutteil der Leistungskraft absorbierte. Formelle 
Kontrolle konnte die Anwesenheit der Arbeitnehmer gewährleisten, deren Arbeits­
eifer konnte sie nicht garantieren. Positive Leistungsanreize hätten kalkulierbarer 
Rahmenbedingungen bedurft, wenn Verteilungskonflikte aufgrund differierender 
Voraussetzungen vermieden werden sollten. Eine sichere Rohstoffversorgung wäre 
notwendig gewesen, funktionierende Maschinen, ein Leistungs- und Aufsichtsper­
sonal, das seine Aufgaben wirklich erfüllte. Aber nicht nur, daß Führungskräfte 
wegen ihrer geringen Zahl dringend gesucht wurden, ihre Stellung war infolge der 
laufenden Entnazifizierung höchst prekär.45 
Die geringe Produktivität hatte viele Ursachen. Wie reagierte die französische Rückkehr der 
Besatzungsmacht? Als erstes verzichtete sie auf eine rasche Aufstockung der Kriegsgefange­
Arbeitskräftezahl, die möglich gewesen wäre, wenn die Saar Ostflüchtlinge aufge­ nen 
nommen hätte. Doch Frankreich lehnte deren Integration aufgrund politischer Über­
legungen ab.46 Der Versuch, deutsche Kriegsgefangene einzusetzen, schlug wegen 
der hohen Fluchtrate feh1. 47 Statt dessen wurden saarländische Kriegsgefangene für 
41 14.6.1946, Proces-verbal, Division production industrielle, C 550, Div 11. 
42 Reconstruction economique de la SaITe, S. 58. 
43 Juni 1946, Monatsbericht der Saargruben, AOFAA, Division production industrielle, C 549 
P7; 12.09.1946 Sitzung des Conseil de Surveillance de I'Administration sequestre, ebd. 
44 November 1945, Rapports du Gouvernement Militaire de la SaITe, AOFAA, Pol IlI, K2. 
45 Januar 1947, Rapport mensuel, AOFAA, Division de la production industrielle, C 549, P 7. 
46 November 1945, Direction des conventions administratives an Berthelot, MAE, Z Europe 
1944-1949, Sarre 46; 21.04.1947, Commission du plan de 1a Sarre, Sous-Commission 
,Main-d'oeuvre', AOFAA, Dossiers Debre, IB. 
47 Dezember 1945, Rapports du Gouvernement Militaire de la SaITe, AOFAA, Pol IlI, K2. 
des Landrates von Wadern. 
Noch wichtiger waren die 
mittelbaren Kriegsfolgen: Er­
schwerte Transportmöglich­
keiten, unregelmäßige Zulie­
ferung von Hilfsstoffen, feh­
lende Arbeitskleidung, die 
Dislokation der Arbeitskräf­
te, welche ungewohnten und 
mißachteten Tätigkeiten 
nachgehen mußten.40 Wenn 
nur die Erzeugung wieder in 
Gang kam, legte sich manche 
Apathie. Während einer Auf­
sichtsratssitzung erläuterte 
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Georges Thedrel, Sequesterverwalter für Völklingen, die Gefühlslage seiner Arbei­
ter: "D'Aofit a Novembre 1945 - apathie generale - aucune reaction, ni dans le 
39 27.7.1946, Lagebericht des Landrates Wadem, LASB, Regierungspräsidium 40. 
40 Von 7.922 "Handlangern" im Bausektor waren nach Schätzungen 1.000 diese Art der Arbeit 
gewohnt. Die Saar. Städtebau 1946, S. l3f. - In manchen Industriezweigen war fast jeder Zweite 
berufsfremd tätig. Vgl. Wohnbevölkerung und beschäftigte Arbeitnehmer, in: Mitteilungsblatt des 
Landesarbeitsamtes Saarbrücken, LASB, Regierungspräsidium 75. 
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die Arbeit in den Gruben freigestellt.48 Anfang 1947 entließ Frankreich die noch 
verbliebenen saarländischen Gefangenen, knapp 7.000,49 und erreichte, daß Eng­
land dem Beispiel folgte. Das waren im Oktober 1947 weitere 4.500 rasch verfügba­
re Arbeitskräfte.5o 
Erfolgreich war die französische Politik vor allem, weil sie die Arbeiter gezielt Lenkung der 
Arbeitskräfte in den Prioritätsbetrieben zuwies,51 den Gruben an erster Stelle, später auch den 
die produktiven Hütten und der Ausrtistungsindustrie, UnternehIrien, die welliger von den Onwag­
Wirtschaftsbe­ barkeiten der Rohstoffversorgung abhingen und deren Produktion sich durch ver­
reiche 
mehrten Arbeitseinsatz steigern ließ. Dabei verzichtete die französische Besatzungs­
macht weitgehend auf Zwang, der nur Widerstand und Arbeitsunlust vermehrt 
hätte. Statt dessen sahen sich die Arbeiter privilegiert, durch höheren Lohn,52 bei 
den Nahrungsmittelzuweisungen, bei der Textilversorgung. Das System funktio­
nierte beinahe zu gut, weil nun jeder in den Gruben arbeiten wollte, ob er nun 53geeignet war oder nicht, und weil die Benachteiligten heftig murrten. Zwischen 
den Unternehmen entwickelte sich ein Kampf um Arbeitskräfte, der nur zum Teil 
mit legalen Mitteln geführt wurde.54 Vor allem die Bauindustrie litt unter ihrer 
mangelnden Attraktivität.55 Da aber hier die Absentismusrate besonders hoch war, 
machte die Abwanderung der Arbeiter schon Sinn. 
Regelmäßige und bessere Nahrung 
Könnte es sein, daß die günstige Lebensmittelversorgung die höhere Produktion an Höhere Zutei­
lungen der Saar erklärt? Darauf deutet zumindest eine Übersicht der vorgesehenen Zutei­
lungen hin. Seit Januar 1946 lagen die geplanten Rationen 100 bis 200 Kalorien 
über den für die Restzone geltenden Sätzen.56 Zudem galt seit Februar 1947 eine 
48 28.8.1946, Richard, Dossier relatif a la question de la liberation des prisonniers de gueITe 
sarrois, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 24. 
49 Presidence du Conseil (Hrsg.), Trois ans de presence fran<;aise, S. 23. 
50 August - Oktober 1947, Rapport detaille du Gouvernement Militaire de la Sarre, LASB, 
Handelsamt 11. 
51 25.10.1945, Verordnung zur Verteilung der Arbeitskräfte für vordringliche Aufgaben des 
Wiederaufbaus im Saargebiet, Nachrichtendienst der Handelskammer zu Saarbrücken, Mitte Dezember 
1945; Presidence du Conseil (Hrsg.), Trois ans de presence fran<;aise, S. 55; F. Roy, Der saarländi­
sche Bergmann, S. 11. 
52 O.D., Salaires, Tablaux synoptiques des salaires horaires moyens des principales industries 
saIToises, AOFAA, Dossiers Debre 2B; Presidence du Conseil (Hrsg.), Trois ans de presence 
fran<;aise, S. 55. 
53 Mai-Juli 1947, Rapport detaille du Gouvernement Militaire de la Sarre, LASB, Handelsamt 
8; 22.10.1946, 10. Sitzung der Verwaltungskommission, LASB, Verwaltungskommission 29; Dezem­
ber 1946, Rapport mensuel, ebd., Handelsamt 4; 23.9.1947, Erhardt&Sehmer, Administration 
sequestre, Rapport au Conseil de surveillance, AOFAA, Division production industrielle, C 548 
Div6. 
54 Nachrichtendienst der Handelskammer zu Saarbrücken, Mitte Mai 1946, S. 28. 
55 August-Oktober 1946, Rapport detaille du Gouvernement Militaire de la SaITe, LASB, 
Handelsamt 9. 
56 Zahlenangaben für Grafik "Norrnalrationen, Saar-ZFO": Gouvernement Militaire de la Zone 
Fran<;aise d'Occupation en Allemagne, Direction Generale de I'Economie et des Finances, Bulletin 
Statistique, Nr. 1 (September 1946) - 5 (Januar 1948). 
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Regelung, wonach die Saar allmählich an das französische Zuteilungsniveau heran­
geführt werden sollteY 
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57 Februar 1947, Rapport mensuel du Gouvernement Militaire de la SaITe, LASB, Handelsamt 
5; 1.3.1947, Debre an M. le Haut Commissaire a la Distribution, AOFAA, Dossiers Dobler, lere 
Serie 158/1./22; 17.3.1947, Grandval an Laffon, AOFAA, Dossiers Debre 6/11; 11.6.1947, Reunion 
au siege du Haut Commissariat a la Distribution, ebd. 19; 15.9.1947, Debre an Grandval, AOFAA, 
Cabinet Koenig, Pol III, Kl. 
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27,3 Prozent der Bevölkerung besaßen Anspruch auf Zusatzmarken, in Baden 
waren es 21,2%, in der Pfalz 18,3%, in Württemberg 17,7% und im Rheinland 
lediglich 14,8%. Vor allem die Bergarbeiter erhielten höhere Rationen: Brot, Zuk­
ker, Fleisch und Fett.58 
Schauen wir uns die realen Zuteilungen an, so wird deutlich, wie verzweifelt die 
Versorgungslage bis Ende 1947 trotz allem blieb.59 In Frankreich konnten die 
~N. 
. Konsumenten, ergänzend zu den offiziellen Zuweisungen, bestimmte Lebensmittel 
1.'H im freien Verkauf erwerben, auch der Schwarze Markt spielte eine wichtige Rolle 
t,H für die Versorgung.60 An der Saar definierten die offiziellen Zuteilungen die verfüg­,­ baren Mengen. 7.". 
,.SDrJ Mehr als irgendeine andere Provinz der Französischen Besatzungszone war die 
,.... Saar auf Lebensmittelimporte angewiesen. Die verantwortlichen Politiker zögerten 
,M' nicht mit Aussagen, wonach die Versorgung gerade 50 Tage ausreiche.61 Gewiß, 
,... 
,_ die Selbstversorgung milderte einiges. 100.000 Gärten gab es und 27.000 Kleinstel­,,..
Ien.62 Viele Erzeugnisse wurden den Bewirtschaftungsstellen gar nicht gemeldet.63 
Dennoch blieb die Ernte hinter dem Notwendigen zurück, weil Dünger mangelte, 
... 
Saatgut fehlte, Kälte und Hitze die schwachen Früchte beschädigten.64 Gilbert 
'" 
... 58 Einzelheiten zu den Rationssätzen und jeweiligen Anteilen der Empfangergruppen: Gouver­
so~ nement Militaire de la Zone Franyaise d' Occupation en Allernagne, Direction Generale de I 'Economie 
et des Finances, Bulletin Statistique, Nr. 1 (September 1946) - 5 (Januar 1948). Dort auch die 
Zahlengrundlage für die Grafik: "Kalorienzuteilung an Grubenarbeiter und Nonnalverbraucher". 
59 Grafik: "Variations des rations caloriques d'octobre 1945 aJanvier 1948", Reproduktion 
aus: Presidence du Conseil (Hrsg.), Trois ans de presence franyaise, S. 60f. 
60 13.02.1946, Temoignages et interrogatoires. La Sarre, sa situation ethnique, materielle et 
morale, AOFAA, Administrateur General Laffon, C3, P 5. 
61 14.11.1945, Peter Zimmer, Nahrungssorgen an der Saar, NSZ. Vgl. auch: O.D., o.V., o. 
Bezeichnung, PA Grandval 18; Georg Weber, Grundzüge der saarländischen Wirtschaftsstruktur 
unter Berücksichtigung der Entwicklung seit 1947, (Diplomarbeit ms.), Saarbrücken 1955, S. 52. 
62 Department of State, Division of Research for Europe, Office of Intelligence Research, 
Economic Survey ofthe Saar, S. 88. 
63 Vgl. hierzu den Schriftverkehr des Gouvernement Militaire mit der Verwaltungskommissi­
on, LASB, Verwaltungskommission 54; ergänzend ebd. 51 und 60; 31.7.1947, Statistisches Amt des 
Saarlandes, Bericht über die Landwirtschaftsstatistik, ebd. 242. Vgl. weiterhin die Monatsberichte 
der Militärregierung, ebd., Handelsamt. "With the potatoe crop in 1946-47 estimated at only 33 
percent of the prewar output, as compared with 57% and 69% for the French Zone and the Bizone, 
respectively, there was undoubtedly substantial quantities which were never reported but were either 
sold in the black market or fed to pigs." Department of State, Division ofResearch for Europe, Office 
of Intelligence Research, Economic Survey of the Saar, S. 95. 
64 Vgl. die laufende Berichterstattung in den Rapports mensuels sowie: Haut-Commissariat de 
la Republique Franyaise en Sarre, L'agriculture en Sarre, Saarbrücken 1948, S. 55ff; Statistischer 
Jahresbericht der Stadt Saarbrücken für die Jahre 1939 bis 1947, Saarbrücken 1948, S. 9f. 
Die Ursachen der Ernährungskrise der Jahre 1945-1947 weisen weit über die Saar hinaus. Sie 
waren das Ergebnis globaler Strukturveränderungen, ausgelöst durch den Zweiten Weltkrieg. Nur 
die USA und Kanada konnten zwischen 1939 und 1945 ihre Produktion steigern. Andere überseei­
sche Länder, welche traditionell den europäischen Markt belieferten, schränkten die Erzeugung ein, 
da sie infolge mangelnden Schiffsraums die Ernte nicht absetzen konnten. In Europa selbst machten 
sich die Kriegsfolgen direkt bemerkbar: das Fehlen von Dünger, die Überausbeutung der Böden, 
Raub von Schlacht- und Zugvieh, der Rückzug der Landwirtschaft aus der Marktproduktion. Nach 
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VARIATIONS DES RATIONS CAlORIQUES D'OCTOBRE 194.5 A JANV'ER 1948 
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Grandval erwartete, daß die körperlichen Anstrengungen der Grubenarbeiter auf 
dem heimischen Acker die Nahrungsbilanz bestenfalls um 150 bis 200 Kalorien 
erhöhten.65 
Trotz aller Bemühungen, die die Zone Anfang 1946 zugunsten der Saar unter­
nahm, erwartete Baden-Baden keine wesentliche Besserstellung: "Ces attributions 
preferentielles aux Sarrois grevent le budget alimentaire de la zone qui est tres 
deficitaire. Or, elles n; aboüi1sse"irt-pas en fmt, aassurer au pays sarrOlS, presque 
exclusivement industriel, un ravitaillement superieur aux autres regions agricoles 
de la zone qui ont, surtout dans les campagnes, certaines facilites d'alimentation 
supplementaires en marge des regles du rationnement...66 
Die Saar erhielt ihre Lebensmittel 1947 regelmäßiger als andere Länder der 
Französischen Zone. Dort schwankten die effektiven Zuteilungen, insbesondere bei 
höherwertigen Nahrungsmitteln, während die Saar dank französischer Ergänzungs­
lieferungen die Fettzuteilungen von Januar 1947 51 % auf August 1947 166% 
steigern konnte. Nicht ganz so dramatisch waren die Zahlen bei Zucker oder 
Kartoffeln, doch kontrastieren sie deutlich mit der Situation in Baden, wo seit dem 
Frühjahr die geplanten Mengen immer wieder verfehlt wurden. Daß es der französi­
schen Besatzungsverwaltung gelang, etwas Ordnung in die wilden Jahre der Nach­
kriegszeit hineinzubringen, bewies die vergleichsweise geringe Bedeutung des 
Schwarzmarktes.67 Und noch in zweiter Hinsicht sahen sich die Saarländer privile­
giert. Ihr Speiseplan war abwechslungsreicher, von der Zusammensetzung her 
günstiger als jener ihrer Landsleute östlich der Grenze. Die Franlifurter Neue 
Presse berichtete Ende Februar 1947, die Lebensmittelrationen an der Saar seien 68
nicht höher als in der Restzone, aber die Qualität der Waren sei deutlich besser.
Kriegsende bewirkten die Agrarreformen im Osten zusätzliche Störungen. - Verengen wir den Blick 
auf Deutschland selbst, so profitierte es während des Krieges von den Beutezügen seiner Truppen. 
1945 brach die Versorgung abrupt zusammen. Der Kontakt mit den traditionellen Lieferländern 
wurde unterbrochen. Die Zerstückelung in Besatzungszonen zerstörte die Grundlagen der deutschen 
Agrarwirtschaft. Der Westen lieferte weder Dünger noch Landmaschinen, der Osten weder Nahrung 
noch Saatgut. Gleichzeitig drängten sich ebensoviele Menschen auf dem Gebiet der Zonen wie zuvor 
in Gesamtdeutschland, einschließlich der polnisch verwalteten Gebiete, einschließlich des Sudeten­
landes usw. Die Bewirtschaftung zwang die Bauern zu einer Strategie des individuellen Überlebens, 
zur Produktion für die parallelen Märkte, zum Rückzug aus der offiziellen Verteilung. - Vgl. u.a.: 
Die Entwicklung der landwirtschaftlichen Erzeugung Europas nach dem Zweiten Weltkrieg, in: 
Europa-Archiv, Juni-Juli 1948; Hans Liebe, Agrarstruktur und Emährungspotential der Zonen, in: 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (Hrsg.), Wirtschaftsprobleme der Besatzungszonen, S. 
22-35; H.-J. Wünschei, Quellen zum Neubeginn, S. 158ff.; Hans Schlange-Schöningen (Hrsg.), 
Justus Rohrbach (Bearb.), Im Schatten des Hungers. Dokumentarisches zur Ernährungspolitik und 
Ernährungswirtschaft in den Jahren 1945-1949, HamburglBerlin 1955; Hermann Arnold, Hunger. 
Beiträge zur Sozialhygiene der chronischen Unterernährung, Saarbrücken 1971; Alan S. Milward, 
Der Zweite Weltkrieg, München 1977, S. 251ff.; K.-H. Rothenberger, Die Hungerjahre; R. Hude­
mann, Sozialpolitik, S. 31ff.; GJ. Trittel, Hunger. 
65 10.7.1946, Grandval an Baboin, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 116. 
66 16.1.1946, Koenig an SGAAA, Statut de la Sarre, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol IIl, K3. 
Vgl. auch 26.9.1945, Manchester Guardian. 
67 18.1.1947, Daily Mail, PA Grandval 5; 1.9.1947, O.V., Note sur le taux de conversion du 
Mark en Sarre, PA Grandval28; 28.2.1948, Volksstimme. 
68 28.2.1947, Frankfurter Neue Presse. 
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Am besten läßt sich die Ernährungslage abschätzen, wenn wir die Berichte zur Am Rande des 
Volksgesundheit betrachten. Erste Untersuchungen ergaben ein erschreckendes Existenzmini­
Bild. Im November 1945 berichtete das Bulletin d'activite du Commandement en mums 
ChefFran(:ais en Allemagne, die Lage an der Saar sei kritisch: "Il n'y a qu'en Sarre 
Oll l'etat sanitaire soit plus que mediocre. L'epidemie de fievre typhoi'de n'est pas 
completement enrayee. Les cas de diphterie ont augmente. La mortalite infantile 
--reste-elevee.'~69. Vitarningaben,70 Schutzimpfungen71 und Schulspeisungen der 
Schweizer Hilfe, die innerhalb eines Jahres mehr als 23.000 Kinder betreute,n 
bewirkten rasch Erstaunliches: Im März/April 1946 lag die Sterberate bei 13,5 
Promille, günstiger als im Zonendurchschnitt und nicht mehr weit entfernt vom 
Vorkriegszustand mit 12,3 Promille.73 Ein Jahr später war die Sterberate auf 12,2 
Promille gesunken und erreichte den niedrigsten Wert für die gesamte französische 
Besatzungszone.74 "Wenn (auch) die Verhältnisse in der ersten Nachkriegszeit 
unter den Alten und Säuglingen Opfer forderten", bemerkte 1948 das Statistische 
Amt der Landeshauptstadt, "so kann doch in Saarbrücken keineswegs von einem 
ähnlichen Massensterben der Alten und Säuglinge gesprochen werden, wie es für 
Berlin festgestellt wurde."75 
Bedeutete die vergleichsweise günstige Ernährungslage, daß die Menschen an
 
der Saar leistungsfähiger waren? An der Saar gab es mehr Arbeitsplätze, die harte
 
körperliche Arbeit verlangten als andernorts. Das Kaiser-Wilhelm-Institut für Ar­

beitsphysiologie schätzte den täglichen Kalorienbedarf bei Nichtbeschäftigung auf
 
1.800 Kalorien, bei sehr schwerer Arbeit jedoch auf 4.500 Kalorien.76 Als daher im
 
Sommer 1946 die Zuteilung an die Grubenarbeiter auf 3.000 Kalorien sank, verlo­

ren sie nicht nur Körpergewicht - das galt für etwa 30 bis 50 Prozent der Bergarbei­

ter der Grube Jägersfreude77 - sondern verminderte sich gleichzeitig ihre Arbeitslei­
69 Bulletin d'activite du Commendement en Chef Fran<;ais en Allemagne, November 1945.
 
70 28.2.1946, NSZ.
 
71 21.3.1946, NSZ.
 
72 Rene Springer, Die Hilfe der Schweiz für Saarbrücken und das Saarland nach dem Zweiten
 
Weltkrieg. Erinnerungen des ehemaligen Direktors des Gesundheitswesens in der französischen
 
Militärregierung für das Saarland, in: Saarbrücker Hefte, 35 (1972), S. 5-17. Ergänzend s. die
 
Berichte der Neuen Saarbrücker Zeitung vom 10.2.1946 und 24.4.1946 sowie: 12.7.1947, SVZ.­

Verglichen mit der Schweizer Hilfe war die Unterstützung durch die amerikanischen Care-Pakete
 
eher unbedeutend: 23.278 Care-Pakete wurden über die Schalter der öffentlichen Sparkassen ausge­

liefert, 11.2.1947, SVZ.
 
73 März-April 1946, Rapport bimensuel du Gouvernement Militaire de la Sarre, LASB, Han­

delsamt 8.
 
74 Februar-April 1947, Rapport detaille du Gouvernement Militaire de la Sarre, LASB, Han­

delsamt 10.
 
75 Statistischer Jahresbericht der Stadt Saarbrücken für die Jahre 1939 bis 1947, S. 31. Zahlen­

grundlage für die Grafik "Übertragbare Krankheiten": 20.8.1947, Nikodemi, Bericht über das
 
Auftreten der anstreckenden Krankheiten im Saarland 1946 und 1947, LASB, Verwaltungskommis­

sion 50.
 
76 Gerhard Obe, Die Ernährungslage im Winter 1946/47 in Saarbrücken unter besonderer
 
Berücksichtigung des Eiweißverbrauchs, Saarbrücken (Diss. ms.) 1950, S. 8f.
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LASB, Nachlaß Springer 5.
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stung.78 Untersuchungen von Jungen und Mädchen in Saarbrücken, Saarlouis und 
Ottweiler kamen zu katastrophalen Ergebnissen. Mehr als die Hälfte waren unterge­
wichtig, und in Saarbrücken-Land galt dies sogar für Dreiviertel aller Jungen. 
Reihendiagnosen in Völklingen erwiesen für den Zeitraum Februar bis Juli 1946, 
daß die Hüttenarbeiter trotz Sonderrationen durchgehend Gewicht verloren: 44 
Prozent bis zu 3 kg; ein ebenso großer Anteil nahm noch stärker ab. Etwas besser 
sah die Bilanz für die Nonnaiverbnmeher atlS, ,(ln denen etwa ein Viertel das 
Gewicht halten oder sogar steigern konnten.79 Untersuchungen im Frühjahr 1947 
ergaben Gewichtszunahmen bei Kindern und Bergarbeitern, während die Hüttenar­
beiter nochmals Gewicht verloren. Die Saarländische Volkszeitung berichtete, daß 
das Untergewicht der Bergarbeiter 5 kg betrage, das der Hüttenarbeiter 10 kg.8o 
Übertragbare Krankheiten 
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1400 
1200 D Niedersachsen 
ca Bayern1000 
ml Baden 
Die Menschen an der Saar litten Hunger wie andernorts. Dennoch wußte die 
Militärregierung, die knappen Mittel so zu verteilen, daß die Leistungskraft der 
Arbeiter produktiv genutzt wurde. Ein Vergleich mit der Bizone gibt hierüber 
deutlich Aufschluß. Für Günter Trittellag die Krise der Nahrungsmittelversorgung 
der englischen Zone in der Überforderung der deutschen Verwaltung. Angesichts 
der politisch-territorialen Zersplitterung, der Provinzialisierung der Lebenswelten 
gelang es nicht, einen Ausgleich herzustellen zwischen den bessergestellten und 
78 13.6.1946, Proces-verbal de la reunion du Conseil de Surveillance de l'Administration 
sequestre des Saargruben AG, AOFAA, Division de la production industrielle, C 549, P 7. 
79 19.8.1946, Documentation pour la visite de la Commission Interalliee de Nutrition en Sarre, 
LASB, Nachlaß Springer 5. 
80 19.4.1947, SVZ. 
den benachteiligten Gebieten. Zu früh wurden die Rationssätze erhöht, mit der 
Konsequenz eines Versorgungseinbruchs im Frühjahr 1947.81 Die französische 
Verwaltung an der Saar führte ein vergleichsweise viel strengeres Regiment, ver­
zichtete auf ein Punktesystem für die Grubenarbeiter wie an der Ruhr und setzte die 
geringen Rationen so ein, daß die Produktion tatsächlich angeregt wurde. 
Während im April 1947 die Ruhrbergleute streikten, leisteten die Arbeiter der 
~S-aar~fUben--Soflderschichten. Mit der zusätzlichen Kohle wurden Fett, Kartoffeln 
und Autoreifen importiert.82 Überhaupt war Kohle ein wichtiges Gut, das die Bilanz 
der Saar besserte. Am wenigsten spielten die privaten Hamsterfahrten eine Rolle. 
Ein Zentner des "schwarzen Goldes" brachte einige Pfund Kartoffeln.83 Aber welch 
ein Aufwand! Wichtiger waren die organisierten Aktivitäten, inoffiziell unterstützt 
von der Saargrubenverwaltung und den Militärbehörden. Ganze Lastkraftwagen 
fuhren nach Westen oder Osten und kehrten zurück mit Obst, Gemüse, Kartoffeln. 
Solche Ausmaße erreichten die zahlreichen Initiativen, daß sie als Erklärung für die 
geringe Ablieferungsquote im Rheinland und in der Pfalz herangezogen wurden.84 
Das war gewiß übertrieben. 
Der Lebensstandard an der Saar lag höher, weil die Menschen mehr arbeiteten. 
Sie produzierten mehr und konnten deshalb ihre Nahrungsbilanz aufstocken. Die 
französische Militärverwaltung erreichte ihr Ziel durch Strenge und Phantasie, 
durch genaue Planung und Freisetzung von Eigeninitiative. Sie war erfolgreich, 
weil sie die knappen Nahrungsmittel nach ökonomischen Kriterien verteilte, die 
Grubenarbeiter bevorteilte, die Hüttenarbeiter, die anfangs mit Aufräumarbeiten 
beschäftigt waren, eher benachteiligte. Sie stärkte diejenigen Wirtschaftszweige, 
die durch Arbeitseinsatz eine rasche Produktionssteigerung sicherstellten. 
(2) Ausbeutung oder Handel? 
Die Außenwirtschaftspolitik der französischen Zone in der wissenschaftlichen 
Diskussion 
Die Widersprüche der Forschungspositionen sind schon bemerkenswert. Mathias 
Manz hat einen engen Zusammenhang hergestellt zwischen der geringen Produk­
tionsleistung der französischen Zone und der auf Instrumentalisierung ihres Man­
datsgebiets ausgerichteten Politik der Besatzungsverwaltung. Viel zu gering seien 
die Importe gewesen, viel zu zahlreich die Entnahmen aus der laufenden Produk­
tion. Eine Krise der Versorgung mit Zwischenprodukten sei unter diesen Umstän­
den unvermeidlich gewesen.8S Auch Friedrich Jerchow hat Ausbeutung beobachtet, 
sah den Schaden bei der deutschen Bevölkerung des französischen Besatzungsge­
biets,86 während RudolfLaufer das Problem an ganz anderer Stelle festgemacht hat, 
81 G. Trittei, Hunger. 
82 10.10.1947, Proces-verbal du Conseil de Surveillance de l'Administration sequestre des 
Saargruben AG, AOFAA, Division de la production industrielle, C 549, P 7; 14.3.1947, ebd.; 
17.5.1947, SVZ; o.D., Grandval, Introduction, PA Grandval4. 
83 O.D., Albert Dorscheid in der SVZ, PA Grandval 13.
 
84 21.8.1946, Taillardat, Fiche de renseignements, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 116.
 
85 M. Manz, Stagnation und Aufschwung, S. 88ff., 99ff.
 
86 Friedrich Jerchow, Deutschland in der Weltwirtschaft 1944-1947. Alliierte Deutschland-
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nämlich bei den viel zu geringen Exporten. Nicht zu viele, sondern zu wenige 
Ausfuhren charakterisierten demnach den Mangel französischer Wirtschaftspolitik. 
Schuld waren nach Laufers Auffassung die zahlreichen bürokratischen Hemmnisse, 
die jeden Exporteifer erstickten.87 
Christoph Buchheim hat die Diskussion kürzlich maßgebend weitergebracht, Plünderung 
oder Selbstaus­ indem er nachwies, daß die französische Zone ebenso viele und ähnliche Güter 
beutung? importierte wie dieande-rerr-Zonen.ss Unter schiede in der Atlßennandelsbilanz 
resultierten aus vergleichsweise umfangreichen Exporten, von denen 85 Prozent 
nach Frankreich geliefert wurden. Paris war entschlossen, die Produktionsmöglich­
keiten der Zone für den Wiederaufbau zu nutzen. In der Konsequenz "mißglückte 
aufgrund der List der Umstände die vorgesehene Ausbeutung gründlich. Denn trotz 
Geltung der Dollarklausel auch im Handel der französischen Zone mit Frankreich, 
obwoW also Frankreich für seine Importe von dort in Dollars bezahlte, mißachtete 
es die von allen anderen dollarknappen Ländern gezogene, logische Konsequenz 
schärfster Diskriminierung gegen deutsche Exporte von gewerblichen Gütern. Die­
se Tatsache war es, die den im Vergleich zur Bizone dreimal so hohen Export der 
französischen Zone pro Kopf der Bevölkerung ganz wesentlich erklärt."89 Die 
Ausfuhren der Zone bildeten ein wichtiges Element des französischen Import- und 
Exportplanes. Dabei dominierten die Gesichtspunkte der technischen Ministerien 
sowie das Interesse der Besatzungsbehörden an einer ausgeglichen Handelsbilanz. 
"Das volkswirtschaftliche Interesse Frankreichs an möglichst sinnvoller Verwen­
dung der zur Verfügung stehenden, äußerst knappen Dollars wurde mißachtet."90 
Ein überraschendes Bild! Beutete nun Frankreich die Zone aus, wie Manz und 
Jerchow ausgeführt haben, oder profitierte die Zone von dem einseitigen Handel 
mit dem westlichen Nachbarn, wie Buchheim beobachtete? Welcher Zusammen­
hang bestand zwischen Ausfuhren und Produktionsniveau, und wieweit war die 
Saar betroffen? 
Eine eindeutige Antwort werden wir nicht geben können, denn es gab keine Einander wi­
dersprechende durchgängige, in sich schlüssige Politik. Für die französische Öffentlichkeit ging es 
Ziele um Ausbeutung, um unmittelbare Befriedigung französischer Bedürfnisse, um 
Ausschaltung unliebsamer Konkurrenz. Erträge sollte die Zone bringen; sie durfte 
in keinem Falle etwas kosten. Die Handelsbilanz hatte positiv zu sein; eine Devisen­
unterstützung, wie bei den Engländern und Amerikanern, kam nicht in Frage. 
Restitutionen, Reparationen, die Instrumentalisierung der Zone für die eigenen 
Belange bildeten die entscheidenden Orientierungspunkte einer Konzeption, die im 
wesentlichen auf einem Modell machtpolitischer Dominanz beruhte. 
Die politische Führung war vorsichtiger, unterschied zwischen kurzfristigen und 
langfristigen Zielen. Permanente Präsenz auf dem linken Rheinufer, die ökonomi­
und Reparationspolitik und die Anfange der westdeutschen Außenwirtschaft, Düsseldorf 1978, S. 
43lff. 
87 Rudolf Laufer, Industrie und Energiewirtschaft im Land Baden, 1945-1952. Südbaden unter 
französischer Besatzung, Freiburg und München 1979, S. 90ff. 
88 C. Buchheim, Die Wiedereingliederung, S. 36ff. 
89 Ebd., S. 42. 
90 Ebd., S. 39. 
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sche Durchdringung des deutschen Wirtschaftsraums war ohne die Kooperations­

bereitschaft der deutschen Bevölkerung kaum vorstellbar. Da machte es keinen
 
Sinn, "die Henne zu schlachten, die Eier legen sollte."9t Eine Mindestversorgung
 
mit 1.500 Kalorien sollte das Ansehen Frankreichs festigen, denn als Besatzungs­

macht stand Paris permanent in Konkurrenz zu England und den USA. Ohne
 
Perspektive einer allmählichen Besserung würde man die Deutschen kaum für eine
 
. -potitik-gewinnerr können, die vorrangig französischen Interessen diente.92 
Plünderung und gerechter Tausch 
Die ersten Wochen französischer Besatzung begannen mit einer wilden Kampagne Wilde und ge­
der französischen Armee, die möglichst viele Güter von ihrem Feldzug mit nach ordnete Ent­
Hause nehmen wollte. Als in Baden-Baden die Zivilverwaltung eingerichtet wurde, nahmen 
verzichtete Frankreich zwar nicht auf Requisitionen und Entnahmen, aber alles ging 
doch sehr viel geordneter. Der entscheidende Umschwung kam im September/ 
Oktober 1945. Der Kontrollrat in Berlin verabschiedete eine Regelung, wonach 
rückwirkend zum 1. August deutsche Exporte seitens der Empfängerländer in 
Dollar zu bezahlen seien. Die Preise würden durch die Militärregierung festgelegt 
und mußten zu mindestens 80 Prozent beglichen werden. Die verbleibenden 20 
Prozent sollten auf dem jeweiligen Reparationskonto angerechnet werden.93 
Aufgeregt reagierten die Beamten der Direction Industrielle in Baden-Baden, als 
sie von dem Beschluß hörten. Sie bedauerten, daß die Maßnahme des Kontrollrats 
viel zu früh komme und Frankreich benachteiligt werde.94 Doch auch in Paris gab es 
Widerstände. Bidault mußte dem Comite interministiriel erklären, daß es interna­
tionale Vereinbarungen nicht einseitig aufkündigen könne. Da hätte der Protest 
schon früher kommen müssen.95 
Emil Laffon und Jean Filippi, der Wirtschaftsdirektor in Baden-Baden, betrach­
teten den Sachverhalt positiv. Die Reise de Gaulles in die Besatzungszone habe 
deutlich gemacht, daß Frankreich langfristige Ziele anstrebe: "A la phase des 
prelevements desordonnes et atout prix de la Premiere Armee a succede celle des 
prelevements organises du Gouvernement Militaire. La phase, sinon d'aujourd'hui, 
du moins de demain, n'est-elle pas celle de la creation dans le Bade et le Wurttem­
berg, comme sur la rive gauche du Rhin, d'une economie allemande orientee vers la 
France, dont la structure et l'activite seraient modifiees pour constituer a nos 
frontieres un pays socialement satisfait et, economiquement vassalise, politique­
91 La Revue de la Zone Fran«aise, 15. November 1945, S. 13ff. 
92 10.9.1946, Cabinet Civil, Projet de plan triennal pour I'administration de la ZFO, AOFAA,
 
Cabinet Koenig, Pol I, B2, P 11; 10.9.1945, YW, Question a poser au General, ebd.; 17.9.1945,
 
Bericht Laffons für Koenig, ebd., Pol III, Al, P 30; 5.6.1946, Filippi, Vortrag anläßlich einer Tagung
 
der Kreisdelegierten, AOFAA, Economie Generale, C 15, P 7, AEF 53.
 
93 C. Buchheim, Die Wiedereingliederung, S. Iff.; 13.1.1948, o.V., Le commerce exterieur en
 
ZFO, GFCC, Division Economie, C. 219, P 3, D. 24.
 
94 3.10.1945, Compte rendu - 3eme trimestre 1945, AOFAA, Division de la production
 
industrielle, C 530 Doc 2; 5.2.1946, Rapport mensuel, Janvier, ebd.
 
95 20.11.1945, o.V., Directives economiques particulieres pour I'Allemagne et I'Autriche,
 
Cabinet Koenig, Pol I, B3, C 12..
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ment et militairement impuissant?" Entnahmen waren kurzfristig durchzuführen, 
solange die Alliierten auf Reaktionen verzichteten und der Lebensstandard der 
Bevölkerung gehalten werden konnte. In wenigen Monaten jedoch müsse die 
Politik geändert werden. Dann würden die Verbündeten gegen die Entnahmen 
gewiß protestieren und Frankreich sei bereit zu akzeptieren, daß Deutschland nur 
eines von vielen Lieferländern sei.96 Ganz ähnlich argumentierte Laffon: Die Phase 
der AusbeutungdürfenurwenigeMtmate datlem. Danaeh mtisse die MetIto'I"to'le ihre 
Politik radikal ändern und die Genesung des Besatzungsgebietes vorantreiben.97 
Infolge der neuen Außenhandelsregelungen erwartete er, daß die Exporte nach 
Frankreich sinken würden.98 Die Bedürfnisse der deutschen Bevölkerung sollten 
zukünftig eine größere Rolle spielen. Natürlich müsse der Wiederaufbau Frank­
reichs dem deutschen vorangehen, doch gelte es, den Deutschen Hoffnungen zu 
machen. Eine Intensivierung des Außenhandels versprach in dieser Sicht Versöh­
nung der widerstreitenden Interessen: Deutsche Güter würden Frankreich beim 
Wiederaufbau helfen, zugleich eröffneten sie die Möglichkeit, Rohstoffe und Le­
bensmittel in das besetzte, von Hunger bedrohte Land einzuführen. Den Diligues 
Superieurs erläuterte Laffon: "Si d'une fa~on generale, la production industrielle 
devra etre employee a couvrir par priorite les besoins fran~ais, vous ne manquerez 
pas de faire remarquer que les exportations vers la France ne constituent pas de 
prelevements gratuits mais des achats payes en dollars, de maniere a permettre a la 
zone de regler les importations de denrees alimentaires indispensables a sa sub­
stance."99 
Mehr als die unkontrollierte Ausfuhr von Gütern bereitete Laffon Sorge, daß 
Frankreich mit seinem Importprogramm nur schleppend voran kam und weniger 
Produkte in der französischen Zone kaufte als erhofft. Erst im Januar 1946 lagen die 
Bestellungen für das vierte Semester 1945 vor. Dabei konnte die Zone vielfach 
günstigere Lieferbedingungen anbieten als andere Regionen und war ein Ausgleich 
der Handelsbilanz nur denkbar, wenn die Metropole die für sie gedachten Produkte 
abnahm. "En effet, lorsque la France achete a l'etranger des produits que sa zone 
d'occupation peut lui fournir, elle decaisse des devises et devra en outre supporter 
finalement le deficit de la balance economique de la zone qu'elle aurait pu attenuer 
sinon supprimer en se portant diente; c'est-a-dire probablement decaisser une 
deuxieme fois pour payer les importations incompressibles considerees comme 
necessaires a l'echelon interallie. - Enfin, il convient de souligner a nouveau, que 
pour le moment les achats de biens de consommation sont payables pour 80% 
96 10.10.1945, Filippi, Rapport mensuel de la DGEF, AOFAA, SGAAA, C 2658, 1. 
97 17.9.1945, Bericht Laffons für Koenig, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol m, Al, D 30. 
98 Vgl. auch: o.D., Synthese des realisations accomplies par les differentes directions du 
gouvernement de la ZFO, 15.-31.10.1945: ,,Notre programme oriente pour la seule satisfaction des 
besoins fran~ais, devrait etre remanie du tout au tout pour les seules satisfactions des besoins 
allemands et cela entrainerait un remaniement profond dans notre mode d'administration, si les 
expeditions sur la France devraient etre totalement arretees ala suite de la decision alliee de faire 
payer a80% en devises les expeditions allemandes." AOFAA, SGAAA, C 2658, 1. 
99 25.10.1945, Laffon an die Delegues Superieurs, Instructions suite au voyage du Chef du 
Gouvernement provisoire, MAE, Y 1944-1949,434. 
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seulement en dollars, et que les frais de transport sont notablement inferieurs a ceux 
qui pesent sur des importations en provenance de pays lointains."loo 
Die Vorteile für Frankreich lagen nicht allein in der 20prozentigen Devisener­
sparnis. Die Militärregierung bestimmte selbst die Außenhandelspreise nach Wei­
sung der Pariser Zentrale. Es konnte gar nicht anders sein, als daß schnell partikula­
re Interessen die Preisgestaltung bestimmten. Um welche Summen jedoch die 
--·Vergilfungen unter dem Weltmarktpreis lagen, differierte von Produkt zu Produkt. 
Bei Kohle, die der Kontrollratsverwaltung unterlag, zahlte Frankreich vermutlich 
den üblichen Preis, konnte auch keinen 20prozentigen Abschlag anrechnen. 101 
Anders sah das aus bei Holz, das mit 55 Prozent des Weltmarktpreises gehandelt 
wurde, bei Wein oder bei Textilien. Laffon schätzte den Preisvorteil auf 30 bis 40 
Prozent,102 während eine andere Quelle einen Wert von 15 bis 20 Prozent ermit­
telte. 103 
Leider fehlen exakte Statistiken über den Außenhandel der Zone. Nicht einmal 
die französische Militärregierung wußte recht Bescheid, wie sie selbst zugestand: 
"D'une part, les valeurs sont calculees de fa~on tresimprecise, d'autre part, les 
tonnages des marchandises sorties vers la France accusent des divergences consi­
derables avec les tonnages des memes marchandises re~ues en France par la Societe 
de Surveillance."104 Selbst interne Unterlagen ermöglichen daher allenfalls grobe 
Hinweise. Versuchen wir eine Zusammenstellung der wichtigsten Daten: Die Au­
ßenhandelsbilanz schwankt für die Zeit vom August 1945 bis Dezember 1946, je 
nach Quelle, zwischen einem Plus von 3,7 Millionen Dollar und einem Plus von 
18,51 Millionen Dollar. lOs Das entsprechend berechnete Exportvolumen betrug 
zwischen 64 106 und 84 Millionen Dollar. 107 Preisvergünstigungen sollen Frankreich 
einen Gewinn von 37 Millionen Dollar gebracht haben, dazu kommen noch einmal 
100 12.2.1946, Laffon an Ministere de I'Economie Nationale, AOFAA, Administrateur General 
Laffon, C 19, DGEF, Cabinet 1945-1946. Zu den Anfangsschwierigkeiten des OFICOMEX vgl. 
auch: Januar 1946, Resume de I'activite de I'Economie Generale depuis la constitution du GMZFO, 
Direction Filippi, C 2002/2, P 9. 
101 6.3.1947, Laffon an CGAAA, Balance commerciale de la ZFO, Administrateur General 
Laffon, C 19, DGEF, Cabinet 1947. 
102 Oktober 1946, Laffon an CGAAA, Limites et modalites de la politique preferentielle suivie 
en faveur de la France dans la ZFO, MAE, Y 1944-1949,437. 
103 19.8.1946, Mony, Aufzeichnung für Filippi, Avantages consentis ala France, AOFAA, C 
AEF 199, P 9, D 4. Bei den Exporten betrug der durchschnittliche Wechselkurs 1$ = 4,16 RM, bei 
den Importen 1$ = 3,32 RM, 13.1.1948, o.V., Note, Le commerce exterieur en ZFO, ebd., GFCC, 
'Division Economie, C 219, P 3, D 24. 
104 14.11.1947, Proces-verbal de I'entretien au sujet des statistiques du commerce exterieur, 
AOFAA, Direction Filippi, C 199, P 9, D 6. 
105 F. Jerchow, Deutschland in der Weltwirtschaft, S. 431ff. 
106 6.3.1947, Laffon an CGAAA, Balance commerciale de la ZFO, AOFAA, Administrateur 
General Laffon, C 19, DGEF Cabinet 1947. 
107 Dokument o. Datum, o. Bezeichnung, AOFAA, GFCC, C 3274, P 2, D 19. - Die Bulletins 
Statistiques überliefern folgende Zahlen: 
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liche Zahlen 
und schwierige 
Bilanz 
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i 
12 Millionen Dollar aufgrund der 20-Prozent-Klausel. I08 Wie immer die Zahlen 
interpretiert werden mögen, die These, daß die Versorgung der Zone mit Zwischen­
produkten bei einem "gerechten" Handelsaustausch hätte besser sein können, findet 
eine gewisse Bestätigung. Man wird einwenden können, daß die deutschen Dum­
pingpreise den Absatz erleichterten, auch wollen wir das Ziel einer ausgeglichenen 
Handelsbilanz akzeptieren. Ein Ausfuhrüberschuß in der Situation von 1946 brach­
te der Zone jedel1f<illsener··NäCl1teiIe. FrankreIch profItierte wellIger, als vIele 
glaubten, doch dürfte andererseits der volkswirtschaftliche Schaden durch einseiti­
ge Ausrichtung auf die Zone 1946 nicht so groß gewesen sein, wie Buchheim 
vermutet hat. 109 
Ergänzen wir die Betrachtung der Außenhandelsbilanz durch einen Blick auf die 
Entnahmen zugunsten der Besatzungstruppen. Der Vorwurf, die Deutschen würden 
hungern, weil die Franzosen einen zu großen Anteil der Lebensmittel für eigene 
Zwecke beanspruchten, war immer wieder zu hören. Berechtigt war er nicht. Interne 
Unterlagen bestätigten, daß Grundnahrungsmittel wie Kartoffeln, Getreide, Zucker 
von den Besatzern kaum in Anspruch genommen wurden. Sie interessierten sich für 
höherwertige Lebensmittel: Butter (12% der deutschen Produktion), Fleisch (22%), 
Käse (29%) und Milch (38%). llO Filippi schätzte die Belastung des deutschen 
Nahrungshaushaltes auf insgesamt 5%. III Auch das war zuviel, denn die Engländer 
und Amerikaner beanspruchten ihre Zone deutlich weniger, und Baden-Baden 
zögerte nicht, Paris den Sachverhalt vor Augen zu führen: Das Ansehen Frankreichs 
verlange, daß die Metropole die Versorgung des eigenen Personals in stärkerem 
Maße unterstütze. Im übrigen bewirkten die jetzigen Regelungen, daß Baden-Baden 
Außenhandelsbilanz der Französischen Zone 
(in 1.000.000 Dollar) 
Jahr Importe Exporte Bilanz 
1945-1946 69,1 84,1 15,0 
1947 119,9 124,1 4,2 
1948 162,5 125,7 -36,8 
1949 (bis Juli) 105,6 57,3 --48,3 
(Für den Zeitraum 1.8.1945-31.12.1946 entstammen die Zahlen: O.Datum, o.V., o. Bezeich­
nung, AOFAA, GFCC, Division Economie, C 3274, P 2, D 19). 
108 7.1.1947, o.V., Resultats de la politique economique et financiere suivie dans la ZFO, 
Economie generale, C 15, P7, AEF 53. 
109 C. Buchheim, Die Wiedereingliederung, S. 10, Anm. 44, hält es für denkbar, daß Frank­
reich bereits 1946 den vollen Dollarpreis in Anrechnung gebracht hat. Die jetzt vorliegenden 
Quellen zeigen freilich, daß erst 1947 auf den 2Oprozentigen Abschlag verzichtet wurde. 
110 10.10.1946, Grimaud, Alimentation des Fran<;ais en Zone, AOFAA, Administrateur General 
Laffon, Dossiers secrets de I' Administrateur, C 13. Vgl. in der Argumentation übereinstimmend: 
Rothenberger, Die Hungerjahre, S. 199ff.; R. Willis, The French in Germany, S. 13lff. 
111 5.6.1946, Filippi, Vortrag anläßlich einer Tagung der Kreisdelegierten, AOFAA, Econo­
mie Generale, C 15, P 7, AEF 53. Vgl. Rainer Hudemann, Fragen zur Wirtschaftsgeschichte der 
französischen Besatzungszone, in: Zeitschrift für wÜfttembergische Landesgeschichte, 46 (1987), S. 
406f. 
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sich in einen Bereich maßgeblich einschalte, bei dem es alles Interesse daran habe,
 
die Verantwortung den Deutschen zu überlassen,u2
 
Die Besatzungsverwaltung hatte inzwischen gelernt, daß sie mit langfristigen
 Ringen um eine 
Konzepten dem Druck der französischen Öffentlichkeit auf unmittelbare Entschädi­ Änderung des 
gung kaum begegnen konnte. Zu viele Interessen gab es, die aus dem ungleichen Präferenzpreis­
systemsHandel profitierten. Deshalb änderte sie ihre Argumentation, verwies auf die kurz­
--rriSfigeilNacnteile der Ausbeutungspolitik. 
Am 25. Juni legte Colonel Gerber dem Außenministerium einen Bericht zur
 
wiItschaftlichen Lage der Besatzungszone vor. Darin argumentierte er, Frankreich
 
müsse seine Politik sofort ändern, wenn es die Außenhandelsbilanz der Zone nicht
 
ernsthaft gefährden wolle: "Notre politique actuelle acourt terme, si elle se poursui­

vait plus longtemps, greverait le budget fran~ais de charges de plus en plus lour­

des."Il3 Die Leistungskraft der deutschen Wirtschaft müsse gestärkt werden, nur
 
dann sei zu hoffen, daß die Zone zukünftig keine Belastung darstelle. Unabdingbare
 
Voraussetzung sei, daß die Maschinenentnahmen aufhörten und ein Teil der Roh­

stoffe in der Zone verblieben. Nicht um eine Erhöhung des Lebensstandards der
 
deutschen Bevölkerung gehe es, wie es die Engländer anstrebten. Nein, ureigene
 
französische Interessen verlangten eine Kurskorrektur, die im übrigen, zumindest
 
was die Maschinenentnahmen betraf, mit Wirkung zum 15. Juni 1946 tatsächlich
 
erfolgte. I14
 
Drei Monate später bereitete Laffon die nächste Attacke vor. Die Politik der
 
einseitigen Begünstigung Frankreichs durch Präferenzpreise und Außenhandelsmo­

nopol könne nicht länger fortgesetzt werden. Nachdem die Lagervorräte aufge­

braucht seien, die Lebensmittelrationen erhöht werden müßten, drohe ein Außen­

handelsdefizit, wenn die Zone keine besseren Preise erziele. Für die Fachrninisteri­

en möge der Vorteil der momentanen Regelungen ins Auge springen, die Regierung
 
müsse jedoch das Gesamte betrachten. Eine negative Leistungsbilanz bringe Frank­

reich keinen Gewinn, steigere nur die politischen Schwierigkeiten. Wenn die Zone
 
zukünftig geringere Preisvorteile gewähre, weniger nach Frankreich exportiere, sei
 
der eigentliche Gewinner doch Frankreich selbst. 115
 
Das Thema blieb aktuell. Filippi lehnte das Projekt einer Wirtschaftsinstruktion,
 
wie es vom Commissariat General aux Affaires Allemandes et Autrichiennes in
 
Antwort auf Laffons Vorschläge ausgearbeitet worden war, strikt ab. 116 Um die
 
Außenhandelsbilanz auszugleichen, wünschte Paris, die Mindestversorgung auf
 
1.500 Kalorien zu begrenzen. Nur im günstigen Fall einer positiven Bilanz, könne 
112 10.10.1946, Grimaud, Alimentation des Fran<;ais en Zone, AOFAA, Administrateur General
 
Laffon, Dossiers secrets de l'Administrateur, C 13.
 
113 25. Juni 1946, Colonel Gerber an de Courcel, Rapport sur la situation economique de la
 
zone fran<;aise d'occupation en Allemagne, MAE, Y 435.
 
114 5.6.1946, Reunion des delegues de cercles, Expose de M. Filippi, AOFAA, Economie
 
Generale, C 15, P 7, AEF 53.
 
115 Oktober 1946, Laffon an CGAAA, Limites et modalites de la politique preferentielle suivie
 
en faveur de la France dans la ZFO, MAE Y, 1944-1949, S 437.
 
116 (November 1946), o.V., Projet d'instruction au GCFA au sujet de la politique preferentielle
 
de ZFO en faveur de la France, AOFAA, Cabinet Koenig, ECO I.A.2a.
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Das verheim­
lichte Ende der 
Ausbeutung 
man daran denken, die Mehreinnahmen für eine Steigerung des Lebensniveaus 
einzusetzen. Baden-Baden war anderer Auffassung. Aus politischen Grunden dürfe 
das Lebensniveau der deutschen Bevölkerung nicht unter das der Bizone fallen, 
argumentierte Filippi. Das Ziel müsse daher "mehr als 1.500 Kalorien" lauten. "Une 
gestion particulierement rigoureuse, et un niveau de vie reduit de la population 
allemande ont permis ala ZFO, appuyee sur la Sarre, de realiser l'equilibre de sa 
balance commerciale, malgre(fes allocations de charbon insufhsantes, et malgre Ies 
prix preferentiels consentis a l'exportation vers la France." Ohne Änderung der 
Politik der Präferenzpreise, seien nicht einmal die genannten 1.500 Kalorien zu 
verwirklichen. 117 
In einer Sitzung am 10. Januar 1947 fielen die lang erhofften Beschlüsse: 
Frankreich verpflichtete sich, daß es in Zukunft die Importe aus der Zone zum 
vollen Weltmarktpreis fakturiere. Einkommensverbesserungen sollten dem Le­
bensstandard der deutschen Bevölkerung dienen, die Produktion würde mehr als 
zuvor regionale Belange berucksichtigen und nicht mehr einseitig auf Frankreich 
orientiert sein. Der Tresor erklärte sich bereit, ein mögliches Dollardefizit im 
Interzonenhandel auszugleichen. Und als ob es sich um ein Treffen von Verschwö­
rern handele, vereinbarten die Verantwortlichen, daß sie die neuen Regelungen 
gegenüber der Öffentlichkeit verschweigen würden.118 
Eine letzte wichtige Entscheidung fiel im September 1947, ausgelöst durch die 
französische Außenhandelskrise, die Paris zwang, die Dollar-Importe soweit wie 
möglich zu reduzieren.t 19 Das traf vor allem die Zone. Um den Export dennoch 
anzukurbeln, erhielten die Länder seit dem 1.10.1947 einen Exportbonus, sobald 
ihre Ausfuhren ein bestimmtes Mindestmaß übertrafen. 50% der resultierenden 
Einnahmen wurden den ausführenden Unternehmen gutgeschrieben, so daß sie ihre 
Werkzeugausrustung oder ihre Rohstoffbasis ergänzen konnten. Dennoch zeichnete 
sich ab, daß spätestens 1948 mit der Ausgliederung der Saar das französische 
117 4.1.1947, Filippi, Fiche pour M. le GCFA, Commentaire relatif au projet d'instruction du 
GCFA au sujet de la politique preferentielle de 1a ZFO en faveur de 1a France, AOFAA, Cabinet 
Koenig, ECO LA.2a. 
118 13.1.1947, Compte-rendu, MAE, Y 1944--1949654; 13.1.1947, Reunion, AOFAA, Cabi­
net Koenig, Pol I, B2, P 11; 21.1.1947, Fiche pour le General, ebd., C 112, ECO LA.2a. - Wieweit 
die Regelung tatsächlich befolgt wurde, steht dahin und ist schwierig zu ermitteln. Die Schätzung 
einer Spezialabteilung des Department of State berichtet von steigenden Preisen, ohne daß jedoch 
wirklich der Welttnarktpreis in Anrechnung gebracht wurde. Für Stahl und Eisen ergab sich 
aufgrund dieser Unterlagen für 1946 ein Wert von 57% des Weltmarktpreises und für 1947 von 85%. 
Bei Kohle stieg der Prozentanteil von 78% auf 81 %, wobei der letzte Wert aufgrund der Preiserhö­
hungen im September deutlich zu niedrig liegen dürfte. Für Glas- und Kristallwaren vermuteten die 
amerikanischen Forscher eine Bewertung von 30 bzw. 33% des Welttnarktpreises. Department of 
State, Division of Research for Europe, Office of Intelligence Research, Economic Survey of the 
Saar, S. 117f. -9.12.1947, Proces-verbal de la reunion tenue au CGAAA au sujet du prix du charbon 
sarrois, Bareme des prix al'exportation du charbon et du coke sarrois adater du ler septembre 1947, 
AOFAA, Cabinet Koenig, C 114, ECO LA.3. 
119 C. Buchheim, Die Wiedereingliederung, S. 40ff. - Laffon hatte bereits im März gewarnt, 
daß Frankreich zukünftig nicht mehr alle Produkte der Zone werde aufkaufen können. 29.3.1947, 
Laffon an Koenig, Cabinet Koenig, Pol I, B2, P 11. 
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Besatzungsgebiet eine negative Leistungsbilanz vorlegen werde. Zu einer baldigen 
Zusammenarbeit mit der Bizone gab es keine Alternative. 120 
List der ökonomischen Vernunft und die Vorteile der Saar 
Warum konnte die französische Zone soviel mehr exportieren als die englische und 
amerikanische, und welche Folgen hatte dies für das allgemeine Produktionsni­
'~veatlr-ChrlstöphBuchheim hat den Zusammenhang verständlich gemacht: "Erstens 
wurde die Bewirtschaftung von der französischen Militärregierung lange Zeit viel 
strikter gehandhabt als in der Bizone. Das aber bedeutete vermutlich, daß ein 
größerer Anteil der Gesamtmenge der verfügbaren Vormaterialien zur Disposition 
der Zuteilungsbehörden stand. Und zweitens galten exportintensive Unternehmen 
als Prioritätsbetriebe, da die Ausfuhr ja ganz überwiegend dem vermeintlichen 
wirtschaftlichen Interesse Frankreichs diente. Als solche wurden sie nicht nur 
vorrangig mit Arbeitskräften versorgt, die außerdem mit Hilfe von materiellen 
Prämien zusätzlich motiviert waren, vielmehr genossen sie offenbar auch eine 
höhere Priorität bei der Rohstoffverteilung als in der Bizone. So wirkten denn außer 
der Mißachtung der ökonomischen Konsequenzen der Dollarklausel auf Seiten 
Frankreichs auch einige die Exportbereitschaft der deutschen Unternehmen beein­
flussende Elemente dahin, daß die Ausfuhr der französischen Zone im Vergleich zu 
der der Bizone relativ zum Umfang der Bevölkerung viel höher lag.Hl21 
Frankreich veranlaßte seine Zone zu produktiver Tätigkeit, richtete Wirtschafts­
kreisläufe ein, die enger miteinander verzahnt waren, als dies in der englischen 
Zone der Fall gewesen zu sein scheint. 122 Die Saar profitierte, weil die Kohlengru­
ben, später auch die Hütten, zu den besonders wichtigen Außenhandelsbetrieben 
zählten. Mehr noch, die Gruben verfügten 1946 über ein eigenes Importkonto in 
Höhe von 5 Millionen Dollar, das den Erwerb von Ausrustungsgütern und Lebens­
mitteln ermöglichte. 123 
Die Dollarklausel schützte die Besatzungszonen der Westmächte vor Überaus­
beutung, 124 aber sie unterbrach gleichzeitig gewachsene Handelsverbindungen. 
Insofern bedeutete die Einrichtung eines speziellen Verrechnungskontos für den 
lothringisch-saarländischen Grenzhandel Chance auf Zusatzversorgung. 125 Diese 
und andere Regelungen widersprachen Kontrollratsvereinbarungen. Letztlich aber 
profitierte die Saar, indem sie intensiver in den Außenhandel eingebunden war. 
120 20.1.1948, Koenig an Schneiter, AOFAA, Economie Generale, C 15, P 7, AEF 53.
 
121 C. Buchheim, Die Wiedereingliederung, S. 55.
 
122 Zur Theorie paralleler Märkte: R. Hudemann, Sozialpolitik, S. 74ff.
 
123 6.3.1947, Laffon an CGAAA, Balance commerciale de la ZFO, AOFAA, Administrateur
 
General Laffon, C 19, DGEF Cabinet.
 
124 C. Buchheim, Die Wiedereingliederung, S. IOff.
 
125 S.o.
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benachteiligt: als Kohlenimporteur und als Besatzungsmacht. Gewiß hatten die c. Die zentralen Wirtschaftssektoren: Kohle und Stahl 
. . Verh~dlungsführer Vorbehalte eingebracht, Gegenseitigkeit eingeklagt. Aber dip-
Fehlkalkulation 
(1) DIe Saargruben als VorbIld 
Gründe für Frankreichs Engagement 
Rasch über~olte die Koh- . 
lenproduktlOn derSaar 
die der Bergwerke an der 25 1945 -1947 
Ruhr. Die Schichtleistung 111 Ruhr 
war höher. Die Absentis- 20 Im\ -Saar 
musrate lag niedriger als 
in Essen, Dortmund und 15 I~i.h ...-'\ 
Bochum.126 Dabei gab es . "1 '-/ 'v 
für Frankreich wenig An- I~ 
reize, sich zugunsten ei- 10 
ner Leistungssteigerung 
der Saargruben einzuset- 5 
zen. Alle wichtigen Ent- . . ' 
JulI Jan. 46 Juli Jan. 47 Julischeidungen bedurften 
der Zustimmung des Kontrollrats, sei es die Frage, wieviel Kohle die Zone erhalten 
würde, sei es die Bestimmung der Exportquote. Sogar die Löhne der Bergleute 
legten die Alliierten in Berlin gemeinsam fest. 1946 erhielt Frankreich 28 Prozent 
der Saarkohlenproduktion und 1947 20 Prozent. 127 Die Zone bekam ganze 6 Pro­
zent der für Deutschland verfügbaren Kohlenmengen, obwohl ihre Industrieproduk­
tion das Doppelte betrug. 128 
Zu einem guten Teil verantwortete Frankreich die schwierige Lage selbst. Im 
Bestreben, die Importe aus Deutschland zu erhöhen, verfolgte Paris ein gefährliches 
Spiel und - verlor. Handlungsort war Berlin. Trotz Warnungen aus Baden-Baden 
verzichtete die französische Kontrollratsgruppe auf angemessene Kohlenzuteilun­
geh für die Zone. Sie wollte beweisen, daß eine Steigerung der Exportanteile 
möglich sei ohne Schaden für die deutsche Wirtschaft. Die Zone erhielt einen 
immer geringeren Anteil an den für Deutschland bestimmten Mengen, doch gleich­
zeitig sanken die Exportmargen.129 So sah sich Frankreich in doppelter Weise 
126 O.D., Regie des Mines de la Sarre, Renseignements statistiques de juiIlet 1945 ajanvier 
1948, MAE Z 1944-49, SaITe 48; Abelshauser, Der Ruhrkohlenbergbau, S. 46. 
127 Department of State, Division of Research for Europe, Office of Intelligence Research, 
Economic Survey of the Saar, S. 35. 
128 10.7.1946, Laffon an Koenig, Direction Filippi, C AEF 199, P 4, D 3; 16.12.1946, 
Coignard, Rapport sur l'insuffisance de I'approvisionnement en charbon de la Zone fran"aise 
d'occupation en Allemagne, Cabinet Koenig, C 1311132, ECO 1l.17.d. 
129 4.12.1945, Synthese des realisations accomplies par les differentes directions du gouverne­
ment de la ZFO, AOFAA, SGAAA, C 2658, D 1; Bulletin d'activite du CCGA, Oktober 1945; 
November 1945, Division de la production industrielle, Rapport mensuel, C 530, Doc 2. Vgl. insbes. 
die Berichte des Bulletin d' activite du Groupe Fran"ais du Conseil de Contröle 1945-1946; 28.5.1946, 
Coal-Sub-Committee, Minutes, MAE, Y 1944-49,553; 12.11.1946, Oktober 1946, Rapport mensu­
el, AOFAA, Division de la production industrielle, C 530, Doc 2; 11.6.1947, de Frondeville, Note 
sur la repartition du charbon a11emand et les accords de Moscou, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 
116. 
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en waren zweI verschIede­
130
lomattsche Rechtsanspruche undwirtschaftl' h . .. lC e T t a sac h .. 
. i I ne Dmge. Der Versuch zur Anderung der Lage kam viel zu spät.
Waru~ als.o engagierte .~ich Pm:is für die Saarkohle, übernahm Verantwortung, 
__~ __ st:llteHllfs_ffilttel zur Verfugung, heferte Lebensmittel? Da war gewiß das Gefühl, 
daß Ko~le gebraucht werde, noch in vielen Jahrzehnten. 131 "What is so curious", hat 
Alan Ml1ward den .Sachverhalt beschrieben, "is that in spite of the long and bitter 
qu~el~ after the Flfst World War over the size of Gerrnan coal and coke reparation 
dehve~le~ to F~ance. and the French determination to resolve this problem by 
estabhshmg a d~ec.t Ime on Ruhr resources afterthe Second World war, the precise 
extent of France s Import needs from Gerrnany in any combination of circumstan­
ces never seems to have been accurately determined. The whole issue seems to have 
bec?me so entangl~d in t?e intricacies of international power politics as to have left 
behmd cooler conslderatlOns of econornic rationality, and the Monnet Plan does not 
seem to have done anything to change this situation."132 
Gewiß gab es genug Gründe, unter kurzfristigen Gesichtspunkten die Kohlen­
d k . . .pro u t~on anzustacheln. DIe WIrtschaft der französischen Zone, ja, die Industrie­
p~oduktlOn ganz Deutschlands schien von ausreichenden Kohlenlieferungen abhän­133Khl . 'h'gIg. 0 e war em WIC ttges Exportgut, das die Außenhandelsbilanz freundlich 
Das eigentliche Problem lag gar nicht bei den zu geringen Importen aus Deutschland, sondern bei 
den ausbleibenden Lieferungen aus Großbritannien und Belgien. Nur deshalb avancierten die USA 
zum wichtigsten französischen Kohlenlieferanten. 
Kohlenimporte Frankreichs, 1929-1949 
Jahr Import Prozent des Gesamtimports 
(in 1.000 t) 
Westdtld. Saar Großbrit. Benelux Polen USA 
1929 29.880 29 45 23 2 0 
1938 22.100 24 7 29 30 7 0 
1945 5.190 16 9 26 3 0 47 
1946 10.430 20 12 7 5 5 50 
1947 16.510 12 7 0 5 3 73 
1948 19.620 24 12 4 5 9 46 
1949 21.030 38 18 7 6 9 22 
Institut national de la Statistique et des Etudes economiques, Mouvement economique en France 
de 1944-1947, Paris 1958,S. 72[ 
130 30.4.1947, Fiche, Historique sommaire des negociations relatives aux exportations de 
charbon allemand, MAE, Bestand Laffon, PAAP 338, D 8. Für den Hinweis auf dieses Dokument 
danke ich Dietmar Hüser. Vgl. auch: Le probleme charbonnier europeen, S. I46ff. - Zum Moskauer 
Kohlenabkommen und zu dessen Bedeutung für die französische Kohlenpolitik: K. Hänsch, Frank­
reich zwischen Ost und West, S. 135. 
131 Jean Romeuf, Le charbon, Paris 1949, S. Iff. 
132 A. Milward, The reconstruction, S. 129f. - Zu den Gründen der mangelnden Vorausschau 
vgl. den ersten Teil der vorliegenden Arbeit. 
133 25.10.1945, Laffon an die Delegues Superieurs, Instructions faisant suite au voyage du chef 
du Gouvernement provisoire de la Republique, MAE, Y 1944-49,434. 
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gestaltete. Mehr Kohle erlaubte die Auszahlung höherer Löhne und erleichterte eine 
Besserstellung der Saar, wie sie die französische Deutschlandpolitik anstrebte. Und 
doch genügen alle Erklärungen nicht, um das Engagement Frankreichs zu erläutern. 
Paris forderte das Eigentum an den Gruben. Aber warum wartete es nicht, bis ein 
alliiertes Abkommen die Dinge wirklich festschrieb? Mehr als alles andere kam der 
Produktionssteigerung instrumentelle Funktion zu. Wenn Frankreich bewies, daß es 
die Gruben erfolgreichTeItete;-gewann es gegenüber den Alliierten an GewIcht. 134 
Mehr Kohle von der Saar bedeutete, daß Paris seinen Anspruch auf Mitsprache 
bei den Ruhrzechen untermauerte und die Briten zu größerem Engagement zugun­
sten der Kohlengewinnung anstachelte. "Tous nos efforts .. doivent porter sur 
l' extraction dans ces mines", wandte sich Generaladministrator Laffon an die 
Detegues Superieurs, "car leur activite et leur rendement auront une valeur d' exemple 
susceptible par ses repercussions sur le Bassin de la Ruhr, ala fois d'accroltre les 
exportations vers la France et d'augmenter les allocations de la Zone."135 Je größer 
das Mißverhältnis zwischen der Produktion der Ruhr und der Saar wurde, um so 
eher konnte Frankreich seinen Einfluß auf die Ruhr geltend machen und um so eher 
konnte es eine Abtrennung der Saarkohle aus dem deutschen Pool einklagen. 136 Die 
Saargruben bildeten das konstruktive Gegenmodell zur französischen Ruhrpolitik. 
Die Maßnahmen im einzelnen 
Die Voraussetzungen waren keinesfalls besonders günstig. Zwar hatten die Unterta­
geanlagen durch die unmittelbaren Kriegseinwirkungen wenig gelitten, beschränk­
ten sich die Problernzonen auf einzelne Schachtanlagen im Westen des saarländi­
schen Kohlenreviers, dennoch gab es kaum überwindbare Hindernisse. 137 Nur der 
Einsatz von Zwangsrekrutierten und Kriegsgefangenen138 hatte in den Jahren 1940­
44 erlaubt, die Produktion aufrechtzuerhalten. 22.000 Bergarbeiter waren zu den 
Truppen gerufen worden. 139 Der Abbau galt, entgegen allem Bergmanswissen, 
134 25.3.1946, Lecoeur an Coste, AOFAA, Division de 1a production industrielle, C 549, P 7. 
135 25.10.1945, Laffon an die Delegues Superieurs, Instructions faisant suite au voyage du chef 
du gouvernement provisoire de la Republique, AOFAA, Administrateur General Laffon, C 13. ­
Vgl. auch Bulletin d'activite du Groupe Fran~ais du Conseil de Contröle, N 25; 27.4.1946, Le chef 
du service d'information de presse an Koenig, AOFAA, Cabinet Koenig, C 1311132, ECO II.l7.d; 
15.5.1946, Rapport fourni par la delegation fran~aise au Sous-Comite Charbon sur les moyens mis 
en oeuvre pour augmenter la production et les previsions de production jusqu'a fin 1946, ebd., 
GFCC, Division Economie, C 3269, P 3, 224c; 23.5.1946, de VaITeux, Note pour Koenig, Mines de 
la Sarre, ebd., Cabinet Koenig, C 1311132, ECO II.17.d; o.D. (Sommer 1946), o.V., Propositions 
fran~aises pour le relevement de la production charbonniere en Allemagne, MAENantes, SaITe, HC 
Cabinet 116; 10.9.1946, Murphy an Byrnes, FRUS 1946, V, S. 791f.; 11.3.1947, Marshall an 
Acheson, FRUS 1947, II, S. 24lf; 5.7.1947, Economist. 
136 21.5.1946, Coal-Sub-Committe, MAY, Y 1944-49, 553; o.D. (Sommer 1946), o.V., Pro­
positions fran~aises pour le relevement de la production charbonniere fran~aise, MAE Nantes, Sarre, 
HC Cabinet 116. 
137 Presidence du Conseil (Hrsg.), Trois ans de presence fran~aise, S. 57. 
138 La Revue de la Zone Fran~aise, März 1946, S. 4lf. 
139 R. Muller, Le rattachement, S. 69ff. 
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ausschließlich den guten Lagerstätten, und Investitionen waren kaum vorgenom­
men worden, sogar noch weniger als an der Ruhr. 140 
Es war kein leichtes Unterfangen, die Produktion anzuregen. Aber die französi­
sche Verwaltung nahm die Aufgabe ernst. 141 Bereits im Herbst 1944 wurde eine 
Kommission eingerichtet, welche erste Planungen vorlegen sollte, und im Frühjahr 
1945, noch unteramerikanischer Besatzung, begann die Mission des Mines de la 
Sarremit ihren' Inspektionsreisen. Später besetzten französische Ingenieure alle 
wichtigen Führungspositionen, so daß die Anordnung einer formellen Sequester­
verwaltung vom 28. Dezember 1945 lediglich den gegebenen Sachverhalt bestätig­
te. 142 
Bei den Ausrüstungsgütern konnte Frankreich wenig zum Positiven beitragen. 
Überall waren Ausrüstungsgüter knapp, und es fehlten die finanziellen Mittel. Um 
wenigstens die schlimmsten Engpässe zu mildem, lieferte Frankreich Gummibän­
der aus eigenen Beständen, orderte Material sowie Maschinen für 6 Millionen 
Dollar in den USA. 100 Lastkraftwagen der Marke Renault halfen beim Transport 
der Bergleute zu ihren Arbeitsplätzen. 143 Was immer die Gruben brauchten, sie 
standen bei der Belieferung aus der Französischen Zone an erster Stelle. Das galt für 
die Stahlversorgung, das galt für die Ausstattung mit Grubenholz, nachdem die 
Amerikaner nur noch die Ruhr belieferten, das galt nicht zuletzt für die Zulieferin­
dustrie, die die Besatzungsmacht mit allen Kräften förderte, im Unterschied zu den 
Engländern. 
Saargruben, 1945 - 1949 
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140 13.11.1952, 8. Sitzung des Saargrubenrates, MAE, EU 1949-55, SaITe 250. 
141 15.5.1946, Rapport fourni par la delegation fran~aise au Sous-comite Charbon sur 1es 
moyens mis en oeuvre pour augmenter la production et les previsions de production jusqu' a fin 1946, 
AOFAA, GFCC, Division Economie, C 3269, P 3, 224c. 
142 29.12.1945, NSZ. 
143 1.11.1945, Grandval an Gagneraud, MAE Nantes, HC Sarre, Cabinet 116; 23.4.1946, o.V., 
Note sur la methode appliquee par la mission fran~aise des mines de la SaITe pour augmenter la 
production et le rendement, AOFAA, Division de la production industrielle, C 1837, P 4/44. 
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Am wichtigsten war die Rekrutierung einer ausreichenden Zahl von Arbeitskräf­
ten. Die Belegschaft war im Juni 1945 auf etwas mehr als ein Drittel zusammen­
geschrumpft. Bessere Lebensmittelversorgung l44 und das traditionelle Standesbe­
wußtsein brachten die ehemaligen Bergleute in ihre Gruben zurück: 145 "En ce qui 
concerne l'organisation de la production du charbon I' administration fran~aise s'est 
principalement laissee guider par le point de vue strictement economique. De 
nombreuses mesures;paniculterement en ce qui cOllceme la IIouniture ont Iamene 
au pays dans un temps relativement court tous les ouvriers sarrois qui se trouvaient 
disperses dans toutes les directions."146 Anfang 1946 hatte die französische Verwal­
tung alle ehemaligen Kumpel angesprochen, die bereit und willens waren, in den 
Gruben zu arbeiten. Nun wurde es sehr viel schwieriger, neue Mitarbeiter für die 
harte Untertagearbeit zu gewinnen.147 
Im März 1946 nahm Paris die Fäden selbst in die Hand. Auguste Lecoeur, der für 
die Gruben zuständige kommunistische Unterstaatssekretär im Industrieministe­
rium, übertrug die französische Produktionskampagne auf die Saar: Frankreich 
zeige, argumentierte er, was erreichbar sei. Noch liege die Saar weit unterhalb des 
Niveaus, das in Lothringen bereits erzielt werde, trotz der dort viel schlimmeren 
Kriegszerstörungen. Die Saar müsse aufwachen, die Arbeitsproduktivität steigern. 
Ohne zusätzlichen Materialeinsatz gelte es, die Ruhr zu überflügeln. 148 Robert 
Baboin, der Chef der Saargruben, wehrte sich gegen den Vorwurf, er habe zu wenig 
getan, vor allem wehrte er sich gegen den Vorschlag individueller Leistungsanreize. 
Der geringe Verteilungsspielraum, die unterschiedlichen Gegebenheiten an den 
Grubenstandorten, die fehlenden Aufsichtskader, die Tatsache, daß es derzeit wich­
tiger sein konnte, wenn Arbeiter ihre eigenen Gärten bewirtschafteten, als wenn sie 
unterernährt Kohle förderten, ließen ein System zur Individualisierung von Lei­
stungsbemessungen kaum zu. Erste Feldversuche gaben dem Grubendirektor recht. 149 
Dennoch blieb die Initiative Lecoeurs nicht folgenlos. 
Bereits im März fällte das Comite intenninisteriel eine weitreichende Entschei­
dung. Saarländische Bergleute sollten aus französischer Gefangenschaft an die Saar 
144 1.9.1945, Laffon, Decision relative 11 I'augmentation des rations alimentaires des ouvriers 
mineurs a la Sarre, AOFAA, Division de la production industrielle, C 549, P 7; Februar 1946, 
Direction Agriculture, Ravitaillement, Rapport pour la Commission d'enquete, AOFAA, Direction 
Filippi, C 200/2, P 9. - Zahlen zur Entwicklung der Beschäftigung bei den Saargruben: Statistisches 
Handbuch für das Saarland, 1950, Saarbrücken 1950, S. 99 - Regie des Mines de la SaITe, 
Renseignements statistiques de juillet 1945 ajanvier 1948, MAE Z 194~9, SaITe, Bd. 48. 
145 November 1945, Rapports du Gouvernement Militaire des la Sarre, AOFAA, Cabinet 
Koenig, Pol III, K2. 
146 O. Datum, Markscheffel, La Sarre au commencement de 1946, AOFAA, SGAAA, P 60, V 
16/2. 
147 F. Roy, Der saarländische Bergmann, S. 11, 32. 
148 25.3.1946, Lecoeur an Coste, AOFAA, Division de la production industrielle, C 549, P 7; 
13.4.1946 Lecoeur an Gouin, Cabinet Koenig, C 131/132, ECO II.17.d. 
149 2.4.1946, Lecoeur an Baboin, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 116; 11.4.1946, Grandval 
an Baboin, ebd.; o.D. (20.5.1946), Lecoeur an Baboin, ebd.; 28.5.1946, Baboin an Koenig, AOFAA, 
Cabinet Koenig, C 131/132, ECO n.17.d; 1.6.1946, illlYW, Note, ebd.; 10.7.1946, Grandval an 
Baboin, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 116; 16.8.1946, Baboin an Grandval, ebd.; 5.12.1946, 
Societe Fran~aise Bedaux, Rapport, Mines de la Sarre, ebd. 
zurückkehren, wenn im Austausch deutsche Kriegsgefangene, die bis dahin in den 
Gruben gearbeitet hatten, nach Frankreich verbracht wurden. 150 Mit den deutschen 
Zwangsverpflichteten hatte die Saar-Bergverwaltung schlechte Erfahrung gemacht. 151 
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Ein ganzes Bündel von Maßnahmen trat im Juli 1946 in Kraft,152 und seither Materielle 
stieg die Kohlenproduktion an der Saar schneller als an der Ruhr. 153 Zunächst Besserstellung 
einigten sich die Verantwortlichen darauf, die Zahl der Arbeitskräfte aufzustocken. 
Dazu wollte Frankreich weitere Kriegsgefangene entlassen, vorausgesetzt, diese 
übernahmen eine Tätigkeit in den Gruben. 4.000 Arbeiter wurden auf diesem Weg 
150 29.3.1946, Decision de la Commission des Territoires Occupes v. 28.3.1946, MAE, Y
 
1944-1949,653.
 
151 15.-31.10.1945, Synthese des realisations accomplies par les differentes directions du 
gouvernement de la ZFO, AOFAA, SGAAA, C 2658, D 1. 
152 19.6.1946, Laffon an Koenig, AOFAA, CabinetKoenig, C 131/132, ECO n.17.d; 3.7.1946, 
o.V., Note sur les mesures prises par le Gouvernement militaire de la ZFO pour I' augmentation de la 
production des mines de la Sarre. Note preparee mais non presentee a la Conference Tripartite de 
Paris, AOFAA, Division de la production industrielle, C 1837, P 4/44; 16.12.1946, Coignard, 
Rapport sur l'insuffisance de l'approvisionnement en charbon de la Zone fran~aise d'occupation en 
Allemagne, AOFAA, Cabinet Koenig, C 131/132, ECO n.17.d; 6.1.1947, Le Chefde la Documenta­
tion, Charbon de la Sarre, MAE, Z Europe 194~9, SaITe 46. - zahlen zum Leistungsvergleich der 
Saargruben mit der Ruhr, s. obige Quellennachweise sowie: Deutsche Kohlenbergbauleitung (Hrsg.), 
Statistische Übersichten über die Kohlenwirtschaft Deutschlands und des Auslandes 1949, Essen 
1949; Statistisches Handbuch ftir das Saarland, 1950 u. 1955; Bulletin Statistique, Nr. 5 (Januar 
1948). 
153 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1950, S. 99; W. Abelshauser, Der Ruhrkohlen­
bergbau, S. 45. 
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bis Ende 1946 gewonnen. 154 Außerdem sollten die Unternehmen an der Saar darauf 
kontrolliert werden, ob sie wirklich alles Personal benötigten. Dabei war klar, daß 
Zwangsmaßnahmen nur begrenzt weiterhelfen würden. So kam es darauf an, den 
Leistungswillen der Mitarbeiter anzustacheln. 
Die französische Besatzungsverwaltung agierte auf drei Ebenen. Sie stärkte die 
physische Kondition ihrer Mitarbeiter, sie stellte die Grubenarbeiter an die Spitze 
der EinkommensskalaUfidste-schnf Anr"in., Rh ei"e ,eQeilliäBiQe und vetläBiiehe 
Arbeit. 
Kalorienzuteilung: Untertagearbeiter 
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Die Lebensmittelrationen wurden deutlich heraufgesetzt, 155 bessere Arbeitsklei­
dung gab Schutz und vermittelte Sicherheit. 156 Ein ausgeklügeltes System erleich­
terte die An- und Abreise zu den Wohnorten. 157 Schließlich erlaubten bezaWte 
Ferien den Arbeitern, sich zu erholen und durch Gartenarbeit den Wintervorrat 
aufzubessern.158 Pikanterweise stand eine vergleichbare Anordnung für Frankreich 
selbst noch aus, so daß die Regelung an der Saar Pilotfunktion für das Mutterland 
erhielt. 159 
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154 F. Roy, Der saarländische Bergmann, S. I!. 
155 12.9.1946, Conseil de l'administration sequestre des Saargruben AG, Proces-verba1, AO­
FAA, Division de la production industrielle, C 549, P 7; Mission fran"aise des Mines de la Sarre, Le 
chef du Service Ouvrier an de Frondeville, ebd.- Zahlen nach Bulletin Statistique, verschiedene 
Ausgaben 1946-1948. 
156 17.6.1946, Coste an le Chef de la Section Cuir, AOFAA, Division de la production 
industrielle, C 538, CU 35. 
157 Entsprechende Maßnahmen wurden schon sehr früh ergriffen. Vgl. März 1946, Revue de la 
Zone Fran"aise, S. 42. 
158 15.2.1946, Conseil de I'administration sequestre des Saargruben AG, Proces-verbal, AO­
FAA, Division de la production industrielle, C 549, P 7. 
159 O.D., Note de M. Parisot pour M. le General Commandant en Chef en Allemagne, 
AOFAA, Cabinet Koenig, C 131/132, ECO II.17.d. 
Die Grubenleitung privilegierte ihre Mitarbeiter, zunächst durch verdeckte, spä­

ter, nachdem der Kontrollrat mitzog, durch offene Lohnerhöhungen. 160 Die Fami­

lien der Bergarbeiter wurden in das System mit einbezogen, denn ohne Unterstüt­

zung der Angehörigen blieben alle Bemühungen, die physische Leistungskraft der
 
Kumpel zu stärken, wirkungslos. Anstelle von 1.400 Kalorien erhielt die Bergarbei­

terfamilie aus dem Rationierungssystem durchschnittlich 2.000 Kalorien, wobei die
 
--ZtlSfttzmargendurch direkte Einkäufe im Ausland gedeckt wurden. 161 Die New 
York Tribune berichtete über die materielle Besserstellung der Grubenarbeiter: 
"The miners are paid 10 marks (about 3$) daily and are given two free meals 
underground. Surface workers get one free meal, in addition, all are allowed extra 
rations of 350 grams ofbread, 66 grams ofmeat, 50 of green, 1.500 ofpotatoes and 
60 of marmelade, all of which they can take horne, unlike miners in the American 
zone. - Miner's families recieve 1.500 extra grams ofbread and 145 ofmeat daily. 
At Christmas a special fruit ration was issued which the French got for them by 
requisitioning most of the fruit crops of the Palatinate. Miners also enjoy special 
ration of cognac and of cigaretts a day, in hornes heated by the coal of the mine; 
25.000 tons a month is set aside for their use."162 
Die Kumpel bekamen höheren Lohn und bessere Nahrung, aber das hieß noch
 
lange nicht, daß sie auch wirklich arbeiteten. Anfangs setzte die Besatzungsmacht
 
auf Strafe, Lohnabzug, Kontrolle, auf Überprüfung durch Werksärzte. 163 Im Juli
 
1946 änderte sie ihre Strategie, schuf eine spezielle Anwesenheitsprämie, die sie
 
mit einer Lieferzusage für Verbrauchsgüter koppelte. Haushaltsgegenstände konn­

ten die Bergarbeiter für ihr Geld erwerben, aber auch Fett, das Frankreich seit Mai
 
1947 zur Verfügung stellte. 164 Die eine Hälfte der Prämie sollte den Kumpeln
 
unmittelbar ausgezahlt werden, die andere blieb an Leistungen der Belegschaft der
 
gesamten Schachtanlage gebunden. 165
 
Drei Monate nach den französischen Maßnahmen folgte die britische Besat- Vergleich mit 
zungsmacht dem saarländischen Beispiel, indem sie ähnliche Bestimmungen für die der Ruhr 
Ruhr erließ. Sie erzielte indes keine vergleichbare Wirkung. Der Grund lag in den 
ganz anderen Voraussetzungen der Betriebsführung. 166 
160 21.9.1946, Telegramm Parisot, AOFAA, Division de la production industrielle, C 1837, P
 
4/44; 27.9.1946, Noiret an CGAA, Sa1aires applicables dans les Mines de la Sarre, ebd.; 21.3.1947,
 
Mission Fran"aise des Mines de la SaITe an de Frondeville, ebd., C 549, P 7; A. Schmitt, Kurze
 
Geschichte des Industrieverbands Bergbau-Saar, 1945-1955, Wiebelskirchen 1985, S. 5.
 
161 10.10.1946, Conseil de l'administration sequestre des Saargruben AG, Proces-verbal,
 
AOFAA, Division de la production industrielle, C 549, P 7; 14.11.1946, ebd.
 
162 19.6.1946, New York Tribune. - Am 28.12.1946 veröffentlichte die Times einen ähnlich
 
lautenden Bericht.
 
163 23.4.1946, o.V., Note sur la methode appliquee par la Mission fran"aise des Mines de Ja
 
SaITe pour augmenter la production et le rendement, AOFAA, Division de la production industrielle,
 
C 1837, P 4/44.
 
164 9.5.1947, Conseil de l'administration sequestre des Saargruben AG, Proces-verbai, AO­

FAA, Division de Ja production industrielle, C 549, P 7.
 
165 10.1 0.1946, Conseil de surveillance de l'administration sequestre des Saargruben AG,
 
Proces-verbal, AOFAA, Division de Ja production industrielle, C 549, P 7.
 
166 Werner MiJert, Die verschenkte Kontrolle, Bestimmungsgründe der britischen Kohlenpoli­

tik im Ruhrbergbau, 1945-1947, in: D. Petzina, W. Euchner (Hrsg.), Wirtschaftspolitik, 105-120;
 
152 153 
Frankreich entsandte ein ganzes Korps von Spezialisten an die Saar. Weit mehr 
als 100 Ingenieure bestimmten die Geschicke der Gruben. 167 Vielfach sprachen sie 
Deutsch, kannten die Abbaubedingungen aus der Völkerbundszeit, trafen ihre 
früheren Mitarbeiter der Jahre 1920 bis 1935. Andere, die jungen Ingenieure, 
wollten beweisen, was sie leisten konnten. Sie kamen gerade von der Schule, 
verfügten über die neuesten Erkenntnisse der Betriebsführung und der Bergbau­
technik, zögerten nicht;-tlir-Wissen erfolgreich eiezubriagElR. 
132 englische Kontrollbeamte mußten ein fünffach so großes Revier überwa­
chen. Sie waren in jeder Hinsicht überfordert. Das Leitungspersonal der Zechen 
sehnte sich zurück zu den Zeiten privater Unternehmensführung. Alles schien ihnen 
unsicher zu sein: die eigene Stellung im Betrieb, die Zukunft der Gruben. Die 
Entnazifizierung bedrohte ihren Führungsanspruch.168 
Was mit der Saar geschehen werde, war dagegen sehr viel klarer erkennbar. 
Frankreich verlangte das Eigentum an den Gruben, engagierte sich mit Personal, 
mit Ausrüstungsgütern, mit Lebensmittellieferungen. Direkte Kontrolle und Ein­
bindung der Gewerkschaftler lauteten die wichtigsten Grundsätze französischer 
Betriebsleitung: "Surveillance fran~aise jusqu'au fond du puits de mine avec admi­
nistrateurs, techniciens et inspecteurs possedant a la fois la connaissance de 
l'Allemand et une experience puisee dans les annees anterieures a 1935; controle 
direct achacun des stades de la production ... ; observation d'une stricte discipline, 
rendue plus effective encore par la presence de delegues des mineurs, en ce qui 
concerne les absences, les paresseux, les agitateurs et les critiques steriles; examen 
attentif des recriminations formulees par les mineurs, de leurs besoins domestiques 
et de leur etat de sante."169 
Die englische Besatzungsverwaltung hatte nur geringes Ansehen bei den Kum­
peIn. Das besserte sich kaum, als im Januar 1947 ein Punktesystem die Leistung der 
Grubenarbeiter anstachelte. Nach anfänglichen Erfolgen mußten die britischen 
Behörden zugestehen, daß es ihnen unmöglich sei, die versprochenen Güter auszu­
liefern. Sie hatten versäumt, alle betroffenen Verwaltungen zu informieren, den 
Realitätsgehalt der Zusagen zu überprüfen. Nun standen sie mit leeren Händen 
da.l7° 
Wieviel mehr Umsicht bewiesen die Verantwortlichen an der Saar! Auch sie 
begrüßten ein Punktesystem, das gute Arbeit honorierte. Doch ein Blick auf die 
materiellen Gegebenheiten verbot großzügige Ankündigungen. 171 Was möglich 
war, wurde unternommen. Die Arbeiter akzeptierten ihre Vorgesetzten: "These 
W. Abelshauser, Der Ruhrkohlenbergbau, S. 30ff.; Mark Roseman, The uncontrolled economy: 
Ruhr coal production, 1945-1948, in: lan Turner (Hrsg.), Reconstruction S. 93-123. 
167 Martine Muller, Douze ans de cooperation franco-sarroise dans !'industrie miniere, 1945­
1957, (Amicale de I'ancien personnel franyais des Mines de la Sarre), 0.0. 1988, S. 33f; 18.1.1947, 
Daily Mail, PA Grandval5. 
168 W. Milert, Die verschenkte Kontrolle, IlOf.; M. Roseman, Reconstruction. 
169 5.7.1947, Economist, AOFAA, Delegation GFCC, Division Economie, C 3269, P 3, 224c. 
170 G. Trittei, Hunger, S. 274f. 
171 10.10.1946, Conseil de I'administration sequestre des Saargruben AG, Proces-verbal, 
AOFAA, Division de la production industrielle, C 549, P 7; 14.1.1947, ebd.; 14.2.1947, ebd. 
154 
Frenchmen know their stuff', schilderte der Reporter der New York Tribune die 
Stimmung. "We are glad to work for them and we certainly cannot complain about 
living conditions."172 
Die einseitige Vorteilnahme zugunsten der Grubenarbeiter war politisch nicht 
unproblematisch, deshalb zögerten die Engländer lange, die Bergleute auf Kosten 
der übrigen Bevölkerung zu begünstigen. Die französische Verwaltung wußte den 
--Konflik~zumindern,indem sie einerseits bedeutende Lebensmittelmengen impor­
tierte und indem sie andererseits die Grubenarbeiter dafür gewann, Sonderschichten 
einzulegen, welche der gesamten Bevölkerung zugute kamen. Während die Kumpel 
an der Ruhr Leistungen über das vorgeschriebene Maß hinaus ablehnten und im 
Frühjahr 1947 auf die Straße gingen, erlaubte die Feiertagsarbeit der Saarbergleute 
- wie geschildert - den Import von Autoreifen, die Einfuhr von Kartoffeln und eine 
Erhöhung der Zuteilungen für den Hausbrand. 173 
Auch die finanziellen Dinge wurden geregelt. Die Gestehungskosten lagen weit 
über den niedrigen Kohlenpreisen, die noch die Nationalsozialisten festgelegt hat­
ten. Daher bedeutete jede geschürfte Tonne, daß die Saargruben ihre Verluste 
vergrößerten. Ende 1946 legte Baden-Baden fest, daß die Länder der Zone anteils­
mäßig das Defizit ausgleichen müßten, und selbst die Beiträge für die Saarknapp­
schaft wurden nach einem entsprechenden Schlüssel aufgeteilt. 174 
Altersgliederung im Saarbergbau 
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172 19.6.1946, New York Tribune. 
173 10.10.1946, Conseil de I'administration sequestre des Saargruben AG, Proces-verbal, 
AOFAA, Division de la production industrielle, C 549, P 7; 14.3.1947, ebd.; o.D., Grandval, 
Introduction, PA Grandval4; 22.10.1947, Grandval an Debre, MAE, Z Europe 1944-49, Sarre 19; 
A. Schmitt, Kurze Geschichte, S. 5. 
174 13.12.1946, Grandval an Laffon, AOFAA, Division de l'economie et des finances, Cabinet, 
C 500 A 219; 4.7.1947, Auboyneau an alle Delegations Superieures, Repartitions du deficit des 
Mines de la Sarre pour les exercices 1945/46 et 1946/47, ebd.; 29.8.1947, Le Ministre des Finances, 
Direction des Finances exterieures an GMZFO, ebd.; 9.12.1947, Direction des Finances, Baden­
Baden, Subvention ala Saarknappschaft, ebd. 
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Die Grenzen Trotz aller Bemühungen blieb die Förderung an der Saar hinter der französischen 
der Produkti­ 17 . . 6 .zurück. 5Em Dnttel der Belegschaft stammte aus fremden Berufen. 17 Die Alters­
onssteigerung 
struktur war ungünstig. 177 Die Ernährungslage blieb kritisch. Selbst wo es notwen­
dig gewesen wäre, konnte das Material nicht ausgewechselt werden. 178 Die mittle­
ren Kader waren stark dezimiert oder konnten ihre Führungsrolle wegen Belastun­
gen aus der Nazizeit nicht wirklich wahrnehmen. 179 Seit dem Sommer 1947 zwang 
der Engpaß beiderr'fransportell zu Feierschichten. IBQ 
Für Frankreich brachte das Engagement für die Saargruben scheinbar mehr 
Nachteile als Vorteile. Ohne Kompensation durch erhöhte Kohlenlieferungen stell­
te es wichtige Ausrüstungsgüter zur Verfügung, entsandte knappes Fachpersonal 
und verzichtete auf die Arbeitskraft deutscher Kriegsgefangener. Doch gerade weil 
es sich engagierte, stand es niemals unter Legitimationsdruck wie die Engländer an 
der Ruhr, konnte es die notwendige Leitungsfunktion bis in die Schachtanlagen 
hinein gewährleisten. Die französische Politik war in besonderer Weise den Bedin­
gungen des Bewirtschaftungssystems angepaßt: Kontrolle und Kooperation mit den 
Gewerkschaften, Bevorteilung und Lenkung der leistungsfähigen Arbeitskräfte in 
jene Bereiche, die durch puren Arbeitseinsatz erhöhte Produktion versprachen. 
Selbst auf dem Höhepunkt der Ernährungskrise, im Sommer 1946, besaßen die 
Saarbergarbeiter Anspruch auf 3.200 Kalorien, während an der Ruhr nur 2.800 
Kalorien zugewiesen wurden. 181 Die französische Wirtschaftsverwaltung akzep­
tierte die Konsequenzen der eigenen Politik, erkannte, daß es nicht ausreichte, die 
Gruben zur Arbeit zu bringen, wenn die damit in Verbindungen stehenden Industri­
en lahm lagen. 182 Vor allem die Hütten profitierten von dem pragmatischen Ansatz. 
175 Department of State, Division of Research for Europe, Office of Intelligence Research, 
Economic Survey ofthe Saar, S. 31. 
176 10.12.1946, Journal de Geneve. 
177 Zahlen: o.D., Die Altersgliederung im Saarbergbau, LASB, Regierungspräsidium 75. 
178 27.9.1946, Baboin an Filippi, AOFAA, GFCC, Division Economie, C 3276, P 8, Co 2.031­
I; 14.12.1946, o.V., Responses au questionnaire de la federation syndicale mondiale sur l'etat actuel 
du charbon dans le monde, ebd., Division de la production industrielle, C 1837, P 4/44. 
179 Am 24.10.1946 berichtete die L'Etoile du Soir: "C'est le corps franc;ais des ingenieurs des 
Mines qui a d'abord sauve la situation. Les cadres allemands contenaient un des plus forls pourcen­
tages de membres influents du parti nazi qui ait jamais ete calcule. On pratique une epuration 
massive: 175licenciements, 240 retrogradations, des reductions de traitement, des mises ala retraite 
et des mutations." 12.3.1946, Conseil de I'administration sequestre des Saargruben AG, Proces­
verbal, AOFAA, Division de la production industrielle, C 549, P 7; 23.7.1946, Laffon an Baboin, 
ebd.; 14.2.1946, Conseil de l'administration sequestre des Saargruben AG, Proces-verbal, ebd.; 
Februar-April 1947, Rapport d€taille, LASB, Handelsamt 10; 10.6.1947, Furby an Laffon, MAE 
Nantes, SaITe, HC Cabinet 116. 
180 Juli 1947, Mission franc;aise des Mines de la Sarre, Rapport mensuel, AOFAA, Division de 
la production industrielle, C 549, P 7; September, Rapport mensuel, ebd., Division de l'economie et 
des finances, Cabinet, C 500 A 219. 
181 O.D. (Sommer 1946), o.V., Propositions franc;aises pour le relevement de la production 
charbonniere en Allemagne, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 116. 
182 12.7.1946, O.V., La resurrection de l'economie sarroise au cours de 10 mois d'occupation, 
AOFAA, Division de la production industrielle, C 1861. Heftig kritisierte der Aufsichtsrat der 
Saargruben die englische Behörden, weil diese angeordnet hatten, daß Unternehmen, die Gruben­
ausrüstung herstellten, wöchentlich 3 Feierschichten einlegen sollten. 15.11.1946, Conseil de Sur­
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Im Vergleich zu den Gruben ungünstige Voraussetzungen 
Die Stahlfabriken in Völklingen, Neunkirchen, Brebach, Burbach und Dillingen 
gehörten seit dem Ende des 19. Jahrhunderts zu den namhaften Hüttenuntemehmen 
in Westeuropa. 21.000 Mitarbeiter zählten die Eisenwerke, 17,9% der Industriebe­
---schäftigten waren bei ihnen tätig, und sie standen für 29,2% des gesamten Nettopro­
duktionswertes der saarländischen Industrie. 183 Bezogen auf die Roheisenerzeu­
gung 1936 entsprach die Saarproduktion einem Drittel der Eisenerzeugung in 
Fra~eich.184 
Uberwiegend befanden sich die saarländischen Hütten in deutscher Hand, doch 
gab es fran~?sische Mehrheitsanteile bei Dillingen und Brebach sowie ein luxem­
burgisches Ubergewicht in Burbach. 185 Zwischen dem Juli 1945 und dem Ende des 
Jahres 1946 ordnete die Militärverwaltung an, daß alle Anteile deutscher Eigentü­
mer an französische Treuhänder zu übergeben seien. 186 Seither standen die Stahlun­
ternehmen entweder unter französischer oder aber unter luxemburgischer Leitung. 
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Die Produktion kam nach Kriegsende nur schleppend voran, viel langsamer als 
die Kohlenförderung und langsamer als die Stahlerzeugung in Luxemburg, in 
Belgien oder in Frankreich. Bis zum September 1946 funktionierten erst zwei 
Hochöfen. Dann stieg die Zahl, so daß Ende 1947 neun Öfen unter Feuer standen. 187 
veillance de l'administration sequestre des Saargruben AG, Proces-verbal, ebd., C 549, P 7; April 
1947, Mission francraise des Mines de la Sarre, Annexe au rapport mensuel, ebd. 
183 F. Hellwig, Saar zwischen Ost und West, S. 18. Vgl. auch: Reichsamt für wehrwirtschaftli­
che Planung, Die deutsche Industrie, Berlin 1939, S. 128ff. 
184 Statistisches Handbuch für das Saarland, S. 104. 
185 Zur Entwicklung der Eigentumsverhältnisse vor dem 2. Weltkrieg s. Rolf E. Latz, Die 
saarländische Schwerindustrie und ihre Nachbarreviere, 1878-1938. Technische Entwicklung, wirt­
schaftliche und soziale Bedeutung, Saarbrücken 1985, S. 11Off., 149ff., 235f. 
186 H. Thaden, Der industrielle Wiederaufbau, S. 141. 
187 Presidence du Conseil (Hrsg.), Trois ans de presence francraise, S. 38f. 
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Das war ein knappes Drittel des Bestandes von 1940.188 Noch 1946 lag die Saar bei 
der Rohstahlerzeugung hinter Westdeutschland zurück. Dann konnte sie, 1947, die 
Ruhr und die übrigen westdeutschen Roheisenproduzenten überrunden. 189 
Der Rückstand der Stahlindustrie gegenüber der Kohlenförderung war die Folge 
Materielle 
widriger Umstände. Insbesondere die Werke in Neunkirchen, Dillingen und Bur­Ursachen des 
Rückstandes bach hatten untercleIl_all.U~l1:~nBombardements gelitten, während Völklingen wie 
durch ein Wunder verschont geblieben war und bereits im Dezember 1945 dIe 
Produktion aufnehmen konnte. 190 Die Reparaturarbeiten erwiesen sich als außeror­
dentlich schwierig, weil immer neue technische Probleme überwunden werden 
mußten.191 Zwei Monate allein brauchten die Koksbatterien, bis sie die richtige 
Betriebstemperatur hatten. 192 Alles hing davon, ob es gelang, regelmäßige Gasliefe­
rungen zu sichern. So reichten die Instandsetzungsarbeiten weit über das unmittel­
bare Hüttengelände hinaus. 
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An der Ruhr beklag­
ten die Stahlunterneh­
men das Fehlen der tra­
ditionellen Erzzufuhren 
aus Schweden.193 In die­
ser Beziehung war die 
Situation im Saarland 
günstiger, denn die Lie­
ferungen aus dem loth­
ringischen Minettegebiet 
erfolgten planmäßig. 194 
Dafür waren andere 
Hilfsstoffe rar: In Dillin­
188 O.D., Sous-comite de l'industrie, Etudes sur la Sarre, La resurrection de l'economie 
sarroise au cours de 10 mois d'occupation fran"aise, AOFAA, Division de la production industrielle, 
C 1861. 
189 Direction de I'Information, Documentation sur la Sarre, Situation economique de la Sarre, 
o.J. 
190 Hans Rehbein, Die Wirtschaft des Saargebiets, in: Europa-Archiv, August 1947, S. 804f. 
191 Fevrier 1946, Synthese du rapport mensuel du Gouvernement Militaire de la Sarre, SGAAA, 
P 60, V 16/2; 11.2.1946, Conseil de surveillance institue aupres de l' Administrateur pour la Gestion 
Militaire des Röchling'sche Eisen- und Stahlwerke GmbH, Compte-rendu, AOFAA, Division de la 
production industrielle, C 550, Div 11. 
192 13.9.1945, Proces-verbal du Comite Consultatif institue aupres de I' Administrateur pour la 
Gestion Militaire des Roechling'sche Eisen und Stahlwerke GmbH, AOFAA, Division de la pro­
duction industrielle, C 550, Div 11; Albert Denis, L'evolution de la production industrielle en Sarre 
dejuillet 194511 fevrier 1949, in: R. Hudemann, R. Poidevin (Hrsg.), Die Saar, S. 206. 
193 31.5.1946, Französisches Konsulat Düsseldorf an Tarbe de SI. Hardouin, AOFAA, Cabinet 
Koenig, C 131/132, ECO II.17.d; Werner Bührer, Ruhrstahl und Europa. Die Wirtschaftsvereini­
gung Eisen- und Stahlindustrie und die Anfänge der europäischen Integration, 1945-1952, München 
1986, S. 95.
 
194 F. Blumenauer, Absatzfragen, S. 37.
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gen scheiterte beispielsweise das Wiederanfahren eines Siemens-Martin-Ofens, 
weil Bitterkalk fehlte. 195 
Noch anderes behinderte die Produktion. Georges Thedrel, der Sequesterverwal­
ter in Völklingen, äußerte im September 1946, daß er die bestellten Stahlmengen 
unmöglich liefern könne, weil die notwendigen Mitarbeiter fehlten. 196 Auch in 
Dillingen soll der Fachkräftemangel ein Anfahren der Produktion behindert ha­
-ben.197 
Vor allem fehlte jedoch Kokskohle. 198 Die Produktion lag 1947 bei 77% des 
Wertes von 1929, doch anders als im Jahr vor der Weltwirtschaftskrise ging die 
Hälfte der Erzeugung in den Export. 199 Koks war der zentrale Engpaßfaktor aller 
Hüttenwerke im näheren Umkreis des Saarlandes. In Luxemburg standen im Febru­
ar 1947 elf von siebzehn Hochöfen still.2oO In Lothringen sah es nicht besser aus.201 
Die Forderung des Exports sollte Abhilfe schaffen, doch dürfte der Nutzen gering 
gewesen sein, denn die Hochöfen außerhalb des Saargebietes konnten den schlech­
ten saarländischen Koks kaum richtig verwerten. 
Widersprüchliche politische Interessen 
Amerikanische Beobachter haben der französischen Administration 1948 vorge­
worfen, daß sie die Saar systematisch benachteilige. Bewußt würde die französische 
Verwaltung nur jene Industriezweige fördern, die dem Mutterland unmittelbaren 
Nutzen brächten.202 Die wissenschaftliche Literatur hat später ähnlich argumentiert. 
Hermann Kotthoff und Peter Ochs schilderten die wirtschaftliche Funktion der Saar 
als Konjunkturpuffer Frankreichs. Die Stahlproduktion sei zum Schutz der franzö­
sischen Industrie bis 1950 bewußt gedrosselt worden.203 Helmut Frühauf hat an 
anderer Stelle von einer weitgehenden Indienstnahme des Neunkircher Hüttenwer­
kes durch die französische Stahlindustrie gesprochen.204 
195 April 1946, Rapport mensuel, AOFAA, Division de la production industrielle, C 530, 
Doc2. 
196 21.2.1946, Direction de la Siderurgie an Delacote, AOFAA, Division de la production 
industrielle, C 550, Div 11. 
197 H. Thaden, Der industrielle Wiederaufbau, S. 141ff. 
198 Oktober 1946, Rapport mensuel, AOFAA, Division de la production industrielle, C 530, 
Doc 2; November-Januar 1946/47, Rapport detaille du Gouvernement Militaire de la Sarre, LASB, 
Handelsarnt 9. 
199 Department of State, Division of Research for Europe, Office of Intelligence Research, 
Economic Survey ofthe Saar, Washington 1948, S. 20, 33. 
200 14.6.1947, SZ; H. Thaden, Der industrielle Wiederaufbau, S. 144f. 
201 19.11.1947, Note, Possibilites et besoins de la siderurgie fran"aise, MAE, Y 1944-1949, 
372. 
202 Department of State, Division of Research for Europe, Office of Intelligence Research, 
Econornic Survey of the Saar, S. X, 20. 
203 Hennann Kotthoff, Peter Ochs, Mitbestimmung an der Saar. Sozialgeschichte der Mitbe­
stimmung in den Saarhütten und im Saarbergbau, Köln 1988, S. 24. - Ebenso: G. Weber, S. 27f.; G. 
Barthel, Les relations economiques, S. Ilf. 
204 Helmut Frühauf, Eisenindustrie und Steinkohlenbergbau im Raum Neunkirchen/Saar, 
Trier 1980, S. 133. 
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Was aufgrund der Sichtung des verfügbaren Zahlenmaterials als Intention ent­ Zwischenzeitlich meldete sich Paris, unterstrich, daß der Export von Kohle und Ausbeutung und 
kurzfristige schlüsselt wurde, findet seine Bestätigung im französischen Quellenmaterial. Da ist Koks Vorrang besitze und die Saar notfalls zurückstehen müsse, doch damit gaben 
Instrumentali­ die Rede von notwendigem Schutz vor unliebsamer Konkurrenz. Interessierte sich die Verantwortlichen in Saarbrücken und Baden-Baden nicht zufrieden. Neben 
sierung Stellen argumentierten, daß an der Saar die Standortvoraussetzungen für eine I ; Argumenten, die bereits vorgebracht wurden, verwiesen sie darauf, daß ein Anfah­
erfolgreiche Hüttenindustrie fehlten und nur eine geschickte Subventionspolitik 
dies in der Vergangenll~!tveIdeckthabe.205 Um ein Wiederanfahren der saarländi­
schen Hüttenindustrie zu verhindern, wird auf die ablehnende Haltung der tranZOSl­
schen Öffentlichkeit hingewiesen.206 Die Saardirektive vom August 1945 dekretier­
te, daß die Stahlindustrie nur langsam angefahren werde solle, damit genügend 
Kohle und Koks für den Export verfügbar seien.20? 
Man konnte aus französischer Sicht freilich auch ganz andere Schlüsse ziehen: Französisches 
Interesse an Wenn der Kontrollrat die Ausfuhr von Kohle und Koks begrenzte, war es dann nicht 
einer leistungs­ sinnvoll, an der Saar Stahl zu kochen und diesen nach Frankreich zu exportieren, 
fähigen Saar­ um auf indirektem Wege die Energiebilanz aufzubessern?208 Die Gruben benötigten 
wirtschaft Eisen,209 das Transportsystem war nur mit Hilfe ausreichenden Reparaturmaterials 
in Gang zu setzen. Ohne Investitionen an der Saar, ohne ausreichende Hüttenpro­
duktion konnte Frankreich seine Ziele kaum verwirklichen, würde es weniger 
Kohle erhalten, weniger Koks. Selbst langfristige Gesichtspunkte mochten zugun­
sten der saarländischen Stahlwerke sprechen. Weder stand fest, daß sie technisch 
tatsächlich veraltet waren, noch war der Nutzen einer frühzeitigen Marktbegren­
zung unumstritten. Konkurrenz für die träge französische Stahllobby entsprach dem 
zentralen Anliegen der Planungskommission. Und als letzter Gesichtspunkt: Wenn 
Frankreich die Ruhr wirklich als schwerindustrielles Zentrum ablösen wollte, be­
durfte es dann nicht aller Kapazitäten, konnte es auf den Beitrag einer Hüttenindu­
strie verzichten, welche bereits feste Marktpositionen in Deutschland besaß?210 Wie 
glaubwürdig war die französische Saar- und Ruhrpolitik, wenn sie von vornherein 
auf die Unterstützung durch die Saarhütten verzichtete? 
Überzeugungsarbeit und wirtschaftliche Eifordemisse 
Die ersten Anweisungen an die Reparaturmannschaften sahen vor, die Eisenwerke 
in Völklingen und in Dillingen gleichzeitig in Gang zu setzen. Aber wegen der 
vielen technischen Probleme dauerte es eine ganze Weile, bis Dillingen dem Vor­
bild des weiter südlich gelegenen Werkes in Völklingen folgen konnte.211 
205 4.6.1946, Commission du plan de la Sarre, Sous-Commission Siderurgie, AOFAA, Dos­
siers Debre, 2B. 
206 1.2.1946, Marcel Paul an Grandval, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 116. 
207 25.8.1945, Secretariat General du Comite des affaires allemandes et autrichiennes, Directi­
ves particulieres concernant la Sarre, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol III, 10. 
208 Mehr als ein Drittel der saarländischen Erzeugung ging in den Export nach Frankreich, G. 
Barthel, Les relations economiques, S. 12. 
209 5.1.1946, Grandval, Protocole, PA Grandval5. 
210 19.6.1947, Commission du plan de la Sarre, Reunion, AOFAA, Dossiers Debre 1B; 
24.7.1947, Commission du plan de 1a Sarre, Reunion, PA Grandval11CJ; 31.7.1947, Krafft, Etude 
financiere, 2. Teil, AOFAA, Economie Generale, C 15, P 7, AEF 53. 
211 Dezember 1945, Rapports du Gouvernement Militaire de la Sarre, AOFAA, Cabinet 
Koenig, Pol III, K2; April 1946, Rapport mensuel, ebd., Division de la production industrielle, C 
530, Doc 2. 
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ren der Koksbatterien ohne gleichzeitige Nutzung der Hochöfen kaum Sinn ma­
che.212 Ihre Stunde kam, als Ende 1946 das Lagermaterial aufgebraucht war. 
Einstimmig"bestätigte die Planungskommission, daß wegen der momentanen Eng­
pässe alle Möglichkeiten zur Produktion genutzt werden sollten.213 Die Hütten 
erhielten den Status von Prioritätsbetrieben. Von Konkurrenzfurcht war nicht mehr 
die Rede.2l4 Die Arbeiter bewiesen, was positive Anreize zu bewirken vermochten. 
Immer neue Rekordergebnisse wurden erzielt, im Unterschied zur Ruhr, wo unge­
nügende Brennstoffversorgung, Planungs- und Lenkungsmängel, die Unsicherheit 
über das weitere Schicksal der Werke ein Aufleben der Produktion behinderten.215 
d. Die Grenzen des Machbaren 
(1) Stagnation und selektives Wachstum 
Lange vor dem Währungswechsel im November 1947 begann der Wiederaufstieg Aufschwung 
der Saarwirtschaft. Insofern ist die Beobachtung eines frühzeitigen Beginns des nach der 
Franc­Rekonstruktionsprozesses in Westdeutschland zutreffend.2l6 Dennoch brachte die 
einführungRückkehr zu stärker marktwirtschaftlichen Verhältnissen im Jahre 1948 entschei­
dende Veränderungen. 
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212 7.10.1946, Gouvernement Militaire de la Sarre, Direction de l'economie et des finances, 
Remise afeu des hauts-fourneaux en SaITe, AOFAA, Cabinet Koenig, C 114, ECO LA.3. 
213 4.2.1947, Commission du plan de la Sarre, Sous-Commission "Siderurgie", AOFAA, 
Dossiers Debre, P 5/7. 
214 9.5.1947, Proces-verba1, AOFAA, Division de la production industrielle, C 550, Div 11; 
Mai 1947, Rapport mensuel, ebd., C 530, Doc 2; Valabregue an Gouvernement Militaire de 1a Sarre, 
ebd., Dossiers Dob1er, lere Serie, 158/1/12. 
215 W. Krumbein, Wirtschaftssteuerung, S. 125, 153f.; A. Kramer, The West Gerrnan eco­
nomy, S. 101. 
216 Dazu: W. Abe1shauser, Wirtschaft in Westdeutschland, S. 62f. 
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Neuere For­
schungen zum 
Bewirtschaf­
tungssystem 
Probleme bei 
der Informa­
tionsgewinnung 
Vor allem jene Wirtschaftssektoren, die bis dahin zurückgestanden hatten, hol­
ten mit rascher Geschwindigkeit auf. Das galt für die Roheisenproduktion, für die 
Zementerzeugung, für die Baumwollspinnerei, um nur einige Wirtschaftssektor~n 
zu nennen, für welche eine Berechnung möglich ist. Am auffallendsten dürfte dIe 
Entwicklung bei der Verbrauchsgüterindustrie gewesen sein, aber da fehlen die 
notwendigenUnterlagen;nZ_ 
o 
Nachdem die Forschung viele Jahre das Bewirtschaftungssystem überhaupt 
nicht thematisiert hat oder trotz der nach wie vor privaten Verfügung über die 
Produktionsmittel dieses fälschlich mit der zentralen Planwirtschaft gleichgesetzt 
hat, hat sie in den letzten Jahren eine Vie~zahl von ~nte~suchungen v~rgelegt, 
welche die politischen, sozialen und ökonorrnschen ImphkatlOnen des BewIrtschaf­
tungssystems beschreiben.218 Im folgenden genügt es, die wichtigsten Gesichts­
punkte zu nennen und kurz darzustellen, wie die Verhältniss~ an der Saa: w~ren: 
An allem Anfang naturalwirtschaftlicher Planung stand dIe NotwendIgkeIt aus­
reichender Informationsgewinnung. Infolge des Krieges waren Archive und Doku­
mente zerstört, waren verschüttet, verschleppt, nicht wieder auffindbar. Saarbrük­
ken litt aufgrund der Evakuierung besonders.219 
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217 Dr. Buchholz, Das Handwerk an der Saar und seine Betriebe, in: Wirtschaftliches und 
kulturelles Handbuch des Saarlandes, Saarbrücken 1955, S. 108. 
218 Walter Huppert, Wirtschaftslenkung. Staatliche Planung und Lenkung der industriellen 
Wirtschaft, MeisenheimlGlan 1955; D. Petzina, W. Euchner (Hrsg.), Wirtschaftspolitik im briti­
schen Besatzungsgebiet; Alexander Drexler, Planwirtschaft in Westdeutschland, 1945-1948. Eine 
Fallstudie über die Textilbewirtschaftung in der britischen und Bizone, Stuttgart 1985; Friedrich 
Stratmann, Chemische Industrie unter Zwang? Staatliche Einflußnabmen am Beispiel der chemi­
schen Industrie Deutschlands, 1933-1949, Stuttgart 1985; R. Hudemann, Sozialpolitik, S. 31ff.; W. 
Carlin, Economic reconstruction; W. Krumbein, Wirtschaftssteuerung in Westdeutscbland; Ch. 
Buchheim, Die Währungsreform in Westdeutschland im Jahre 1948; ders., Die Wiedereingliede­
rung, S. 53ff.219 Januar 1946, Rapports du Gouvernement Militaire de la Sarre, AOFAA, Cabinet Koenig, 
PolID, Kl. 
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Die Verwaltungen konnten ihren Aufgabe nur erfüllen, wenn sie durch die 
Unternehmen und Haushalte zutreffend unterrichtet wurden. Doch die Informatio­
n~n, di~ die franzö~ischen Dienststellen erhielten, waren notorisch unzuverlässig. 
DIe WIrtschaftssubjekte entwickelten ihre eigenen Strategien, um bürokratischen 
: Zum~tungen. zu beg.~gn~n und wirtschaftliche Engpässe zu überwinden. Sie ver­
! __s~?I~~e~en~Ie Verhältmsse, versuchten durch übertriebene Anforderungen, plane-
I fIschen Handlungsspielraum und wirtschaftliche Leistungskraft zurückzugewin­
220I nen. So erzeugte die Bewirtschaftung selbst Mangelerscheinungen. 
I Fehlerhafte Berichterstattung ließ sich durch Kontrollen der Behörden einschrän-
I ke?,. aber wer kontr.ollie~e die Behörden? Baden-Baden meldete den Vollzug der 
I aVISIerten Lebensffilttelheferungen; Saarbrücken beklagte, wie lückenhaft die Zu­
221 
I sendung ausgefallen sei. 
I Trot~ aller.Fehl~r und Mängel, jedes Unternehmen hatte ein Interesse daran, die 
ProduktIon WIeder In Gang zu setzen, um nach Ende der Krisenzeit den Betrieb auf 
gesunde Grundlagen zu stellen. Von daher verbot sich eine vollkommene Obstruk­
tionspolitik. Im übrigen verringerte eine gute Portion Mißtrauen seitens der Verwal-
I tungsfac~leute allzu ~roßzügige Anfor~erungen. .wichtiger waren die Probleme der 
InformatlOnsverarbeltung. Es fehlten dIe methodIschen Grundlagen, die apparative 
Ausstattung, die personellen Voraussetzungen. Wie häufig monierten die Behör­
den, daß Zahlenkolonnen falsch zusammengezählt worden seien, die herangezoge­
nen Tabellen nicht stimmten.222 Da eine komplexe Steuerung der Gesamtwirtschaft 
die Leitungsinstanzen überforderte, beschränkten sich die Planungsbehörden auf 
wenige Zentralprodukte. Sie ermittelten Mengenvorgaben, wo genaue Qualitätsan­
gaben erforderlich gewesen wären. Die Tonnenideologie befriedigte die Statistik, 
ohne daß den Belangen der Nachfrageseite genügt wurde. 
Ein riesiger Verwaltungsapparat entstand, nur damit beschäftigt, Fragebögen 
auszufüllen, die sich permanent änderten.223 Kompensationsgeschäfte dienten der 
Versorgung mit notwendigen Hilfs- und Rohstoffen, die auf legalem Wege kaum 
besorgt werden konnten, oder sie bildeten Grundlage betrieblicher Sonderrationen, 
um die Leistungskraft der Arbeiter zu steigern.224 Von unverhältnismäßig hohen 
Transaktionskosten würden die Wirtschaftswissenschaften sprechen. 
220 Februar 1946, Nachrichtendienst der Handelskammer zu Saarbrücken, Nr. 4. 
221 O.D., Centre d'etude et de Documentation, La SaITe au commencement de 1946, AOFAA, 
SGAAA, P 60, V 16/2; 25.2.1947, Laffon an Grandval, ebd., Dossiers Debre, 6111; 18.11.1947, 
Proces-verbal de I'entretien du 14.11.1947 au sujet des statistiques du commerce exterieur, ebd., 
Direction Filippi, C AEF 199, P 9, D 6; 28.3.1949, Mare Bamberger, Henri Faure, Rapport sur le 
commerce exterieur de la SaITe, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 42. 
222 Vgl. die zahlreichen Rundschreiben in: AOFAA, Division de la Production Industrielle, C 
530 Doc 14; 19.11.1946, Gouvernement Militaire de la SaITe an Direktion Landwirtschaft und 
Ernährung der Verwaltungskommission, LASB, Verwaltungskommission 54. 
223 Vgl. die Hinweise im Nachrichtendienst der Handelskammer zu Saarbrücken sowie 
22.4.1946, Direction Regionale de l'Economie et des Finances, Statistiques et Contröle, Rundschrei­
ben Nr. 11, LASB, Regierungspräsidium 141. 
224 11.6.1946, Gouvernement Militaire de la SaITe, Ravitaillement, Lettre de M. Baboin, 
Elements de reponse, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 116. 
163 
Informations­
verarbeitung 
Hohe Transak­
tionskosten 
Geringe 
Arbeits­
produktivität 
Lagerhaltung 
Fehlallokation 
der knappen 
Güter 
Parallele 
Märkte 
Aktivitäten außerhalb des offiziellen Beschäftigungssektors besaßen eine ver­
gleichsweise hohe Attraktivität. Hamstern und das Werkeln im eigenen Garten 
gehörten dazu. Von den 15.000 geschätzten Scheinarbeitsplätzen an der Saar war 
schon die Rede. Zudem war der landwirtschaftliche Sektor heillos überbesetzt. Die 
Arbeitsproduktivität war gering, denn nur die Anwesenheit zählte. Fremde Arbeits­
kräfte, die nicht dem J;lt~Jt:i.~!Lverbunden waren, zeigten ein ganz auffallendes 
Desinteresse, waren nicht einmal für Aufräumarbeiten richtig einzusetzen.225 So­
wenig Leistungsanreize es für die Arbeitenden gab, auch für die Unternehmen 
fehlten Motive, rationell und preisgünstig zu produzieren.226 Die Aufteilung der 
Rohstoffe und Hilfsmittel erfolgte nicht nach Gesichtspunkten rationellen Wirt­
schaftens, was die leistungsfähigen Unternehmen bevorteilt hätte, sondern nach 
politischen Kriterien, mit dem Ziel, Konflikte zu vermeiden. 
Mehr als eine rudimentäre Zuteilung der Wirtschaftsgüter konnte das Bewirt­
schaftungssystem kaum gewährleisten. Die Lagerhaltung erreichte unglaubliche 
Zahlen. Da alle Güter knapp waren, die Kosten vergleichsweise wenig zählten, 
unsicher blieb, ob Nachschub zu beschaffen sein würde, galt es Vorräte anzulegen, 
Vorräte für jenen Zeitpunkt, wenn die Wirtschaft wieder zu normalen Verhältnissen 
zurückkehrte, Vorräte für den Tausch mit anderen knappen Gütern. Vorratshaltung 
lohnte mit Blick auf die Zukunft, während die Produktion von Fertigwaren ver­
gleichsweise wenig Nutzen versprach.227 
Das Bewirtschaftungssystem belohnte Sekundärtugenden. Nicht der ökonomi­
sche oder der soziale Bedarf zählte, sondern das Anpassen an die bürokratischen 
Strukturen oder das Nichtbefolgen der offiziellen Anordnungen. Das traf die Kran­
ken und Schwachen, denen es unmöglich war, sich frühmorgens in die Schlangen 
vor den Verteilungsstellen einzureihen, und die leer ausgingen, weil die Verwal­
tungsbeamten kaum jeden Einzelfall prüfen konnten und froh waren, ihre Bezugs­
scheine möglichst schnell unter die Leute zu bringen.228 Das traf die Unternehmen, 
die keine auf dem Tauschmarkt absatzfähigen Produkte herstellten und damit nicht 
in den Genuß zusätzlicher Versorgungsleistungen für ihre Arbeiter kamen.229 
Neben den offiziellen Verteilungswegen entstanden parallele Märkte als in sich 
geschlossene Kreisläufe für Private und für Unternehmen, unterschieden wiederum 
danach, ob sie auf Geldbasis funktionierten oder aufder Basis von Tauschhandel.230 
Unbeobachtet von der breiten Öffentlichkeit entwickelten Teilbereiche der produ­
225 Pressedienst der Eisenbahnen des Saarlandes (Hrsg.), Die Eisenbahnen des Saarlandes im 
Wiederaufbau, S. 2, 16. 
226 30.7.1947, Schlösser an Delegation Superieure pourle Gouvernement Militaire du Wurttem­
berg et Hohenzollem, AOFAA, Division de l'Economie et des Finances, Cabinet, C 500, A 219. 
227 20.12.1948, Premiere seance du Conseil Sup€rieur des Mines de la SaITe, MAE, 2 Europe 
1944-1949, Sarre 50. 
228 1.8.1946, Anlage zur Niederschrift über die Besprechung mit den Leitern der Kreiswirt­
schaftsämter, LASB, Regierungspräsidium 110. 
229 23.9.1947, Ehardt&Sehmer, Administration sequestre, Rapport au Conseil de surveillance, 
AOFAA, Division de la Production Industrielle, C 548 Div 6. 
230 4.1.1947, S2; 29.9.1946, Bruneteau, Rapport, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 116; 
26.11.1947, Volksstimme; November 1945, Nachrichtendienst der Handelskammer zu Saarbrücken, 
Nr. 6; vgl. ebenso die Referentenbesprechung der Abteilung VIII, LASB, Regierungspräsidium 5. 
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zierenden Wirtschaft funktionierende Beziehungsmuster, die den raschen Auf­
schwung der Produktion nach dem November 1947 erklären können. Die Mehrheit 
der Menschen blieb in das Bewirtschaftungssystem einbezogen. "Die Bedeutung 
der beiden gewerblichen parallelen Märkte - Schwarz- und Kompensationsmarkt _ 
stieg in den Nachkriegsjahren beständig, bis sie für die Aufrechterhaltung der 
Produktion unentbehrlich geworden waren. Demgegenüber sank das Volumen des 
amtlichen 'fauschmarktes und der beiden ,privaten' Schwarz- und Tauschmärk­
te."231 Private Armut und wirtschaftliches Wachstum existierten nebeneinander. 
Die parallelen Märkte verschärften die ungleichgewichtige Entwicklung, die die 
wirtschaftspolitisch notwendige Option zugunsten der Basisindustrien bereits im­
plizierte. Erst nach der Franceinfühung konnten sich jene Wirtschaftsunternehmen 
in den Aufschwung einklinken, die auf vergleichsweise komplexen Inputvorausset­
zungen aufbauten. Nur die geldseitige Steuerung erlaubte der gesamten Bevölke­
rung, ihre Bedürfnisse auf einem einheitlichen Markt zu artikulieren. 
Besaß das Bewirtschaftungssystem demnach keinerlei Rechtfertigung? Zu der 
Überwindung von Engpässen in den Grundstoffbereichen, zur Verteilung der knap­
pen Lebensmittel nach strengen Kriterien gab es wohl keine Alternative. Erst nach 
einer gewissen Aufbauphase überwogen die negativen Effekte der naturalwirt­232
schaftlichen Steuerung. Frankreichs Wirtschaftspolitik an der Saar gelang es, die 
Grundstoffindustrien rascher und effektiver zur Leistungskraft zurückzuführen als 
an der Ruhr, so konnte sie auch die Rückkehr zu marktwirtschaftlichen Bedingun­
gen früher wagen. 
(2) Die Impulse der Währungsumstellung 
Die Franceinführung am 20. November 1947 zeigte verblüffende Wirkung, denn 
die LiqUiditätsminderung zwang zur Auflösung der überquellenden Lager. Je mehr 
Sektoren aus der BeWirtschaftung herausgenommen wurden, um so geringer wurde 
der Anreiz zu Vorratskäufen.233 Manches Produkt, das jenseits der regulierten 
Märkte seinen Käufer gesucht hatte, fand mit einem Male keine Abnehmer mehr. 
Am deutlichsten zeigten sich die Auswirkungen auf dem Arbeitsmarkt. Alle 
Planungen, die weitere Einstellungen mit Zufuhr fremder Arbeitskräfte vorgesehen 
hatten, waren mit einem Male grundlos.234 Scheinarbeitsverhältnisse verwandelten 
sich in echte Beschäftigung. Man hat ausgerechnet, daß allein dies die Zahl der 
offiziell registrierten Arbeitskräfte um 10 Prozent erhöhte habe.235 Zwischen 8.000 
und 12.000 Arbeitnehmer kamen aus dem Umland, um an der Saar einer Beschäfti­236gung nachzugehen. Gleichzeitig stieg die Nachfrage nach offenen Stellen von 
231 R. Hudemann, Sozialpolitik, S. 79.
 
232 A. Drexler, Planwirtschaft, S. 240ff.
 
233 Statistisches Amt des Saarlandes (Hrsg.), Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschafts­
zahlen, 1 (1949), H. 2, S. 6; 30.1.1948, Roeder, Rapport sur les consequences de I'introduction du 
franc en Sarre en matiere de salaires, de prix etde main-d'oeuvre, AOFAA, SGAAA, P 8, Co. A !Oe. 
234 O.D. (Ende Januar 1948), Abschrift eines Telegramms des HC Saar an das MAE, MAE, 2 
Europe 1944-1949, SaITe 37. 
235 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 1(1949), H. 4, S. 3. 
236 9.7.1948, Commission economique Lorraine-A1sace-Sarre, Sitzungsprotokoll; o.D. (Juli 
1948), o.V., Etat d'esprit, Vie politique en SaITe, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 46. 
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8.000 auf 23.000, wobei vor allem Frauen, die bis dahin mit Hamstern oder 
Heimarbeit die Farnilie versorgt hatten, zu den Arbeitssuchenden zählten. Doch 
selbst wenn wir den Blick auf die männliche Bevölkerung begrenzen, beweisen die 
Zahlen, wie die Entlohnung in Franken zu bezahlter Anstellung lockte. Um 1,9 
Prozent stieg die Zahl der männlichen Einwohner zwischen dem Juli 1947 und dem 
Juli 1948. Im selben Zeitraum nahm die Beschäftigung um 7 Prozent zu. 
237 
Landwirtschaft und Verwaltung gaben Mitarbeiter frei, welche bel Industne, 
Banken und Handel rasch Anstellung fanden.238 Arbeitskräfte bildeten mit einem 
---~ 
Male einen Kostenfaktor.239 "Während noch vor dem 20.11.1947 von den Firmen 
und Unternehmungen laufend Arbeitskräfte angefordert wurden", berichtete das 
Arbeitsamt Saar1ouis, "ist nach der Währungsumstellung in den letzten Tagen eine 
merkliche Zurückhaltung zu beobachten."240 Die Firmen versuchten, mit ihren 
eigenen Mitarbeitern über die Runden zu kommen. Wenn es dann doch notwendig 
wurde, konnten sie auf dem freien Arbeitsmarkt zusätzliche Kräfte finden. 
Steigende Ar­
beitsproduktivi­
tät 
Nicht nur die Zahl der Arbeitnehmer nahm deutlich zu, auch die Arbeitsproduk­
tivität innerhalb der Branchen stieg rasch an. Das hing damit zusammen, daß die 
Firmen sich auf ihre eigentlichen Aufgaben konzentrierten konnten, den bürokrati­
schen Apparat verringerten, einen homogenen Markt bedienten. Werkshandel, Werks­
kantinen, die bis dahin viel Aufmerksamkeit verlangt hatten, um die Arbeiter bei 
Laune zu halten, wurden gesch1ossen.241 Die Arbeitnehmer selbst richteten alle ihre 
Aufmerksamkeit darauf, Geld zu verdienen. In wenigen Tagen sank die Absentis­
musrate von 17 auf 5 Prozent.242 
Marktwirtschaft 
als Vorausset­
Erst der Wähningswechsel und die Rückkehr zu stärker marktwirtschaftlichen 
Strukturen ermöglichte die Fortsetzung des ökonomischen Aufschwungs, der 1946 
zung weiteren begonnen hatte. Gegen Ende des Jahres 1947 drohte das Bewirtschaftungssystem, 
Wachstums den ökonomischen Fortschritt zu blockieren. Ohne Frankenwährung wäre der fort­
gesetzte Anstieg der Gütererzeugung kaum möglich gewesen, hätte der Arbeitskräf­
teengpaß das Wachstum entscheidend gebremst. 
237 27.4.1950, Haut Commissariat de la Republique Franc;aise en SaITe, Travail et Securite 
Sociale, Situation du marche de l'emploi en SaITe, MAE, EU 1949-1955, SaITe 94. 
238 Statistischer Jahresbericht der Stadt Saarbrücken für die Jahre 1948 und 1949, S. 61; 
Saarländische Bevö1kerungs- und Wirtschaftszahlen, 1 (1949), H. 4, S. 4; ebd., 4 (1952), H. 1/2, S. 
10; G. Weber, Grundzüge, S. 17. 
239 30.1.1048, Roeder, Rapport sur les consequences de l'introduction du franc en SaITe en 
matiere de salaires, de prix et de main-d'oeuvre, AOFAA, SGAAA, P 8, Co. A 10c. 
240 Aus dem Lagebericht des Arbeitsamts Saarlouis für die Zeit vom 16. bis 30.11.1947, 
LASB, Verwaltungskommission 111. 
241 Industrie- und Handelskammer Saarbrücken, Lagebericht, Oktober 1948. 
242 Ebd. 
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e. Die Bilanz der anderen 
(1) Die Saar und die französische Restzone 
Verblüffend war es schon, wie die Saar ihre wirtschaftliche Leistungskraft in den 
frühen Nachkriegsjahren entfaltete. Die wirtschaftsgeschichtliche Forschung hat 
den rasanten Aufstieg damit erklärt, daß "der Wiederaufbau der Saarwirtschaft auf 
Kosten-'des übrigen Besatzungsgebietes beschleunigt betrieben wurde".243 Nicht 
nur das Zahlenmaterial scheint die These zu bestätigen, namhafte Vertreter der 
Baden-Badener Militärregierung beurteilten den Sachverhalt in den vierziger Jah­
ren ganz ähnlich. Der Leiter der Abteilung "Industrielle Produktion", Philippe 
Coste, erstellte eine tabellarische Übersicht, um zu beweisen, daß Baden-Baden 
seine Aufbaupläne auf die Saar konzentriert habe, mit der notwendigen Folge einer 
Benachteiligung anderer Regionen.244 Ein Jahr später klagten die Verantwortlichen 
über erhebliche Devisenbelastungen, welche die Sonderleistungen für die Saar 
erforderten.245 Hat die Saar sich also auf Kosten anderer deutscher Gebiete profi­
liert? 
Die Antwort fällt weniger leicht, als aufgrund der Zeugenaussagen vermutet 
werden könnte. Die westliche Grenzregion hatte durch den Krieg schrecklich 
gelitten. Ihre Wirtschaftsstruktur verdammte sie mehr als jedes andere Land der 
französischen Zone zum Import von Nahrungs- und Konsumrnitteln.246 War die 
Unterstützungsleistung, die Baden-Baden forderte, wirklich unberechtigt? Ein fran­
zösischer Wirtschaftsplaner begründete die Begünstigung der Saar: "En effet, parce 
qu'un relevement rapide de la Sarre devait perrnettre de subvenir plus vite, tant en 
zone qu'en France, ades besoins urgents, cette province a beneficie d'un traitement 
de faveur en matiere alimentaire."247 
Natürlich wurden auch genaue Zahlen ermittelt, die den Handelsaustausch zwi­
schen der Saar und der Restzone detailliert beschreiben sollten. Aber was besagten 
sie in einer Zeit des Bewirtschaftungssystems, wenn die Preise nach politischen 
Kriterien festgelegt wurden? Für 1946 soll die Saar im Handel mit der Französi­
schen Zone ein Plus von 23,4 Millionen RM erwirtschaftet haben, ein Jahr später 
ein Minus von 63,1 Millionen RM.248 
243 W. Abelshauser, Wirtschaft und Besatzungspolitik, S. 117; vgl. auch ER. Willis, The 
French, S. 142. 
244 15.6.1946, Coste (?), Note pour Filippi, AOFAA, Division de la production industrielle, C 
549, P 7. 
245 30.4.1947, o.V., Note pour M. le Directeur General, Dossiers Dobler, lere Serie, I 581IJ2. 
246 16.1.1946, Koenig an SGAAA, Statut de la SaITe, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol III, K3. 
247 8.5.1946, Le Chef de la section Plan et Coordination (Baden-Baden), Note, Regime 
preferentiel accorde ala Sarre, AOFAA, Division de l'Economie et des Finances, Cabinet, C 500, A 
219. 
248 Zahlen für 1946: Department of State, Division of Research for Europe, Office of Intelli­
gence Research, Economic Survey of the Saar, S. 121. Für 1947: O.D., Dircks-Dilly, Le commerce 
exterieur de la SaITe avant la gueITe de 1939 et depuis 1945, MAE, Z Europe 1944--1949, SaITe 41. 
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Forschungslage 
Die Zahlen 
InterzonenhandeJsbilanz der Saar in RM (1946-1947) 
Export 
105.000.000Frz. Besatzungszone 
47.770.000Alliierte Zonen 
152.770.000Summe 
1946 
Import 
81.600.000 
45.945.000 
"t2'r.545".-OOO" 
Bilanz 
23.400.000 
1.825.000 
~-'.~~-'.vvv 
Export 
103.296.877 
47.469.707 
,-' . '.-'U 
1947 
Import 
166.428.604 
44.270.500 
(2) Frankreichs Kosten-Nutzen-Rechnung der frühen Saarjahre 
Bilanz 
-63.131.727 
3.199.207 
1 
Wenn offizielle französische Publikationen als einzige Informationsquelle dienten, 
müßten wir glauben, Frankreich hätte die Saar durch nennenswerte Unterstützungs­
leistungen aus der Talsohle herausgeholt, das Land durch finanzielle und personelle 
Hilfe wieder aufgerichtet,255 Eine Untersuchung amerikanischer Experten kam 
freilich zu ganz anderen Ergebnissen. Demnach diente die Saar als Versorgungsbasis 
--franzÖsischer"Primärbeclürfnisse, lieferte Kohle, Koks, Strom zu Preisen unterhalb 
Ausbeutung 
oder Unterstüt­
zung? 
des Weltmarktniveaus, während Frankreich für seine eigenen Lieferungen Preise 
Vermutlich ergäben die Zahlen ein ganz anderes Bild, wenn die Berechnung zu verlangte, die weit über dem Durchschnitt des Weltmarktes lagen. Frankreich 
Weltmarktpreisen auf Dollarbasis erfolgte. Für Kohle, Eisen, Glas, die typischen förderte nur diejenigen Industrien, von denen es unmittelbaren Nutzen erwartete, 
Ausfuhrprodukte der Saar, lagen die staatlich festgelegten Stoppreise besonders ließ andere, bei denen es Konkurrenz befürchtete, verkümmern. Die Zwangsexporte 
niedrig.249 Untersuchungen der Baden-Badener Militärregierung 1946 kamen zu von Strom und Koks behinderten einen noch rascheren Aufschwung. Nach Ansicht 
dem Schluß, daß wenn die Saar aus dem Verband mit der französischen Zone der amerikanischen Experten war die Saar eine typische Ausbeutungskolonie.256 
ausscheide, es kaum möglich sein werde, die Devisenbilanz auszugleichen.25o In Wiederum sind es französische Quellen, die den Vorwurf einer Benachteiligung 
diesem Zusammenhang war von einem positiven Außenbeitrag der Saar in Höhe des besetzten Gebietes zu bestätigen scheinen. Das nichtfranzösische Ausland 
von 4 bis 8 Millionen Dollar und 8 bis 12 Millionen RM die Rede.251 1947 änderten fragte Saarprodukte in großem Umfange nach und hätte gewiß günstigere Preise 
sich die Verhältnisse.252 Etwa 8 Millionen Dollar soll die Besserversorgung der geboten.257 Der Export von Koks, Strom und Baumaterialien behinderte den Wie­
Saar gekostet haben, was eine ausgeglichene oder leicht defizitäre Bilanz bedeuten deraufschwung an der Saar,258 und dann bezahlte das kleine Saarland Besatzungs­
würde.253 Andererseits diente die Abtrennung des Saarlandes als Begründung dafür, gelder in Höhe von 110 Millionen RM, eine Summe, die weit über den tatsächlichen 
daß die Zone zukünftig ein Leistungsbilanzdefizit würde kaum vermeiden kön­ Kosten lag.259 
nen.254 So standen Aussagen gegen Aussagen, Expertenvoten der einen gegen Freilich, es gibt auch Unterlagen, die eine gegenteilige Bewertung nahelegen. 
"Sans elle, la 
Schätzungen der anderen Seite. Zwei unabhängig voneinander erstellte Handelsbilanzen weisen für das Jahr 1947 Sarre eut connu 
Deutlich ist, daß das Außenhandelsmuster von 1946 die Saar benachteiligte und ein Defizit der Saar im Handel mit Frankreich von 20 Millionen Reichsmark aus.260 une prosperite 
beaucoup moins daß 1947 das Ungleichgewicht nicht mehr so groß war. Man wird fragen können, ob Die Belieferung mit Lebensmitteln war nur gegen größte innerfranzösische Wider­ grande"
die knappen Ressourcen, die verstärkt die Saarwirtschaft befruchteten, an anderer stände durchzusetzen.261 Paris entsandte Personal, das in der Metropole selbst 
Stelle hätten produktiver eingesetzt werden können, aber das wären lediglich Spe­ dringend gebraucht wurde. Bedeutete die Saar demnach ein Zuschußgeschäft für 
kulationen. Insgesamt basierte der wirtschaftliche Erfolg der Saar kaum auf der Frankreich? War die Bilanz negativ? Wie einen Ausweg aus den widerstreitenden 
Ausbeutung der übrigen Länder. Der Aufschwung hatte andere Ursachen. Argumenten finden? Ein Bericht des Europarates von 1954 weist den Weg: Die 
amerikanische Kritik an der französischen Politik möge berechtigt sein oder auch 
nicht - heißt es dort: ,,11 n' en demeure pas moins foncierement exacte que, sans elle, 
la Sarre eßt connu une prosperite beaucoup moins grande au cours des premieres 
annees qui ont suivie la guerre."262 249 L. Leonhardt, Wo steht die Saarwirtschaft, S. 12; 12.12.1947, Guindey, Note pour le 
Ministre, Regime des paiements entre la SaITe et l'Allemagne, AOFAA, GFCC, Division Economie, 
C 3276, P 8, Co 2.031-1. - Selbst wenn die Länder der französischen Zone das Defizit der 255 Presidence du Conseil (Hrsg.), Trois ans de presence franc;aise, S. 36ff.; 14.3.1947, Confe­
Saargruben ausglichen, dürfte der Kohlenbezug immer noch vorteilhaft gewesen sein. rence tenue le 14 mars 1947 dans Je Cabinet du Gouverneur avec I'Union des Syndicats de la Sarre, 
250 4.1.1947, Filippi, Fiche pour M. le GCFA, Commentaire re1atif au projet d'instruction du MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 137.
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4. Zusammenfassung 
So wenig Paris politisch eine tragfähige langfristige Perspektive hatte, unter kurzfri­
stigen Gesichtspunkten wußte Frankreich, was es an der Saar wollte: eine höhere 
Kohlenproduktion als an der Ruhr. Dabei ging es nicht ausschließlich um ökonomi­
sche Ziele. Eine höhere Förderung als im westfälischen Industriegebiet erhöhte den 
Druck auf die Alliierten;-begriindete die MitSPfflCflCforBet'HHg fiif die Rtlflf, bewies 
gegenüber der eigenen Bevölkerung, daß die Saar einen wichtigen Gewinn darstel­
len würde. 
Die Voraussetzungen waren keineswegs besonders günstig. Die Saar hatte unter 
den Kriegsfolgen schwer gelitten. Kein anderes Land der französischen Zone war 
so sehr auf Lebensmittelimporte angewiesen wie der kleine dichtbesiedelte Land­
flecken im Westen. Dennoch erlebte die Saar einen Aufschwung, der sie weit über 
die westdeutsche Nachkriegswirtschaft und über die Ruhr heraushob. 
Bei alledem blieb sie nicht verschont von den Wirrungen der Nachkriegsjahre. 
Engpässe variierten je nach Jahreszeit und Produktionsbereich. An erster Stelle 
stand die geringe Arbeitsproduktivität. Alle anderen Hindernisse wie die zerstörten 
Kapitalgüter, die Entnahmen zugunsten der Besatzungsmacht oder die Transport­
schwierigkeiten fielen demgegenüber kaum ins Gewicht. 
Die französische Besatzungsmacht war an der Saar erfolgreich, weil sie die 
Spielregeln des Bewirtschaftungssystems beachtete. Sie lenkte die knappen Ar­
beitskräfte in die produktiven Wirtschaftsbereiche, steigerte die Zahl der Arbeiten­
den durch vorzeitige Entlassung aus der Kriegsgefangenschaft und sorgte für regel­
mäßige und qualitativ bessere Nahrung. Sie übte direkte, merkbare Kontrolle aus, 
durchbrach die auf Stillstand und Abwarten ausgerichtete Orientierung privater 
Gewinninteressen, vermittelte Wachstumssignale in jenen Bereichen, für die sie 
unmittelbare Verantwortung trug. Schließlich akzeptierte sie die Interdependenz 
der Wirtschaftssektoren. Deshalb förderte sie die Hüttenindustrie seit Anfang 1947. 
Die Militäradministration reduzierte den Verwaltungsaufwand durch Einrichtung 
der Dreiervertretungen und konzentrierte die knappen Produktionsressourcen, wo 
sie nutzbringend eingesetzt werden konnten, bei den Gruben, später auch bei den 
Hütten. Gezielt verstießen die Verantwortlichen gegen einzelne restriktive Bestim­
mungen des Kontrollrates und bezahlten die Grubenarbeiter besser als vorgesehen, 
schließlich intensivierten sie den Außenhandel durch Einrichtung eines Kompensa­
tionskontos. Frankreich stand unter viel geringerem Legitimationsdruck als die 
Engländer an der Ruhr, vermochte den Schwarzmarkt an der Saar eher klein zu 
halten,l und doch bildete das Bewirtschaftungssystem zunehmend eine Produk­
tionsschranke, nachdem die Grundstoffindustrien erfolgreich in Gang gesetzt waren 
statut futur de la SaITe. Annexe au rapport de la Commission des Affaires Generales, Presente par 
van der Goes van Naters, Straßburg 1954, S. 164. 
I Hierfür waren die Voraussetzungen insofern günstig, als anfangs die Bargeldbestände an der 
Saar aufgrund der Evakuierung eher knapp waren. Später erlaubte die Einführung der Saarrnark eine 
Begrenzung des monetären parallelen Marktes. H. Rehbein, Die Wirtschaft des Saargebiets, S. 807; 
o.D. (Herbst 1947), o.V., Note sur le taux de conversion du Mark en SaITe, PA Grandval 28; 
18.1.1947, Daily Mai!, PA Grandval5; 28.2.1948, Volksstimme. 
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und die Versorgung der Bevölkerung, wenn auch auf einem niedrigen Niveau, 
gesichert werden konnte. Erst die Rückkehr zu stärker marktwirtschaftlichen Gege­
benheiten reduzierte die unproduktive Lagerhaltung, steigerte die Arbeitsprodukti­
vität, bezog alle Wirtschaftsbereiche in den Wachstumsprozeß ein. 
Erfolgte der Wiederaufbau der Saar auf Kosten von Rheinland-Pfalz, Württem­
berg-Hohenzollern: oder Baden? Richtig ist zunächst, daß die für die Zone günstige 
---Biianzvon 1946 sich im folgenden Jahr umkehrte. Gleichwohl scheint es gewagt, 
von einer Ausbeutung der Zone zu sprechen. Die Saarländer arbeiteten mehr als die 
Menschen in anderen Regionen, und deshalb lag ihr Lebensstandard höher. Sie 
erzeugten knappe Güter und erhielten von den Provinzen der französischen Besat­
zungszone keine angemessene Gegenleistung. Paris kümmerte sich intensiv um die 
Belange des Saarraums, profitierte gewiß, doch bleibt die Frage offen, ob der 
kurzfristige Nutzen Frankreichs das Engagement aufwog. Von einer Bevorteilung 
der Saarländer auf Kosten der Zone kann demnach gar keine Rede sein. Dagegen 
bedeutete die Saar für Frankreich möglicherweise ein Zuschußgeschäft. 
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C. VERTRAUENSKRISE: DISKREPANZ ZWISCHEN STEIGENDEN
 
ERWARTUNGEN UND DER REALITÄT DER
 
NACHKRIEGSORDNUNG
 
1. Einführung
 
Seit dem20: November-l947-regierte dei Flanken das Leben del Saarländer. Larlge 
war der Tag sehnsüchtig erwartet worden, von den Saarländern ebenso wie von den 
Verantwortlichen in Frankreich. Aber als es endlich soweit war, überwog die 
Mißstimmung. Alle waren unzufrieden: die saarländischen Unternehmer, die ihre 
Finanzrücklagen verloren hatten und denen eine selbständige Arbeitgeberorganisa­
tion verwehrt blieb; die Arbeiter und Beamten, die immer noch nicht wußten, 
wieviel Geld sie verdienten;1 die Rentner, die ganz hintanstanden. Die Parteien 
kämpften mit der Verantwortung, die ihnen auf einmal aufgebürdet war.z Die 
innerparteiliche Opposition bekam unerwartetes Gewicht.3 Das Verhältnis zu Frank­
reich blieb in der Schwebe, trotz der Verfassung, die am 17. Dezember Gültigkeit 
erhielt. Die Regierungserklärung Johannes Hoffrnanns, des neuen Ministerpräsi­
denten, war eine einzige Anklage.4 Nicht nur, daß Frankreich die Währungsumstel­
lung einseitig dekretierte,5 auch die Handlungsmöglichkeiten der Saarpolitiker für 
die Zukunft schienen begrenzt.6 
Indes, auch auf französischer Seite herrschte Unzufriedenheit, Unzufriedenheit 
bei den Funktionären des Hohen Kommissariats, die kaum befragt wurden, wenn 
Pariser Stellen entschieden;? Unzufriedenheit bei dem französischen Arbeitgeber­
verband, der sich übergangen fühlte;8 bei den Lothringern, die einen Ausverkauf 
knapper Güter und einen weiteren Preisanstieg durch saarländische Käuferscharen 
fürchteten.9 Grandval beklagte, daß die Saarpolitiker es mit ihrem Weg in die 
Demokratie nicht ernst meinten und unnötige Reibungsverluste entstünden. 10 Wirt­
schaftlich war der Saaranschluß für Frankreich anfangs ein Zuschußgeschäft. Weil 
nämlich ein Abkommen mit den Westalliierten ausstand, erfolgte die Belieferung 
der französischen Besatzungszone auf Reichsmarkbasis. Die Gestehungskosten für 
die Exportgüter in Franken waren deutlich höher als die Erlöse, und so mußte 
Frankreich Ausgleichszahlungen leisten. 11 
1 Februar 1948, Lettre d'un sarrois, MAE, ZEurope, 1944-1949, Sarre 16. 
2 10.12.1947, D.E.C., Repercussions de la reconversion monetaire, MAE, Z Europe, 1944­
1949, Sarre 36. 
3 O.D. (Ende 1950), o.V., CVP, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 59. 
4 20.12.1947, Regierungserklärung Hoffmanns, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 46. 
5 29.11.1947, SVZ. 
6 2.1.1948, S.D.E.C.E., Vermerk f. de Bourbon Busset, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 37. 
7 Februar 1948, Lettre d'un sarrois, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 16. 
8 28.11.1947, Villiers an Debre, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 16. 
9 24.11.1947, Protestresolution der Gemeinde Merlebach, AOFAA, Dossiers Debre 4; 5.12.1947, 
o.V., o. Bezeichnung (Stimmungsbericht), MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 19. 
10 17.2.1948, Grandval an de Bourbon Busset, AN, 457 AP 71, D 2h. 
11 19.11.1947, Direction des Mines an Debre, AOFAA, Dossiers Debre 5/6. 
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Die allgemeine Verdrossenheit zum Jahresende 1947/48 hatte viele Gründe: Die 
Alliierten verweigerten eine offizielle Anerkennung der Saar als autonomen Staat. 
Bis zur letzten Minute blieb die französische Politik unentschieden, ob die Saar als 
Kolonie oder als selbständiger Partner in die Wirtschaftsunion eingehen sollte. Als 
die weniger konziliante Pariser Zentrale sich gegen Saarbrücken durchsetzte, war 
der Schaden kaum zu reparieren, denn die Saarpolitiker hatten anderes erwartet. 
-Iriltatlon war die Folge und ein mühsames Abstecken der jeweiligen Handlungs­
spielräume. Die Saarländer wußten von der geplanten Abtrennung von Deutsch­
land, wußten um die geforderte Anbindung an den französischen Markt. Eine 
wirklich tiefgehende Debatte um die Wirtschaftsunion, um die politischen und 
ökonomischen Folgen, um die Zukunft der Saar war freilich nie geführt worden. So 
trafen die neuen Verhältnisse die Saarländer unvorbereitet. 
Datteln und Feigen symbolisierten die neue Zeit. Mit dem Franken kamen Fisch, 
Marmelade, Konserven, Schokolade, Textilien. 1Z Der 20. November begann im 
Hochgefühl und endete nach wenigen Tagen in Ernüchterung. Die neue Währung 
spiegelte die wirtschaftlichen Verhältnisse Frankreichs, an die es sich zu gewöhnen 
galt. Nur, die Zeit zum Eingewöhnen fehlte. 13 Im Januar 1948 initiierte die französi­
sche Regierung die Rückkehr von der lockeren Bewirtschaftung zur Marktwirt­
schaft. Das erforderte neuerliches Umdenken, meinte Leben mit der Inflation, 
bedeutete für den einen und anderen Verlust des Arbeitsplatzes. Die doppelte 
Anpassung an das politisch und kulturell neue Wirtschaftsgefüge und an die unge­
wohnte Marktordnung überforderte viele Saarländer. 
12 3.12.1947,6.12.1947, SVZ. 
13 29.11.1947, SVZ; 23.1.1948, Mission Economique, Consequences economiques et sociales 
de l'introduction du Franc en Sarre, MAE, Z Europe, 1944-1949, Sarre 55; 10.2.1948, Volksstimme. 
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Die Berliner 
Winschaftsab­
kommen 
2. Praktische Mitarbeit und prinzipielles Desengagement: 
Die Position der Alliierten 
Der diplomatische Kampf um den Wirtschaftsanschluß der Saar war 1946 und 1947 
immer demselben Muster gefolgt. Bidault verlangte bei offiziellen Zusammentref­
fen eine Anerkennung der französischen Pläne. Die Vertreter Englands und der 
Vereinigten Staaten geizten nicht mit schönen Erklärungen. Molotow stellte sich 
dumm, hörte nicht zu oder erwiderte, die Materie sei viel zu komplex und bedürfe 
zusätzlichen Nachdenkens. Im internen Kreis der westalliierten Außenminister 
unterstrich Bidault, wie schwach seine Regierung sei, daß sie von rechts und links ­
von den Gaullisten und den Kommunisten - attackiert werde, und ein deutschland­
politischer Erfolg dringend geboten sei. All dies wiederholte sich bei der letzten 
großen Außenministerkonferenz in London im November/Dezember 1947,1 nur, 
daß diesmal Marshall die Initiative ergriff: Man könne doch, schlug er Bidault vor, 
eine ganze Reihe technischer Probleme, die mit der Frankeneinführung zusammen­
hingen, lösen, ohne eine große Affäre daraus zu machen.2 Der US-Außenminister 
wollte die leidige Saarfrage abschließen.3 Die anstehenden Deutschlandverhand­
lungen zwischen den Westmächten sollten durch die Saar nicht belastet werden. 
Bevin war derselben Meinung, verfolgte aber eine andere Taktik, denn die Briten 
wollten die Unterredungen dazu benutzen, um Frankreich auf eine Beteiligung an 
der Bizone festzulegen.4 London forderte eine möglichst hohe Anrechnung der Saar 
auf dem Reparationskonto und eine Regelung für den Interzonenhandel, welche den 
finanziellen Aufwand gering hielt.5 Die Amerikaner hatten inzwischen andere 
Vorstellungen entwickelt, wollten Paris entgegenkommen, waren bereit, sich auch 
in finanzieller Hinsicht zu engagieren.6 Sie konnten es sich leisten. 
Im JanuarlFebruar 1948 brachten Fachleute die Berliner Verhandlungen zu 
einem günstigen Abschluß:7 England, die USA und Frankreich einigten sich, der 
Europäischen Kohlenorganisation vorzuschlagen, daß die Saar ihre Lieferungen an 
den gemeinsamen Pool gleitend reduziere, und zwar von monatlich 412.000 tim 
ersten Quartal 1948 auf 0 t im zweiten Quartal 1949. Zweitens erklärten Engländer 
1 U. Poh1mann, Die Saarfrage, S. 204ff.; FRUS, 1947,11, S. 734ff. 
2 17.12.1947, Unterredung Marshall-Bidault in London, FRUS 1947,11, S. 81lf; 17.12.1947, 
Telegramm Bidault an MAE, PA Grandval 6M. 
3 17.1.1948, Telegramm Bonnet an MAE, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 55; 26.1.1948, 
Aufzeichnung des britischen Botschafters in Washington für das Department of State, FRUS, 1948, 
11, S. 42f.; 4.2.1948, Seydoux an Baden-Baden, AOFAA, Dossiers Dobler, 1ere Serie, 1581I/6. 
4 6.2.1948, Marshall an Murphy, FRUS, 1948,11, S. 57f. 
5 28.1.1948, o.V., An de Carbonne1, AOFAA, GFCC, Division Economie, C 3273, P3, 2731A; 
1.2.1948, Murphy an Marshall, FRUS, 1948,11, S. 55ff. 
6 17.1.1948, Telegramm Bonnet an MAE, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 55; 28.1.1948, 
o.V., Situation actuelle des negociations en cours aBerlin, AOFAA, Direction Fi1ippi, C AEF 200, 
P 12,03. 
7 Die Quellenlage zu den Berliner Verhandlungen ist günstig. Erwähnt seien: AN, 457 AP 71, 
o 1; FRUS 1947, I1; ebd., 1948,11; MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 17 u. 46; AOFAA, 
Gouvernement de la Sarre, C 133, ZF3-2. GFCC, Service du Conseiller Po1itique, Cave 13, C 22, 
ZF/3 aZF/3/6/g; ebd., GFCC, Division Finances, C 220, PlI. 
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und Amerikaner im Namen der Bizone, daß diese Ruhrkokskohle gegen Saarkohle 
im Verhältnis 1:1 tauschen werde, vielleicht der größte Triumph Frankreichs bei 
den Berliner Verhandlungen, denn das Augenmerk hatte immer viel stärker der 
Ruhr gegolten als der Saar. Drittens erkannten die Westmächte an, daß mit Wirkung 
zum 1. April 1948 die Saar dem französischen Zollraum zugehören solle. Daraus 
resultierte, daß der Handelsaustausch zwischen Deutschland und der Saar zukünftig 
In DoiTar erfolgte. Da sich auch die interzonalen Warenströme änderten, verpflich­
tete sich die französische Zone zu einem Handelsüberschuß gegenüber der eng­
lisch-amerikanischen Zone in Höhe von 50 Millionen RM. Diese Summe sollte die 
erhöhte Belieferung mit Ruhrkohle ausgleichen. Schließlich willigte Paris ein, daß 
das französische Reparationskonto aufgrund der Saarabtrennung mit 70 Millionen 
Dollar belastet werde. 8 
Die Berliner Abkommen vom 27. Januar und 20. Februar 1948 stellten "das 
Kernstück anglo-amerikanischer Konzessionen in der Saarfrage dar".9 Sie lagen auf 
der Ebene, die die US-Politik schon früher definiert hatte: Praktische Hilfe bei 
einem einseitigen französischen Wirtschaftsanschluß, aber keine diplomatische 
Anerkennung und keine Vorwegnahme friedensvertraglicher Regelungen. Die Eng­
länder hatten anfangs ein anderes Konzept verfolgt, wollten durch ein trilaterales 
Abkommen das Gewicht Frankreichs stärken. Seit dem Frühjahr 1948 lagen sie 
jedoch mit den Amerikanern auf einer Linie. Der Ost-West-Konflikt sollte nicht 
unnötig angefacht, kein Präzedenzfall für die Oder-Neiße-Linie geschaffen werden. 
Alles war zu vermeiden, was die zukünftigen deutsch-französischen Beziehungen 
belastete: Die USA weigerten sich, die Marshallplanmittel gesondert für die Saar 
auszuweisen. 10 Als Herkunftsbezeichnung saarländischer Waren diente die ebenso 
umständliche wie ungenaue Beschriftung "Made in the France-Sarre Economic 
Union" - nur, um nicht von einem eigenen Saarstaat sprechen zu müssen. l1 Die 
frühzeitige Aufnahme der Saar in den Europarat lehnten Engländer und Amerikaner 
ab. Allenfalls wollten sie eine gleichzeitige Mitgliedschaft mit der Bundesrepublik 
zubilligen. 12 
8 28.1.1948, Service d'information et de Presse, Circu1aire N 21, MAE, Z Europe 1944-49, 
Sarre 46; 20.2.1948, Economic agreement between the United States, the United Kingdom and 
France regarding the Saar, FRUS, 1948, I1, S. 73ff. - Bis zum 13. Januar 1949 blieb offen, auf 
welchem Konto der Internationalen Reparationsagentur die 70 Millionen Dollar Reparationsgelder 
verbucht werden sollten. Durch geschicktes Verhandeln erreichte Paris die Verbuchung auf dem bis 
dahin kaum beanspruchten A-Konto für Nicht-Kapitalgüter, so daß die Saarangliederung die franzö­
sischen Reparationsforderungen nicht weiter beeinträchtigte. 15.1.1949, Spitzmuller an de Panafieu, 
MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 62; 23.2.1949, Services des Reparations et Restitutions, Note sur 
le rattachement economique de la Sarre du point de vue des reparations allemandes, Archives de 
I'Armee de Terre, Vincennes, 4 Q 94, 9. 
9 M. Kerkhoff, Grundzüge der anglo-amerikanischen Haltung, S. 96. 
10 20. Mai 1948, Compte-rendu d'une reunion chez M. Guindey, MAE, Z Europe 1944-1949, 
SaITe 38. 
11 5.10.1948, Telegramm Bonnet an MAE, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 41; 18.11.1948, 
Telegramm Bonnet an MAE, ebd.; 7.4.1949, Die französische Botschaft in London an das MAE, 
ebd. 
12 U. Enders, Der Konflikt, S. 19-46; J. Hoffmann, Das Ziel, S., 162ff. 
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So verharrte die staatliche Regelung für die Saar ohne internationale Anerken­
nung, konnten zwar praktische Dinge geregelt werden, war die Saar über Paris auch 
in den internationalen Wirtschaftskreislauf eingebunden, völkerrechtlich aber besaß 
sie bis 1956 einen Minderstatus. Die Saar blieb auf Frankreich als Schutzmacht 
angewiesen. 
3. Anschlußplanung: Die Ziele der französischen Verwaltung 
a. Politische Konzeptionen 
Die Saarpolitik Frankreichs wurde nie verbindlich definiert. Selbst als Michel 
Debn~ die Geschäfte übernahm, gelang es ihm nicht, die verschiedenen Konzepte 
.. -aiireiiienNenner zu bringen. Anfangs hatte noch die Assimilationsthese einen 
Konsens gestiftet, aber seit dem Frühjahr 1946 war auch das nicht mehr der Fall. Im 
Grunde liefen drei Richtungen parallel: 
a) Die technischen Ministerien, das Justiz-, das Verkehrsministerium, die Abtei­
lung Siderurgie im Industrieministerium, verlangten eine weitgehende Anpassung 
an die französischen Verhältnisse. 1 Alles andere, argumentierten sie, schaffe nur 
Unsicherheit, verringere die Steuerungsmöglichkeiten, gefahrde Ausgleichschan­
cen. "Assimilationspolitik" hieß die Losung, wenn auch nicht in dem von Abel 
Verdier konzipierten Sinne. Die Saarländer spielten in den Planungen der techni­
schen Ministerien nur eine untergeordnete Rolle. Vor allem ging es darum, sich von 
saarländischen Zumutungen freizuhalten. 
b) Für Michel Debn~ bedurfte die Saarpolitik einer genauen Unterscheidung 
zwischen unverzichtbaren französisch dominierten Kernelementen und autonomen 
saarländischen Teilbereichen. Frankreich wolle keine politische Angliederung, wolle 
keine Annexion und keine kulturelle Gleichschaltung. Ein "territoire autonome" 
mit "personnalite propre sur le plan international"2 sollte die Saar werden, darin 
vergleichbar Marokko oder Tunesien: "Le systeme qu'il convient, d'envisager se 
rapproche du systeme classique du protectorat."3 
Vor seiner Saarrnission hatte Debre ein Reformprojekt für eine neue Verfassung 
Tunesiens ausgearbeitet. In seinen Erinnerungen berichtet er über Einzelheiten des 
Projekts: "Les remedes sont faciles a preciser et je ne me fais pas faute de les 
indiquer. Pour ce qui concerne l'administration, elle doit etre sans tarder ouverte 
aux Tunisiens, et je propose notamment d'utiliser a leur benefice la toute jeune 
Ecole Nationale d' Administration. Il est clair cependant qu'il existe un prealable 
d'ordre politique, a la fois revenir a l'esprit du Protectorat et faire evoluer la 
Regence.... Un regime politique ou les Tunisiens prendraient progressivement la 
plus grande part permettrait de satisfaire aussi bien les imperatifs militaires de la 
France en Mediterranee que son influence culturelle et ses interets economiques .. , 
Une sorte de democratie al'occidentale dans un pays d'origine arabe, mais nulle­
ment fanatise. Ce changement doit etre accompagne d'un effort financier qui, 
compte tenu des dimensions et des capacites de la Tunisie, est tout afait dans les 
possibilites de la France."4 
1 30.11.1947, Teitgen an Noel Henry, MAE, ZEurope 1944-1949, Sarre 12; 26.11.1947, Debre 
an den Ministre des Travaux Publies, AOFAA, Dossiers Debre 6/17; 27.1.1948, Entretien de M. de 
Bourbon Busset avec M. Bureau, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 53; 25.10.1948, Bureau, Note 
sur la liaison entre la siderurgie fran"aise et la siderurgie saIToise, Projet, MAE, Z Europe 1944­
1949, SaITe 44. 
2 4.3.1947, Compte-rendu, PA Grandval6. 
3 18.3.1947, Debre, Note relative ala future organisation politique et administrative de la Sarre, 
AOFAA, Cabinet Koenig, Pol III, K3. 
4 M. Debre, Trois republiques, S. 36f. 
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Im März 1947 übertrug er sein Modell eines reformierten Protektorats auf die Kader. 11 Grandval setzte vor allem auf die geistige Ausstrahlungskraft Frankreichs. 
Saar. Die neue Ordnung sollte nach innen demokratisch sein, aber die politische Am wirtschaftlichen Leistungsvermögen mochte man zweifeln, es an jenem der 
Dominanz Frankreichs gewährleisten; sie sollte kulturelle Autonomie sicherstellen, britischen oder der amerikanischen Wirtschaft messen, an der kulturellen Überle­
genheit, schien ihm, konnte niemand rütteln. 12doch die geistige Mission Frankreichs unterstützen; sie sollte den Saarländern 
Aufstiegsmöglichkeiten in der Wirtschaft bieten, aber die vorrangig ökonomischen 
Interessen der Metropole schützen. In guter gaullistischer Manier entwarf Debn~ ein 
Verfassungsprojekt, das die -wIderstreitenden Ebenen miteinander verband: Eme b. Weichenstellung für die Saarwirtschaft i 
Demokratie mit stabiler, aber schwacher Regierung, ein Parlament mit begrenzter i 
Sitzungsdauer, eine Beamtenschaft, die ihre Schulung in Frankreich erhielt,5 ein 
Staat mit eigenen öffentlichen Dienstleistungsunternehmen, kontrolliert von fran­
zösischen Generaldirektoren oder speziell entsandten französischen Beamten.6 Das 
Rechtssystem sollte sich vom deutschen unterscheiden, Elemente des französi­
schen, belgischen und luxemburgischen Rechtswesens aufnehmen. Die schwieri­
gen juristischen Fragen, die die Parlamentarier zukünftig im Landtag behandeln 
sollten, waren als Beschäftigungstherapie gedacht, Ablenkung für Politiker, die 
sonst auf dumme Gedanken kommen mochten. Debn~ widersprach dem Justizmini­
sterium, welches das saarländische Gerichtswesen unmittelbar den französischen 
Revisionsinstanzen unterstellen wollte, und führte an, daß die französische Präsenz 
durch weitgehende Selbständigkeit in weniger zentralen Sektoren ausgeglichen 
werden müsse. Zur geistigen Grundlage der französischen Präsenz meinte er: "C' est 
l'interet de la France qui doit d'abord guider notre action. Le charbon de la Sarre 
nous est indispensable. Le potentiel industriel de ce territoire nous est egalement de 
la plus haute utilite. Mais il n'est pas de politique a longue echeance s'il n'est prete 
attention aux Sarrois, aleurs sentiments comme aleurs interets. . ... La France 
oriente, conseille, contröle. En apparence, au moins, elle ne dirige pas."7 Die 
endgültige Saardirektive vom 4. Juli 1947 nahm Debres Vorschläge auf, formulierte 
den entscheidenden Passus gleichwohl vorsichtiger: "La France oriente, conseille, 
contröle. A proprement parler, elle ne dirige pas."8 
c) Dem Delegue Superieur in Saarbrücken, Gilbert Grandval, gingen die Zuge­Gilbert Grand­

val: Deprussia ständnisse Debres nicht weit genug. ,,11 faudra eviter tout systeme de protectorat",
 
nisierung und schloß sich de Courcel, stellvertretender Leiter der Europa-Abteilung des Quai
 
Stärkung der
 d'Orsay, an.9 Ohne Vertrauen in die Saarländer sei langfristig gar nichts zu errei­
saarländischen 
chen. lO Nur wenn die Saarbewohner sich von Deutschland lösten, freiwillig stärker Kader 
in Richtung Frankreich orientierten, sei die Saar für Paris auf Dauer gewonnen. 
Worauf beruhe die französische Politik? Auf den einander ergänzenden wirtschaft­
lichen Interessen; auf einer Deprussianisierung und Stärkung der saarländischen 
5 18.3.1947, Debre, Note relative ala future organisation politique et administrative de la SaITe, 
AOFAA, Cabinet Koenig, Pol Ill, K3. 
6 15.2.1947, Debre, Projet de note aI'attention du Ministre des Affaires Etrangeres, AOFAA, 
Dossiers Dobler, lere Serie, 158/1/12; 13.2.1947, Debre, Note sur les principaux problemes poses 
par le rattachement economique de la Sarre, AOFAA, Dossiers Debre lA. 
7 22. Mai 1947, Michel Debre, Projet d'instruction, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 1. 
8 4.7.1947, Bidault, Instruction relative ala politique fran~aise en SaITe au cours des prochains 
mois, (handschriftliche Notiz: Projet, coITige par le Ministre), MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 1. 
9 14.4.1947, Reunion relative ala Sarre, AOFAA, Dossiers Debre 5/9. 
10 9.11.1947, Telegramm Grandval an Debre, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 36. 
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Die Meinungsunterschiede zwischen den französischen Entscheidungsträgern prallten Eigentumsrech­
bei den zentralen wirtschaftspolitischen Themen besonders heftig aufeinander. Im te an den Saar
gruben: VorFebruar 1946 hatte Frankreich in einem Schreiben an die Alliierten das Eigentum an 
rang der Ruhr den Saargruben gefordert. Doch seither meldeten sich immer mehr Gegenstimmen 
zu Wort: Das Finanzministerium wandte ein, das Reparationskonto würde zu stark 
belastet. Niemand könne garantieren, daß die Saargruben Gewinne erwirtschafte­
ten, und wer würde dann für das jährliche Defizit aufkommen?13 Das Wirtschafts­
ministerium bewertete die Sachlage ähnlich, während Grandval vor allem aufgrund 
politischer Überlegungen für eine Eigentumsübertragung an die Saar votierte: "Si 
du point de vue economique, la propriete des ruines ne constitue pour la France 
aucun avantage, elle comporte par contre, du point de vue politique de serieux 
inconvenients. Les sarrois se prendront mal, puisque nous leur parlons d'union, que 
nous commenc;ons par la depouille de la principale richesse de leur territoire."14 
Noch Anfang Februar 1947 gewann Grandval den Eindruck, daß Bidault einver­
standen sei, der Saar das Eigentum zu überlassen, vorausgesetzt, es werde eine 
Verwaltungsgesellschaft mit französischer Mehrheit gegründet. 15 Wenige Tage 
später notierte Debre, das Außenministerium sei in der Grubenfrage gespalten, 
während Baden-Baden gegenüber Grandvals Plänen Vorbehalte hege. 16 Der Mini­
sterrat überließ letztlich Bidault die Entscheidung17, und der kam zu dem Schluß, es 
bei der alten französischen Forderung zu belassen. Bis zuletzt opponierte Grand­
val, 18 erreichte aber lediglich, daß einfait accompli verhindert wurde. 19 
11 Gouvernement Militaire de la SaITe, Renaissance de la SaITe, S. 36; A. Heinen, Sachzwänge, 
S.26ff. 
12 11.2.1947, Conference de Presse, Allocation de M. Colonel Grandval, MAE, Z Europe 
1944-1949, SaITe 13. 
13 4.12.1946, Sous-Direction de I'Europe Centrale, Note pour \e Secretaire General, MAE, Z 
Europe 1944-1949, SaITe 12. 
14 6.11.1946, Grandval, Observations relatives au projet de statut du teITitoire de la SaITe, 
MAE, ZEurope 1944-1949, SaITe 12. 
15 2.2.1947, Gesprächsnotiz Grandval-Bidault, AN, 457 AP 71, D 2b. 
16 13.2.1947, Debre, Note sur \es principaux problemes poses par le rattachement economique 
de la SaITe, AOFAA, Dossiers Debre IA. 
17 5.11.1947, Sous-Direction d'Europe centrale, Propriete des mines de la SaITe, Note pour le 
Ministre, AN, 457 AP 72, D 7. 
18 6.11.1947, Grandval an Morin, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 116; 9.11.1947, Telegramm 
Grandval an Debre, AOFAA, Dossiers Debre 5/6. 
19 O.D., Compte-rendu sommaire des reunions des 15,16 et 17 octobre 1947 au sujet des 
problemes saITois, AOFAA, Dossiers Dobler, lere Serie, 158/1/4. 
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Vier Gründe bewogen Bidault zu seiner harten Haltung. Als erstes: Der unmittel­
bare französische Einfluß auf die Saargruben sicherte die Kontrolle des Zentrums 
der Saarwirtschaft. Grandval lehnte dieses Argument entschieden ab, weil nach 
seiner Auffassung nicht formelle Eigentumsrechte zählten, sondern die unmittelba­
re Präsenz vor Ort. Jeder Zwang, jedes Mißtrauen werde sich, so Grandval, nachtei­
lig auswirken.2o Zweitens: Paris hatte immer das Eigentum an den Saargruben 
gefordert. Die SaargfllbenblIaeten ein selbstverständhches ReparatlOnsgut, auf das 
Bidault aus Rücksicht gegenüber der französischen Öffentlichkeit nicht verzichten 
wollte.21 Drittens argumentierte der Quai d'Orsay, daß Frankreich später immer 
noch die Eigentumsrechte der Saar übertragen könne. Vor allem jedoch verbot 
viertens ein Blick auf die Ruhr ein allzu großherziges Eingehen auf die saarländi­
schen Wünsche: "Donner la propriete des mines ala Sarre des maintenant, creerait 
un precedent dont les Anglais pourraient se servir dans la question de la propriete 
des mines de la Ruhr", analysierte die Mitteleuropaabteilung.22 Auch Ende 1947 
galt das Hauptaugenmerk der Ruhr. Der Vorrang der Deutschlandpolitik begrenzte 
nach wie vor den französischen Handlungsspielraum gegenüber der Saar. 
Auffassungsunterschiede gab es nicht allein in Bezug auf die Saargruben, um­
stritten war auch die Zukunft der Hüttenindustrie. Eine erste Gruppe stritt für 
staatliche Musterbetriebe in französischer Hand, welche die Stahlindustrie der 
Metropole durch Vorbild und Konkurrenz zur Rationalisierung und Modernisie­
rung zwingen sollten. Die zweite Gruppe befürwortete gemischt saarländisch­
französische Gesellschaften, während die dritte Gruppe ein Engagement strikt 
ablehnte. In deren Perspektive waren die Saarhütten vollkommen unrentabel. Jede 
Investition bedeutete nur Geldverschwendung.23 Unmittelbar akut war die Frage 
des Neunkircher Eisenwerkes. Sollte das Stahlunternehmen die Produktion wieder 
aufnehmen, trotz der starken Kriegszerstörungen? Politische Gesichtspunkte spra­
chen dafür, und Grandval zögerte nicht, immer und immer wieder darauf hinzuwei­
sen. 24 Das Industrieministerium entgegnete genauso energisch, daß die technischen 
Voraussetzungen einen rentablen Betrieb unmöglich machten. Die französische 
StaWindustrie pflichtete bei, begrüßte die Auffassung der Abteilung Siderurgie: 
Das Wiederingangsetzen von Neunkirchen würde finanzielle Mittel und Rohstoffe 
binden, die Modernisierung der französischen Betriebe verlangsamen. Im Grunde 
ging es um die Ausschaltung eines möglichen Konkurrenten auf dem Binnenmarkt, 
aber das blieb unausgesprochen.25 Die Entscheidung fiel gegen Neunkirchen.26 
20 9.11.1947, Telegramm Grandval an Debrt\ MAE, Z Europe 1944--1949, Sarre 36. 
21 25.2.1948, CANA, Synthese sur la situation politique en Sarre fin fevrier, MAE, Z Europe 
1944-1949, Sarre 20. 
22 5.11.1948, Sous-Direction d'Europe centrale, Propriete des mines de la Sarre, Note pour le 
Ministre, AN, 457 AP 72, D 7. 
23 13.2.1947, Debre, Note sur les principaux problemes poses par le rattachement economique 
de la Sarre, AOFAA, Dossiers Debre lA. 
24 28.5.1947, Grandval an Debre, AOFAA, Dossiers Debre 517; 19.6.1947, Reunion, Commis­
sion du plan de la Sarre, ebd. IB; 21.10.1947, Grandval an Debre, ebd. 517. 
25 21.4.1947, Reunion, Plan de la Sarre, Sous-Commission de la Siderurgie, AOFAA, Dossiers 
Debre 2B. 
26 O.D., Rapport sur le plan de developpement et de modernisation de I'economie sarroise, 
AOFAA, Dossiers Debre 2. 
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Noch andere Sachverhalte bedurften der Klärung. Wie hoch sollte der Um­
tauschkurs der Saarmark zum Franken sein?27 Die von den beteiligten Behörden 
vorgescWagene Spanne reichte von 12 bis 25 Franken für die Saarmark. Politische 
und ökonomische Gesichtspunkte spielten eine Rolle.28 Überschüssige Kaufkraft 
sollte gemindert werden; zu gering durfte die Bargeldausstattung auch nicht sein. 
Die Lothringer reagierten empfindlich, weil sie 1945 nur 15 Franken für die 
-- Reichsmarkerhalten hatten. Das lag zwar längere Zeit zurück und inzwischen hatte 
die Inflation die Relationen verschoben, dennoch war das Verhältnis von 1: 15 eine 
Leitlinie. Nichts fürchteten die Lothringer mehr als eine Invasion kaufwütiger 
Saarländer, die alle knappen Güter erwarben und die (Schwarz-)Marktpreise in die 
Höhe trieben. Die Kaufkraftparität zum amtlichen Kurs lag bei 1:50 oder 1:60, 
vorausgesetzt, die Produkte waren auf dem offiziellen saarländischen Markt tat­
sächlich erhältlich. Ein Blick auf die Schwarzmarktpreise verschob die Relation auf 
einen Wert von 1:12 oder gar 1:3, wie manche Berichte errnittelten.29 Doch dann 
war zu bedenken, daß die Saarländer besser gestellt werden sollten als die Deut­
schen bei der dort anstehenden Währungsreform. Wieder war es Grandval, der aus 
politischen Gründen für einen Währungsschnitt im Verhältnis 1 SM : 25 Franken 
plädiere,30 und wiederum scheiterte er. Robert Schuman, der aus Lothringen stam­
mende Finanzminister, wollte nur einen Tauschkurs von 1:15 zulassen.31 Der 
endgültige Satz von 1:20 bedeutete einen Kompromiß. 
So ärgerlich die Niederlage des Detegue Superieur sein mochte, Grandval er­
reichte angesichts der verbreiteten Germanophobie mehr als zu erwarten war. Die 
Schwierigkeiten der Umbruchzeit, die Verwerfungen der Monate November 1947 
bis Juni 1948, resultierten weniger aus den technischen Regelungen als daraus, daß 
viele Beschlüsse kurzfristig erfolgten oder wichtige Entscheidungen gänzlich aus­
blieben. 
27 Zum Planungsverlauf und Durchführung der Währungsumstellung seit Sommer 1946 s. 
o.D., Jean Robert, Activites des services financiers en Sarre, PA Grandval AN. 
28 17.9.1947, Schweitzer an Leroy-Beaulieu, AOFAA, GFCC, Division Finances, C 220, P 11; 
22.9.1947, Leroy Beaulieu an Schweitzer, ebd.; 9.10.1947, Leroy Beaulieu, Note, Taux de conversi­
on du Franc en Sarre, ebd.; 31.10.1947, Perouse, Note sur le taux de conversion du Mark en Sarre, 
AN, 457 AP 72, D 6; Presidence du Conseil (Hrsg.), Trois ans de presence fran«aise, S. 16; R. 
Muller, Le rattachement economique, S. 150ff.; K. Martin, Die Errichtung der französisch-saarländi­
schen Währungsunion, S. 29ff.; J. Dircks-Dilly, La Sarre, S. 117ff. 
29 27.9.1947, Filippi, Reflexions au sujet du taux de l'echange Saar-Marks-Francs, PA Grand­
val 5; K. Martin, Die Errichtung der französisch-saarländischen Währungsunion, S. 26. 
30 9.10.1947, Grandval an CGAAA, AOFAA, Dossiers Debre 5/6; 1.11.1947, Grandval, Taux 
de Conversion du Mark Sarrois en Franc, AN, 475 AP 71, Dossier 2. 
31 O.D., Aufzeichnung Grandval, PA Grandval 4; V. Auriol, Journal du Septennat, Bd. 1, 
S.543. 
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4. Die französische Saarkonzeption aus der Sicht saarländischer Politiker 
a. Aufforderung zur Mitarbeit 
. ., " . ..' .. 
Von den mnerfranzoslschen Ausemandersetzungen erfuhr dIe saarlandische Offent­
· hk' . h D' l' h P l' 'k .. . l' . d1lC elt nIC ts. le verantwort lC en 0 ltl er waren em wellIg mlonmert, ennoch 
. h' .. ··... ~·~..--a·bheben auc SIe maßgebhch auf le Aussagen Gllbert Grandvä1s als dem veiam­
. .
worthchen Vertreter FrankreIchs an der Saar angeWIesen. 
· d SI" d b . 1 d D '1' 'S ,. dWle en aar an ern zu egegnen seI, ernte er e egue upeneur von e 
Gaulle, der im Herbst 1945 die französische Besatzungszone besuchte. Am 3. 
Oktober hielt er in Saarbrücken eine Rede. Viel Zeit hatte er nicht, denn er mußte 
noch am selben Tag nach Trier, Koblenz und Bad Ems weiterfahren, aber, was er 
sagte, beeindruckte, weckte bei vielen politisch Interessierten Hoffnung auf eine 
bessere Zukunft. De Gaulle ließ die Vergangenheit vollkommen beiseite, erwähnte 
mit keinem Wort die Absicht einer Annexion, sprach nicht von Unterdrückung und 
Ausbeutung. Frankreich bot Hilfe und Unterstützung für die Saarländer an, die an 
der Grenze wohnten, und mit denen es zusammenzuleben galt. 1 
Für Grandval diente die Rede de Gaulles als Richtschnur: Nur wenn die Bevöl­
kerung ein eigenes Selbstverständnis entwickelte, würde sie ihren Blick von Deutsch­
land abwenden. Die Saar sollte keinesfalls ein zweites Sudetenland werden. Wäh­
rend des Neujahrsempfangs im Januar 1947 versprach der Militärgouverneur, daß 
die Saarländer bald mehr zu sagen hätten als unter der früheren preußischen 
Verwaltung: "Wenn für den Übergang und die erste Zeit des Neuaufbaus wertvolle 
französische Kräfte, die in Frankreich selbst notwendig wären, dem Saarland zur 
Verfügung gestellt würden, so bedeutete dies keinesfalls, daß Frankreich das saar­
ländische Element nicht genügend in allen Stellen der Verwaltung einzusetzen 
denke. Im Gegenteil, die gemeinsame Zusammenarbeit nach Verwirklichung des 
wirtschaftlichen Anschlusses habe zum Ziel, die Saarländer verstärkt in der Verant­
wortung zu beteiligen."2 Anläßlich der Eröffnung des Institut d'Etudes Superieures 
de I'Universite Nancy in Homburg, am 8. März 1947, nannte Grandval für seine 
Pläne einen konkreten Zeitrahrnen: "La France ... n' a dans ce pays aucune visee 
annexionniste, aucune visee colonisatrice. Elle desire simplement vivre en toute 
amitie avec ses voisins, et je suis pour ma part persuade que si, dans les dix annees 
qui viennent, nous arrivons, gdke acet Institut, aelever la population sarroise, a 
faire ce que n'a pas voulu la Prusse, qui, en fait, n'a fait de cette population que des 
ouvriers mineurs, si nous formons suffisamment de Sarrois pour que dans dix ans ce 
soit des Sarrois qui soient dans ces facultes, dans l'administration, a la tete des 
principaux postes de l'economie, a la tete des professions liberales, nous aurons 
d'une fa~on que je considere comme definitive, regle la question sarroise."3 
Selbst in der heiklen Frage des Neunkircher Hüttenwerkes nahm Grandval 
frühzeitig Stellung, lange bevor Paris eine andere Entscheidung fällte. Während 
einer improvisierten Ansprache anläßlich der Einsetzung des Sequesters äußerte der 
1 Gouvernement Militaire de la SaITe, Renaissance de la SaITe, S. 5.
 
2 7.1.1947, SZ.
 
3 8.3.1947, Conference de presse, PA Grandval5.
 
D.elegue Superieur am 18.10.1946: Die französische Regierung bemühe sich, Neun­
kirch.~n z~ erhalten - entgegen dem ausdrücklichen Wunsch der Alliierten. Selbst­
verstandhch verfolge Frankreich dabei seine eigenen Ziele denn h ff fU t n f" d . , es 0 e au 
n ers u.zung ur en WIederaufbau. Aber seien nicht jene Verbindun en die 
besten, dIe auf gegenseitigem Nutzen beruhten?4 Mehr h 1 d' C .g . 
PI . noc ,a s le ommlSSlOn du
an de Ia Sarre gegen Neunkirchen votierte unterrl'cht t G d 1d' ..,
. . ' e e ran va le saarlandl­
--sehe"Verwaltungsk01mmsslOn und bat um eine detal'll' rt St 11 hrn . 
. le e e ungna e. DIese 
sollte alle WIchtigen Argumente zusammenfassen um Pa' d h h' d 
Eh' , ns oc noc eme an erentsc eldung abzutrotzen. 5 
b. Positive Eifahrungen 
Für die saarländischen Politiker gab es wenig Anlaß zu Mißtrauen. Selbst die 
heiklen Verfassungsberatungen endeten in einem Kompromiß, der weit mehr den 
saarländischen Autonomiewillen widerspiegelte, als das auf Kontrolle und Einrah­
mung angelegte Konzept Debres eigentlich zuließ. "Die Verfassung des Saarlandes 
entsprach in einem solchen Maße den übrigen Landesverfassungen", charakterisier­
te Michael Sander kürzlich den Sachverhalt, "daß bei der Rückgliederung in die 
Bundesrepublik Deutschland zum 1. Januar 1957 nur ein Änderungsgesetz notwen­
dig wurde."6 
Seit Herbst 1946 berieten Verfassungsausschüsse in den Ländern der französi­
schen Besatzungszone über die zukünftige Grundordnung. Nur an der Saar tat sich 
nichts. Mit Hinweis auf die Neujahrsrede von Grandval verlangte die CVP die 
Einsetzung einer ausscWießlich aus Saarländern bestehenden Verfassungskornmis­
7
sion. Am 13. Februar übermittelte Bidault Grandval eine entsprechende Anwei­
sung. 8 Nach der vorbereitenden Sitzung am 26.2.19479 dauerte es gleichwohl drei 
Monate, bis die Rechtsanordnung über die Einsetzung der Verfassungskornmission 
vorlag. 10 Grund der Verzögerung war, daß die französische Seite die Entscheidun­
gen der Moskauer Außenministerkonferenz abwarten wollte und auch noch Zeit 
benötigte, um ihre Position genau zu definieren. ll Mitte März 1947 hatte Michel 
Debre eine ausreichend präzise Vorstellung darüber gewonnen, wie die zukünftige 
Ordnung an der Saar aussehen sollte: 12 Unter anderem teilte er Grandval mit, er 
4 18.10.1946, Al1ocution improvisee par M. le Gouverneur de la SaITe, PA Grandval 5.
 
5 21.10.1947, Grandval an Müller, LASB, Verwaltungskommission 21.
 
6 M. Sander, Die Verfassung des Saarlandes, S. 237; Janick Meiser, Entstehung der Verfassung
 
des Saarlandes 1947, Saarbrücken (Magisterarbeit) 1989.
 
7 21.1.1947, SZ.
 
8 13.2.1947, Bidault an Grandval, AOFAA, Dossiers Debre 4/3.
 
9 26.2.1947, Bericht über die vorbereitende Sitzung für die Bildung einer Verfassungskommis­

sion, LASB, Verwaltungskommission 43.
 
10 R. Stöber (Hrsg.), Die saarländische Verfassung, S. 4f.
 
11 10.01.1947, Laffon an Blum, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 12; 22.1.1947, De Courcel
 
an de Leusse, ebd.; 5.2.1947, Laffon an CGAAA, AOFAA, SGAAA, P 60, V 16/1.
 
12 18.3.1947, Debre, Note relative a la future organisation politique et administrative de la
 
Sarre, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol IlI, K3.
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wünsche, daß die saarländische Kommission ihren Entwurf unabhängig von den 
parallel laufenden Diskussionen um die deutschen Länderverfassungen berate. In 
Paris, fernab vom eigentlichen Geschehen, hatte Debn~ nicht mitbekommen, daß die 
saarländischen Politiker die Entwürfe längst in Händen hielten.13 Der Saarkoordina­
tor wollte einen engen Mitarbeiter nach Saarbrücken senden, doch Grandval blockte 
ab: Er habe schon seinen eigenen Fachmann beauftragt, der versuchen werde, die 
Mitglieder der Verfassungskommisc::illil i Inl i Iekt zu beeinflussen. ltl'l!t1ment1erte der 
Delegue Superieur. 14 
Verhältniswahlsystem, Verzicht auf einen Staatspräsidenten, Einkammersystem 
bildeten für Debre wesentliche Ansatzpunkte, um die saarländische Politik nicht zu 
stark werden zu lassen. Aus ganz anderen Gründen, weil es der deutschen Verfas­
sungstradition entsprach oder um einen vorhersehbaren Konflikt zwischen den 
Staatsorganen zu vermeiden, verabschiedete die Verfassungskommission entspre­
chende Bestimmungen.15 In anderen Punkten blieb Debre erfolglos, oder die Rege­
lungen waren so gehalten, daß sie ihre Wirkungskraft durch spätere Verfassungsän­
derungen verloren: Die Saarländer erhielten keine Kollegialregierung, die Amtszeit 
des Ministerpräsidenten war nicht auf ein Jahr beschränkt, die Bestimmungen zur 
Teilneuwahl des Landtags blieben wirkungslos, die Sitzungsdauer war deutlich 
länger als vorgesehen. Die endgültige Fassung der Präambel schränkte die Einfluß­
möglichkeiten des Hohen Kommissars ein,16 setzte neben einem "Verordnungs­
recht zur Sicherstellung der Zoll- und Währungseinheit" eine "Aufsichtsbefugnis, 
um die Beobachtung des Statuts zu garantieren". Das war deutlich weniger als die 
17
später von Frankreich dekretierte allgemeine Kontrollfunktion. 
Selbst in den so wichtigen Wirtschaftsfragen gewannen die Saarpolitiker den 
"Eine Staats­
Eindruck, daß sie über großzügigen Gestaltungsspielraum verfügten. Die Volks­und Wirt 

schaftsordnung, stimme, Organ der SPS, veröffentlichte am 23. November 1946 einen Bericht,
 
die von keinem
 wonach eine maßgebende Persönlichkeit der französischen Militärregierung den 
anderen Staat Parteivertretern erklärt habe, "daß die Frage einer Vergenossenschaftung" saarlän­in ihrem sozia­

listischen Cha discher Schlüsselindustrien "geprüft werde", ja, "die vollste Unterstützung der
 
rakter übertrof französischen Verwaltung finde."ls Drei Wochen später berichtete dieselbe Zeitung
 
fen wird"
 über einen Artikel General Andlauers, der 1919 oberster Administrator des Saarge­
biets gewesen war. Andlauer sprach sich in dem Beitrag für eine Eingliederung der 
Saarhütten in den französischen Wirtschaftsraum aus. Das hindere nicht, ergänzte 
er, eine Beteiligung der saarländischen Arbeiterschaft an den Gewinnen und an der 
Verwaltung der Unternehmen. 19 
Bis zum Frühjahr 1947 hatte sich die französische Administration in Paris wenig 
Gedanken gemacht, wie die zukünftige Eigentumsregelung aussehen solle. Das 
13 29.5.1947, Grandval an Debre, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 1.
 
14 5.4.1947, Grandval an Debre, AOFAA, Dossiers Debre 4/3.
 
15 Vgl. die Protokolle der Verfassungsberatung in R. Stöber (Hrsg.), Die saarländische Verfas­
sung. 
16 R. Stöber (Hrsg.), Die saarländische Verfassung, S. 397. 
17 Ebd., S. 14. 
18 23.11.1946, Volksstimme. 
19 14.12.1946, Volksstimme. 
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Commissariat General aux Affaires Allemandes et Autrichiennes ließ Koenig wis­
sen, daß es gegen eine mögliche Nationalisierung der Röchling-Werke im Rahmen 
eines Entnazifizierungsverfahrens wenig einzuwenden habe. 2o In Frankreich selbst 
wurden die Gruben nach dem Kriegsende verstaatlicht, ebenso die Stromversor­
gung, die Gasproduktion, ein Teil der Banken und andere Wirtschaftszweige. Selbst 
das Schicksal der Hütten war zeitweise offen.21 
-----DieSPS wünschte für das Saarland eine Sozialisierung der Schlüsselindustrien 
wie in Frankreich. Nach der Neujahrsrede Grandvals verstärkte sie ihre Kampagne 
und verlangte kurz und knapp: "Die Saarindustrie den Saarländern.'<22 Grandval 
griff die Argumentation auf. Während einer gemeinsamen Sitzung mit der Verwal­
tungskommission machte er auf die Entschließung der Sozialdemokratischen Partei 
vom 9.3.1947 aufmerksam. Es handele sich bei der Verstaatlichung der Großunter­
nehmen, so Grandval, um eine Frage von erheblicher Bedeutung, die es in jedem 
Falle verdiene, erörtert zu werden.23 Eine Sozialisierungskommission kam nur 
deshalb nicht zustande, weil die CVP gegen die Festlegung auf die Nationalisierung 
Einwände erhob und statt dessen die Bezeichnung "Studienkommission zur Reform 
der saarländischen Wirtschaft" vorschlug.24 Die Debatte selbst erfolgte im Rahmen 
der Verfassungsberatungen. 
Vergeblich monierte Alfred Levy, der von der Militärregierung als juristischer 
Berater eingesetzt worden war, daß sich die Diskussion zu stark an den deutschen 
Vorbildern orientiere, ohne auf die Besonderheiten des Anschlusses an Frankreich 
Rücksicht zu nehmen25. Dem Hinweis, die Saar werde nicht autonom über die 
Gruben entscheiden können, entgegnete Peter Zimmer von der SPS, er könne sich 
nicht vorstellen, daß die Saar Reparationen werde leisten müssen. Heinz Braun 
berichtete über die divergierenden Tendenzen in der französischen Führung.26 Nach 
dem Ende der Beratungen bestimmte Artikel 52, daß die "Schlüsselunternehmun­
gen der Wirtschaft (Kohlen-, Kali- und Erzbergbau, andere Bodenschätze, Energie­
wirtschaft, Verkehrs- und Transportwesen)" - unerwähnt blieb die Hüttenindustrie 
- "wegen ihrer überragenden Bedeutung für die Wirtschaft des Landes oder ihres 
Monopolcharakters nicht Gegenstand privaten Eigentums sein" dürfe. Alle Großun­
ternehmen könnten durch Gesetz in Gemeinschaftseigentum überführt werden, 
wenn sie durch ihre Wirtschaftsführung das Gemeinwohl gefahrdeten.27 
Peter Zimmer feierte den Verfassungsentwurf als großen Erfolg: "Wir haben die 
Sozialisierung der Grubenindustrie, der Transport- und Energieindustrie in die 
Verfassung hineingeschrieben", überschrieb die Volksstimme sein Referat auf dem 
SPS-Kongreß im Juli 1947: "Wir werden eine Staats- und Wirtschaftsordnung 
20 21.1.1947, CGAAA an Koenig, AOFAA, Cabinet Koenig, ECO I.A.3.
 
21 Vgl. u.a. H. Bonin, Histoire economique, S. 76ff.
 
22 13.3.1947, Grandval an Laffon, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol III, K3.
 
23 18.3.1947, Versammlung derVerwaltungskommission am Sitz der Militärregierung, LASB,
 
Verwaltungskommission 24.
 
24 Mehrere Akten, LASB, Verwaltungskommission 152.
 
25 R. Stöber (Hrsg.), Die saarländische Verfassung, S. 173f.
 
26 Ebd., S. 272ff.
 
27 Ebd., S. 39f.
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haben, die zumindest von keinem anderen Staat der Welt (vielleicht mit Ausnahme 
des russischen) in ihrem sozialistischen Charakter übertroffen wird. Wir haben eine 
für die politische und sozialwirtschaftliche Ordnungsgestaltung völlig selbständige 
Regierung, getragen von einem diesbezüglich völlig souveränen Parlament. An der 
Spitze des Wirtschaftslebens steht der Wirtschaftsminister, der sich einen Stab 
bester und ausgewählter Wirtschaftsingenieure schaffen wird. Darunter gliedern 
sich die Wirtschaftsgemeinschaften aaf deI Basis deI GleichbcIcehtigtlng z ~ ischen 
Unternehmerverbänden und Gewerkschaften .... Die großen, für die Gesamtwirt­
schaft besonders bedeutsamen Wirtschaftszweige sind verstaatlicht, oder unterlie­
gen, oder können unterstellt werden, einer besonderen Staatskontrolle. Damit ist der 
Weg frei für eine wirkliche und wahre Volkswirtschaft und wirkliche und wahre 
Volkswirtschaftspolitik."28 
c. Enttäuschung über einseitiges französisches Vorgehen 
Ernüchterung Dem vielversprechenden Auftakt folgte die Ernüchterung. Frankreich knüpfte die 
Billigung der Verfassung daran, daß die Gesetzgebende Versammlung zunächst 
über zwei bilaterale Verträge beschließen sollte, die von Paris kurzfristig auf die 
Tagesordnung gesetzt worden waren. Inhaltlich handelte es sich um ein "Abkom­
men über Steuerwesen und Haushalt" sowie ein "Abkommen über die Rechtspfle­
ge". Später berichtete Erwin Müller dem Plenum des saarländischen Landtages, er 
sei erschreckt gewesen, als er den ersten Entwurf der Rechtskonvention gelesen 
habe. Karl Hoppe von den Kommunisten lehnte es ab, zu einer Vorlage Stellung zu 
nehmen, die den Abgeordneten in den Mittagsstunden erstmalig zur Kenntnis 
gekommen sei. Frau Dr. Irmgard Fuest von der CVP monierte, daß alles zu schnell 
gehe. Sie war selbst Juristin, doch es fiel ihr schwer, sich in so kurzer Zeit in die 
schwierige Materie einzuarbeiten.29 Es kostete die Berichterstatter Mühe, ihre 
Kollegen zu überzeugen, daß die Mitglieder der Landtagskommissionen, welche 
die Entwürfe seit drei Wochen bearbeiteten, die Texte gründlich geprüft und durch 
direkten Kontakt mit der Militärregierung die notwendigen Veränderungen erreicht 
hatten. "Ich habe keinen Fall erlebt, daß wir Kritik geübt haben und dann unseren 
Bedenken nicht Rechnung getragen worden wäre", charakterisierte Heinz Braun 
das Verhandlungsklima.3o Doch Georg Blank ergänzte: "Ich gebe zu, daß während 
der Beratung des Haushaltsabkommens noch wesentliche Gesichtspunkte, die wir 
vertreten haben, zu unseren Gunsten abgeändert worden sind. GleichwoW bleibt 
festzuhalten: Wir besitzen nur eine sehr eingeschränkte Autonomie."3l 
Diefranzä­ Die Abgeordneten des Haushalts- und Finanzausschusses kannten den Entwurf 
sisch-saarlän­ der französisch-saarländischen Steuer- und Haushaltssatzung seit dem 25.11.1947. 
dische Steuer­ Von seiten der Militärregierung hatte man sich um eine deutsche Übersetzung 
und Haushalts­ bemüht, aber die Übertragung war so fehlerhaft, daß viele Regelungen gänzlich satzung 
28 10.9.1947, Volksstimme. 
29 R. Stöber (Hrsg.), Die saarländische Verfassung, S.549ff. 
30 Ebd., S. 553. 
31 Ebd., S. 539f. 
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unverständlich blieben. In ihrer Verzweiflung baten die Abgeordneten, möglichst 
bald das französische Original einsehen zu dürfen. Hoffmann wollte die inhaltliche 
Debatte anfangs gar nicht beginnen, weil es Aufgabe einer saarländischen Regie­
rung und eines saarländischen Parlamentes, nicht einer verfassungsgebenden Ver­
sammlung gewesen wäre, einen bilateralen Vertrag abzuschließen. Aber der Ein­
wand blieb ohne Wirkung. Dr. Grommes von der Verwaltungskommission half, die 
-'schwierigeMaterie' zu verstehen, denn es bedurfte einer gründlichen Kenntnis 
sowohl des französischen wie des saarländischen Steuersystems, um die Regelun­
gen zu bewerten. Dennoch blieben die Saarpolitiker letztlich auf den guten Willen 
Frankreichs angewiesen. Von ,,Fair Play" war bei den Debatten immer wieder die 
Rede und -, daß Frankreich keine Gewaltpolitik treiben wolle. 
Die Veränderungen, die die Saarpolitiker in den Gesprächen mit der Militärre­
gierung erreichten, waren nicht ganz unwesentlich. Daß die französische Zollge­
setzgebung übernommen wurde, schien selbstverständlich, ebenso die Einführung 
der französischen indirekten Steuern als Gewähr gleichartiger staatlicher Belastung 
der Marktteilnehmer. Nach den ungünstigen Erfahrungen der Jahre 1925 bis 1935, 
in denen der Zigarettenschmuggel für manche Aufregung gesorgt hatte, drängte 
Frankreich auf ein Tabakmonopol. Das war ungewohnt, versprach aber höhere 
Staatseinnahmen. Wieweit die französische Monopolverwaltung bereit war, Ta­
baksorten zu importieren, die dem saarländischen Geschmack entsprachen, mußte 
man sehen. Die Einnahmen aus den indirekten Steuern und Abgaben wurden 
entsprechend der Bevölkerungszahl zwischen Frankreich und dem Saarland aufge­
teilt, ein Vorteil für die Saar, die von den in Frankreich höheren Konsumaufwen­
dungen profitierte.32 Um einen Konflikt hinsichtlich der Steuerbelastung der Gru­
ben zu vermeiden, war ein Abschreibungssatz von 11 % auf den Umsatz vorgese­
hen, ein außerordentlich hoher Betrag, der weit über den Sätzen der Vergangenheit 
lag und bedeutete, daß die Saar keinerlei Körperschafts- und Gewerbesteuern von 
den Gruben erhalten würde. Die endgültige Regelung hielt an dem 11%-Anteil fest, 
sah indes vor, daß nach drei Jahren eine Überprüfung möglich sein werde. Aufsehen 
erregte der französische Wunsch nach Erstattung der Ausgaben für das Hohe 
Kommissariat, dessen Funktionen als "Verwaltung", "Kontrolle" und "Sicherheit" 
beschrieben wurden. Nach heftigen Protesten wurde ein Höchstsatz von 7,5%33 des 
ordentlichen Haushalts festgelegt. Da zur selben Zeit der Anteil der Militärausga­
ben in Frankreich bei 20% lag, war die Regelung für die Saar recht vorteilhaft. 
Kosmetische Änderungen betrafen die personelle Zusammensetzung der "gemisch­
ten Kommission", welche die Durchführung der Steuer- und Haushaltssatzung 
überwachen sollte und für die eine Überzahl der Vertreter Frankreichs vermieden 
werden konnte. Da jedoch das Präsidium Frankreich zufiel und der Vorsitzende bei 
Stimmengleichheit das entscheidende Votum besaß, blieb es bei einer französi­
schen Mehrheit. In einem zweiten Teil regelte die Steuer- und Haushaltssatzung 
Fragen der Doppelbesteuerung. Solche Abkommen schlossen viele Staaten mitein­
32 3.2.1948, Grandval an Gregh, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 55.
 
33 Im ersten Jahr 10% als Entschädigung für die Kosten, die Frankreich info1ge der Einführung
 
des Franc im Saarland zu tragen hatte (Papierdruck, Personalaufwendungen). 
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ander. Aufgrund der engen wirtschaftlichen Bindungen zwischen Frankreich und 
der Saar war eine Regelung besonders wichtig.34 
Das Abkommen über die Organisation des Justizwesens im Saarland vom 3. 
Januar 1948 sollte die Einheitlichkeit der Rechtsprechung in Wirtschaftsfragen 
gewährleisten und zugleich den Schutz der französischen Staatsbürger sicherstel­
len. Die Einrichtung eines saarländisch-französischen Appellationssenats beim Ober­
landesgericht mitdrei französischen und zwei saarländischen Richlem vermied eine 
direkte Konsulargerichtsbarkeit, wie sie manche französischen Stellen und manche 
lothringischen Abgeordneten forderten. Andererseits definierte das Abkommen, 
daß alle Entscheidungen des französisch-saarländischen Senats dem Cour de Cas­
sation als Revisionsinstanz vorzutragen seien. Artikel 19 sah vor, die deutsche und 
französische Sprache gleichermaßen als Gerichtssprache anzuerkennen. Aufgrund 
der Intervention der saarländischen Abgeordneten wurde die Anordnung auf die 
dem saarländisch-französischen Senat vorzulegenden Fälle eingegrenzt.35 
Die Erfolge der saarländischen Politiker resultierten aus Verhandlungen mit der 
Militärregierung in Saarbrücken. Die wegweisenden Entscheidungen fallte indes 
Paris selbst. Das Dekret betreffend die Organisation der Regie des Mines vom 31. 
Dezember 1947 bestimmte für die Saargruben eine neue Organisationsstruktur, an 
der die Saarländer kaum teilhatten. Nur zweimal im Jahr sollte der Conseil Su­
perieur des Mines de la Sarre zusammentreten. In ihm saßen neben französischen 
Beamten auch Vertreter des Saarlandes, um von den Betriebsergebnissen Kenntnis 
zu nehmen und über die zur Entwicklung des Betriebs getroffenen Maßnahmen 
unterrichtet zu werden. Alle wichtigen Überwachungsfunktionen und Verwaltungs­
posten besetzte Frankreich ohne saarländische Mitsprache.36 
Am wenigsten zu rechtfertigen war der Erlaß über die Befugnisse des Haut­
Commisssaire de la Republique Fran(:aise en Sarre. Obwohl die saarländische 
Verfassung die Aufgaben genau umriß, erhielt der Hohe Kommissar durch diesen 
einseitigen französischen Akt weitgehende Allgemeinkompetenz: Alle gesetzgebe­
rischen Maßnahmen und Verwaltungsanordnungen bedurften seiner Zustimmung. 
Die Ernennung hoher Beamter und die Einbürgerung von Nichtsaarländern unterla­
gen seiner Genehmigung. Nach Anhörung der in der Konvention über Steuerwesen 
und Haushalt vorgesehenen gemischten Kommission konnte er in die Gestaltung 
des saarländischen Haushalts eingreifen. In Notfällen war der Hohe Kommissar 
zuständig für die Sicherung der öffentlichen Ordnung.37 Eine wahre Diktatur des 
Hohen Kommissars sei geplant, wandte der Leiter der Europaabteilung, Jacques 
34 Landtag des Saarlandes, Haushalts- und Finanzausschuß, 1.--4. Sitzung, 25.11.1947 ­
14.12.1947; R. Stöber (Hrsg.), Die saarländische Verfassung, S. 527ff.; Amtsblatt des Saarlandes, 
1048, S. 83ff. 
35 R. Stöber (Hrsg.), Die saarländische Verfassung, S. 549ff.; Amtsblatt des Saarlandes, 1948, 
S. 380ff. - Zur Entwicklung des Rechtssystems an der Saar: Gerhard Kielwein, Die Rechtspflege an 
der Saar, in: Der Präsident des Landgerichts in Zusammenarbeit mit dem Fachbereich Rechtswissen­
schaft der Universität des Saarlandes (Hrsg.), 150 Jahre Landgericht Saarbrücken, 185-214. 
36 Amtsblatt des Saarlandes, 1948, S. 46ff.
 
37 Ebd., S. 78f.
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Camille Paris, ein.38 Aber letztlich setzten sich jene Kräfte durch, die Kontrolle für 
wichtiger hielten als Vertrauen und die warnten, einseitige Vergünstigungen für die 
Saar könnten den Handlungsspielraum der französischen Delegation bei den Lon­
doner Gesprächen über die Zukunft Westdeutschlands unnötig einschränken. 
Dem Werben und der zumindest in Teilen dialogorientierten Gesprächsführung 
der Militärregierung in Saarbrücken standen die harten Pariser Anweisungen entge­
-gen. Das· irritierte jene Politiker, die mit Hoffnungen in die neue Partnerschaft 
gegangen waren, und es bestätigte die anderen, die, wie Bartholomäus Koßmann, 
schon früher Vorbehalte geäußert hatten.39 Ein Zweites kam hinzu: Zustimmung 
und Verständnis fand der DeIegue Superieur, wenn er von preußischer Kolonialisie­
rung sprach, davon, daß das Saarland durch die Saarländer regiert werden müsse. 
Doch warum war das nicht sofort möglich, warum bedurfte es einer Übergangszeit 
von zehn Jahren, bis junge, neue Kader herangezogen waren? Die politische Klasse 
fühlte sich stark genug, die Verantwortung selbst zu tragen. 
38 6.11.1947, Paris, Note sur le projet de decret cn~ant un Haut Commissariat de la Republique 
fran~aise en Sarre, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre I. 
39 5.2.1948, Debre an Couve de Murville, AOFAA, Dossiers Debre 3C. 
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"Der Glaube 
an das Gute im 
Menschen be­
kommt leicht 
einen Riß" 
" Speckfranzo­
sen" 
5. Vertrauensvorschuß für den wirtschaftlichen Anschluß: Die politische Kultur 
a. Alltagseifahrung 
In ihrer Mehrheit interessierten sich die Saarländer wenig, ob diese oder jene Stelle 
von einem Franzosen oder einem Deutschen besetzt war. Sie hungerten, sie froren 
in den viel zu ·lddllen, ·notd[frttlg reparIerten Mansarden und Kellern. Bel emer 
demoskopischen Untersuchung beklagten 62% der Befragten, daß sie unter unzu­
mutbaren Verhältnissen wohnen müßten. I 
Das Bewirtschaftungssystem kehrte alle Werte um. Es belohnte die Geduldigen, 
denen es nichts ausmachte, stundenlang betätigungslos zu warten.2 Es förderte die 
Schamlosen, die die Not anderer gezielt ausnutzten. Es deprimierte die Mehrheit, 
die stolz war auf ihre gesittete und unabhängige Lebensweise. "Die Menschenwür­
de, lieber Leser", berichtete eine Korrespondentin der Saarländischen Volkszeitung 
über eine Hamsterfahrt, "der Glaube an das Gute im Menschen, das bekommt bei 
solchen Fahrten leicht einen Riß.... Der Busfahrer ist stur und nimmt, obwohl noch 
Platz für 20 Personen ist, nur die Bergleute und eine Frau mit, die ihm ein Päckchen 
Zigaretten in die Hand drückt. ... Also laufen wir. Es wird ein Spießrutenlaufen: In 
Bfd. rufen uns die Kinder ,Hamsterer' nach, Türen werden vor unseren Augen 
verschlossen und der Schlüssel zweimal rumgedreht. ... Bis Mittag haben wir etwa 
15 Pfund Kartoffeln und einen Kopf Kappus beisammen."3 
Die Hamsterfahrten führten die Menschen in die benachbarten Gebiete der 
französischen Zone. Dort war die Bevölkerung auf die Saarländer gar nicht gut zu 
sprechen. Viele Lebensmittel mußten an die Saar geliefert werden. "Speckfranzo­
sen" hieß man die Saarländer.4 Da schwang Neid mit - und moralische Verachtung. 
Sollten die Saarländer doch ihren eigenen Weg gehen, dann würde Frankreich die 
Ernährung der Saar sicherstellen und die Reparationsforderungen mindern!5 Die 
deutschen Behörden der Bizone taten bereits so, als ob die Saar Ausland wäre.6 Die 
Universitäten in Tübingen und Freiburg verweigerten eine Aufnahme saarländi­
scher Studentinnen und Studenten, weil sie zunächst ihren Landsleuten Studien­
möglichkeiten bieten wollten.? Aufgrund immer geringerer Kontakte, aufgrund der 
allmählich deutlich besseren Versorgungslage an der Saar, igelten sich die Saarlän­
1 Sozial-Psychologisches Institut für das Saarland, Befragung der öffentlichen Meinung im 
Saarland, Zweite Befragung, Saarbrücken 1947, S. 5. 
2 14.11.1945, NSZ; 9.11.1946, SVZ. 
3 5.10.1946, SVZ. 
4 8.11.1947, Reportage suedois sur la Sarre, Article du correspondant du Dagens Nyheter, 
MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 66; Karikatur: 10.9.1949, Aachener Nachrichten, Wolfgang 
Marienfeld, Die Geschichte des Deutschlandproblems im Spiegel der politischen Karikatur, Hanno­
ver 21991, S. 27. 
5 10.2.1947, GMZFO, Direction de !'Interieur et des Cultes, Note sur les reactions de la 
population allemande en zone fran~aise, AOFAA, Cabinet Koenig, PoillI, IA. 
6 29.8.1947, Kessler, Rapports de la bizone et de la Sarre, AOFAA, Cabinet Koenig, C 114, 
ECO LA.3.
 
7 A. Heinen, Sachzwänge, S. 24.
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der in ihrem kleinen Ländchen ein und interessierten sich immer weniger für das 
Schicksal der übrigen Bevölkerung Deutschlands.8 
"Bäumchen, Bäumchen wechsel Dich!" 
Nichts wünschten die Bewohner der Saar mehr, als daß die Unsicherheit beendet 
würde und die Jagd nach Lebensnotwendigem ebenso der Vergangenheit angehörte 
wie die täglichen Erniedrigungen und die Requisitionen. Sie hatten die Franzosen 
nicht mit Begeisterung empfangen,9 den amerikanischen Besatzungstruppen nach­
getrauert, aber dann hatten sie sich doch arrangiert. "Le soldat fran~ais qui a 
succede al'americain est correct. Ce n'est pas tout afait comme ce qui s'est produit 
dans le pays de Bade, conquis et occupe par des troupes coloniales", meinte ein 
Unternehmer. lO Fremdheit und Unsicherheit gegenüber Soldaten unvertrauter Kul­
tur blieben den Saarländern erspart. l1 
Die Militärregierung tat Gutes und sie sprach darüber. Sie kümmerte sich um 
eine frühzeitige Rückkehr der Kriegsgefangenen, sie erließ eine Amnestie für 350 
Fürsorgliche 
Besatzungs­
macht 
8 Februar 1947, Rapport mensuel du Gouvernement Militaire de la Sarre, LASB, Handelsamt 5. 
9 7.7.1945, Gouvernement militaire, Metz, Note, Archives de I'Armee de Terre, Vincennes, 4 Q 
61,8; o.D., Grandval, Introduction, PA Grandval4; 17.8.1945, Springer, Rapport sur la situation de 
la Sarre, LASB, Nachlaß Springer I. 
10 13.2.1946, Temoignages et interrogations, La Sarre, Sa situation ethnique, materielle et 
morale, AOFAA, AdministrateurGeneral Laffon, C 3, P 5. 
II Vgl. R. Hudemann, Sozialpolitik, S. 4f. 
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eingestellten Beamten, Angestellten und Vertreter der freien Berufe besonders Internierte,12 die Requisition bestimmter Objekte wurde verboten. 13 Demontagen 
hoch.21 kamen an der Saar nicht vor.14 Selbst der französische Ministerrat schaltete sich ein 15 Daß der Wirtschaftsanschluß aktiven Rückhalt fand, bewies die Gebietsverände­und suchte Lösungsmöglichkeiten für eine ausreichende Ernährung der Saar.
rung im Sommer 1947. Die Saarburger und Konzer initiierten vielbeachtete De­Kleinere Pannen vermochten das Bild nicht wirklich zu trüben. Eine Gemüseliefe­
monstrationen, als ihre Gemeinden aufgrund englischer und amerikanischer Ein­rung aus Frankreich, Vorbote einer besseren Versorgungslage, erreichte Saarbrük­
wände am 8. Juni 1947 an die französische Restzone rückgegliedert wurden.22ken in verkommenem. Zll~!1:lI).~_ Bohnen und Linsen waren so mit Würmern durch- I 
-Kte-iFTrno: Landtagswahlen am 21. September 1947 bestätigten, wie unpopulär die setzt, daß sie kaum zum Verzehr geeignet waren.16 Frustrationen gab es auch 1m I 
Zusammenhang mit der Universitätsgründung in Homburg, weil viele Vorlesungen 
in französischer Sprache gehalten wurden. I? Man mochte die Strenge der französi­
schen Besatzungsbehörden beklagen, die Ausweisungen bedauern, aber hatte das 
energische Vorgehen nicht auch seine guten Seiten? ,,Le Sarrois sent que ses 
affaires sont entre des mains fermes, aussi fermes mais plus efficientes et plus 
agreables que celles des nazis", bemerkte der Economist spitz. 18 Die Mehrzahl der 
Mitarbeiter der Militärregierung sprach Deutsch, war kompetent und höflich,jeden­
falls freundlicher, als das einheimische saarländische Hilfspersonal, wie eine Mei­
nungsumfrage herausfand.19 Vielleicht war es eine Fehlmeldung, welche die Kieler 
Nachrichten im Norden Deutschlands verbreitete, aber sie charakterisierte doch das 
Klima an der Saar treffend: "Le gouverneur Grandval a merite le surnom de ,pere 
Grandval" qu' on a lui donne dans la population; on lui doit le rapatriement de tous 
les prisonniers sarrois."2o 
Eine Meinungsumfrage vom Ende Juni 1947 ermittelte, daß 71 % der Saarländer 
Zustimmung zur die wirtschaftliche Angliederung an Frankreich begrüßten. Gegenstimmen gab es Wirtschafts­
union vor allem bei den freien Berufen (21 %), unmittelbar gefolgt von den Arbeitern mit 
19%. Eine hohe Akzeptanz besaß die Wirtschaftsunion bei den Unternehmern, den 
Handwerkern (95%), Kaufleuten (93%) und Landwirten (91 %). Die Jungen hatten 
mehr Vorbehalte (17%) als die Alten (11%). Die breiteste Unterstützung fand der 
Anschluß im Landkreis St. Ingbert sowie in Homburg und Merzig-Wadern. Im 
Kreis Saarlouis mit 13% Gegenstimmen machte sich vermutlich die größere Polari­
sierung zwischen Frankreichbefürwortern und -gegnern bemerkbar. Am höchsten 
war die Ablehnung in der Stadt Saarbrücken selbst. Hier war der Anteil der negativ 
12 31.12.1946, SVZ.
 
13 November 1946 - Januar 1947, Rapport detaille du Gouvernement Militaire de la Sarre,
 
LASB, Handelsamt 9. 
14 14.3.1947, Conference tenue dans le Cabinet du Gouverneur avec l'Union des Syndicats de 
la Sarre, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 137. 
15 8.2.1947, SZ. 
16 März 1947, Rapport mensuel du Gouvernement Militaire de la Sarre, LASB, Handelsamt 5. 
17 Apri11947, Synthese du rapport mensuel du Gouvernement Militaire de la SaITe, AOFAA, 
SGAAA, P 60, V 16/2. 
18 5.7.1947, Economist, französische Übersetzung, AOFAA, GFCC, Service du Conseiller 
Politique, Cave 13, C 22, ZF/3 aZF/3/6. 
19 Sozial-Psychologisches Institut für das Saarland, Sondage de l'opinion publique en Sarre, 5. 
Befragung, Saarbrücken 1947, S. 7ff. 
20 30.4.1947, Kieler Nachrichten, Auszug in französischer Übersetzung, AOFAA, Dossiers 
Debre 3/C. 
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Regelung war: Von 22.815 Stimmberechtigten des Landkreises Saarburg gaben nur 
67,32% ein Votum ab. Rechnete man die 4.511 ungültigen Stimmen hinzu, lag der 
Anteil der wirklich zählenden Stimmen unter 50 Prozent.23 
Am 5. Oktober 1947 mußten die Saarländer selbst entscheiden, was sie wollten. 
Allgemeine Landtagswahlen standen an. Die französischen Verantwortlichen sahen 
dem Tag mit Pessimismus entgegen, weil sie ein erhebliches Protestpotential ver­
muteten.24 Grandval beobachtete eine heimliche Kampagne Triers, das zum Wahl­
boykott aufgerufen hatte.25 Und dann kam alles ganz anders. Die Wahlbeteiligung 
erreichte 95,7%. Die Zahl der ungültigen Stimmen lag mit 9,8% höher als bei den 
Gemeindewahlen 1946 mit 5,5%.26 Dennoch gab es keinen Grund zur Besorgnis. 
Eine Untersuchung der Fehlvoten ergab, daß Kritik an der wirtschaftlichen Lage 
mit 30% den größten Anteil der handschriftlichen Bemerkungen auf den Wahlzet­
teIn ausmachte. Bei 20% der Marginalien bekannten sich die Autoren zu Deutsch­
land. Und noch einmal 20% schrieben auf ihre Zettel Parolen wie "Heil Hitler", 
"SS" oder "NSDAP".27 Die Proteststimmen verteilten sich gleichmäßig über das 
ganze Saarland, variierten zwischen 9% im Kreis Ottweiler und 11,7% im Kreis 
Merzig-Wadern. 
"Apres les elections du 5 octobre, brusquement l'ensemble de la population 
declare avoir toujours desire le rattachement economique et qu'il n'y a jamais eu 
d' adversaires acette politique",28 schilderten französische Sicherheitskräfte die 
veränderte Stimmungslage. 
b. Entscheidung ohne Entscheidung 
Hatten die Saarländer wirklich zugunsten der Wirtschaftsunion votiert? Welche Widerstreitende 
Themen bestimmten das politische Klima? An erster Stelle stand die Frage, welche Lehren der Ver­
gangenheitKonsequenzen aus dem Aufstieg des Nationalsozialismus zu ziehen waren. Für die 
21 Sozialpsychologisches Institut für das Saarland, Befragung der öffentlichen Meinung im 
Saarland, 3. Befragung, Saarbrücken 1947, S. 6ff. 
22 Mehrere Dokumente, LASB, Verwaltungskommission 11. 
23 Kreisergebnisse der Wahlen im Kreis Saarburg, Regierungsbezirk Trier am 21. September 
1947, PA Grandval9BH; PortetlLackmann, Le cercle de Saarburg dans l'histoire de la SaITe, ebd. 
24 30.9.1947, Telegramm Baden-Baden an MAE, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 19. 
25 21.10.1947, Grandval an Laffon, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol III, K3. 
26 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1950, S. 193. 
27 13.11.1947, Gouvernement Militaire de la SaITe, Rapport concernant les bulletins de votes 
declarees nuls au scrutin du 5 Octobre 1947, PA Grandval 10BY. 
28 O.D., D.E.C., La SaITe au lendemain des elections, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 19. 
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""'i'IJlI!'" 
CVP lagen die Ursachen des "Dritten Reiches" in der Abkehr von Gott, im Materia­
lismus, in der Vermassung, der Bürokratisierung.29 Die SPS bewertete den Natio­
nalsozialismus als Konsequenz der kapitalistischen Wirtschaftsordnung, welche 
notwendigerweise zu ökonomischen Krisen führe und einer kleinen, herausgehobe­
nen, wirtschaftlich aggressiven Gruppe überproportionalen politischen Einfluß si­
chere.3o Die KP ortete die Ursache des Scheiterns von Weimar zusätzlich in der 
mangelndenZusammetÜitbeitaeflüoeIteroewegung.3 ! Die Liberalen blieben IIierk:­
würdig sprachlos. Sie beschrieben die Struktur des Hitlerregimes, konnten indes 
kaum Gründe für den Aufstieg des Nationalsozialismus benennen. "Freiheit der 
Persönlichkeit in einer demokratischen Grundordnung", forderten sie.32 
Welche Konsequenzen waren zu ziehen? Der Wahlkampf im August/September 
1947 betonte die Konfliktlinien zwischen den Parteien. Es ging um Bekenntnis­
schule, Einheitsgewerkschaft, Sozialisierung, Entnazifizierung.33 Die Frage des 
Wirtschaftsanschlusses an Frankreich war nur ein Thema unter anderen. Daß die 
Saarländer nicht wußten, worüber sie abstimmten, läßt sich dennoch nicht behaup­
ten.34 Rundfunk und Presse brachten Berichte über den Verfassungsentwurf. Vor 
allem die Präambel und der Artikel 59, die die Wirtschaftsunion mit Frankreich 
definierten, wurden aufmerksam kommentiert,35 Die Kommunisten lehnten die 
Wirtschaftsunion ab, die anderen Parteien waren dafür. 
Alle Verant­ Interessierte sich die Bevölkerung für Einzelheiten der ökonomischen Zusam­
wortung den menarbeit mit Frankreich? Sie hatte den Nationalsozialismus überlebt. Sie nahm die 
Politikern französische Besatzung passiv hin. Sie akzpetierte die Wirtschaftsunion. "Mich 
kriegt keiner mehr in eine Partei", war eine Aussage, die die allgemeine Stimmung 
charakterisierte36. 53 Prozent der Befragten einer demoskopischen Untersuchung 
29 RH. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 1, S. 573. Zur Parteiengeschichte neben dem 3-bändigen 
Werk von Schmidt: Winfried Becker, Die Entwicklung der politischen Parteien im Saarland, 1945 
bis 1955 nach französischen Quellen, in: R Hudemann, R Poidevin (Hrsg.), Die Saar, S. 253-296. 
Zur Geschichte der CVP s. Gerhard Bauer, Vom Zentrum zur CDU, Hundert Jahre christliche Politik 
an der Saar, Saarbrücken 1981; F. Dingei, Die Christliche Volkspartei, S. 719-765; M. Gestier, Die 
christlichen Parteien. 
30 24.10.1945, Ernst Roth, Die große Schuldige, NSZ; Entwurf einer Flugschrift der SPS, 
Stadtbibliothek Saarbrücken, Sammlung "Zur Geschichte des Saarlandes"; SPS (Hrsg.), Die Saar­
frage, S. 9. Zur Geschichte der SPS: E. Kunkel, Dokumente; Frank Dingei, Die Sozialdemokratische 
Partei des Saarlandes, in: R Stöss (Hrsg.), Parteien-Handbuch, Bd. 4, S. 2217-2240. 
31 31.5.1947, Grandval an Laffon, AOFAA, SGAAA,P 60V 16/1; zurKPS: Frank Dingel, Die 
Kommunistische Partei Saar, in R Stöss (Hrsg.), Parteien-Handbuch, Bd. 3, S. 1852-1879. 
32 26.8.1947, Das Saarland; L. Pistorius, Der Hohe Kommissar. Zur Geschichte der Demokra­
tischen Partei des Saarlandes: Frank Dingei, Die Demokratische Partei Saar, in R Stöss (Hrsg.), 
Parteien-Handbuch, Bd. 2, S. 766--806. 
33 Wahlplakat aus: Gerhard Paul, Ralph Schock, Saargeschichte im Plakat, 1918-1957, Saar­
brücken 1987, S. 153. 
34 So etwa Herbert Beckmann (Franz Ruffing), Wahlmanöver an der Saar. 
35 Vgl. die verschiedenen Ausgaben der Volksstimme und der Saarländischen Volkszeitung 
Anfang Oktober 1947. S. ebenso MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 46: Rundfunkrede der KP 
anläßlich der Wahlen vom 5.10.1947; 24.10.1948, Grandval an Schuman, PA Grandval 6P. 
36 11.9.1947, Fiche de renseignement N° 132, Synthese sur revolution de la situation politique 
en Sarre avant les elections, PA GrandvallOBY. 
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gaben an, sie seien politisch interessiert. Doch nur 31 Prozent glaubten, daß sie gut 
informiert wären.37 An Wahlen teilzunehmen, gehörte zum guten Ton. Wahlpflicht 
war Christenpflicht. Eine wirkliche Entscheidung allerdings, die eine Entscheidung 
gewesen wäre zwischen wirtschaftlicher Vernunft und nationalem Zugehörigkeits­
empfinden, wollte niemand treffen. "Tous les gens que j'ai interviewes se pronon­
cent contre le plebiscite, aussi bien ceux qui sont favorables au rattachement ala 
'France-queles autres", berichtete Richard O'Regan für Associated Press.38 Die 
saarländische Bevölkerung gab ihren Politikern ein Mandat. Das war die bequemste 
Lösung. 
CVP-Wahlplakat 1947 
37 Sozial-Psychologisches Institut für das Saarland, Befragung der öffentlichen Meinung im 
Saarland, 1. Befragung, S. 5. 
38 31.12.1946, Associated Press, Les Sarrois sont hostiles atout plebiscite, MAE, Z Europe 
1944-1949, Sarre 66. 
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Grundsatzdis­
kussion, aber 
keine Debatte 
um die inhalt­
liehe Ausgestal­
tung 
Die Debatte um die Wirtschaftsunion blieb immer im Grundsätzlichen stecken. 
Es ging um das Für und Wider, nicht um das Wie. Von den hitzigen Diskussionen 
der französischen Bürokratie blieben die Saarländer abgeschottet. Selbst die saar­
ländischen Politiker waren kaum infonniert. Französische Zeitungen erreichten den 
saarländischen Markt in wohl dosierten Mengen, weil ein Zuviel nur Skepsis und 
Mißtrauen am Willen zur Zusammenarbeit hätte nähren können.39 Die Militärregie­
rung ließ keinen Zweifel;aaßsie bereit war, Widerstähde einzetner zu brechen. Die 
Kommunistische Partei erlebte, welch feines Netz bürokratischer Hemmnisse die 
Besatzungsverwaltung auswarf.40 Die Ausweisungen sorgten immer wieder für 
Unruhe. "Die Deutschen müßten sich das französische Vertrauen verdienen", machte 
Generaladministrator Laffon zur Vorgabe.41 
Die Saarländer akzeptierten, was passierte. Sie wollten nicht befragt werden. 
Jede unnötige Diskussion hätte nur verwirrt. Frankreich versprach Rettung und 
Wiederaufbau, und sein Repräsentant an der Saar, Gilbert Grandval, regierte mit 
Strenge und Zuwendung. 
39 5.12.1945, Reunion de la Commission de coordination des questions concernant la SaITe, 
AOFAA, Cabinet Koenig, Pol In, L2. 
40 1.4.1947, Niebergall an Radoux, AOFAA, Administrateur General Laffon, C 13; 10.4.1947, 
Grandval an Laffon, ebd.; 14.3.1947, Conference dans le Cabinet du Gouverneur avec I'Union des 
Syndicats ouvriers, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 137. 
41 27.11.1946, Laffon an die Delegues Superieurs, Politique du Gouvernement Militaire a 
I'egard des Assemblees consultatives, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol In, Al. 
6. Wirtschaftsunion 
a. Psychische Überforderung 
Die Einführung des Franken bedeutete weit mehr als Festsetzung eines Urnrech­
nungskurses, obwohl der Notenumtausch schwierig genug war. Was hatten die 
-Vefa:nfwoitlidien-nicht alles zu bedenken? Kaufkraft und Gütermenge mußten in 
eine vernünftige Relation gebracht werden. Das Kreditsystem war den französi­
schen Verhältnissen anzupassen, die Kontinuität der Bankengeschäfte und Versi­
cherungsleistungen galt es zu gewährleisten. Am schwierigsten war es, Löhne und 
Preise kurzfristig nach gerechten Maßstäben umzustellen. l 
An der Saar hatte man sich das Paradies erwartet und erlebte statt dessen, daß die 
neue Ordnung mühsam gestaltet werden mußte. Vom 15. November bis Mitte 
Dezember bestimmten die Wirren der Frankeneinführung die politische Diskus­
sion.2 Dann lenkte das Weihnachtsfest für kurze Zeit von den Problemen ab. Die 
Menschen feierten Heilig Abend 1947 wie schon lange nicht mehr.3 Geld war da, 
die Ersparnisse aus der Vergangenheit ließen der Phantasie Spielraum, und zu 
kaufen gab es auch etwas. Eine Woche später, an Silvester, meldeten die Wasser­
schutzämter ein Jahrhunderthochwasser. Selbst der Militärgouverneur mußte aus 
den Fluten gerettet werden.4 Das sorgte für Gesprächsstoff. Anfang Januar wandten 
sich die Saarländer wieder ihrem neuen Alltag zu. 
Immer noch sorgte die Umtauschrelation von 1:20 für Kritik. Mit 1:35 oder 1:60 
hatten viele gerechnet.5 Die Fürsorge der Militärregierung weckte Begehrlichkei­
ten.6 Viele vergaßen, daß sie für die Kosten des Krieges aufkommen mußten. Als 
dann am 25. Januar der Franc abgewertet wurde, die Reichsmark anstelle von 1: 12 
im Verhältnis 1:22 getauscht wurde, fühlten sich nicht wenige betrogen und ausge­
beutet.7 
I Siehe hierzu im einzelnen, o.D., ChaITier, Partie financiere du rattachement econon:ique, PA 
Grandval 4; Frühjahr 1948, Robert, Activites des services financiers en SaITe, PA Grandval AN; 
MEF, o.V., Findbuch Cote B 51635 aB 51678, Archives du Conseiller Financier de la Mission 
Financiere Fran"aise en SaITe, Conversion monetaire du 20 Novembre 1947, Introduction du Franc 
en Sarre, 1947-1962; H. Thaden, Der industrielle Wiederaufbau, S. 198ff.; R. Muller, Le rattache­
ment economique, S. 148ff; K. Martin, Die EITichtung der französisch-saarländischen Währungs­
union. 
2 10.12.1947, Volksstimme. 
3 23.1.1948, Mission Economique, Consequences economiques et sociales de l' introduction du 
Franc en Sarre, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 55. 
4 Arrnin Heinen, Der künstliche Strom. Leben in begrenzter Natur, in: Richard van Dülmen, 
Eva Labouvie (Hrsg.), Die Saar. Geschichte eines Flusses, SI. Ingbert 1992, S. 161f. 
5 4.1.1948, CCFA, Direction des Recherches, Situation de la SaITe au ler Janvier 1948, MAE, 
Z Europe 1944-1949, SaITe 14. 
6 Dezember 1947, Stimmungsbericht, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 19. 
7 27.1.1948, Grandval an de Bourbon Busset, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 55; 29.1.1948, 
CANA, Synthese de la situation politique et economique pendant le mois de janvier en SaITe, ebd., 
SaITe 20; 2.2.1948, Walter, Note pour le Ministre, Deblocages des depöts saITois, ebd., 55. 
Vielzahl der 
Veränderungen 
Debatte um den 
Umtausehsatz 
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1.10.1946 
Zeittafel der Währungsumstellung an der Saar	 Zeittafel der Währungsumstellung an der Saar 
10.11.1947 
13.11.1947 
14.11.1947 
15.11.1947 
15.11.1947 
15.11.1947 
Die Filialen der Deutschen Bank, 
Dresdner Bank und der Commerz­
bank werden unter Sequester ge­
stellt. Ihre saarländischen Depen­
dancen werden später ebenso von 
französischEn HaUsern- ubernom­
men wie die Filialen der Röchling 
Bank. 
Streiks und Unruhen in Marseille. 
Verfügung Nr. 33 und Verfügung 
Nr. 34 bezüglich Überleitung der 
Sach- undPersonenversicherungs­
verträge sowie der Aktiva gewisser 
deutscher Versicherungs-Gesell­
schaften in der Saar sowie bezüg­
lieh der Zulassung französischer 
Versicherungsgesellschaften: Die 
bei deutschen Unternehmen beste­
henden Versicherungsverträge ge­
hen an mehrere französische Grup­
pen über. 
Beratung des Gesetzes über den 
Wirtschaftsanschluß der Saar im 
französischen Parlament. 
Generalstreik in den französischen 
Kohlengruben. 
GesetzNr.47-2158,betreffendEin­
führung des Franc im Saarland: 
Die französische Regierung wird 
ermächtigt, den Franken als legale 
Währung an der Saar einzuführen. 
Zur Vermeidung von Umstellungs­
schwierigkeiten wird ein kurzfri­
stigerKreditin Höhe von 40 MiIIi­
arden frs. bereitgestellt. Zukünftig 
soll an der Saar die französische 
Währungs- und Zollgesetzgebung 
gelten. Einrichtung der Regie des 
Mines. Schaffung der Saarländi­
schen Rediskontbank als "Filiale" 
der Banque de France. 
Erlqß Nr. 47-2170, betreffend die 
Währungsumrechnung im Saar­
land: Münzen, Noten und Bankein­
lagen werden zum Satz von I SM : 
20 Franken umgestellt. Für Beträge 
über 8.000 frs gilt bei natürlichen 
Personeneine vorläufigeSperre von 
40%. 
Erlqß Nr. 47-2171 über die Bürg­
schaft für Aktiva, die den Banken 
15.11.1947 
15.11.1947 
16.11.1947 
18.11.1947 
18.11.1947 
18.11.1947 
und gleichgestellten Instituten im 
Saarland gehören. 
ErlaßNr.47-2172, betreffendA us­
dehnung der französischen Wech­
selregelung aufdas Saarland. 
rar. zur es a ung 
des Kreditwesens im Saarland: Die 
französische Kreditgesetzgebung 
gilt auch für die Saar. Beschlüsse 
des Nationalen Kreditrates, die ins­
besonderedieSaarbetreffen, bedür­
fen der vorhergehenden Konsulta­
tion des beratenden saarländischen 
Kreditrates. Bei Entscheidungen, 
die saarländische Kreditinstitute 
betreffen, wird die Kontrollkom­
mission um zwei Vertreter des Saar­
landes ergänzt. Über die Einlagen 
der Sparkassen bei der Caisse des 
Depots et Consignations bestimmt 
der französische Außenminister im 
Einvernehmen mit dem Finanzmi­
nister. 
Erlaß Nr. 47-2174, betreffend Be­
willigung von Gewährleistungs­
briefen zugunsten der kaufmänni­
sehen und industriellen Unterneh­
men des Saarlandes: Bereitstellung 
kurzfristiger Übergangskredite zur 
Vermeidung von Liquiditäts­
schwierigkeiten saarländischer 
Wirtschaftsunternehmen. 
Verordnung Nr. 121 des CCFA, 
über Regelung des Warenaus­
tauschs im SaarlandundSchaffung 
eines saarländischen Handelsam­
tes. Aufgabe des saarländischen 
Handelsamtes: Finanzielle Rege­
lung des Handelsaustausches zwi­
schen der Saar und den Besatzungs­
zonen in Deutschland. 
Beginn der Streikwelle in ganz 
Frankreich. 
Veljügung Nr. 47-1 des Gouver­
neur de la Sarre, betreffend die 
Einführung de r französ ischen 
Preisgesetzgebung und Preisord­
nung im Saarland. 
Veljügung Nr. 47-47 über die Sat­
zungderSaarländischenRediskont­
bank: Ernennung des Generaldirek­
tors durch den VertreterFrankreichs 
auf Vorschlag des Herrn Gouver­
neur de la Banque de France. Ein­
richtung eines Beirats aus Vertre­
tern der gewerblichen Wirtschaft 
---. -------.--.--. sowie-eines Vertreters des Perso­
nals der Rediskontbank. Die Kon­
trolle übt ein Zensurrat aus, dessen 
drei MitgliederfranzösischeBehör­
den repräsentieren. Aufgabe der 
Bank: Rediskontierung von Wech­
seIn und Abrechnung des Überwei­
sungs- und Scheckverkehrs. 
18.11.l947	 Verfügung Nr. 47-55 des Gouver­
neur de la Sarre über das saarlän­
disehe Tabak- und Zündwarenmo­
nopol. 
18.11.1947	 Verfügung Nr. 47-62, betreffend 
die Lohnregelung im Saarland. 
19.11.1947	 Einsetzung der deutschen Kohlen­
bergbaudirektion: 13 Deutsche, 
darunter der Direktor, ein Englän­
der und ein Amerikaner. 
19.11.1947	 Demission der Regierung Rama­
dier. 
20.11.1947 Beginn des Währungsumtauschs. 
20.11.1947 Streik bei der SNCF. 
22.11.1947 In Frankreich Regierung Schuman. 
- Die Wirtschaftspolitik geht von 
den Sozialisten auf die Liberalen 
(Rene Mayer) über. 
23.11.1947	 AusweitungderStreikbewegung in 
Frankreich. 
23.11.1947	 VeljügungNr.47-140überdieSo­
zialversicherung, Landesstock und 
Familienzulagen vom TagederEin­
führung der Frankenwährung im 
Saarland. 
25.11.1947	 Beginn der Londoner Außenmini­
sterkonferenz. 
27.11.1947	 Behandlung der Saarfrage auf der 
Londoner Außenministerkonferenz 
durch Bidault. 
1.-5.12.47 Streikwelle in Frankreich schwächt 
sich ab. 
9.12.1947 In Frankreich: Wiederaufnahme der 
Arbeit. 
14.12.1947	 Veljügung Nr. 47-179 überdie Er­
richtung einer Kommission, beauf­
tragt mitderAusarbeitungdesEnt­
15.12.1947 
15.12.1947 
wurfs einer Satzung für die Indu­
strie- und Handelskammer. 
Der Saarländische Landtag verab­
schiedet das Abkommen über Steu­
erwesen und Haushalt sowie das 
Abkommen über die Organisation 
des Justizwesens im Saarland. 
Zustimmung der französischen Re­
gierung zur saarländischen Verfas­
sung, die unter derAuflage derfran­
zösischen Regierung erteilt wird, 
daß das zwischen Frankreich und 
dem Saarland abgeschlossene Ju­
stizabkommen und das Abkommen 
über Steuerwesen und Haushalt vom 
Landtag angenommen wird. Präam­
bel: Das Volk an der Saar, - beru­
fen nach dem Zusammenbruch des 
Deutschen Reiches sein Gemein­
schaftsleben kulturell, politisch, 
wirtschaftlich und sozial neu zu ge­
stalten, - durchdrungen von der 
Erkenntnis, daß sein Bestand und 
seine Entwicklung durch die orga­
nische Einordnung des Saarlandes 
in den Wirtschaftsbereich derfran­
zösischen Republik gesichert wer­
den können, - vertrauend auf ein 
internationales Statut, das die 
Grundlagefür sein Eigenleben und 
seinen Wiederaufstieg festlegen 
wird, gründet seineZukunftaufden 
wirtschaftlichen. Anschluß des 
Saarlandes an die französische 
Republik und die Währungs- und 
Zolleinheit mit ihr, die einschlie­
ßen: die politische Unabhängigkeit 
des Saarlandes vom Deutschen 
Reich, die Landesverteidigung und 
die Vertretung der saarländischen 
Interessen im Ausland durch die 
französische Republik, die Anwen­
dung der französischen Zoll- und 
Währungsgesetze im Saarland, die 
Bestellung eines Vertreters der Re­
gierung der französischen Repu­
blik mit Verordnungsrecht zur Si­
ehersteIlung der Zoll- und Wäh­
rungseinheit und einer Aufsichts­
befugnis, um die Beobachtung des 15.11.1947 
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Statuts zu garantieren, eine Orga­ landdie Preise, dieLöhne sowie die 
nisation des Justizwesens, die die Bestimmungen zur Verteilung der 
Einheitlichkeitder Rechtsprechung Erzeugnisse nach denselben Grund-
im Rahmen des Statuts gewährlei­ sätzen und Vorschriften festgesetzt 
stet. - DerLandtag des Saarlandes, 
vom Volke frei gewiihit,--hat liane, , 
und aufgestellt wie in Frankreich. 
Dem VertreterNIInkfeiehs imSIIM I 
um diesem Willen verpflichtenden land obliegt die Anordnung oder 
Ausdruck zu verleihen und ­ nach Genehmigung jeglicher Anglei­
Überwindung eines Systems, das chungsmaßnahmen. 
die menschliche Persönlichkeit ent­ 24.12.1947 Verfügung Nr. 47-183 des Detegue 
würdigte und versklavte -, Frei- Superieurde la Sarre über die Ver­
heit, Menschlichkeit, Recht und waltung der Saarländischen Eisen­
Moral als Grundlagen des neuen bahnen: DerDirektor der SEB wird 
Staates zu verankern, dessen Sen­ auf Vorschlag des Aufsichtsrates 
dung es ist, Brücke zur Verständi­ durch die saarländische Regierung 
gung der Völker zu bilden und in ernannt und abberufen. Ihm steht 
Ehrfurcht vor Gott dem Frieden ein technischer Berater, der durch 
der Welt zu dienen, die folgende den Vertreter Frankreichs ernannt 
Verfassung beschlossen. wird, zur Seite. Der Aufsichtsrat 
15.12.1947 Wahl von Johannes Hoffmann zum besteht aus acht Mitgliedern, die 
Ministerpräsidenten. zur Hälfte von saarländischen und 
15.12.1947 Die Londoner Außenministerkon­ französischen Institutionen benannt 
ferenz scheitert. Im Anschluß: In­ werden. 
tensive Gespräche zwischen den 30.-31.12. Hochwasserkatastrophe an der Saar. 
Westmächten zur Frage einer Fusi­ 31.12.1947 Verfügung Nr. 47-184 überdieZu­
on der Bizone mit der französi­ sammensetzung des saarländischen 
schen Zone. Kreditausschusses. 
17.12.1947 Veröffentlichung der saarländi­ 31.12.1947 Verfügung Nr. 47-185 überdie Zu­
schen Verfassung im Amtsblatt. sammensetzungdes saarländischen 
18.12.1947 Verordnung über die Beendigung Rundfunks. 
der Tätigkeit der Verwaltungskom­ 31.12.1947 Verfügung Nr. 47-206 über die 
mission mit Wirkung vom 20. De- Post-, Telegraphen- und Fern­
zember 1947. sprechverwaltung des Saarlandes: 
19.12.1947 AbspaltungderForceouvrierevom Die Post-, Telegraphen- und Fern­
CGT. sprechverwaltung des Saarlandes 
21.12.1947 Regierungsbildung: Kultusmini­ wird geleitet von einem Direktor, 
ster: Dr. Emil Straus; Justiz: Dr. dem ein stellvertretender Direktor, 
Heinz Braun; Wirtschaft: Dr. Franz ein Verwaltungsrat und französi­
Singer; Arbeit: Richard Kirn; Fi­ sche technische Beiräte beigege­
nanzen: Christian Grommes. - In­ ben sind. DerDirektor und der stell­
nenministerium und Wiederaufbau: vertretende Direktor werden durch 
Johannes Hoffmann. MitderWahr­ Entscheidung der Regierung des 
nehmung der Geschäfte des Mini­ Saarlandes auf Vorschlag des Ver­
sters des Innern beauftragt: Dr. treters Frankreichsernanntund ent­
Edgar Hector. lassen. Sie werden aus dem plan­
22.12.1947 Erlaß Nr. 47-2389 der französi­ mäßigen Personal der Postverwal­
schenRegierung, betreffendAnwen­ tung des Saarlandesausgewählt. Der 
dung des GesetzesNr. 47-2158über Verwaltungsrat umfaßt 14 Mitglie­
die Einführung des Franc im Saar­ der, die jeweils zur Hälfte französi­
land: Als Folge der Franceinfüh­ sche und saarländische Institutio­
rung werden von nun ab im Saar­ nen repräsentieren. 
Zeittafel der Währungsumstellung an der Saar 
31.12.1947 Erlaß Nr 47-2436 über die Befug­ wird zum Generaldirektor der Re­
nisse des Haut-Commissaire de la gie des Mines ernannt. 
Republique Franraise en Sarre. 25.-30.1. Abwertung des Franc. Spaltung der 
31.12.1947 Erlaß Nr 47-2437, betreffend die Währung in einen offiziellen u. ei-
Organisation der Regie des Mines nen freien Kurs. Einzug der 5.000 
--4 --------de laSarre. Frs.-Scheine. Einmalige Sonderbe-
Jan. 1948 Deutschland: Erneuter Versor­ steuerung. 
gungszusammenbruch im Januar 27.1.1948 Amerikanisch-englisch-französi­
1948. In zahlreichen bizonalen sches Abkommen zur Überführung 
Großstädten sinken die Rationen der Saarkohle in das französischen 
auf 1.100-1.200 kcal. Mittelpunkt Wirtschaftssystem. - Die Saarkoh­
der Krise ist Nordrhein-Westfalen. le wird aus dem Europäischen Koh­
- Zahlreiche, teilweise mehrtägige lepool gleitend herausgenommen, 
Streiks. der Anteil Frankreichs an den übri­
1.1.1948 Errichtung einer Unterdirektion gen deutschen Kohlenexporten wird 
Saar im Quai d'Orsay. Leiter: Jac­ nicht verringert. 
ques de Bourbon Busset. 8.2.1948 Freigabe von 20% der gesperrten 
1.1.1948 Frankreich: Anordnung von Preis- Einlagen. 
und Lohnerhöhungen. 20.2.1948 Englisch-amerikanisch-französi­
3.1.1948 Abkommen über die Organisation sches Abkommen: Die Saar wird 
des Justizwesens im Saarland. mit dem 1.4.1948 zum französi­
5.1.1948 Ausweisung von Pfarrer Bungar­ schen Zollgebiet gehören. Anrech­
ten (Rücknahme der Aufenthalts­ nung der Saar auf dem französi­
erlaubnis). schen Reparationskonto (70 Mio 
5.1.1948 Annahme des ,Plan Mayer' zur In- RM), BestätigungderVereinbarung 
flationsbekämpfung durch das fran­ zur Ausgliederung der Saarkohle 
zösische Parlament. aus dem deutschen Pool. 
7.1.1947 Ausführungsbestimmungen zum 22.2.1948 Abkommen zwischen Frankreich 
Erlaß vom 15. November 1947, be­ u. China über Indochina. 
treffend die Währungsumrechung 23.2.-6.3. Londoner Sechs-Mächte-Gesprä­
im Saarland: Mit dem 15. Januar che zur politischen Zukunft West­
werden auf Reichsmark lautende deutschlands. 
Münzen und Banknoten nicht mehr 24.2.1948 Kommunistischer Staatsstreich in 
als Zahlungsmittel angenommen. Prag. 
Für den Umtausch gilt eine Aus­ 24.2.1948 Verordnung über die Einführung 
schlußfrist zum I. Juli 1948. eines "Saarländischen Personal­
7.1.1948 Frankreich: Einrichtung des Fonds ausweises ": Der saarländische Per-
de modernisation et d'equipement. sonalausweis A (Roter Ausweis) 
9.1.1948 Beginn der Berliner (Saar-)Ver­ wird ausgegeben an Personen deut­
handlungen. scher oder französischer Staatsan­
10.1.1948 Erlaß überdie Ernennungdes Haut­ gehörigkeit und an Staatenlose, die 
Commissaire de la Republique im Saarland ihren Wohnsitz oder 
Franraise en Sarre: Grandval wird dauernden Aufenthalt haben, so-
Hoher Kommissar. weit sie im Saarland geboren sind, 
13.1.1948 Erlaß Nr. 48-105 der französisch- oder vordem 30.1.1933 mindestens 
saarländischen Steuer- und Haus­ 10 Jahre lang ununterbrochen im 
haltssatzung vorläufigeRechtskraft Saarland gewohnthaben, oder Kind 
gebend. oder Ehegatte eines Saarländers 
13.1.1948 ErlaßbetreffendErnennung des Di- sind. Der saarländische Personal­
recteur General de la Regie des ausweis B (grauer Ausweis) wird 
Mines de la Sarre: Robert Baboin ausgegeben an alle übrigen Perso­
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nen, die im Saarland ihren Wohn­ 1.4.1948 Familienzulage ab 1. April 1948, 
sitz oder dauernden Aufenthalt ha- Auszahlung rückwirkend ab 20.11. 
ben, ohneRücksichtaufihre Staats­ 1947. 
angehörigkeit. 1.4.1948 Zollunion zwischen Saarland und 
25.2.1948 Allgemeines Abkommen zwischen Frankreich tritt in Kraft. 
deinS-tiiiflänauliäFi'"äffKrelch uber 15.5.1948 Die Samlltlldet können frei nach 'I 
die Soziale Sicherheit Frankreich einreisen. 
30.3.1948 Erlaß Nr. 48-576 über die Errich­ 15.4.1950 Freigabe der restlichen 20% der 
tung der jranzösisch-saarländi­ blockierten Gelder. 
schen Zollunion. 
Dabei war die Lage der Saarländer an sich nicht schlecht. Die Umtauschrelation, 
bezogen auf die DM, lag um das Drei- oder Vierfache höher als in Westdeutschland 
im Juni 1948.8 Paris hatte mit dem Nachteil zu kämpfen, daß die Begünstigung der 
Saar unbemerkt blieb, solange östlich von Einöd, Eichelscheid und Schwarzerden 
die Menschen auf die Geldreform warteten. Die Saarländer mußten als erste erfah­
ren, daß der Währungsschnitt zwar Chancen eröffnete, aber auch Härten mit sich 
brachte. Die Rentner beklagten zu Recht, daß sie kaum das Lebensnotwendige 
bezahlen konnten, und die Unternehmer äußerten nicht weniger begründet, daß 
ihnen alle liquiden Mittel für Investitionen und Reparaturen fehlten.9 Erstmals 
drohte wieder Arbeitslosigkeit. Feierschichten bedeuteten etwas ganz anderes als 
zur Zeit der Bewirtschaftung. 
Was der niedrige Umtauschsatz an Bargeldbeständen übrigließ, fraß die Infla­Inflation 
tion. Verantwortlich waren der Nachfragestau, die nicht unbedeutenden Ersparnis­
se, die mangelnde Erfahrung mit der neuen Wirtschaftsordnung. IO Die Preise lagen 
30 bis 40 Prozent über dem französischen Niveau. 11 Es dauerte bis zum Mai, bis 
sich die beiden Preiskurven in Frankreich und an der Saar angeglichen hatten. 12 
Seither bestimmte der Auftrieb des französischen Franken die Inflation. Rene 
Mayer, der neue radikalliberale Finanzminister, hatte im Dezember 1947/Januar 
1948 der Metropole ein strenges Programm zur Rückkehr in die Marktwirtschaft 
verordnet. Dazu gehörte die gleitende Aufhebung von Bewirtschaftungsbestim­
8 16.5.1951, Grandval an Kirn, MAE, EU 1949-1955, Sarre 140; 26.4.1953, Regie des Mines, 
Revue de presse, MAE, EU 1949-1955, Sarre 62; Roeder, Rapport sur les consequences de 
I'introduction du franc en SaITe en matiere de salaires, de prix et de main-d'oeuvre, AOFAA, 
SGAAA, P 8, Co. AlOe. 
9 26.11.1947, Sitzung der APM Bauindustrie, LASB, Verwaltungskommission 111; 29.11.1947, 
SVZ; 17.2.1948, Grandval an MAE, AN, 457 AP 71, D 2h. 
10 23.1.1948, Mission economique, Consequences economiques et sociales de I'introduction 
du Franc en Sarre, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 55. 
11 14.1.1948, SVZ; 9.2.1948, CGAAA, Fiche deRenseignement, MAE, ZEurope 1944-1949, 
Sarre 37. 
12 Juli 1948, o.V., Vie politique en Sarre, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 46; Chaudat, Les 
prix en Sarre, Bulletin de Documentation et de Liaison du Haut-Comrnissariat de la Republique 
Franyaise en Sarre, Nr. 1, Mai 1949, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 66. 
mungen, die Freigabe der Preise, die Erhöhung staatlicher Abgaben und die Abwer­
tung des Franken. Die Anpassung der Nachfrage an die Produktion über die Preise 
bedeutete nichts anderes als Inflation, aber dazu gab es keine Alternative. Die 
Unsicherheit dauerte ein Jahr. Im Januar 1949 fielen die Preise erstmals.J3 
Preisentwicklung 1948-1949-. 
(Dez. 1949 = 100) 
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-- Frz. Großhandelspreise 
- Lebenshaltungskosten Saar 
75 
"" Dt. Großhandelspreise 
Kehren wir an die Saar und in den Winter 1947/48 zurück. Die Menschen waren 
irritiert, nicht nur, weil sie erstmals in Franken bezahlten, sondern auch, weil die 
Preise ungleichmäßig anstiegen. Für Mieten galt ein Satz von I SM zu 25 Franken, 
für Heizung ein solcher von 1 SM: 52,7 Franken, für Nahrungsmittel beobachteten 
die Statistiker eine Relation von 1: 102.14 Das verwirrte, verlangte veränderte Ein­
kaufsgewohnheiten, erforderte mühsames Urnlernen. 15 
13 J.F. Eck, Histoire de I'econornie franyaise, S. 19; J.P. Rioux, La France de la Quatrieme 
Republique, S. 253ff.; Robert Frank, Contraintes monetaires, desirs de croissance et reves euro­
peens, 1931-1949, in: P. Fridenson, A. Straus (Hrsg.), Le capitalisme franyais, S. 301; H. Bonin, 
Histoire econornique, S. I39ff.; A. de Lattre, Histoire de la politique economique franyaise, S. 44ff. 
14 Statistischer Jahresbericht der Stadt Saarbrücken, 1939-1947, S. 139. 
15 Ein kurzer Ausschnitt aus einem der vielen Stimmungsberichte mag die Situation verdeut­
lichen: ,,Le cout de la vie tres eleve a cause de nombreuses desillusions. Les gens recriminent non 
seulement contre la cherte des marchandises, mais encore contre les differences de prix existant 
souvent pour un seul et meme produit. Les consommateurs font naturellement grief de cet etat de 
choses aux commeryants, ils accusent de donner libre cours a leur esprit de lucre, mais leur 
ressentiment se tourne egalement contre les autorites allemandes et surtout franyaises. Ces demieres 
sont considerees comme etant les seules adetenir le pouvoir effectif et c'est d'eux qu'on attend des 
mesures d'assainissement et de repression. - Malgre ces doleances du public sarrois, la population ne 
regrette pas le rattachement a I'economie franyaise. Sur ce sujet les opinions sont a peu pres 
unanimes." 20.1.1948, Roeder, Rapport sur les consequences de I'introduction du franc en Sarre en 
matiere de salaires, de prix et de main-d'oeuvre, AOFAA, SGAAA, P 8, A IOc. 
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umgestellt. Der Kurs lag deutlich unterhalb der Kaufkraftparität und benachteiligte 
vor allem die Rentner und Staatsbediensteten. Nach drei oder vier Monaten, wenn 
die notwendigen Untersuchungen abgeschlossen waren, wurden die Gehälter zwar 
angepaßt und die ausstehenden Gelder gezahlt, dennoch sorgte das Verfahren für 
Verbitterung. 18 Erst im April begannen die Behörden mit der Ausschüttung der 
angekündigten Familienbeihilfen,19 und es dauerte bis zum Mai 1948, bis die viel zu 
-nüneilSteueisätze des Kontrollrates durch neue Regelungen abgelöst waren.20 
"Die Anstrengungen unserer Regierung, die Kaufkraft zu heben, wer­
den weiter fortgesetzt ... " 
Selbst danach blieben die Löhne unter dem französischen Niveau.21 Das hing 
damit zusammen, daß die Firmen aufgrund ihrer schlechten Liquidität kaum mehr 
als die Minimallöhne auszahlen konnten. "Die sofortige Einführung der normalen 
Löhne wäre weder der damaligen Produktivität angemessen noch für die Unterneh­
men tragbar gewesen. Die sukzessive Lohnangleichung war natürlich nur möglich, 
weil der Lebensstandard der Bevölkerung in der Nachkriegszeit auf ein derartiges 
Niveau abgesunken war, daß schon die zunächst niedrigen, aber in kaufkräftiger 
Währung ausgezahlten Löhne eine gewisse Verbesserung der Lebensführung er­
18 November 1947, o.V., Stimmungsbericht, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 19; 10.12.1947, 
D.E.C., Repercussions de 1a reconversion monetaire, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 36. 
19 2.3.1947, SVZ. 
20 25.5.1948, SVZ. 
21 Karikatur: Tintenfisch, H. 5, August 1948. 
Divergierende 
Einkommens­
strukturen 
I .. ~._. .. - '{ r I lil 
Die Werbung: "Ich kann ohne Ihre Tochter nicht leben, Herr Bank­
direktor!" - "Ja ... verständlich ... beim derzeitigen Umrechnungs­
kurs der Beamtengehälter ...!" 
Besonders schwierig war die Umstellung der Löhne. 16 Viele Berufe konnten 
zwar entsprechend der französischen Klassifikation zugeordnet werden, doch nicht 
immer entsprach die formelle Bezeichnung den Ausbildungsprofilen. Ein Beispiel 
mag dies verdeutlichen: Der Saarländische Sparkassenangestellte war nicht nur 
Geldeintreiber wie in Frankreich, er glich viel eher dem BankkaufmannP Eine 
falsche Zuordnung bedeutete Geldverlust und Statusminderung. Noch größer waren 
die Probleme, wenn es keine französische Entsprechung gab. In diesem Falle 
wurden die alten Löhne und Gehälter übergangsweise mit einem Satz von 1:35 
16 Karikatur aus: Tintenfisch, H. 9, Oktober 1948. 
17 30.1.1948, Roeder, Rapport sur 1es consequences de l'introduction du Franc en Sarre en 
matiere de salaires, de prix et de main-d'oeuvre, AOFAA, SGAAA, P8, A lOc; Dezember 1949, 
Giscard d'Estaing, Memoire de Stage, Le rattachement economique de 1a Sarre 11 1a France, MAE, 
EU 1949-1955, Sarre 92. 
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Anpassung an 
neue Märkte 
und Flut von 
Verordnungen 
möglichten."22 Ökonomisch machte der Lohnrückstand der Saar einen Sinn, für die 
Menschen war er aufgrund der Gegebenheiten tragbar, für die Gewerkschaften 
bedeutete er eine permanente Herausforderung. 
Die französische Lohngesetzgebung, die seit dem 20. November 1947 die Gehäl­
ter an der Saar bestimmte, veränderte die Einkommenshierarchie. Benachteiligt 
sahen sich vor allem die Hüttenarbeiter, die bisher an der Spitze gestanden hatten 
und nun von den KurripeIiiaer Gruben uberrundet wurden. DIe Bauarbeiler und die 
Arbeiter der Baustoffindustrie zogen ebenfalls eine positive Bilanz.23 Das französi­
sche System belohnte die weniger qualifizierte Arbeit. Der 18jährige Geselle ver­
diente beinahe ebensoviel wie der Facharbeiter. Die Industrie- und Handelskammer 
kritisierte, daß die Nivellierung der Einkommensspannen den Leistungsanreiz ver­
ringere und das Streben nach besserer Qualifikation mindere.24 Natürlich gab es 
gute Gründe für die Veränderungen. Auch in Westdeutschland profitierten die 
Gruben- und Bauarbeiter von der gewandelten Nachfrage, galt es, die durch die 
nationalsozialistische Kriegswirtschaft künstlich verzerrten Einkommensrelationen 
den Gegebenheiten des Marktes anzupassen. Doch an der Saar war Frankreich für 
die neue Ordnung verantwortlich.25 
Eine Flut von Verordnungen verwirrte die Saarländer.26 Vier unterschiedliche 
Verfahren regelten allein die Preisfestsetzung. Es gab Güter, für die Festpreise 
galten, andere, für die Schwankungsbreiten festgelegt worden waren, oder solche, 
bei denen die Gestehungskosten die Preisgestaltung bestimmten. Jedes Produkt 
verlangte ein anderes Berechnungsverfahren.27 Die Unternehmer mußten sich in die 
schwierige französische Wirtschafts- und Steuergesetzgebung einarbeiten, neue 
Lieferanten und Abnehmer finden, sich dem Marktgeschehen stellen. Am Anfang 
kauften nicht wenige bei französischen Einzelhändlern, wodurch die Beschaffungs­
kosten unnötig anstiegen.28 Und dann gab es schwarze Schafe, die die Unerfahren­
heit der saarländischen Händler in Frankreich ausnutzten, um schnelles Geld zu 
verdienen.29 Es dauerte seine Zeit, bis die Einkäufer mit den französischen Markt­
gegebenheiten vertraut waren. Vor dem 20. November hatten alle Waren Abnehmer 
gefunden, Bezugsscheine hatten das Verhältnis von Angebot und Nachfrage exakt 
geregelt. Mit einem Male galt es, kalkulatorisch zu denken, auch kurzfristige 
Verluste hinzunehmen, um Schlimmeres zu verhüten. Marktwirtschaft verlangte 
unternehmerische Mentalität, die nur allmählich wieder Einzug hielt. Die Geschich­
te von den verrotteten Eiern, die der Direktor des Amtes für Preisbildung festhielt, 
kennzeichnete die Schwierigkeiten des Übergangs: 
22 Saarländische Bevölkerungs- und Wirlschaftszahlen, 1 (1949), H. 4, S. lf. 
23 R. Muller, Le rattachement econornique, S. 161. 
24 Industrie und Handelskammer Saarbrücken, Lagebericht, Oktober 1948. 
25 Hierzu aufsch1ußreicne Zitate aus abgefangenen Briefen: 4.1.1948, CCFA, Direction des 
Recherehes, Situation de 1a Sarre au 1erJanvier 1948, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 14. 
26 10.2.1948, Volksstimme. 
27 Rundschreiben Nr. 114 an alle APM, LASB, Verwaltungskomrnission 200. 
28 F. Blumenauer, Absatzfragen, S. 52f. 
29 Nachrichtendienst der Handelskammer zu Saarbrücken, Februar 1948. 
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,,Le phenomene le plus caracteristique qu'il m'ait ete donne de constater ici est la difficulte 
qu'eprouve le commen;ant et l'artisan sarrois as'adapter a I 'esprit de concurrence. Trois mois 
apres l'effondrement du prix des oeufs, alors qu'ils se vendaient norrnalement 14 ou 15 frs, j'ai 
vu des oeufs dans une boutique demeurer imperturbablement affiches a24 frs .... Cet honorable 
commergant les aurait bien vendus 15 frs s'illes avait payes 12, mais les ayant payes 20 frs, il ne 
voulait pas se resoudre asubir une legere perle POUf ecouler ceux qui lui restaient. Resultat: il a 
tout perdu. 
C'est une reeducation a faire. Sous le regime anterieur, l'Etat pensait, prevoyait POUf le com­
mergant. Celui-ci etait un reparliteur aqui on fournissait une certaine quantite de marchandises a 
un prix deterrnine pour la revendre a un prix deterrnine. Pas d'initiative, pas de risque! ... 
Aujourd'hui il1ui faudrait ehereher des sources d'approvisionnement, comparer entre eux les 
prix de ses fournisseurs, ehereher avendre moins eher que son voisin."30 
Nicht allein die Menschen an der Saar taten sich schwer bei der Umstellung zur 
Marktwirtschaft. Westdeutschland erlebte seit dem Juni 1948 einen vergleichbaren 
Inflationsschock, dazu hohe Arbeitslosigkeit, die es im Saarland nicht gab. Die 
Kritik entzündete sich östlich der Grenze an Erhards Drängen auf rasche marktwirt­
schaftliche Umgestaltung.3I An der Saar stand dagegen die französische Protekto­
ratsmacht auf dem Prüfstand. Eduard Welter, der Chef der Eisenbahnergewerk­
schaft beobachtete, daß für alles Schlechte Frankreich verantwortlich gemacht 
wurde.32 Gewiß, niemand wollte wirklich zurück in die Zeit vor dem November 
1947, und dennoch fühlten sich viele überfordert. 
b. Politische Instabilität 
Die französische Saarpolitik befand sich in einem unauflösbaren Dilemma. Was sie 
initiierte, war zu wenig, zu viel, widersprüchlich.33 Zu wenig war es, weil Entschei­
dungen über zentrale Fragen der Wirtschaftsunion noch ausstanden, als am 20. 
November 1947 der Franken an die Stelle der Saarmark trat. Ungeklärt blieb die 
Frage, was mit den sequestrierten Unternehmen geschehen solle. Das Schicksal der 
Saareisenbahn war ebenso unbestimmt wie das der saarländischen Universität.34 
Wie der Außenhandel durchzuführen sei, mußte mit den Alliierten ausgehandelt 
werden. Vor allem aber verbitterte die Praxis der Währungsumstellung. Dabei zielte 
das französische Vorgehen, das nicht alles gleich und sofort regeln wollte, auf eine 
30 Chaudat, Les prix en Sarre, Bulletin de Documentation et de liaison du Haut-Commissariat 
de la Republique Frangaise en Sarre, Mai 1949, N 1. MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 66; vgl. 
ebenso: Nachrichtendienst der Handelskammer zu Saarbrücken, April 1948. 
31 Knut Borchardt, Christoph Buchheim, Die Wirkung der Marshallplan-Hilfe in Schlüssel­
branchen der deutschen Wirtschaft, in: VfZG, 25 (1987), S. 325. 
32 24.4.1948, Grandval an de Bourbon Busset, A.s. de la communication adressee par M. 
Weiter aM. Pineau, PA Grandval8X. 
33 Ähnlich bereits in: Arrnin Heinen, Vorn frühen Scheitern der französischen Saarpolitik. 
Politik und Ökonomie, 1945-1950, in: R. Hudemann, R. Poidevin (Hrsg.), Die Saar, 160f. 
34 Zur Krise der Universitätsgründung: A. Heinen, Sachzwänge, S. 32ff.; Joachim Heinz, Aus 
der Gründerzeit der Universität des Saarlandes. Der Hornburger Studentenstreik im Mai 1948, in: R. 
Hudemann, A. Heinen (Hrsg.), Universität des Saarlandes, S. 63-72. 
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organische Abstimmung mit den lokalen Gegebenheiten. "Zu hastig sei alles initi­
iert worden", lautete der Vorwurf, und: ,,Es fehle ein Plan".35 
Wenn die französische Besatzungsmacht Entscheidungen fällte, war das auch 
nicht recht.36 Grandval selbst bedauerte, daß er eine Reihe von Anordnungen habe 
treffen müssen, ohne sich mit den saarländischen Behörden abzusprechen - weil die 
Zeit allzu sehr drängte. Kritik wurde laut, nicht nur an grundsätzlichen Regelungen 
wie für die Saargriiben,sonaernan EInzelheIten, dIe Immer wIeder bewIesen, daß 
die "Franzosen" die Saarangelegenheiten nur ungenügend kannten.37 Die Mitarbei­
ter der Militärregierung teilten den Eindruck und machten die Kollegen aus Paris 
dafür verantwortlich.38 
Schließlich verhakte sich die französische Politik in Widersprüche. Das lag an 
der Aufgabe, die verlangte, die französische Position zu konsolidieren und gleich­
zeitig die saarländische Autonomie zu stärken.39 Die Bestimmungen über das Hohe 
Kommissariat erlaubten der französischen Verwaltung jede Einwirkung, aber der 
Quai d'Orsay kommentierte den Sachverhalt, es komme in Wirklichkeit nicht auf 
den Verordnungstext an. Frankreich sei entschlossen, das Gesetz so liberal wie 
möglich anzuwenden.4o . 
Die Wirtschaftsunion schuf ihre eigenen Zwänge. Grandval beklagte den Eifer 
der Behörden, "a vouloir a toute force, et dans les moindres delais, introduire en 
Sarre, sans aucune transition ni adaptation, les solutions franr;aises".41 Leicht war 
es, der Saar gleiche Pflichten aufzuerlegen, viel mehr Anstrengungen bereitete es, 
ihr gleiche Rechte zuzubilligen. Die ungleichmäßige Verteilung von Rohmateriali­
en sorgte immer wieder für Verbitterung.42 Durch ein kompliziertes Netz von 
Verordnungen war die Saar von Deutschland wirtschaftlich abgetrennt, aber der 
Handelsaustausch mit Frankreich, der Import von Rohstoffen funktionierte nicht 
richtig.43 
Ringen um Der politische Diskurs kippte im November 1947. Bis dahin war an der Militär­
Anerkennung	 regierung kaum Kritik geäußert worden. Nun kam alles zusammen: die Mängel der 
Währungsumstellung,44 Streiks und Unruhen in Frankreich selbst. ,,L'impression 
favorable qui existait parmi les milieux commerr;ants et industriels sarrois au 
moment de l'introduction du franc commence rapidement afaire place aun grand 
35 4.1.1948, CCFA, Oirection des Recherehes, Situation de la SaITe au ler Janvier 1948, MAE, 
ZEurope 1944-1949, Sarre 14. 
36 18.11.1947, Der Vorsitzende der APM 26, Bauindustrie, an Kirn, LASB, Verwaltungskom­
mission 111; 29.11.1947, SVZ. 
37 29.11.1947, SVZ. 
38 Februar 1948, Lettre d'un saITois, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 16. 
39 17.1.1948, o.V., Projet d'instruction au Haut-Commissaire Franc;:ais en Sarre, MAE, Z 
Europe 1944-1949, Sarre 2. 
40 0.0., o.V., Note d'ordre politique pour la conversation avec les ministres sarrois, MAE, Z 
Europe 1944-1949, SaITe 29. 
41 28.5.1948, Grandval an Rene Mayer, MEF, B 34.156. 
42 31.3.1948, CANA, Aufzeichnung, MAE, Z Europe 1944--1949, Sarre 37. 
43 Februar 1948, Lettre d'un sarrois, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 16. 
44 3.2.1948, Volksstimme: Übergangsschwierigkeiten des wirtschaftlichen Anschlusses, Wirt­
schaftskonferenz der Koalitionsparteien in der Saarbrücker Wartburg. 
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pessimisme du aplusieurs facteurs: 1. La situation interieure franr;aise; 2. la faillite 
pratique des organismes professionnels, qui, dans la plupart du temps sont absolu­
ment incapables de resoudre, faute d'instruction pratique de la part des responsables 
franr;ais, les differents problemes qui se posent d'heure en heure."45 Nur mit Mühe 
fanden sich die Mitarbeiter des Hohen Kommissariats in ihre neue Rolle ein. Sie 
waren gewohnt zu befehlen, jetzt sollten sie zuhören, überzeugen. 
--Reibungsverluste entstanden, weil die Kompetenzen nicht klar definiert waren. 
Welche Aufgaben oblagen dem Hohen Kommissar, welche der neuen Regierung? 
Ein internationales Statut hätte Klarheit schaffen können, doch das fehlte, würde 
auch in der Zukunft ausbleiben.46 Die Saarregierung verfügte nur über geringes 
Ansehen, zumindest in der Anfangsphase. 47 Mit allen Mitteln suchte sie ihre Macht 
zu stärken, gegen die Oppositionsparteien, gegen Teile der eigenen Mehrheit im 
Parlament, gegen das Hohe Kommissariat.48 Um nicht allein den Kommunisten und 
der nationalen Opposition das Feld zu überlassen, griff sie deren Kritik an der 
Währungsumstellung und den einseitigen französischen Saarregelungen auf, for­
derte rasche Änderung, verlangte Gleichstellung und Berücksichtigung der lokalen 
49Besonderheiten. Autonomie sollte es sein und vollkommene Teilhabe an den 
Vorteilen der Wirtschaftsunion. Beides zusammen war nicht zu haben. Dies wird 
uns später noch beschäftigen. 
45 November 1947, o.V., Stimmungsbericht, MAE, ZEurope 1944--1949, SaITe 19. 
46 28.1.1948, SVZ. 
47 4.1.1948, CCFA, Oirection des Recherehes, Situation de la SaITe au ler Janvier 1948, MAE, 
Z Europe 1944-1949, SaITe 14. 
48 17.2.1948, Grandval an MAE, AN, 457 AP 71,0 2h. 
49 0.0., o.V., CVP, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 49; 23.1.1948, Mission Economique, 
Consequences politiques de I'introduction du Franc en Sarre, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 55. 
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7. Zusammenfassung 
Früher als erwartet stand die neue Ordnung in Frage. Die Menschen genossen die 
Warenvielfalt und erschraken, daß ihnen das Geld zwischen den Fingern zerrann. 
Die Preisbildung spiegelte Angebot und Nachfrage, erfolgte jenseits der vertrauten 
Kategorien von Recht und Billigkeit. Marktkonformes Verhalten mußte erst neu 
erlernt werden. Daswafbitfe-il.mentoch nur die eine Seite deI heUen AllfOldelUll­
gen, da zur selben Zeit die Umorientierung auf den französischen Markt erfolgte. 
Vielleicht verfügte das eine oder andere Unternehmen aus der Völkerbundszeit 
noch über Westkontakte. Aber die Regel war es nicht. Vieles blieb ungewohnt. Die 
Wirtschaftsunion war an der Saar nur grundsätzlich diskutiert worden, nie in ihren 
Einzelheiten. Die neue Ordnung traf die Saarländer unvorbereitet. 
Daran war die französische Politik nicht unschuldig. Sie hatte sich selbst kein 
klares Bild von ihrem Vorgehen an der Saar gemacht, die saarländischen Politiker 
von den internen Beratungen ausgeschlossen. Die Pariser Verwaltungen wollten 
eine unmittelbare Anpassung an die französischen Rechtsverhältnisse. Das war 
bürokratisch richtig, aber politisch falsch. Riskant war es im Hinblick auf die 
Alliierten, gänzlich unvertretbar gegenüber den Saarländern. Debre erkannte die 
Gefahr, konzipierte ein modemes Protektorat, demokratisch und stabil nach innen, 
schwach gegenüber Frankreich. Grandvallehnte solche Pläne ab, versprach: "Das 
Saarland den Saarländern". Die Verfassungsberatungen schienen die Bereitschaft 
zu wirklicher Zusammenarbeit zu bestätigen. Selbst im heiklen Wirtschaftsbereich 
vermittelte Grandval positive Signale, versicherte, daß das Hüttenwerk in Neunkir­
chen wieder angefahren werde und lehnte die Sozialisierung der Schlüsselindustri­
en nicht rundweg ab. 
Der Bruch kam im November 1947 unmittelbar nach Verabschiedung des end­
gültigen Verfassungsentwurfs. Das Steuer- und Haushaltsabkommen, die Rechts­
konvention, das Dekret über die Regie des Mines und der Erlaß über die Befugnisse 
des Hohen Kommissars signalisierten die Grenzen saarländischer Selbstverwal­
tung. Die saarländischen Politiker hatten anderes erwartet, der Bevölkerung anderes 
versprochen. Was Paris dem Hohen Kommissar als Aufgaben zuwies, verstieß 
sogar gegen die Verfassung. Und trotz allem: Die Zusammenarbeit entkräftete die 
ursprünglichen Befürchtungen. Frankreich bewies Kooperationsbereitschaft. Und 
als Ende 1948 die Inflationskrise gemeistert war, hatte sich die erste Aufregung 
gelegt. .. 
Trotz der insgesamt günstigen Bilanz nach einem Jahr der Wrrtschaftsumon 
verwies die Krise des Winters 1947/48 auf grundsätzliche Strukturdefizite. Die 
Westalliierten unterstützten Frankreich in praktischen Dingen. Die Abkommen 
vom JanuarlFebruar 1948 zogen die Konsequenzen aus dem Wirtschaftsanschluß, 
regelten die Ausgliederung aus dem deutschen Kohlenpool, definierten die Höhe 
der anzurechnenden Reparationsleistungen, ermöglichten einen Tausch von deut­
scher gegen saarländische Kohle und bestätigten die Einbindung der Saar in den 
französischen Zollraum. Das alles war nützlich, bedeutete aber keine grundsätzliche 
Anerkennung der Rechtsstellung des Saarlandes. Das Fehlen eines. inte~ational~n 
Statuts bestimmte bis 1955 das Verhältnis der Saar zu FrankreIch, bIldete dIe 
Ursache der Debatte um die Saarfrage auf internationaler Ebene. 
Weiteres verwies auf spätere Entwicklungen. Die Krise der französischen Saar­
politik resultierte nicht zuletzt daraus, daß die Kernziele französischer Politik nie 
wirklich festgelegt worden waren. Galt der Vorrang der Saar oder bildete sie nur 
ei~en Aspekt im Rahmen der viel umfassenderen Deutschlandpolitik? Diente ihr 
WIrtschaftspotential der Modernisierung und Stärkung französischer Leistungs­
kraft durch französische Staatsunternehmen oder war sie lediglich eine Konjunktur­
. ---reserve?-Wie immer die Entscheidung fiel- und in vielfältiger Hinsicht standen die 
:	 Entscheidungen auch noch Ende 1948 aus - bestimmten sie das Schicksal der 
Saargruben, der Hütten, der übrigen Saarwirtschaft. Grandval sah nur die Erforder­
nisse der Saarpolitik, und da er lange ohne Anweisung blieb, vermittelte er ein Bild 
Frankreichs, das den realen Kräfteverhältnissen nicht wirklich entsprach. 
Die saarländische Innenpolitik trug das ihre zu den Aufwallungen bei. Die 
Alltagserfahrung der Bevölkerung ließ kaum selbstbewußtes politisches Handeln 
zu. Die ~ensch~n s~hnten ein Abklingen der Wirren herbei, ein Ende von Hunger 
und UnSIcherheIt. DIe Saarländer erlebten, wie sie in den angrenzenden deutschen 
Provinzen aufMißtrauen trafen, Neid hervorriefen. Die Provinzialisierung Deutsch­
lands schuf das Saarland, bevor es eine eigene Verfassung besaß. 
Im Oktober 1947 stimmten die Saarländer über die Zusammensetzung des ersten 
Parlaments ab. Ihr Votum für eine der demokratischen Gruppierungen, der Verzicht 
auf Wahlenthaltung oder auf Abgabe einer ungültigen Stimme implizierte Unter­
stützung des Wirtschaftsanschlusses. Das war sicherlich eine sehr indirekte Unter­
stützung, eine eher unverbindliche Stellungnahme. Doch niemand wollte wirklich 
ein Referendum: Grandval wollte es nicht aus Furcht vor der Propagandamaschine­
rie des Trierer Bischofs; die saarländischen Politiker lehnten es ab, weil sie dem 
Saarvolk gründlich mißtrauten; die Gegner des Wirtschaftsanschlusses fürchteten 
eine Niederlage, und die Mehrheit war froh, nicht mit einer so schwierigen Ent­
scheidung belastet zu werden. 
Der Volksentscheid unterblieb. Das machte die Befürworter der Wirtschaftsuni­
on gegenüber den Pressionen ihrer Kritiker anfällig. Die saarländische Regierung 
I	 besaß am Anfang nur wenig Prestige. Sie mußte sich ihre Anerkennung erobern, 
indem sie Selbständigkeit gegenüber Frankreich bewies, indem sie die Vorteile der 
Wirtschaftsunion vermehrte, indem sie Aufgaben, die in ihren Bereich fielen, 
konkret löste. Ein schwieriger Balanceakt begann. 
Der Nimbus der mächtigen, alles regelnden Besatzungsmacht brach im Novem­
ber 1947 zus~men. "Alles werde s.ich zum besseren wenden", hatte die Botschaft 
gelautet, und dIe Menschen hatten SIe nur allzu gerne geglaubt. Sie erwarteten, daß 
Frankreich mit einem Male alles sofort regele, daß es die saarländischen Besonder­
heiten berücksichtige, zugleich Freiraum biete zur Entfaltung eigenen Gestaltungs­
willens. Das eine schloß das andere aus, war hinsichtlich einer komplexen Materie 
wie der Währungsumstellung gar nicht zu verwirklichen. Die innere Schwäche 
Frankreichs trug ergänzend zu einem veränderten Selbstbewußtsein der Saarländer 
gegenüber der Schutzmacht bei. Widersprüchliche, enttäuschte Erwartungen, kultu­
rell determinierte Mißverständnisse bestimmten bis zum Ende der eigenständigen 
Saarpolitik das Verhältnis zu Frankreich. 
210 211 
IU. AUTONOMIE UND DAS ENDE DER 
SELBSTVERWALTUNG 
-----»-------------------------­
A. STRUKTUREN 
1. Das Regierungssystem 
a. Einführung 
"Der Dicke muß weg!" Die deutsche Opposi­ Johannes Hoff­
tion war im Herbst 1955 mit ihren Attacken mann 
nicht zimperlich. Keine andere politische Insti­
tution, keine andere Persönlichkeit symboli­
sierte den Weg der Saar nach 1945 wie Johan­
nes Hoffmann. Schon äußerlich stellte er etwas 
dar: kräftig war er, ja, wohlbeleibt, von beein­
druckender Statur. Der Blick fiel sofort auf 
sein großes, rundes Gesicht. Die lichte Haar­
fülle und der Schnurrbart verliehen seinem Er­
scheinen etwas Gemütliches, hätte er nicht die­
se auffallende Brille getragen. Sie muß damals 
schon unmodern gewesen sein, schwarz und 
dick urnrändert. Zeugnis grobkerniger hand­
werklicher Fertigkeit, verlieh sie Hoffmann eine 
gewisse Strenge, so als ob er in alles hinein­
schaute, alles mit seinem Blick durchbohrte. 1 
Vier Regierungen erlebten die Saarländer, Die Grundla­
vier Regierungen Hoffmann. Die Minister 
wechselten, sie tauschten das Ressort, sie wur­
gen des persön­
lichen Regimes 
den neu berufen oder schieden aus dem Kabi­
nett aus. Nur der Innenminister, Edgar Hector, 
blieb, doch der war eher unpopulär, stand zeit­
weise als Staatssekretär im zweiten Glied. Jo­
Johannes Hoffmann ­ Karikatur des 
Tintenfisch 
hannes Hoffmann überragte sie alle, er sicherte 
Kontinuität, verantwortete die Saarpolitik nach 
außen. 
1 Karikalur: Tintenfisch, 1951, H. 19. - Biographische Notizen zu Hoffmann: Karl August 
Schleiden, Johannes Hoffmann (1890-1967), in: Peter Neumann (Hrsg.), Saarländische Lebensbil­
der, Bd. 4, Saarbrücken 1989, S. 251-276; Brigitte Steinle (Hrsg.), Johannes Hoffmann. Ein Leben, 
Saarbrücken 1990. 
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In vieler Hinsicht glich die Regierung Johannes Hoffmanns der Konrad Adenau­
ers in Westdeutschland. Man könnte von "Kanzlerdemokratie" sprechen, hätte 
Hoffmann nicht den Titel des Ministerpräsidenten getragen. In den Medien war er 
überall präsent und am liebsten in den Wochenschauen. Er war populär, sein Haus 
stand für den direkten Bürgerkontakt offen. Die Rolle des Landesvaters gefiel ihm: 
streng, gerecht, wohltätig~_:rv1it der freien Presse hatte er Schwierigkeiten, noch 
größere und häufigere Probleme als Konrad Adenauer. RiChtIg schadete es Ihm 
sowenig oder soviel wie dem Kanzler. Die Saarländer reagierten nicht anders als die 
Menschen in Westdeutschland. Sie zogen sich zurück in ihre Privatsphäre, wollten 
Leitung und Autorität. Gilbert Grandval monierte das Fehlen einer wirklich demo­
kratischen Kultur und beobachtete mit Bedauern die verbreitete Führungsgläubig­
keit.2 Konrad Adenauer war Kanzler des Übergangs von der deutschen Diktatur in 
die parlamentarische Demokratie.3 Johannes Hoffmann repräsentierte den autokra­
tischen Weg in die pluralistische Gesellschaft für die Saar. Beiden Politikern hing 
ein an Bismarck gemahnender Unfehlbarkeitsmythos an. Das machte sie stark und 
das politische System verwundbar. 
"Der Dicke muß weg", zeugte von Respektlosigkeit, formulierte den Aufstand 
der Jugend gegen die Vaterfigur. Während das Ende der Adenauer-Ära die Demo­
kratisierung des politischen Diskurses einleitete, zielten die Angriffe gegen Hoff­
mann zwar einerseits auch gegen autoritär-demokratische Verkrustungen, meinten 
andererseits jedoch und zentral die staatliche Existenz der Saar selbst. 
Thesen Bevor wir das Thema weiter vertiefen, die Regierungsbildung schildern, die 
Gründe und Folgen der großen Koalition von CVP und SPS untersuchen, soll der 
weitere Argumentationsgang skizziert werden. Der Saarstaat litt unter der struktu­
rellen Legitimationsschwäche seiner inoffiziellen Geburt. Außenpolitische Kon­
fliktlinien verliefen quer zu den Parteigrenzen. Daraus ergaben sich Unschärfen der 
politischen Alternativen, Zwänge des Manövrierens für die Führungskader. Der 
öffentliche Diskurs an der Saar blieb diffus. 
Die Ordnung von 1947 bewies wenig Tragkraft. Selbst die späteren Konventio­
nen mit Frankreich änderten daran kaum etwas. Die politischen Rahmenbedingun­
gen förderten den Konflikt. Es gelang nicht, die Interessen so zu verankern, daß 
durch Zusammenarbeit der Nutzen beider Partner maximiert wurde. 
Unsicherheit über die reale Basis der eigenen Politik, Mißtrauen gegenüber der 
Saarbevölkerung, Furcht vor der Macht nationalistischer Propaganda provozierte 
harsche Abwehrreaktionen, die nicht immer demokratisch legitimiert waren. Die 
Erinnerung an 1935 lastete wie ein Alptraum über der Saarpolitik. Die saarländi­
sche "Demokratur" wurzelte in inneren Gründen, und doch dürfen die äußeren 
Ursachen nicht außer acht bleiben. Die Bundesrepublik verweigerte eine Anerken­
nung der Saar, stellte deren staatliche Existenz generell in Frage. Heftige Attacken 
trafen die Regierung Hoffmann, Attacken, die gewiß nicht immer fair waren, nicht 
immer ausgeglichen. Sie verfolgten vielfältige Zwecke. Sie dienten der innenpoliti­
2 14.12.1949, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 99. 
3 Vgl. Dietrich Thränhardt, Geschichte der Bundesrepublik, Frankfurt 1986, S. l11ff; Karl­
heinz Niclauß, Kanzlerdemokratie. Bonner Regierungspraxis von Konrad Adenauer bis Helmut 
Kohl, Stuttgart 1988, S. 66ff. 
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schen Beruhigung der westdeutschen Öffentlichkeit, wenn die SPD die nationalisti­
schen Emotionen allzu sehr angestachelt hatte, sie lenkten von dem Konflikt mit 
Paris ab und sie verleiteten Hoffmann zu unbedachten Reaktionen. Statt zur Brücke 
wurde die Saar zum Stolperstein der deutsch-französischen Beziehungen. 
Zwischen 1948 und 1955 konnte das politische System der Saar kein eigenes 
Nationalbewußtsein schaffen. Es gab keine verbindlichen Symbole. Der Versuch 
zuri\sthettsierung der Politik blieb immer krampfhaft, immer aufgezwungen. Die 
intendierte europäische Vorreiterrolle der Saar brach sich an der provinziellen 
Lebenspraxis der vielen. 
b. Koalition und Opposition 
Mit einer Stimme Mehrheit wurde Adenauer Bundeskanzler. Viele Geschichten 
haben sich um diese eine Stimme gerankt, so als ob seine Wahl gefährdet gewesen 
sei. Dabei spiegelte das Ergebnis des ersten Wahlganges nur die Wirren persönli­
cher Animositäten, die schwierige Selbstfindung der Parlamentarier in den ersten 
Tagen des Bundestages. Adenauer verfügte in den Folgejahren über eine ausrei­
chende parlamentarische Mehrheit.4 Die entscheidende Weichenstellung erfolgte 
durch Bildung der kleinen Koalition. Die Alternative wäre eine Zusammenarbeit 
mit der SPD gewesen, aber dann hätte es keine überzeugende Gegenkraft gegeben. 
Innenpolitisch, wirtschaftlich und außenpolitisch stand die SPD in deutlichem 
Gegensatz zur Mehrheit. Die Wähler besaßen eindeutige Alternativen, waren durch 
den Kampf von Opposition und Regierung gefesselt, ohne daß ein Wiederaufleben 
des Nationalismus zu befürchten war.5 Nicht einmal die Westbindung stand grund­
sätzlich in Frage.6 
Die Saar erlebte einen anderen Weg in die parlamentarische Demokratie. Von 
den acht Jahren Autonomie stand die SPS nur drei Jahre in der Opposition. Johannes 
Hoffmann wollte eine Koalition aller demokratischen Kräfte. Da die Verhandlun­
gen mit der DPS scheiterten, umfaßte die Regierung vom 21. Dezember 1947 die 
Vertreter der beiden größten Parteien, also von CVP und SPS, welche zusammen 45 
der 50 Abgeordnetensitze stellten.? Der Ministerpräsident legitimierte die außerge­
wöhnliche Konstellation mit dem Argument, daß ungewöhnliche Zeiten ausgefalle­
ner Regelungen bedürften. Die große Koalition sollte das Gewicht der saarländi­
schen Politik gegenüber Frankreich stärken und dokumentieren, daß die Autono­
miepolitik auf breiter Grundlage beruhte. Innenpolitisch versprach die große Koali­
tion die Beteiligung der großen Mehrheit an allen wichtigen Entscheidungen: 
Demokratie als Herrschaft der vielen im Unterschied zur Diktatur der wenigen.8 
Daß hierbei die Rechte und die Funktion der Opposition zu kurz kamen, wird uns 
später noch beschäftigen. 
4 H.-P. Schwarz, Die Ära Adenauer, Gründerjahre, S. 34f. 
5 D. Thränhardt, Geschichte der Bundesrepublik, S. 97f. 
6 Wolfgang Benz, Opposition gegen Adenauers Deutschlandpolitik, in: Jürgen Weber (Hrsg.), 
Die Republik der fünfziger Jahre, München 1989, S. 53. 
7 Karikatur: Tintenfisch, August 1948, H. 5. 
8 20.12.1947, Regierungserklärung Hoffmanns, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 46; 
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Regienmgsbil­
dung durch 
CVPundSPS 
Natürlich gab es in Teilbereichen zwischen den Koalitionären grundlegende 
konzeptionelle Differenzen, und doch konnten beide Gruppierungen erfolgreich 
zusammenarbeiten. Das hing mit der sozialen Struktur der Saar zusammen, so daß 
die CVP etwas stärker sozial ausgerichtet war als ihr bundesrepublikanisches 
Gegenüber9 und die SPS eher konservativ. Das hing mit den ähnlichen Biographien 
der Führungskader zusammen: Gegner der Rückgliederung an Deutschland 1935, 
Exil und Emigration. Das stand schließlich in Zusammenhang mit ähnlichen inner­
parteilichen Problemfeldern. 
13.12.1948, Referat Hoffmanns aufdem 3. Landesparteitag der CVP, SVZ; 9.11.150, SVZ; 12.12.1952, 
Volksstimme. 
9 Erst gegen Ende der betrachteten Epoche gewann der Wirtschaftsflügel innerhalb der CVP 
maßgebend Einfluß. Dazu später mehr. 
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Die Konfliktlinien verliefen mitten durch die Parteien, zumindest, was die grund- Politische Un­
sätzliche Haltung gegenüber dem Wirtschaftsanschluß betraf. Eine reine CVP- ruhe 
Regierung hätte die SPS in die Fundamental-Opposition gedrängt, unterstützt in 
Einzelfällen durch die Koßmann-Gruppe von der CVP. Der Druck von außen auf 
die Regierung, seitens der Kirche insbesondere, war bereits jetzt stark genug. Eine 
Beteiligung der innerparteilichen Opposition an den Regierungsgeschäften hätte 
--diesen KräftenzusätzIichen Einfluß gesichert. Als letzter Gesichtspunkt: In der 
Anfangszeit standen schwierige Entscheidungen an, die nicht immer populär waren. 
Wollte die CVP wirklich die Verantwortung allein übernehmen? Viele Gründe 
überzeugten Hoffmann zugunsten der großen Koalition. 1O 
" Wer bedroht wen? " 
Das Ungewöhnliche der saarländischen Lösung resultierte daraus, daß die CVP 
die Regierung hätte allein bilden können. Sie verfügte über 28, später 29 der 50 
Abgeordnetensitze. Die SPS besetzte mit dem Arbeitsministerium (Richard Kirn) 
und dem lustizministerium (Heinz Braun) Schlüsselpositionen, und doch blieb das 
Gefühl der strukturellen Unterlegenheit. Immer wieder suchte die SPS ihre Unab­
hängigkeit zu beweisen: auf dem klassischen Feld der Sozialpolitik, durch den 
Vorwurf, die CVP habe gegenüber Frankreich zu wenig erreicht, durch Angriffe 
10 O.D., o.V., CVP, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 59. 
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gegen vermeintlich undemokratische Zustände.!! (Das hinderte sie gleichwoW 
nicht, in der Regierung viele der restriktiven Regelungen mitzutragen.) In der 
Opposition verschärfte sie ihre Kampagnen noch. Alle Themen, die die deutsche 
Opposition 1955 erfolgreich in die Waagschale einbrachte, hatte der interne Macht­
kampf bereits aufgeworfen; nur die Zusammenarbeit mit Frankreich war nicht 
grundsätzlich in Frage gestellt worden. 
Im Kontrastzumäußeren-fTsctreii~IlTTu"'llg"'sdb"'itrldHK"'u'"o:np"'el";;ie"'lrt1te"'lT"l-r'dli;ie,..--fP;;';trt+·lnQlTTIg"'s"""K'""a clTTrT mdlPr
beider Parteien erfolgreich miteinander. Aber Richard Kirn, Heinz Braun und 
Johannes Hoffmann mußten Rücksicht nehmen auf die Befindlichkeit ihrer Partei­
en. SPS und CVP ertrugen die Große Koalition mit Mühe. Die Basis entzog sich 
zunehmend der Parteidisziplin. Die Diskussion entglitt der Beherrschung von oben. 
Da eine grundsätzliche Debatte über den Wirtschaftsanschluß unmöglich war, 
zielten die Angriffe auf die ideologische Basis der jeweiligen Parteien. Die Oppo­
nenten betonten die innenpolitischen Konfliktlinien, verlangten eine stärker christ­
liche oder ausgeprägter sozialistische Politik, forderten eine größere Autonomie 
gegenüber Frankreich. Die Führungen reagierten bürokratisch-autoritär, durch Aus­
schluß der mißliebigen Opposition und durch Unterdrückung der Meinungsvielfalt. 
Zugleich nahmen sie die Themen ihrer innerparteilichen Gegner auf, besetzten sie 
selbst.!2 
Große Debatten Große Debatten und banale Normalität bestimmten die politische Wirklichkeit. 
und banale Der wirtschaftspolitische Ausschuß des saarländischen Landtages begann seine 
Normalität Tätigkeit mit der Diskussion so wichtiger Fragen wie der zukünftigen Wirtschafts­
ordnung der Saar, dem Schicksal der Saargruben, dem Wiederaufbau des Hütten­
werkes in Neunkirchen. Aber kaum war der Gesetzgebungsapparat in Gang gekom­
men, blieb keine Zeit mehr für Grundsatzdiskussionen. Selbst mit dem "Gesetz über 
die Haltung von Brieftauben" mußten sich die Parlamentarier beschäftigen.13 De­
bres Konzept einer weitgehenden Rechtsautonomie der Saar, um die Abgeordneten 
zu konkreter Tätigkeit zu zwingen, schien sich zu bewähren. Übersehen hatte 
Debre, daß sich die Diskussion nur verlagerte. 
Die öffentliche Debatte an der Saar war von ungewöhnlicher Mischung, unpoli­
tisch in vielem, konzentriert auf den Alltag. CVP und SPS boten keine wirkliche 
Alternative, mit Ausnahme der stärker religiösen Orientierung der Volkspartei.J4 
Persönliche Verunglimpfungen ersetzten die inhaltliche Differenzierung. Die Men­
schen stimmten bei Wahlen nach Milieugrenzen ab, ohne viel nachzudenken, ohne 
wirklich Alternativen zu prüfen, christlich-katholisch die einen, sozialdemokra­
11 Karikatur: Tintenfisch, Dezember 1948, H. 13. 
12 17.8.1948, SVZ; 4.1.1950, Telegramm Grandval an MAE, MAE,EU 1949-1955, Sarre 104; 
28.1.1950, Telegramm Grandval an MAE, ebd.; o.D. (Ende 1950), o.V., CVP, MAE Nantes, Sarre, 
HC Cabinet59. 30.10.1950, Grandval anMAE, MAE, ZEurope 1949-1955, Sarre 104; vgI. ebd. die 
Berichterstattung Grandvals zur Regierungskrise 1951. Sozialdemokratische Partei des SaarIandes 
(Hrsg.), Saarfrage, Saarwirtschaft, Sozialpolitik. Auszüge aus den Reden des Landesparteivorsitzen­
den Richard Kim, Saarbrücken 1955, S. 15f. 
13 VgI. die Protokolle des Ausschusses für Wirtschaft und Verkehr, Landtag des SaarIandes. 
14 Karikatur: Tintenfisch, März 1949, H. 7. 
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tisch-protestantisch die anderen.!5 Und dann war die Diskussion doch wieder 
emotional aufgeladen, moralisch überhöht. Im Mittelpunkt stand das Verhältnis zu 
Frankreich. Insofern trat die Saar niemals in die Normalität des Alltags ein. 
"Hallo Jungs - ihr habt nicht zufällig ein paar Wüifel in der Tasche ... ?" 
Politik interessierte wenige und sie wurde von wenigen bestimmt. Diese begrün­
deten ihr Handeln mit hehren Zielen: Die Saar wollte Brücke sein zwischen Deutsch­
land und Frankreich, Vorreiter der europäischen Einigung werden.!6 Nachdem der 
Landtag als Forum der politischen Debatte ausschied oder doch nur zeitweise die 
Diskussion kanalisieren konnte, erfolgte die Auseinandersetzung im außerparla­
mentarischen Raum, getragen von den Gewerkschaften, von der DPS, der deut­
schen Presse. Grundsatzdiskussion ersetzte in der Öffentlichkeit die Erörterung 
praktischer Politik. 
15 27.3.1949, Statistisches Amt des SaarIandes (Hrsg.), Die Gemeinderatswahlen am 27.3.1949, 
Einzelhefte zur Statistik, Nr. 6. 
16 Karikatur: Tintenfisch, August 1948, H. 5. 
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"Herr Zimmer, der "große Europäer" genannt, durchstreift mit Spezialvergrößerungsglas und 
BotanisiertrommeL (nicht Gasmaske) das SaarLand undforscht an Stellen mit bioLogisch besonders 
günstigen Vorbedingungen nach der Ur-Keimzelle des Vereinigten Europas " 
",... 
c. "Natürliche Besorgnis des Schwächeren "I? 
Frankreich also war das Hauptproblem. Die Wirtschaftsunion zwischen Paris und 
Saarbrücken besaß eine besonders einfache Struktur. Es gab nur zwei Partner, und 
davon war einer sehr groß und sehr bedeutend und ein anderer sehr klein und sehr 
unbedeutend. Die "natürliche Besorgnis des Schwächeren", vom Größeren über-
I --- vorteilt zu werden, regte sich nur allzu schnell. 18 Vieles wurde direkt von Paris 
erledigt. Dabei zielte der Widerstand nicht notwendigerweise gegen konkrete Ent­
scheidungen. Große Teile der saarländischen Bevölkerung mochten sich nicht 
damit abfinden, daß französische Behörden saarländische Interessen vertraten: 
"L'opinion sarroise ne se resout que difficilement avoir ses interets defendus par les 
pouvoirs publics fran9ais."19, hieß es dazu in einer Studie Ende 1949. 
Die Schwerindustrie prägte das Saarland. Über 36% der Erwerbstätigen waren in 
diesem Bereich beschäftigt.2o In Frankreich sah das anders aus.21 Wenige Themen 
vermochten im Saarland die gesamte politische Öffentlichkeit zu mobilisieren, 
genannt seien: die Frage des Eigentums an den Saargruben, die Warndtverpach­
tung, das zukünftige Schicksal Völklingens und Neunkirchens, die Zuteilung der 
Marshallplangelder, schließlich der Wunsch verstärkter Wirtschaftsbeziehungen zu 
Deutschland. Demgegenüber war die Öffentlichkeit in Frankreich eher diffus und 
allemal kaum an der Saar interessiert. Die saarländischen Befürchtungen blieben 
ohne angemessene Antwort. Statt dessen meldeten sich zu den betreffenden The­
men die Interessenverbände in den Pariser Ministerien, oder regionale lothringische 
Gruppierungen entfesselten eine auffallende Kampagne. Das weckte das Mißtrauen 
des kleineren Partners. 
Die Entstehungsbedingungen der französisch-saarländischen Wirtschaftsunion 
bewirkten eine strikt asynchrone Interessenstruktur. Frankreich konnte gegenüber 
den saarländischen Forderungen nach Selbstbestimmung und Berücksichtigung 
spezifischer Bedingungen vor Ort nur verlieren, die Saar nur gewinnen. Damit war 
die Aufgabenverteilung eindeutig: Die Saar richtete alle Blicke auf Frankreich und 
stellte immer neue Ansprüche, während der große Partner schrittweise nachgab. An 
die Stelle des die Saar großzügig unterstützenden Förderers trat Paris als dem 
Eigennutz verpflichteter Verhandlungsgegner. Man mochte die Vorteile der Wirt­
schaftsunion anerkennen. Es blieb der Vorwurf, Frankreich billige seinem Partner 
22keine gleichen Rechte ZU.
Nützlichkeitserwägungen ersetzten die emotionale Bindung. Wir haben gesehen, 
wie die Gründung der Union bereits auf einem Mißverständnis aufbaute. Die 
Erwartungen Saarbrückens an Paris widersprachen den Plänen der französischen 
17 Vgl. A. Heinen, Politische, kulturelle und ökonomische Voraussetzungen. - Hier leicht 
verändert und ergänzt. 
18 19.5.1949, SVZ. 
19 Dezember 1949, Giscard d'Estaing, Memoire de stage, Le rattachement economique de la 
SaITe ala France, MAE, EU 1949-1955, SaITe 92. 
20 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1955, S. 64. 
21 Die Vergleichszahl betrug 12 Prozent, s. Annuaire statistique de Ja France, 1954, S. XVI. 
22 Typisch der Bericht Grandvals über den SPS-Parteitag in SuJzbach, 30.10.1950, Grandval an 
MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 104. 
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Metropole. Mußte dies allein zu Reibungen führen, so war Paris noch in anderer 
Hinsicht strukturell benachteiligt. Zu verlockend war es für die saarländischen 
Politiker, die anfangs nur geringes Vertrauen besaßen, alle Mißstände auf Frank­
reich abzuwälzen und Verbesserungen als das Ergebnis des eigenen Tuns darzustel­
len. Wenn schwierige Entscheidungen anstanden, schoben die Saarpolitiker die 
Verantwortung nur allzu gern Frankreich zu. Als "repoussoir pour justifier sa 
propre attitude vis"3.-vis-deia population" kennzeichnete IIemi 
bemerkenswerten Studie zum saarländisch-französischen Verhältnis den Sachver­
halt.23 Nicht anders handelten die Unternehmer, die sich hinter dem Hohen Kom­
missariat versteckten, wenn es galt, gewerkschaftliche Forderungen abzuwehren.24 
Brücke wollte die Saar sein zwischen Deutschland und Frankreich, aber wie 
konnte sie es sein mit einem Partner, der immer wieder die Kritik auf sich zog? 
Festreden und die Konflikte des Alltags kontrastierten allzu stark miteinander. 
d. Legitimationsdefizit - Die saarländische Demokratie 
Schwieriges Ein schwieriges Erbe übernahm die Saarregierung, ein Erbe voller Widersprüche, 
Erbe voller komplizierter Lehren. Die Besatzungsmacht trat an, den Saarländern die 
Demokratie beizubringen. Sie mißtraute den Schutzbefohlenen, entließ sie nur 
schrittweise in die Freiheit, reglementierte, ordnete an, rügte die Widerspenstigen 
oder griff zu strengeren Mitteln. Sie handelte gleichsam als Hüterin der Rechtsstaat­
lichkeit und des Selbstbestimmungsrechts und wollt~ doch zur selben Zeit die 
Grundlagen für die Abtrennung der Saar aus dem deutschen Staatsverband legen. 
Beides paßte nicht zusammen, erschütterte den Glauben an die selbstlosen Ziele der 
Militärregierung, bot der späteren deutschen Opposition breite Angriffsflächen. 
Über die Maßnahmen im einzelnen haben wir kurz berichtet: Die Ausweisungen 
vom Juli 1946 und Juni 1947, die logisch einer anderen Phase der französischen 
Saarpolitik zugehörten, als es noch um die Assimilation der Saarbevölkerung ging 
und im Sommer 1947 eigentlich nicht mehr zeitgemäß waren; 2.000 Personen 
mußten das Saarland verlassen;25 das Hineinwirken der Militärregierung bei der 
Gründung der DPS, der Verzicht auf das Referendum, die Eingriffe bei der Verab­
schiedung der Verfassung. 
Die Saarregierung lernte ihre Lektion und erbte die Legitimationsschwäche 
staatlichen Handeins. Grandval hätte nicht überrascht sein müssen, daß die neuer­
nannten Regierungsmitglieder ihre Schwierigkeit mit der jungen Demokratie hat­
ten: 
23 11.3.1949, Viard, Note sur I'evolution de I'opinion publique en SaITe, Juillet 1945-Janvier 
1949, PA Grandval36. 
24 20.7.1950, Schuman an Louvel, MAE, EU 1949-1955, Satre 145. 
25 Vgl. R. Möhler, Entnazifizierung, S. 31-52; 13.1.1950, Bericht Grandvals zu Verlauf und 
Hintergründen der Ausweisungsaktionen an der Saar, Grandval an MAE, AOFAA, Ambassade de 
France a Bonn, Gouvernement de la Sarre, P ZF 133, Cote ZF 3-4; O.D., Gauthier, Gilbert Grandval 
et la Sarre, PA Grandval, 8Y. 
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"Avec la fin du regime d'occupation militaire", meldete er nach Paris, "alors que la masse de la
 
population paraissait s'attacher essentiellement ades preoccupations d'ordre economique, les
 
dirigeants et chefs politiques sarrois n'ont pu dissimuler leur impatience de profiter de la liberte
 
nouvellement acquise pour satisfaire un desir d'autorite auquel se mele parfois une soif exageree
 
d'honneurs ainsi qu'un amour-propre excessif. Malgre la resistance opposee dans le passe par le
 
personnel gouvernemental aux principes du national-socialisme, il faut bien reconnaitre que le
 
souci d'adopter en toutes choses un point de vue veritablement democratique n'est pas encore
 
-entißrement-partagepar les membres du Gouvernement Sarrois. On pourrait eiter de nombreux
 
exemples des manifestations de cet etat d'esprit. C'est ainsi que le Secretariat d'Etat a l'Interieur
 
n'a pas hesite a faire executer une perquisition chez un expert pour saisir les dossiers d'une
 
affaire actuellement sous sequestre sans qu'il y ait eu intervention du Parquet ou flagrant delit.­

De meme, des demandes de sanctions a1lant jusqu'a la suspension ont ete presentees par le
 
Gouvernement de la Sarre contre des journaux d'opposition qui critiquent I'action gouvernemen­

tale sans attaquer la personne meme des ministres. - Le Gouvernement a egalement annonce son
 
intention de Iimiter les pouvoirs du parlement en matiere budgetaire au quota du chiffre des
 
recettes et des depenses globales, laissant ainsi au pouvoir executifla possibilite d'operer de sa
 
propre autorite les plus larges virements de credit. Enfin iI atout dernierement depose un projet
 
de loi tendant a lui donner le pouvoir de prendre des decrets-Iois, meme pendant la duree de la
 
session parlementaire. l'ai pu obtenir que le pouvoir exceptionnel du Gouvernement doit etre
 
reduit et limite al'intersession."26
 
Der Kalte Krieg prägte das innenpolitische Klima. Frankreich hatte gerade die	 Kalter Krieg 
Wirren des Generalstreiks vom Dezember 1947 durchlebt. Tote hatte es gegeben	 und nationale 
Herausforde­und die Regierung die Truppen eingesetzt. Während der Delegiertentagung der 
CVP im Volkshaus von Wiebelskirchen nahm Hoffmann die Diktion der Zeit auf, rung 
zögerte nicht einen "Kampf bis aufs Messer" jenen anzudrohen, die ,,Mißtrauen in 
die Bevölkerung hineintragen" wollten, verlangte, daß sämtliche Polizeien ihm 
persönlich zu unterstellen seien, und kündigte schärfste Repressalien an.27 
Die Kommunistische Partei stellte den jungen Saarstaat radikal in Frage, war 
Fundamentalopposition, gesellschaftlich, kulturell, national, politisch, klagte De­
mokratie ein, aber wollte doch selbst nicht die Spielregeln achten.28 Die Regierung 
verfügte Zeitungsverbote, untersagte öffentliche Veranstaltungen, begrenzte die 
Freiheit für Redner aus dem Ausland und verhängte einen Radikalenerlaß.29 
Jede unkalkulierbare Opposition traf das Verdikt bürokratischer Isolierung. Hein­
rich Danzebrink wurde zunächst aus der CVP-Fraktion, dann aus dem Landtag 
ausgeschlossen,3o Heinz Voigt blieb nicht nur die Ernennung zum Generalsekretär 
der CVP-Jugendorganisation verwehrt,3! sondern mußte später in die Bundesrepu­
blik auswandern. 
26 17.2.1948, Grandval an MAE, AN, 457 AP 71, D 2h.
 
27 24.1.1948, o.v., Bericht über die Delegiertentagung der CVP, MAE Nantes, Sarre, HC
 
Cabinet 58. 
28 19.8.1948, SVZ. 
29 Karikatur zur Politik Hoffmanns gegen Kommunisten und Nationalisten: Tintenfisch, Juli 
1948, H. 3; 30.9.1948, Telegramm Grandval an MAE, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 20; 
Regierungserklärung Hoffmanns, 9.11.1950, SVZ. 
30 O.D. (Ende 1950), o.V., CVP, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 59. 
31 O.D., o.V., CVP, MAE Nantes, Sarre, HC 59. 
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"Vertrauen Sie meinen jahrelangen Erfahrungen, meine He"en Kollegen: Gegen 
Bräune und Röteln helfen nur die guten Hoffmannstropfen!" 
Die Rolle Freilich, auch Grandval selbst war nicht über alle Zweifel erhaben.32 Er verant­
Frankreichs	 wortete die Ausweisungen von Pfarrer Franz Bungarten,33 des ehemaligen SPS­
Generalsekretärs Ernst Roth34 sowie des Chefredakteurs der DPS-Zeitung Das 
Saarland, Drexler.35 Grandval untersagte eine Rundfunkansprache des Vorsitzen­
den der Bergarbeitergewerkschaft, Aloys Schmitt, weil der gegen die Verpachtung 
der Saargruben an Frankreich Stellung nehmen wollte.36 Energisch, aber vergeblich 
32 Zum Folgenden vgl. A. Heinen, Vom frühen Scheitern, S. 166.
 
33 24.12.1947, Telegramm Grandval an SEAAA, AOFAA, SGAAA, P8 A IOc; 2.1.1948, o.V.,
 
o. Bezeichnung, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 37; Franz Bungarten, Ich darf nicht schweigen. 
Meine Ausweisung aus dem Saargebiet, Köln 1951. 
34 6.10.1948, Telegramm Grandval an MAE, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 20. 
35 6.1.1949, Grandval an MAE, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 67. 
36 11.7.1949, Bulletin hebdomadaire de presse, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 117. 
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stritt Hoffmann gegen die Recherchen der Sfirete.37 Und ebenso scheiterte er, als er 
vorschlug, alle Ausweisungen der Jahre 1946-1948 generell zu überprufen.38 Eine 
Demokratie zur Bewährung erlebte die Saar. "Solange verfassungstreue Männer" 
die Regierung bildeten, erläuterte Grandval, brauche er nicht einzugreifen.39 
" ... also, ich dulde in Zukunft nicht mehr, daß Telefongespräche überwacht 
werden" 
Die Verordnung über die Einführung eines "Saarländischen Personalausweises" 
und das Staatsbürgergesetz, das zwischen richtigen Saarländern, den Rotpäßlern, 
und geduldeten Deutschen, den Graupäßlern,4o unterschied, spiegelte weitgehend 
das Wirken des Hohen Kommissars.41 Der Hintergrund war, daß die französische 
Öffentlichkeit sich nur unwillig an den Gedanken gewöhnen mochte, mit den 
Saarländern in einer gemeinsamen Union zu leben, ausgerechnet mit jenen Deut­
schen, die 1935 ohne Not für die Rückgliederung der Saar an das Hitler-Reich 
gestimmt hatten.42 Die Unterscheidung zwischen wirklichen Saarländern und 
37 Karikatur zur Telefonüberwachung: Tintenfisch, Juni 1951, H. 12. 
38 6.10.1948, Grandval an Hoffmann, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 49. 
39 7.2.1948, Volksstimme. 
40 Fünf Prozent der erwachsenen Einwohnerschaft der Saar, 22.3.1950, Notes et etudes docu­
mentaire, No 1300, PA Grandval 15 II-2. 
41 Karikatur "Personalausweis": Tintenfisch, Juni 1948, H. I. Gesetzestext: Forschungsstelle 
für Völkerrecht und ausländisches öffentliches Recht der Universität Hamburg (Hrsg.), Gesetzge­
bung, S. 108ff. 
42 23.3.1948, Volksstimme; 7.4.1948, o.V., Notiz, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 20. 
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Graupäßlern bildete den Versuch einer Unterscheidung zwischen guten und schlech­
ten Deutschen. Die Saarbewohner seien Opfer gewesen, lautete die Erklärung, 
Opfer des Preußentums. Nur wirkliche Saarländer bestimmten die Geschicke der 
Saar, alle Preußen seien vertrieben worden, bedeutete Grandval einer kritischen 1 
lothringischen Zuhörerschaft: "Ils laissent la place a d'authentiques sarrois qui 
possectent, je vous l'assure, toutes les qualites des populations fixees entre Rhin et 
Moselle."43 ----------------------------+--- ­
" ... und das tut mir meine einzige Tochter an! - hat dieser 
Herr wenigstens den roten Personalausweis??" 
Die feinfühlige Argumentation griff die saarländische Regierung begierig auf. 
Nur wer Saarländer war im rechtlichen Sinne, konnte Chefredakteur einer Zeitung 
werden.44 Das Gesetz über den Aufenthalt im Saarland regelte, daß Ausländer und 
Inhaber des Personalausweises B (grau), deren Verhalten geeignet war, wichtige 
Belange des Saarlandes zu gefährden, durch Entscheidung des Innenministers 
ausgewiesen werden konnten.45 
43 1.6.1948, 1. Sitzung der LAS-Kommission. Einleitende Rede Grandvals. MAE, Z Europe 
1944-1949, Sarre40. 
44 16.6.1948, SVZ. 
45 Forschungsstelle für Völkerrecht und ausländisches öffentliches Recht der Universität Ham­
burg (Hrsg.), Gesetzgebung, S. 128ff. 
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Überraschende Allianzen kamen zustande. Die Bestimmungen zu den Gemein­
dewahlen im März 1949 kritisierte Grandval als zutiefst undemokratisch. Selbst das 
Motiv, unkalkulierbare Einflüsse des Bischofs in Trier auszuschalten, wollte er 
nicht gelten lassen. Er fürchtete um die internationale Reputation der Saar und 
fragte, ob es nicht besser sei, rechtzeitig die Meinungstendenzen zu erkennen.46 
Paris bestätigte die kritische Bewertung, unterstrich indes, daß Frankreich kein 
Interesse-haben könne, einzugreifen. Wirklich demokratische Wahlen schlössen 
Überraschungen nie ganz aus. Und als weiterer Gesichtspunkt: Müßten die saarlän­
dischen Politiker nicht gerade wegen der fehlenden Legitimation die Unterstützung 
durch den Hohen Kommissar suchen?47 
Vielleicht hätte sich alles normalisiert, wenn der Saarstaat Zeit gefunden hätte 
zur Konsolidierung. Doch die Gründung der Bundesrepublik stellte alles in Frage. 
Dabei waren es nicht die Aktionen einzelner, die unbedachte Gegenmaßnahmen 
provozierten. Der Saarbund blieb immer bedeutungslos, und die von Hubertus Prinz 
zu Löwenstein geplante Propagandaaktion in St. Wendel mit Ausrufung der Saar 
zum Bundesland als Höhepunkt entbehrte nicht komischer Züge.48 Die eigentliche 
Herausforderung kam seitens arrivierter Politiker. Sie stritten die Legitimität der 
neuen Ordnung an der Saar ab, verweigerten jedes Gespräch. Es ging ihnen darum, 
die Glaubwürdigkeit deutscher Politik gegenüber dem Osten zu bewahren. Durfte 
man die französischen Gebietsforderungen im Westen anders behandeln als die 
Aktionen der Sowjetunion?49 Jakob Kaiser, der Minister für gesamtdeutsche Fra­
gen, oder Gustav Strohm, der Saarreferent des Auswärtigen Amtes, erkannten 
keinen prinzipiellen Unterschied: Hier wie dort fehle die demokratische Grundlage 
für die Abtrennung. Hier wie dort basiere das Regime auf Irreführung der Bevölke­
rung, auf Repression und Androhung von persönlichen Konsequenzen. Das legiti­
mierte ihr eigenes Handeln, machte die Bundesrepublik zum Fürsprecher aller 
Deutschen, gab ihnen moralische Überlegenheit. Und noch eine andere Bedeutung 
hatte der Vorwurf, an der Saar regiere eine Diktatur: Es ging darum, die westdeut­
sche Öffentlichkeit aus ihrer Lethargie gegenüber der Saarfrage herauszureißen.50 
Wahrheit und Dichtung verbanden sich in Westdeutschland zu einem undurch­
dringlichen Gemisch. Walter Dirks meinte dazu: 
,,Die deutsche Öffentlichkeit ist so schlecht und so schief unterrichtet, als wäre das Saarland 
weder unser Nachbarland, noch unseres Stammes, noch gegenwärtig einer der wichtigsten 
Gegenstände unserer Außenpolitik. Die Saarländer haben es besser: sie werden nicht nur in ihren 
Zeitungen recht ausführlich über die Bundesrepublik informiert, sondern sie können sich auch an 
jedem ihrer Kioske alle großen deutschen Zeitungen kaufen. Bei uns dagegen muß ein einziger 
(und obendrein tautologischer) Satz die fehlende Sachinformation ersetzen, der Satz: Deutsch ist 
46 29.11.1948, Grandval an Burin des Roziers, PA, Grandval 11-0. 
47 9.12.1948, Burin des Roziers, Note pour le Ministre, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 20. 
48 22.8.1953, SVZ. . 
49 E. Kosthorst, Jakob Kaiser, S. 116ff.; 12.1.1950, Jakob Kaiser, La question de la SaITe, 
AOFAA, Ambassade de France 11 Bonn, Gouvernement de la Sarre, P ZF 133, Cote ZF 3-3; 
Denkschrift der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Frage des Saargebietes, AOFAA, P 
8, A lOb. 
50 18.3.1950, HC Bonn an MAE, Les reactions suscit6es en Allemagne occidentale par la 
signature des accords franco-sarrois du 3 mars 1950, MAE, EU 1949-1955, Sarre 164. 
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Die Folgen der 
deutschen Ver­
weigerung 
die Saar. - Nur weil man die wirkliche Geschichte des Saargebiets entstellt und teils verdrängt, 
nur weil man über den wirklichen Zustand des Saarlandes nicht Beschied weiß, kann man den 
unmöglichen Versuch machen, die Saargrenze mit der Eibe-Grenze oder gar mit der Oder-Neiße­
Grenze zu parallelisieren. ,,51 
Mangelndes Wissen, die einfache Gleichsetzung mit den Geschehnissen im Osten 
provozierten heftige Attacken in Richtung Saarbrücken. Da wurde Edgar Hector 
mit Hirnrnlerverglicherr,52..und OllenhaueI sah Jöhannes IIöffutann als einen :tl"lei 
ten Grotewohp3 Für viel Aufregung sorgten die Zeitungsverbote. Im Februar 1952 
wurden mehr als 910.000 deutsche Publikationsorgane in die Saar importiert.54 
Konnte man da wirklich von Unterdrückung der Meinungsvielfalt sprechen? Deut­
sche Presseberichte ließen vermuten, daß die Zahl der aus der Saar ausgewiesenen 
Personen 35.000 überschreite. Dabei waren die Ausweisungsverfügungen aus der 
Zeit der Militärregierung weitgehend zurückgenommen worden und betrug die Zahl 
der Zwangsabschiebungen nach 1948 lediglich 133, davon 105 Fälle aufgrund 
strafrechtlicher Vergehen.55 Richtigstellung seitens der Saarregierung half wenig, 
das Meinungsklima in Westdeutschland zu beeinflussen. Der SPD-Saar-Experte 
Karl Mommer sagte voraus, daß man in der nächsten Generation im Saarland nur 
noch Französisch sprechen würde.56 Absurd? Viele Angriffe waren gegenüber dem 
wirklichen Sachverhalt unangemessen, aber sie verbitterten die Saarpolitiker, lie­
ßen alte Ängste wieder auferstehen. 
Die Bundesregierung intervenierte bei der Hohen Kommission, trat vor den 
Europarat, immer wegen der angeblich undemokratischen Zustände an der Saar. 
Die unmittelbaren Auswirkungen auf die Saar waren eher gering.57 
Erfolgreich verhinderte die Regierung Adenauer, daß Saarbrücken auf interna­
tionalem Feld Anerkennung fand. Mit aller Macht wehrte sich der Kanzler gegen 
die Konventionen von 1950 und 1953, welche der Saar größeren Handlungsspiel­
raum gewähren sollten; 1951 verweigerte er eine Aufnahme als siebtes Schuman­
planland. Die Saarländer sollten immer spüren, daß sie in einem Besatzungsregime 
lebten, in einem Provisorium mit minderen Rechten. "Ist es nicht erstaunlich", 
fragte Richard Kirn als Sprecher der SPS-Landtagsfraktion, "daß die Bundesrepu­
blik gegenüber der deutschen Bevölkerung an der Saar einen Standpunkt vertritt, 
daß diese dem Diktat der französischen Regierung unterworfen oder daß mit 
51 W. Eckhardt, Die Saar, S. 7. 
52 18.11.1950, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 164. 
53 Wemer Eckhardt, Die Saar fließt nach Europa, Frankfurt 1954, S. 9. 
54 20.3.1952, Regie des Mines de la SaITe, Bulletin de Presse, MAE, EU 1949-1955, SaITe 61. 
55 10.11.1954, Anaylses de presse, MAE, EU 1949-1955, SaITe 51. 
56 W. Eckhardt, Die Saar, S. 13. 
57 Karikatur zu den Bonner Saar-Memoranden: Tintenfisch, März 1952, H. 5. Texte: 9.5.1950, 
Denkschrift der Bundesregierung zur Saarfrage, PA Grandval15; 5.5.1950, Traduction d'une lettre 
adressee le 5 mai 1950 par le Chancelier Federal Adenauer au President en exercice de la Haute 
Commission, PA Grandval, 15 II/2; 30.5.1951, Erklärung des Bundeskanzlers Adenauer vor dem 
Bundestag zur Saarfrage, in: Ludwig Dischler, Das Saarland, 1945-1956, Eine Darstellung der 
historischen Entwicklung mit den wichtigsten Dokumenten, Bd. 2, Hamburg 1956, S. 46ff.; 29.2.1952, 
Memorandum der Bundesregierung betreffend Verletzung der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
im Saargebiet, R.H. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 2, S. 754ff.; 5. Mai 1953, Zweite deutsche Saarbe­
schwerde an den Europarat. Memorandum ,,Politische Unfreiheit im Saargebiet", in: ebd., S. 756ff. 
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anderen Worten das Saarland als Besatzungsland zu behandeln sei!" Durch die 
Politik der BRD werde die Saar "in eine Abhängigkeit von Frankreich hineinma­
növriert, die niemand im Saarland wünschen kann".58 
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Das Banner Saar-Memorandum, "Kikeriki '" von weje Freihei­
te III ... an mei Hingeie willschte mir gehn ...1" 
Zum großen Eklat kam es anläßlich des Antrittsbesuches des französischen 
Außenministers Robert Schuman in Bonn im Januar 1950.59 Eigentlich hatte der 
Kanzler das Saarthema gar nicht öffentlich ansprechen wollen. Aber dann bemäch­
tigte sich Kurt Schumacher, der SPD-Vorsitzende, der Frage. Adenauer mußte 
reagieren. Und um die nationalistischen Stimmen nicht der Opposition zu überlas­
sen, argumentierte er offen, scharf, frostig, lenkte die Blicke von Paris ab und 
richtete die Angriffe gegen die Regierung an der Saar. Die Strategie sollte helfen, 
das deutsch-französische Verhältnis nicht allzu stark zu belasten und die nationali­
58 Sozialdemokratische Partei des Saarlandes (Hrsg.), Saarfrage, Saarwirtschaft, Sozialpolitik, 
S.42ff. 
59 Vgl. Ludolf Herbst, Option für den Westen. Vom Marshallplan bis zum deutsch-französi­
schen Vertrag, München 1989, S. llff. 
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Staatsschutzge­
setz 
stischen Aufwallungen unter Kontrolle zu halten.6o An der Saar vernahm man nur, 
daß die Bundesrepublik die "Bevölkerung zur Wachsamkeit gegenüber ihrer eige­
nen Regierung aufgerufen habe".6! Hoffmann, der Ministerpräsident, reagierte 
erschrocken, legte ein Staatsschutzgesetz vor, das beinahe an das Heimtückegesetz 
der NS-Zeit erinnerte, und provozierte dadurch bis dahin kaum beobachtete Empö­
rung.62 Der Hohe Kommissar intervenierte,63 die SPS distanzierte sich von dem 
Entwurf.64 Hoffmanilbegrußte, daß die OffenthchkeIt empfmdlIch reagIert habe 
und versprach, daß der Entwurf in den entscheidenden Passagen während der 
Ausschußberatungen verändert werde. Aber der Schaden war kaum mehr zu repa­
rieren.65 
DPS-Verbot Die nächste wichtige Etappe kam mit dem DPS-Verbot im Mai 1951. Man hat 
bisher vor allem die innersaarländischen Gründe betont.66 Doch waren die Verhält­
nisse durchaus komplizierter. Kurz vor dem Verbot hatten die sechs Schumanplan­
länder die EGKS-Verträge unterzeichnet (I8. April 1951). Die Saar blieb von einer 
eigenen Vertretung ausgesperrt. Hoffmann informierte Schuman bzw. Bidault über 
eine schwere Vertrauenskrise.67 Wenn Frankreich nicht unmißverständlich deutlich 
mache, daß es an seiner Saarpolitik festhalte, würde die Propaganda von Jakob 
Kaiser und Kurt Schumacher bald Wirkung zeigen. Zur selben Zeit erlebten die 
Rechtsgruppierungen in Westdeutschland eine nicht für möglich gehaltene Renais­
sance. 16 Mandate zählte die Sozialistische Reichspartei bei den Landtagswahlen in 
Niedersachsen am 6. Mai 1951. 
An der Saar hatte die Demokratische Partei des Saar1andes seit Ende 1949 ihre 
Struktur gewandelt. Der nationale Flügel der Partei hatte die Führung übernommen 
und wurde durch Parteibeitritte noch verstärkt. Seit Anfang 1951 entfaltete die DPS 
eine auffallende Werbetätigkeit. Ihre Hauptaussage lautete, daß mit dem Schuman­
Plan alle Argumente für den Sonderstatus der Saar nichtig seien. Eine radikale 
Änderung der bestehenden Verhältnisse sei notwendig, der Bundesrepublik müßten 
ebensoviele Einflußmöglichkeiten eingeräumt werden wie Frankreich, höhere Löh­
ne forderte sie und mehr demokratische Rechte. Das war ein Gemisch von Wün­
schen und Absichten, die darauf hinausliefen, die nationale Opposition aus allen 
sozialen Schichten zu bündeln. Hoffmann fühlte sich an die Zeit der Deutschen 
Front erinnert. DPS-Mitglieder verhandelten mit deutschen Politikern, bundesrepu­
blikanische Zeitungen berichteten vom Zusammentreffen Richard Beckers, des 
Parteivorsitzenden, mit dem Kanzler.68 Prominente Parteimitglieder waren schon 
60 So explizit Adenauer am 5.11.1952: Hans Booms (Hrsg.), Die Kabinettsprotokolle der 
Bundesregierung, Bd. 5, Boppard 1986, S. 660. 
61 20.1.1950, SVZ. 
62 24.1.1950, Sfirete-Bericht aus Neunkirchen, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 46; o.D., 
Direction des services de contröle, Rapport mensuel pour le mois de janvier 1950, MAE, EU 1949­
1955, Sarre 92. 
63 21.1.1950, Conference de pressefaite par M. le HC, PA Grandval 17. 
64 26.1.1950, Volksstimme. 
65 26.1.1950, SVZ, Landtagsbericht. 
66 So etwa R.H. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 2, S. 264ff. 
67 21.4.1951, Hoffmann an Schuman, PA Grandval16; 21.4.1951, Hoffmann an Bidault, ebd. 
68 10.3.1950, Pressebericht, MAE, EU 1949-1955, Sarre 229. 
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vor 1935 für die NSDAP aktiv gewesen.69 Heinrich Schneider sprach von den 
Saarpolitikern als Kollaborateuren, so als ob die Kooperation mit dem demokrati­
schen Frankreich eine Zusammenarbeit mit dem Feind sei.?o 
Johannes Hoffmann wandte sich an Grandval: Er wolle die DPS verbieten, teilte 
er mit. Doch der Hohe Kommissar verwies auf die Folgen für die internationale 
Reputation, und deshalb schlug der Ministerpräsident vor, ob nicht der französische 
}\tißenmihistefihm ein Schreiben überstellen könne, in dem er seine Besorgnis über 
die innere Entwicklung an der Saar äußere.?! Robert Schuman war nach der außen­
politischen Niederlage im Zusammenhang mit dem EGKS-Vertrag gar nicht in der 
Lage, das Ansinnen abzulehnen. So wandte er sich handschriftlich an Hoffmann, 
erklärte seine Beunruhigung über die DPS. Kurze Zeit später erfolgte das Verbot 
der Partei.72 Die Zeitungen druckten das Schreiben Schumans wörtlich ab.?3 
.,1 J!" 
69 27.11.1950, SVZ. 
70 O.D., Memorandum du Gouvernement de la Sarre, au sujet des evenements qui ont provoque 
la dissolution du Parti Democrlite de la SaITe, MAE, EU 1949-1955, SaITe 106. 
71 5.5.1951, Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 106. 
72 Das angebliche Telegramm des Vorsitzenden der SRP, Remer, an den Europarat spielte in 
der öffentlichen Diskussion zur Auflösung der DPS keine Rolle. Zum Remer-Telegramm s. R.H. 
Schmidt, Bd. 2, S. 28Off. Zur Wertung des Telegramms durch die CVP s. 10.5.1951 u.4.6.1951, 
SVZ. 
73 22.5.1951, SVZ. 
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Innenpolitische 
Einmischung 
Auflösung des 
IV Bergbau 
Das Jahr 1952 sah den Höhepunkt innenpolitischer Einmischung durch die 
Bundesrepublik. Dabei verfolgten die verantwortlichen Politiker - Jakob Kaiser, 
Gustav Strohm, Rudolf Thierfelder - eine Doppelstrategie. Sie regten an, neue, 
nach Deutschland orientierte Parteien an der Saar zu gründen, welche bei den 
anstehenden Landtagswahlen die Basis für eine Rückgliederung an Deutschland 
ausloten sollten.74 Selbst wenn die Neugründungen beim ersten Anlauf scheiterten, 
konnten sie die Öffentlicllkeifauf das Thema emstImmen. Nletn nur mIt den 
Interessenten saarländisch-deutscher Parteien sprachen Strohm, Kaiser und Thier­
felder. Parallellaufende Kontakte mit der oppositionellen Führung des IV Bergbau 
eröffneten die Aussicht, die sozialen Unruhen wegen der hohen Preissteigerungen 
für politische Zwecke auszunutzen. Die Aktionen des IV Bergbau sollten beweisen, 
wie schwach die Saarregierung war.75 An der Saar begegnete man der Herausforde­
rung durch Verabschiedung eines neuen Parteiengesetzes, das in den entscheiden­
den Paragraphen fast wörtlich die Bestimmungen des Grundgesetzes wiedergab.76 
Dem Antrag auf Registrierung war eine Verpflichtung zur Beachtung der Verfas­
sung ebenso beizufügen wie die Zusage der Unabhängigkeit gegenüber politischen 
Gruppierungen außerhalb des Saarlandes. Solange indes der Verfassungsgerichts­
hof nicht existierte, fehlte die Möglichkeit, eine Zulassung einzuklagen. Der Deut­
schen Sozialdemokratischen Partei blieb eine Teilnahme an den Landtagswahlen 
von 1952 ebenso verwehrt wie der CDU-Saar.77 
Durch laufende Surete-Berichte war das Hohe Kommissariat über die Abspra­
chen zwischen den deutschen Saaroppositionellen und westdeutschen Politikern 
unterrichtet.78 Auch die Saarregierung wußte offenhar Bescheid. Über Kaiser hieß 
es, er habe den Gewerkschaftsführern bedeutet, daß es an ihnen sei, an den Saarlän­
dern, die deutsche Regierung zu Handlungen auf internationalem Feld zu veranlas­
sen.79 Aus dem Saarreferat des Quai d'Orsay kamen Informationen, wonach Strohrn 
74 14,1.1952, Grandval an MAE, Infonnationsbericht, MAE, EU 1949-1955, Sarre 167. 
75 23,1.1952, Telegramm Grandval an MAE, EU 1949-1955, Sarre 169. 
76 Artikel 21.2 des Grundgesetzes: "Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten 
ihrer Anhänger darauf ausgehen, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen 
oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden, sind verfas­
sungswidrig. Über die Frage der Verfassungswidrigkeit entscheidet das Bundesverfassungsgericht." 
Paragraph 4.1 des Gesetzes betreffend politische Parteien vom 17.3.1952: "Parteien, die nach ihren 
Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Mitglieder darauf ausgehen, die Verfassung zu mißachten oder 
in Mißachtung zu bringen, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu 
beseitigen oder den verfassungsmäßigen Bestand des Saarlandes zu gefährden, werden damit 
verfassungswidrig." § 5.1: "Wenn Ziele oder Tätigkeit einer Partei verfassungs- oder gesetzwidrig 
werden, kann der Minister des Innern Klage auf Auflösung der Partei beim Verfassungsgerichtshof 
erheben". Forschungsstelle für Völkerrecht und ausländisches öffentliches Recht der Universität 
Hamburg (Hrsg.), Gesetzgebung, S. 135; 17.3.1952, Bericht über die Sitzung des saarländischen 
Landtages, SVZ. 
77 Karikatur "Neue Parteien", Tintenfisch, Februar 1952, H. 4. 
78 28.12.1951, Telegramm Berard an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 167; 14.1.1952, 
Grandval an MAE, Infonnationsbericht, ebd.; 23.2.1952, Telegramm Grandval an MAE, ebd. 169; 
13.5.1952, Telegramm Grandval an MAE, ebd. 109. 
79 3.6.1952, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 170. 
232 
finanzielle Unterstützung für einen Generalstreik zugesagt habe. 8o Zwar wurde der
 
Leiter des Saarreferats im Außenministerium kurze Zeit später seines Postens
 
enthoben, aber Paul Kutsch, der Chef des IV Bergbau und Vorsitzende des Dach­

verbandes der Einheitsgewerkschaften, hielt an der aufgezeigten Linie fest. In
 
Berlin, während des DGB-Kongresses, kritisierte er die geplante Europäisierung
 
der Saar. Das Saarland sei deutsch und daran dürfe kein Zweifel aufkommen.81
 
-- - ImNovember 1952 begann der Landtagswahlkampf. Der Bundestag verabschie­
dete eine Resolution, welche die Saarländer zur Wahlenthaltung aufrief. An der 
Saar propagierte der IV Bergbau unverhohlen dieselbe Parole.82 Nach Kontroversen 
innerhalb der Einheitsgewerkschaft wurde der IV Bergbau wegen Übertretung der 
politischen Neutralität verboten.83 
In unserem Zusammenhang maßgebend ist, daß Paris den Saarpolitikern nicht 
leichtfertig freie Hand zur Unterdrückung der Opposition ließ. Robert Schuman 
bemerkte gegenüber Hoffmann, daß die bevorstehenden Wahlen angezweifelt wer­
den könnten, wenn keine Parteien antreten dürften, die das Regime in Frage 
stellten.84 Der Chef der Rechtsabteilung der diplomatischen Vertretung in Saarbrük­
ken, Anik Antoine, argumentierte, es sei politisch klüger, den wirklichen Willen der 
Bevölkerung kennenzulernen.85 Im Februar 1953 fragte Paris nach, ob es keine 
Alternative zum Verbot des IV Bergbau gäbe.86 Doch Gilbert Grandval, seit einem 
Jahr Botschafter in Saarbrücken, antwortete, daß im gegenteiligen Falle eine Deut­
sche Front entstünde, so wie 1935.87 
Wahrscheinlich war die Antwort richtig. Wie sollte die Saar leben mit einer 
Opposition, die den Staat generell in Frage stellte und die Hilfe von außerhalb 
erhielt? Was wären die politischen Folgen einer freien Betätigung für CDU, DSP 
und DPS gewesen und welche wirtschaftlichen Konsequenzen hätten sich ergeben? 
Kein Staat mochte es sich erlauben, die politische Loyalität grundsätzlich in Frage 
stellen zu lassen. 
Die schlimmsten Befürchtungen schienen sich zu bewahrheiten, wenn man Zeitklima 
beobachtete, was schon wieder möglich war: Die Neuen Zürcher Nachrichten 
kennzeichneten den Wahlkampf an der Saar als vereinzelt geprägt von Terror und 
Einschüchterung, und nicht nur übereifrige Autonomiebefürworter waren dafür 
verantwortlich. Deutschfreundliche Sympathisanten würden schwarze Listen auf­
stellen, ganz öffentlich, in denen sie festhielten, wer mit jenem franzosenfreund­
lichen Saarländer verhandelt oder mit der Frau eines französischen Diplomaten 
getanzt habe.88 Armand Berard, der stellvertretende französische Hohe Kommissar 
80 5.2.1952, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 100.
 
81 13.10.1952, Noblet an He Bonn, MAE, EU 1949-1955, Sarre 109.
 
82 5.11.1952, Saarbergbau.
 
83 5.2.1953, AFP-Bericht, Les motifs de la dissolution de la Federation du Sous-Sol de la Sarre,
 
MAE, EU 1949-1955, Sarre 109.
 
84 5.2.1952, Note sur I'entrevue entre le President Schuman et le President Hoffmann, MAE,
 
EU 1949-1955, Sarre 140.
 
85 9.6.1952, Note aI'attention de M. I'Ambassadeur, MAE, EU 1949-1955, SaITe 100.
 
86 22.1.1953, Telegramm MAE an Grandval, MAE, EU 1949-1955, SaITe 109.
 
87 26.1.1953, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 109.
 
88 11.11.1952, SVZ.
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in Bonn, erinnerte sich später des Klimas in Deutschland: Infolge der übertriebenen 
Berichterstattung über den Saarwahlkampf und der scharfen Töne von offizieller 
Seite habe sich eine wahre antifranzösische Stimmung verbreitet. In Gckfen bei 
Trier sei ein französischer Soldat getötet, ein anderer schwer verwundet worden, als 
sie in einer deutschen Gastwirtschaft etwas hätten trinken wollen. Eine durch die 
Wahlpropaganda für die Saar aufgebrachte kleine Gruppe habe die Soldaten zu­
nächst verfolgt, dann tätlfClnriige-gnffen.-89 
e. Die lebensgeschichtliche Dimension der autoritären Demokratie 
" Wir wollen "Wir wollen nicht mehr!" Am 22. Februar 1947 veröffentlichte Johannes Kirsch­
nicht mehr" weng in der Saarländischen Volkszeitung eine brennende Anklage. Er war 1935 für 
die Rückgliederung an Deutschland eingetreten, unterstützte nun aber die Autono­
miepolitik: "Es gehört keine besondere Aufmerksamkeit dazu, um da und dort das 
Aufflackern eines neuen Nationalismus festzustellen ... Wir wollen nicht mehr! 
Wir wollen uns nicht mehr einschüchtern lassen. Wir wollen nicht Erkenntnisse, die 
wir mühsam genug errungen haben, von Ressentiments auffressen lassen." Allen 
Widersachern schleuderte er sein Bekenntnis entgegen. "Der enge Geist des Preu­
ßentums war immer ein unabendländischer, ein antiabendländischer Geist, und 
darum war es überall in der Welt eine Verwirrung und eine Schande, mit ihm zu 
kollaborieren. Die Zusammenarbeit mit Mächten, die bei allen Schwächen, die sie 
haben, und allen Fehlern, die sie begehen, das Abendland verteidigt haben und 
immer noch verteidigen, kann deshalb damit unmöglich auf die gleiche Stufe 
gestellt werden. Das geschieht aber von jenen, die meinen, Kollaborateure seien 
Kollaborateure und verdienten Verachtung und Feindschaft. Und hier sagen wir 
nun: wir wollen nicht mehr."90 
Man konnte aus der Vergangenheit lernen und die Lernfähigkeit für die Gegen­
wart verlieren. Johannes Hoffmann, Edgar Hector, Richard Kirn lebten im Trauma 
des 13. Januars 1935. Das machte sie blind zu erkennen, daß ein Bekenntnis zur 
westdeutschen Demokratie anderes meinte als Unterstützung der nationalsoziali­
stisch unterwanderten Deutschen Front.91 Sie waren überzeugt, daß ihre Politik 
einer höheren moralischen Warte entsprang, daraus leiteten sie Ansprüche ab. 
,,Männer, die aus den Trümmern etwas aufbauten, müßten geschützt werden", sagte 
Richard Kirn.92 Manchmal rutschte ihm die Bergarbeiterhand aus, wenn er glaubte, 
ihm würde allzu großes Unrecht geschehen.93 Saarländische Politik war eine Politik 
voller Emotionen. 
89 Annand Berard, Un ambassadeur se souvient, Washington et Bonn, 1945-1955, Paris 1978, 
S.419. 
90 22.2.1947, SVZ, erneut veröffentlicht in: J. Kirschweng, Gesammelte Werke, Bd. 11, S. 
212f.
 
91 Karikatur aus: Tintenfisch, Februar 1950, H. 5.
 
92 19.6.1948, SVZ.
 
93 13.11.1952, Volksstimme; 1.4.1953, SVZ.
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Während der Konventionsverhandlungen, zu denen die saarländischen Regierungsmitglieder sich in 
Paris aufhielten: Schaudernd blicken wir auf die Wochen zurück, in welchen das" Weiße Haus" in 
der Schillerstraße fast völlig verwaist war, und lediglich durch die Maßnahmen unseres Informa­
tions-Chefs (unten rechts) großes Unheil verhütet wurde. (Einzige vom saarländischen Generalstab 
zur Veröffentlichung freigegebene Aufnahme.) 
"Sprenge mol vorbei, Gux Kurt, un guck, ob der Lausert wirklich nur in der Nas bohrt. - Als derzeit 
hauptverantwortlicher Staatsverteidiger männ ich als. der däd so staatsgefährlich gucke!!!?" 
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Wie sich unser Landesvater eine demokratische Gemeinschaft vorstellt. (Aus der Ansprache zum 
60jährigen Jubiläum des MGV "Heiterkeit" Ensdorj): "Die Arbeit der Sänger, die sich in voller 
Disziplin freiwillig der Führung eines Dirigenten unterordnen, ist das Sinnbild einer wirklich 
demokratischen Gemeinschaft, die ihren eigenen Willen auch hat, aber im Interesse des Gemein­
samen gerne dem Einen unterordnet, der den Staat führt. " 
Eingekesselt fühlten sich die Saarpolitiker, nicht nur weil Deutschland jedes 
Gespräch ablehnte. Ein strenges Regime war ihres Erachtens notwendig, weil jene, 
mit denen sie den neuen Staat aufbauen sollten, selbst vom Preußenturn geprägt 
schienen. Die Kommandostellen der Verwaltung blieben mit den alten Beamten 
bCSC.~zt.94 s.ola.ng.e d.i.e s~arländische ,universität keinen ausreichen~en Nachwuchs 
bereItstellte, g~b es keme Alternative. Nur 60%. der. Beam~~n m Saarbrücken 
sra1l1m1err umruttelbar von der Saar, und der Anteil bel den hoheren Chargen lag 
wahrscheinlich noch niedriger. Die Geistlichkeit rekrutierte sich ganz überwiegend 
von außerhalb. Da galt es aufzupassen, die notwendigen Disziplinierungsinstru­
mente in der Hand zu halten. 
"Demokratie hat nichts mit Anarchie zu tun", hieß das Bekenntnis von Johannes 
Hoffmann.95 "Wir haben nicht Lust, das, was wir mühsam aufgebaut haben ... , 
unser eigenes saarländisches Haus, uns von denen zerschlagen zu lassen, die gestern 
schwarz-weiß-rot und heute oder morgen vielleicht moskaurot sind.... Demokratie 
hat nichts mit Anarchie zu tun, Demokratie bedeutet, daß die Wähler denen, die sie 
gewählt haben, für die Zeit, für die sie gewählt sind, die Möglichkeit lassen, zu 
beweisen, was sie fertigbringen."96 "Die Weimarer Republik hat ihre Nachsichtig­
keit und ihren administrativen Formalismus bis zur Schwäche fortentwickelt", wies 
Albert Dorscheid im Saarbrücker Rundfunk den Weg. "Wir haben gelernt aus dem 
Beispiel".97 
Zwei Lektionen waren es, die die Saarpolitiker für besonders wichtig hielten. Die Erziehungsauf­
erste lautete, daß das Volk vor sich selbst geschützt werden müsse. Die Regierung trag 
hatte "nicht nur das Recht, sie hatte die Pflicht, das Saarvolk vor der Machenschaft 
nationalistischer und sozialer Demagogie zu schützen."98 Gleich dem Wundheiler 
betrieb sie "politische Pathologie".99 Die zweite These besagte, daß die Saarbeväl­
kerung nicht wirklich reif sei für die Demokratie, sondern die Demokratie erlernen 
müsse. "Vergessen wir nie", erklärte der damalige SPS-Vorsitzende Georg Schulte, 
"daß das Volk erst wieder zu wahren Menschen, zu wahren Christen, d.h. zu 
Sozialisten erzogen werden muß."IOO Während der Verfassungsberatungen argu­
94 31.7.1948, Grandval an MAE, L'evolution de la situation politiqueen SaITe, MAE, ZEurope 
1944-1949, SaITe 20: "Les dits elements se gardent, bien entendu, de manifester anotre egard une 
hostilite declaree: ils se contentent de contrecarrer l'action de nos amis et dans les rapports avec le 
public, de rejeter sur le Haut-Commissariat la responsabilite des mesures impopulaires prises par le 
Gouvernement saITois." 21.1.1950, Conference de presse faite par M. le HC, PA Grandval 17; 
20.10.1952, SVZ. 
95 Karikatur "Wie sich unser Landesvater eine demokratische Gemeinschaft vorstellt", Tinten­
fisch, Juni 1950, H. 12. 
96 13.6.1949, SVZ. 
97 10.5.1950, Regie des Mines de la Sarre, Bulletin hebdomadaire, MAE, EU 1949-1955, 
SaITe 59. 
98 Der CVP-Abgeordnete Josef Kurtz im Landtag zum Verbot der kommunistischen Neuen 
Zeit: 15.6.1949, SVZ. 
99 31.10.1949, SVZ. 
100 Bericht über den ordentlichen Parteitag der Sozialdemokratischen Partei des Saargebiets, 
abgehalten nach der Wiederzulassung der politischen Parteien am 30,6.1946 im Stadttheater in 
Saarbrücken, Stadtbibliothek Saarbrücken, Sammlung "Zur Geschichte des Saarlandes". 
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mentierte der Landgerichtspräsident Alfred LevylOl: Die Saar habe in ihrer ganzen 
Geschichte noch kein gesetzgebendes Parlament gekannt. "So wie wir die Bevölke­
rung zur Demokratie erziehen müssen, müssen die Abgeordneten zu wirklichen 
Abgeordneten erzogen werden." Dr. Emil Straus von der CVP pflichtete ihm bei, es 
sei richtig, "daß in der Geschichte des Saarlandes die Einrichtung eines Parlaments 
einmalig ist. Wir müssen schrittweise vorgehen". 102 Die Saar geriet zu einer riesi­
gen Erziehungsanstalt in Sachen DemoktaLie und Völkerfteundschaft. Die Itegi 
rung disziplinierte das Parlament und die Presse, der Vertreter Frankreichs über­
wachte die demokratische Gesinnung der Verwaltung. Am Ende dominierte die 
Erziehung über die demokratische Toleranz. 
Alltagserfah­Gewiß, es entstand kein Zwangsregime. Niemand wurde wegen unliebsamer 
rung	 politischer Auffassungen verhaftet, eingesperrt, gefoltert. Es gab Grenzen der Un­
duldsamkeit. Der erste Entwurf des Staatsschutzgesetzes scheiterte, weil breite 
Bevölkerungsgruppen offen protestierten. Sie billigten dem Saarstaat die Befugnis 
zur Verteidigung zu. 103 Doch die Grenzen rechtsstaatlicher Ordnung durfte er nicht 
überschreiten. Weder das Verbot der DPS, noch die Nichtzulassung von CDU-Saar 
und DSP oder die Auflösung des IV Bergbau provozierten ähnliche Unruhe. 104 Die 
Erinnerung an 1935 war zu frisch, um nicht die Folgen für das innenpolitische 
Klima zu erkennen. Viel zu wichtig war die Geschäftigkeit des Alltags, um sie 
durch politische Aufwallungen zu gefährden; viel zu liberal war das autoritär­
demokratische Regime, um offenen Widerstand zu provozieren. 105 So lebten die 
Saarländer in einer "Demokratie unter pädagogischem Vorbehalt", ohne sich recht 
erziehen zu lassen. 
f Schwierigkeit mit den Symbolen 
Deutscher Vize-	 Ein Autokorso kündigte von neuer Zeit. Überall in den Straßen standen dicht 
meister	 gedrängt die Menschen, um den Spielern des ersten 1. FC Saarbrücken zuzujubeln. 
Man muß die Bilder gesehen haben, um zu verstehen, was es bedeutete, daß der FC 
am 22. Juni 1952 deutscher Vizemeister im Fußball geworden war. 106 Ein knappes 
Jahr nahm Saarbrücken am Wettbewerb der Südwestliga teil und bereits in der 
ersten Saison feierte es wahre Triumphe. Deutscher Vizemeister war Saarbrük­
kenpo7 Jeder Gassenjunge wußte die wichtigsten Spieler der deutschen Ligen 
101 R. Stöber (Hrsg.), Die saarländische Verfassung, S. 242f.
 
102 Ebd., S. 243.
 
103 O.D., Direction des services de contröles, Rapport mensuel pour le mois de janvier 1950,
 
MAE, EU 1949-1955, Sarre 92. 
104 21.10.1952, J. Monfraix an Filliol, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 46; 22.11.1952, 
Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 109; 30.12.1952, Telegramm Grandval 
an MAE, ebd.; 12.2.1953, Telegramm Grandval an MAE, ebd. 
105 4.7.1953, Frankfurler Rundschau. 
106 Pierre Lanfranchi, Der saarländische Fußball von 1947 bis 1952 - Gegenspieler der 
Diplomatie, in: Stadtverband Saarbrücken (Hrsg.), Von der ,Stunde 0', S. 128f; Gerhard Bungen / 
Charly Lehnen, Vereine im Saarland, Saarbrücken 1988, S. 168ff. 
107 Karikatur: Tintenfisch, Juni 1952, H. 12. 
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aufzuzählen. Freilich gab es eine saarländische Nationalmannschaft, und während 
der Qualifikation zur Weltmeisterschaft schlug sie sich sogar achtbar, u.a. im Spiel 
gegen die westdeutsche Mannschaft. Dennoch, große Siege, solche, die wirklich 
beeindruckten, feierte sie nie. 
\\"(,~
 
"trz .. trz ... trz" 
Der zweite Akt des Dramas fand in Bern statt. Am 4. Juli 1954 riß die Fußball­
weltmeisterschaft die deutsche Öffentlichkeit aus ihrem Siechtum. Deutschland war 
wieder wer, zumindest im Fußball. Wollten wir die politischen Konsequenzen 
aufzeigen und wären wir bereit, den Sachverhalt bewußt überspitzt zu formulieren, 
wir würden behaupten: Frankreich scheiterte im Saarland nicht wegen diplomati­
scher Niederlagen, nicht wegen einzelner Benachteiligungen im wirtschaftlichen 
Bereich; Paris verlor die Saar durch den Fußball. 
Dabei hatte alles so gut begonnen. Niemand mochte sich 1947 vorstellen, daß 
Deutschland bald aufleben werde. Alle Blicke an der Saar richteten sich auf Frank­
reich. Sinn und Existenz erhielt die Saar durch den Nachbarn im Westen. Die 
Einheitsgewerkschaft intervenierte bei der Verwaltungskommission und bat, den 
14. Juli, also den französischen Nationalfeiertag, für die Saar zum Gedenktag zu 
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Blau-weIß-rot 
mit Kreuz 
Saarländische 
Friedenstaube 
und deutscher 
Raubvogel 
erklären. Von einem Tag der Menschenrechte war in diesem Zusammenhang die 
Rede, von einem Tag der Befreiung des Volks von Gewalt und Unterdrückung. 
Franzosen und Saarländer begingen den 14. Juli gemeinsam, mit dem Unterschied, 
daß die arbeitende Bevölkerung im Westen auf ihr Gehalt verzichtete, die Saarlän­
der aber einen Lohnausgleich erhielten. I08 Trotz dieses Vorspiels ließ das neue 
Feiertagsgesetz von 1950 den 14. Juli außer acht. Die Einheitsgewerkschaft hatte 
inzwischen den Kampf" gegen~dte franzoslsche Dominanz an der Saar aufgenom­
men, während die christlichen Gewerkschaften die Tradition der Zeit vor 1935 
aufgriffen. lo9 Die Saar feierte anders als die Franzosen. - Sie war anders. 
Manches ließ sich nicht so einfach ungeschehen ma­
chen, wie dies bei der Feiertagsregelung der Fall war. 
Während der Verfassungsberatungen mußten die Ver­
antwortlichen über die Saarflagge entscheiden. Mitar­
beiter der Verwaltungskommission schlugen ein wei­
ßes Kreuz vor mit rotem und blauem Feld. Die Farben 
Frankreichs nahm der Vorschlag auf, doch blau und 
weiß entsprach zugleich den Farben Saarbrückens, ein 
glücklicher Zufall, der die organische Verbindung zwi­
schen der Saar und Paris unterstrich.HO Bald nach dem 
Währungswechsel meldete die Surete daß die Bevölke­
rung die Saarflagge nicht wirklich akzeptiere. 111 Zu 
deutlich wirkte sie als eindeutige Festlegung auf Frank­
reich. Wollte die Saar ihre kulturelle Zugehörigkeit zu 
Deutschland verschweigen? 
Die Saarbrücker Regierung lernte aus dem Vorfall. 
Zu ihrer Zeit hatte die Regierungskommission 1920 ein 
Wappen genehmigt, das die Symbole der vier großen 
Saarstädte aufgriff. Da das Saarland aber mehr darstell­
te als den Zusammenschluß weniger Großkommunen, 
Land- und Stadtgemeinden zusammenführte, war die 
Regierung der Auffassung, daß sie ein anderes Symbol 
benötigte. Sie schrieb einen Wettbewerb aus und mach­
te zur Vorgabe, daß das neue Wahrzeichen eine Frie­
denstaube enthalten solle. 112 Doch, was immer die Zeich­
108 Richard Becker, Freiheit für die Saar. Die Verletzung der Grundfreiheiten und Menschen­
rechte im Saarland, hrsg. im Auftrag der DPS, Saarbrücken 1951, S. 39; 14.7.1947, Rede Erwin 
Müllers, LASB, Verwaltungskommission 110; 2.10.1947, Le Directeur adjoint du travail, Vennerk 
für Filippi, AOFAA, Dossiers Dobler, lere Serie, 158/I/3. 
109 6.4.1950, HC SaITe, Travail et Securite Sociale, Note al'attention de M. le HC, Regime des 
jours feries en SaITe, MAE, EU 1949-1955, SaITe 145. 
110 R. Stöber (Hrsg.), Die saarländische Verfassung, S. 108, 158 - Nach anfänglichen Einwän­
den von Heinz Braun (SPS) stimmte nur die KP gegen den von der CVP unterbreiteten Vorschlag 
einer Landesflagge mit weißem Kreuz und blauen und weißen Feldern. 
111 8.5.1948, Note d'infonnation, Nantes, Sarre, HC Cabinet 49. 
112 Kurt Hoppstädter, Die Wappen des Saarlandes, 1. Teil, Zeitschrift für saarländische Hei­
matkunde,6 (1953), H. 1-4, S. 13f. 
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ner vorlegten, fast immer glich die brave saarländische Taube einem deutschen 
Raubvogel. In ihrer Verzweiflung entschied die Regierung zugunsten einer symbo­
lisierten Darstellung der Flagge des Saarlandes. Anstelle der Krone, die früher die 
Macht des Herrschers veranschaulichte, sollte über dem Wappen eine Brücke die 
besondere Idee des Landes symbolisieren.113 - Brücken konnten auch weniger 
begabte Zeichner malen. 
"Die Nationalhymne: Der Tintenfisch, auch ,Brückenheiliger' genannt, spielt aufder
 
bekannten saarländischen Leier das Präludium zur kommenden ,Saarländischen Na­

tionalhymne' "
 
113 7.12.1948, SVZ. 
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Wettbewerb für Parallel zum Wettbewerb für ein neues Wappen lief eine Ausschreibung für eine 
eine Saarhymne Saarhymne. Das Ergebnis ernüchterte vielleicht noch mehr als der vorangehend 
geschilderte Wettbewerb. 1l4 Die mehr als 500 Vorschläge ließen erkennen, wie 
wenig der neue Saarstaat die poetische Phantasie freisetzte. Manche Einsendungen 
waren kaum mehr als billige Plagiate. "Von der Saar bis hin zur Blies", hieß es dort, 
oder "Heilig, heilig, heilig bist du
 
Land ... ". Und weileinigeVerse +~~.f...4lh~;abl-4eI'-ll;WS4::IWl.
~eu-,PIieD-4bl.til:..=. 
.. " noch eme eraus. Wenn der Tmtenfisch, was edauer­
gar zu schon waren, selen SIe kurz licherweise und ebenso unverständlicherweise nicht 
zitiert: ,,Es dröhnen die Essen, der der Fall ist, im Preisrichterkollegium vertreten wäre, 
Hammer schwingt", "Schart euch würde er ohne zu zögern den Lorbeer diesen Versen 
Brüder um das Banner", ,,Ewig zuerkennen, welche wie kaum andere mit einer echten 
rauschen deine Wälder, gut be- Verhaltenheit des Gefühls in schlichter Sprache, mit 
stellt sind deine Felder ... ". Zwei dichterischer..Kraft all d~s ausdrücken, ~as uns be­
b I . h hl' V wegt und erfullt, wenn wir an unsere Nation denken: S· leger ga es g elc wo . on Saarland! _ 0 Land! _ Wes Land! 
"Recht und Freiheit" war in ihren Mein Land! - Dein Land! 
Texten kaum die Rede, statt des- Sein Land! - Unser Land! 
sen von "Treu und Ehr", und die Euer Land! -ThrLand! 
"Saar möge eine Brücke bauen Saarland! - 0 Land! 
zwischen Ost und West". Vorge­
Auszug aus einer Glosse des Tintenfisch zum Preisaus­
sehen war, daß der Direktor des schreiben für eine saarländische Nationalhymne, H. 7, 
Musikkonservatoriums die Texte September 1948 
der Sieger vertone, und zwar ent­
sprechend der französischen Tradition als Marsch das eine Mal, in einer zweiten 
Variante als Hymne wie in Deutschland. Offensichtlich kamen die Verantwortli­
chen kurzfristig zu einem anderen Beschluß,jedenfalls erhielt Johannes Kirschweng 
im August 1949 den Auftrag, ein Saarlandlied zu dichten. Jetzt protestierte die 
Volksstimme, und als Argument verwies sie auf die vermeintliche Geldverschwen­
dung. ll5 Ein Jahr lang ruhte die Angelegenheit. Zwei Wochen vor dem ersten 
Fußballänderspiel gegen die Schweiz beschäftigte sich die Regierung erneut mit 
dem Thema. Sie entschied, daß sie aus der Not eine Tugend machen wollte und das 
aus der Völkerbundszeit bekannte ,,Lied der Saarländer" von Limberger und Hogre­
be mit leichten Änderungen zukünftig als Nationalhymne benutzen würde. Das 
wenigstens kannten die Menschen. 116 
114 Hierzu ausführlich zahlreiche Dokumente in MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 49. Dort 
auch die folgenden Zitate. 
115 23.8.1949, Volksstimme, Bulletin hebdomadaire de presse, MAE, EU 1949-1955, Sarre 
12. 
116 Rolf Wittenbrock, " ... Du heiliges Land am Saaresstrand", Konfessionsschule und Identi­
tätssuche, in: Stadtverband Saarbrücken (Hrsg.), Von der ,Stunde 0', Saarbrücken 1990, S. 267ff; H. 
Schneider, Das Wunder, S. 14lf. Dort auch die Gegenüberstellung des alten und des neuen Textes 
der Saar-Hymne. Kursivsetzung durch den Autor. 
Text 1921
 
Ich weiß, wo ein liebliches, freundliches Tal,
 
von waldigen Bergen umgeben,
 
da blitzen die Wellen im Sonnenstrahl,
 
es blühn auf den Hügeln die Reben
 
und Dörfer und Städte auf grünender Flur,
 
I "und'Menschen von kernigem Schlage: 
Das ist meine Heimat am Strande der Saar, 
laut preis' ich sie all' meine Tage, 
das ist meine Heimat am Strande der Saar, 
laut preis' ich sie all' meine Tage 
Wer einmal am Ufer der Saar
 
und einmal den Saarwein getrunken
 
o Saartal, du Kleinod von strahlender Pracht,
 
du Grenzmark der deutschen Gefilde
 
wir halten in Treue wohl über dich Wacht,
 
es dient jede Brust dir zum Schilde!
 
So kling es denn stolz in die Lande hinaus,
 
wenn freudigen Herzens ich sage:
 
Hier ist meine Heimat am Strande der Saar,
 
laut preis' ich sie all' mein Tage!
 
Text 1950
 
Ich weiß ein liebliches, freundliches Tal,
 
von waldigen Bergen umgeben,
 
da blitzen die Wellen im Sonnenstrahl,
 
es blühn auf den Hügeln die Reben
 
und Dörfer und Städte auf grünender Flur
 
und Menschen von kernigem Schlage:
 
Das ist meine Heimat im Lande der Saar,
 
laut preis' ich sie all' meine Tage!
 
das ist meine Heimat im Lande der Saar,
 
laut preis' ich sie all' meine Tage!
 
(2. Strophe entfällt) 
o Saartal, du Kleinod von strahlendem Glanz. 
o Land du von Kohle und Eisen,
 
dir will ich gehören, dir weihen mich ganz,
 
nichts soll mich dir ftirder entreißen.
 
So kling' es denn stolz in die Lande hinaus,
 
wenn freudigen Herzens ich sage:
 
Hier ist meine Heimat im Lande der Saar,
 
laut preis' ich sie all' meine Tage!
 
Wäre es nach dem Willen von Grandval gegangen, der 1. FC Saarbrücken wäre 
nicht deutscher, sondern französischer Vizemeister geworden. Grandval scheiterte, 
weil er die Abgründe der Vereinspolitik außer acht ließ und die gegenseitigen 
Vorbehalte rechts und links der Saar unterschätzte. 117 In Frankreich brachten die 
Elsässer und die Lothringer den Vorschlag einer Beteiligung des 1. FC Saarbrücken 
an der französischen Meisterschaft zu Fall, an der Saar protestierten die Vertreter 
der kleinen Vereine gegen äußere Einmischung auf die Verbandspolitik. 118 Die 
Handballer argumentierten zudem, daß das Niveau der französischen Liga wenig 
attraktiv sei.119 Grandval wollte das Steuer herumreißen, zumindest auf französi­
scher Seite. In einem eindringlichen Schreiben an Schuman bot er seinen Rücktritt 
an, um doch noch eine Aufnahme des 1. FC Saarbrücken in der französischen Liga 
zu erreichen: "J'affirme, que si nous devons laisser le sport sarrois s'unir anouveau 
au sport allemand, c'est vers cette solution que nous nous orienterions?"120 Vergeb­
lich. 121 
Im Sommer 1954 brachten die saarländischen Kinos einen Film über die Berner 
Weltmeisterschaft. Die Zensur hatte rechtzeitig auf die Problematik aufmerksam 
gemacht und Hector, der Innenminister, hatte Anweisung gegeben, das Deutsch­
117 Vgl. verschiedene Dokumente in: PA Grandval8V.
 
118 P. Lanfranchi, Der saarländische Fußball, S. 124ff.
 
119 25.7.1949, SVZ.
 
120 26.7.1949, Grandval an Schuman, AN, 457 AP 72, Divers 1949.
 
121 Karikatur "Olympiade 1952", Tintenfisch, August 1952, H. 16.
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landlied aus dem Film herauszuschneiden. Die Behörden entledigten sich des 
Auftrags indes so stümperhaft - man möchte beinahe fragen, ob nicht böser Plan 
dahinter stand -, daß die Zuschauer die Absicht merkten. Die Betreiber der Filmpa­
läste protestierten. Bald war die Angelegenheit Thema hämischen Stadtgesprächs. 
Da nutzte es wenig, daß ein neuer Schnitt, der die Rückkehr der Spieler nach 
Deutschland zeigte, erfolgreicher war. 122 Die Panne ließ sich kaum wiedergutma­
chen. 
0, c.~~ 
\\L~ 
~\.yr-
Olympiade 1952: "Den Kampfum die Medaillen machten die Russen und Amerikaner 
unter sich aus, Herr Präsident, und es wäre sehr unklug gewesen, wenn wir uns da 
eingemischt hätten!" 
Bedurfte es zusätzlicher Zeichen, auf welch tönernen Füßen die Saarautonomie 
beruhte? Den Kampf um die Köpfe hatten Frankreich und die Autonomiebefürwor­
ter im Streit um die Symbole verloren, lange bevor die Menschen es an der Saar 
selbst merkten. 
122 Mutzenbacher f. Ministerialdirektor Braun, Film "Weltmeisterschaft 1954", LASB, Staats­
kanzlei 2048. Auf diese Quelle hat mich freundlicherweise Michael Sander aufmerksam gemacht. 
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g. Zusammenfassung 
Gefragt haben wir nach den Gründen der Legitimationsschwäche der saarländi­
schen Demokratie. Zahlreiche Ursachen haben wir ermittelt. Die große Koalition 
spiegelte die innere Schwäche von CVP und SPS. Sie provozierte permanente 
Unruhe, säte Mißtrauen, weil eine wirkliche Opposition fehlte. Die Gegner der 
-~WirtschaftsUiliöh sahen sich in den außerparlamentarischen Raum verbannt, in 
ihren Wirkungsmöglichkeiten begrenzt, mit ihren Organisationen verboten. Die 
Regierenden nahmen gleichzeitig die Kritik der Widersacher der wirtschaftlichen 
Angliederung auf, forderten mehr Selbständigkeit, größere Berücksichtigung saar­
ländischer Belange. Frankreich stand unter einem ständigen Erwartungsdruck, wo­
bei Paris nur verlieren, Saarbrücken nur gewinnen konnte. Dazu kam dann ein 
Zweites: Immer wenn es galt, schwierige Entscheidungen zu begründen, diente der 
Verweis auf Paris als billiges Argument. 
Die saarländische Demokratie erbte die Widersprüche der Entpreußungspolitik 
der Militärregierung, sie reflektierte die Überreiztheiten des Kalten Krieges, sie litt 
unter den Eingriffen der französischen Schutzmacht, vor allem aber erhielt sie ihre 
Gestalt durch die westdeutsche Politik. Bonn verweigerte eine Anerkennung der 
Saar, lehnte jedes Gespräch ab. Regierungsmitglieder organisierten die prodeutsche 
Opposition oder liehen ihr zumindest ein offenes Ohr. An der Saar reagierten die 
Verantwortlichen wenig selbstbewußt. Johannes Hoffmann, Edgar Hector, Richard 
Kirn waren irritiert, überfordert. Sie fühlten sich erinnert an die Jahre der national­
sozialistisch dominierten Deutschen Front 1934/35, fürchteten ein neuerliches Ab­
gleiten in die nationalistische Unvernunft. Sie waren sicher, daß das Volk vor 
Demagogie und Propaganda geschützt werden müsse. In ihren Augen war es noch 
nicht reif für eine vollkommene Demokratie, mußte erst noch erzogen werden. 
Die Saarländer verweigerten sich dem Erziehungsanspruch ihrer Politiker und 
dennoch stellten sie die Autonomie nicht in Frage. Auch sie standen unter dem 
Schock der Wirrnisse der Jahre 1934/35. Der Weltkrieg hatte sie zu Objekten der 
Politik gemacht. Mit Kriegsende zogen sie sich in die Sphäre des Privaten zurück. 
Sie verlangten Führung und Autorität, wollten sich nicht engagieren. Daraus ent­
stand jenes gesellschaftliche Substrat, jene politische Kultur, die gleichermaßen 
Adenauers Kanzlerdemokratie ermöglichte wie die präsidiale Demokratie von Jo­
hannes Hoffmann. 
Die Saar blieb bis 1955 ein Staat ohne eigene Symbole, ohne eigene Identität. 
Der offiziell verordneten Begeisterung, der anfänglich einseitigen Orientierung auf 
Frankreich, der späteren Blickrichtung auf Europa stand eine verbreitete Skepsis 
entgegen. Und wenn die Menschen doch aufschauten, identifizierten sie sich mit 
dem 1. FC Saarbrücken, der deutscher Vizemeister geworden war, oder der west­
deutschen Fußballnationalmannschaft - mit dem Weltmeister. 
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Vergleich mit 
Frankreich und 
Deutschland 
2. Ökonomische Gegebenheiten 
a. Einführung 
Das Saarland war ein kleines Land, umfaßte nur 2.567 km2• In der Flächenausdeh­
nung entsprach es Luxemburg, oder anders ausgedrückt, 0,5% der französischen 
Staatsfläche bzw.I%deswestaeutschen 'I'erntonums.1 DIcht besIedelt war es. Auf 
einen km2 kamen 1953 385 Einwohner, verglichen mit den Niederlanden 308, 
Deutschland 199 und Frankreich 76.2 Die Bevölkerungszahllag bei einer Million. 
410.554 Erwerbstätige (1951)3 förderten ein Viertel der gesamten französischen 
Kohlenmenge, erzeugten ein Drittel des französischen Kokses, produzierten ein 
Fünftel der Stahlmenge Frankreichs.4 Die Saar war ein einziger riesiger schwer­
industrieller Verbund.5 Gleichwohl gab es fünf verschiedene Stahlstandorte und 
fünf verschiedene Eigentümer bei den Hütten.6 
b. Ungleichgewichtige Wirtschaftsstruktur 
(1) Einseitige Prägung durch die Schwerindustrie 
Der Anteil der Gruben und der Eisenindustrie am Nettoproduktionswert der Indu­
strie übertraf 1936 50%.7 Eine nennenswerte verarbeitende Industrie fehlte. 45% 
der Beschäftigten waren im Montanbereich tätig, gegenüber Belgien: 16,5%, Deutsch­
land und Frankreich: knapp 10%.8 Selbst Nordrheir.-Westfalen zeigte einen homo­
generen Aufbau, ganz zu schweigen von Baden-Württemberg. Im Bereich der 
Investitionsgüterindustrien arbeiteten an der Saar nur 19% der Industriebeschäftig­
ten, in Nordrhein-Westfalen waren es 31 %.9 
Der Dienstleistungssektor blieb schwach besetzt. Die wenigen Großunterneh­
men, die das wirtschaftliche Schicksal bestimmten, verkauften ihre Produkte über 
eigene Handelskontore. Io Die Saar lebte als industrielle Insel, fernab der Banken­
und Versicherungsmetropolen, fernab großer internationaler Verkehrsnetze, fernab 
von ihren eigentlichen Märkten,u 
1 Saarländische Bevö1kerungs- und Wirtschaftszahlen, 11/12 (1959/60), S. 52; 2.7.1952, Dejar­
din, Note, MAE, EU 1949-1955, Sarre 203; 12.7.1951, SVZ. 
2 F. Muller, L'economie sarroise, S. 34. 
3 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1955, S. 64. 
4 31.12.1946, J-P. Krafft, Etude financiere, AOFAA, Dossiers Debre 3C. 
5 Karte "Die saarländischen Wirtschaft" aus: B. Stein1e (Hrsg.), Johannes Hoffmann, S. 60. 
6 Vö1k1ingen (Röch1ing), Dillingen (Redange-Dilling, Stumm), Halberg (Pont-a-Mousson, 
Stumm), Burbach (ARBED), Neunkirchen (Otto Wo1ff, Stumm) 
7 Reichsamt für wehrwirtschaftliche Planung, Die deutsche Industrie. Gesamtergebnisse der 
amtlichen Produktionsstatistik, Berlin 1939, S. 147. 
8 F. Muller, L'economie sarroise, S. 37. 
9 Saarländische Bevö1kerungs- und Wirtschaftszahlen, 11/12, 1959/60, S. 50. Dort auch das 
Zahlenmaterial für die Grafik. 
10 G. Weber, Grundzüge der saarländischen Wirtschaftsstruktur, S. 8. 
11 Grafik "Schematische Darstellung der großen Verbrauchszentren im Umkreis des Saarge­
biets", F. Hellwig, Die Saar zwischen Ost und West, S. 26. 
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Nur wenige Produkte wurden an der Saar hergestellt. Deren Erzeugung übertraf 
den Bedarf des Landes bei weitem. So war die Saar stärker als irgendein anderes 
Gebiet auf den Im- und Export angewiesen. Mehr als die Hälfte der erzeugten Güter 
fanden ihren Markt außerhalb der Grenzen, gleichzeitig erhielt sie ihre Lebensmittel 
und Konsumgüter zu einem guten Teil durch Einfuhren. 12 
Die .Saarwirtschaft erzeugte Produkte, die in hohem M~ße standardisiert waren 
--und keme: Anpassung .an Geschmacks- oder ~arkenvorheb~n. bed~rften. Daraus 
ergaben SIch Chancen m Phasen der Hochkonjunktur und RiSIken m Phasen der 
Rezession. Daß sich die Saar so leicht unterschiedlichen Wirtschafträumen anpaßte, 
einmal dem französischen (1920/25, 1947), dann dem deutschen (1935), hing mit 
dem beschriebenen Sachverhalt zusammen.13 
Sowohl die Stahlproduktion wie die KoWenförderung beruhten auf langfristigen 
Investitionsvorhaben, beide verlangten eine kontinuierliche Abnahme ihrer Produk­
te, beide boten geringe Möglichkeiten zur Mengensteuerung. Dem Auf und Ab des 
Marktgeschehens folgten sie mit großer Mühe. Für die Saar bedeutete die Konzen­
tration auf Eisen und die festen Brennstoffe, daß ihre Wirtschaft besonders kon­
junkturanfällig war, über den beschriebenen Zusammenhang der Außenhandelsori­
entierung hinaus. Nur durch außerordentlich günstige Preise, durch hohe Produkti­
vität mochte sie hoffen, sich dem Unbill des Marktgeschehens zu entziehen. 
Vorteilhaft wäre eine günstige Frachtlage gewesen, aber auch da sah es eher 
traurig aus, weil ein Großschiffahrtsanschluß wie an der Ruhr feWte. Und noch in 
anderer Hinsicht war das Land benachteiligt: Die geringe Bevölkerungszahl be­
grenzte die Kapitalbildung, dazu trat das Fehlen eines starken Wirtschaftsbürger­
tums und die schmale Rendite bei Kohlen und Eisen. So beruhte die Wirtschaftsba­
sis wesentlich auf positiven natürlichen Voraussetzungen und einem erfahrenen, 
motivierten Arbeiterstamm. 
(2) Die Rohstoffbasis 
Kohle gab es an der Saar, KoWe im Überfluß, sogar solche die sich verkoken ließ. 
Trotz allem war die Saar im Vergleich zur Ruhr benachteiligt, weil die geförderten 
Brennstoffe hohe Anteile an flüchtigen Elementen enthielten. Für die Saarbergwer­
ke sprach das niedrige Gefälle ihrer Strecken; das erleichterte den Abbau. Da indes 
die Mächtigkeit der Flöze gering war, im Durchschnitt 1,80 Meter kaum über­
schritt,I4 konnte man Maschinen mit hoher Rentabilität nur bedingt einsetzen. I5 
Nicht viel besser sahen die Verhältnisse bei den eingesetzten Erzen aus. Die 
Minette kam zwar aus dem nahegelegenen Lothringen; die Frachtstrecke betrug 
vielleicht 100 km. I6 Im Vergleich zum Schwedenerz, das an der Ruhr verwendet 
12 27.1.1955, Saar-Wirtschaft, H. 2, 1955, Rede von Prof. Dr. Senf auf der Wirtschaftstagung 
derCVP. 
13 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 2 (1950), H. 1, S. 3. 
14 Hauptverwaltungsbericht des Oberbergamtes Saarbrücken für das Jahr 1958, S. 36, LASB, 
Wirtschaftsministerium 827. Die hier aufgeführten Zahlenangaben bilden Grundlage der Grafik. 
15 F. Muller, L'economie sarroise, S. 128ff. 
16 Vgl. M. Nathusius, L'acier sarrois, S. 93ff. 
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wurde, enthielt die Minette allerdings wenige mineralische Grundstoffe (30% gegen­
über 60% bei schwedischem Erz)17 und war durch hohe Phosphor- und Schwefel­
anteile belastet. Wegen des überragenden Anteils unergiebigen Gesteins sprachen 
betriebswirtschaftlicheGründe dafür, die Kohle zumErz zu fahren statt das Erz an die 
Saar zu bringen. Die Hütten in Lothringen besaßen einen unbestreitbaren Vorteil. 18 
Anteil der Förderung aus Flözen 
nach ihrer Mächtigkeit (in cm) 
[] 80-100 
EI 100-120(14%) 
OJ] 120-140 
~ 140-180 
D 160-180I}" ;\(6%) 18 180-200 
. (3%) ~ 200-250 
• >250 
(13%) ~\§~~~~~ 
(23%) 
Arten und ländermäßige Zusammensetzung 
der Kohle der EGKS 
• AnthrazIt 
Im Magerkohl. 
UD 1/4 Fett 
!!!!I 1/2 Fett 
D 3/4 Fett 
Im Fett 
l&iJ Fett/Gas 
EZI Gaskoh Ie 
l;Sl Heizkohle 
o Generatorenk. 
100 
Dtld. Belg. Frkr. Ital. Niedl. Saar EGKS 
17 M. Nathusius, L'acier sarrois, S. 50f.; R. Latz, Die saarländische Schwerindustrie, S. 29. 
18 R. Latz, Die saarländische Schwerindustrie, S. 30. 
Physikalische Beschaffenheit der Saarkohle l9 
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Die ungünstige Rohstoffbasis beeinflußte die technische Ausstattung des Re­
viers: Infolge der wenig abriebfesten Kohle und durch Einsatz der qualitativ min­
derwertigen lothringischen Erze lag die Größe der Hochöfen an der Saar unterhalb 
der Werte, wie sie in anderen Revieren üblich waren. In Ostfrankreich verwendeten 
die Stahlerzeuger zwar ebenfalls die Minette, gleichzeitig nutzten sie hochwertigen 
Ruhrkoks. Noch günstiger gestalteten sich die Verhältnisse im westfälischen Indu­
striegebiet.2o Für eine Tonne Roheisen benötigte die Saar 3-3,5 t Minette und 950­
1150 kg Koks, für die Ruhr lauteten die Vergleichszahlen 2 t Schwedenerz und 750 
kg Koks. Während im Saargebiet zur Herstellung einer Tonne Roheisen drei 
Arbeiter notwendig waren, waren es an der Ruhr nur zwei Arbeiter.21 Die geringe 
Produktivität sprach gegen die Saar, doch es gab auch erfreuliche Aspekte. Der 
Erfindungsreichtum ihrer Mitarbeiter bot den Saaruntemehmen in den dreißiger 
Jahren die Chance, zumindest gegenüber Lothringen gleichzuziehen. Zunächst in 
Völklingen, dann auch bei den anderen Stahlstandorten wurde die Gemischauf­
bereitung verfeinert, so daß die Gestehungskosten mit denen westlich der Grenze 
Schritt halten konnten.22 
19 Franz Martin, Saarland - ein landeskundlicher Abriß (XXVIII), in: Saarheimat, 15 (1971), 
S. 60; M. Bode, Die schleichende Demontage, S. 136. 
20 Hochofengröße 1938: Saar = 150-350t; Lothringen = 300-450 t; Ruhr = 400-900 t. H. 
Thaden, Der industrielle Wiederaufbau, S. 19ff. 
21 Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit, Die Wirtschaft des Saarlandes. Eine Strukturunter­
suchung, Berlin 1938, S. 70. 
22 14.1.1950, Guillaume, Rapport d' expertise concernant les Röchlingsche Eisen&Stahlwerke, 
Consistence et capacite de production de I'usine de Völklingen, MAE, EU 1949-1955, SaITe 210. 
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250 251 
-~------'--'--'----'_._-- -.~ 
Mangelnde 
Traditionen 
gewerblicher 
Tätigkeit 
Geringe Eig­
nung des 
Thomasstahls 
für die Weiter­
verarbeitung 
.~ 
(3) Die Ursachen für das Fehlen einer verarbeitenden Industrie 
Die Industrialisierung war an der Saar das Ergebnis günstiger geologischer Voraus­
setzungen, resultierte aus dem Vorhandensein von Kohle und Eisenerz auf engem 
Raum. Die erforderlichen Arbeitskräfte kamen aus den nahegelegenen agrarischen 
Krisengebieten.23 Hunger und Armut trieb die Menschen an die Saar, die Hoffnung 
auf eine bessere Zukunft,Sj~_':YJI,renbereit zu harter körperlicher Arbeit. Sie konnten 
mit Hacke und Spaten umgehen, doch handwerkliche Fähigkeiten besaßen sie 
kaum. Traditionen gewerblicher Tätigkeit fehlten. 
Vorrangig produzierte die Eisenindustrie des Saarraums Thomasstahl.24 Er eig­
nete sich zur Weiterverarbeitung weniger als die hochwertigen Siemens-Martin­
stähle des Ruhrgebiets, welche phosphatarme Erze und eine ausreichende Beliefe­
rung mit Schrott voraussetzten. Nicht zuletzt solch technische Gesichtspunkte 
begrenzten die Ausweitung industrieller Fertigkeiten, behinderten den Aufschwung 
der verarbeitenden Industrie, die im süddeutschen Raum bereits ein festes Stand­
bein besaß.25 
Das Produktionsprogramm der saarld. 
Hüttenwerke im Vgl. zu anderen Revieren (1957) 
Saar BRD Frkr. Lux. Belg. Ital. NI. 
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23 Vgl. die Dissertation von Stefan Leiner, Migration und Urbanisierung. Binnenwanderungs­
bewegungen; räumlicher und sozialer Wandel in den Industriestädten des Saar-Lor-Lux-Raumes, 
1856-1910, Saarbrücken 1994. 
24 Zahlengrundlage der Grafik: Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 10 (1957/ 
58), S. 48. 
25 Hierzu und zum Folgenden: R. Latz, Die saarländische Schwerindustrie. 
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Die politischen Rahmenbedingungen begünstigten die monoindustrielle Wirt­
schaftsstruktur. Wie unter einer Glasglocke entwickelte sich die Schwerindustrie 
des Saarraums, bewahrt vor Konkurrenz durch die Schutzzollpolitik des Deutschen 
Reiches, geschützt vor Markteinflüssen durch den Eintritt in die deutschen Eisen­
und Stahlkartelle. Unter dem Völkerbundsregime gewannen die politischen Fakto­
ren noch stärker die Oberhand. Hilfeleistungen von Ost (und West) schotteten das 
.---Urmtgegenübetden Strukturwandlungen auf internationalem Feld ab. Die Saarin­
dustrie blieb "verschont" von betrieblichen Zusammenschlüssen, es gab kaum 
überragende Zwänge zur Rationalisierung, sieht man einmal von der erwähnten 
Verbesserung bei der Gemischaufbereitung ab. 
Die Ansiedlung der verarbeitenden Industrien in derselben Zeit mochte als 
Gewinn erscheinen. Sie füllte jedoch nur Lücken auf, die durch den veränderten 
Zollmechanismus entstanden waren. Letztlich ging es darum, Märkte zu bewahren, 
nicht darum, neue Märkte aufgrund günstiger Standortbedingungen zu erobern. Die 
traditionellen Repräsentanten der Saarwirtschaft, die Röchlings, die Stumms, verla­
gerten das Schwergewicht ihres Engagements östlich der Grenze. Das schwächte 
die Saarwirtschaft zusätzlich. 
Ihren Höhepunkt erreichten die Strukturverzerrungen unter dem "Dritten Reich". 
"Der faschistische Staat griff zunächst mit Millionenkrediten der Saar unter die 
Arme, dann sorgte der Rüstungsboom für ausreichende Nachfrage. Die Aufrüstung 
verschob den unvermeidlichen Rückbildungsprozeß".26 Sie verzögerte die Tendenz 
zur Strukturveränderung, verstärkte die schwerindustrielle Basis. Als Grenzraum 
fiel die Saar für die Erzeugung strategisch wichtiger Spezialgüter aus}? So blieb sie 
auf das reduziert, was sie immer produziert hatte: Kohle und Stahl. 
(4) Auswirkungen auf die Wirtschaftspolitik 
Die Saar war ein kleines Land. Auch unabhängig von den Verpflichtungen gegen­
über Frankreich konnte sie das ökonomische Geschehen nur in geringem Maße 
beeinflussen. Wie sollte die Politik das Investitionsverhalten steuern, wenn ein 
ausreichender Kapitalmarkt fehlte? Wie konnte sie die Wirtschaft durchdringen, 
wenn alle großen Unternehmen unter ausländischer Führung standen? Wie sollte sie 
Konjunkturpolitik betreiben, wenn die notwendigen Instrumente fehlten und eine 
nennenswerte Verbrauchsgüterindustrie, welche die Rezession durch Stärkung der 
Konsumkraft hätte mildem können, zu wenig Menschen beschäftigte? 
Die Wirtschaftsunion zwischen Frankreich und der Saar führte zwei Partner von 
ganz unterschiedlicher Struktur zusammen. Von der Landwirtschaft lebten in Frank­
reich 27% der männlichen Erwerbstätigen; an der Saar waren es 7%. Zwölf Prozent 
der Erwerbstätigen waren in Frankreich in der Schwerindustrie einschließlich der 
Metal1verarbeitung tätig,28 für die Saar lautete die Vergleichszahl36%.29 Die Saar 
exportierte pro Kopf der Bevölkerung 1953 Güter im Werte von 64.226 frs, Frank­
26 L. Leonhardt, Wo steht die Saarwirtschaft, S. 8ff. 
27 24.7.1950, SVZ. 
28 Annuaire statistique de la France, 1954, S. XVI. 
29 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1955, S. 64. 
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reich lediglich Produkte für 19.576 frs. 3o Die Divergenz der ökonomischen Aus­
gangslage schuf einen nur schwer überbrückbaren Interessengegensatz. Das Saar­
land blieb auf den Außenhandel angewiesen, Frankreich mochte dagegen hoffen, 
durch eine strikte Mengenbegrenzung beim Im- und Export zu profitieren. Turbu­
lenzen der französischen Währung trafen die weltmarktorientierte Saarwirtschaft 
ganz anders als das selbstgenügsame Frankreich. Landwirtschaftliche Interessen 
beeinflußten die französische-Potitik, ml der Sam hatten sie dagegen kaum Bedeu­
tung. Der entscheidende Gegensatz resultierte trotz allem daraus, daß Frankreich 
aus der Rolle der passiven, halb agrarisch, halb industriellen Wirtschaftsrnacht 
hinauswuchs. Die Modernisierung des französischen Wirtschaftsraumes stellte die 
Union in Frage, weil die Pariser Politik die Saar als Ergänzungsraum nutzte, nicht 
als organischen Bestandteil des eigenen Wirtschaftsgeschehens. 
c. Die Träger der Wirtschaftspolitik 
(1) Widerspenstiger Apparat 
Formell wurde die saarländische Wirtschaftspolitik vom Wirtschaftsminister gelei­
tet. Indes, weder Franz Singer noch Franz Ruland vermochten dem Geschehen den 
Stempel aufzuprägen, wie es Ludwig Erhard in Westdeutschland verstand. Beide 
Minister waren keine wirklichen Fachleute. Singer hatte während des Studiums 
volkswirtschaftliche Lehrveranstaltungen besucht, seine Dissertation legte er im 
Fach Philosophie an der Universität in Leipzig vor. Später arbeitete er als Journa­
list.31 Franz Ruland studierte Rechtswissenschaften, wurde Syndikus bei den saar­
ländischen Arbeitgeberverbänden und übernahm im April 1951 den Posten des 
Wirtschaftsministers.32 Andere engagierten sich stärker zugunsten einer aktiven 
Politik, so Franz Schlehofer, Ministerialdirigent in der Präsidialkanzlei, und Paul 
Senf, Wirtschaftswissenschaftler an der Universität des Saarlandes und Finanzmini­
ster der letzten Regierung Hoffmann. Ihre Intervention spiegelte die Erfahrungen 
der Wirtschaftskrise von 1952/54, zeigte eine Machtverschiebung innerhalb der 
CVP zugunsten des Wirtschaftsflügeis, zielte auf eine Redefinition der Verbindung 
mit Frankreich. Hierauf werden wir später noch ausführlich eingehen. 
Zunächst bleibt festzuhalten, daß der Handlungsspielraum für die Saarbrücker 
Politiker eng war. Die Wirtschaftsunion schränkte die Gestaltungsmöglichkeiten 
ein. Währungs-, Kredit-, Außenhandelspolitik blieben saarländischer Beeinflus­
sung entzogen. Die schwerindustrielle Ausrichtung der Saarwirtschaft begrenzte 
die Interventionschancen zusätzlich. Dazu kam anderes: Für ein kleines Land wie 
die Saar war es nicht einfach, einen schlagkräftigen wirtschaftspolitischen Apparat 
aufzubauen.33 Wenn sich doch Fachleute fanden, dann begegnete man ihnen mit 
30 25.5.1955, Dr. Dietrich, Comment l'economie sarroise envisage-t-elle les repercussions de 
I'accord du statut de la Sarre du 23 octobre 1954 sur le plan economique, MAE, EU 1949-1955, 
Sarre 206. 
31 O.D., Franz Singer, PA Grandval 5F. 
32 O.D., Franz Ruland, PA Grandval14 II-O. 
33 29.1.1948, CANA, Synthese de la situation politique et economique pendant le mois de 
janvier en SaITe, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 20. 
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Mißtrauen, weil ihre Verwurzelung nach heimischen Maßstäben nicht weit genug 
zurückreichte oder ihre Geburtsstätte in Deutschland lag. Gewiß waren die Vorbe­
halte nicht vollkommen unbegründet, denn viele Beamte schreckten vor einem 
i \ stärkeren Engagement zurück. Es waren nicht wenige, die fürchteten, sie würden 
. I sich durch eine bedingungslose Mitarbeit kompromittieren, solange das internatio­
I nale Statut für die Saar ausstand. Andererseits gab es genügend Anlässe, welche die 
\ -Euphorieüber die Wirtschaftsunion im Keime erstickten. Kein anderes Ministerium 
kämpfte mit französischem Widerstand wie das Wirtschaftsministerium. Konnten 
unter diesen Umständen kritische Wertungen ausbleiben? Georg Krause-Wich­
mann, der Leiter der Saarbrücker Außenwirtschaftsabteilung, monierte nach einer 
erneut enttäuschenden Verhandlungsrunde: Es zeige sich, daß man französischer­
seits nicht bereit sei, die Wünsche des saarländischen Partners ernstlich und fair in 
Betracht zu ziehen.34 Ein bitteres Resümee. 
Schwierigkeiten verursachte die saarländische Politik allerdings auch selbst. Im 
Steuer- und Haushaltsausschuß des Landtages besaßen die Gemeinden überpropor­
tionalen Einfluß. Sie nutzten ihn zu einer Umverteilung der Einnahmen zugunsten 
der Kommunen, so daß kaum Möglichkeiten einer zentralen, landesweiten finanz­
politischen Lenkung der Wirtschaft bestanden. Dreißig Prozent der Aufkommen 
aus Einkommens-, Körperschafts- und Umsatzsteuer gingen aufgrund des Finanz­
ausgleichsgesetzes vom 25.5.1951 direkt an die Gebietskörperschaften. Die Gelder 
dienten zwar der Erschließung kleinerer Räume, fehlten aber, wenn es darum ging, 
größere Gemeinschaftsaufgaben zu finanzieren. 35 
(2) Gespaltene Gewerkschaftsbewegung 
Die Regierung blieb ohne Hilfe durch einen schlagkräftigen Beamtenapparat. Sie 
besaß nicht die notwendigen finanziellen Mittel für eine aktive Wirtschaftspolitik. 
Sie war gefesselt durch die beschränkten Handlungsmöglichkeiten im Rahmen der 
Wirtschaftsunion. Ihr fehlte eine nennenswerte, öffentlich wirksame Unterstützung 
seitens gesellschaftlicher Kräfte: 
Die Gewerkschaftsbewegung blieb gespalten zwischen christlicher und Ein­
heitsgewerkschaft. Da erstere 1948 noch in der Aufbauphase stand, verschob sich 
das Gleichgewicht in den Folgemonaten zu ihren Gunsten. 1951 repräsentierten die 
Christlichen Gewerkschaften etwas mehr als ein Fünftel der organisierten Arbeit­
nehmerschaft. Bei den Gruben lag der Anteil mit einem Drittel allerdings höher.36 
Die Ausgliederung der moderaten Elemente schwächte die Führung der Ein­
heitsgewerkschaft. Sie hatte mit einem Male an drei Fronten gleichzeitig zu kämp­
fen: (a) Das Ende der Bewirtschaftung minderte ihre Verhandlungsposition, verrin­
34 25.5.1954, Krause-Wichmann, Ergebnis der Verhandlungen über die saarländische Beteili­
gung an den Einfuhrkontingenten des neuen Handelsvertrages mit Deutschland, LASB, Wirt­
schaftsministerium 724. 
35 Paul Senf, Finanz- und Steuerprobleme der saarländischen Industrie, in: Der Volkswirt, H. 3, 
19. Januar 1957. 
36 12.6.1951, Guillocheau, Effectifs des syndicats, Note a l'attention de M. Robichez, MAE 
Nantes, SaITe, HC Cabinet 137. 
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gerte die Einflußmöglichkeiten auf das Betriebsgeschehen.37 (b) Den Aderlaß durch 
Gründung christlicher Gewerkschaften galt es zu begrenzen, die eigene Schlagkraft 
zu bewahren. (c) Gleichzeitig stand die Führung der Einheitsgewerkschaft viel 
stärker unter dem Druck einer, wenngleich nicht zahlenmäßig dominanten, so doch 
einflußreichen, kommunistisch orientierten mittleren Funktionärsschicht.38 
Daß vor allem der IV Bergbau mehrheitlich in die Fundamentalopposition 
wechselte, hatte mifdehbescm1ebenen Fäktoren zu mn und dannt, daß die Gewerk­
schaft Christlicher Saarbergleute besonders stark war. Weitere Aspekte wirkten in 
dieselbe Richtung: Die Regie des Mines bot mehr als irgendeine andere wirtschaft­
liche Institution Angriffsflächen. Sie war - mit zu vernachlässigenden Ausnahmen 
- der einzige Arbeitgeber im Kohlebereich. Sie repräsentierte kein normales Unter­
nehmen, stellte eher eine politische Institution mit französischer Führungsmann­
schaft dar. Sie verweigerte den direkten Dialog mit den Gewerkschaftlern, erkannte 
das saarländische Tarifvertragsrecht nicht an. Die Arbeitsbedingungen in den Gru­
ben, der enge Zusammenhalt der Kumpel untereinander, das alltägliche Feilschen 
um das Gedinge begünstigten eine spontane Radikalisierung. Ein kleiner Funke 
genügte, um im Sommer 1951 einen Brand illegaler Streiks zu entfesseln, der von 
radikalen Agitatoren bereitwillig angefacht wurde.39 
Der Saar-Bergbau, die Zeitschrift des Industrieverbandes Bergbau, schreckte 
vor scharfen Tönen nicht zurück. Die Agitation diente der Mobilisierung der 
eigenen Anhängerschaft und der Abgrenzung gegenüber den christlichen Gewerk­
schaften. Ein politischer Diskurs entwickelte sich, der die Kritik an der Praxis der 
Wirtschaftsunion begünstigte und dazu neigte, die politischen und ökonomischen 
Gestaltungsspielräume zu überschätzen. Eher hilflos wehrte die Gewerkschaft christ­
licher Saarbergleute die Attacken der Konkurrenzorganisation ab: "Traut nicht den 
Taschenspieler-Kunststücken des IV Bergbau. Vertraut auf die ehrliche, gründliche. 
und erfolgreiche Arbeit der Gewerkschaft Christlicher Saarbergleute", warb der 
Saarbergknappe.40 Allerdings kritisierte auch die GCS die Praxis der Zusammenar­
beit mit Frankreich, verlangte eine Modifikation der Saarkonventionen, reklamierte 
die Ausbeutung der Wamdtfelder durch die Regie, forderte Verbesserungen bei der 
Daseinsvorsorge, beanspruchte höhere Löhne, als sie in Frankreich gezahlt wurden. 
Ihr blieb kaum anderes übrig, wollte sie nicht im Kampf mit der Einheitsgewerk­
schaft unterliegen. 
Hohe Erwartungen richteten sich an die Politik. 21 von 50 Landtagsabgeordne­
ten waren den Gewerkschaften verbunden.41 Die Regierung handelte dort, wo sie 
wirklich über Handlungsmöglichkeiten verfügte und wo sie ihre Klientel befriedi­
37 8.6.1949, Regie des Mines, Bulletin hebdomadaire de presse, MAE, Z Europe 1944-1949, 
Sarre 52; Januar 1950, Saar-Bergbau, 3 (1950), H. 1. 
38 Über den Einfluß der Kommunisten im IV Bergbau gibt es zahlreiche Berichte. Vgl. bspw.: 
14.3.1950, Stellungnahme der Funktionäre der Einheitsgewerkschaft, MAE, EU 1949-1955, Sarre 
142; April 1951, Saarbergknappe; 2.10.1951, Telegramm Grandval an MAE, ebd. 230; 18.6.1952, 
Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 109. 
39 2.10.1951, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 230. 
40 August 1951, Saarbergknappe. 
41 F. Muller, L'economie sarroise, S. 149. 
gen konnte, in der Sozialpolitik.42 Die ökonomische Zukunftsvorsorge kam darüber
 
in den ersten Jahren zu kurz.
 
(3) Empörung der Verlierer und Skepsis der Gewinner der Wirtschaftsunion 
Frankreich kontrollierte die großen Unternehmen, die Regie des Mines, die Mehr- Schwaches 
_heitderHüttenwerke, teilweise die saarländischen Eisenbahnen. Machtpolitisch Großbürgertum 
stärkte die rechtlich abgesicherte Position den Einfluß Frankreichs. An der Saar 
selbst wirkte sich die überragende Rolle verheerend aus, nicht nur, weil ökonomi­
sche Interessengegensätze allzu leicht zu nationalen Gegensätzen aufgebauscht 
werden konnten, sondern deshalb, weil eine einflußreiche saarländische Führungs­
schicht fehlte, welche die Autonomie hätte durch überzeugende Argumente stützen 
und die Wirtschaftspolitik beeinflussen können.43 Die saarländische Regierung 
blieb ohne Rückhalt durch ein engagiertes Unternehmerlager. 
Die Kritiker der Union traten in den Vordergrund: das Handwerk, der Handel, Handwerk, 
die Textilindustrie.44 Sie gehörten zu den Verlierern, litten unter der Kundenabwan­ Handel, 
derung nach Deutschland, konnten ihre Produkte wegen der Geschmacksunter­ Textilindustrie 
schiede nicht aus Frankreich beziehen oder sie dorthin absetzen. Sie wurden für die 
Preisschwankungen verantwortlich gemacht, denen der Franken unterlag.45 Sie 
litten am stärksten unter Preis- und Lohnstopp, welche die Wirtschaftsunion mit 
Frankreich aufzwang. Sie waren der Auffassung, daß die ganz anderen Verhältnisse 
des westlichen Partners ohne Rücksicht auf lokale Gegebenheiten der Saar aufge­
propft würden, daß die Lohn- und Steuergesetzgebung sie systematisch benachteili­
ge. Dem deutschen Handwerk und seiner Struktur fühlten sie sich verbunden. 
Distanziert, eher abschätzig betrachteten sie die Kleingewerbetreibenden französi­
scher Prägung. Sie befürworteten mehr Marktwirtschaft, aber fühlten sich einge­
klemmt zwischen Großkapital und gewerkschaftlich organisierter Arbeiterschaft. 
Die Werkskantinen, der Genossenschaftshandel, die sozialen Einrichtungen der 
Großunternehmen richteten sich in ihren Augen gegen die legitimen Interessen der 
Einzelhändler und der Gaststättenbesitzer. Der Mittelstand empfand, daß ihn die 
Steuerlast besonders drücke, und warf der Regierung vor, die Unternehmen mit 
zweierlei Maß zu messen, die Regie zu verschonen, Handel und Handwerk zu wenig 
zu unterstützen.46 Der Geschäftsführer des Friseurgewerbes verstieg sich zu der 
Aussage, daß es so weit gekommen sei, daß der Handwerker seine Tageskasse mit 
ins Bett nehmen müsse, damit nicht "irgend so ein Kaffeeschnüffler vom Finanzamt 
ihm auch diese noch hinwegschnüffele".47 Soziale Konflikte trafen zusammen mit 
berechtigten Beschwerden über spezifische Nachteile der Wirtschaftsunion und 
verbanden sich zu einem explosiven Gemisch. 
42 Dazu demnächst die Dissertation von Hans-Christian Herrrnann, Sozialer Besitzstand und
 
gescheiterte Sozialpartnerschaft. Sozialpolitik und Gewerkschaften im Saarland von 1945 bis 1955,
 
Saarbrücken 1995
 
43 7.9.1955, de Carbonnel an de Courson, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 129. 
44 Aufschlußreich die jeweiligen Verbandszeitschriften: Der Saar-Handwerker, Saar-Handel.
 
45 7.10.1950, SVZ; 10.7.1953, Saar-Handel.
 
46 15.9.1952,23.9.1952,25.10.1952, Saar-Handel
 
47 15.11.1949, SVZ.
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Keramische Auf der Gewinnerseite standen die keramische und die verarbeitende Industrie. 
und verarbei­ Sie profitierten von den Absatzmöglichkeiten nach Westen, die Zollmauer bottende Industrie 
ihnen Entwicklungschancen. Die verarbeitende Industrie verzeichnete beeindruk­
kende Wachstumsraten. 240 Unternehmensgründungen sahen die Jahre 1946-1956; 
das war mehr als ein Viertel aller Betriebe im Saarland.48 Freilich kannte die Bilanz 
auch Schattenseiten. Beschwerden galten den großen, unter französischer Obhut 
stehenden Betrieben,' weTcne15el der Auftragsvergabe dIe saarlandIschen FIrmen 
benachteiligten, so der Vorwurf. Auf jeden Fall hatte sich die Zahlungsmoral 
geändert. Vor dem Krieg finanzierten die Großunternehmen die Zulieferindustrie 
durch Abschlagszahlungen entsprechend der Auftragserfüllung. Jetzt glichen die 
Abnehmer ihre Konten erst nach Belieferung mit mehrmonatiger Verzögerung aus, 
so daß die Mittelindustrie den Großunternehmen unfreiwillig Kredite gewährte.49 
Ärgerlich waren auch die Schwierigkeiten beim Import der für die Modernisierung 
notwendigen Maschinen und Produktionsanlagen.5o 
Fassen wir zusammen: Die Voraussetzungen für eine aktive Wirtschaftspolitik 
waren an der Saar denkbar ungünstig. Die Regierung blieb ohne tatkräftige Unter­
stützung seitens gesellschaftlicher Gruppen. Letztlich konzentrierte sich alle Auf­
merksmnkeit auf eine Veränderung der Grundlagen der Wirtschaftsunion. Allein 
für dieses Ziel gab es einen gesellschaftlichen Konsens. 
d. Grundzüge der Wirtschaftsentwicklung 
(l) Gebrochenes Wachstum 
Wirtschaftsfragen hatten an der Saar viel mit Emotionen zu tun. Die Menschen 
blickten nach Westen, sie schauten nach Osten, verglichen ihre Lage mit derjenigen 
in den Nachbarstaaten. Sie mußten erlebten, daß die Industrieproduktion nicht 
gleichmäßig wuchs. Zwei schwache Rezessionen durchlitt das Saarland, eine erste 
1949/50, ausgelöst durch das Ende des unmittelbaren Nachkriegsbooms, und eine 
zweite 1952/54, infolge der Anpassungskrise nach dem künstlichen Hoch des 
Koreakrieges.51 
Wenn die Saarländer die Entwicklung ihrer Industrie mit derjenigen in West­
deutschland verglichen, beobachteten sie, daß östlich der Grenze das Wachstum 
scheinbar ungebrochen voranschritt, während ihr eigenes Land seit 1953 ins Hinter­
treffen geriet. Natürlich, es gab gu~e Gründe für die unterschiedliche Dynamik, 
wovon das niedrige Ausgangsniveau die wichtigste Ursache war. Was zählte, war 
gleichwohl der Eindruck, daß die Bundesrepublik die Saar bald überholen würde.52 
48 Regierung des Saarlandes, Memorandum, Das Saarland. 10 Jahre nach seiner Eingliederung 
in die Bundesrepublik Deutschland. Bilanz und Aufgaben, Saarbrücken 1967, Anlage 3. 
49 30.6.1951, o.V., Synthese sur l'opinion en Sarre, PA Grandval14 11-0. 
50 Industrie- und Handelskammer Saarbrücken, Saarwirtschaft und Europäisierung, Saarbrük­
ken 1954, S. 24. 
51 Arbeitstäglich bereinigter Index der industriellen Produktion. Eigene Berechnung auf Basis 
der Angaben in: Statistisches Handbuch für das Saarland, 1955, S. 129; Saarländische Bevöl­
kerungs- u. Wirtschaftszahlen, 4 (1952), H. 3/4, S. 137; ebd., 6 (1954), S. 6; ebd., 7 (1955), S. 146. 
52 Index der industriellen Produktion: Statistisches Handbuch für das Saarland, 1958, S. 137; 
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(2) Krisenempfinden 
Die Besorgnis wuchs, wenn man die Wirtschaftssektoren im einzelnen betrachtete.	 Stagnation bei 
der Kohlefärde­Seit Ende des Jahres 1950 stagnierte der Bergbau, verzeichnete ein dauerndes Auf 
rnng 
Saar-Wirtschaft, 24/1954, S. 7.; Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland, 1959, 
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und Ab, erlebte er eine Fieberkurve ohne wirkliche Produktionszunahme. Die Ruhr 
hatte demgegenüber ein glücklicheres Los. Und Lothringen verzeichnete wirkliche 
Gewinne - gerade Lothringen, das im Warndt saarländische Kohle förderte.53 
Förderung des saarländischen Bergbaus 
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53 Arbeitstäglich bereinigter Index der Förderung des saarländischen Bergbaus, 1950-1955: 
Statistisches Handbuch für das Saarland, 1955, S. 129; Saarländische Bevölkerungs- und Wirt­
schaftszahlen, 6 (1954), S. 6; ebd., 7 (1955), S. 146. -Steinkohleförderung, 1929-1957, Statistisches 
Handbuch für das Saarland, 1958, S. 126. 
Eine ähnliche Tendenz zeigten die Zahlen für die Stahlerzeugung. Vielleicht Relativer Rück­
schienen sie noch bedrohlicher, denn die Saar bildete 1955 das Schlußlicht inner­ stand der Stahl­
erzeugunghalb der EGKS. Immer weniger vermochte sie der Produktionssteigerung der 
anderen Reviere zu folgen, immer weniger profitierte sie von der allgemeinen 
Stahlnachfrage.54 
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(3) Vergleich mit Westdeutschland 
Seit der Wirtschaftskrise 1952/54 konnte man berechtigte Zweifel hegen, ob die Außenhandel 
Saar sich mit dem richtigen Partner liiert hatte. Frankreich hatte alle Mühe, die 
Handelsbilanz auszugleichen, während die Bundesrepublik vom einen zum andren 
Jahr ein höheres Plus erwirtschaftete. Die Exporte nach Westen, nach Lothringen, 
in die Champagne, in die Region Parisienne erreichten 1952 ihren vorläufigen 
Höhepunkt, fielen danach zurück, während andererseits Westdeutschland immer 
mehr Waren von der Saar aufnahm. Die Kontakte nach Osten blieben lebensnot­
wendig. Die Schere zwischen Im- und Exporten aus Deutschland weitete sich, 
diente als Indikator einer kritischen Unterversorgung mit Hilfsgütern und Produkti­
onsanlagen, zeugte von einer unbefriedigten Nachfrage nach deutschen Konsumgü­
tern.55 
54 Stahlerzeugung, 1913-1955: Statistisches Handbuch für das Saarland, 1958, S. 130. 
55 Außenhandelsbilanz, Deutschland, Frankreich: Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepu­
blik Deutschland, 1959, S. 490, 132*; Jean-Jacques Carre, Paul Dubois, Edmond Malinvaud, La 
croissance franyaise. Un essai d'analyse economique causale de I'apres-guerre, Paris 21972, S. 472. 
- Export des Saarlandes in Mrd. frs. 23.11.1955, de Carbonnel an MAE, MAE, EU 1949-1955, 
Sarre 94; Statistisches Handbuch für das Saarland, 1955, S. 148; ebd., 1958, S. 152f. 
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Verbitterung und Unruhe riefen die schubweisen Preissteigerungen hervor; sie 
provozierten sozialen Aufruhr, verursachten vermeidbare Konflikte. Die Instabilität 
des Franken kontrastierte mit dem Beharrungsvermögen der deutschen Mark. Die 
westdeutsche Währung schien vielen als Symbol der Festigkeit, der Zukunftsge­
wißheit, als Ausdruck wirtschaftlicher Stärke.56 
Dazu paßte, daß die Arbeitslosenquote in der Bundesrepublik seit 1950 bestän­
dig sank und seit 1955 das niedrige saarländische Niveau anstrebte. Der zunehmen­
de Wohlstand im Osten schien offenkundig, war für jeden erkennbar, der einmal in 
die Bundesrepublik reiste. Offizielle Zahlen bestätigten die individuellen Beobach­
tungen: Nahm man das Jahr 1953 zur Basis, dann zeigten die Statistiken, daß der 
private Verbrauch in Westdeutschland rascher anstieg als westlich der Saargren­
ze.57 
56 Index der Lebenshaltungskosten: Statistisches Handbuch für das Saarland, 1952, S. 149; 
ebd., 1955, S. 189; Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 7, 1955, S. 176f. - Preisin­
dex, 1948-1959, B.R. Mitchel, European historical statistics, London 1975, S. 776. 
57 Arbeitslosenquote: Statistisches Handbuch für das Saarland, 1958, S. 88: Beschäftigung und 
Arbeitslosigkeit nach der Mitgliederstatistik der Krankenkassen und den Erhebungen der Arbeits­
ämter, 1930-1957, Arbeitslose auf 100 Beschäftigte; Ralf Rytlewski u. Manfred Opp de Hipt, Die 
Bundesrepublik Deutschland in Zahlen, 1945/49-1980, München 1987, S. 141: Arbeitslose in v.H. 
der abhängigen Erwerbspersonen. - Die Entwicklung des privaten Verbrauchs: Henri Brousse, Le 
niveau de vie en France, Paris, 2. Auf!. 1962, S. 54. 
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e. Zusammenfassung 
Frankreich nahm ein ökonomisch hochspezialisiertes Gebiet in seinen Wirtschafts­
raum auf. Die Saar förderte Gaskohle, sie produzierte Massenstahl, sie fertigte 
Erzeugnisse, welche eher dem 19. Jahrhundert zugehörten als der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts. Der 2. Weltkrieg kehrte die Entwicklung noch einmal um. 
Dennoch blieb im Grunde unumstritten, daß eine Auflockerung der Wirtschafts­
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struktur notwendig sei, eine Modernisierung und Restrukturierung angestrebt wer­
den mußte. 
3. Die französische Saarpolitik 
Viele Einflußfaktoren behinderten eine aktive Struktur- und Konjunkturpolitik. 
Der Wirtschaftsanschluß begrenzte die Handlungsmöglichkeiten. Er band zwei 
a. Einführung 
Partner zusammen, die ganz unterschiedliche wirtschaftliche Probleme hatten. Maß- Die Voraussetzungen für eine den wirklichen Verhältnissen entsprechende Saar­
nahmen, die für Frankreich angemessen waren, paßten häufig nicht richtig für die politik waren in Frankreich denkbar ungünstig. Die Politiker nahmen den unbedeu-
Saar. Dazu käm, daß d6ifeIilerideKalntäImarkt und dIe Abhanglgkelt vom Außen­ -­ tendenWirtschaftspartner im Osten kaum wahr. "Saarpolitik" wurde das Betäti­
handel den Einsatz klassischer Instrumente marktkonformer Steuerung verhinder­ gungsfeld einzelner interessierter Politiker, Handlungsfeld kleiner, strategisch posi­
ten. tionierter Gruppen. Zu diesen zählten die Saarspezialisten in den Parteien, die 
Die wirtschaftspolitische Inaktivität der ersten Jahre hatte neben den erwähnten Grandval halfen, wo immer sie konnten. Zu ihnen zählten andererseits auch jene 
externen Gründen innersaarländische Ursachen: Es war gar nicht so leicht, einen Intellektuellenzirkel, die eine Politik der Verständigung mit Deutschland befürwor­
schlagkräftigen wirtschaftspolitischen Apparat aufzubauen. Die starke Stellung der teten und jede Separation deutschen Territoriums ablehnten. Zu ihnen zählten 
Kommunen begrenzte die Gestaltungsmöglichkeiten der Landesregierung. Die Ge­ schließlich die Wirtschaftskreise in Ostfrankreich. Diese fürchteten die Saarkonkur­
werkschaften bekämpften als übermächtig und fremd empfundene französische renz, beklagten angebliche Kundenabwanderung und einseitige Bevorteilung der 
Arbeitgeber. Das Gegeneinander von christlicher und Einheitsgewerkschaft förder- Saar. Sie mobilisierten die Presse gegen die Saarwirtschaft, forderten Unterstützung 
te die politische Radikalisierung, stellte die Grundlagen der Wirtschaftsunion in und Hilfe durch die Pariser Administration. Mancher Verbandsvorsitzende scheute 
Frage, begünstigte den Versuch, durch sozialpolitische Befriedung das politische sich nicht zu fordern, daß eine Wirtschaftsgrenze zwischen der Saar und Frankreich 
Klima positiv zu beeinflussen. eingerichtet werde. 
Die Regierung blieb alleingelassen, ohne ausreichende gesellschaftliche Unter- Die französische Verwaltung blieb alleingelassen. Immer wieder mußte sie 
stützung. Die Verlierer des Wirtschaftsanschlusses, das Handwerk, der Handel, die improvisieren, weil sie vergeblich auf Anweisungen wartete. Nur unvollkommen 
Textilindustrie verkündeten lauthals ihren Widerspruch, während diejenigen, die konnte sie politische Entscheidungen durch bürokratische Verfahrensweisen erset­
profitierten, genug Nachteile wahrnahmen, um selbst entschiedene Forderungen zen. Die Folgen waren Immobilismus und eine immer stärker empfundene Entfrem­
anzumelden. dung zwischen Paris und Saarbrücken. 
Nun widerspräche es dem realen Sachverhalt, wenn wir die französisch-saarlän­
dische Wirtschaftsunion allein aus der Perspektive des Jahres 1955 beurteilten. Die 
glückliche Phase" der französisch-saarländischen Zusammenarbeit währte von b.lnteressenstrukturen 
';948 bis 1952. Das waren die Jahre der nur kurz unterbrochenen Aufwärtsentwick­
lung, des raschen Wachstums. Die Wirtschaftsleistung der Saar übertraf jene der 
Bundesrepublik oder sie hielt doch mit ihr Schritt. Die Wende kam 1953, als das 
westdeutsche Wirtschaftswunder über die Grenzen ausstrahlte und nicht nur die 
(1) Vorbehalte und Gleichgültigkeit 
Daß die große Mehrheit der französischen Öffentlichkeit der Saarfrage mit Gleich­ Widerstreitende 
Saarländer faszinierte. Das Bonner Außenhandelsplus wuchs zusehends, die Ar­
beitslosenzahlen gingen zurück. Die DM symbolisierte Stetigkeit, Stärke, während 
der Franken zwischen Inflation und Deflation schwankte. Immer mehr Produkte 
gültigkeit begegneteI, beklagten die französischen Saarverantwortlichen immer 
wieder. Von "scepticisme" war in ihren Berichten die Rede, von "indifference", 
"ignorance'? Lethargie. ,,Nous souffrons d'une meconnaissance [... ] generale du 
Erwartungen 
sandte die Saar nach Deutschland, da der französische Markt seine Aufnahmefähig­
keit überschritten hatte. 
probleme sarrois", faßte Gilbert Grandval am 21. Juli 1949 in einem Schreiben an 
die Saarabteilung des Quai d'Orsay die Klagen zusammen.3 
Ein Blick auf die Kohlenförderung, die vergleichende Betrachtung der Stahlpro­
duktion provozierte schlimme Ahnungen. Der relative Standortnachteil der Saar 
hatte sich während der Anschlußjahre eher verfestigt als aufgelöst. Offenbar er­
wuchs in Ostfrankreich ein neuer mächtiger Konkurrent. Der Pariser Saarpolitik 
Trotz allem gab es ausgeprägte Erwartungen, nämlich, daß der Wirtschaftsan­
schluß der Saar eine Reparationsleistung darstelle, die sich auszahlen müsse in 
Franc und Centime. "Je rappelle que le regime economique franco-sarrois a toujours 
ete regarde comme une sorte de compensation au titre des reparations," notierte 
gelang es zunehmend weniger, den Eindruck zu vermitteln, daß sie die ökonomi­
schen Belange der Saar mit den Bedürfnissen Frankreichs erfolgreich koordinieren 
konnte. 1 25.3.1952, Chronique sarroise, PA Grandval20. 
2 21.12.1949, Gueury, Tableau des courants d'opinion en France aI'egard du probleme de la 
Sarre, MAE, EU 1949-1955, Sarre 139. 
3 21.7.1949, Grandval an Burin des Roziers, Etude relative au statut de la Sarre, PA Grandval 
13. Vgl. auch Januar 1952, o.V., Les donnees actuelles de la question sarroise, PA Grandval 11-0. 
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Vincent Auriol, der Staatspräsident, in seinen Aufzeichnungen über die Kabinetts­
sitzung vom 29.10.1952.4 
Doch lohnte der WirtschaftsanscWuß, bedeutete er wirklichen Gewinn? Die 
Antwort des Hohen Kommissariats in Saarbrücken lautete, daß beide Seiten profi­
tierten, die Saar und Frankreich gleichermaßen.5 Nur recht glauben wollten es 
wenige. Bereits 1948 erschienen erste kritische Zeitungsberichte in der französi­
schen Presse. Sie monierteiidiehühenlnvestitionen an der Saar, beklagten, daß der 
kleinere Partner einseitigen Nutzen ziehe.6Argwohn herrschte, ob die ökonomische 
Basis wirklich trug. Roger Dusseaulx, Deputierter von Seine Inferieure, insistierte, 
daß dort, wo zwischen französischer und saarländischer Industrie Konkurrenzpro­
bleme aufträten, die französische Industrie den Vorrang haben müsse.? War es den 
Saarländern unter solchen Umständen zu verdenken, wenn sie vermuteten, daß 
Frankreich nur den eigenen Profit im Auge hatte? Eine nüchterne Aufrechnung der 
Vor- und Nachteile war angesichts der gegensätzlichen Erwartungen unmöglich.8 
Immer vermutete die andere Seite, daß der Gewinn des Partners den eigenen Verlust 
einschließe. 
Die Wirtschaftsunion war in Frankreich nicht selbstverständlich, sie bedurfte der 
besonderen Begründung. Im Juni 1949 glaubte der Saar-Referent des Quai d'Orsay, 
ein schlagkräftiges Argument zu haben: Die französischen Grubenarbeiter streik­
ten, während die Saarkumpel arbeiteten. Wäre es nicht Zeit, so fragte Burin des 
Roziers, die öffentliche Meinung Frankreichs darüber zu informieren, daß die 
Saarkohle einen Gutteil der Energieversorgung sicherstelle.9 Die Grubenarbeiter 
von Duhamel, Camphausen oder Heinitz als Streikbrecher! Sicherlich gab es besse­
re Gründe für eine Wirtschaftsgemeinschaft. 
"llfautchoisir" Die französische Öffentlichkeit, doch auch die französische Politik hatten ein 
höchst unvollständiges Bild über das, was Frankreich an der Saar wirklich wollte. 
Die Saar lag fern, war behaftet mit dem Makel des Deutschtums. Den missionari­
schen Eifer der französischen Saarverantwortlichen teilten wenige, doch KoWe 
4 V. Auriol, Journal du Septennat, Bd. 6, S. 673. 
5 23.6.1950, HC SaITe, Note sur l'Union Franco-SaIToise consideree sous l'angle des inter8ts 
economiques frangais et sarrois, MAE, EU 1949-1955, SaITe 94; 1.8.1952, Inthet pour la France et 
pour la Sarre de l'Union economique franco-sarroise, ebd. 140; 1.7.1953, Regie des Mines, Bulletin 
de Presse, ebd. 63; März 1954, Robert, Bilan du rattachement economique de la Sarre ala France, PA 
Grandval 2; 7.2.1955, o.V., L'union monetaire et economique franco-sarroise, ebd. 27. 
6 16.2.1948, Agence economique, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 43; 23.2.1948, CGAA, 
Services des Affaires Politiques, Hamburger Abendblatt, ebd. 38; Bulletin d'information du Comite 
frangais d'echanges avec l'Allemagne nouvelle, Dezember 1949, Beitrag von Rene Lauret. 
7 25.4.1949, Roger Dusseaulx an Herve Alphand, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 39. 
8 Vgl. 6.4.1954, Bamberger an Robert, Apropos du ,Bilan du rattachement economique de la 
Sarre a la France de Mars 1954', PA Grandval 2. Für die französische Seite fertigte das Hohe 
Kommissariat vertrauliche Studien, die im einzelnen die Vorteile Frankreichs auflisteten, ein­
schließlich jener Punkte, die man gegenüber der saarländischen Öffentlichkeit nicht erwähnen 
konnte, um die eigenen Position nicht zu schwächen: 18.7.1950, Bilan financier du rattachement 
economique de la Sarre ala France, Tr~s confidentiel, MAE Nantes, HC Sarre, Cabinet 103. 
9 28.6.1949, Burin des Roziers, Note sur les fournitures de la Sarre a l'economie frangaise, 
MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 39. Ähnlich bereits zuvor: 26.10.1948, Grandval an MAE, MAE, 
Z Europe 1944-1949, Sarre 29. 
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oder Devisen, die interessierten schon. Bidault bereitete es Mühe, die Logik des 
französischen Engagements deutlich zu machen. Im außenpolitischen Ausschuß der 
Nationalversammlung versuchte er eine Klarstellung: ,,11 est absolument impossible 
de mettre - comme peut-etre il existe une certaine tendance a le faire -l'ensemble 
des Sarrois en accusation apropos de tout et de rien et, en meme temps, a vou10ir 
que le charbon de la Sarre ou que les ressources de la Sarre soient mises a notre 
-~-- disposition. 11 faut choisir entre deux solutions."10 Zwischen zwei Alternativen 
sollten die Abgeordneten wählen. War die Saar Reparationsgut, oder strebte Frank­
reich einer wirklichen Wirtschaftsunion an? Ein formeller Beschluß, der die Dinge 
auf den Begriff brachte, wurde nie gefaßt. 
(2) Saarspezialisten 
Am 25. März 1952 beklagte Konrad Adenauer in einer Kabinettssitzung, daß die Geringe Bere­
französische Saarpolitik so wenig berechenbar sei. "Schuman hat mir zuerst 1948 chenbarkeit der 
und in der Folgezeit wiederholt gesagt, daß er diese französische Saarpolitik für 
falsch halte. Darauf hat sich mein Optimismus begründet in bezug auf die endgülti­
französischen 
Saarpolitik 
ge Regelung an der Saar." Das Kabinett Pinay, ergänzte er, sei labil und der labilste 
Minister von allen sei Schuman. "Es ist für mich außerordentlich schwer, mit ihm 
zu verhandeln, weil man nie weiß, wie lange er bei einer Sache bleibt." In Frank­
reich werde die Saarpolitik "von allen Parteien getragen. In allen Parteien gibt es 
Spezialisten (z.B. Bidault in seiner Partei), und überall sind sehr starke Strömungen 
für diese Saarpolitik."ll 
Von französischer Seite hätte man Adenauers Einschätzung gerne geteilt. Statt 
dessen beklagten die Verantwortlichen, daß die Parteien die Politik gegenüber der 
Saar zu wenig unterstützten. 12 Das MRP und die Gaullisten boten noch den sicher­
Wenige, aber 
herausragende 
Persönlichkei­
ten 
sten Rückhalt. Der PCF war dagegen,13 die SFIO blieb skeptisch und ablehnend,14 
während andere Fraktionen ihre Position nicht näher definierten. Insgesamt galt der 
Außenpolitik von seiten der französischen Parlamentarier nur geringe Aufmerk­
samkeit, angesichts der vielen Regierungskrisen, der wirtschaftlichen Probleme des 
Landes, der innenpolitischen Konflikte. 15 In fast allen Jahren zwischen 1944 und 
1955 urnfaßten die Debattenbeiträge zu internationalen Fragen weniger als 10% der 
Wortgefechte der Nationalversammlung. 16 
10 11.2.1948, Assemblee Nationale, Commission des Affaires Etrangeres et Commission de Ja 
Justice et de la Legislation, Ausschußberatung. - Das Dokument wurde mir freundlicherweise durch 
Dietmar Hüser zur Verfügung gestellt. 
11 Ulrich Enders, Konrad Reiser (Bearb.), Die Kabinettsprotokolle der Bundesregierung, Bd. 5, 
Boppard 1989, S. 210. 
12 "Anteil der die Saar betreffenden Zeilen in den Parlamentsdrucksachen". Zahlen: J. Frey­
mond, Die Saar 1945-1955, S. 266-268. 
13 21.12.1949, Gueury, Tableau des courants d'opinion en France al'egard du probleme de la 
Sarre, PA Grandval 13. 
14 17.1.1948, Volksstimme; 12.10.1948, SEAAA, Service politique, Note, MAE, Z Europe 
1944-1949, SaITe 20; 23.8.1949, Le Populaire; 10.11.1949, SVZ; 19.12.1949, Regie des Mines, 
Bulletin hebdomadaire de presse, MAE, EU 1949-1955, Sarre 59; 23.1.1950, ebd. 
15 P. Gerbet, J. Laloy, J. Dupuy (Hrsg.), Le relevement, S. 234ff. 
16 J. Freymond, Die Saarfrage, S. 266f. 
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Anteil der die Saar betreffenden Zeilen in den Parlamentsdrucksachen 
Die Saar-politik war im Parlament das Aktionsfeld weniger, wenngleich heraus­l9
ragender Persönlichkeiten: Paul Reynaudl7, Rene Mayerl8, Jacques Vendroux
oder Michel Debre20 standen im Rampenlicht, brachten erkennbar ihren Einfluß zur 
Geltung. Für 1952 sind Namenslisten der Assemblee Nationale und des Conseil de 
la Republique überliefert mit Abgeordneten, die sich zu sogenannten französisch­
saarländischen Parlamentariergruppen zusammengeschlossen hatten. Denen gehör­
ten vor allem Deputierte des MRP und des RPF an, Christdemokraten also und 
Gaullisten.21 Fragen wir nach den Aktivitäten beider Gruppen, so ist wenig Auffal­
lendes zu berichten. Besonders wirksam waren sie offenbar nicht. 
Welche Motive leiteten jene, die die Saarpolitik vorantrieben? Jacques Ven­Motive franzö­
sischer Saar droux begründete während der Parlamentsdebatte über die neuen Saarkonventionen 
politik im November 1953 die französischen Forderungen: Der Wirtschaftsanschluß sei 
das Ergebnis eines Rechtsanspruches, bedeute Entschädigung für erlittene Kriegs­
zerstörungen. Er stelle eine wirtschaftliche Notwendigkeit dar und ein Element der 
Sicherheit. Wirtschaftlich könne Frankreich dank der Saar in der EGKS mit der 
17 Letzter Ministerpräsident vor dem deutschen Feldzug gegen Frankreich. Zuvor bereits 
Justiz- und Finanzminister. Hohe Regierungsämter nach dem Krieg. Abgeordneter der Unabhängi­
gen Republika~er. Verfechter der europäischen Einigung. 
18 Mehrfach Minister, zeitweilig Ministerpräsident. Nachfolger Jean Monnets als Präsident der 
EGKS. 
19 Schwager de Gaulles und einflußreicher Abgeordneter der Gaullisten in der Assemblee 
nationale. 
20 1947 mit der Koordinierung aller die Saar betreffenden Fragen innerhalb der französischen 
Administration beauftragt. Secretaire general aux Affaires allemandes et autrichiennes; Senator im 
Conseil de la Republique. Gaullist. 1959-1962 Ministerpräsident. 
21 10.11.1951, Assemblee nationale, Groupe parlementaire franco-sarrois, MAE, EU 1949­
1955, Sarre 140; o.D., Composition du Groupe franco-sarrois du Conseil de la Republique, ebd. 
Bundesrepublik gleichziehen.22 "La Sarre represente actuellement 10% sur I'ensemble
 
,France-Sarre-Allemagne occidentale''', hieß es in einer internen Studie. ,,seion que
 
ces 10% s' ajoutent ala France ou al'Allemagne occidentale, la France se trouve sur
 
un pied d'egalite avec cette derniere ou dans la position de 4 contre 6."23
 
Betrachtete man alles zusammen, so bedeutete Saarpolitik wie schon in den
 
unmittelbaren Nachkriegsjahren vor allem Deutschlandpolitik. Während des Land­
-tagswa1J.llöimpfesT952 fühlte sich Vincent Auriol an die schlimmsten Zeiten erin­
nert. Eine jesuitische, eine hitleristische Kampagne beobachtete er. "Aufgeben", 
meinte er, würde heißen, Deutschland in Europa die Vorreiterrolle zu überlassen, in 
Abhängigkeit zu geraten, in einen Kampf gegen die UdSSR geführt zu werden - um 
die Einheit Deutschlands.24 Die Saar stärkte französisches Selbstbewußtsein, bän­
digte alte und neue Ängste. 
Außerhalb des Parlaments interessierten sich für das Saarproblem vor allem Die publizisti­
Intellektuellenkreise. Jene Gruppen meldeten sich zu Wort, die entweder an einer sche Öffentlich
deutsch-französischen Annäherung interessiert waren oder an der Europaidee. Am keit 
auffallendsten agierte das Comite franf(ais d'Echanges avec l'Allemagne Nouvelle, 
dem u.a. Remy Roure,25 Claude Bourdet, Rene Lauret und Alfred Grosser angehör­
ten. "M. Grosser considere que l'affaire sarroise constitue un obstacle ades rela­
tions de bon voisinage entre la France et l'Allernagne. 11 conteste d' autre part, le 
benefice materiel que notre pays est appele atirer de I'Union economique franco­
sarroise." Prominente Publizisten zählten zu den Mitgliedern des Komitees: Claude 
Bourdet und Henri Frenay vom Combat, Rene Lauret von Le Monde26• Die große 
Presse beurteilte die französische Saarpolitik kritisch. Und selbst der konservative 
Figaro mit Raymond Aron war skeptisch.27 
Hilfe und Unterstützung hätten die Regierenden von Wirtschaftskreisen erwar­ Die Wirtschafts­
ten können, aber deren Bilanzen im Handel mit der Saar waren keineswegs eindeu­ kreise 
tig. Die Nahrungs- und Konsumgüterindustrie profitierte von der Union, ebenso die 
Landwirtschaft. Seit 1951 gab es eine gemischt saarländisch-französische Arbeitge­
berkommission, die für eine Vertiefung der Wirtschaftsunion eintrat unter Berück­
sichtigung der spezifischen Saarbelange. Aber die große, traditionell einflußreiche 
Schwerindustrie, die Eisen- und Stahlverarbeitung, der Maschinenbau und die 
Elektroindustrie erkannten in der Saar lediglich den unliebsamen Konkurrenten.28 
22 21.11.1953, Regie des Mines de la Sarre, Bulletin de presse, MAE, EU 1949-1955, Sarre 63.
 
23 28.5.1951, Bamberger, Note pour M. Monnet, Le potentiel sarrois et la communaute
 
europeenne du charbon et de I'acier, MAE, EU 1949-1955, Sarre 202.
 
24 V. Auriol, Journal du Septennat, Bd. 6, S. 739.
 
25 Chefredakteur der Zeitung "Le Monde".
 
26 Verantwortlich für den außenpolitischen Teil der Zeitung.
 
27 21.12.1949, Gueury, Tableau des courants d'opinion en France aI'egard du probleme de la
 
Sarre, PA Grandval 13. 
28 28.7.1949, Diplomaten-Dienst, MAE, EU 1949-1955, Sarre 207; 21.12.1949, Gueury,
 
Tableau des courants d'opinion en France a I'egard du probleme de la Sarre, PA Grandval 13; F.
 
Blumenauer, Absatzfragen, S. 119f.; 24.12.1949, Burin des Roziers, Note pour le Ministre, MAE,
 
EU 1949-1955, Sarre 139; 30.11. 1950, Telegramm Grandval an MAE, ebd. 211; Okt. 1951,
 
Grandval an MAE, ebd. 146; 4.10.1952, SVZ; 11.1.1954, Krause-Wichmann, Französisch-deut­

scher Handelsvertrag, LASB, Wirtschaftsministerium 725. Zur Commission mixte franco-sarroise
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Adenauer hatte recht, wenn er beklagte, wie wenig kalkulierbar die Saarpolitik 
sei. Verantwortlich war allerdings nicht das auffällige Interesse an der Saar in den 
Parteien, nicht Schuman, der weniger allein stand, als der Kanzler vermutete. 
Verantwortlich war ein höchst kompliziertes Interessengemisch. Die Wirtschafts­
union spaltete die französische Gesellschaft. Es gab die vielen Gleichgültigen, die 
die Wirtschaftsunion kaum wahrnahmen; es gab die Saarspezialisten im engeren 
Sinne; es gab jene, dieprofitlerten und Jene, die NachteIle befurchteten. Die 
Saarfrage bildete Ansatzpunkt politischen HandeIns zu ganz anderen Zwecken, 
diente dem innenpolitischen Machtkampf zwischen ,,Europäern" und nationalge­
sonnenen Abgeordneten. Die Saar stand im Interessenschnittpunkt vieler Politikfel­
der. Es galt Rücksicht zu nehmen: auf die Deutschlandpolitik als ganzes, auf die 
Alliierten, auf die Kolonien, die ähnliche Privilegien hätten reklamieren können, 
wie sie die Regierung in Saarbrücken einklagte.29 Die Saar selbst und ihre Belange 
erzielten vergleichsweise wenig Aufmerksamkeit. 
(3) Lothringen - die Grenzen des Gleichgewichtsmodells 
Alternative Planungen 
Öffentliche Kritik war vor allem aus Lothringen zu hören. Die Regionalpolitiker, 
die Industrie- und Handelskammer, die Vertreter der kleinen und mittleren Unter­
nehmen, sie alle machten die Saar für Ungerechtigkeiten und Nachteile verantwort­
lieh. Die Lokalpresse startete zeitweise regelrechte Kampagnen.3o Es war nicht so, 
daß die französischen Planer die Schwierigkeiten nicht vorhergesehen hätten. Eine 
Ausarbeitung des französischen Generalstabs im Herbst 1945 sah vor, daß Lothrin­
gen besser gestellt sein müsse als die Saar, daß sich diese aber deutlich günstiger 
stehen müsse als Deutschland. Unter diesen Voraussetzungen festige sich der 
französische Einfluß in den Ostdepartements, und mögliche Vorbehalte gegenüber 
der Saar blieben ohne Nahrung, während gleichzeitig Lothringen den Saarländern 
als Vorbild gelten könne.31 Für das beschriebene Gleichgewichtsmodell konnte 
man viele überzeugende Argumente vorbringen, aber es war ein statisches Modell. 
Nicht nur, daß es die rasche Genesung Westdeutschlands unterschätzte, vielmehr 
unterstellte es eine Überlegenheit Lothringens in allen Bereichen. Jede vermeintli­
che Schlechterstellung einer einzelnen Branche im Verhältnis zur Saar machte Paris 
erpreßbar. Das System setzte voraus, daß die Löhne und Einkommen in Lothringen 
höher lagen als an der Saar, die Steuern niedriger waren, die Subventionen den 
wirtschaftlichen Wiederaufbau begünstigten. Das Postulat widersprach dem Gleich­
heitsgrundsatz, wonach die Saar nicht durch geringere Löhne und Sozialabgaben 
aupres du CNPF s. die entsprechenden Dokumente in: MAE, EU 1949-1955, Sarre 147, 154, 157, 
301,304. 
29 14.1.1949, o.v., Affectation 11 la Sarre d'une part de la contrevaleur de l'aide americaine, 
MAE, EU 1949-1955, Sarre 199; 26.5.1952, Bamberger, Note, MAE, EU 1949-1955, Sarre 140; 
1.3.1950, o.V., Minute, Nomination des conseillers du comrnerce exterieur de nationalite sarroise, 
ebd.304. 
30 Zum Folgenden S.: A. Heinen, Vom frühen Scheitern, S. 167. 
31 11.9.1945, EMGDN, 4eme Section, Politique economique 11 mener en Sarre, Archives de 
l'Armee de Terre, 4 Q94, D9. 
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bevorteilt werden dürfe, vor allem widersprach es der politischen Autonomie, da es 
jede selbständige wirtschafts- und finanzpolitische Aktivität ausschloß. Selbst wenn 
man dies alles außer acht ließ, konnten formal gleiche Regelungen ungerecht sein, 
wenn die Voraussetzungen unterschiedliche waren. Der ungleiche Wettstreit mit 
Lothringen, den die Saar nie gewinnen konnte, die im Vergleich zu den französi­
schen Ostdepartements teilweise doch ganz anderen wirtschaftlichen Gegebenhei­
tenförderten an der Saar den Wunsch nach Unabhängigkeit. 
Das soeben vorgestellte Modell des Generalstabs argumentierte "planwirtschaft­
lieh", war ganz auf Paris konzentriert, welches Vergünstigungen nach festgelegten 
Prinzipien zuteilte. Ein zweites, ganz anders konzipiertes Modell argumentierte 
marktwirtschaftlich, begründete das Anliegen damit, daß faire Konkurrenz größt­
möglichen Nutzen für ganz Frankreich sicherstelle. Der erwartete Interessenaus­
gleich resultierte aus der vermuteten Komplementarität der Wirtschaftsstrukturen, 
so sahen es General Koenig32 oder Michel Debn93. Letztlich unterstellte das 
Modell einen Vorrang ökonomisch rationalen Handeins gegenüber nationalen Vor­
behalten, setzte es die gleichgewichtige Artikulation von Interessen voraus, impli­
zierte es die wirtschaftspolitische Neutralität staatlichen Handeins, alles Bedingun­
gen, die nicht wirklich zutrafen. Gewiß gab es lothringische Firmen, die an der Saar 
namhafte Industriebeteiligungen besaßen, Dillingen und die Halberger Hütte waren 
das beste Beispiel; die Regie des Mines und die Houilleres du Bassin de Lorraine 
besaßen gemeinsame Kohleverkaufsgesellschaften.34 Dennoch überwog die natio­
nale Intoleranz. Viel zu spät meldeten sich jene zu Wort, die aus der Wirtschaftsuni­
on Nutzen zogen wie die Landwirte.35 Selbst in Kleinigkeiten alltäglicher Marktbe­
ziehungen waren die Vorurteile zu spüren. Die Firma Erdal berichtete über Absatz­
schwierigkeiten in Lothringen, die aus Ressentiments gegenüber saarländischen 
Produkten resultierten. In Nordafrika, wo es diese Vorbehalte nicht gäbe, habe sie 
keine vergleichbaren Probleme kennengelernt.36 Der französische Staat schaltete 
sich massiv in das Wirtschaftsgeschehen ein, versäumte, die Wirtschaftsentwick­
lung beider Regionen aufeinander abzustimmen. Er förderte den Ausbau der Elek­
trizitätswirtschaft in Lothringen, wodurch die Saar ihren Absatzmarkt nach Westen 
verlor,3? er half bei Ausbau und Modernisierung der Kohlengewinnung und Stahler­
zeugung, und neuerlich sah sich die Saar benachteiligt. Den Vorschlag einer ge­
meinsamen, grenzüberschreitenden Kohlenbergbaugesellschaft lehnte die HBL strikt 
32 Gouvernement Militaire de la Sarre, Renaissance de la Sarre, S. 66f. 
33 1.6.1948, Commission Economique Lorraine-Alsace-Sarre, Proces-verbal, MAE, Z Europe 
1944-1948, Sarre 40. 
34 Juli 1948, o.V., Declaration commune preliminaire ala convention de I'Association regiona­
le de l'est des producteurs exportateurs de charbon, MAE. Z Europe 1944-1949, Sarre 49; 3.9.1948, 
Convention entre les Houilleres du Bassin de Lorraine et la Regie des Mines de la Sarre, ebd. 
35 18.11.1955, Chambre d'Agriculture du BasRhin, Voeu concernant [es relations economiqu­
es franco-sarroises, MEF B 41.796. 
36 15.10.1954, o.V., Aktenvermerk, Firma Erdal, Völklingen, LASB, Wirtschaftsministerium 
822. 
37 10.1.1950, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 207; 25.10.1954, R. 
Tine, Wetterleuchten für die Kohle, Saar-Wirtschaft 1954, H. 2G--21. 
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ab. 38 Von einigen Planem war der Saar die Rolle des Verarbeiters lothringischer 
Zwischenprodukte zugedacht, nur, wie in kurzer Zeit die Saar ihre Ökonomie 
umgestalten sollte, dazu gab es keine Überlegungen.39 
Eine dritte Alternative besaß in Paris zwar keine Anhänger, blieb aber in Lothrin­
gen immer aktuell. Die Losung lautete, daß Frankreich zwischen der Saar und 
Lothringen wählen müsse. Eine Grenzanpassung im Bereich des Wamdts genüge 
vollkommen. Mehr als eine"kürzms ige us eu u g v n . 
anzustreben.4o Bezogen auf Ostfrankreich besaß das Modell die größte Überzeu­
gungskraft. Es forderte nichts und versprach ausreichenden Gewinn. Es akzeptierte 
die verbreiteten Vorurteile und instrumentalisierte sie zur Maximierung des ökono­
mischen Nutzens. 
Die Phasen des Mit- und des Gegeneinanders 
Das politische Klima zwischen Lothringen und dem Saarland wechselte entspre­
chend den großen Abschnitten der politischen und wirtschaftlichen Entwicklung 
der Jahre 1948 bis 1955. Anfangs bildeten die Bewirtschaftung und die Rückkehr zu 
marktwirtschaftlichen Strukturen den maßgebenden Hintergrund. Wichtige Roh­
stoffe und Grundnahrungsmittel unterstanden bis Anfang 1950 der staatlichen 
Reglementierung, so daß nicht allein die Kaufkraft den Warenstrom bestimmte, 
sondern Verbandseinfluß zählte - und persönliche Kontakte. Grandval argumen­
tierte, man dürfe der Saar die französischen Rationen bei Butter, Brot und Fleisch 
nicht vorenthalten, sonst sei die politische Wirkung verheerend. Im übrigen verur­
sache eine Diskriminierung nur, daß die Saarländer fehlende Produkte westlich der 
Grenze einkauften.41 Aber auch in Lothringen sah man sich benachteiligt. Man 
beklagte, die Ostdepartements würden durch Deutsche leergekauft, und wünschte 
nun seinerseits eine Gleichstellung mit der Saar, etwa bei der Definition der 
Zuteilungsgebiete und bei der Zuweisung von Seife, Textilien oder Automobilen.42 
Einen traurigen Höhepunkt erreichte die Auseinandersetzung bei der Fleischbelie­
ferung, als im September 1948 die Metzger der Pariser Markthallen androhten, die 
38 O.D. (27.8.1950), Desrousseaux an Bamberger, MAE, EU 1949-1955, Sarre 200; 13.4.1953, 
Regie des Mines, Bulletin de presse, MAE, EU 1949-1955, SaITe 62. 
39 24.4.1950, A. Bureau, Remarque sur la siderurgie sarroise, AOFAA, Gouvernement de la 
SaITe, C 155, ZF3-2; o.V., L'orientation des investissements de la metallurgie saIToise, MAE, EU 
1949-1955, Sarre 208. 
40 16.4.1946, Prefecture, Departement Moselle, Secretariat general aux affaires economiques, 
MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 29. 15.3.1953, Le Republicain LOITain, in: Regie des Mines, 
Bulletin de Presse, 25.3.1953, MAE, EU 1949-1955, SaITe 62. 
41 4.2.1948, Grandval an MAE, AN, 457 AP 71; 25.3.1948, Services des relations exterieures, 
Note pour M. le Ministre, Approvisionnement de la Sarre en viande de boucherie, MAE, Z Europe 
1944-1949, SaITe 37; 29.11.1948, Commission Econornique LOITaine-Alsace-SaITe, ebd. 40; 
23.12.1948, Grandval an MAE, ebd. 39; 17.1.1949, Note, Reunion de la Commission Economique 
LOITaine-Alsace-Sarre, ebd. 40; 28.1.1949, MAE an M. le Haut-Commissaire au ravitaillement, ebd. 
39. 
42 18.6.1948, o.V., Metz, Situation econornique, MAE,ZEurope 1944-1949, Sarre 38; 26.6.1948, 
o.V., Sarreguemines, Note d'information, ebd.; 26.8.1948, A. Rausch an Secretaire d'Etat au 
Ravitaillement, ebd. 40; 26.11.1948, Grandval an MAE, ebd. 39. 
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Lastwagen der saarländischen Schlachter anzuzünden, weil diese für die hohen 
Fleischpreise verantwortlich seien. Tatsächlich waren die saarländischen Groß­
händler bereit, höhere Summen zu bezahlen als ihre französischen Gegenüber. Sie 
kannten die Preise des französischen Marktes noch nicht richtig und nach den vielen 
Jahren der Entbehrung war die Nachfrage an der Saar größer als in Frankreich.43 
Erst als die Versorgung auf 14 Departements aufgeteilt wurde, beruhigte sich die 
---Stimmung.44 
Pourquoi le Bifteek est-il si eher? 
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Carrefour, 29.9.1948. 
43 17.2.1948, Volksstimme; 19.2.1948, SVZ. 
44 29.11.1948, Commission Economique LOITaine-Alsace-Sarre, Proces-verbal de la seance du 
9 juillet 1948, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 40. 
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. ..,., 
Wenn immer wieder Beschwerden geäußert wurden, Lothringen werde bevor- compromettre irremediablement l'action du Haut-Commissariat de France en Sar­
teilt oder - von der anderen Seite - die Saar sei begünstigt, dann trat dahinter eine re. "49 
Logik zutage, die beiden Regionen zum Vorteil gereichte, sicherte sie doch eine Die Jahre 1950 bis 1952 sahen eine neue Etappe lothringisch-saarländischer 
Gleichstellung auf dem jeweils höheren Niveau der Nachbarregion.45 Als wegen Beziehungen. Der französische Staat griff weniger in das Wirtschaftsgeschehen ein, 
sinkender Nachfrage Ende 1949 die Gruben Feierschichten einlegten, achtete die als dies zuvor der Fall gewesen war. Preise und Löhne folgten dem Marktgesche­
französische Verwaltung strikt darauf, daß die Fördermengen in beiden Bergbaure- hen. Die Gewerkschaften an der Saar verlangten eine Anpassung der Einkommen 
gionen in einem konstanten Verhältnis zueinmIder blieben.46 Selbst unsinnige Eill-- an die Verh-ältriisse in Lothringen.50 Gleiche Arbeit müsse gleichen Lohn garantie­
wände gewannen Bedeutung. Eine Kampagne in Lothringen verlangte, daß die Saar ren,. argumentierten sie. Doch bald zeigte sich, daß die erstrittene Gleichstellung 
Stromabschaltungen durchführen müsse wie in Frankreich, solange sie ihren Export neue Ungerechtigkeiten provozierte. Sie ließ die andere Preisstruktur an der Saar 
nicht steigere. Dabei konnte die Saar wegen mangelnder Leitungskapazitäten kaum außer acht, sie honorierte die wesentlich bessere Ausbildung der Saarkumpel unge­
größere Mengen Richtung Osten liefern. Sie hätte also auf eine ausreichende nügend, sie schuf viele abgestufte Tarifgruppen, die ungewohnt waren.51 Nun 
Versorgung für sich selbst verzichten müssen, nur damit sie sich nicht besser stand I wünschten die Gewerkschaften, daß saarländische Besonderheiten ausreichend Be-
als Lothringen. Wahltaktisch war das Verlangen geschickt gewählt, knüpfte es doch rücksichtigung fänden. Das Dilemma bestand darin, daß die Regie nicht unabhängig 
an aktuelle Vorurteile an und zwang es die zentralen Behörden in Paris, alle nur 
denkbaren Anstrengungen zugunsten der Ostdepartements zu unternehmen.47 Auch 
entscheiden konnte. Sie mußte auf die Verhältnisse in Frankreich Bezug nehmen, 
durfte keine falschen Signale für die anderen staatlichen Bergbauunternehmen in 
vor unliebsamer Konkurrenz schützten die Vorbehalte. Bertrand de Maud'Huy, Frankreich setzen. Gerade die Kohlenförderung unterstand nach wie vor dem 
Mitglied der Commission Economique Lorraine-Alsace-Sarre, erklärte dem Sekre­ politischen Vorbehalt. 
tär dieser Kommission, "que les Mosellans, qui ont souffert d'avoir ete, de 1940 a Selbst wenn der Markt wirklich entschied, standen Lothringen und die Saar in 
1945, occupes par les ,Sarrois' plutot que par les Allemands, n' admettront jamais einem politisch ungünstigen Konkurrenzverhältnis. Ein Wettlauf begann, eine Lohn­
que les entreprises sarroises viennent reconstruire, en Moselle, les immeubles qu'ils Preis-Spirale wurde in Gang gesetzt, über die Gilbert Grandval eindringlich berich­
ont contribue a detruire".48 tete: "Le 12 fevrier 19521'industrie sarroise de la transformation des metaux, dont 
Für Grandvals Aufgabe an der Saar bedeuteten die Spannungen zwischen Loth­ les salaires etaient inferieurs a ceux pratiques en Moselle, a decid6 de s' aligner sur 
ringen und Saarbrücken einen empfindlichen Rückschlag, selbst wenn die Kam­ le bareme mosellan. - La sid6rurgie sarroise qui avait refuse jusqu'alors les deman­
pagne künstlich aufgebauscht war: "Depuis le rattachement economique de la, Sarre des de hausse qui lui avaient ete presentees par les organisations syndicales n'a pu 
a la France, le Territoire, ses ressortissants et son administration ont rencontre de la faire autrement, bien que les salaires dans la siderurgie aient, deja depuis longtemps 
part des departements voisins une hostilite plus ou moins dec1aree qui s'est mani­ ete alignes sur ceux de la Moselle, que d'accorder une hausse equivalente represen­
festee en particulier sous forme d' attaques dans la presse et a la radio", klagte tant 4,29% des salaires. - Les siderurgistes fran~ais ont pris pretexte de cette 
Grandval im Oktober 1948 gegenüber dem französischen Ministerpräsidenten. ,,1' ai augmentation accordee en Sarre pour demander d' etre autorises a augmenter leurs 
attire en son temps l'attention de Votre Excellence sur les inconvenients d'une telle prix dans des conditions qui leur permettent d'aborder aleurs ouvriers la meme 
attitude et sur les difficult6s qu' elle ne suscitait dans l' execution de ma mission. ... I hausse de salaires que celle accordee en Sarre."52 
Toutes les occasions sont bonnes de I'autre cote de la frontiere pour s'en prendre a I Gerechte Konkurrenz setzte voraus, daß die Belastung mit Steuern und Sozialab-
Ia Sarre et aux Sarrois. Quelle qu'en soit la forme ou le fonds, ces attaques sont gaben vergleichbar war. Eine Untersuchung der Industrie- und Handelskammer in 
inspirees par le meme sentiment de rancune envers les anciens occupants de la 
Lorraine et visent le meme but: faire traiter les Sarrois en ex-ennemis... , Des 
Saarbrücken ermittelte, daß die Saar benachteiligt sei, während ihre Schwesterorga­
nisation in Metz das Gegenteil bewies.53 Noch stand das Thema nicht im Vorder­
personnalites officielles n'hesitent pas a exploiter cette hostilite a de~ fins p,oliti~u.e~ \ grund, überdeckte der Koreaboom latente Konfliktpotentiale. 
Freie Konkur­
renz: Marktun­
vollkommenhei­
ten und Lohn­
Preis-Spirale 
et a couvrir de leur autorite des attaques contre la Sarre.... Une attItude d hosuhte 
plus ou moins ouverte de la part de l'administration de ces departements risque de 
45 12.12.1947, AN, 457 AP 72, D 12. 
46 3.6.1950, Louvel an Schuman, MAE, EU 1949-1955, Sarre 228. 
47 15.11.1948, Telegramm Prefeclure du Deparlement de la Moselle an Schuman, MAE, Z 
Europe 1944-1949, SaITe 39; 15.11.1948, Inspecteur general de l'administration, Prefecture du 
Departement de la Moselle, an Grandval, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 109; 20.11.1949, Note 
d'inforrnation, ebd.; 9.11.1949, HC Sarre an Prefecture de la Moselle, MAE, EU 1949-1955, Sarre 
207. 
48 29.6.1949, Rodocanachi an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 305. 
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49 26.10.1948, Grandval an MAE, in Abschrift an Presidence du Conseil, MAE, EU 1949­
1955, SaITe 29. 
50 30.10.1950, Rieth an Couture, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 120. 
51 24.8.1950, Montaut an Louve1, MAE Nantes, SaITe HC Cabinet 120. 
52 1.4.1952, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 202. 
53 Vgl. 3.4.1950, Commission franco-saIToise, Reunion, MAE, EU 1949-1955, SaITe 145; 
11.7.1950, Bodry an Rodocanachi, ebd., 305; Compte rendu de 1a Chambre de Commerce et 
d'Industrie, Moselle, 1950, S. 30. 
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Die dritte Phase umfaßte die Jahre 1952 bis 1955. Der französische Staat griff 
jetzt wieder verstärkt in das Wirtschaftsgeschehen ein. Die Konjunktur lahmte. 
Neue Verträge zwischen Paris und Saarbrücken weckten in Lothringen Befürchtun­
gen, wonach die Saar in Zukunft ihr Schicksal stärker selbst gestalten könne auf 
Kosten der eigenen Provinz. Die Ängste wurden durch das anstehende europäische 
Statut noch gesteigert.Seit"!:~bruar 1952 unterstand der Außenhandel einer stren­
ben Johannes Hoffmanns im Courrier de Metz, um den Widerstand gegen neue 
Warndtregelungen anzustacheln.6o " 
Die Stimmung an der Saar spiegelte das politische Klima in Ostfrankreich. 
Lä.ngst hatte sich das Argument von der gegenseitigen Ergänzung der beiden 
WIrtschaftsräume als problematisch erwiesen. "Heute tritt Lothringen mehr und 
mehr als Käufer der saarländischen Montanerzeugnisse in den Hintergrund, ist eher 
gen Reglementierung. Die Klagen des Groß- und Einzelhandels der Saar, daß dIe--alsKonkurrent anzusehen", konnten die Saarländischen Bevölkerungs- und Wirt­
französischen Händler begünstigt würden und die Produkte für die Saar nur eine 
unnötige Verteuerung erführen, wollten gar nicht enden. Sie argumentierten, daß 
der Bedarf an deutschen Produkten im Saarraum viel größer sei, die Kontingente 
diese Tatsache nicht ausreichend berücksichtigten. Sie müßten daher den teureren 
französischen Zwischenhandel einschalten, wollten sie überhaupt genügend Waren 
anbieten.54 Aber auch der lothringische Handel sah sich benachteiligt, monierte, 
daß die Saar begünstigt werde, betonte, daß die Nachfrage nach deutschen Produk­
ten in Lothringen nicht wesentlich geringer sei als östlich der Grenze.55 Das 
allerschlimmste erwartete er, wenn die Saar den geplanten europäischen Sondersta­
tus erhalten würde. Wie in den Jahren der Völkerbundszeit wolle die Saar sich zum 
Vermittler zwischen Deutschland und Frankreich aufschwingen, den Markt mit 
preisgünstig erworbenen Produkten überschwemmen.56 
Auch das Thema der Steuerbelastung war wieder akut. Hart gingen die Vertreter 
des lothringischen Mittelstandes mit den ökonomischen Gegebenheiten an der Saar 
zu Gericht. Wenn eine absolute Harmonisierung der Steuern und der Sozialgesetz­
gebung nicht realisierbar sei, müsse man ehrlich Bilanz ziehen und eine neue 
Zollgrenze aufrichten, warnten sie.57 Das Syndicat General de l'Epicerie en Gros 
de France verlangte kurz und knapp das Ende der Wirtschaftsunion.58 Gilbert 
Grandval, der so offensichtlich die Belange der Saar unterstützte, erhielt den wenig 
schmeichelhaften Titel des "ennemi no 1 du commerce mosellan".59 Mit aller 
Schärfe wurde der Konflikt ausgetragen. Die HBL lancierte ein vertrauliches Schrei­
54 Vgl. bspw. 4.10.1952, SVZ, Muß das wirklich sein? Kontingentssorgen und kein Ende!; 
Saarhandel, 4 (1952), Nr. 20; 10.10.1953, ebd. 
55 5.5.1952, Chambre de Commerce, Mulhouse an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 
302; 11.12.1952, Chambre de Commerce, Strasbourg, Extrait du proces-verbal de la seance pIenie­
re, ebd. 303; 18.12.1952, Rapport presente au nom des Chambres de Commerce de Colmar, Metz, 
Mulhouse et Strasbourg au sujet des problemes poses par la modification eventuelle des accords 
economiques franco-sarrois, ebd. 147; 2.1.1953, Rene Keller an Bidault, ebd. 309; 5.2.1953, Les 
Chambres de Commerce du Rhin et de la Moselle et la revision des conventions franco-sarroises, 
ebd. 147; 6.6.1953, Rapport commun des Chambres de Commerce de Colmar, Metz, Mulhouse, 
Strasbourg, ebd. 154. 
56 So ein Redner im Conseil de la Republique, 23.3.1955, PA Grandval 21; 30.4.1955, 
Chambre de Commerce et d'Industrie, Moselle, Seance pleniere: L'etablissement d'entreprises 
industrielles allemandes en Sarre, MAE, EU 1949-1955, Sarre 158. 
57 25.3.1953, Regie des Mines, Bulletin de Presse, MAE, EU 1949-1955, Sarre 62; 30.6.1953, 
Le Republicain LOITain, in: MAE, EU 1944-1949, Sarre 147. 
58 20.2.1953, Jacques Duron, Secretaire general de I'Epicerie en gros de France an MAE, 
MAE, EU 1944-1949, Sarre 147. 
59 27.3.1953, Grandval an Jacques Weber, PA Grandval23. 
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schaftszahlen unbestritten feststellen.6! Sorge bereitete der Investitionsrückstand, 
der verglichen mit dem westlichen Nachbardepartement bei einem oberflächlichen 
Blick wirklich erschreckend war.62 Vergeblich argumentierte die französische Sei­
te, daß sie ihre Entwicklungsanstrengungen auf Lothringen konzentriere, deshalb 
die dortigen Zahlen nicht repräsentativ für ganz Frankreich seien, daß weiterhin 
~rstinvestitionen notwendigerweise höher sein müßten als Folgeinvestitionen, die 
eme vorhandene Infrastruktur benutzen könnten.63 Die Verbitterung an der Saar 
bli~~. 
Okonomisch und politisch hatten sich Lothringen und die Saar 1955 längst 
auseinandergelebt. Der Versuch, sie durch die Macht der Tatsachen aneinanderzu­
binden, sie zu integrieren, war gescheitert. Es gab kaum Anreize für eine politische 
oder wirtschaftliche Zusammenarbeit. Das Votum vom 23.10.1955 schien wie eine 
letzte Bestätigung lothringischer Vorbehalte. "Wir kennen die Saarländer", kom­
mentierte Rene Keller, der Präsident der Industrie- und Handelskammer in Metz, 
den Sachverhalt: "Wir haben uns keine Illusionen gemacht .. Jene Illusionen, die 
glaubten, die saarländische Bevölkerung könne sich nach Jahren der Prosperität zu 
Frankreich hingezogen fühlen, sind jetzt dahin."64 
60 19.3.1953, o.V., Note concernant la campagne de presse au sujet du Warndt, MAE Nantes, 
SaITe, HC Cabinet 118. 
61 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 5 (1953), S. 14, vgl. auch S. 17,42; 
15.1.1955, SVZ; 27.1.1955, Rede des Finanzministers Prof. Senf auf der Wirtschaftstagung der 
CVP, Saar-Wirtschaft, 1955, H. 2. 
62 Industrie- und Handelskammer Saarbriicken, Die Saarwirtschaft im Jahre 1953, S. 28; Saar­
Wirtschaft, 1953, H. 6; 28.11.1953, SVZ (Bericht über die Wirtschaftstagung des 8. Landesparteita­
ges der CVP); 19.5.1954, Saarbergwerke, Revue de Presse, MAE, EU 1949-1955, SaITe 64; 
30.4.1954, Saar-Handel; 19.6.1954, Volkszeitung; Industrie- und Handelskammer Saarbriicken, 
Saarwirtschaft und Europäisierung, S. 20. 
63 10.1.1952, Sitzung des Saargrubenrates, Desrousseaux, MAE, EU 1949-1955, SaITe 245; 
07.05.1952 Ministere de !'Industrie et du Commerce, Direction des Mines et de la Siderurgie, 
Service de la Siderurgie an MAE, ebd. 146 ; vgl. auch 28.9.1955, SVZ, zitiert in: Saarbergwerke, 
Revue de Presse, 14.10.1955. 
64 5.11.1955, Chambre de Commerce et d'Industrie, Moselle, Extrait du proces-verbal de la 
seance pleniere, MAE, EU 1949-1955, Sarre 304, (Übersetzung aus dem Französischen: A.H.). 
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Aussichtsloser 
Kampfgegen 
die Fachmini­
sterien 
c. Bürokratische Entscheidungsfindung im politischen Raum 
(1) Desinteresse und Entscheidungsverzug65 
Zwei Jahre nach dem Votum der Saarländer vom 23.10.1955 zog Gilbert Grandval 
Bilanz. In einem Schreiben an Jacques Freymond, der eine Studie zur Saarfrage 
vorbereitete, analysierte..e.cdie.Ursachen des Versagens der französischen Saarpoli­
tik: Politisch habe Paris die Wirtschaftsunion gewollt. Gescheitert sei Frankreich, 
weil es ökonomisch und verwaltungstechnisch die Kooperation nicht respektiert 
habe. Als Beispiel nannte er die Warndtfrage und die zögerliche Zuweisung von 
Marshallmitteln.66 
Wie oft hatte sich Grandval an Paris mit der Bitte um Entscheidung gewandt.67 
Zu viele Fragen waren unerledigt geblieben, zu viele Probleme wurden zu spät 
gelöst. Minister verweigerten ein klärendes Gespräch, trotz der insistierenden Bit­
ten Grandvals.68 Der Hohe Kommissar sprach den Ministerpräsidenten an, aber 
ohne Erfolg.69 Wenn die Aufzeichnungen des Staatspräsidenten Vincent Auriol die 
Diskussion im Ministerrat angemessen wiedergeben, dann interessierte sich die 
Kabinettsrunde für die Saar seit 1951 beinahe nur unter außenpolitischen Gesichts­
punkten.7o In seinen Erinnerungen hat Grandval eine Anekdote überliefert, welche 
das Klima trefflich charakterisiert. Danach bat Antoine Pinay im März 1955 - er 
war bereits einmal Ministerpräsident und gleichzeitig Wirtschaftsminister gewesen, 
diente jetzt als Außenminister unter Edgar Faure - den französischen Botschafter in 
Saarbrücken um Aufklärung: "Dites-moi - eher Grandval - quelle est donc la 
monnaie en Sarre?"71 
Wenn nicht einmal der verantwortliche Minister die Verhältnisse kannte, mochte 
es unter diesen Umständen verwundern, daß die Mitarbeiter der technischen Mini­
sterien über die Saar nur spärliCh unterrichtet waren? Im Frühjahr 1954 sprachen 
Johannes Hoffmann und Industrieminister Louvel über Außenhandelsbelange mit­
einander. Man ging aufeinander zu, einigte sich auf neue Modalitäten, doch die 
ausführenden Dienststellen blieben von den notwendigen Informationen ausge­
sperrt.72 Immer wieder mußten die saarländischen Spitzenbeamten feststellen, daß 
65 Vgl. zu einer ersten Fassung des folgenden Kapitels: A. Heinen, Bürokratische Entschei­
dungsfindung. 
66 23.10.1957, Grandval an Freymond, PA Grandval 31. 
67 Vgl. bspw. 8.11.1949, Grandval an Schuman, MAE, EU 1949--1955, 139; 23.1.1952, 
Grandval an Pn5sidence de la Republique, PA Grandval22; 5.4.1952, Grandval an MAE, MAE, EU 
1949-1955, Sarre 140. 
68 17.9.1949, Grandval an Burin des Roziers, Mines de la SaITe, MAE, EU 1949-1955, Sarre 
226. 
69 12.11.1954, Grandval, Note pour M. Soutou, als Röchling, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 
125. 
70 V. Auriol, Journal du Septennat. 
71 O.D., Note Grandval, PA Grandval 4. Vgl. ebenso Friedrich Kahlenberg (Hrsg.), Die 
Kabinettsprotokolle der Bundesregierung, Bd. 7, Boppard 1993, S. 179, 28.4.1954, Anm. 51, 
Mitschrift Seebohms: "Bidault kümmert sich nicht um die Saar. Maurice Schumann führt diese 
Verhandlungen allein." 
72 8.5.1954, Krause-Wichmann, Saarländische Beteiligung an den Kontingenten des Handelsver­
trages mit Deutschland, LASB, Wirtschaftsministerium 725. 
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ihre französischen Gesprächspartner entweder über die Situation an der Saar scWecht 
unterrichtet waren oder keine inhaltliche Aussage machen wollten.73 Im Finanzmi­
nisterium gab es nicht einen einzigen Mitarbeiter, der speziell mit den Saarbelangen 
betraut war. Dadurch wechselte die Zuständigkeit je nach Themengebiet, so daß die 
Beurteilung aus deutlich eingeschränktem Blickwinkel erfolgte.74 Gravierende Auf­
fassungsunterschiede existierten selbst innerhalb der verschiedenen Abteilungen 
-eiIreS'"Mrfiisteriums, ohne daß der zuständige Minister eine Entscheidung fällte. So 
wäre die Direction Siderurgie bereit gewesen, die Modernisierung der Walzstraßen 
in Völklingen zu akzeptieren, scheiterte indes am Widerstand des Kabinetts des 
Industrieministers.75 
Das Hohe Kommissariat und die Saarabteilung des Außenministeriums führten 
einen permanenten, wenngleich aussichtslosen Kampf gegen die Fachministerien. 
"Je ne puis ... qu'attirer une nouvelle fois l'attention de V.E. sur l'opposition 
systematique a l'egard des questions financieres et economiques interessant la 
Sarre, que nous rencontrons aupres des differentes administrations competentes", 
insistierte Gilbert Grandval im Frühjahr 1949 gegenüber Robert Schuman. "Il est 
net que l'Administration, dans son ensemble, fait preuve d'un defaitisme caracterise 
al'egard des objectifs de la politique fran~aise en Sarre. Il est grand temps que des 
instructions categoriques du Gouvernement mettent fin aune situation inadmissible 
et qui paralyse d'une f~on totale l'action du Haut-Commissariat. ... Le rattache­
ment economique nous impose des droits et des devoirs; il n'est pas possible que 
nous continuons plus longtemps aimposer aux Sarrois le respect des premiers tout 
en nous derobant methodiquement a l'egard des seconds." Sechs Jahre später 
wiederholte Grandval seine Anklage: "Voici pres de 7 ans que j'essaie en vain 
d'obtenir du Gouvernement, qu'une decision soit prise permettant la reorganisation 
des acieries de Völklingen ... ".76 
(2) Die Ursachen 
Frankreich kannte viel dringendere Probleme als die Saarangelegenheiten. Sech­
zehn Regierungswechsel erlebte die IV. Republik bis zur Saarabstimmung vom 23. 
Oktober 1955. Ausgehend vom Stichdatum 21. November 1945, zählten die Fran­
zosen im Februar 1955 den Rücktritt ihres zwanzigsten Ministerpräsidenten.77 Die 
Fachminister wechselten zwar weniger häufig - Bidault und Schuman bestimmten 
die Außenpolitik zehn Jahre lang78 - und die Verwaltungen garantierten Kontinui­
tät. Trotzdem verzögerten sich Entscheidungen, blieb ein hohes Maß der Unsicher­
heit, waren Kompromisse zwischen den Administrationen immer wieder neu zu 
73 31.7.1950, o.V., Notiz, LASB, Wirtschaftsministerium 767.
 
74 29.12.1949, o.V., Note pour M. Couve de Murville en vue d'une conversation avec M.
 
Filippi, MAE, EU 1949-1955, SaITe 139. 
75 26.5.1952, Bamberger, Note, MAE, EU 1949-1955, SaITe 140. 
76 10.3.1955, Grandval an MAE, Note 11 ['attention du President, PA Grandval32. 
77 Services des Archives de ['Assemblee Nationale, Dictionnaire des parlementaires fran<;ais, 
Notices biographiques sur les parlementaires fran<;ais de 194011 1958, Bd. 1, Paris 1988. 
78 Sieht man einmal von den wenigen Wochen der Kabinette Leon Blums und Edgar Faures ab. 
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verhandeln, konnten Projekte nicht zum Abschluß gebracht werden, weil die Priori­
täten wechselten. 
Die Außenpolitik oblag dem zuständigen Minister. Solange seine Bestrebungen 
die Interessen anderer Departements unberührt ließen, besaß er großen Handlungs­
spielraum.79 Er war der Repräsentant seiner Partei in einer Koalitionsregierung, 
verfügte über entsprechenden Freiraum. Andererseits fehlten Mechanismen, um in 
KonflikWilleh alIstügteichen-:-Nrrr wenn der Ministerpräsident den zusannnenhait 
seiner Regierung gef<ihrdet sah, schritt er ein. Für die Saar bedeutete der Sachver­
halt - da das Außenministerium Sachwalter saarländischer Belange in Frankreich 
war -, daß außenpolitische Gesichtspunkte dominierten. Zur selben Zeit, da Schu­
man für eine Aufnahme der Saar in den Europarat stritt, verweigerte er ein persönli­
ches Engagement, um dem Saarsport eine Integration in die französischen Sportver­
bände zu ermöglichen.8o Der Ausgleich mit Deutschland wurde wichtiger als eine 
stimmige Saarpolitik. Die technischen Ministerien blieben von eigener Verantwor­
tung gegenüber dem Unionspartner freigestellt, waren nicht zum Kompromiß ge­
zwungen. 
Grandval kritisierte scharf die vorsichtige, auf Vermeidung innen- und außenpo­
litischer Konflikte angelegte Politik seines Vorgesetzten. Gegenüber Auriol bedau­
erte er, daß Schuman über die Saar nicht öffentlich spreche. Daraus resultiere der 
"caractere eminemment secret" Schumans. "Personne ne sait rien".81 
Konflikt Schu­Spätestens seit dem Frühjahr 1949 war das Vertrauensverhältnis zwischen dem 
man-Grandval	 Minister und seinem Hohen Kommissar erschüttert. Mehrmals wollte Schuman 
Grandval aus seiner Funktion entlassen, weil er glaubte, daß der Hohe Kommissar 
die Belange der Saar zu sehr in den Mittelpunkt stelle, das Verhältnis zu Deutsch­
land belaste und die französischen Ostprovinzen unnötigerweise herausfordere,s2 
Die zunehmende Komplexität der Saarpolitik mache ein Auswechseln der Personen 
und der Methoden notwendig, unterstrich Schuman,83 aber durchsetzten konnte er 
sich nicht. 
Großmachtstolz Grandval hatte mächtige Fürsprecher, allen voran den Staatspräsidenten Vincent 
und Mißtrauen	 Auriol. In den Augen Auriols hatte der ehemalige Militärgouverneur an der Saar 
in die eigene etwas Wichtiges erreicht, etwas, was wirklich vorzeigbar war, das trotz möglicher Stärke 
Kritik den Großmachtstatus Frankreichs untermauerte, die Gestaltungskraft Frank­
reichs unterstrich.84 Insofern meinte Saarpolitik doch anderes als reine Außenpoli­
tik, die der Verfügungsgewalt des Amtsinhabers oblag. 
Die technischen Ministerien bewerteten die Sachlage aus ihrer eigenen Perspek­
tive. Sie verwiesen darauf, daß die rechtliche Lage ungeklärt sei, daß die zukünftige 
Entwicklung unsicher bleibe und eine Verdrängung von der Saar nicht ausgeschlos­
79 Vgl. P. Gerbet, J. Laloy, J. Dupuy (Hrsg.), Le reh~vement, S. 234ff.
 
80 26.7.1949, Grandval an Schuman, AN 457 AP 72, Divers 1949.
 
81 V. Auriol, Journal du Septennat, Bd. 5, S. 473ff., 21.9.1951.
 
82 20.8.1949, Schuman an Grandval, PA Grandval8V; V. Auriol, Journal du Septennat, S. 183,
 
25.4.1951. 
83 1.9.1949, Schuman an Grandval, PA Grandval8V. 
84 V. Auriol, Journal du Septennat, Bd. 3, S. 310,27.9.1949. 
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sen werden könne. 85 Mangelndes Engagement war das logische Resultat einer solch 
kritischen Bewertung. 
(3) Bürokratie anstelle der Politik 
Entscheidungslogik 
fLagenwicnach den Grundlagen der französischen Präsenz an der Saar, so erschei­
nen die Jahre 1945 bis 1955 als die Zeit eines bürokratisch organisierten Herr­
schaftsmodells. Die französische Verwaltung war gezwungen, Entscheidungen her­
beizuführen, die eigentlich der politischen Konfliktlösung bedurft hätten. Sie konn­
te dies nur unter Aufgabe des normalen Instanzenwegs und mit der langfristigen 
Folge eines stärkeren Auseinanderlebens zwischen den beteiligten politischen und 
administrativen Instanzen. 
Aufgabe der Politik ist es nach dieser Vorstellung, durch kontroverse Debatte zur 
öffentlichen Aufklärung beizutragen, zwischen Sachzwängen und politischen Not­
wendigkeiten zu vermitteln, schließlich ausreichende Mehrheiten sicherzustellen. 
Der Bürokratie obliegt demgegenüber die Entscheidung vor Ort auf der Basis 
stimmiger Zielvorgaben, sie informiert über die lokalen Gegebenheiten und sie 
prüft alternative Instrumente zur Durchsetzung der politischen Absichten.86 
Politische Entscheidungen fehlten nicht grundsätzlich. Die Saarfrage als Teil 
französischer Deutschlandpolitik oblag den Gepflogenheiten der Außenpolitik, war 
integriert in das Spiel des diplomatischen Gegen- und Miteinanders, fand im 
französischen Außenministerium die Aufmerksamkeit kompetenter Fachleute, bil­
dete ein Element öffentlicher Diskussion. Davon abzuheben ist Saarpolitik als 
Politik der Wirtschaftsunion, als Form der Zusammenarbeit zweier höchst unter­
schiedlich strukturierter Partner. Wir können den letztgenannten Sachverhalt am 
besten verdeutlichen, wenn wir uns die Zusammensetzung zweier französisch­
saarländischer Kommissionen anschauen. Die Wirtschaftskommission war in den 
Konventionen von 1950 als ClearingsteIle bei Streitfragen vorgeschrieben. Ihr 
gehörten von französischer Seite Staatssekretär Maurice Schumann als Stellvertre­
ter des Außenministers sowie drei hohe Beamte des Finanz-, Wirtschafts" und 
Industrieministeriums an. Während der Sitzungen sprach fast ausschließlich Schu­
mann, wenn es galt, die französische Position darzustellen. Von saarländischer 
Seite waren Finanzminister Friedrich Reuter, Wirtschaftsminister Franz Ruland, 
der Gesandte Emil Straus sowie der Direktor des Ministeriums für Arbeit und 
Wohlfahrt, Heinrich Welsch, vertreten.87 Sie nahmen gleichberechtigt und rege an 
85 16.3.1949, Compte-rendu de la reunion relative ala SaITe qui s'est tenue ... dans le Bureau 
de Couve de Murville, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 29; 31.8.1949, BuTin des Roziers, Note 
pour le Ministre, L' incertitude de la situation internationale de la SaITe et ses incidences sur les 
developpements de notre politique dans ce teITitoire, MAE, EU 1949-1955, SaITe 130; 18.9.1949, 
Burin des Roziers, Note pour le Ministre, Mines de la SaITe, MAE, EU 1949-1955, SaITe 226. 
86 Vgl. Thomas Ellwein, Das Regierungssystem der Bundesrepublik Deutschland, Opladen 
31973, S. 407ff. 
87 An der ersten Sitzung nahmen auch Robert Schuman und Eugen Huthmacher teil. Heinrich 
Welsch schied Ende Mai 1952 aus der Kommission aus, weil er deren Entscheidung zur Besoldung 
der Grubenarbeiter nicht mittragen wollte. Seine Position übernahm Eugen Huthmacher. 
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der Diskussion teil. Letztlich war es eine Unterredung von Politikern, die verhan­
deln wollten, mit Beamten, deren Handlungsspielraum exakt festgelegt worden 
war.88 Ähnlich ungleichgewichtig besetzt war die Commission du Plan de La Sarre 
von 1954/55.89 Auch hier trafen hochrangige Beamte mit saarländischen Ministern 
zusammen, die politisch zu diskutieren trachteten, nicht technisch-bürokratisch. 
Sachadäquaie Regelung-
Die Politik verweigerte sich, überließ die Saar der Administration durch die Büro­
kratie. Die Schwäche der Politik stärkte die Verwaltung, und die Stärke der Admi­
nistration schwächte die Politik. Insofern war es nur konsequent, daß Schuman die 
Entlassung Grandvals zurücknehmen mußte. Dabei ist festzuhalten, daß es nicht nur 
ungelöste Probleme gab. Die französische Verwaltung konnte vor Ort, an der Saar, 
sehr vernünftige Maßnahmen in die Wege leiten. Häufig genügten genauere Infor­
mationen an die Vorgesetzten, um Mängel zu beseitigen. Die Effizienz dieser 
technokratischen Verfahrensweisen darf nicht unterschätzt werden. Und doch gab 
es zahlreiche Fragen, die der politischen Beschlußfassung bedurften. 
Bürokratische Scheinläsung 
Erstes Beispiel: Wie kam es zu Entscheidungen, wenn die Politik ihren Aufgaben nicht nachkam? 
Commission du Die französische Verwaltung versuchte, die fehlenden politischen Leitlinien aufzu­
Plan de la Sarre füllen. Das konnte geschehen, indem sie selbst die Planungen in die Hand nahm und 
die hierarchischen Strukturen umkehrte wie bei der Vollendung des Wirtschaftsan­
schlusses, oder indem sie, wie im Falle der Commission du Plan, das politisch 
gedachte Instrumentarium bürokratisch nachahmte. Die Beratungen des Commissa­
riat General, so hatte es Jean Monnet konzipiert, sollten zwischen den betroffenen 
Gruppen Kompromißbereitschaft wecken, durch umfassende Information die Ent­
scheidungsgrundlagen verbessern und schließlich die Öffentlichkeit für die wirt­
schaftspolitischen Optionen der Regierung gewinnen. Die Unterredungen der Com­
mission du Plan de La Sarre blieben dagegen geheim. Das Saarland war nicht einmal 
vertreten. Wir haben den Sachverhalt bereits früher dargestellt.9o Allenfalls vermit­
telte die Kommission einen brüchigen Kompromiß zwischen den beteiligten franzö­
sischen Bürokratien. 
Der Abschlußbericht91 bemühte sich um eine ehrliche Bestandsaufnahme: Es 
müsse das Ziel sein, die Saar auf Dauer in den französischen Wirtschaftsraum 
einzubinden, hieß es. Nur eine langfristige Perspektive sichere ausreichende Inve­
stitionsbereitschaft, gebe Gewähr für genügende Kapitalanlagen. Die Jahre 1920 bis 
1935 hatten bewiesen, wie nachteilig mangelnde Planungssicherheit für die Moder­
nisierung der Wirtschaft war, sie hatten gezeigt, daß Sonderregelungen Frankreich 
88 Protokolle der Unterredungen in: MAE, EU 1949-1955, Sarre 146.
 
89 Vgl. MEF, B33.520.
 
90 S.o.
 
91 Januar 1948, Commission du Plan de la Sarre, Rapport sm le plan de developpement et de 
modernisation de I'economie sarroise, etabli en fonction du rattachement economique de la Sarre ala 
France, AOFAA, Dossiers Debre 1; 30.4.1948, Commission du Plan de la Sarre, Instructions sur la 
politique economique fran~aise en Sarre, ebd. 
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selbst benachteiligten konnten, etwa durch Vergünstigungen der Saar im Außen­
handel mit Deutschland. Eine wirkliche Integration mußte eine Gleichstellung auf 
allen Ebenen garantieren: 
"Le rattachement econornique de la Sarre ne doit pas avoir un caractere precaire. Aucune limite 
de duree ne doit etre envisagee: des lors 1e probleme de la Sarre doit etre examine dans une large 
perspective et la regle d'action imposee aux representants de la France doit s'inspirer d'un souci 
'---de-continuite et d'une volonte d'etablir un regime de deve10ppement et de prosperite dans 
1'interet commun de la France et de la Sarre. La Sarre n' a pas une position independante en marge 
de I'economie fran~aise: la France et la Sarre sont considerees comme un ensemble gouverne par 
des interets identiqueset mene vers des objectifs semblables. Ainsi les servitudes qui pesent 
actuellement sur I'economie fran~aise ... seront etendues aux entreprises sarroises. En revanche 
celles-ci participeront al'effort de modernisation et d'equipement prevu pour l'industrie fran~ai­
se et toutes manoeuvres tendant a restreindre systematiquement les activites sarroises seront 
nettement proscrites.,,92 
Der Abschlußbericht der Commission du Plan de La Sarre unterschied zwischen 
drei Wirtschaftsbereichen. Hinsichtlich des ersten Teilbereichs - im wesentlichen 
gehörten ihm die Kohle zu sowie Koks, Gas und Elektrizitätsversorgung - erwartete 
die Kommission eine wesentliche Stärkung der französischen Wirtschaftskraft.93 
Drei Entwicklungsabschnitte waren bei der Kohle geplant. In einer ersten Phase 
sollte die Schichtleistung durch Elektrifizierung und Mechanisierung gesteigert 
werden. Für die Jahre 1949 bis 1952 war an den Ausbau und die Neuanlage der 
Grube Luisenthal gedacht. Ab 1953 sollte ein neuer Schacht in Hangard niederge­
lassen werden. Insgesamt wurde angestrebt, die Produktion bis 1960 auf mehr als 
65.000 t arbeitstäglich beinahe zu verdoppeln,94 wobei das Interesse vor allem der 
Fettkohle der Qualitätsstufe A galt. . 
Der zweite Wirtschaftssektor umfaßte die Schwerindustrie, die Metallverarbei­
tung und die Kerarnikproduktion. Hier erwartete der Bericht Überschneidungen mit 
der Produktionspalette der französischen Wirtschaft. In genauer Analyse unter­
schied die Studie zwischen Konkurrenzindustrien mit schlechter Ausstattung (Hüt­
ten, Röhrenherstellung), Konkurrenzindustrien mit günstigen Gestehungskosten 
(Keramik, Bolzen) und Konkurrenzindustrien, die durch eine Änderung ihrer Pro­
duktpalette leicht in die französische Wirtschaft integriert werden konnten (Hart­
draht, Grubenausrüstung). Wenn die Saar Vorteile besitze, hieß es in der Studie, wie 
bei der Keramik, mache es keinen Sinn, sie künstlich zu benachteiligen: ,,11 serait 
92 23.1.1948, Commission du Plan de la Sarre, Instructions sm la politique economique 
fran~aise en Sarre, MAE, Z 1944-1949, Sarre 37. 
93 "L' avantage majeur du rattachement reside pour la France dans I' augmentation tres sensible 
de sa ressource en charbon, cet apport est precieux au point de vue energetique. 111'est egalement par 
les sous-produits et les activites annexes auxquels il donne naissance (coke-gaz-electricite therrni­
que). Ce surplus de potentie1 economique ne pose d'autre probleme que celui de sa meilleure 
utilisation." 23.1.1948, Commission du Plan de la Sarre, Instructions sur la politique economique 
fran~aise en Sarre, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 37. 
94 Die unterschiedlichen Ausarbeitungen des Abschlußberichts nennen differierende Zahlen. 
Zu den Gründen, w.u. Vgl. Januar 1948, Comrnission du Plan de la Sarre, Rapport sur le plan de 
developpement et de modemisation de l'economie sarroise, etabli en fonction du rattachement 
economique de la Sarre ala France, AOFAA, Dossiers Debre 1; 30.4.1948, Commission du Plan de 
la Sarre, Instructions sur la politique econornique fran~aise en Sarre, ebd. 
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deraisonnable de steriliser cette industrie bien equipee et qui peut permettre, grace 
aux avantages techniques qu' elle a acquise, et ala capacite de production importan­
te qu'elle apporte ala France, de faire prendre al'ensemble France-Sarre, une place 
interessante sur le marche d'exportations."95 
Für die Hütten bedeutete das Papier, daß die Produktion der saarländischen 
Stahlwerke in die französiscb~.!1Verkaufsorganisationen eingebracht werden sollte. 
Eine Modernisierung wurde vorerst abgelehnt, weil Investitionen an anderer SteIle 
höheren Nutzen versprachen. Wegen der Kriegsschäden und wegen des wenig 
interessanten Produktionsprograrnms kam der Bericht zu dem Schluß, daß das 
Neunkircher Stahlunternehmen demontiert werden solle. 
Der dritte Wirtschaftssektor umfaßte Wirtschaftsbereiche von eher lokaler Be­
deutung. Ihnen schenkte die Untersuchung nur wenig Aufmerksamkeit. 
Der Fleiß, mit dem die Commission du Plan de la Sarre ihrer Arbeit nachging, 
war beeindruckend. Der erste Teil des Abschlußberichts umfaßte allein mehr als 60 
Seiten. Und doch blieb das Ergebnis unbefriedigend, weil es nicht gelang, die 
Widersprüche aufzuheben. "Le succes du rattachement exige une politique commu­
ne", lautete der zentrale Leitsatz: "Les Sarrois doivent participer aux etudes et ala 
preparation des programmes; les hommes politiques doivent etre entendus davanta­
ge meme; les representants de l'adrninistration fran<;aise nommes en Sarre doivent 
se faire l' echo des desirs, des souhaits et des possibilites des Sarrois." Im Endergeb­
nis müsse aber Frankreich die Wirtschaftspolitik bestimmen. "Le succes du ratta­
chement exige une politique commune qui ne peut etre que celle de la France."96 
Die vielen Sitzungen in der rue de Martignac, die vielen Papiere blieben letztlich 
ohne Folgen. Grandval drängte auf Änderungen und weigerte sich, die Ergebnisse 
anzuerkennen. Er verwies darauf, daß die saarländische Regierung in die Überle­
gungen miteinbezogen werden müßte.97 Politisch bedeute die vorgesehene Teil­
stillegung der Hütten und der Röhrenindustrie nichts anderes als einen Offenba­
rungseid. Kritik übten auch das Industrie- und das Außenministerium. Sie monier­
ten, daß der Schlußbericht für den Absatz der Saarprodukte immer wieder auf 
Deutschland verweise.98 Schließlich änderten sich die Entscheidungsgrundlagen: 
Man war davon ausgegangen, daß Arbeitskräfte fehlten, was die Planungen erleich­
terte, wenn es galt, unliebsame Konkurrenz auszuschalten. Nach der Wirtschafts­
und Währungsunion stieg indes die Arbeitsproduktivität rasch an, und die Unter­
95 Dieser Abschnitt wurde in der Fassung des Kornrnissionsberichts vom 30.4.1948 deutlich 
vorsichtiger formuliert: ,,Dans ce domaine, la capacite de production de la Sarre represente une 
fraction si importante du potentie1 fran<;ais que l'integration sera particulierement delicate. 11 
convient certes de sauvegarder l'industrie fran<;aise, handicapee par la guerre, et lui assurer la 
possibilite de se moderniser et de se reequiper. Mais il est necessaire, notamment pour l'industrie 
ceramique, dont les prix de revient sont extremement favorables, d'ouvrir 11 ces industries I'acces au 
marche fran<;ais, qui doit, tout le premier, beneficier de cet avantage. Une politique de rationalisation 
et d'exportation peut seule resoudre ce conflit." 30.4.1948, Commission du Plan de la Sarre, 
Instructions sur la politique economique fran<;aise en Sarre, AOFAA, Dossiers Debre 1. 
96 23.1.1948, Commission du Plan de la Sarre, Instructions sur la politique economique 
fran<;aise en Sarre, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 37. 
97 21.2.1948, Grandval an de Bourbon Busset, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 37. 
98 30.1.1948, Robert Lacoste an Jean Monnet, AOFFA, Dossiers Debre 1/4. 
nehmen stellten kaum neue Beschäftigte ein. Das Limit für die deutsche Hüttenpro­
duktion wurde auf 11,5 Mio t angehoben. So schwand die Aussicht für den Absatz 
saarländischer Stahlerzeugnisse auf dem deutschen Markt.99 Nicht einmal die Koh­
lenproduktion erwies sich länger als der zentrale Engpaß.IOO Vergeblich drängte 
Grandval, daß das Planungspapier überarbeitet werden müsse. Der staatliche Prüfer 
der Regie des Mines bedauerte in seinem Kontrollbericht für 1951, daß eine Ge­
samtentscheidung des Industrieministeriums zum Ausbauprogramm der Regie nach 
wie vor ausstehe. "Jusqu'ici les Ministres de tutelle se sont bornes aapprouver les 
tranches annuelles successives au debut de chaque exercice."IOI Ende 1952 unter­
breitete die Grubenleitung dem französischen Comite interministeriel de la Regie 
des Mines de la Sarre eine Frage, auf die sie keine Antwort wußte: "Quelles sont ... 
les intentions du Gouvernement fran<;ais en ce qui concerne le programme de 
modernisation et d'investissements des mines de la SaITe et les moyens d'assurer 
son financement?"I02 
An die Stelle politisch ausgehandelter, ökonomisch vertretbarer Regelungen Zweites Bei­
traten bürokratisch organisierte Scheinlösungen. Ein typisches Beispiel war die spiel: Die 
EisenbahnenGründung der eigenständigen saarländischen Eisenbahnverwaltung. Das Saarland 
des Saarlandes konnte wegen der kurzen Strecken bei anteilig hohen Verladekosten kein profitabel 
zu führendes Netz sicherstellen. Folglich warnte die Regie, daß die saarländische 
Regierung sich auf Kosten der Kohlengruben durch hohe Frachttarife schadlos 
halten könnte. Sie forderte deshalb genaue französische Kontrolle. Außerdem fehle 
qualifiziertes saarländisches Persona1. 103 
Unter diesen Umständen hätte eine Verpachtung an die SNCF die vernünftigste 
Lösung dargestellt, eine Regelung, die die französische Eisenbahnverwaltung in die 
Pflicht genommen hätte. Tatsächlich blieb dieser Ausweg versperrt. Um dem 
Autonomieanspruch zu genügen, drängte Michel Debre auf eine selbständige saar­
ländische Eisenbahnverwaltung. Die Führung oblag gleichwohl einem französi­
schen Generaldirektor, schon deshalb, weil er allein der SNCF als kompetenter 
Gesprächspartner gegenübertreten konnte.104 
99 24.1.1948, Compte-rendu de la reunion qui s'est tenue le 24 janvier sous la presidence de M. 
Guerronik, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 117. 
100 Le probleme charbonnier europeen, S. 118; 26.2.1948, Volksstimme; 30.4.1949, Grandval 
an Burin des Roziers, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 117. 
101 1.1.1952, Hervieu, Rapport particulier surles comptes et la gestion de la Regie des Mines 
de la Sarre pour I'exercice 1951, MAE, EU 1949-1955, Sarre 275. 
102 9.12.1952, Comite interministeriel de la Regie des Mines de la Sarre, Note sur le finan­
cement du programme de travaux neufs en 1953, MAE, EU 1949-1955, Sarre 241. 
103 5.11.1947, Baboin an Debre, AOFAA, Dossiers Debre 6/17. Zu den saarländischen Eisen­
bahnen s. Eisenbahnen des Saarlandes, Jahresüberblick der Eisenbahnen des Saarlandes, 1955; 
Pressedienst der Eisenbahnen des Saarlandes (Hrsg.), Die Eisenbahnen des Saarlandes im Wie­
deraufbau; E. Seitz, Hundertdreißig Jahre Eisenbahndirektion Saarbrücken. Beginn und Entwick­
lung staatlicher Eisenbahnverwaltung in Südwestdeutschland, Saarbrücken 1982; Engelbert Zim­
mer, Die Saarbrücker Eisenbahnverwaltung im Wandel der Zeit, 1847-1957, (Die Schiene, Sonder­
nummer), Saarbrücken 1959. 
104 10.3.1947, Organisation des Chemins de Fer Sarrois, Compte-rendu de la reunion du 4 
mars 1947, AOFAA, Dossiers Debre, 6/17; 23.4.1947, Debre an Laffon, ebd.; 26.11.1947, Debre an 
Christian Pineau, ebd.; Journal Officiel du CCFA, N 121,18.11.1947; 24.12.1947, Arrete N 47­
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1950 stand die Frage nach der Organisation der Saareisenbahnen erneut auf der 
Tagesordnung. Diesmal verhinderte die sich langsam formierende nationale Oppo­
sition und der Zwang, den Autonomieanspruch in den Pariser Verhandlungen 
erfolgreich zur Geltung zu bringen, ein ökonomisch angemessenes Resultat. 105 
Auch die Wamdtfrage fand ihre Regelung in einer technokratischen Pseudo­
lösung. Paris versprach, das Konjunkturrisiko zwischen der Regie des Mines und 
den lothririgischen Griioeifgleichmaßig aufzuteilen. lge Folglich sah sich die Rtgie 
in der Konjunkturkrise 1949/50 gezwungen, auf Entlassungen weitgehend zu ver­
zichten. Negative Auswirkungen auf die Gestehungskosten blieben nicht aus. 107 
Autonome Entscheidungsfindung 
Ein weiterer Lösungsansatz bestand darin, die fehlenden Vorgaben als politischen 
Freiraum zu betrachten und selbständig zu besetzen. So etwa handelte die französi­
sche Verwaltung an der Saar, wenn sie den saarländischen Politikern ein weitgehen­
des Entgegenkommen signalisierte: 1946 machte sie Hoffnungen auf ein baldiges 
Wiederanfahren des Neunkircher Hüttenwerkes108 und sie bekundete Verständnis 
für den Wunsch nach Sozialisierung der Schwerindustrie.109 Georges Thedrel über­
nahm die Sequesterverwaltung für Neunkirchen, weil er glaubte, vollkommen freie 
Hand zu haben und das Werk zu normaler Produktivität und Rentabilität zurückfüh­
ren zu können. 110 Tatsächlich stand eine abschließende Grundsatzentscheidung 
auch im Sommer 1949 noch aus. 111 
Aber nicht nur an der Saar handelte man eigenmächtig. Die lothringische Koh­
lenbergbaugesellschaft errichtete im Warndt Übertageanlagen, ohne angemessene 
Rücksprache mit dem Hohen Kommissar oder der saarländischen Regierung.112 
Nicht selten kam es dazu, daß sich die französische Verwaltung an der Saar über 
Anordnungen vorgesetzter Stellen hinwegsetzte. Für die Zeit vor dem Wirtschafts­
anschluß haben wir bereits über das autonome Ingangsetzen der saarländischen 
183 relatif 11 l'administration des Chemins de Fer de la Sarre, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 58; 
23.10.1948, Memento de la reunion du Conseil de Surveillance, ebd.; 11.5.1949, Rapport de gestion 
du premier exercice, ebd. 52. 
105 14.12.1948, Telegramm Grandval an MAE, CVP-Parteikongreß, MAE, Z Europe 1944­
49, Sarre, 20; 18.1.1949, Burin des Roziers, Entretien avec M. Corbin, ebd., 59; 18.3.1949, 
Compte-rendu de la reunion relative 11 la Sarre, ebd., 29; 3.3.1950, Konvention zwischen dem 
Saarland und Frankreich über den Betrieb der Eisenbahnen des Saarlandes, in: Forschungsstel1e für 
Völkerrecht und ausländisches öffentliches Recht der Universität Hamburg (Hrsg.), Gesetzgebung, 
S.271ff. 
106 12.11.1949, Extrait de l'al1ocution prononcee par le Haut-Commissaire, MAE Nantes, 
Sarre, Cabinet, 117. 
107 21.4.1950, Compte-rendu d'une reunion ... sous la presidence de M. Alphand, MAE 
Nantes, Sarre, HC Cabinet 117; 1.8.1950, HC Sarre, Mission economique, Note sur les activites 
comparees des mines LOITaines et de SaITe, ebd. 
108 18.10.1946, Al1ocution improvisee par M.le Gouverneur de la Sarre, PA Grandval5. 
109 17.1.1948, Volksstimme. 
110 28.5.1949, Grandval an Thedrel, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 129. 
111 5.7.1949, Burin des Roziers, Note pour le Ministre, MAE, Z Europe 1944-1955, Sarre 45. 
112 6.5.1949, Hacq an Grandval, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 117; 30.6.1949, Telegramm 
Grandval an den Ministerpräsidenten, MAE, Z Europe 1944-1947, SaITe 47. 
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Hüttenindustrie berichtet, ebenso über die Sonderschichten, welche die Grubenar­

beiter leisteten, um die zusätzliche Einfuhr von Lebensmitteln aus Luxemburg zu
 
ermöglichen. Georges Thedrel verweigerte mit Billigung des Außenministeriums
 
eine Gewinnausschüttung für die französischen Reparationsanteile an Völklingen,
 
weil er dies als Anschlag auf die Investitionskraft des Stahlunternehmens bewerte­

te: "Toute amputation de l'actif net de ce complexe compromet pour autant le
 
-potefitienndTlsttiel d'une acierie qui ne peut user pour son reequipement d'aucune 
des possibilites de financement classiques et dont cependant la prosperite est 
indispensable au succes de la politique de collaboration economique franco-sar­
roise."113 
Ausspielen der Bürokratien gegeneinander 
In schwierigen Fällen, oder wenn eine ungünstige Beschlußfassung drohte, waren
 
andere Vorgehensweisen angezeigt. Nicht selten spielte Grandval verschiedene
 
Pariser Stellen gegeneinander aus. Das Eisenwerk in Neunkirchen konnte seine
 
Produktion nur wieder aufnehmen, weil eine Verschwörung gegen Finanzminister
 
Maurice Petsche den erhofften Erfolg brachte. Das Manöver beruhte auf einem
 
Tauschhandel. Grandval nahm einen der Wahlkampfhelfer Edgare Faures, Staats­

sekretär im Finanzministerium, in seine Verwaltung auf, dafür sicherte ihm Faure
 
einen Gefallen zu. Die Entscheidung zugunsten Neunkirchens fiel, als Faure in
 
Abwesenheit Petsches kurzfristig eine Sitzung einberief, die er selbst leitete. 114
 
(4) Die Folgen 
Mangelnde Koordination, geringe Kenntnisse über die Verhältnisse an der Saar115 Inadäquate 
erleichterten das Eindringen partikularer Interessen. Das Industrieministerium wur­ Informations­
de zeitweise zur Hochburg unmittelbaren Einflusses der französischen Stahlindustrie. verarbeitung 
Und der Protest einzelner Wirtschaftskreise fand seinen Widerhall im Widerstand 
der Wirtschaftsadministration gegen erhöhte Importkontingente zugunsten Saar­
brückens, obwohl das Außenministerium und die Direction des Finances Exterieu­
res eine diesbezügliche Regelung befürwortet hätten. 116 
In Paris nahmen manche Behörden die Saar und ihre Probleme kaum zu Kennt­
nis, mehr noch, die Saar erschien als Belastung, von der sich die Bürokratie 
möglichst freizuhalten suchte. "D'une fa~on generale", beschrieb Etienne Burin des 
Roziers, der Leiter der Saarabteilung den Sachverhalt, "la tendance des administra­
tions centrales a ete de soumettre la Sarre aune reglementation economique calquee 
sur celle qui etait en vigueur en France."117 Dabei war es nicht böser Wille, der zu 
einer die Unterschiede negierenden Gleichbehandlung trieb, viel eher spiegelte der 
113 26.9.1953, Thedrel an M. le Liquidateur de Ja Societe nationale de Vente des Surplus, 
MAE, EU 1949-1955, Sarre 215.
 
114 1981, Aufzeichnung Grandval, PA Grandval4.
 
115 12.9.1950, Volksstimme.
 
116 November 1952, o.V., Demande de credits pour la Sarre, MAE, EU 1949-1955, SaITe 303.
 
117 1.8.1949, Burin des Roziers an M.le Secretaire d'Etat aux Affaires Economiques, Negocia­
tions d'une convention economique franco-saIToise, MAE, EU 1949-1955, SaITe 145. 
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Diskrepanz 
zwischen po­
litischen Erfor­
dernissen und 
technokrati­
schen Verhal­
tensweisen 
Sachverhalt die geringe Aufmerksamkeit, welche die politischen Führungsgruppen 
der Saar zollten. 
Wenn Entscheidungen ausstanden, sich verzögerten, bürokratische Lösungsan­
sätze notwendigerweise zu kurz griffen, dann bestand eine weitere wesentliche 
Wirkung darin, daß sich die Verwaltungen immer stärker voneinander absonderten. 
Politische ErfQrdernisselJJ)d.~~~b1!okratischeVerhaltensweisen fielen in zunehmen­
dem Maße auseinander. Der Hohe Kommissar mißtraute der Metropole, und die 
Metropole mißtraute dem Hohen Kommissar. Die Saarabteilung des Quai d'Orsay 
fürchtete, daß das Industrieministerium einen Ausverkauf der saarländischen Stahl­
werke plane, 118 und Grandval monierte, daß Schuman die Belange der Saar zugun­
sten Lothringens opfern würde. ll9 Immer wieder betonte er, daß politische Ge­
sichtspunkte allen anderen Aspekten voranzugehen hätten. 120 
Ganz anders sahen es die Direktoren der Regie des Mines oder Georges Thedrel. 
Sie empfanden, daß die politischen Rücksichtnahmen ihre Bilanzen in Unordnung 
brachten, und verlangten deshalb Schutz vor saarländischer Zumutung. Sie kritisier­
ten die Sozialpolitik und sie verwahrten sich gegen eine Beteiligung von Saarlän­
dern in den Führungsetagen. 
Tatsächlich brauchte die saarländische Politik auf ökonomische Fragen wenig 
Rücksicht nehmen. Solange der Saarregierung eine Entscheidungskompetenz bei 
den Gruben und bei den Hütten verwehrt blieb, machten selbst zweifelhafte Rege­
lungen Sinn. Pierre Couture, der Direktor der Saargruben, beklagte die vergleichs­
weise günstige Feiertagsregelung für die Saarkumpel sowie das hohe Lohnniveau 
trotz niedrigerer Produktivität als in Lothringen. ,,L'ambiance politique que je viens 
d' evoquer n' est certainement pas etrangere ala vague de lois et de mesures sarroises 
que nous venons de subir, et qui ont toutes pour effet d'entrainer des charges 
supplementaires pour la Regie des .Mines de la Sarre ou de tendre a evincer ses 
representants d'un certain nombre d'organismes." Couture ergänzte: Er habe allen 
Anlaß zu glauben, daß die Initiatoren jenseits einer gewissen Demagogie den 
Hintergedanken hätten, die Verwaltung der Saargruben für den französischen Staat 
21
so kostspielig zu machen, daß er freiwillig aufgebe.I
Daß aufgrund der politischen Gegebenheiten ökonomische Gesichtspunkte au­
ßer Kraft gesetzt seien, diese Erwartung gab es indes auch von französischer Seite. 
Der Direktor der Regie des Mines selbst machte die französischen Behörden für die 
schwierige Ertragslage der Saargruben verantwortlich: Damit Frankreich Kokskoh­
le erhalte, müsse die Regie nach Deutschland zu Preisen exportieren, die unterhalb 
der Gestehungskosten lägen. 122 Doch auch die Privatindustrie suchte ihren Vorteil: 
118 5.11.1948, Burin des Roziers, Note pour Alphand, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 44. 
119 30.4.1949, Grandval an Burin des Roziers, Personne1, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 
117; V. Auriol, Journal du Septennat, Bd. 3, S. 190, 13.4.1949. 
120 20.3.1948, Telegramm Grandval an MAE, AN 457 AP 71, D 8; 2.6.1948, Grandval an 
Auriol, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 53; 3.1.1950, Grandval, Note, MAE Nantes, SaITe, HC 
Cabinet 117.
 
121 13.8.1951, Couture an Louvel, MAE, EU 1949-1955, SaITe 230.
 
122 Ebd. 
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Nur wenn man ihr finanziell entgegenkomme, wollte die französische Hüttenindu­
strie sich an der Saar engagieren. Der Tresor lehnte das Verlangen strikt ab. 123 
Weil die Politik versäumte, die Wirtschaftsunion in der breiten Öffentlichkeit zu 
verankern, weil sie schwankte, ob die Saar ein Reparationsgut darstelle, oder ob sie 
einen Neubeginn symbolisiere für eine europäische Zusammenarbeit, weil also die 
politischen Ziele unentschieden blieben, begegneten die französischen Verwaltun­
-gen den-Vertretern der Saar nicht selten mit Überheblichkeit und Mißtrauen.124 
Robert Baboin, bis 1950 Direktor bei den Saargruben, bemerkte, daß die Betrüge­
reien des saarländischen Wirtschaftsministers Dr. Franz Singer allmählich lästig 
würden. 125 Tanguy Courson de la Villeneuve, seit Juli 1953 Direktor der Pariser 
. Saarabteilung, mußte daran erinnern, daß es ursprünglich Frankreich gewesen war, 
das eine selbständige Repräsentation der Saar in der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl vorgeschlagen hatte und es daher nur natürlich sei, wenn die 
Saar an allen wichtigen vorbereitenden Beratungen der EGKS beteiligt werde, auch 
wenn manchen Verantwortlichen eine solche Beteiligung schwerfalle: ,,11 ne faut 
pas se dissimuler ... qu'au sein des administrations fran~aises nombreux sont ceux 
qui estiment que pour garder toute leur utilite et permettre aux participants de parler 
a coeur ouvert, ces reunions doivent rester purement fran~aises, et qui craignent 
aussi, a tort ou a raison, qu'il ne se produise des fuites de renseignements vers 
l'Allemagne."126 "La Sarre n'est pas une colonie et son evolution ne peut se 
concevoir que de deux fa~ons: autonomie accrue, avec ou sans europeisation, ou 
retour al' Allemagne."127 
Letztlich war die französische Verwaltung unfähig, fehlende politische Ent­
scheidungen adäquat zu ersetzen. Zwar gelang hier und dort ein Durchbruch, aber 
fast immer war das Ergebnis, daß die Beschlußfassung verspätet erfolgte oder 
tatsächlich zu spät kam. 
Die Saarkonventionen vom März 1950 regelten, daß bei Streitf<illen eine ge­
mischte Wirtschaftskommission die Entscheidung fällen sollte. Auf französischer 
Seite konnte man sich über die Zusammensetzung der Kommission lange nicht 
einigen. Grandval schlug vor, die Kommission mit herausragenden Persönlichkei­
ten zu besetzen, damit Unabhängigkeit und Kompetenz der Mitglieder nicht in 
Frage gestellt würden. 128 Die Fachministerien erhoben Einwände, weil sie ihre 
123 16.10.1954, Roger Nathan, Note au sujet de l'affaire de Völklingen, MAE Nantes, SaITe, 
HC Cabinet 125. 12.11.1954, Grandval, Note pour M. Soutou, Röchling, ebd. 
124 11.6.1948, De Bourbon Busset, Note pour le Ministre: Der Vorschlag Grandvals, die 
französischen Reparationsanteile an den Völklinger Röchlingwerken dem saarländischen Staat zu 
übereignen, bedeute ein Übennaß an Vertrauen. Es sei nicht auszuschließen, daß die Saar, wenn sie 
erst einmal das Eigentum besitze, die Verfügungsgewalt über das Werk auch wirklich ausüben wolle 
und deshalb den vorgesehenen Pachtvertrag einseitig aufkündige. MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 
53. 
125 4.9.1949, Baboin an Grandval, MAE Nantes, SaITe, Cabinet, 117. 
126 27.8.1953, De Courson, Note, Participation de la SaITe aux travaux de la Communaute 
Europeenne du Charbon et de I'Acier, MAE, EU 1949-1955, Sarre 204. 
127 7.10.1953, De Courson, Note, Oe la representation de la SaITe au Comite de Coordination 
de la CECA, MAE, EU 1949-1955, SaITe 204. 
128 21.6.1950, Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 228. 
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eigenen Vertreter entsenden wollten, denn sie fürchteten, nicht genügend Einfluß zu 
besitzen. 129 Nach zahlreichen Diskussionen und vielfachen Briefwechseln setzten 
sich die technischen Ministerien durch. Die erste Sitzung fand aufgrund dieser 
Umstände erst am 3. April 1952 statt. In der Zwischenzeit hatte sich zwischen Paris 
und der Saar ein Konfliktpotential aufgebaut (etwa hinsichtlich der Höhe der 
Sozialabgaben und der Löhne der Bergarbeiter), ohne daß ein Schiedsgericht ein­
greifen konnte, um die LagezuljeruFlff'1hmigne>i'nr.1-il3lt-G---------------------­1
Noch einige weitere Beispiele seien genannt, bei denen Verzögerungen der 
Beschlußfassung aus der Unfähigkeit der französischen Bürokratie zum Kompro­
rniß resultierten. Dazu zählten die Aufteilung der Gegenwertmittel des Marshall­
plans, die Neuordnung der Verhältnisse bei den Stahlwerken in Neunkirchen und 
Völklingen, die Einrichtung des Saargrubenrates 1951 sowie die Ernennung der 
französischen Mitglieder des Grubenrates 1954. Obwohl Georges Thedrel bereits 
1949 den Bau neuer Walzstraßen in Völklingen beantragte, erhielt er erst fünf Jahre 
später eine entsprechende Genehmigung. 131 
Unberechtigt waren die Klagen von saarländischer Seite nicht, wenn die man­
Entfremdung 
und Politisie­ gelnde Kooperationsbereitschaft der französischen Verwaltung bedauert wurde. 
rung Erwin Müller monierte, daß die Expertengespräche über die neuen Konventionen 
den Geist der politischen Abmachungen nicht richtig widerspiegelten: "Die Bera­
tungen der Experten in Paris atmen nicht immer diesen Geist, und es wäre gut, wenn 
die maßgeblichen Politiker ihren Einfluß dahingehend geltend machten, daß die 
Erkenntnis dieser Verpflichtungen und des daraus resultierenden Maßes Allge­
meingut aller Verhandelnden wäre. Wir laufen sonst Gefahr, daß sich die Bespre­
chungen in Paris unter den Experten in akademische Erörterungen verlieren, denen 
jede klare politische Direktive fehlt."132 Am 8. Mai 1954 notierte Georg Krause­
Wichmann: "Die Auskunft des Herrn Poulain l33 wirft ein bezeichnendes Licht auf 
die Sorgfalt, mit der man die Vorschläge der saarländischen Regierung prüft."134 
Viele der saarländischen Gesprächspartner waren verbittert über die Pariser Ver­
waltungen. Es gab Unmut, Enttäuschung, weil Argumente, Vorschläge und Einga­
ben einfach nicht zur Kenntnis genommen wurden. 
Die Vertreter Frankreichs an der Saar litten nicht weniger unter der Sprachlosig­
keit der Pariser Zentrale. Wie sollten sie der öffentlichen Kritik begegnen, wenn die 
Metropole auf Stimmungen an der Saar überhaupt nicht reagierte, Entscheidungen 
sich immer wieder verzögerten? ,,11 n'est pas extremement commode de repondre a 
ces critiques qui dans leur ensemble ne manquent pas de fondement et qui sont 
formulees non pas seulement par les socialistes, mais par les milieux les plus 
129 11.9.1951, Grandval an MAE, Decisions et mesures urgentes, MAE, EU 1949-1955, SaITe 
140. 
130 13.8.1951, Couture an Industrieministerium, MAE, EU 1949-1955, SaITe 230; 11.10.1951, 
Grandval an MAE, Litiges soumis ala Commission Mixte, ebd. 146. 
131 9.10.1954, Thedrel an Grandval, Travaux neufs de J'usine de Völklingen, MAE Nantes, 
SaITe, HC Cabinet 125. 
132 J. Hoffmann, Das Ziel, S. 298f. 
133 Vertreter der Direction des industries mecaniques et electriques. 
134 8.5.1954, Krause-Wichmann, Saarländische Beteiligung an den Kontingenten des 
Handelsvertrages mit Deutschland, LASB, Wirtschaftsministerium 725. 
divers", charakterisierte Gilbert Grandval die Schwierigkeit seiner Mission. 135 Bis 
zur Selbstverleugnung sei er gegangen, um Paris zu schützen, meinte Georges 
Thedrel: "Vous comprendrez qu'acette epoque [1952], le freinage quej'etais oblige 
d' exercer dans la realisation des travaux neufs commen9ait ase sentir partout. On ne 
connaissait pas la vraie raison qui etait le refus de M. Denis de donner l' autorisation 
necessaire de construire. 136 Je devais masquer cette verite. C'est ce que j'ai toujours 
falt, contralrement a mes principes de morale et au detriment de ma reputation 
d'ingenieur en mettant en avant des raisons totalement absurdes au point de vue 
industriel. - Ceci doit prouver combien grands ont ete mes efforts pour qu'en Sarre 
on ne connaisse pas la politique de restriction que la Direction de la Siderurgie avait 
decide de faire en ce qui concerne les investissements dans les usines sous sequ­
estre."137 
Die Schwierigkeiten einer überzeugenden Außendarstellung seitens der franzö­
sischen Vertreter an der Saar färbten auf die saarländische Regierung ab: Im April 
1948 berichtete die Saarländische Volkszeitung, daß das Neunkircher Eisenwerk 
gerettet sei, dank des Engagements der saarländischen Staatsmänner. 138 Grandval 
wurde gefeiert, mit Grußadressen bedacht, weil er sich durchgesetzt hatte.139 Wie 
sich herausstellte, kam die Danksagung verfrüht, denn erst zwei Jahre später konn­
te, nachdem letzte Widerstände in Paris niedergerungen waren, der erste Hochofen 
angefahren werden. 
1950 ereignete sich ein ähnlicher Vorfall. An der Saar erwartete man allgemein, 
daß bald Verhandlungen über die Verteilung der Marshallplanmittel aufgenommen 
würden. Der vereinbarte Gesprächsterrnin wurde schließlich kurzfristig abgesagt, 
weil die französischen Behörden untereinander keinen Komprorniß finden konn­
ten. 140 "Wenn etwas in Kreisen der Wirtschaft in letzter Zeit dazu beigetragen hat, 
das Ansehen des Wirtschaftsministeriums und der gesamten Regierung herabzuset­
zen", hieß es dazu auf saarländischer Seite, "dann war es zweifellos die völlige 
Erfolglosigkeit ihrer Bemühungen, auch nur einen einzigen Franc derjenigen Mittel 
an die Saar zu bekommen, die von Paris für 17 saarländische Privatuntemehmen 
bereits 1Y2-2 Jahre genehmigt waren."141 Das Hohe Kommissariat, das Außenmini­
sterium, selbst der Staatspräsident Vincent Auriol nahmen zugunsten der saarländi­
schen Wünsche Stellung, aber das Finanz- und das Industrieministerium verweiger­
ten jeglichen Kompromiß. 142 Schließlich gab Maurice Schumann die Anregung, die 
135 30.10.1954, Grandval an MAE, Bericht über den SPS-Parteitag vom 14.115.10, MAE, EU 
1949-1955, SaITe 104. 
136 Tatsächlich war nicht der Leiter der Hüttenabteilung, Albert Denis, verantwortlich, sondern 
das Kabinett des Industrieministers. Die französische Bürokratie war offenbar so undurchdringlich, 
daß nicht einmal Georges Thedrel die Zusammenhänge in ihren Einzelheiten erkennen konnte. 
137 11.2.1954, Thedre1 handschriftlich an Grandval, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 124. 
138 17.4.1948, SVZ. 
139 20.4.1948, Volksstimme. 
140 14.10.1950, Volksstimme; o. Datum, Rede Singers, MAE Nantes, SaITe, Mission Juridi­
que, FV-18. 
141 31.5.1951, Krause-Wichmann, Vorschläge für die Verwendung von Marshallplanmitteln 
im Jahre 1951, LASB, Wirtschaftsministerium 729. 
142 19.7.1950, Telegramm Grandval an MAE, PA Grandval 13; o.D. (Anfang September 
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gemischte Kommission einzuberufen, weil nur so eine für alle französischen Behör­
den verbindliche Entscheidung zu erzielen war. 143 Georg Krause-Wichmann folger­
te, daß es unter diesen Voraussetzungen zweckmäßig wäre, wenn "sowohl der 
Landtag wie auch die saarländische Presse erneut aufs nachdrücklichste die Forde­
rungen der Saar auf eine angemessene Beteiligung an den Gegenwertmitteln des 
Marshallplans zur Spr<lche1?E~cPlen, um ihnen den erforderlichen Nachdruck zu 
verleihen."I44 Das Ergebnis der Beratungen kam den finanziellen Forderungen der 
Saar entgegen, aber zu welchem politischen Preis! 
d. Die Grenzen der Autonomie 
Frankreich übernahm durch den Wirtschaftsanschluß Verantwortung an der Saar, 
politische und ökonomische Verantwortung. Gleichzeitig unterstützte es den An­
spruch der Saar auf Autonomie. 
"La politique franr;aise en Sarre doit s'inspirer de deux ordres de consideration", 
definierte Anfang 1948 der Entwurf für eine neue Saarinstruktion die französische 
Politik, "d'une part, la consolidation des positions franr;aises, d'autre part, le libre 
developpement de l'autonomie sarroise. Le maintien de l'equilibre entre ces deux 
tendances devra etre la preOGCupation constante de notre representation en Sarre, 
dans le tripie domaine economique, politique et culturel." Als Ziele französischer 
Politik nannte der Entwurf: ,,veiller au maintien de l'independance vis-a-vis du 
Reich. - Developper les libertes politiques. - Garantir la bonne administration du 
territoire. Ce but sera d'autant mieux atteint que la France se gardera d'intervenir 
directement dans l'Administration du territoire, et se montrera plus discrete. Il 
conviendra donc de reduire au minimum nos interventions."145 
Eingriffe blieben notwendig, um sicherzustellen, daß die Steuerbelastung mit 
jener in Frankreich harmonisierte. Noch 1950 war der Hohe Kommissar der Auffas­
sung, daß kompetente Fachleute fehlten und daß er die Lücke selbst schließen 
müsse. 146 Bis zuletzt mischte sich Gilbert Grandval in die saarländischen Haus­
haltsdebatten ein, denn Paris war gezwungen, Defizite auszugleichen, wenn die 
Einnahmen und Ausgaben den Gegebenheiten und den wirklichen Bedürfnissen 
widersprachen.147 
1950), Bamberger, Problemes souleves par I'application 11 la Sarre de 1"'Accord de cooperation entre 
la France et les Etats-Unis d'Amerique relatif 11 I'application du programme de relevement euro­
peen", MAE, EU 1949-1955, Sarre 200; 2.1.1951, Schuman an Petsehe, Participation de la Sarre 11 la 
contre-valeur en francs de I'aide americaine, PA Grandval13; 15.1.1951, Petsehe an Schuman, ebd. 
143 13.6.1952, Antwort des Herrn Ministers für Wirtschaft auf die Große Anfrage der SPS­
Landtagsfraktion, LASB, Wirtschaftsministerium 729; Niederschrift über die Wirtschaftspolitische 
Tagung [derCVP] am 7.12.1951, ebd. 709. 
144 19.10.1951, Krause-Wichmann, Aufteilung der Gegenwertsmittel des Marshal1planes für 
das Jahr 1952, LASB, Wirtschaftsministerium 729. 
145 17.1.1948, o.V., Projet d'instructions au Haut-Commissaire Franyais en Sarre, MAE, Z 
Europe 1944-1949, Sarre 2. 
146 20.5.1950, Grandval an Debre, PA Grandval15. 
147 4.12.1954, Grandval an Hoffmann, MAE, EU 1949-1955, Sarre 293. 
Frankreich hatte den Saarstaat aus der Taufe gehoben. Es wurde mit den dortigen 
Verhältnissen in Verbindung gebracht, positiv und negativ. Dies galt im Hinblick 
auf das ökonomische Wohlergehen, dies galt mit Blick auf die politischen Verhält­
nisse. Kontrolle und Einmischung resultierten nicht zuletzt aus politischer Ver­
pflichtung. 
Hätten die Beziehungen zwischen Frankreich und der Saar den Verhältnissen 
einer reinen Wirtschaftsunion entsprochen, wäre es nur natürlich gewesen, wenn 
die Saarregierung ihre Interessen in Paris selbst vertreten hätte. Tatsächlich beruhte 
die Union auf anderer Grundlage. Immer wieder blieben Saarbelange unberücksich­
tigt, nahmen die Pariser Verwaltungen saarländische Interessen gar nicht wahr. 
Direkte Kontakte zwischen den Saarunternehmen und den technischen Ministerien 
fehlten ebenso wie Kontakte zu den semioffiziellen Institutionen und den Wirt­
schaftsverbänden. Aus Konkurrenzfurcht machten französische Wirtschaftskreise 
zahlreiche Schwierigkeiten. In solchen Fällen zählte politischer Einfluß, waren 
persönliche Kontakte notwendig, bedurfte es einer intimen Kenntnis der Pariser 
Verhältnisse. Die Mitarbeiter des Hohen Kommissariats intervenierten häufig in 
Paris. Sie sprachen die Sprache der Behörden, sie verfügten über politische Verbin­
dungen, sie wußten durch Argumente ihre Gesprächspartner zu überzeugen. 148 
Die Saar profitierte mehr durch diese Konstellation als vielfach wahrgenommen 
wurde. Größere Autonomie bedeutete unter dieser Voraussetzung mehr Verantwor­
tung, implizierte verminderte Durchsetzungschancen. Das europäische Statut, dem 
die Saarländer am 23. Oktober 1955 zustimmen sollten, hätte Frankreich aus jener 
Pflicht entlassen, der es bis dahin mit so großer Mühe nachgekommen war. 
e. Zusammenfassung 
Die deutsche Opposition an der Saar hat Frankreich immer wieder vorgeworfen, es 
wolle die Saar ausbeuten. 149 Aber das war nicht das Problem; der Vorwurf traf nicht 
einmal entfernt den Sachverhalt. Die Schwierigkeiten entstanden, weil eine klare 
politische Zielsetzung fehlte. Es gab keine französische Saarpolitik, es gab Gruppen 
und Fraktionen, die einander bekämpften. Eine klare Frontlinie, wie die deutsche 
Opposition unterstellte, hier Franzosen, dort Saarländer, sie existierte nicht. 
Die französische Diplomatie hatte gehofft, daß Ostfrankreich und das Saarland 
sich miteinander verzahnten, politisch, ökonomisch, kulturell, so daß ein natürlicher 
Verbund entstehe. Das Gegenteil trat ein. Nancy, Metz, Saarbrücken buhlten um 
Pariser Zuwendung, empfanden einander als Konkurrenten, erkannten ausschließ­
lich Benachteiligung. Paris versäumte eine Abstimmung zwischen den Regionen 
und unterschätzte die Ausstrahlungskraft der wirtschaftlichen Genesung West­
deutschlands. Jene Gruppen, die profitierten, meldeten sich kaum zu Wort, andere, 
148 6.3.1951, o.V., Remarques concernant I'organisation de la future representation diploma­
tique de la France en Sarre, MAE, EU 1949-1955, Sarre 2. 
149 Vgl. etwa Georg Schneider, Die Wahrheit über die Saarwirtschaft, Köln 1951; M. Bode, 
Die schleichende Demontage im Saarland. 
294 295 
die Nachteile fürchteten, aktualisierten latente Vorbehalte. Die Marktverflechtun­
gen genügten für den intendierten Interessenausgleich nicht. 
Das Scheitern der französischen Saarpolitik war das Ergebnis eines bürokrati­
schen Herrschaftsmodells, das notwendigerweise eine immer stärkere Politisierung 
zur Folge hatte und gleichzeitig zunehmend unfähig war, wirtschaftliche Fragen 
angemessen zu lösen. Frankreich hatte alles Interesse an einer prosperierenden 
Saar, es verstäno jeoocnIiiClU;-dle mnenpohuschen Voraussetzungen fur die not­
wendige Kooperation zu schaffen. Neue Modelle der Zusammenarbeit wie die 
gemeinsame Saargrubenverwaltung 1954, welche den Zwiespalt zwischen politi­
schen und ökonomischen Bedürfnissen zumindest teilweise aufhoben, kamen zu 
spät, um wirklich zu greifen. 
Doch stößt sich die Interpretation nicht mit der Erinnerung an die Jahre 1945 bis 
1955, die keineswegs eine Periode des Chaos und des Niederganges waren. Gab es 
nicht wirkliche Erfolge, Fortschritte? Ging es den Menschen nicht zeitweise besser 
als in Westdeutschland? 
Der Rückblick trügt nicht. Was tat mehr not als kompetente Verwaltung! Frank­
reich schickte seine besten FacWeute an die Saar. Georges Thedrel hatte bereits ein 
großes Hüttenunternehmen in der Tschechoslowakei geleitet, eine Filiale von Schnei­
der-Creusot. 150 Zwischen 1936 und 1944 stand er Neuves-Maisons vor. Robert 
Baboin war ausgebildeter Grubenfachmann und wurde 1961 zum Vizepräsidenten 
der Union Siderurgiques Lorraine (SIDELOR) berufen. Pierre Couture führte 
zwischen 1946 und 1950 die Houilliers du Bassin de Lorraine als Directeur general 
adjoint, bevor er an die Saar kam. Jacques Dontot leitete später namhafte Firmen in 
Frankreich. Albert Denis151 war bei der OECE ebenso in führender Position tätig 
wie darauffolgend bei verschiedenen Untemehmen.152 Mehrere hundert hochquali­
fizierte französische Ingenieure und Verwaltungsfachleute standen ihnen zur Seite. 
Gerade in den Anfangsjahren konnte eine fachkundige, entscWossene Leitung 
viel erreichen, wenn es gleichzeitig gelang, die Deutschen zu engagierter Zusam­
menarbeit anzuregen. Das bürokratische Herrschaftssystem führte nur allmäWich in 
die Immobilität. Anfangs konnte Grandval noch Paris gegen Baden-Baden aus­
spielen oder seinen Einfluß in der Metropole geltend machen. Sein großer Verwal­
tungsapparat gab ihm Möglichkeiten zur Kompensation und sein energisches Vor­
preschen und die geschickten Manipulationen zeigten noch Erfolg. Mit der Zeit 
nutzten sich die Mittel jedoch ab. 
Die Saarländer profitierten von der eingeschränkten Autonomie. Das Hohe 
Kommissariat, die politische Vertretung Frankreichs garantierten Schutz, sicherten 
Einflußmöglichkeiten, die eine diplomatische Mission des Saarlandes in Paris 
alleine nicht geWährleisten konnte. Die Entscheidung vom 23. Oktober könnte unter 
diesem Blickwinkel als doppelte Option gewertet werden, als Option gegen ein sich 
150 26.1.1946, Note pour Laffon, Remumlration de M. Thedrel, AOFAA, Division de la 
Production Industrielle, C 550, Div 11/b. 
151 Albert Denis war Berichterstatter der Comrnission du Plan de la Sarre und zwischen 
Oktober 1947 und Februar 1949 Abteilungsleiter der Section Industrie im Hohen Kommissariat 
Saarbrücken. 
152 Vgl. zu den Personalangaben: Who's Who in France, 1955-56, 1961-62, 1985-86. 
296 
selbst blockierendes, undurchschaubares, politisch alleingelassenes Herrschaftssy­
stem sowie als Option zugunsten einer Eingliederung in das vertraute "Vaterland", 
motiviert aus der Angst vor dem Alleingelassensein, begründet aus der "Furcht vor 
der Freiheit". 
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4. Herausforderung durch Deutschland1 
a. Einführung 
Die Saarfrage berührte in der Bundesrepublik das nationale Selbstverständnis. Es 
bedurfte keiner ausführlichen Begründung, um eine Rückkehr des Saarlandes zu 
Deutschland zu forderii.-mel)Coatte verselbständlgte SIch, spättete dIe Päftelen, 
entglitt zeitweise Adenauers Kontrolle. Die Saarforderungen eigneten sich als 
Instrument innenpolitischer Profilierung zwischen den Parteien ebenso wie als 
Druckmittel seitens des Kanzlers gegenüber den Alliierten. 
Wenn die französische Saarpolitik das Werk einer alleingelassenen Bürokratie 
war, so reflektierte die deutsche Saarpolitik das Ergebnis widerstreitenden Han­
delns von Politikern. Die Herangehensweise Adenauers und die Jakob Kaisers 
standen im Widerspruch zueinander, wie auch die öffentliche Meinung gespalten 
war, und doch ergänzten sich die heiden Politiker gegenseitig. Jakob Kaiser mobili­
sierte die deutsche Öffentlichkeit, führte sie aus der Lethargie heraus, stellte die 
Legitimität der staatlichen Ordnung an der Saar permanent in Frage. Er unterstützte 
die deutsche Opposition, leistete ihr finanzielle Hilfe - gegen die Anweisung des 
Kanzlers. Konrad Adenauer legte den Schwerpunkt auf Wirtschaftsfragen, förderte 
durch Dialogbereitschaft die Herauslösung der Saarregierung aus der Umklamme­
rung mit Frankreich. Er war den Westmächten Garant für Mäßigung und Sicherheit 
und schuf die Voraussetzungen für den konstruktiven Dialog. Erich Kosthorst hat 
von einer "coincidentia oppositorum" gesprochen, um den Beitrag der gegenläufi­
gen Tendenzen deutscher Saarpolitik zur Lösung der Saarfrage zu charakterisieren.2 
Und dennoch, fragt man nach den letzten Ursachen für die erste deutsche Wieder­
vereinigung, war es wohl eher die Westpolitik des Kanzlers und der durch ihn 
initiierte Versuch einer ökonomischen Penetration der Saar, welche die Rückgliede­
rung der Saar ermöglichten, als die entschieden offensive, auf Konfrontation set­
zende Politik Jakob Kaisers. 
b. Innenpolitische Voraussetzungen 
(1) Die Öffentlichkeit und die Saarfrage 
Starkes lnteres- Die Befindlichkeit der Deutschen, ihre Gemütsverfassung waren seit Kriegsende 
se Thema zahlreicher Meinungsumfragen. Glauben wir den Studien, so interessierten 
sich die Deutschen in überraschend starkem Maße für die Saarfrage. Das Thema sei 
1 Zur deutschland- und außenpolitischen Dimension der Saarfrage werden demnächst Winfried 
Schumacher und Martin Kerkhoff Dissertationen vorlegen. Das folgende Kapitel ist angesichts der 
verhältnismäßig guten Literaturlage bewußt kurz gehalten. Im Mittelpunkt steht die Frage nach den 
innenpolitischen Voraussetzungen und der Konzeption der deutschen Saarpolitik sowie nach den 
Folgen für die Saar. - Ergänzend zu erwähnen: W.R. Craddock, The Saar Problem; P. Fischer, Die 
Saar zwischen Deutschland und Frankreich; R.H. Schrnidt, Saarpolitik; B. Thoß, Die Lösung der 
Saarfrage; H.-P. Scharz, die Ära Adenauer; L. Herbst, Option. 
2 Werner Conze, Erich Kosthorst, Elfriede Nebgen, Jakob Kaiser, Bd. 3: Erich Kosthorst, Jakob 
Kaiser, Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen, 1949-1957, Stuttgart 1972, S. 312f. 
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wichtig, sagten 55% im März 19503 und wiederholten 61 % im Mai 1955.4 Größeres 
Gewicht besaßen im Frühjahr 1950 nur noch das Flüchtlingsproblem, die Woh­
nungsfrage, die Arbeitslosigkeit und die Teilung Deutschlands insgesamt.5 "Die 
Bundesregierung habe die Aufgabe, eine Rückkehr der Saar an Deutschland anzu­
streben", bekundeten im April 1954 zwei Drittel der Befragten, obwohl kurz zuvor 
Bidault und Adenauer vereinbart hatten, daß sie den sogenannten Van-Naters-Plan, 
-- der efne-Etifopäisierung der Saar vorsah, zur Grundlage von Beratungen machen 
wollten. Nur 11% der Deutschen mochten diesem Gedanken zustimmen.6 
Wie stark die Unterstützung für eine harte Saarpolitik war, ist trotz allem nicht 
genau zu ermitteln. Laut Allensbach-Umfrage vom März 1950 votierten 41 % für 
eine entscWossene Saarpolitik, auch auf die Gefahr hin, dadurch die Beziehungen 
zu den Westmächten zu belasten.? 46% meinten, die Bundesregierung solle eine 
Mitwirkung am Schuman-Plan davon abhängig machen, daß das Saargebiet bei 
Deutschland verbleibe.8 Eine amerikanische Untersuchung von 1952 erbrachte 
andere Ergebnisse. Demnach war nur jeder fünfte Deutsche entschiedener Anhän­
ger einer Rückkehr der Saar zur Bundesrepublik. Allenfalls ein Viertel erachtete das 
Ziel überhaupt für realistisch.9 Drei Jahre später erhielt die US-Studie eine gewisse 
Bestätigung: Auf die Frage, warum so viele Deutsche an den Pariser Verträgen 
Kritik übten, antworteten 41% mit dem Hinweis auf die Wiederbewaffnung. Nur 
20% sahen das Saar-AbkommenlO als ausschlaggebenden Grund. II 
Es könnte der Eindruck entstehen, daß die öffentliche Meinung keinem Entwick­
lungsprozeß unterlag. Tatsächlich hatte sie sich zwischen 1947/48 und 1955 deut­
lich gewandelt. Zahlreiche Berichte zeugen für die Jahre 1947/48 von Desinteresse, 
vielleicht sogar von neidischer Mißgunst. 12 Erst der Wahlkampf 1949, der Schu­
manbesuch im Januar 1950 und die Konventionen vom März 1950 brachten das 
Thema in das Bewußtsein zurück. Anfangs akzeptierten viele Westdeutsche den 
Wirtschaftsanschluß, weil sie glaubten, die Saarländer hätten ihr Schicksal selbst 
bestimmt. Die Kampagne der nationalgesonnenen Kräfte lehrte dann eine andere 
Sichtweise. SPD, FDP, Teile der CDU betonten, daß die Saarländer sich nicht 
3 E1isabeth Noelle, Erich Peter Neumann (Hrsg.), Jahrbuch der öffentlichen Meinung, 1947-1955, 
Allensbach 1965, S. 322. 
4 E. Noelle, E.P. Neumann (Hrsg.), Jahrbuch der öffentlichen Meinung, 1947-1955, S. 327. 
5 April1950, HC Bonn an Burin des Roziers, AOFAA, Ambassade de France a Bonn, 
Gouvernement de 1a Sarre, C 135, ZF 3-3. 
6 E. Noelle, E.P. Neumann (Hrsg.), Jahrbuch der öffentlichen Meinung, 1947-1955, S. 324. 
7 Ebd., S. 322. 
8 Ebd., S. 343. 
9 26.2.1952, o.V., Repercussion in West Germany of the French ambassadoria1 appointment to 
the Saar, PA Grandva121; 14.3.1952, Telegramm Fran~ois-Poncet an MAE, MAE, EU 1949-1955, 
Sarre 169. 
10 Hier ging es immerhin um die Europäisierung der Saar.
 
11 E. Noelle, E.P. Neumann (Hrsg.), Jahrbuch der öffentlichen Meinung, 1947-1955, S. 366.
 
12 Mai-Juli 1946, Rapport detaille, LASB, Handelsarnt 8; 5.10.1947, d'Huart an Tarbe de St.
 
Hardouin, AOFAA, Ambassade de France aBonn, Gouvernement de 1a Sarre, C 134, Cote ZF 3-3; 
15.10.1947, CCFA, Division d'Etudes et de Documentation, Les elections du 5 octobre dans la Sarre 
et l'opinion allemande, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 19; 8.11.1947, Dagen Nyheter, ebd. 66; 
22.10.1948, CGAAA, Service politique, Note, ebd. 14. 
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"4.' 
Geringe Kennt­
nisse 
Opposition in 
den eigenen 
Reihen 
hätten frei entscheiden können. Sie verwiesen auf die angeblich undemokratischen 
Zustände an der Saar.J3 Im Dezember 1952 glaubten 38% der Deutschen, daß die 
Saarländer selbst eine Rückkehr nach Deutschland wollten. Ein Jahr später waren es 
bereits 49%.14 In dem Maße, in dem die unmittelbaren Wirtschaftsprobleme an 
Gewicht verloren, gewann die Wiederherstellung der deutschen Einheit für die 
Öffentlichkeit an Bedeutung.15 
Die Saar war den DeutscnenwiChtig, aber docn nicht so, daß SIe sich aktiv 
engagierten16 oder die Verhältnisse im Saarland wirklich zur Kenntnis nahmen. 
Offenbar lasen viele Zeitungsabonnenten die Saarberichterstattung nur oberfläch­
lich. Die Presse berichtete regelmäßig, kommentierte die Sachverhalte kritisch, 
manchmal aufgeregt, so daß Adenauer zu Äußerungen getrieben wurde, die er gar 
nicht beabsichtigt hatte. Noch im Mai 1955 konnten 72% der zu unterschiedlichen 
Saarthemen befragten Interviewpartner einer Meinungsumfrage den Namen Grand­
val nicht richtig einordnen. Und auf die Frage: "Wissen Sie, wer Johannes Hoff­
mann ist?", antwortete eine Mehrheit mit"weiß nicht". 17 
(2) Die Grenzen der Handlungsfreiheit Adenauers 
Konrad Adenauer war als Bundeskanzler in den Jahren 1949 bis 1953 in einer 
starken Position. Die in der Verfassung verankerte Richtlinienkompetenz und das 
konstruktive Mißtrauensvotum festigten seine Stellung. Er allein hatte unmittelba­
ren Zugang zu den Hohen Kommissaren. Er bestimmte die Außenpolitik, solange 
ein selbständiges Ministerium fehlte. Das Bundeskßnzleramt kontrollierte den In­
formationsfluß zwischen den Fachressorts und gab diesen die notwendige kompe­
tente Führung. Da zudem die CDU auf Bundesebene noch kaum über etablierte 
Kader verfügte, konnte Adenauer häufig selbständig entscheiden.18 
Wenn also der Kanzler das politische Geschehen maßgebend bestimmte, gab es 
gleichwohl Ausnahmen, und zu diesen zählte die Saarfrage. Im Oktober 1952 
charakterisierte Hans Globke, "graue Eminenz der Adenauer-Ära",19 die Zwänge 
13 11.3.1950, Telegramm Gaillard (Hamburg) an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 163; 
18.3.1950, HC (Bonn) an MAE, Les reactions suscitees en Allemagne occidentale par la signature 
des accords franco-sarrois du 3 mars 1950, ebd. 164. 
14 E. Noelle, E.P. Neumann (Hrsg.), Jahrbuch der öffentlichen Meinung, 1947-1955, S. 324. 
15 Vgl. Anselm Doering-Manteuffel, Westintegration und nationale Frage, 1949-1963, Tübin­
gen 1988 (Deutsches Institut für Fernstudien an der Universität Tübingen, Nachkriegsjahre und 
Bundesrepublik Deutschland, Deutsche Geschichte nach 1945, Teil 1, Heft 4), S. 64. 
16 Vgl. 23.10.1951, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 167; 5.12.1951, 
HC Bonn an MAE, Deutscher Saarbund, AOFAA, Commissariat pour le Land Rhenanie-Palatinat, P 
14,0 205!bl; 24.11.1952, Telegramm Frangois-Poncet an MAE, PA Grandval 25; 15.3.1954, HC 
Bonn, Service de la Sfirete, Le Deutsche Saarbund, MAE, EU 1949-1955, Sarre 178. 
17 Elisabeth Noelle, Erich Peter Neumann (Hrsg.), Jahrbuch der öffentlichen Meinung, 1957, 
Allensbach 1957, S. 328. Im Mai 1955 antworteten 45% der Befragten, ob sie wüßten, daß 
Frankreich und Deutschland ein Saarabkommen unterzeichnet hätten, mit "Nein", ebd. S. 327. 
18 Anse1m Doering-Manteuffel, Die Bundesrepublik in der Ära Adenauer. Außenpolitik und 
innere Entwicklung, 1949-1963, Darmstadt 21988, S. 24ff.; D. Tränhardt, Geschichte der Bundesrepu­
blik Deutschland, S. 98f. 
19 H.-P. Schwarz, Vom Reich zur Bundesrepublik, S. 38f. 
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deutscher Saarpolitik: Nicht die Öffentlichkeit sei das Problem, erläuterte er dem 
stellvertretenden französischen Hohen Kommissar Armand Berard, sie interessiere 
sich nur am Rande für die Saar, auch nicht die SPD. Das Problem seien einige 
engagierte Abgeordnete der Koalition, deren Zahl noch steige.2o 
Tatsächlich reichte die Opposition gegen Adenauers Saarpolitik bis weit in die 
CDU hinein. Ein Netz persönlicher Beziehungen durchdrang den Regierungsappa­
--rat Diesesverband Gustav Strohm, der von der SPD kam und bis zum März 1952 
im Auswärtigen Amt für die Saarfragen zuständig war, mit Heinrich Schneider, der 
an der Saar die deutsche Opposition koordinierte. Beide kannten sich noch aus der 
gemeinsamen Tätigkeit im Saarreferat des Preußischen Innenministeriums Mitte 
der dreißiger Jahre. 21 Der Gruppe gehörten des weiteren an: Emil Knoop, Ministe­
rialrat im Gesamtdeutschen Ministerium, und Karl Arnold, der Ministerpräsident 
von Nordrhein-Westfalen. Dieser veröffentlichte 1949 inoffizielle US-Dokumente, 
die Zweifel an den französischen Saarthesen stützen konnten. Entdeckt hatte die 
Dokumente Karl Mommer von der SPD.22 Wie Fritz Hellwig (CDU) war er zeitwei­
se unter Leitung von Gustav Strohm im Stuttgarter Friedensbüro tätig gewesen. 
Erwähnt sei außerdem noch Wilhelm Bodens, der als Leiter des Grenzlandreferats 
im Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen ebenfalls mit der Saarfrage 
betraut war.23 
Mächtigster Gegner Adenauers wurde indes Jakob Kaiser. Er war gesamtdeut­
scher Minister, Vorsitzender der Sozialausschüsse sowie Vorsitzender der Exil­
CDU. Er agierte selbstbewußt, unabhängig, war eine politische Kraft, die der 
Kanzler nicht einfach beiseite drängen konnte. Sein Ministerium gab ihm die 
notwendigen Hilfsmittel, um die deutsche Opposition an der Saar politisch und 
finanziell zu unterstützen. Mehr als einmal rief Adenauer ihn zur Ordnung - ohne 
Erfolg. Nicht selten sah sich der Kanzler vor vollendete Tatsachen gestellt, weil 
Kaiser die Presse mit vertraulichen Unterlagen versorgt hatte.24 Es bereitete dann 
erhebliche Mühe, die Öffentlichkeit wieder zu beruhigen. 
Adenauers Position wäre besser gewesen, wenn er außerhalb der CDU Bündnis­
partner gefunden hätte, aber das war nicht der Fall. Die SPD erachtete die Lösung 
des Saarproblems als Voraussetzung für eine wirkliche deutsch-französische Zu­
sarnrnenarbeit und tadelte die Abtrennung unerbittlich. Die FDP, die DP, der BHE, 
also die kleinen Regierungsparteien, kritisierten die Politik des Kanzlers nicht 
weniger scharf. Dabei spielten grundsätzliche Überlegungen eine Rolle: Teile der 
FDP standen in deutlicher Tradition zum Nationalliberalismus. Doch auch Ge­
sichtspunkte unmittelbaren Nutzens sprachen zugunsten einer Distanzierung vom 
20 2.10.1952, Telegramm Berard an MAE, PA Grandval25.
 
21 Übrigens hatte Heinrich Schneider damals Hans Globke auf der Stelle des Saarreferenten
 
abgelöst. 
22 20.8.1949, Pierre d'Huart an MAE, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol II, K9, 2. 
23 Vgl. hierzu die Darstellung Heinrich Schneiders, Das Wunder, insbes. S. 275ff., 331ff. 
24 Juli 1952, o.V., Les dessous de l'artic1e paru dans le «Spiegel» du 9 juillet 1952 sur le 
Chancelier Adenauer et le Dr. Blankenhorn, MAE, EU 1949-1955, Sarre 11. Vgl. des weiteren: 
31.10.1952, Telegramm Frangois-Poncet an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 100. 
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Kanzler.25 Prinzipielle Opposition in der Saarfrage gab Chance zur Profilierung nur konsequent, daß Adenauer für die Saarkonventionen vom 3. März 1950 Kom­
gegenüber der übermächtigen CDU, festigte die eigene Verhandlungsposition in 
anderen Fragen.26 Für die SPD bot die Uneinigkeit im Regierungslager Gelegenheit 
pensation einklagte.32 In einem Schreiben an die Alliierten verlangte der Kanzler 
ein formelles Gesuch der Westmächte, in welchem diese die Bundesrepublik zu 
zur Selbstdarstellung, eröffnete die Chance, die Kluft zwischen den Koalitionären 
zu vergrößern.27 
einer Mitgliedschaft im Europarat einluden. Die Saar dürfe nur vorbehaltlich einer 
späteren Friedensvertragsrege1ung aufgenommen werden, während die Bundesre-
Adenauer handelte in einem schwierigen Umfeld. Manches harte Wort zielte 
nicht gegen Frankreith;-sc)1J.Oe-m. war allein für die Innenpolitik bestiUllut, damit die 
publik bald den Status eines Vollmitglieds erhalten müsse.33 Adenauers Wunsch 
--wÜrde-erfülle 
Saarfrage nicht die Reihen der nationalen Opposition stärke. Mit heftigen Attacken Anfang 1951 drängte Frankreich seine Partner, die internationale Stellung der 
reagierte er auf die Saarkonventionen vom 3. März 1950, um kurz darauf gegenüber Saar zu festigen. Viele Wege schlug Paris ein, um dieses Ziel zu erreichen. Der 
dem amerikanischen Journalisten Kingsbury-Smith eine vollständige Union zwi­ auffallendste Versuch war, die Saar als siebtes Land in die Europäische Gemein­
sehen Deutschland und Frankreich vorzuschlagen. "Ich habe zuerst eine Pressekon­ schaft für Kohle und Stahl aufzunehmen. Die Anstrengungen blieben alle verge­
ferenz abgehalten, in der ich schärfer gesprochen habe als nachher im Parlament", bens. Nicht einmal eine selbständige Mitgliedschaft in halboffiziösen Institutionen 
erläuterte der Kanzler seine Politik gegenüber den Hohen Kommissaren. "Ich habe wie der International Labor Organization oder der World Metereological Organi­
das sehr bewußt getan, um diesen Stoff nicht zu einem Agitationsmittel nationalisti­ zation wollten die Alliierten zugestehen.34 Die Westmächte ermahnten Bonn und 
scher Kreise werden zu lassen."28 Adenauer lavierte zwischen den Fronten, suchte Paris, den Konflikt nicht anzustacheln,35 sie intervenierten, sie regten eine Lösung 
nach Wegen, die gleichermaßen den Bedürfnissen der Innen- und der Außenpolitik noch vor dem Friedensvertrag an.36 Nach dem Pariser Saarabkommen vom Oktober 
entsprachen. 1954, das eine Europäisierung der Saar festlegte, gewannen sie den Eindruck, daß 
Innenpolitische Unter außenpolitischen Gesichtspunkten hatte die vergleichsweise schwache Adenauer bis an die Grenze des Machbaren gegangen sei.37 Alle öffentlichen 
Schwäche als 
außenpoliti­
sches Pfand 
Position des Regierungschefs auch positive Seiten. Seit den Berliner Abkommen im 
Februar 1948 versuchten England und die USA alles zu vermeiden, was eine 
internationale Anerkennung der Saarautonomie bedeuten konnte.29 Aus Washing-
Erklärungen dienten dem Zweck, keine neuen Gräben aufzureißen. Paris verlangte, 
daß Washington und London frühere Zusagen einer Unterstützung der französi­
sehen Position bei Friedensvertragsverhandlungen wiederholten. Statt,dessen versi­
ton berichtete der französische Botschafter in diesem Zusammenhang, daß die USA cherten die beiden Hauptstädte, sie würden nur einer Lösung zustimmen, die alle 
den Grenzverlauf im Westen derzeit zwar akzeptiere, grundsätzliche Überlegungen Beteiligten zufriedenstelle. Das nützte Adenauer mehr als Paris.38 
die amerikanische Regierung indes veranlaßten, sich nicht auf eine Position bei den Für Jakob Kaiser blieben die Wendungen der Adenauerschen Politik unergründ- Die saarpoliti­
zukünftigen Friedensverhandlungen festzulegen. 3D In offiziellen Stellungnahmen I lieh. "Kein Teil des Volkes", meinte Kaiser "habe das Recht, über einen Teil schen Konzep­
klang dasselbe weniger differenziert: Außenminister Acheson bekräftigte 1950 die 
US-Position der Vergangenheit, sagte Paris volle Unterstützung für seine Saarfor­
derungen ZU. 31 Was blieb anderes übrig, wenn die Alliierten den nationalen Kräften 
I deutschen Gebiets zu verfügen."39 Adenauer entgegnete, daß die Bundesregierung 
auch in anderen Fällen bereit sei, ein Stück deutschen Landes für Europa aufzuge­
ben, wenn die Bewohner das wollten. Sollte freilich die Saarbevölkerung in Wahlen 
tionen Jakob 
Kaisers und 
Konrad Ade­
nauers 
in der Bundesrepublik keine falschen Hoffnungen machen wollten? Mit leichter gegen ein europäisches Statut stimmen, entstünde eine neue Lage, die die Westalli-
Hand wischte die Hohe Kommission die Beschwerden der Bundesregierung über ierten zur Kenntnis nehmen müßten.4D 
die Lage an der Saar beiseite. Gleichzeitig mahnte sie zur Mäßigung. Alles sei zu 
vermeiden, was die deutsch-französischen Beziehungen belastete. Insofern war es 32 Paris und Saarbrücken hatten sich auf eine umfassende Regelung ihrer gegenseitigen Bezie­
hungen geeignet. U.a. sah ein Vertrag über die Saargruben vor, daß diese für 50 Jahre an eine 
25 Vgl. hierzu: FDP-Bundesvorstand. Die Liberalen unter dem Vorsitz von Theodor Heuss und 
Franz Blücher. Sitzungsprotokolle, 1949-1954, 2 Teilbände, Düssedorf 1990, insbes. S. 487ff., 
1408ff. 
26 20.11.1954, BRS, Chroniques, SaITe-Allemagne, MAE, EU 1949-1955, SaITe 51. 
27 P. Fischer, Die Saar, S. 130. 
28 Akten zur auswärtigen Politik der Bundesrepublik Deutschland, hrsg. im Auftrag des 
Auswärtigen Amtes von Hans-Peter Schwarz, Bd. 1: Adenauer und die Hohen Kommissare, 1949­
1951, München 1989, S. 168f. Vgl. auch: 20.1.1950, Telegramm Franc;ois-Poncet an MAE, MAE, 
EU 1949-1955, Sarre 162; 27.1.1952, Telegramm Berard an MAE, PA Grandval 7. 
29 S.o. 
30 31.12.1948, Telegramm Bonnet an MAE, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 9. 
31 18.1.1950, Declaration officielle du Secretaire d'Etat Americain, Acheson, PA Grandval 16. 
Ähnlich lautete die Erklärung des britischen Sprechers der Hohen Kommission in Deutschland, vgl. 
20.1.1950, SVZ. 
französische Staatsgesellschaft verpachtet würden. In Westdeutschland war die Aufregung groß, 
weil das Abkommen als Vorgriff auf einen Friedensvertrag gewertet wurde. 
33 H. Booms (Hrsg.), Die Kabinettsprotokolle der Bundesregierung, Bd. 2, 1950, S. 298f., 
Anm.28. 
34 W.R. Craddock, The Saar-Problem, S. 112ff. 
35 26.10.1951, Gesprächsaufzeichnung, Schuman - Sir Oliver Harvey, PA Grandvall6. 
36 Kabinettssitzung vom 25.3.1952, H. Booms (Hrsg.), Die Kabinettsprotokolle der Bundes­
regierung, Bd. 5, 1952, S. 200; 27.7.1953, Covent und Ward an Adenauer, PA Grandval23. 
37 Hierzu ausführlich: B. Thoß, Die Lösung der Saarfrage. 
38 4.3.1955, Pinay an die französischen Botschaften in London und Washington, DDF, 1955, 
Bd. I, S. 286f. 
39 H. Booms (Hrsg.), Die Kabinettsprotokolle der Bundesregierung, Bd. 5, 1952, S. 213, 
Anm.35. 
40 Adenauer, "Wir haben wirklich etwas geschaffen". Die Protokolle des CDU-Bundesvorstan­
des, 1953-1957, bearb. v. Günter Buchstab, Düsseldorf 1990, S. 154f., 199ff. 
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Kaiser lehnte Kontakte zur Saarregierung grundsätzlich ab.41 Jegliche Konzes­
sion in der Saarfrage hielt er für gefahrlich, da sie die Glaubwürdigkeit der Bundes­
republik gegenüber der Sowjetzone mindere. Er wollte Zeit gewinnen, bis die 
Position der Bundesrepublik so weit gefestigt war, daß sei eine Rückkehr der Saar 
zu Deutschland verlangen konnte. Er unterstützte den Widerstand an der Saar, weil 
er hoffte, das Regime von innen auszuhöhlen. Er war der Auffassung, daß sich die 
Saarländer gegen die Einschlitnkung demokratischer flIeilreiten wellten W!ttden. 
Seine Politik bedeutete, eine permanente Konfrontation mit Frankreich. Das akzep­
tierte er, obwohl er für eine Verständigung mit Paris eintrat.42 
Adenauer war die Vorstellung von der Saar als Konfliktherd zwischen Paris und 
Bonn gänzlich unerträglich. Sollte der Ausgleich mit Frankreich gelingen, würde 
sich das Problem von selbst lösen lassen.43 Robert Schuman, so glaubte er, hätte 
ihm beim ersten Treffen im Oktober 1948 in Bassenheim große Hoffnung gemacht: 
"Ihre Ausführungen über die Lösung der Saarfrage", schrieb er dem französischen 
Außenminister Anfang 1950, "daß Frankreich keine politische Absicht habe, daß 
Sie die Rückkehr der Saar zu Deutschland als im Bereich des Möglichen sähen, 
Frankreich wolle nur Sicherung seiner wirtschaftlichen Interessen", hätten ihn 
hinsichtlich dieses neuralgischen Punktes "in den französisch-deutschen Beziehun­
gen besonders beruhigt".44 Anfangs wollte der Kanzler die Saarfrage am liebsten 
ganz zur Seite drängen,45 doch daran hinderten ihn das Gesamtdeutsche Ministeri­
um und die SPD. Später argumentierte er, daß Kaisers Konfrontationskurs nur eine 
Verfestigung der politischen Strukturen bewirke.46 Man könne die Saarländer in die 
Arme Frankreichs hineintreiben, wenn man nicht regelmäßig Kontakt halte47 und 
die ökonomischen Bindungen an Deutschland festige.48 An den von Kaiser favori­
sierten politischen Themen seien die Saarländer uninteressiert. Adenauer dachte 
langfristig und strukturell, der gesamtdeutsche Minister kurzfristig und machtpoli­
tisch. Der Vorschlag einer Europäisierung der Saar, wie ihn der Kanzler 1951 
41 H. Booms (Hrsg.), Die Kabinettsprotokolle der Bundesregierung, Bd. 6, 1953, S. 229, 
Anm.9. 
42 Zur Saarpolitik Kaisers nach wie vor maßgebend: E. Kosthorst, Jakob Kaiser. - Die außen­
und deutschlandpolitischen Grundorientierungen der frühen Jahre der Bundesrepublik analysiert: 
Anselm Doering-Manteuffel, Die Bundesrepublik in der Ära Adenauer. Außenpolitik und innere 
Entwicklung, 1949-1963, Darmstadt 21988, S. 36ff. 
43 Kabinettssitzung vom 25.10.1949, H. Booms (Hrsg.), Die Kabinettsprotokolle der Bundesre­
gierung, Bd. I, 1949, S. 151; 3.11.1949, SVZ. 
44 Anfang 1950, Persönliches Schreiben Konrad Adenauers an Robert Schuman, in: Adenauer, 
Briefe, 1949-1951, Berlin 1985, S. 155ff. 
45 Vgl. Maria Zenner, Die Saarfrage und der Aufbau Europas 1948-1950, in: Histoire des 
debuts de la construction europeenne (Mars 1948-Mai 1950), Actes du Colloque de Strasbourg, 28­
30 Novembre 1984, Brüsse11986, S. 327ff.; 22.9.1949, Volksstimme. 
46 Kabinettssitzung vom 25.3.1952, H. Booms (Hrsg.), Die Kabinettsprotokolle der Bundesregie­
rung,Bd.5, 1952, S.204f. 
47 Kabinettssitzung vom 8.5.1953, H. Booms (Hrsg.), Die Kabinettsprotokolle der Bundesregie­
rung, Bd. 6, 1953, S. 282ff. 
48 26.1.1953, Adenauer während der CDU-Bundesvorstandssitzung: Adenauer, ,,Es mußte 
alles neu gemacht werden", Die Protokolle des CDU-Bundesvorstandes, 1950-1953, bearb. v. 
Günter Buchstab, Stuttgart 1986, S. 409ff.; 24.2.1955, Combat, MAE, EU 1949-1955, Sarre 182. 
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machte, sollte das Gespräch mit Paris ermöglichen, lenkte innenpolitisch von der
 
ausschließlichen Konfrontation ab, versprach die Saar aus ihrer Isolierung heraus­

zuführen und bot ein Modell, um Kaisers Vorwurf einer ungleichen Politik gegen­

über den territorialen Verlusten im Osten und Westen zu begegnen.
 
C Konfrontation und Lockung. Die Phasen der deutschen Saarpolitik 
(I) Verweigerung französischer AlleingestaltungsanspfÜche 
Irritiert berichtete am 10.1.1950 der französische Hohe Kommissar in Bonn an das Definition der 
Pariser Außenministerium, daß Adenauer vorstellig geworden sei. Der Kanzler deutschen 
Positionhabe in einem Gespräch mit Armand Berard seine Besorgnis zum Ausdruck ge­
bracht, wonach er von Plänen gehört habe, daß die Saargruben langfristig an 
Frankreich verpachtet werden sollten. Ein Vorgriff auf den Friedensvertrag würde 
indes seine Politik, ja, würde die ganze Regierung gefährden. Fran~ois-Poncet war 
ehrlich erstaunt, denn kurz zuvor hatte es noch so ausgesehen, als könne Adenauer 
sich mit der Idee eines zweiten Luxemburgs für die Saar anfreunden.49 Was war 
geschehen? 
Die Saarfrage war erstmals während des Wahlkampfes im Sommer 1949 in 
Westdeutschland in breitem Umfange thematisiert worden. Aktuelle Bedeutung 
gewann das Thema, weil eine Aufnahme des Landes in den Europarat diskutiert 
wurde. 50 Die SPD entdeckte die Frage an vorderster Stelle, die FDP fand ebenfalls 
Gefallen daran.51 Peter Altmeier, Ministerpräsident von Rheinland-Pfalz, äußerte 
sich ganz ähnlich für die CDU, nämlich, daß die Saar deutsch sei und die jetzige 
Regelung nicht akzeptiert werden dürfe.52 Anfangs reagierte Adenauer gelassen, 
unterstrich, daß die Zeit noch nicht reif sei, der Ausgleich mit Frankreich Vorrang 
haben müsse.53 Dann kam das böse Wort Kurt Schumachers vom "Bundeskanzler 
der Alliierten".54 
Wenn Robert Schuman gehofft hatte, mit der neu gebildeten Bundesregierung 
rasch eine formelle Vereinbarung über die Saar zu treffen,55 dann war spätestens 
seit der Regierungserklärung Adenauers deutlich, daß daraus nichts werden wür­
de. 56 Das Thema sollte, so war es die Idee des Kanzlers, möglichst ausgeklammert 
werden. Am besten schien es, wenn die Saar gar nicht auffiel, alles beim alten blieb. 
49 10.1.1950, Telegramm Fran,>ois-Poncet an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 162. 
50 22.7.1949, Telegramm Seydoux an Baden-Baden, AOFAA, SGAAA, P 8, A IOc; 30.7.1949, 
Tarbe de Saint-Hardouin an MAE, Reactions allemandes au sujet de la Sarre, ebd., A lOa; 25.7.1949, 
Schuman an Baden-Baden, MAE, EU 1949-1955, SaITe 161. 
51 23.7.1949, SVZ. 
52 20.7.1949, Telegramm Tarbe de Saint-Hardouin an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 161. 
53 Kabinettssitzung vom 25.10.1949, H. Booms (Hrsg.), Die Kabinettsprotokolle der Bundes­
regierung, Bd. 1, S. 151. 
54 10.2.1950, Fran,>ois-Poncet an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 163; vgl. auch L. Herbst, 
Option, S. 67f. 
55 26.8.1949, SVZ. 
56 M. Zenner, Die Saarfrage und der Aufbau, S. 340. 
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Unverständnis 
über die deut­
sche Haltung an 
derSaar 
Politischer Stillstand war für die Saar allerdings ebensowenig möglich wie für 
Bonn. Saarbrücken verlangte Emanzipation von Paris, forderte Konsolidierung der 
Eigenstaatlichkeit und trat damit aus dem Schatten heraus. Weder Schuman noch 
Adenauer kontrollierten das Geschehen wirklich. Die inneren Gegner der Saarpoli­
tik des Kanzlers legten die Wunden der Adenauerschen Politik offen, zwangen den 
Kanzler zu öffentlicher Stellungnahme, die den Erfordernissen gesamtdeutscher 
Politik entsprach.57 mmehreren Erklärungen brachte dIe BundesregIerung ll'iten 
Friedensvertragsvorbehalt zur Geltung, verlangte die Einhaltung demokratischer 
Grundsätze an der Saar, forderte Mitsprache.58 Jede andere Position, und da hatte 
Jakob Kaiser schon recht, hätte den Alleinvertretungsanspruch der Bundesrepublik 
gefährdet, die Stellung der Bundesregierung gegenüber der DDR und in der Oder­
Neiße-Frage geschwächt. 
Wenn Adenauer die Geschicke in der Saarfrage lenken wollte, mußte er sich an 
die Spitze der Bewegung stellen. Es gelang ihm, die Aufmerksamkeit von der 
Konfrontation mit Frankreich wegzuführen, indem er der Regierung in Saarbrücken 
die Schuld an der mißlichen Lage zuschob und die Hohe Alliierte Kommission 
einschaltete.59 Auch die Bundesrepublik besaß ja nur eingeschränkte Souveränität, 
stand unter der Oberhoheit der Westalliierten, die die Verantwortung für die Außen­
und Innenpolitik des jungen Staates übernahmen. Der Appell Adenauers zog die 
angelsächsischen Mächte in die Lösung der leidigen Saarfrage hinein, erhöhte den 
außenpolitischen Druck auf Frankreich. Die Strategie der Verweigerung zahlte sich 
spätestens mit Abschluß des EGKS-Vertrages aus, als Schumans Absicht, die Saar 
als selbständigen Staat in die internationale Gemein~chaft einzuführen, scheiterte. 
An der Saar verstand ein Großteil der politisch interessierten Öffentlichkeit die 
Zwänge deutscher Politik kaum.6o Heinz Braun, der SPS-Justizminister, wertete die 
Aufregung um die Saarkonventionen vom März 1950 als Ablenkungsmanöver von 
innenpolitischen Problemen.61 Die Reaktionen der Bundesregierung erschwerten 
aus Saarbrücker Sicht eine deutsch-französische Annäherung, an welcher der Saar 
57 12.1.1950, AOFAA, Ambassade de France aBonn, Gouvernementde la Sarre, C 135, ZF 3­
3; 16.2.1951, Telegramm Fran~ois-Poncetan MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 165. Vgl. auch E. 
Kosthorst, Jakob Kaiser, S. 116ff.; L. Herbst, Option, S. I Hf. 
58 16.1.1950, Presseerklärung Adenauers, MAE, EU 1949-1955, SaITe 162; 4.3.1950, Directi­
on general des Affaires politiques, Bulletin d'information, La conference de presse du Chancelier 
Adenauer, MAE, EU 1949-1955, Sarre 163; 10.3.1950, Regierungserklärung Adenauers vor dem 
Deutschen Bundestag, L. Dischler, Das Saarland, Bd. 2, S. 32-44; 30.5.1951, Erklärung des 
Bundeskanzlers Adenauer vor dem Bundestag zur Saarfrage, ebd., S. 4&-66. 
59 9.3.1950, Weißbuch der Bundesregierung zur Saarfrage, AOFAA, Ambassade de France a 
Bonn, Gouvernement de la SaITe, C 135, ZF 3-3; 5.5.1950, Traduction d'une lettre adressee le 5 mai 
1950 par le Chancelier Federal Adenauer au President en exercice de la Haute Commission, PA 
Grandval 15; 9.2.1951, Protestnote Adenauers an die Hohe Kommission gegen die Ausweisungs­
politik der saarländischen Regierung, MAE, EU 1949-1955, Sarre 164; 30.5.1951, Telegramm HC 
Bonn an MAE, PA Grandval14. 
60 6.3.1952, Rede Richard Kirns im Landtag, Sozialdemokratische Partei des Saarlandes 
(Hrsg.), Saarfrage, S. 42f.; J. Hoffmann, Das Ziel, S. 172. 
61 28.3.1950, HC Sarre, La Sarre et la RFA, Expose radiodiffuse par Justizminister Braun, 
MAE, EU 1949-1955, SaITe 164. 
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so sehr gelegen war. Die Interessen der Saarländer schienen gar keine Rolle zu 
spielen. Wollte die Bundesrepublik den Deutschen außerhalb der eigenen Grenzen 
jene Freiheit verweigern, die sie selbst mühsam gegenüber den Alliierten erstritt? 
War sie sich bewußt, daß jedes Offenhalten, jede Verweigerung einer Konsolidie­
rung des Saarstaates die wirtschaftliche Lage des kleinen Landes ungünstig beein­
flussen mußte?62 Ökonomisch tragfähige Argumente gegen die saarländisch-fran­
---- zösische·Wirtschaftsunion brachte Bonn nicht VOr.63 
(2) Doppelstrategie: Innenpolitische Einmischung und europäische Rhetorik 
Adenauer konnte zwar verhindern, daß die Saar internationale Anerkennung fand, 
auf die innere Ausgestaltung der Verhältnisse an der Saar blieb er ohne Einfluß. Das 
bewies das Verbot der DPS im Mai 1951 ebenso wie die Ernennung Grandvals zum 
Botschafter im Januar 1952. Der vergebliche Appell zur Intervention der Alliier­
ten64 unterstrich nur noch, daß diese nicht bereit waren, in die inneren Belange 
Frankreichs als Protektoratsmacht der Saar einzugreifen. Ohne neuerliche Initia­
tive, so war zu befürchten, würden sich die Bindungen der Saar an Frankreich 
festigen, würde das Thema immer wieder nationalistische Emotionen in West­
deutschland wachrufen. Dabei war ergänzend zu bedenken, daß Schuman mit der 
Unterzeichnung der EGKS-Verträge unbestreitbar eine außenpolitische Niederlage 
erlitten hatte. Einen nochmaligen Prestigeverlust in der Saarfrage konnte Frank­
reich sich gar nicht leisten. Auch die Saar war in die Überlegungen einzubeziehen. 
Die Bundesrepublik erschien dort vielen als nationalistischer Störenfried. Erst wenn 
Westdeutschland die europäischen Bekundungen der Saarpolitiker ernst nahm, 
mochte es aus den negativen Schlagzeilen heraustreten. Schließlich hatte Adenauer 
die Logik der bundesrepublikanischen Deutschlandpolitik insgesamt im Auge zu 
behalten. Seit Anfang 1951 entfaltete der Osten ein wahres Störfeuer gegen die 
Gründung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft. Die Bildung einer ge­
samtdeutschen Regierung hatte er vorgeschlagen, und die Bundesrepublik sowie 
die Westmächte waren dem Manöver durch die Forderung nach freien Wahlen 
ausgewichen. Das war der Mindestpreis, den Adenauer auch für die Saar verlangen 
mußte. 
Jakob Kaiser hatte zwar mit dem Verbot der DPS eine Niederlage erlitten. An 
seiner Strategie der inneren Durchdringung der Saarpolitik hielt er gleichwohl fest. 
Anfang 1952 intensivierte er die Kampagne, da für Ende des Jahres Neuwahlen zum 
Saarlandtag anstanden.65 Er nahm Kontakte zu den oppositionellen Gewerkschafts­
führern auf, unterstützte die Neugründung der Saar-CDU.66 Erstmals berichtete die 
62 20.1.1950, Le Directeur des Services de Contröle, Note, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 46; 
30.7.1951, o.V., Synthese sur I'opinion en SaITe, PA Grandval, 14. 
63 Johannes Hoffmann auf dem außerordentlichen Landesparteitag der CVP, 20.10.1952, SVZ. 
64 3.8.1951, Reponse des gouverneurs americain, britannnique et franlfais a la lettre du chance­
lier Adenauer du 29 Mai 1951 relative a la Sarre, MAE, EU 1949-1955, SaITe 154. - Karikatur: 
Tintenfisch, August 1951, H. 18. 
65 14.1.1952, Grandval an MAE, Informationsbericht, MAE, EU 1949-1955, SaITe 167. 
66 23.2.1952, Telegramm Grandval an MAE, MAE EU 1949-1955, SaITe 169; 5.3.1952, Die 
Tat; 18.3.1952, Note d'information, Voyage a Bonn de Kutsch Paul et Schmitt Aloys de la 
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deutsche Presse ausführlich über die wirtschaftliche Lage an der Saar, sprach von 
Raubbau bei den Saargruben, kritisierte die ungerechte Verteilung der Marshall­
planmittel und vermutete, daß Frankreich lediglich Nutzen ziehen wolle, denn Paris 
sei nicht bereit, sich für die Saar wirtschaftlich und finanziell zu engagieren.67 Der 
Minister für gesamtdeutsche Fragen stand nicht zuletzt im Hintergrund jener hefti­
gen Kampagne, die die westdeutschen Medien kurz vor den LandtagswaWen vom 
30.11.1952 gegen~dieSaarregierungentfesselten. 
,'(li'',:"''''''',;:,'':I, ":~:'" 
/1'".,,­
Hat Adenauer noch Trümpfe im Spiel? - "Ich habe Sie ja ge­
warnt - jetzt fang ich mal mit meinen Trümpfen an!" 
Adenauer bereitete inzwischen sein eigenes Manöver vor. Dabei ging es darum, 
Frankreich aus der Isolierung herauszuführen. Die Formel einer Europäisierung der 
Saar brachte er Mitte 1951 in die Diskussion ein, wenn sie damals auch noch 
vollkommen unbestimmt war und unverbindlich blieb.68 Gleichzeitig steigerte er 
den außenpolitischen Druck, um Paris zu Verhandlungen zu zwingen und die 
Federation des Mineurs du Syndicat Unique, PA Grandval 14; 3.6.1952, Telegramm Grandval an 
MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 170. 
67 27.12.1951, Telegramm Fran"ois-Poncet an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 167; 
21.3.1952, Rheinischer Merkur; 26.6.1952, Regie des Mines, Bulletin de Presse, MAE, EU 1949­
1959, Sarre 61. 
68 10.8.1951, Berardan MAE, PA Grandval16; 19.8.1951, Telegramm Berardan MAE, MAE, 
EU 1949-1955, Sarre 167; J. Freymond, Die Saar, S. 118f. 
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Position der Bundesrepublik in der Debatte um die Europäische Verteidigungsge­
meinschaft zu stärken.69 Diesem Zweck diente die Drohung, den Europarat einzu­
schalten - wegen Verletzung der Menschenrechte70 - ebenso wie die künstliche 
Aufregung über die Ernennung Grandvals zum französischen Botschafter,?l welche 
die Alliierten dazu veranlaßte, auf eine Regelung der Saarfrage zu drängen.72 Am 3. 
Februar 1952 weihte Adenauer Fran<;ois-Poncet in sein Manöver ein. Danach 
söHren Großbritannien und die USA Bonn und Paris eine gemeinsame Demarche 
übersenden, in welcher sie ihre Beunruhigung über den Saarkonflikt zum Ausdruck 
brächten. Weiterhin würden die Alliierten eine Lösung des Saarkonflikts noch vor 
einem Friedensvertrag anmahnen.?3 Seinem eigenen Kabinett berichtete der Kanz­
ler einen Tag später anderes, daß nämlich Schuman - er nehme an aufgrund 
amerikanischen Drucks - nachgefragt habe, was Bonn von einer Europäisierung der 
Saar halte.74 
Pariser Nacholympiade 52: "Unbegreiflich, unbegreiflich - die höchste Hürde gleich 
an den Anfang zu stellen ...!" 
Zwischen dem 18. und 20. März 1952 einigten sich Adenauer, Schuman und 
Hoffmann auf das weitere Vorgehen.75 Die Bundesregierung würde auf eine Ein­
bringung ihres Memorandums über die Menschenrechte an der Saar76 verzichten. 
Verhandlungen sollten aufgenommen werden auf der Basis einer europäischen 
69 30.1.1952, Fran"ois-Poncet an MAE, PA Grandval, 27.2.1952, Telegramm Berard an MAE, 
MAE, EU 1949-1955, SaITe 167. 
70 16.1.1952, SVZ. 
71 27.1.1952, Telegramm Berard an MAE, PA Grandval21. 
72 W.R. Craddock, The Saar-Problem, S. 153ff. 
73 3.2.1952, Telegramm Fran"ois-Poncet an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 168. 
74 Kabinettssitzung vom 4.2.1952, H. Booms (Hrsg.), Die Kabinettsprotokolle der Bundesregie­
rung, Bd. 5, S. 90ff. 
75 Karikatur "Nacholympiade"; Tintenfisch, August 1952, H. 16. 
76 18.3.1952, Gesprächsprotokoll Adenauers, PA Grandval 20; J. Hoffmann, Das Ziel, S. 
220f.; R.H. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 2, S. 754ff. 
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Lösung der Saarfrage. Jedes so erzielte Ergebnis bedürfe der Zustimmung der 
Westalliierten. Die Saarbevölkerung solle ihre Meinung durch einen neuen, frei 
gewählten Landtag zum Ausdruck bringen. Vertreter Frankreichs, Deutschlands 
sowie der Saar kämen unmittelbar zusammen, um zu prüfen, ob die Voraussetzun­
gen für freie Wahlen gegeben seien.?? 
Zehn Tage nach der Stalin-Note vom 10.3.1952 hatte Adenauer erreicht, daß 
über die Zukunftder-Saarlnfreren Wahlen entschIeden wurde. Doch das Abkom­
men enthielt gleichzeitig einen Auftrag zu Verhandlungen.78 Um das Kabinett von 
seiner Politik zu überzeugen, erläuterte der Kanzler, daß die Saarbevölkerung 
weder zu Frankreich noch zu Deutschland gehören wolle - aufgrund der günstigen 
ökonomischen Lage im Saarland. Die Schuman-Plan-Behörden sollten nach Saar­
brücken verlegt werden, also in eine deutsche Stadt. Und dann enthalte das Abkom­
men eine Lücke: Was, wenn die Saarländer nach freien Wahlen mehrheitlich eine 
Rückkehr nach Deutschland verlangten? In diesem Falle sei die Position gegenüber 
Frankreich und den Anglo-Amerikanern eine ganz andere als zuvor.79 
In Frankreich, auch an der Saar, hatte man die Gefahren der Vereinbarung 
erkannt.80 Am 1. April verfaßte der Rat der Republik eine Resolution, wonach keine 
Lösung der Saarfrage akzeptiert werde, welche nicht die Aufrechterhaltung der 
französisch-saarländischen Wirtschaftsunion einschließe.81 Damit war den Überle­
gungen Adenauers eine entschiedene Antwort erteilt. Vor dem Bundestag kündigte 
der Kanzler eine Aussetzung der Unterredungen an.82 
Adenauer in der Inzwischen hatten Grandval und Schuman Gefallen an der Idee einer Europäisie­
Defensive	 rung gefunden.83 Der französische Außenminister erläuterte während einer Presse­
konferenz, daß eine Lösung der Saarfrage noch vor Ratifizierung der Verträge über 
die Europäische Verteidigungsgemeinschaft gefunden werden müsse.84 Im Juli 
1952 überzeugte Schuman das französische Kabinett, daß Frankreich aus der Ab­
wehrhaltung heraustreten müsse. Bisher gelte Paris vielen als nationalistischer 
Spielverderber. Schuman schlug vor, den Sitz der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl nach Saarbrücken zu verlagern, wenn dafür die Saar als europäi­
77 Office of the High Comrnissionar for Germany, Policy Reports Secretary, Documents on the 
Saar, Bd. 2, Bad Godesberg 1953, S. 118. 
78 Raymond Poidevin hat mehrfach über die deutsch-französischen Saarverhandlungen von 
1952 berichtet. Zuletzt: Raymond Poidevin, Robert Schuman et la Sarre, 1948-1952, in: R. Hude­
mann, R. Poidevin, Die Saar 1945-1955, S. 42ff. 
79 Kabinettssitzung vom 25.3.1952, H. Booms (Hrsg.), Die Kabinettsprotokolle der Bundesregie­
rung, Bd. 5, 1952, S. 204. 
80 22.3.1952, Grandval, Note relative ala question sarroise au lendemain de I'entrevue Ade­
nauer-Hoffmann, PA Grandval20.
 
81 7.1.1954, Volksstimme.
 
82 Ebd.
 
83 27.5.1952, Viot, Note pour le President, MAE, EU 1949-1955, Sarre 170; o.D., Grandval, 
Echec du choix de Sarrebruck comme capitale de I'Europe, PA Grandval 30. - Karikatur: Tin­
tenfisch, September 1952, H. 19. 
84 Insofern hat Rene Mayer das Saarjunktim im Januar 1953 nicht neu in die Diskussion 
eingebracht, sondern nur den Zusammenhang deutlicher hervorgehoben. 31.5.1952, SVZ; vgl. 
ebenso: Konrad Adenauer, Erinnerungen, Bd. 2,1953-1955, Stuttgart 1966, S. 362f. 
sches Territorium anerkannt werde. Paris strebte dabei eine dauerhafte Lösung an 
sowie eine Beibehaltung der Wirtschaftsunion, die, entsprechend den Fortschritten 
der europäischen Zusammenarbeit, eine gewisse Ausweitung erfahren mochte.85 
~ 
"Wir bitten die Nichteinhaltung des Tennins entschuldigen zu wollen ... das 
Fundament ist fertig, die Figur in rohen Zügen auch, nur wissen wir noch nicht 
genau, ob 's en Junge, en Mädel oder en Neutrum wird ..... 
85 Ministerratssitzung vom 9.7.1952, V. Audol, Journal du Septennat, Bd. 6, S. 427f. 
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" ... der weiße Fleck ist nicht groß - die Brille ist gut 
weiter zu gebrauchen ... " 
Der Saar-Briefwechsel. 
Adenauer kam der Vorschlag wenig gelegen. Eine Europäisierung der Saar, 
ungewiß und eher zum Vorteil für Frankreich, konnte er innenpolitisch kaum 
durchsetzen, solange die Alternative einer Rückkehr zu Deutschland in freien 
Wahlen nicht geprüft war.86 Die deutsche Seite drängte daher auf Zulassung oppo­
sitioneller Parteien ebenso wie auf eine Lockerung der engen französisch-saarländi­
schen Wirtschaftsbindungen. Deutscherseits weigerte man sich, einen Passus zu 
akzeptieren;-wonach die Europäisierung an der Saar selbst bis zum Friedensvertrag 
nicht in Frage gestellt werden dürfe. Trotz gewisser Fortschritte scheiterten die 
Verhandlungen am 25. Oktober 1952.87 Adenauer war über die Entwicklung nicht 
unglücklich. Die Zeit, so meinte er im Kabinett, hätte kaum ausgereicht, um den 
neuen Parteien bei freien Wahlen wirkliche Chancen zu lassen.88 
Es schien, als hätte Paris die Zügel wieder fest in der Hand. Die Landtagswahlen 
vom 30. November bedeuteten für Kaisers Politik der innenpolitischen Infiltration 
eine herbe Niederlage.89 Mit mehr als 50% ungültiger Stimmen hatte Bonn gerech­
net,90 tatsächlich waren es nicht einmal halb so viele. Kaiser hatte sich verschätzt. 
Und Adenauer war nicht ganz unschuldig. In gewissem Sinne hatte er, trotz aller 
Vorbehalte, das Spiel seines Ministers für gesamtdeutsche Fragen unterstützt. Jetzt 
war Schadensbegrenzung und Neuorientierung angesagt. 
(3) Wandel durch Annäherung 
"Ich bin der Auffassung ... , daß die Politik, die wir mit Bezug auf die Saar getrieben 
haben, falsch war und daß sie ein glänzendes Fiasko erlitten hat durch die Wahl im 
Saargebiet." Vor dem Bundesvorstand der CDU wiederholte Adenauer am 26.1.1953, 
was er zuvor bereits im Kabinett geäußert hatte:91 "Das ist allerdings meine Auffas­
sung, und ich meine, daß wir nicht so fortfahren sollten wie bisher, weil uns das nur 
zu einem weiteren Fiasko führt und weil wir große Teile der Saarländer einfach von 
uns wegbringen. - Ich habe vor den Wahlen mit Ney, Becker und Conrad92 
gesprochen und die konnten mir auf meine Frage, ob sie bei freien Wahlen siegen 
würden, nicht positiv antworten. Da lief es mir ganz kalt den Rücken runter. Herr 
Kaiser, die Mehrheit der Leute will uns dort da gar nicht. Die einzige Möglichkeit, 
Herr Kaiser, die Saar wieder in irgendeiner Form an uns heranzubringen ist die, daß 
wir bis zum Friedensvertrag die Saar lösen von Frankreich. Wir müssen sie politisch 
von Frankreich lösen, und wir müssen versuchen, sie auch weitestgehend wirt­
schaftlich von Frankreich zu lösen. Das übrige müssen wir dann der Entwicklung 
86 Hierzu s. etwa d. Kabinettssitzung vom 11.7.1952, H. Booms (Hrsg.), Die Kabinettsprotokolle 
der Bundesregierung, Bd. 5, 1952, S. 448. - Karikatur: Tintenfisch, Oktober 1952, H. 21. 
87 Zahlreiche Quellen in: PA Grandval20 u. 22; V. Auriol, Journal du Septennat, Bd. 427ff.; H. 
Booms (Hrsg.), Kabinettsprotokolle, Bd. 5, 1952, S. 560ff. 
88 Kabinettssitzung vom 28.10.1952, H. Booms (Hrsg.), Die Kabinettsprotokolle der Bundes­
regierung, Bd. 5, 1952, S. 649. 
89 Karikatur: Tintenfisch, Dezember 1952, H. 24. 
90 14.11.1952, Fran~ois-Poncet an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 101. 
91 Kabinettssitzung vom 9.1.1953, H. Booms (Hrsg.), Die Kabinettsprotokolle der Bundesregie­
rung, Bd. 6, 1953, S. 100. 
92 Vertreter der deutschen Saaropposition. 
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der Dinge an der Saar überlassen. Wir haben die Menschen an der Saar von uns 
abgestoßen, diffamiert. Die Kundgebungen mit den Feuern93 hatten ganz negative 
Auswirkungen.,,94 
Heinrich von Brentano, der Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion, griff in die 
Debatte ein und erläuterte die Gedanken Adenauers: "Wir müssen uns darüber im 
klaren sein, daß drüben etwas geschehen ist, was die Leute anspricht in ihren 
Wünschen undVorstellungen:-Sie haben nicht die Steuern, nieht die Vertriebenen 
und nicht den Lastenausgleich. Sie haben aber die wirtschaftliche Verbindung mit 
Frankreich. Das sind alles Dinge, die sich jedenfalls bei einer solchen Entscheidung 
auswirken würden. Deshalb kann ich persönlich nur sagen, wir müssen eine Lösung 
in der Saarfrage herbeiführen, aber je länger wir sie hinausschieben, desto besser ist 
es für uns und desto leichter ist es auch unserem Partner drüben, einer Lösung 
zuzustimmen."95 
Eilig war es nicht, daß die Bundesregierung ihre Saarpolitik neu definierte. Und 
dennoch erfolgte die entscheidende Weichenstellung Anfang 1953. Die Landtags­
wahlen vom 30. November bewiesen, daß Bonn und vor allem das Ministerium 
Kaiser die Interessen der Saarländer falsch eingeschätzt hatte. Weder die nationalen 
Parolen, noch die Attacken ob vermeintlicher Verletzung demokratischer Grund­
rechte weckten die Bevölkerung aus der Lethargie. In Zukunft, so beschied Adenau­
er, müsse das deutsche Wirtschaftswunder und die Stabilität der DM im Mittelpunkt 
Bonner Politik stehen.96 
Die Zusammenarbeit der Saar mit Frankreich beruhte auf ökonomischem Inter­
esse. Nach den Schrecken des Weltkrieges und den Wirren der unmittelbaren 
Nachkriegszeit interessierte die Menschen vorrangig ihr ökonomisches WoWerge­
hen, wollten sie soziale Sicherheit, drängten sie auf ausreichende Zukunftsfürsorge. 
Wenn die Bundesrepublik keinen Weg fand, die Saar aus der wirtschaftlichen 
Umklammerung Frankreichs herauszulösen, dann bestanden nur geringe Chancen, 
sie zurückzugewinnen. 
Und ein Zweites bewiesen die Landtagswahlen. Solange die Bundesregierung 
jeden Kontakt zu Saarpolitikern ablehnte, wußte sie über die inneren Zustände nur 
ungenügend Bescheid, konnte sie auf die saarländisch-französischen Unterredun­
gen kaum Einfluß nehmen. Auch hier zog Adenauer die notwendigen Konsequen­
zen. Man müsse mit den saarländischen Politikern verhandeln, argumentierte er, 
man müsse den engen Block um Hoffmann durch Kontaktnahrne auflösen, die 
93 Mahnleuchten aus Anlaß der Landtagswahlen im Saarland. 
94 26.1.1953, CDU-Bundesvorstandssitzung: Adenauer, "Es mußte alles neu gemacht wer­
den", S. 409ff. Vgl. ebenso: 12.12.1952, Note d'information, Modification de forme dans la 
politique allemandea l'egard de la Sarre, MAE, EU 1949-1955, Sarre 172; 17.12.1952, Bulletin de 
la Silrete, Nouvelles directives pour la propagande allemande en Sarre, ebd.. 
95 CDU-Bundesvorstandssitzung vom 26.1.1953. Adenauer, ,,Es mußte alles neu gemacht 
werden", S. 409ff. 
96 17.21.1952, Bulletin de la Silrete, Nouvelles directives pour la propagande allemande en 
SaITe, MAE, EU 1949-1955, SaITe 172; 16.1.1953, Berard an MAE, Orientation de la propagande 
allemande en Sarre, ebd.; vgl. auch Kabinettssitzung vom 9.1.1953, H. Booms (Hrsg.), Die Kabinetts­
protokolle der Bundesregierung, Bd. 6, 1953, S. 100. 
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kooperationswilligen Kräfte für sich gewinnen und die fixe Orientierung auf Frank­

reich schwächen.97 Unmittelbar ins Zentrum saarländischer Politik wollte der Kanz­

ler eindringen, Mut machen wollte er zu einer autonomen Politik, denn eine selbst­

bewußte Saar war zugleich ein unbequemer Partner Frankreichs.
 
Schließlich galt es, die politische Initiative zuruckzugewinnen. Solange der
 
Bundestagswahlkampf die Bonner Politik lähmte, war nicht daran zu denken. Aber
 
--ünmiUelbarilach dem triumphalen Erfolg Adenauers am 6. September 1953 knüpf­
te der alte und neue Kanzler den Gesprächsfaden mit Paris wieder an.98 Adenauer 
erneuerte sein Angebot einer Europäisierung der Saar, um den Konflikt beizulegen. 
An der Saar hoffte man bereits, bald von privilegierten Kontakten mit Deutschland 
und Frankreich zu profitieren. Der Europarat legte ein Projekt vor, das ganz auf der 
vorgezeichneten Linie lag.99 In dieser Situation vergab Paris die Chance, die 
Entwicklung weiterhin zu bestimmen.100 Im Mai 1954 schloß der stellvertretende 
Ministerpräsident Pierre-Henri Teitgen - unvorbereitet und ohne Absprache mit 
seinen Kollegen - mit Adenauer ein Abkommen, das eine Europäisierung fest­
schrieb. 101 Der Quai d'Orsay intervenierte, interpretierte die Vereinbarung als 
lockere Sondierung und gab damit die entscheidende Trumpfkarte aus der Hand. 
Paris hatte seinen Nimbus als Antreiber der europäischen Einigung verloren. Alles 
weitere, die Ablehnung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft im August 
1954, die Pariser Verträge vom Oktober 1954 bestätigten den ungünstigen Ein­
druck.102 
Bis 1952 berichtete die deutsche Presse einseitig negativ über die Saar. Der Ökonomische 
deutsche Saarbund trieb in seiner Zeitschrift die karikierende Darstellung auf die Herausforde­
Spitze. Nach den Landtagswahlen vom November 1952 war das Klima wie umge­ rung 
wandelt. Der Saarbund fand kaum noch Rückhalt. Mangelnde finanzielle Unterstüt­
zung zwang zur Verkleinerung des Verbandsapparats. 103 
Die Berichterstattung über die Saar wurde jetzt besser, war weniger emotionsge­

laden. Wissenschaftlich gesättigte Studien erschienen, die viel mehr Wirkung zeig­
97 Kabinettssitzung vom 20.3.1953 sowie Kabinettssitzung vom 8.5.1953. H. Booms (Hrsg.),
 
Die Kabinettsprotokolle der Bundesregierung, Bd. 6, S. 229, 282ff.
 
98 Kabinettssitzung vom 27.10.1953, H. Booms, Die Kabinettsprotokolle der Bundesregie­

rung, Bd. 6, 1953, S. 462f.; 3.11.1953, Fran"ois-Poncet an MAE, Gespräch mit Adenauer, PA
 
Grandval 22.
 
99 J. Freymond, Die Saar, S. 166ff. 
100 Eine Gegenüberstellung der deutschen und französischen Thesen zur Europäisierung der
 
Saar findet sich unter: 26.3.1954, Le dialogue franco-allemand sur la SaITe, Essai de definition des
 
theses en presence, PA Grandval 25. Zu den Verhandlungen selbst zahlreiche Dokumente in: MAE
 
Nantes, SaITe, HC Cabinet 3; PA Grandval20.
 
101 15.5.1954, Grandval an Schumann, PA Grandval 20; (24.5.1954), o.V., Resurne des
 
pourparlers entre Je mardi 18 et le lundi 24 Mai 1954, ebd.
 
102 Vgl. bspw. 23.10.1954, Note du departement sur les resultats des entretiens franco-alle­

mands, DDF, 1954, Bd. 1, S. 603f.
 
103 15.3.1954, HC Bonn, Service dela Securite, Le Deutsche Saarbund, MAE, EU 1949-1955,
 
SaITe 178; 12.11.1954, SVZ.
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ten als die älteren Propagandapamphlete. lo4 Die Autoren, Werner Bosch105 oder 
Fritz Hellwig lO6, bewiesen mit beeindruckender Detailkenntnis, daß die Wirtschafts­
union die Saar langfristig benachteilige. Vor allem machten sie auf die fehlenden 
Investitionen aufmerksam und die Verluste, die daraus entstanden, daß die Saar von 
ihrem traditionellen östlichen Handelspartner abgeschnürt war. Gerüchte kursier­
ten, die deutsche Industrie sei bereit, 1 Milliarde DM an der Saar zu investieren. 107 
Später war sogar-Y<Jn-t;5-Mitliarden die Rede. 1Qg Die WirLschaftsoffensive der 
Bundesrepublik begann. Der Zoll wurde angewiesen, Abgaben auf einige saarländi­
sche Produkte zu stunden. I09 
Seit Frühjahr 1954 bestanden diskrete Kontakte zwischen Bonn und Saarbrük­
ken. Dabei liefen die Verbindungen saarländischerseits über den Leiter des Europa­
amtes, Gotthard Lorscheider. Einbezogen waren der Direktor der Präsidialkanzlei, 
Franz Schlehofer sowie Finanzminister Paul Senf. Von deutscher Seite führten die 
Gespräche Rolf Lahr, der als Referatsleiter im Auswärtigen Amt für Frankreich 
zuständig war, sowie Rudolf Thierfelder, der Saarreferent, und Wirtschaftsminister 
Ludwig Erhard. Die Kontakte blieben lange geheim, und als sie ruchbar wurden, 
mußte Adenauer vor dem Bundestag erläutern, daß es das eigentliche Ziel sei, 
Hoffmann loszuwerden. llo Dennoch erreichten die Unterredungen ihren Zweck, 
denn Bonn war jetzt besser informiert als zuvor, hatte es verstanden, den Wider­
stand gegenüber Paris anzustacheln, fand nachdenkliche und kooperationswillige 
Gesprächspartner. "Die Saarregierung verhärtet ihre Haltung uns gegenüber, und 
das hängt einerseits mit der Regierungskrise in Frankreich zusammen und anderer­
seits mit den häufigeren Kontakten mit deutschen Politikern", berichtete Gilbert 
Grandval am 17. Februar 1955 an Außenminister Edgar Faure.111 
Niemand mochte im Oktober 1955 an dem aufrechten Willen der offiziellen 
deutschen Regierungspolitik zur Verständigung mit Frankreich zweifeln. Es war 
deutlich, daß Bonn die Saar wirtschaftlich unterstützen wollte. Ebenso drängte es 
auf eine Stärkung der demokratischen Grundlagen des Saarstaates. Was Paris 
bezweckte, blieb demgegenüber höchst ungewiß. 
104 22.8.1953, Fran~ois-Poncet an MAE, La situation economique en Sarre et la presse 
allemande, MAE, EU 1949-1955, Sarre 204; 3.10.1953, SZ; 15.10.1953, Lorscheider, Vermerk für 
den Herrn Ministerpräsidenten, LASB, AAEA 631. 
105 Wemer Bosch, Gutachten über wirtschaftliche Struktur und Volkseinkommen des Saarlan­
des, Mainz 1953; ders., Die Saarfrage. 
106 F. Hellwig, Saar zwischen Ost und West. 
107 3.9.1954, Telegramm FilIiol an MAE, PA Grandval25. 
108 4.9.1954, Barbier, La situation en Sarre apres le rejet de la CED par I'Assemblee Nationale, 
MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 4. 
109 3.10.1953, Robert an Guindey u.a., PA Grandval27. 
110 21.4.1954, o.V., Entretien entre le PresidentHoffmann etM. Lahr, MAE Nantes, Sarre, HC 
Cabinet 47; 8.9.1954, Bulletin d'information et de documentation, MAE, EU 1949-1955, Sarre 51; 
8.1.1955, Telegramm Grandval an MAE, ebd. 182; Mission Diplomatique Fran~aise en Sarre, 
Bulletin d'information et de documentation, 1.2.-10.3.1955, MAE, EU 1949-1955, Sarre 53; J. 
Hoffmann, Das Ziel, S. 368f., 386f. 
111 17.2.1955, Grandval an Faure, DDF, 1955, Bd. 1, S. 177ff. (Übersetzung aus dem Franzö­
sischen, A.H.). 
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Adenauer hatte seit 1951 immer eine mehrgleisige Politik verfolgt. Wenn (a) die 
Saarländer bei einer freien Abstimmung gegen eine Fortsetzung der Wirtschaftsuni­
on stimmten, brachte dies das erhoffte Votum zugunsten einer Wiedervereinigung 
mit Deutschland. Wenn dagegen (b) die Saarbevölkerung das europäische Statut 
annahm, mochten die Pläne zur europäischen Einigung bald Realität werden. Für 
diesen Fall war gleichzeitig die Wahl eines neuen Landtags vorgesehen. Die deut­
sche'Opposition würde (c) dort vertreten sein. Adenauer konnte hinsichtlich der 
bevorstehenden Entwicklung optimistisch in die Zukunft blicken. l12 Wichtig war 
nur, daß die bundesrepublikanische Politik aus den negativen Schlagzeilen heraus­
trat. Westdeutschland mußte eine unbestreitbare Ausstrahlung besitzen, wenn es an 
der Saar Chancen haben wollte. 
Die Politik des Wandels durch Annäherung zielte gleichermaßen auf den Idealis­
mus wie auf das Portemonnaie der Saarländer. Dabei war das Adenauersche Kon­
zept nur unter höchst günstigen Voraussetzungen zu realisieren. Da sie bis 1952 
fehlten, war die Strategie Jakob Kaisers anfangs nicht falsch. Erst Ende 1952 
zeichnete sich der Beginn des deutschen Wirtschaftswunders ab. Seither stiegen die 
Saarexporte nach Deutschland, während diejenigen nach Frankreich stagnierten. 113 
Die Bundesrepublik trat aus der außenpolitischen Isolierung heraus. Gleichzeitig 
verstrickte sich Frankreich immer stärker in Kolonialaffären. Nicht wenige Franzo­
sen beklagten die mangelnde innenpolitische Gestaltungskraft ihrer Regierungen. 
Von dem einstigen Selbstverständnis der Siegermacht war kaum noch etwas übrig 
geblieben. Der Magnet Bundesrepublik begann erst seit 1952/53 wirklich zu strah­
len. 
112 Insofern ist die Schilderung durch Adenauer in seinen Memoiren zutreffend. K. Adenauer, 
Erinnerungen, Bd. 2, 1953-1955, S. 375. Dabei bleibt gleichwohl offen, ob in der konkreten 
Situation vom Herbst 1955 der Kanzler nicht doch die Annahme des Statuts ernsthaft angestrebt hat. 
In seinen Erinnerungen hat er dazu anderes berichtet und gab so Anlaß zu einer kleinen wissenschaft­
lichen Kontroverse. Die Darlegungen Adenauers verteidigte 1980 Konrad Repgen, Die Saar-Frage 
im Bundesparteivorstand der Christlich-Demokratischen Union Deutschlands, 1950-1955. Über die 
Verschränkung von Innen- und Außenpolitischem in der Politik Konrad Adenauers, in: Urs Alter­
matt, Judit Garamvölgyi (Hrsg.), Innen- und Außenpolitik: Primat oder Interdependenz? Festschrift 
zum 60. Geburtstag von Walther Hofer, Bern 1980, S. 87-125. Albert H.V. Kraus bezeichnet 
demgegenüber die Argumentation als "eine unter dem Eindruck des ungemein erregten Referen­
dumskampfes von 1955 entstandene Interpretation ex post". Der Kanzler habe das "Nein'~ zum 
Saarstatut als Unglück empfunden und alle Hoffnung auf einen neuen und in aller Freiheit zu 
wählenden saarländischen Landtag gesetzt. Albert H.V. Kraus, Konrad Adenauer und die Saarfrage 
in der Entscheidungsphase 1954/55, in: ZfGS, 29 (1981), S. 217-242. Ebenso: Hans-Peter Schwarz, 
Adenauer, Der Staatsmann, 1952-1967, Stuttgart 1991, S. 228. Des weiteren: Winfried Schumacher, 
Konrad Adenauer und die Saar, in: R. Hudemann, R. Poidevin (Hrsg.), Die Saar, S. 49-74. 
113 S.o. 
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d. Zusammenfassung 
Die französische Bevölkerung kümmerte sich nur wenig um die Saar - die deutsche 
Öffentlichkeit war kaum besser informiert. Doch letztere "wußte", daß die Saar zu 
Deutschland gehörte, sie erwartete, daß die Abtrennung bald ein Ende fände. Jede 
andere Politik war in hohem Maße erklärungsbedürftig. 
Die SaarpolitilcderBumte'~sI""e'TpmurhbrHli+k-,:s!T'pmie"'g"'eof1ltr..e""df..:a"'s-'JE.,I-ng...ebhlrTIi;..,s.....w""irrd....e".,ls,-ttr"e.;.ittJ'e...,IIrild...eI~ßr..ec::-------+! 
strebungen selbstbewußt handelnder Politiker. Nur mit Mühe konnte Adenauer 
seine Politik durchsetzen. Die kleineren Regierungsparteien erhoben Einwände, die 
SPD war allemal dagegen, und selbst innerhalb der CDU gab es starke Oppositions­
kräfte. Jakob Kaiser betonte die Zwänge gesamtdeutscher Politik. Man dürfe Frank­
reich nicht anders behandeln als die Sowjetunion, wenn die Bundesrepublik glaub­
würdig bleiben wolle. Zeit wollte Kaiser gewinnen, die Saar durch Stärkung der 
Oppositionskräfte von innen aushöhlen. Adenauer setzte andere Prioritäten. Den 
Konflikt mit Frankreich galt es zu vermeiden. Wenn der Ausgleich mit dem Westen, 
insbesondere mit Paris gelang, dann würde sich die Saarfrage von selbst lösen 
lassen. 
Adenauer mochte 1949 hoffen, die Saarfrage gänzlich ausklammern zu können. 
Aber weder Schuman noch der Kanzler kontrollierten das Geschehen. Die Saar 
forderte größere Mitsprache, verlangte Selbstverantwortung, wünschte eine ver­
tragliche Regelung der Beziehungen zu Paris. Die Konventionen vom Frühjahr 
1950, die u.a. eine Verpachtung der Saargruben auf 50 Jahre vorsahen, wertete 
Bonn als Vorgriff auf den ausstehenden Friedensvertrag. Wenn der Kanzler die 
Geschicke in der Saarfrage weiterhin lenken wollte, mußte er laut protestieren. 
Die erste Phase deutscher Saarpolitik zielte auf Begründung des Mitsprachean­
spruchs. Paris sollte den Stellenwert der Saarfrage erkennen und erfahren, daß es 
nicht alleine das Schicksal der Saar bestimmte. Geschickt lenkte Adenauer seine 
Attacken gegen die Regierung in Saarbrücken. Demselben Zweck dienten die 
Eingaben an die Hohe Kommission. Paris selbst sollte von deutscher Kritik mög­
lichst ausgespart bleiben. 
Die zweite Phase deutscher Saarpolitik sah eine starke Aktivität des Ministeri­
ums für gesamtdeutsche Fragen. Die deutsche Opposition an der Saar erhielt Hilfe 
und Unterstützung, die Presse lancierte eine ausgedehnte Kampagne. Gleichzeitig 
eröffnete Adenauer den Dialog über eine Europäisierung der Saar. Vorrangig ging 
es darum, die Saar aus den Verkrustungen herauszuführen, Einfluß auf das innere 
Geschehen an der Saar zu gewinnen. Paris nahm den Kanzler beim Wort, erkannte 
die Chance, mittels der Europäisierung die Abtrennung der Saar und die Wirt­
schaftsunion dauerhaft zu verankern. Daran scheiterten die Unterredungen. 
Die Landtagswahlen vom 30. November 1952 bedeuteten für die Politik der 
inneren Einmischung ein "Fiasko", wie selbst der Kanzler meinte. Die Menschen 
wollten offenbar keine unmittelbare Rückkehr zu Deutschland. Adenauer machte 
seinen Minister für gesamtdeutsche Fragen für die Niederlage verantwortlich. Allzu 
sehr habe dieser politische Gesichtspunkte in den Vordergrund gestellt. Weder 
nationale Losungen noch die Proteste bezüglich angeblich undemokratischer Zu­
stände interessierten die Saarländer wirklich. Was zählte, waren wirtschaftliche 
Prosperität, ökonomische Zukunftssicherheit. Man konnte die Saarländer in die 
Arme Frankreichs hineintreiben, wenn man ihnen keine Alternative bot und Per­
spektiven an der Seite Deutschlands eröffnete. Wichtig war es, mit den Befürwor­
tern der Autonomie ins Gespräch zu kommen, aus der nationalistischen Ecke 
herauszufinden. Der Vorschlag einer Europäisierung, den Adenauer nun wieder 
I aufgriff, fand an der Saar viel Unterstützung. Er verpflichtete Frankreich zu Ver­
.- ~am:llunge-fiuhd hielt die Zukunft für eine Entscheidung durch die Saarländer selbst 
offen. Wandel durch Annäherung strebte Adenauer an, selbstbewußt, überzeugt von 
der immer größeren politischen und wirtschaftlichen Attraktivität der Bundesrepu­
blik. 
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B. ENTWICKLUNGEN 
1. Frühes Scheitern der französischen Saarpolitik (1948-1950/51) 
a. Einführung 
Die christliche Gewetksc1nifi"tiche Rundschau, die deI Regierung nahestand und 
eigentlich unverdächtig war, ließ im Juli 1949 keinen Zweifel, daß es so nicht 
weitergehen könne. Der politische Zwischenzustand, in welchem die Saar seit 
eineinhalb Jahren lebe, provoziere immer neue Ungereimtheiten, sei nicht länger 
tragbar, meinte sie. l 
Obwohl die Machtverhältnisse eindeutig waren, da CVP und SPS gemeinsam die 
Regierung stellten, herrschte eine merkwürdige Nervosität. Nur mit Mühe ertrugen 
die Sozialdemokraten die Koalition, während einflußreiche Kräfte innerhalb der 
CVP fragten, warum die Mehrheitspartei die Macht eigentlich teilen solle. Gerüchte 
und Verleumdungen galten namhaften Regierungspolitikern, ohne daß die Urheber 
erkennbar waren. Im Hohen Kommissariat war man davon überzeugt, daß die 
deutsche Opposition verantwortlich sei. Seit Sommer 1949 kamen aus Deutschland 
heftige Attacken, welche die Existenzberechtigung des Saarstaates generell in 
Frage stellten. Die Saarregierung entgegnete allen Anfechtungen mit autoritären 
Mitteln, mit Zeitungsverboten, mit der Ankündigung eines harten Staatsschutzge­
setzes. 
Mehr noch als die inneren Konfliktlinien sorgten die alltäglichen Streitereien mit 
der französischen Protektoratsmacht für Ernüchterung. Die Kompetenzen blieben 
undeutlich geschieden, überschnitten einander. Man gewann den Eindruck, daß 
Paris sich seiner Verpflichtungen entziehen wollte, vor allem hinsichtlich der 
Wirtschaftsfragen. Für eine langfristig angelegte Wirtschaftspolitik fehlten der 
Saarregierung die notwendigen Handlungsspielräume, mangelte es der erforderli­
chen Mittel, sieht man einmal davon ab, daß sie den Strukturwandel durch Ausbau 
des Bildungswesens fördern konnte. Die wichtigste Maßnahme war und blieb der 
Wirtschaftsanschluß selbst. Der hatte mit der Inflation eher schlecht begonnen, und 
kaum war der Preisaufstieg gebremst, ließen die Konjunkturdaten eine allgemeine 
Marktsättigung befürchten. Angst machte sich breit, Furcht vor Arbeitslosigkeit, 
davor, daß die Saar neuerlich die Funktion des Konjunkturpuffers übernehmen 
werde wie in den Jahren des Völkerbundregimes. In dieser Situation war es die 
wichtigste Aufgabe der Saarregierung, Gleichstellung mit Frankreich zu verlangen, 
Gleichstellung im Rahmen des Bewirtschaftungssystems, Gleichstellung bei den 
antizyklischen Konjunkturmaßnahmen. Ohne verbrieftes Mitspracherecht bli~ben 
wichtige Saarbe1ange unberücksichtigt. Deshalb verlangte Saarbrücken unrmttel­
baren Zugang zu den Pariser Ministerien und Teilhabe an wichtigen Außenwirt­
schaftsverhandlungen. An der Saar selbst konzentrierte sich die Verwaltung vorran­
gig auf die Beseitigung unmittelbarer Kriegsfolgen, auf di~ Versorgung.der Kriegs­
opfer und auf den Wiederaufbau der Wohnungen, was mcht zuletzt em durchaus 
erfolgreiches Konjunkturprogramm darstellte. 
11.7.1949, Bulletin hebdomadaire de presse, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 117. 
Bestand die Aufgabe der Regierung darin, konkrete Lösungen zu entwerfen, so 
oblag es den Parteien und den Gewerkschaften, den Saarländern in ihrer neuen und 
doch alten Heimat die notwendige Orientierung zu erleichtern. Nur die Saarländer 
könnten saarländische Interessen wahrnehmen, erklärten sie, nur die Saarländer 
könnten einander wirklich verstehen. Letztlich deuteten die Politiker wie die Ge­
werkschaftsführeralle wichtigen Probleme als Folge übergroßen französischen 
--Elrfflusses, als Ergebnis mangelnder Ortskenntnis, auch als Folge schlechten Wil­
lens. Eine Verminderung des Einflusses des Hohen Kommissars verlangten sie. Sie 
forderten das Eigentum am saarländischen Wirtschaftsvermögen, die Führung der 
Unternehmen durch Saarländer sowie eine Anpassung an die französischen Ver­
hältnisse bei den Löhnen, den Steuern und den Sozialabgaben. Gleichstellung und 
Autonomie sollte es sein, wobei die CVP, die SPS und die christlichen Gewerk­
schaften 1950 - angesichts rückläufiger Konjunkturdaten und französischen Be­
hauptungswillens - den Schwerpunkt auf die Gleichstellung legten, die Einheitsge­
werkschaft den Willen zur Selbstverwaltung betonte. 
Die Menschen selbst erfuhren die neue Ordnung als unerwarteten Zwang zur 
Anpassung. Dabei wollten sie eigentlich nur in Ruhe leben. Die Konjunkturkrise 
nach den Jahren der Bewirtschaftung kam überraschend. Hatte Frankreich nicht den 
Wirtschaftsanschluß durchgeführt, um das Produktionspotential der Saar zu nut­
zen? Die Schulpolitik der neuen Regierung störte - nicht allein die Lehrer, die sich 
überfordert und übergangen fühlten. Die Kontakte mit den Verwandten im Osten 
blieben beschwerlich, waren von bürokratischen Hemmnissen begleitet. Nur allzu 
leicht war man bereit zu glauben, daß für die Mühsal des Alltags Frankreich 
verantwortlich sei. Doch tröstete der Blick nach Osten. Noch besaß die Saar das 
bessere Los. 
Frankreich mußte reagieren. Gegenüber Westdeutschland war die Saar 1947 
privilegiert gewesen. 1949 kehrte sich das Verhältnis um. Die junge Bundesrepu­
blik, so schien es, würde bald mehr Autonomie besitzen als das ältere Saarland. 
Gleichstellen zumindest mußte man die Saar. Die französische Verwaltung miß­
traute der Festigkeit der eigenen Saarpolitik, wollte die Saar nicht wirklich zur 
Kenntnis nehmen. Auch hier galt es, klare Spielregeln festzulegen. 
Ein Schock, ein unerwarteter, radikaler Wechsel sei für den Neuanfang notwen­
dig, bemerkte ein aufmerksamer Beobachter der saarländischen Szene.2 Die franzö­
sisch-saarländischen Abkommen vom 3. März 1950 brachten vielfältige Änderun­
gen, aber sie bedeuteten nicht den beschworenen überraschenden Wandel. Daß die 
neue Ordnung schon wenige Tage später auch von jenen in Frage gestellt wurde, die 
die Abkommen ausgehandelt hatten, hing damit zusammen, daß die Autonomiebe­
fürworter die Erwartungen zu hoch geschraubt hatten, daß die erhoffte Einbindung 
der Autonomiegegner mißlang und die französische Verwaltung - von der Politik 
alleingelassen - kaum mehr als einen lauen Komprorniß zustande brachte. 
Wenige Wochen nach Abschluß der Konventionen vom 3. März bedeutete der 
Schuman-Plan einen Neubeginn für die europäische Politik, stellte er die deutsch­
2 23.1 0.1949, Scholl-Latour, Note concernant un projet de solution de la question sarroise, 
MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet I. 
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französischen Beziehungen auf veränderte Grundlage. Die Saarfrage gehörte zum 
Motivkomplex der Autoren, doch sie bestimmte den Plan nicht, stand quer dazu. 
Robert Schuman, der den Plan zur Gründung einer Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl nach außen vertrat, merkte den Widerspruch überraschend spät. 
Mit einem Male besaß Paris kein stimmiges Konzept für die Saarpolitik mehr. Der 
französische Außenminister reagierte, ergänzte das Angebot eines Zusammen­
schlusses'der westeuropafsruen Schwenndustne um eme natlOnalstaathche Kom­
ponente, indem er vorschlug, die Saar als siebtes Schuman-Plan-Land zu beteiligen. 
Die Bundesrepublik aber verweigerte ihre Zustimmung. Letztlich saß sie am länge­
ren Hebel. Die Alliierten lehnten eine Belastung der europäischen Kooperation 
durch die Saarproblematik ab. Am Ende mußte Schuman nachgeben. 
b. Ein schwieriger Beginn für die Saarregierung 
(1) Verbreitete Unruhe 
Verleumdungen, Verbote, Wahleifolge 
Die Bildung der ersten demokratisch legitimierten Regierung des Saarlandes im 
Dezember 1947 brachte all jene Probleme zum Vorschein, welche die Folgezeit 
prägen sollten. Die Opposition nahm den designierten Kultusminister Emil Straus 
ins Visier.3 Der besaß wenig Unterstützung in seiner eigenen Partei, weil er allzu 
penibel war, allzu herrschsüchtig, weil er als Leiter der Schulverwaltung seit 1946 
streng bürokratisch regierte. Er war verantwortlich für die scheinbar bereitwillige 
Anpassung an Organisationsformen des französischen Bildungswesens, für die 
Prüfungen und die strenge Auslese in den höheren Schulen.4 Die Würdenträger der 
katholischen Kirche protestierten, hofften, einen Mann ihres Vertrauens auf den 
wichtigen Posten zu hieven. Johannes Hoffmann erkannte das Manöver, hielt an der 
Berufung von Straus fest. 
Im April 1948 bemerkte ein französischer Informationsbericht, daß die Naturali­
sation von Emil Straus zum französischen Staatsbürger bedauerliche Reaktionen 
ausgelöst habe. Der Antrag datierte aus der Zeit der Emigration von Straus, wurde 
aber erst 1947 genehmigt - mehr als ein Schönheitsfehler. Gerüchte wurden laut, 
erzwangen öffentliche Stellungnahme. Wie der französische Bericht ergänzte, habe 
die Geistlichkeit die Nachricht weitergeleitet.5 Es falle leicht zu glauben, daß 
letztlich Koßmann im Hintergrund stehe. Das war die Art politischer Auseinander­
setzung, wie sie die Saarpolitik charakterisierte.6 
3 15.12.1947, Infonnationsbericht, Repercussion de la reconversion monetaire, MAE, Z Euro­
pe 1944--1949, Sarre 36; 13.12.1947, Service politique, Situation politique en Sarre, AOFAA, 
SGAAA, P8 A 10 Divers; Ende 1950, o.V., CVP, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 59. 
4 Zu Straus: H. Küppers, Bildungspolitik, S. 97ff.; ders., Emil Straus. 
5 21.4.1948, o.V., Note d'infonnation, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 58. 
6 VgI. 31.10.1949, SVZ. 
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Hoffmann reagierte erbost, wobei vor allem die Kommunisten, die die Angriffe 
weniger versteckt führten, den Zorn zu spüren bekamen. "Glauben Sie, daß das 
Saargebiet ein autonomer Staat sein kann, wenn die Koalitionsparteien und die 
Regierung es sich bieten lassen, verleumdet zu werden?", fragte der Ministerpräsi­
dent. "Wir sind hellhörig geworden und werden der kommunistischen Demagogie 
den Hals umdrehen."7 Zeitungen, die es mit der Kritik zu weit trieben, wurden 
kurzerhand verboten, wenn auch nur für befristete Zeit. Anlässe gab es dafür viele, 
wie der Fall des MRS-Organs Neue Saar und der DPS-Zeitung Das Saarland 
bewies. Die hatten ungebührlich hohe finanzielle Aufwendungen für den Besuch 
des Bischofs von Lourdes kritisiert und mußten ihr Erscheinen deshalb kurzfristig 
einstellen.8 Die Verordnung betreffend die vorläufige Regelung des Pressewesens 
vom 9.3.1948 band die Herausgabe periodischer Druckschriften an die Genehmi­
gung der Landesregierung.9 Nicht nur die Zeitungen traf die Regelungswut des 
Innenministeriums. Die Polizeiverordnung betreffend die Abhaltung von Wahlver
sammlungen während des Wahlkampfes zu den Gemeinderatswahlen vom 5.3.1949 
begrenzte die sonst übliche Propaganda, so daß etwa der Einsatz von Lautsprecher­
wagen verboten war. lO Viele solcher Verordnungen gab es.u 
7 13.3.1948, Volksstimme - Karikatur "Die neue ,Öffentliche"': Tintenfisch, April 1950, H. 8. 
8 19.6.1948, SVZ. 
9 VgI. zum Gesarntkomplex: D. Berwanger, Massenkommunikation. 
10 5.3.1949, Amtsblatt der Regierung des Saarlandes, 1949, S. 227f. 
ll Karikatur: Tintenfisch, Heft 8, April 1950. 
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allen Parteien zuerst und am nachdrücklichsten nach dem Grundsatz gehandelt: 
Strafe für Schuld, aber nicht für politischen Irrtum. 16 Vergangenheit aufzuarbeiten 
meinte aus dieser Sicht nicht den mühsamen Rückblick des je einzelnen. Der 
selbständige Saarstaat bildete die einzig notwendige und logische Konsequenz aus 
den Wirren des Nationalsozialismus. Saarautonomie war das Angebot der CVP für 
die Mitläufer. 
"Hält die politische Ehe auch noch 1949? - Die große Frage: Wer 
zerschneidet als Erster das Tischtuch?" 
Die Wahlbeteiligung bei den Gemeinderatswahlen vom 27.3.1949 erreichte 
88,5%. Ungültige Stimmen wurden 9,7% gezählt. Die CVP blieb erstmals unter der 
50%-Marke, und dies trotz eines eindeutigen Aufrufs der Saarbrücker Pfarrer, 
welche sich mächtig für die CVP ins Zeug legten.J7 Die SPS erhielt 31,3% der 
Stimmen, die KP 8,6%, die DPS 6,6% und die sonstigen 3,8%.18 Insgesamt schie­
nen die Wahlen die bestehenden Machtverhältnisse zu bestätigen. 
Gemeinderats­
wahlen 
16 Ebd.
 
17 23.3.1949, SVZ.
 
18 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1950, S. 193.
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Die Generalversammlung des "Saarländischen Journalisten-Verbandes" unter An­
wesenheit seines Ehrenpräsidenten, des Herrn Ministerpräsidenten Johannes Hoff­
mann. 
Die Regierenden waren unsicher, wußten nicht, wem sie wirklich vertrauen 
konnten. Deshalb stützten sie sich auf Mitarbeiter, welche das richtige Parteibuch 
besaßen und die sie kontrollieren konnten. Eine wahre CVP-Diktatur wolle die 
führende Regierungspartei etablieren, lautete der Vorwurf der politisch interessier­
ten Kreise. 12 
Zeitweilig zog der Konflikt zwischen der CVP-Mehrheitsfraktion und der SPS 
die Aufmerksamkeit an. Mehrmals stand die Koalition kurz vor dem Bruch. Vor 
allem der SPS-Vorsitzende Richard Kirn sorgte für Schlagzeilen. Im Sommer 1948 
nannte er den christlichen Gewerkschaftsführer Karl Hillenbrand einen "politischen 
Zuhälter" - wegen seiner Politik 1934/35. 13 
Ihren Höhepunkt erlebten die Spannungen unmittelbar vor den Gemeindewahlen 
im Frühjahr 1949. In Neunkirchen-Wellesweiler ließ ein SPS-Vertreter in zwei 
Wahllokalen die Kruzifixe entfernen. 14 Die SPS bezichtigte die Christlichen finste­
ren Mittelalters: Hitler habe vergeblich versucht, die Zeit zurückzudrehen, aber nun 
wolle die CVP jene Epoche neu auferstehen lassen, "in der vor jedem Dorf und in 
jeder Stadt ein Galgen stand, in der die Masse des Volkes aus leibeigenen Bauern 
und Knechten bestand, die geistlichen und weltlichen Herren dienten".15 Die CVP 
antwortete staatsmännisch, ging auf die Beschuldigungen nicht ein, bewies, wie 
sehr das Klima sich bereits gewandelt hatte: Die CVP habe Tausenden von Saarlän­
dern bei ihrer Epuration oder in Ausweisungsfällen geholfen, erklärte die Saarlän­
dische Volkszeitung, weil sie praktisches Christentum vertrete. Die CVP habe von 
12 3.6.1948, o.V., Note d'information, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 58. 
13 29.7.1948, SVZ. 
14 8.4.1949, SVZ. - Karikatur: Tintenfisch, Heft 1, Januar 1949. 
15 26.3.1949, SVZ. 
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Trotz allem mochten aufmerksame Beobachter im Sommer 1949 gewisse Kri­
senzeichen erspähen. Heinrich Danzebrink wurde nach vorheriger Suspension die 
Teilnahme an den Landtagsdebatten endgültig verwehrt, mit dem Argument, daß er 
nur die französische, aber nicht die saarländische Staatsbürgerschaft besitze und zu 
Unrecht ein Landtagsmandat beanspruche. Der wirkliche Grund war natürlich ein 
anderer, denn Danzebrink hatte mit Unterstützung des Saarbrücker Stadtdekans, 
August Braun, versucht, eine Oppositionsfront aufzubauen, die die national unzu­
friedenen Kräfte sammeln wollte. 19 Eduard Schäfer erging es nicht besser. Er war 
Chefredakteur der CVP-Volkszeitung. Sachkundig bemühte er sich, die Probleme 
beim Namen zu nennen. Kritische Kommentare zum Wirtschaftsanschluß bedeute­
ten für ihn die fristlose Entlassung.2D 
Auch parteipolitisch kamen die Dinge in Bewegung. Die Demokratische Partei 
hielt eine wichtige Mitgliederversamrnlung ab. Ihre Abgeordneten waren im Land­
tag recht aktiv gewesen, aber die Oppositionsrolle hatten sie ungenügend ausgefüllt. 
Wollte die Partei aus der Isolierung herausfinden, bei Wahlen zukünftig besser 
abschneiden, mußte sie andere Wege gehen. Ein Aktionskomitee warb neue Mit­
glieder.21 Sorgen bereitete Hoffmann vor allem die Jugendorganisation der CVP. 
Die hatte seit dem Frühjahr 1949 erfolgreiche Werbungsbemühungen unternom­
men und organisierte am 23.10.1949 ihren dritten Landeskongreß. Was während 
der Zusammenkunft debattiert wurde, zielte auf nichts anderes als eine einzige 
große Oppositionsfronde. Pastor Johanny aus Welschbach brachte den Sachverhalt 
auf den Punkt: Solange ein Friedensvertrag feWe, lautete seine provokante These, 
sei die Saar als 12. Bundesland zu betrachten. Hoffmann reagierte massiv, drohte 
mit dem Bruch der Verbindungen zur CVP und konnte das Schlimmste verhüten.22 
19 O.D., o.V., CVP, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 59. 
20 D. Berwanger, Massenkommunikation, S. 67f. 
21 14.6.1949, o.V., Rapport sur la vie politique en Sarre, Fevrier - Avril1949, MAE, Z Europe 
1944-1949, Sarre 20; 29.7.1949, Gauthier, Note, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 46; L. Pistorius, 
Der Hohe Kommissar, S. 29f.; H. Schneider, Das Wunder, S. 282. 
22 O.D., o.V., CVP, MAE, Nantes, SaITe, HC Cabinet 59; 24.10.1949, SVZ. 
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In Westdeutschland fesselte der Wahlkampf die Öffentlichkeit. Kurt Schuma­
cher und Alfred Heuß protestierten lautstark gegen eine Aufnahme der Saar in den 
Europarat. Das Vorhaben sei ein Versuch, die Saarabtrennung dauerhaft zu zemen­
tieren, argumentierten sie. Die europäischen Nachbarstaaten müßten sich entschei­
den, ob sie die Bundesrepublik in den Europarat aufnehmen wollten oder die Saar.23 
Im Januar 1950 kam es zum Eklat. Während des Besuches von Außenminister 
RobertSchuman in Bonn meldete Adenauer Mitspracheforderungen in der Saarfra­
ge an. Viele Politiker in Saarbrücken reagierten nervös, und Hoffmann legte sein 
Projekt für ein Staatsschutzgesetz vor.24 Freilich, die Stimmung beruhigte sich nach 
einigen Tagen wieder, und für den Februar war geplant, daß Frankreich und 
Saarbrücken ein Abkommen schließen würden, das die beiderseitigen Beziehungen 
auf eine neue Grundlage stellte. Wenn die Saar wirkliche Autonomie besaß, mochte 
sich manche Aufgeregtheit legen. 
Beinahe tägliche Kompetenzstreitigkeiten mit dem Hohen Kommissariat 
Frankreich konnte sich "dem Widerspruch nicht entziehen, der dem als Befreier 
auftretenden Eroberer anhaftete".25 Die Autonomie hatten sich die Saarpolitiker 
anders vorgestellt. Im November 1947 dachte Hoffmann laut über eine eigenständi­
ge Saarvertretung nach; saarländische Repräsentanten wollte er den wichtigen 
Konsulaten beigeben. Doch nichts davon wurde realisiert. 26 Statt dessen blieb der 
Wirkungsbereich der Regierung auf Kontakte vor Ort begrenzt. Fast täglich kam es 
zu Reibereien mit dem Hohen Kommissar. Da halfen selbst regelmäßige Konferen­
zen mit Gilbert Grandval wenig.27 
Grandval monierte die Personalpolitik der Saarregierung, verwahrte sich dage­
gen, daR Wirtschaftsminister Singer die Mission Economique auf eine reine Stati­
stenrolle abdrängen wollte.28 Regelmäßig erhob die Rechtsabteilung des Hohen 
Kommissariats Einsprüche, so daß zahlreiche Verordnungen geändert werden muße 
ten. Ein geplantes "Ermächtigungsgesetz" für den Wirtschaftsbereich wurde nach 
Intervention des Kommissars in seiner zeitlichen Ausdehnung begrenzt.29 Immer 
wieder versuchte die Saarregierung, Auflagen zu umgehen, sich von der Aufsicht 
durch das Hohe Kommissariat unabhängig zu machen.30 Der Leiter des Informa­
tionsamtes Albert Dorscheid behielt seinen Posten trotz der heftigen Gegenwehr 
Grandvals, und dasselbe galt für Eugen Huthmacher, der als Ministerialdirigent in 
der Hierarchie des Wirtschaftsministeriums an zweiter Stelle stand.3l 
23 23.7.1949, SVZ. 
24 Vgl. S. 
25 J. Freymond, Die Saar, S. 66. 
26 18.11.1947, de Leusse, Visite de M. Hoffmann, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 19. 
27 MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 49. 
28 25.2.1948, CANA, La situation politique en SaITe fin mars 1948, MAE, Z Europe 1944­
1949, SaITe 20. 
29 13.3.1948, Volksstimme; 3.7.1948, HC SaITe, Rapport d'activite de la Mission Juridique 
pour les mais de mai et juin 1948, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 1. 
30 26.3.1948, Grandval an Hoffmann, PA Grandval 13; 24.7.1948, Grandval an Hoffmann, 
MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 49. 
31 24.7.1948, Grandval an Hoffmann, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 49. 
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Grandval empfand, daß er die Saarpolitiker sich nicht selbst überlassen dürfe. 
Sein Eindruck war, daß die Saarländer über zu wenig Verwaltungspraxis verfügten. 
Ihr Hang zum Autoritarismus, die Bevorzugung von Parteigenossen berge die 
Gefahr, daß sie unnötig Ansehen verlören. Die Personaldecke war in seinen Augen 
einfach zu dünn. Neben der Tatsache, daß ein heimisches (Bildungs-)Bürgertum 
fehlte, macht er dafür die Entnazifizierung und die Spaltung in eine prodeutsche und 
eine profranzösische Gruppe veramworthch.32 
Nachdem die wichtigsten Stellenbesetzungen erfolgt waren, verlagerte sich die 
Perspektive. Jetzt standen Sachthemen im Vordergrund der Auseinandersetzung. 
Öffentlich wurde der Konflikt zwischen Saarregierung und Hohem Kommissariat 
bei einer Feier der Industrie- und Handelskammer am 3. Dezember 1949. Grandval 
hielt den saarländischen Ministern vor, sie würden der Saarwirtschaft Sonderlasten 
auferlegen. Als Beispiele nannte er die geplante Regelung für die staatlich festge­
legten Feiertage, die Höhe der Tarife bei den Saareisenbahnen und das von Richard 
Kirn eingebrachte Betriebsrätegesetz.33 Zuvor hatte er bereits eine kräftige Erhö­
hung der Abgaben der Regie zugunsten einer Aufstockung der Knappschaftsrenten 
verhindert und den vorgesehenen Satz auf die Hälfte reduziert.34 Nun also, in den 
Räumen der Saarbrücker Industrie- und Handelskammer, schlug er vor, die Mission 
Economique und das saarländische Wirtschaftsministerium aufzulösen und der 
Industrie die Vertretung ihrer Interessen selbst zu überlassen. Nach dem Ende der 
Bewirtschaftung sei ein Wirtschaftsministerium in Saarbrücken überflüssig. Unter 
Protest verließen die anwesenden saarländischen Regierungsvertreter den Raum.35 
Wenige Tage nach dem Vorfall bei der InduSotrie- und Handelskammer nahm 
Franz Singer während des vierten Landesparteitags der CVP zu den Vorhaltungen 
Grandvals Stellung. Gewisse Kreise, so ließ er durchblicken, hätten in letzter Zeit 
versucht, die Notwendigkeit eines eigenständigen Wirtschaftsministeriums zu leug­
nen: Wir können das Wirtschaftsgeschehen nicht den liberalen Casinokräften über­
lassen, argumentierte er. Wir treten ein für eine christliche Wirtschaftsordnung. 
Ungebremstes liberales Gewinnstreben bedeute brutale Ausbeutung. Ein vergleich­
barer Einwand galt dem Vorschlag, die Interessenvertretung der Industrie- und 
Handelskammer zu überlassen. Wer kümmere sich dann um die Belange der Arbei­
ter, fragte der Wirtschaftsminister. Als letzter Gesichtspunkt: Es sei richtig, daß die 
Wirtschaftsunion der Saar den wirtschaftlichen Aufstieg ermöglicht habe, aber: 
"Wir müssen unser Verhältnis zum französischen Wirtschaftsraum ebenso überwa­
chen, wie wir in unserem früheren Verhältnis zum deutschen Wirtschaftsraum auf 
der Hut sein mußten."36 Vertrauen war gut, Kontrolle lebensnotwendig, das hatten 
die letzten zwei Jahre bewiesen. 
32 31.7.1948, Grandval an MAE, L'evolution de la situation politique en Sarre, MAE, Z Europe 
1944-1949, SaITe 20. 
33 3.12.1949, Grandval, Allocution improvisee, pronconcee par le HC au dejeuner de la 
Chambre de Commerce, PA Grandval 17. 
34 2.7.1949, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 226. 
35 6.12.1949, Wittmann an Singer, Abschrift, MAE, EU 1949-1955, SaITe 99. 
36 10.12.1949, SVZ. 
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(2) Aufgaben und Ziele saarländischer Wirtschaftspolitik 
Phase der Orientierung 
Die Regierungserklärung von Johannes Hoffmann am 20. Dezember 1947 enthielt 
aufschlußreiche wirtschaftspolitische Passagen. Zusammengefaßt standen drei Kern­
aussagen im Mittelpunkt. Die erste besagte: "Unser Weg hat uns wirtschaftlich an 
__di.~ S~ite_Fn:mkreichs gestellt, ... in der Erwartung, dadurch unserem Saarvolk in 
aller Zukunft Arbeit und Zufriedenheit zu sichern und durch die wirtschaftliche 
Gesundung des Landes nicht nur unsere Wohlfahrt, sondern auch die unserer 
Nachbarn und damit ganz Europas zu verbessern." Hoffmann war optimistisch für 
die Zukunft, versprach eine Epoche ohne wirtschaftliche Sorgen und Bedrückung, 
erkannte in der Saarautonomie die Basis für ein wirtschaftlich gestärktes Europa. 
Insofern bedeutete der Wirtschaftsanschluß mehr als der egoistische Einzelweg 
einer kleinen Provinz. In einem zweiten Ansatz appellierte der Ministerpräsident an 
die Protektoratsmacht in Paris, daß sie die Belange der Saar ernst nehme: "Die 
Saarbevölkerung erwartet, daß bei der gesamten Rohstoffbeschaffung und Mate­
rialversorgung den saarländischen Gewerbebetrieben in Zukunft grundsätzlich die 
gleichen Chancen eingeräumt werden wie den französischen Betrieben." Klarer 
hätte er es nicht ausdrücken können. Mit Beifall und Bravorufen begleiteten die 
Abgeordneten die Ausführungen. Drittens verlangte der Ministerpräsident eine 
umfassende "wirtschaftliche Selbständigkeit" der Saar. Er verwies auf die traditio­
nellen Wirtschaftsbeziehungen mit Deutschland, forderte das Eigentum an den 
Saargruben, versprach, daß die negativen Folgen der Haushalts- und Steuerkonven­
tion durch Betrachtung des Einzelfalls vermieden werden sollten und kündigte 
einen umfassenden Wirtschaftsplan an: "Die Regierung wird unverzüglich an die 
Ausarbeitung eines umfassenden Wirtschaftsplanes herangehen, der den gegenwär­
tigen Zustand unserer gesamten Wirtschaft regelt und für die Etappen ihres Wieder­
aufbaues verbindliche Richtlinien festlegt. Ein systematischer Aufbau ganz oder 
teilzerstörter Industriebetriebe wird zunächst erforderlich sein und damit in Verbin­
dung eine Modernisierung, die uns den Anschluß an die gleichartige Erzeugung 
benachbarter Gebiete wiedergewinnen läßt." In einer dritten Phase, so ergänzte 
Hoffmann, müßten neue Industriezweige an der Saar seßhaft gemacht werden. 37 
Alle drei Kernaussagen der Hoffmannschen Regierungsdoktrin waren nicht 
unproblematisch. Würde Frankreich in Zukunft einen ausreichenden Absatzmarkt 
für die Saarprodukte sicherstellen können? War es bereit, die Saar mit der Metropo­
le tatsächlich gleichzustellen? Und wie verhielt sich dazu der Wunsch einer umfas­
senden wirtschaftspolitischen Autonomie? An dem Spannungsverhältnis zwischen 
den genannten Zielen brach die saarländisch-französische Wirtschaftsunion ausein­
ander. 
Bewirtschaftung 
Aktuelle Bedeutung gewann im Frühjahr 1948 der zweite von Hoffmann genannte 
Gesichtspunkt, die Forderung nach Gleichstellung bei der Belieferung mit Hilfs­
und Rohstoffen. Das hing damit zusammen, daß infolge der Bewirtschafqmg die 
37 20.12.1947, Regierungserklärung, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 46. 
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Zuteilung wichtiger Wirtschaftsgüter verwaltungstechnisch bestimmt war, damit 
die Kenntnis bürokratischer Verfahrensregelungen und machtpolitischer Einfluß 
eine größere Rolle spielten als die wirtschaftliche Leistungskraft. 
Mitte Februar 1948 traf Singer mit Industrieminister Robert Lacoste zusammen. 
In einer kleinen Ansprache unterstrich er die Forderung nach Gleichbehandlung der 
Saar: Der saarländischen Industrie müßte innerhalb der gesamtfranzösischen Indu­
französischen Wirtschaftsministerium vor allem den wirtschaftlichen Schaden be­
klagte.46 Gegen Bedenken, daß die Saarkohle den Qualitätsanforderungen nicht 
wirklich entspreche, und trotz der Einwände der Charbonnages de France, welche 
die Konkurrenz aus dem Osten fürchtete, stimmte das französische Wirtschaftsmi­
nisterium einer Verlagerung der Transportkapazitäten zugunsten der Saar zu. 47 Seit 
August 1948 blieb die Förderung auf einem einheitlich hohen Niveau, während die 
strieerzeugung einfester-Plätz'emgeräumt werden, sagte er: "ViI Ir wunschen ... eine-Halderibesfändeabnahmen. 
gleichberechtigte Behandlung im Rahmen der industriellen Planung und damit 
verbunden eine angemessene Berücksichtigung bei der Kontingentzuteilung von 
Roh- und Hilfsstoffen."38 Einen Monat später kam er im Landtag erneut auf das 
Thema zurück: "Die wirksamste Unterstützung, die nach Auffassung des Wirt­
schaftsministers den saarländischen Unternehmungen von seiten der Regierung 
gewährt werden kann, ist die Verwirklichung des Anspruchs auf völlige Gleichbe­
rechtigung der saarländischen Wirtschaft und ihrer Erfordernisse mit der französi­
schen.... Wird diese Forderung erfüllt, so werden das Können und der Fleiß unserer 
saarländischen Arbeiter zusammen mit der Wendigkeit unserer Kaufleute und 
Techniker sehr schnell dafür sorgen, daß wir auf dem neuen Boden heimisch 
werden."39 
Die Saarländer waren fleißig - wenn man sie ließ. Die Steinkohlenförderung 
erreichte im Juli ein erstes Hoch, die Stahlerzeugung sah seit Anfang des Jahres 
einen deutlichen Aufschwung.4o Dennoch gab es genügend Probleme. Das französi­
sche Bewirtschaftungssystem beruhte wesentlich auf der engen Zusammenarbeit 
von Verwaltung und Berufsorganisationen. Entsprechende Wirtschaftsvereinigun­
gen fehlten an der Saar, oder es gab Schwierigkeiten, enge Verbindungen zwischen 
den saarländischen und den französischen Verbänden herzustellen, sei es aufgrund 
formalrechtlicher Gesichtspunkte oder aus Konkurrenzfurcht. In jedem Falle oblag 
der Politik, die Belange der Saarwirtschaft zu artikulieren und gegenüber Paris 
durchzusetzen.41 Vor allem in drei Bereichen kam es zu Schwierigkeiten: 
Transporteng­a) Die Saargruben förderten zuviel Kohle - überraschenderweise. Feierschichten 
paß	 mußten eingelegt werden, weil die Verwaltung der Französischen Besatzungszone 
die knappen Transportkapazitäten anderweitig nutzen wollte.42 Unter diesen Um­
ständen hätte die französische Eisenbahn in die Bresche springen können, aber die 
beförderte statt dessen amerikanische Kohle oder Güter geringerer Priorität.43 Ro­
bert Baboin, der Generaldirektor der Regie des Mines, intervenierte.44 Gilbert 
Grandval unterstrich, daß der politische Schaden verheerend sei, wenn Frankreich 
sich weigere, den Absatz der Saarkohle zu garantieren,45 während Marc Hyafil vom 
38 17.2.1948, SVZ; vgl. auch: J. Hoffmann, Das Ziel, S. 154.
 
39 13.3.1948, SVZ.
 
40 Singer während der Haushaltsberatungen, 10.7.1948, SVZ.
 
41 27.6.1949, SVZ.
 
42 26.2.1948, Telegramm Koenig an SEAAA, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 58.
 
43 23.4.1948, Hyafil, Note pour le Comite economique interministerieI, MAE, Z Europe 1944­

1949, SaITe 58. 
44 15.6.1948, Baboin an Lacoste, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 46. 
45 28.2.1948, AN, 457 AP 71, D 10; 17.3.1948, Telegramm MAE an Koenig, MAE Nantes, 
Sarre, HC Cabinet 117. 
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b) Die Regie des Mines de la Sarre stand unter französischer Leitung. Deshalb 
war es nur natürlich, wenn französische Verantwortliche sich für die Belange der 
Saargruben einsetzten. Bei den Hütten war die Lage anders, denn Röchling-Völ­
klingen und Neunkirchen gehörten deutschen Eigentümern und sie. standen unter 
Sequesterverwaltung. Außerdem gab es von Anfang an Zweifel, ob Frankreich in 
der Lage sein würde, die gesamte Eisenerzeugung der Saar aufzunehmen. Die 
Commission du Plan de la Sarre entschied deshalb, Neunkirchen für die Demonta­
ge frei zu geben. Das dortige Werk lag verkehrsungünstig, es war vom Krieg stark 
zerstört, wies eine wenig interessante Produktpalette auf und lag auf einem bedeu­
tenden Kohlenfeld.48 Die Entscheidung war soweit gefallen, aber Grandval gab 
nicht auf. Seit Dezember 1947 konnte eine eigenständige Saarregierung zusätzli­
chen Druck ausüben. Im April 1948 erreichte Hoffmann bei Verhandlungen in 
Paris, daß die ökonomisch motivierte Entscheidung aus politischen Gründen zu­
46 23.4.1948, Hyafil, Note pour le Comite economique interrninisteriel, MAE, Z Europe 1944­
1949, SaITe 58. 
47 16.6.1948, Entwurf, Le Directeur des relations economiques exterieures, MAE, Z Europe 
1944-1949, SaITe 46. 
48 O.D., Rapport sur le plan de developpement et de modernisation de l'economie saIToise, 
AOFAA, Dossiers Debre 2; 14.1.1949, Guillaume, Rapport d'expertise concernant les Neunkircher 
Eisenwerke, MAE, EU 1949-1955, SaITe 210. 
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rückgezogen wurde.49 Herve Alphand, der Leiter der Wirtschaftsabteilung des Quai 
d'Orsay, schickte Robert Lacoste am 14. April einen Brief, in dem er die Vereinba­
rung bestätigte.5o Zehn Tage später erhielt er die Rückantwort: Es sei richtig, daß 
das Industrieministerium einem Wiederanfahren von Neunkirchen aus politischen 
Gründen zugestimmt habe. Indes seien drei Bedingungen genannt worden, die nicht 
erwähnt würden: 1. Eine französische Gruppe müsse Neunkirchen ohne finanzielle 
Beteiligung des franiösiscnen"Slaafes ubernehmen. 2. DIe Saar seI verpflIchtet, aIle---­
Maßnahmen zu ergreifen, um den Verlust an Kokslieferungen für Frankreich auszu­
gleichen. 3. Ein Wiederingangsetzen der Produktion vor dem 2. Semester 1949 
komme nicht in Frage.51 
Inzwischen war die saarländische Öffentlichkeit über das freundliche Zuge­
ständnis Frankreichs unterrichtet. Mit großer Hoffnung erwarteten die betroffenen 
Arbeiter, daß die Hochöfen bald wieder brennen würden. Nichts passierte. Man 
hörte von Verhandlungen mit verschiedenen Interessentengruppen aus Frankreich, 
Italien, Belgien.52 Am aussichtsreichsten waren die Unterredungen mit der belgi­
sehen Gruppe Verreet. Aber als Grandval den Eindruck gewann, daß Verreet 
deutschem Einfluß unterlag, blieben auch diese Kontakte folgenlos. 53 
An der Saar wurden die politisch Verantwortlichen immer unruhiger. Die saar­
ländische Regierung sei ganz nervös und denke daran, Neunkirchen mit Marshall­
plangeldern hochzupäppeln, berichtete Grandval am 11. März 1949.54 Der Chefre­
dakteur der CVP-Volkszeitung, Eduard Schäfer, nannte es "unverständlich", wie 
das Eigeninteresse weniger ein Wiederaufleben der Neunkireher Hütte, an dem so 
viele interessiert seien, verhindere.55Am 13. Juni 1949 schrieb der Vorsitzende der 
Einheitsgewerkschaft, Heinrich Wacker, an den französischen Außenminister Ro­
bert Schuman: Wir haben der Wirtschaftsunion zugestimmt in der Erwartung, 
Demontagen zu vermeiden, sowie in der Annahme einer erfolgreichen Eingliede­
rung in die französische Wirtschaft. Die Produktion ist in Neunkirchen immer noch 
nicht aufgenommen, obwohl es uns zugesichert wurde und wir die Arbeiter um 
Verständnis gebeten haben. Sie verlieren ihr Vertrauen in uns.56 
Klare Worte! Die Kampagne hatte Erfolg. Neunkirchen erhielt mit Georges 
Thedrel einen neuen erfahren und tatkräftigen Sequesterverwalter.57 500 Millionen 
Francs aus Marshallplangeldern erlaubten das Wiederaufrichten der Produktions­
anlagen.58 Am 15. Juli 1950 gingen die ersten beiden Hochöfen in Betrieb.59 
49 17.4.1948, Volksstimme und SVZ. 
50 19.4.1948, AOFAA, Dossiers Debrt~ 1/4. 
51 23.4.1948, Lacoste an Bidault, AOFAA, Dossiers Debre, 1/4. 
52 Dazu zahlreiche Dokumente in MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 44 u. 45; MAE Nantes, 
SaITe, HC Cabinet 129. 
53 5.4.1949, Telegramm Grandval an MAE, MA Nantes, Cabinet 129. 
54 11.3.1949, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 129. 
55 12.5.1949, SVZ. 
56 13.6.1949, Wacker an Schuman, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe, 45. 
57 28.5.1949, Grandval an Thedrel, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 129. 
58 15.1.1951, Petsche an Schuman, PA Grandval13. 
59 21.7.1950, Regie des Mines, Bulletin hebdomadaire de presse, MAE, EU 1949-1955, 
SaITe 60. 
332 
c) Der dritte Bereich, bei dem es immer wieder zu Schwierigkeiten kam, war die 
Lebensmittelversorgung. Vor allem die Lothringer reagierten empfindlich. Teilwei­
se wurden gesonderte Lebensmittelmarken gedruckt mit der Aufschrift "Saar", weil 
Fettrationen in Lothringen zu Butter, an der Saar aber nur zu Margarine berechtig­
ten.60 Ein Glück war es, daß die schlimmsten Mangelerscheinungen bis Ende 1948 
überwunden waren, so daß nur noch Öl, Reis, Zucker, Kaffee, Milch und Schokola­
de'derB"eWirtschaftung unterlagen.61 Ende des Jahres 1949 fielen die letzten be­
hördlich verordneten Begrenzungen. Seither regelte ausschließlich der Markt das 
Verhältnis von Angebot und Nachfrage. 
Nach dem Wiederaufbau die Modemisierung 
Mit dem Ende des Mangels konnte die saarländische Wirtschaftspolitik ihre Priori­
täten neu setzen. Mitte November 1948 erläuterte Wirtschaftsminister Singer im 
Rundfunk seine Ziele,62 dabei griff er auf Vorstellungen zurück, die der Minister­
präsident in seiner Regierungserklärung vom 20. Dezember 1947 bereits entwickelt 
hatte. Der Wiederaufbau, so sagte Singer, erfolge in drei Etappen. Am Beginn stehe 
notwendigerweise die Ausbesserung und das Wiederingangsetzen der zerstörten 
Industriebetriebe. Dieser Zeitabschnitt schien beinahe abgeschlossen. Als Endziel 
bezeichnete er die Ansiedlung kleinerer und mittlerer Industrien des verarbeitenden 
Gewerbes. Nur so sei es möglich, die Konjunkturabhängigkeit zu verringern. Doch 
um die Aufgabe zu bewältigen, bedurfte es viel Geduld, mußte zunächst ein 
tüchtiger Facharbeiterstamm herangezogen werden. Was konnte Saarbrücken zwi­
schenzeitlich unternehmen? Hier kam es darauf an, daß die vorhandenen Betriebe 
wettbewerbsfähig blieben, die Werkstätten und ihre Ausrüstung modernisiert wur­
den. Singer setzte auf die Marshalimittel. Sie würden helfen, die notwendigen 
Finanzressourcen bereitzustellen, den Umbau der Wirtschaft ermöglichen. Besaß 
nicht die Saar besonderen Anspruch auf Unterstützungsleistung angesichts der 
Dichte ihrer Industrien und der Zerstörungen durch den Weltkrieg? Im Rundfunk 
erwähnte Singer, daß nähere Modalitäten für die Teilnahme der Saar an der ameri­
kanischen Wirtschaftshilfe jetzt bekannt geworden seien, doch könne er leider noch 
keine Einzelheiten mitteilen. 
Singer weckte Erwartungen, die später enttäuscht wurden. In der französischen 
Verwaltung gab es höchst unterschiedliche Vorstellungen darüber, wie die Saar in 
die Verteilung der Marshallplanmittel einzubeziehen sei, und eine formelle Verein­
barung war noch nicht erzielt. Insofern war die Ankündigung des Wirtschaftsmini­
sters voreilig. Es nutzte wenig, daß Robert Schuman dem saarländischen Minister­
präsidenten Mut machte, die Forderungen nach angemessener Beteiligung und nach 
einem direkten Sitz im Pariser Marshall-Plan-Büro so oft zu wiederholen, bis sie 
erfüllt würden.63 Eine Regelung stand bis Mitte 1952 aus. 
60 29.11.1948, Commission economique LOITaine-Alsace-SaITe, Reunion, MAE, Z Europe 
1944-1949, SaITe 40; 25.1.1949, Debre an Burin des Roziers, ebd. 
61 29.4.1949, Le Haut-Commissaire au ravitaillement an das HC SaITe, MAE, Z Europe 1944­
1949, SaITe 42. 
62 20.11.1948, SVZ. 
63 4.11.1948, D., Notiz, Marsha11-Plan-Hilfe für die Saar, LASB, Wirtschaftsministerium 749. 
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lronjunktureinbruch 
Gründe	 Wenige Themen haben dem Ansehen der Pariser Administration an der Saar so 
geschadet wie die Tatsache, daß eine vollkommen gleichberechtigte Teilhabe an 
den Gegenwertmitteln des Marshallplans versagt blieb. Bevor indes die Frage 1949/ 
50 akut wurde, lenkte der Konjunktureinbruch die Aufmerksamkeit auf einen 
anderen Sachverhalt. 
Bereits Ende 1948 lüllfe-·siC1f1ter Umschwung in der Wirtschaftsemwicklung 
abgezeichnet. Mitte 1949 konnte man die Rezession deutlich spüren. Sie erfaßte 
insbesondere die Kohle- und die Schwerindustrie. Wo lagen die Ursachen?64 
- Überall in Europa hatten die nationalen Rekonstruktionspläne die rasche Steige­
rung der Kohlen- und Eisenproduktion in den Mittelpunkt der nationalen Entwick­
lungsanstrengungen gestellt. Kohle und Stahl galten 1945 als die entscheidenden 
Engpaßfaktoren. Da die Pläne nicht miteinander abgestimmt waren, führte die 
zunehmende Erzeugung notwendig in die Absatzkrise.
 
- Die Produktion litt überproportional unter der schlechten Zwischenproduktver­

sorgung. Als es gelang, dieses Problem zu meistern, stieg die Förderung bzw. die
 
Erzeugung rasch an.
 
- Die lineare Fortschreibung der Erfahrung der letzten Jahre übersah, daß im
 
Gefolge der Kriegswirkungen nicht nur die Quantität der Kohlenförderung abge­

nommen hatte, sondern auch die Qualität der geförderten Kohle gesunken war.
 
Insofern überschätzten die mengenorientierten Pläne den wirklichen Bedarf.
 
- Die Rückkehr zu marktwirtschaftlichen Verhältnissen änderte die Planungsgrund­

lagen zusätzlich auf zwei Ebenen: 
a) stieg die Arbeitsproduktivität rascher, als zu erwarten gewesen war; 
b) bewirkten die höheren Preise, daß nun die Kohle bzw. die Stahlprodukte 
effizienter eingesetzt wurden. 
- Der westdeutsche Steinkohlenbergbau konnte seine Leistung von 87 Millionen 
auf 103 Millionen Tonnen steigern. Wichtiger wurde indes, daß gleichzeitig die 
Roheisenproduktion von 4,7 Millionen tauf 9,4 Millionen t anstieg. Deutschland 
fiel unter diesen Umständen als Absatzmarkt für französisch-saarländische Eisen­
waren aus.
 
- Schließlich kamen saisonale Faktoren hinzu: Verantwortlich waren der milde
 
Winter 1949/50, aber auch die Streiks in der Eisen- und Stahlindustrie Frankreichs,
 
so daß der Kohlenbedarf noch weiter zurückging.65 
64 VgL u.a. A. Milward, The reconstruction, S. 366ff.; M. Catinat, La production, S. 19ff.; 
Lageanalysen der Saarländischen Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen. 
65 Die folgenden Grafiken aufgrund von Zahlenangaben in: Statistisches Jahrbuch für das 
Saarland, 1950, S. lOH.; 1952, S. 102f., 113; Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 
1950, H. 4, S. 250. 
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Roheisenerzeugung an der Saar 
in Tonnen, 1948-1950 
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Veränderte Mitte 1949 war die veränderte Wirtschaftslage deutlich zu spüren. Furcht vor 
Stimmungslage Arbeitslosigkeit machte sich breit, Bedenken, daß die Saar in der Krise den Ent­
an derSaar 
wicklungsrückstand gegenüber Frankreich würde nie aufholen können: Es sei zu 
beachten, äußerten die vom Statistischen Amt des Saarlandes herausgegebenen 
Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, daß "die negativen Momente" der gegenwär­
tigen Absatzschwierigkeiten, "im Hinblick auf die einseitige Wirtschaftsstruktur, 
die überwiegende Abhängigkeit der Schwerindustrie von nahegelegenen Märkten, 
die periphere, frachtungünstige Lage und die Rückstände in der Beseitigung der 
Kriegsschäden und Folgen im Saarland schwerer empfunden werden, als bei dem 
anderen schon weit mehr gesundeten Partner der französisch-saarländischen Wirt­
schaftsunion. Dazu kommt, daß durch die Neuorientierung des Saarlandes nach 
Westen die saarländische Industrie in Frankreich einen neuen Kundenstamm ge­
winnen muß, was im Augenblick der Sättigung des französischen Marktes gewisse 
Schwierigkeiten bereitet, die in der Zeit des Warenmangels noch nicht in Erschei­
nung traten."66 
Bemühungen Saarländische Wirtschaftspolitik legte in dieser Situation das Hauptaugenmerk 
zur Sicherung auf die Absatzsicherung. Im Rahmen der Verhandlungen um die Verpachtung der 
des Absatzes Saargruben und um den Abbau der Wamdtfelder durch die lothringische HBLder Saarkohle 
gelang es der Regierung, Paris eine Zusage abzutrotzen, wonach Saarkohle den 
Vorrang erhalten solle gegenüber Importkohle anderer Provenienz. Weiterhin ga­
rantierte Paris, daß im Falle von Personaleinsparungen saarländische Bergarbeiter 
gegenüber ausländischen Bewerbern bei den HBL bevorzugt eingestellt würden. 
66 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 1 (1949), H. 2, S. 2. 
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Beides zusammen bot eine gewisse Gewähr gegenüber Konjunktureinbrüchen und 
hätte einen schönen Erfolg bedeutet, wenn nicht die Zustimmung zu einer partiellen 
Ausbeutung von saarländischen Kohlenfeldern durch ein lothringisches Unterneh­
men damit verbunden gewesen wäre. Man vereinbarte Stillschweigen über die 
Zusammenhänge, und daß Einzelheiten des Umfanges der Pachtfelder und der 
Ausgleichszahlungen für entgangene Steuereinnahmen noch verhandelt werden 
-müßten:67 Nur soweit wurde die saarländische Öffentlichkeit unterrichtet, daß 
Frankreich die Leitung der Saargruben behalten werde und dafür bereit sei, Saar­
kohle bevorzugt zu importieren.68 
Wenn der Absatz bei der Kohle stockte, so galt dies noch mehr für die Produkte Probleme des 
der Stahlindustrie. Paris tat, was möglich war, handelte mit der alliierten Export­ Stahlmarktes 
Import-Agentur für die Bizone Sonderkonditionen aus, die gegen Preisaufschlag 
den zusätzlichen Import von Saareisen vorsahen,69 verzichtete auf Einfuhrzölle in 
der eigenen Zone.7° Alles ohne Erfolg. Nur 8% der saarländischen Stahlerzeugung 
gingen 1949 auf den traditionellen westdeutschen Markt. Im Verhältnis zum Ruhr­
stahl waren die Saarerzeugnisse einfach zu teuer. Vor dem Krieg hatten die Gruben 
den Saarhütten Preisnachlässe gewährt. Das war jetzt nicht mehr der Fall-, weil die 
französische Eisenindustrie gegen die einseitige BevorteiIung der Saarbetriebe 
protestierte.71 Dafür wurde die Ausfuhr nach Deutschland seit 1950 durch die 
Exportausgleichskasse der französischen Hütten gestützt.72 Vom Stand im letzten 
Quartal 1949 stiegen die Exporte der eisenschaffenden Industrie Richtung West­
deutschland bis Mitte 1950 auf beinahe das Dreifache.73 Und trotz allem sank der 
Gesamtabsatz der eisenerzeugenden Industrie vom ersten zum zweiten Quartal 
1950 um 5%.74 
" Durch soziale Tat zum christlichen Staat" 
WeIchen Handlungsspielraum besaß Saarbrücken für eine wirklich eigenständige Konservative 
Wirtschaftspolitik? Nun, es gab sie, trotz einer extrem konservativen Finanzpolitik, Finanzpolitik 
welche darauf bedacht blieb, den Ausgleich der Konten sicherzustellen. Christian 
Grommes, Finanzminister der ersten Regierung Hoffmann, erläuterte in einem 
Rundfunkbeitrag, daß der Staat seine Mittel nicht erwirtschafte, sondern von den 
Wirtschaftssubjekten zur Deckung des Bedarfs erhebe. In der Finanzwirtschaft, so 
folgerte er, liege das Hauptgewicht auf der haushälterischen Verwaltung, nicht auf 
der Beeinflussung des Wirtschaftsgeschehens.75 Die Frankeneröffnungsbilanzver­
ordnung vom 26.3.1949 berücksichtigte vorrangig fiskalische Gesichtspunkte. Sie 
bewahrte die BiIanzkontinuität zur RM-Zeit und legte vergleichsweise niedrige 
67 18.11.1949 Schuman an Hoffmann, MAE, EU 1949-1955, SaITe 281; 30.11.1949, Hoff­
mann an Schuman, ebd. 
68 29.10.1949, SVZ. 
69 2.6.1949, SVZ; F. Blumenauer, Absatzfragen, S. 89. 
70 23.7.1949, Industrie-Kurier. 
71 3.6.1949, Allgemeine Zeitung, Mainz. 
72 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 3 (1951), S. 29. 
73 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 2 (1950), S. 149. 
74 Ebd., S. 138. 
75 2.12.1948, SVZ. 
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Investitionen in 
das Bildungs­
system 
Wohnungsbau 
Umstellungskoeffizienten fest, so daß Wirtschaftskreise allgemein die Besteuerung 
von Scheingewinnen beklagten. Die Regelung fiel weit hinter das kurze Zeit später 
verabschiedete Gesetz über die Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark (21.8.1949) 
zurück, das den Unternehmern eine beträchtliche Freiheit zur Neubewertung ihrer 
Anlagen ließ.76 
Eine aktive Wirtschaftspolitik schien angesichts einer solchermaßen buchhalte­
rischen Finanzpolitik des-Sä:arstaates fast ausgeschlossen. Dennoch investierte der 
Saarstaat in die Zukunft des Landes. Wie anders waren die nicht unerheblichen 
Ausgaben für das Bildungswesen zu verstehen, welche den beabsichtigten Struktur­
wandel tragen sollten. Das Saarland erhielt eine eigene Universität, deren Aufwen­
dungen zur Hälfte von Frankreich gedeckt wurden - eine geradezu geniale Kon­
struktion.?? Darüber hinaus zeigte auch das berufsbildende Schulwesen eine günsti­
ge Entwicklung: "Im Jahre 1951, als Straus demissionieren mußte, hatte das öffent­
lich organisierte Bildungssystem an der Saar 573 Volksschulen, sechs Hilfsschulen, 
zwei Mittelschulen, 23 Höhere Schulen, 25 zentralörtliche Berufsschulen, 60 Berg­
schulen, vier Eisenbahnfachschulen, drei Wirtschaftsfachschulen, eine Ingenieur­
schule (Höhere Technische Lehranstalt), ein Konservatorium, eine Werkkunstschu­
le (Schule für Kunst und Handwerk), ein der Universität angeschlossenes Berufs­
pädagogisches Institut für die Ausbildung der Berufsschullehrer, drei Seminare für 
die Ausbildung der Volksschullehrer und eine Universität mit vier Fakultäten. 
Damit erreichte das Saarland aus der Sicht institutioneller Bildungseinrichtungen 
einen Standard im Bildungssektor wie zu keiner Zeit vorher. "78 
Wirtschaftspolitik im Sinne kurz- und mittelfristiger Beeinflussung des Wirt­
schaftsgeschehens setzte andere Schwerpunkte. Die Saarländer hatten die Autono­
miebefürworter unterstützt, weil sie den Krieg und seine Folgen möglichst schnell 
vergessen wollten. Sie waren einen Pakt eingegangen, gewiß brüchig und mit 
Vorbehalten, der ihnen versprach, daß sie aus den Wirren herausgeführt würden, 
wenn sie der Gründung des Saarstaates zustimmten. Deshalb konzentrierte sich die 
Saarregierung auf zwei Schwerpunkte: auf den Wohnungsbau, um angemessene 
Unterkunft und Zuflucht für die Familie zu gewährleisten, und auf die sozialpoliti­
sche Absicherung der unmittelbaren Kriegsopfer. 
Im Dezember 1948, bei den Haushaltsberatungen, legte der Saarlandtag die 
Grundlagen. Der private Wohnungsbau solle zukünftig stärker gefördert werden, 
bestimmte er. Damit setzten sich die Abgeordneten gegen die Regierung durch, 
welche die öffentlichen Bauvorhaben bevorzugen wollte. Finanzminister Grommes 
erreichte seinerseits, daß anstelle direkter Subventionen Zinszuschüsse und verbil­
ligte Kredite gewährt wurden.79 Die ersten Ausführungsanordnungen ergingen am 
9.2.1948 und 15.3.1949.80 Am 30. Juni 1949 verabschiedete der Landtag das Gesetz 
76 16.8.1954, Saar-Wirtschaft; M. Bode, Die schleichende Demontage, S. 37ff.; O. Hager, Die 
Frankeneröffnungsbilanz. 
77 A. Heinen, Sachzwänge, S. 49f. 
78 H. Küppers, Bildungspolitik, S. 184. 
79 23.12.1948, Grandval an Burin des Roziers, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 55. 
80 30.10.1949, SVZ. 
über die Erhebung einer Wiederaufbauabgabe, das zusätzliche Finanzmittel sicher­

stellte.8t Angesichts flauer Konjunktur bot die Wohnungsbauförderung den ent­

scheidenden Ansatzpunkt, neue Impulse in die Wirtschaft zu geben: "Der Woh­

nungsbau wurde 1950 nicht nur im Hinblick auf die großen Zerstörungen und den
 
! ungedeckten Wohnungsbedarf, sondern auch im Interesse einer Stützung der Wirt­

schaftslage weitgehend gefördert", berichteten die Saarländischen Bevölkerungs­
'---und Wirtschaftszahlen. 82 Über den Erfolg der Maßnahme teilte sie mit, daß das Bau­
und das Baunebengewerbe die größte relative Steigerung bei der Beschäftigtenzahl 
aufwiesen. "Obwohl das Baugewerbe in verstärktem Maße die zeitweise in anderen 
Wirtschaftsgruppen freiwerdenden Arbeitskräfte, darunter vorübergehend 1.200 
von den Gruben für das Baugewerbe freigegebenen Arbeiter, aufnahm, konnten 
nicht immer alle offenen Stellen besetzt werden. So mußten Gleisbauarbeiten und 
Straßenbauarbeiten aus Mangel an Arbeitskräften auf die ruhige Saison verschoben 
werden."83 Der antizyklische Effekt griff beinahe zu stark. 
Der zweite Bereich, in dem sich die Saarregierung besonders engagierte, war die 
Sozialpolitik. Vierzig Prozent der Ausgaben des ordentlichen Haushaltes gingen in 
die soziale Fürsorge. 16,6% wurden allein für die Kriegsopfer aufgebracht. 84 Bund 
und Länder reservierten in der Bundesrepublik 1950 dreißig Prozent der Ausgaben 
für soziale Zwecke. Knapp 19 Prozent wurden unter "soziale Kriegsfolgelasten" 
verbucht. Etwa fünf Prozent gingen in die Arbeitslosenfürsorge, die an der Saar 
wegen der geringen Arbeitslosigkeit nicht ausgeschüttet werden mußte.85 
Bei einer Bevölkerung von etwa 936.000 (1950) erhielten an der Saar 87.000 
Personen Rentenzahlungen und Beihilfen aus Mitteln der Kriegsopferversorgung.86 
9,3% der Bevölkerung waren anspruchsberechtigt. In der Bundesrepublik lag der 
Anteil bei 8,8% (1953).87 Die umfangreichen Sozialleistungen bedeuteten für den 
Saarstaat eine erhebliche Belastung, die er nur finanzieren konnte, weil die Ausga­
ben für das Hohe Kommissariat auf maximal 7,5% begrenzt waren.88 In West­
deutschland betrugen die Zahlungen von Bund und Ländern für Besatzungs- und 
Besatzungsfolgekosten 24% der Gesamtausgaben.89 
"Aus Menschlichkeit und Nächstenliebe. Das Saarland in der Kriegsopferversor­
gung an der Spitze", betitelte die Saarländische Volkszeitung am 15. März 1949 
einen umfangreichen Beitrag stolz.9o Sie verglich die Lage an der Saar mit jener in 
81 Statistisches Amt des Saarlandes (Hrsg.), Der Hochbau 1948-1953, Einzelschriften zur 
Statistik des Saarlandes, Nr. 12, Saarbrücken 1955, S. 13ff. 
82 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 2 (1950), H. 3, S. 154. 
83 Ebd., H. 4, S. 213. 
84 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1950, S. 150. 
85 Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland, 1953, S. 440. 
86 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1952, S. 207. 
87 R. Hudemann, Sozialpolitik, S. 538. 
88 Artikel 19, Absatz 2 der französisch-saarländischen Steuer- und Haushaltssatzung, For­
schungsstelle für Völkerrecht und ausländisches öffentliches Recht der Universität Hamburg (Hrsg.), 
Gesetzgebung, S. 178. 
89 Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland, 1953, S. 440. - Vgl. auch 
12.5.1950, Volksstimme. 
90 15.3.1949, SVZ. 
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Deutschland und griff das Thema am 2. August 1949 wieder auf.91 Am 10. Dezem­
ber brachte sie in großen Lettern die Losung der CVP für ihren 4. Landesparteitag:92 
"Durch soziale Tat zum christlichen Staat". Mehr als wirtschaftspolitische Fragen 
interessierte der soziale Ausgleich. 
(3) Allzu enge Grenzen der Autonomie
'_.. ,."'--'------------------~--
Protest gegen Es oblag der Regierung, praktische Lösungen anzustreben, das Machbare im Auge 
vermeintliche zu behalten. Außenpolitische Rücksichtnahme wurde ihr abverlangt ebenso wie 
Fremdbestim­
mung gründliche verwaltungstechnische Arbeit. Die politischen Parteien und die Gewerk­
schaften betrachteten die Dinge aus anderer Sicht. Sie formulierten politische 
Alternativen, vertraten konkrete Interessen. Ein Stück Utopie gehörte dazu, aber 
auch ein Gespür für Themen, die die Menschen bewegten. 
In gewisser Weise mußten die Gewerkschaften sich überflüssig vorkommen, 
denn solange die Löhne zentral von Paris festgelegt wurden - und das war bis zum 
Frühjahr 1950 der Fall - konnten sie ein wichtiges Aufgabenfeld, nämlich die 
Tarifgestaltung, nur wenig beeinflussen. So konzentrierten sie sich auf andere 
Themen: Sie monierten, daß Paris versuchte, regionale Einkommensklassen einzu­
führen wie in Frankreich, obwohl das Saarland kleiner war als ein Departement. Sie 
protestierten gegen Benachteiligungen bei der Lebensmittelzuteilung. Sie verlang­
ten, daß Frankreich den Absatz der SaarkoWe garantieren müsse, wenn es schon auf 
den Wirtschaftsanschluß gedrängt habe. Sie forderten eine Beibehaltung der engen 
Wirtschaftsbeziehungen mit Süddeutschland. Das Hauptaugenmerk aber galt dem 
Ziel, Einfluß auf das Wirtschaftsgeschehen zu gewinnen.93 
Daß die französisch dominierten Unternehmen einen "Staat im Staat" darstell­
ten, war ein weithin akzeptierter Glaubenssatz. Auch die Parteien wurden nicht 
müde, den Übelstand zu kritisieren.94 Sie verwahrten sich gegen die Eingriffe des 
Hohen Kommissars, beklagten die begrenzten Entscheidungsmöglichkeiten, wenn 
vielleicht auch nicht ganz so drastisch wie Ernst Roth, der damals noch Generalse­
kretär der SPS war und seinen letzten Rechenschaftsbericht vorlegte: "Es ist bis 
jetzt noch nicht ein einziges Gesetz angenommen worden, in dem unser Landtag 
absolut seinen eigenen Willen hätte durchsetzen können"95, rief Roth während des 
SPS-Parteikongresses in Sulzbach am 12.9.1948 aus. Die großen Regierungspartei­
en, die CVP, die SPS, protestierten lautstark gegen die immer noch angängigen 
91 2.8.1949, SVZ.
 
92 10.12.1949, SVZ.
 
93 14.6.1949, o.V., Rapport surla vie politique en Sarre, MAE, Z Europe, 1944--1949, Sarre 20.
 
94 8.9.1949, Volksstimme; 4.10.1949, ebd., MAE, Z Europe 1944--1949, Sarre 13, Bulletin
 
hebdomadaire de presse; 10.10.1949, Gueury, Congres du parti socialiste sarrois, PA Grandval 14; 
August 1949, Saarbergknappe, Forderungen des 24er Ausschusses der GCS; 4.11.1949, CVP, 
Erfordernisse und Wünsche im Rahmen des wirtschaftlichen Anschlusses, MAE, EU 1949-1955, 
Sarre 139; Anfang 1950, Denkschrift der Gewerkschaft Christlicher Saarbergleute über die Wahrung 
wichtiger wirtschaftlicher und sozialer Interessen der Belegschaft der Saargruben bei der Neugestal­
tung der Verwaltung und Betriebsführung der Saargruben, LASB, AAEA 121. - Karikatur: Tinten­
fisch, Heft 7, September 1948. 
95 Sozialdemokratische Partei des Saarlandes (Hrsg.), Die Saarfrage, S. 20. 
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Requisitionen, wandten sich vehement gegen die Einmischungen der Sßrete.96 Es 
war klar: Die Saarländer fühlten sich in ihrer Heimat nicht zuhause, und daran 
mußte sich etwas ändern. 
.;;; L...JJ 1(_ 
~~~ 
"Ich hab's - ich hab's - was heißt noch schnell Stiefkind auf 
Französisch .. ?" 
Im Mittelpunkt standen drei Forderungen: 
Erstens: Die Leitung der großen Wirtschaftsunternehmen sollte zunehmend mit 
Saarländern besetzt werden. Gewerkschaftler und Politiker mißtrauten den franzö­
sischen Kadern, weil diese angeblich nur das Interesse ihres Mutterlandes im Auge 
hatten. Konkurrenzdenken spielte eine wichtige Rolle ebenso wie das Gefühl der 
Fremdheit gegenüber dem französischen Führungsstil. 
Zweitens: Die französisch beherrschten Unternehmen, so forderte man, müßten 
saarländischer Verfügungsgewalt unterstellt werden. Der Vorsitzende des IV Berg­
bau, Aloys Schmitt, argumentierte, daß, wenn die Saarindustrie in den Händen 
Frankreichs verbleibe, diese kaum mehr als eine Kolonie darstelle.97 An der Saar 
96 24.11.1948, o.V., Moral en SaITe, MAE, Nantes, SaITe, HC Cabinet 46; 12.10.1949, Regie 
des Mines, Bulletin hebdomadaire de presse, MAE, EU 1949-1955, SaITe 59. 
97 10.10.1949, Die Arbeit, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 117; ebenso Karl Hillenbrand, 
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"Das Saarland 
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waren die Gruben immer in staatlichem Besitz gewesen. Die Angst vor Marktein­
flüssen war hier besonders ausgeprägt. Der Gewerkschaftsführer warnte, daß eine 
Verpachtung der Gruben an Frankreich nichts anderes als Vorrang der Profitinteres­
sen meine, die Ausbeutung verewige, Entlassung und Lohndruck impliziere.9s 
Drittens ging es um Gleichstellung mit den Gegebenheiten in Frankreich, bei den 
Löhnen und beidel1S()?!~1.eistungen. Als am 8.12.1949 das Bergarbeiterstatut im 
Amtsblatt veröffentlicht wurde, begrüßten die Gewerkschaften, daß die Saarkumpel 
dieselben Privilegien haben würden wie ihre französischen Kollegen. Andererseits 
kritisierten sie die Vielzahl der Lohnkategorien und monierten, daß die Statuten 
ohne Rücksprache kurzfristig geändert worden seien.99 Gleichheit, Mitsprache und 
Anpassung an die saarländischen Gegebenheiten: Frankreich sollte seinem kleinen 
Partner alles zugleich zugestehen. 
Es gab noch weitere Beispiele dieser Art: Für die gesetzlich festgelegten Feierta­
ge wünschten die Christlichen Gewerkschaften eine Regelung, die den Gewohnhei­
ten der Vorkriegszeit entsprach. Das bedeutete, daß die Saar weit mehr bezahlte 
Feiertage haben würde als Frankreich. Um mögliche Vorbehalte der Unternehmer 
zu brechen, versprach die Saarregierung, sie werde den kleineren Betrieben einen 
Teil der Mehraufwendungen aus Staatsmitteln erstatten. 100 Zunächst wollte Grand­
val sein Veto einlegen, aber dann gab Schuman Anweisung, das Gesetz zu visie­
ren. lO ! Tatsächlich befand sich Paris in einer schwierigen Lage. Wenn es interve­
nierte, rief es politischen Widerstand hervor, vor allem seitens der Gewerkschaften, 
die allemal kritisch gestimmt waren. Auch mochten die Unternehmer sich ange­
wöhnen, alle politisch unliebsamen Themen durch den Hohen Kommissar regeln zu 
lassen. Wenn Paris nicht intervenierte, konnte man den Sachverhalt dahin interpre­
tieren, daß Frankreich eine bewußte Benachteiligung der Saarwirtschaft zulasse. 102 
Man mochte es drehen und wenden, wie man wollte: glücklich war die Partner­
schaft mit Paris nicht. Die Parteien, die Gewerkschaften ließen keinen Zweifel, daß 
der Einfluß Frankreichs das gebührende Maß überschritt. Und in Paris empfand 
man, daß Verantwortung übernommen werde, die man eigentlich nicht tragen 
wollte. 
Generalsekretär der Christlichen Gewerkschaften und später prominentes Mitglied der verbotenen 
DPS, 4.7.1949, SVZ. 
98 31.10.1949, Aloys Schmitt, An die Kameraden der Gewerkschaft christlicher Saarbergleute, 
MAE, EU 1949-1955, Sarre 226. 
99 3.1.1950, SVZ. 
100 6.4.1950, HC Sarre, Travail et securite sociale, Note al'attention de M. le Haut Commis­
saire, Regime des jours feries en Sarre, MAE, EU 1949-1955, Sarre 145; 11.4.1949, Grandval an 
MAE, Visa de la loi sarroise relative au paiement des jours feries, ebd. 
101 20.7.1950, Schuman an Louvel, MAE, EU 1949-1955, Sarre 145. 
102 6.4.1950, HC Sarre, Travail et securite sodale, Note aI'attention de M. le Haut Commis­
saire, Regime des jours feries en Sarre, MAE, EU 1949-1955, Sarre 145. 
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(4) Der nationalisierte Alltag 
Die wirtschaftliche Umbruchsituation prägte den Alltag, ohne daß die strukturellen 
Zwänge und politischen Einflußfaktoren immer erkennbar waren. 103 Seit dem 15. 
Mai konnten die Saarländer frei nach Frankreich reisen. 104 Dafür wurde der Kontakt 
nach Osten schwieriger. Es kam vor, daß die Zollformalitäten bei der Ausreise nach 
Deutschland eine Stunde dauerten. "Zollbeamte kontrollier(t)en das Gepäck, ... 
wühl(t)en in der Wäsche herum ... stell(t)en Fragen nach dem Inhalt." Alles wirkte 
"etwas unpassend". 105 Man benötigte Reisepaß und Visum, und selbst die Reise­
gründe waren anzugeben. 106 Die Menschen bedrückte, wie schwierig es geworden 
war, den Kontakt mit den Verwandten und Bekannten im Osten aufrechtzuerhalten. 
Man traf einander zu Beerdigungsfeierlichkeiten, zur Kommunion, Konfirmation 
oder an Allerheiligen. Bei anderen Gelegenheiten war es schwierig, die notwendi­
gen Papiere zu erhalten. Wie sollte die Saar eine Brücke bilden, wenn die Verbin­
dungen nach Osten gänzlich abgeschnitten waren? 
"Na, Gott sei Dank, wenigstens einer! - Wenn das Paßbüro so weiter macht, sind wir bald 
brotlos". 
Die Saarregierung überreichte dem Hohen Kommissariat ein achtseitiges Memo­
randum. 107 Grandval wurde in Paris vorstellig. Einen kleinen Grenzverkehr wollte 
er einrichten, der allen Bewohnern im Umkreis von 10 km einen vereinfachten 
Grenzübertritt ermöglichte hätte. Allzuviel erreichte er nicht: kostenlose Visa zu 
bestimmten Anlässen, eine allgemeine Reduzierung der Gebühren, beschleunigte 
Bearbeitung in Notfällen. lOs Das unterschiedliche Lebensniveau in Ost und West, 
die protektionistische Handelspraxis der Zeit ließen durchlässige Grenzen kaum zu. 
103 Vgl. zu den folgenden Ausführungen bereits: A. Heinen, Vom frühen Scheitern, S. 165f. 
104 15.5.1948, SVZ. 
105 1.6.1950, SVZ. 
106 18.7.1948, SVZ. 
107 16.11.1948, SVZ. - Karikatur: Tintenfisch, Heft 8, September 1948. 
108 O. Datum, Reglement frontalier relatif ala circulation frontaliere de "petite frontiere" entre 
la Sarre et les territoires occupes administres par le Commandement en ChefFran~ais en Allernagne, 
MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 27; 16.10.1948, Sitzungsprotokoll, ebd.; 19.10.1948, Conference 
interministerielle relative ala circulation entre la Sarre et l' Allernagne, ebd.; 19.10.1948, Moroni, 
Note, ebd.; 26.10.1948, SVZ. 
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Zudem blieb die französische Administration an die Regelung des alliierten Kon­
trollrates gebunden, der für den Verkehr mit und innerhalb Deutschlands strenge 
Vorschriften erlassen hatte. Die Beschränkung der Bewegungsfreiheit galt nicht 
allein für die Saar, aber hier war sie besonders lästig. Der französische Grenzer 
wurde zum Symbol einer erzwungenen Entfremdung. 
Ende 1949 wurde es etwas besser. Die Visa-Gebühren wurden deutlich herabge­
setzt. Dazu kamen andere EiIeIchterungen. 109 Die Saarländische Volkszeitung mel­
dete, daß zwischen dem 1.12.1947 und dem 1.7.1949 trotz aller bestehenden 
Schwierigkeiten 1.850.000 Grenzüberquerungen gezäWt worden seienYo In dem 
Maße, in dem die Bundesrepublik außenpolitischen Spielraum gewann, erhielten 
auch die Saarländer größere Bewegungsfreiheit. Seit dem I. September 1950 fielen 
für die Besitzer des roten Personalausweises alle Visumzwänge weg,111 und begin­
nend mit dem I. Januar 1951 konnten die Bundesbürger frei in die Saar einreisen. 112 
"Was tanzt ihr denn eigentlich da? Franraise oder was?" ­
"Nä, Sarroise!" - "Ja, das klappt aber noch gar nicht!!?" 
"Eben, eben!" 
Wirtschaftliche Verpflichtungen bestimmten zu einem guten Teil das Kulturab­
kommen vom 15. Dezember 1948. War es gar so unvernünftig, wenn die Kinder 
bereits in der zweiten Klasse die französische Sprache erlernten?113 Erforderten die 
vielfältigen ökonomischen Bindungen an Frankreich nicht mindestens Grundkennt­
nisse des Französischen? In Luxemburg, in der Schweiz wuchsen die Kinder früh in 
eine mehrsprachige Umgebung hinein. Die Volksschullehrer protestierten. Sie brach­
ten pädagogische Argumente vor. Der eine oder andere mochte sich überfordert 
109 31.12.1949, SVZ.
 
110 24.9.1949, SVZ.
 
111 21.8.1950, SVZ.
 
112 13.12.1950, SVZ.
 
113 Karikatur: Tintenfisch, Heft I, Januar 1949.
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fühlen. In jedem Fall kritisierten sie, daß ihre Arbeit im Verhältnis zur Qualifikation 
unterbewertet sei. Die Bestimmung, wonach das Hohe Kommissariat die Qualität 
des Unterrichts prüfen dürfe, steigerte noch die Aufregung. I 14 
Bereuten die Saarländer bereits, daß sie den Weg der Autonomie gewählt hatten? 
Ein französischer Stimmungsbericht unterstrich, daß die saarländische Öffentlich­
keit Frankreich am Anspruch der Preisstabilität, des ökonomischen Wiederaufstiegs 
unQ der pölifisclienStabilität messe. 115 Was das bedeutete, erläuterte Henri Viard 
vom Hohen Kommissariat: ,La France a pour lui (für den Saarländer - A.H.) perdu 
le visage qu'elle avait en 1947, voire en 1945, de nation victorieuse et est redevenue 
ce qu'elle etait pour lui en 1938, une nation desordonnee et decadente"1l6 - eine 
dekadente und ungeordnete Nation! Frankreich besaß nicht mehr die unbestrittene 
Führungsrolle. Und doch waren sich die Saarländer des Vorteils des Sonderstatus 
für die Saar bewußt. Das galt selbst für die nationalen Oppositionskräfte.1 17 
Eine Reise nach Deutschland war geradezu heilsam. 118 Über die dortige Lage 
berichtete die Saarländische Volkszeitung am 24. Februar 1949: Die flüssigen 
Geldmittel der breiten Volksschichten seien erschöpft, der Warenhunger geblieben. 
Die finanziellen Aufwendungen, die für den erheblich überteuerten Haushalt 
gemacht werden müßten, ließen Erwerbungen kaum zu. Trotz des «Jedermann­
Programms» sei der Durchschnittslohnempfänger nicht in der Lage, dringendste 
Einkäufe durchzuführen. 119 Und Diplom-Kaufmann Bruns ergänzte: Der große 
Wandel, der in den letzten eineinhalb Jahren an der Saar zum Guten sich vollzogen 
habe, komme nicht nur zum Ausdruck in eleganten Geschäftsauslagen und in der 
Eröffnung zahlreicher Gaststätten. Der Wandel sei am stärksten spürbar, wenn man 
für kurze Zeit nach DeutscWand fahre und sich einmal ansehe, wie armselig 
beispielsweise die Bevölkerung dort noch mit Kleidung und Schuhwerk versorgt 
sei. 120 Die Wirtschaft des Saarlandes habe am Wiederaufstieg Frankreichs teilge­
nommen, bestätigte der Lagebericht der Industrie- und Handelskammer für 1949. 
Die beiderseitigen Lieferbeziehungen hätten sich enger gestaltet. Das Saarland 
verzeichne einen bisher nicht gekannten hohen Beschäftigungsstand. 121 Da war die 
Situation in der Bundesrepublik in der Tat anders. Auf 13,5% stieg die Arbeitslosig­
keit im Februar 1950,122 die Arbeitsproduktivität war immer noch niedrig, der 
Außenhandel wies ein schlimmes Defizit auf. 123 
114 Vgl. J. Hoffmann, Das Ziel, S. 149f., H. Küppers, Bildungspolitik, S. 190ff. 
115 14.6.1949, o.V., Rapport sur la vie politique, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 20. 
116 11.3.1949, Viard, Note sur l'evolution de I'opinion publique en Sarre, Juillet 1945-Janvier 
1949, PA Grandval36. 
117 14.6.1949, o.V., Rapport sur la vie politique, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 20. 
118 Karikatur: Tintenfisch, Heft 3, Juli 1948. 
119 24.2.1949, SVZ. Vgl. ebenso 1.6.1950 ebd., 10.6.1950 ebd. 
120 30.3.1949, SVZ. 
121 Industrie- und Handelskammer, Saarbrücken, Lagebericht 1949, S. 3. 
122 H.-P. Schwarz, Die Ära Adenauer, S. 77. 
123 12.4.1950, Regie des Mines, Bulletin hebdomadaire de presse, MAE, EU 1949-1955, 
SaITe 59. 
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"Laß mich doch, Kätche! - Die männe jetzt, mir wäre Amis .. .!" 
Der Leiter des Presseamtes der saarländischen Regierung, Albrecht Dorscheid, 
konnte am Radio selbstbewußt feststellen, daß die Saarländer hinsichtlich des 
Lebensstandards und des Wiederaufbaus ihrer zerstörten Heimat einen jahrelangen 
Vorsprung gegenüber Westdeutschland erreicht hätten. 124 Organisch gesund sei die 
französische Wirtschaft, übte sich Regierungsdirektor Dr. Georg Krause-Wich­
mann im Vergleich. Die scheinbaren Krankheitserscheinungen seien lediglich ner­
vöser Art. Dagegen sei der deutsche Wirtschaftskörper schwersten Veränderungen 
unterworfen. Der CVP-Politiker verwies auf das katastrophale Leistungsbilanzdefi­
zit, ergänzend mochte man die Belastung infolge des Zuzugs von Flüchtlingen und 
Vertriebenen erwähnen, und dann waren auch die Marshallplanzuweisungen, die 
Frankreich für 1949/50 an die Saar auszahlte, um ein Vielfaches höher als für die 
Bundesrepublik. 125 
Schlecht ging es den Saarländern in der Tat nicht. Von Januar bis November 
1948 war der Fleischkonsum von 1,25 kg monatlich pro Kopf der Bevölkerung auf 
2,13 kg gestiegen. Im Dezember erreichte er anläßlich der Feiertage 3,06 kg. 126 Im 
August 1949 verzehrten die Saarländer bereits wieder drei Viertel der Fleischmen­
ge, die sie vor dem Krieg gegessen hatten. 127 Seitdem die Milch nicht mehr 
rationiert wurde, also seit dem 1. Mai 1949, stieg der Butterverbrauch je 100 
Einwohner und Monat von 2,6 kg auf 58,4 kg. 128 Klagen durften die Saarländer 
wirklich nicht. 
Natürlich gab es Gewinner und solche, die weniger profitierten. Zu den Nutznie­
ßern gehörten die Bergarbeiter. Deren Reallöhne überstiegen deutlich das Vor­
124 4.8.1994, SVZ. 
125 Die Volksstimme errechnete ein Verhältnis von 21,7$ pro Kopf der Bevölkerung für 
Frankreich und 5,2$ für die Bundesrepublik. 19.11.1950, Volksstimme, MAE, EU 1949-1955, 
Sarre 59. 
126 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, I (\949), H. 2, S. 3. 
127 Ebd., H. 4, S. 5f. 
128 Ebd., H. 3, S. 4. 
kriegsniveau. Die Hüttenarbeiter oder die Arbeiter in der verarbeitenden Industrie 
konnten da nur neidisch zuschauen,129 ebenso die Knappschaftsrentenempfänger. 130 
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Ließ man alle Unterschiede beiseite und verglich den Stundenlohn mit jenem in 
den USA, so lag er in Frankreich und an der Saar in etwa bei 40 Prozent, in 
Westdeutschland bei 32 Prozent. 131 
Frankreich hatte die erste Runde des Wettkampfes um die Herzen der Saarländer 
ökonomisch gewonnen und politisch verloren. Die Saarländer nahmen nicht plötz­
lich Abstand von ihrem eigenen, kleinen, selbständigen Ländchen. Dazu ging es 
ihnen einfach zu gut. Es war ein Abschied auf Raten. Die Lehrer begehrten auf 
gegen bürokratische Zumutungen. Die Beamten hielten etwas mehr Abstand. Man 
konnte ja nie wissen, ob die Saar nicht wieder an Deutschland zurückfalle, das sich 
jüngst so kräftig ins Zeug legte. Und dann war es besser, sich nicht kompromittiert 
zu haben. Die Geistlichen schauten allemal nach Trier und nach Speyer, kaum nach 
Saarbrücken und gewiß nicht nach Metz.132 Die alten Witze kursierten wieder, die 
aus der Völkerbundszeit. Bei Hochzeiten, bei Taufen, bei Kommunionfeierlichkei­
ten fanden sie amüsierte Zuhörer. 133 Die Gewerkschaftsführer, die so laut die 
Verfügungsgewalt über die Schlüsselindustrien für das Saarland eingeklagt hatten, 
taten dasselbe nur noch lauter. Mehr Autonomie hieß die Losung, mehr wirkliche 
Selbstbestimmung. Nur, ohne Hilfe von außen konnten die Saarländer ihre Proble­
me auch nicht lösen. 
129 A. Blind, Lohnvergleich mit der Vorkriegszeit, in: Saar-Wirtschaft, H. 1711949, 10.9.1949: 
Berechnungsgrundlage: Monatslohn, verheirateter Arbeiter mit einem Kind, nach Abzug der Steu­
ern und Sozialabgaben, jedoch einschließlich der Familienzulagen. 
130 13.11.1949, Resolution des IV Bergbau, MAE, EU 1949-1955, Sarre 226. 
131 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, I (\949), H. 4, S. 53. 
132 21.1.1950, Cogombles, Reactions de la population a la suite des recentes declarations 
allemandes relatives ala Sarre, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 46; 21.1.1950, Tersac, Note, ebd. 
133 Juni 1948, Saarländischer Wamdienst, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 46. 
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c. Dilatorischer Kompromiß - Die Konventionen vom März 1950 
(1) "Revision fondamentale de notre politique sarroise" 
Die Krise 
Es war wieder einmal Grandval, der als erster die heraufkommende Wende wahr­
nahm. Ende Juli 1948. zDg.-.er..Bilanz, ptijfte die Perspektiven tiir die Zukunft Man 
sei in der Vergangenheit davon ausgegangen, daß Deutschland über Jahre darnie­
derliegen werde. Das Londoner Sechsmächteabkommen - welches die Gründung 
eines selbständigen westdeutschen Staates vorsah - ändere alles. Schon jetzt seien 
die Eingriffschancen seitens der französischen Verantwortlichen an der Saar be­
grenzt. Die Verfassung schränke die Handlungsmöglichkeiten ein, die Presse rea­
giere empfindlich. Statt durch Kontrolle und Repression müsse Frankreich versu­
chen, durch Hilfestellung, durch eine aufbauende Politik die Saar langfristig an 
Paris zu binden. 134 
Pierre Laurent, der juristische Berater Grandvals, legte im Dezember 1948 
mehrere ausführliche Studien vor. 135 Er wies nach, daß die Saar im Vergleich zu 
Westdeutschland verfassungsrechtlich benachteiligt sein werde. Außerdem konnte 
Paris den Besitzanspruch an den Saargruben völkerrechtlich nicht wirklich begrün­
den. Die Einrichtung der Regie des Mines beruhte ebenso auf einem einseitigen 
französischen Akt wie das Dekret über die Rechte des Hohen Kommissars. Ange­
sichts beinahe täglicher Konflikte zwischen dem Vertreter Frankreichs und der 
Saarregierung,136 angesichts der vielfach unüberwindlichen Meinungsverschieden­
heiten zwischen dem Oberbergamt und der Regie der Mines 137 bedurfte die Wirt­
schaftsunion einer neuen Grundlage, welche die Saarländer selbst stärker verpflich­
tete. 
Anderes kam hinzu. In Frankreich gab es genügend Stimmen, die an der Tragfä­
higkeit der Saarpolitik zweifelten. Änderung war notwendig, allein um die Unter­
stützung von Politik, Industrie und Verwaltung für die Saaranliegen des Quai 
d'Orsay sicherzustellen. Maurice Couve de Murville schilderte die Problemlage 
während einer wichtigen Sitzung mit knappen Worten: ,,L'incertitude qui pese sur 
la politique fran~aise en Sarre et, plus precisement sur l'avenir du statut actuel du 
134 31.7.1948, Grandval an MAE, Evolution de la situation politique en Sarre, MAE, Z Europe 
1944-1949, SaITe 20. - Die folgende Darstellung ist bewußt knapp gehalten. Sie thematisiert 
Ursachen und Ergebnisse französischer Politik an der Saar, schildert jedoch die Verhandlungen 
zwischen Paris und Saarbrücken sowie Frankreich und den Westalliierten nur in wenigen Zeilen. Die 
Lücke wird demnächst gefüllt durch die Dissertationen von Winfried Schumacher (Bonn) und 
Martin Kerkhoff (Trier). 
135 3.12.1948, Laurent, Note aI'attention de M. le Haut-Commissaire, MAE, Z Europe 1944­
1949, Sarre 47; 28.12.1948, Laurent, Note, ebd. 2; 18.1.1949, Laute, Note, ebd. 3; 22.3.1949, 
Laurent, Note relative aux problemes juridiques poses par la devolution et l'exploitation des mines 
de la SaITe, ebd., 47. 
136 11.3.1949, Viard, Note sur l'evolution de l'opinion publique en SaITe, Juillet I945-Janvier 
1949, PA Grandval 36. 
137 15.7.1949, HBL, Note sur l'amodiation du Warndt, MAE, EU 1949-1955, SaITe 281; 
10.12.1949, Baboin an Grandval, PA Dontot. 
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territoire de la Sarre, provoque dans les milieux politiques sarrois un malaise dont le
 
Haut-Commissaire est conduit aconstater !es effets dans le meme temps qu'elle
 
explique les reticences de certaines administrations fran~aises et de certains indu­

striels a s'engager plus profondement dans la voie de la cooperation economique
 
avec la Sarre."138
 
Bis Ende 1949 hatte Paris einseitig zahlreiche Anordnungen im Wirtschaftsbe­
~relcherlassen. Das ließ sich begründen, solange die Bewirtschaftung eine verwal­
tungstechnische Gleichstellung verlangte. Es ließ sich kaum rechtfertigen, wenn in 
Zukunft das Marktgeschehen die Geschicke bestimmen sollte. Im letzten Fall kam 
es allein darauf an, daß kein Unternehmen durch staatliche Anordnung einseitig 
bevorteilt oder benachteiligt werde. 139 Weiterhin war zu regeln, unter welchen 
Voraussetzungen Saarländer und Franzosen im jeweils anderen Land einer Arbeits­
tätigkeit nachgehen durften. Der Kontakt zwischen den Berufsverbänden war zu 
fördern, denn da hatte es bisher zahlreiche Schwierigkeiten gegeben, wobei sich die 
französischen Verbände immer wieder auf Rechtspositionen zurückzogen, wonach 
nur Franzosen zu einer Mitarbeit berechtigt seien. 140 Die großen französischen 
Unternehmen an der Saar befürchteten, daß die Transportkosten sie gegenüber 
Frankreich benachteiligten, weil die Saarregierung versuchen konnte, den Haushalt 
der Eisenbahnen durch hohe Einnahmen aus dem Güterverkehr auszugleichen. 
Auch das mußte verhindert werden. 141 
Noch aus anderer Perspektive war eine Änderung notwendig. Denn, wenn es Außenpolitische 
gelang, das Verhältnis zur Saar auf völkerrechtliche Grundlage zu stellen, mochten Zwänge 
die Alliierten ihre bisherigen Vorbehalte gegenüber der französischen Saarpolitik 
aufgeben. Ein wichtiger Schritt in dieser Richtung würde die Aufnahme der Saar in 
den Europarat sein. Dazu war es notwendig, den internationalen Status der Saar zu 
stärken: "Les difficultes juridiques et politiques que suscite l' entree de la Sarre dans 
le Conseil de l'Europe fournissent en temps opportun l'occasion d'une revision 
fondamentale de notre politique sarroise", charakterisierte Etienne Burin des Ro­
ziers, Saarreferent des Quai d'Orsay, die Zwänge der französischen Saarpolitik. 142 
138 16.3.1949, Compte-rendu de la reunion relative ala SaITe qui s'est tenue le 16 mars 1949
 
dans le bureau de M. I' Ambassadeur de France, Directeur general des Affaires Politiques, MAE, Z
 
Europe 1944-1949, Sarre 29.
 
139 Compte-rendu de la reunion du 8.6.1949, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 3. 
140 23.1.1948, Coordination industrielle, Compte-rendu de la reunion au sujet des questions
 
saIToises, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 43; Dezember 1948, Sous-Direction de la SaITe,
 
Minute, ebd. 39; 30.6.1949, MAE an Grandval, ebd. 42; 28.7.1949, Diplomaten-Dienst, MAE, EU
 
1949-1955, SaITe 207; Dezember 1949, Giscard d'Estaing, Memoire de stage, ENA, Le rattache­

ment economique de la Sarre ala France, MAE, EU 1949-1955, SaITe 92.
 
141 13.5.1949, Baboin an Lacoste, PA Grandval5; 30.11.1949, o.V., Expose des motifs, MAE,
 
EU 1949-1955, SaITe 311.
 
142 25.3.1949, Burin des Roziers, Note, L'admission de la SaITe au Conseil de l'Europe et ses
 
consequences sur la politique fran<;aise, MAE, Z Europe 1944-1949, SaITe 29.
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Grandval: Un­
ser Engagement 
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Wenn die technischen Ministerien sich hätten durchsetzen können, wären die 
Beziehungen zur Saar auf vertragliche Grundlage gestellt worden, ohne daß sich 
Maßgebendes geändert hätte. 143 Kontrolle und ein Übergewicht Frankreichs waren 
nach ihrer Auffassung notwendig. Und da ein Abkommen, das die Saarländer 
selbständig aushandelten, die Prärogativen der französischen Protektoratsmacht 
gewiß einschränkte,scnftigerfsle vor, emen Vertrag ffilt den AIIHeften auszuhan­
deln, wie dies vor 1948 geplant gewesen war.l44 Der Rechtsberater des Quai 
d'Orsay, Andre Gros, befürchtete, daß, wenn Frankreich auf die Außenvertretung 
der Saar im Einzelfall verzichte, etwa durch Teilhabe des Landes an den Beratungen 
des Europarates, das gesamte Rechtsgebäude zusammenbreche. 145 
Nun, ohne eine angemessene Antwort auf die neuen Herausforderungen ging es 
aucn nicht. Ein Saarabkommen mit den Alliierten, das lediglich die französischen 
Belange berücksichtigte, war ganz ausgeschlossen. Unter außenpolitischen Ge­
sichtspunkten war das Verlangen bereits unrealistisch, noch mehr hinsichtlich der 
inneren Verhältnisse an der Saar. Man konnte die Saar nicht in einem Zwischenzu­
stand belassen, wie er vielleicht in Kolonien aufrechtzuerhalten war: "La France 
doit pratiquer en Sarre une politique d'assimilation totale ou d'emancipation tota­
le", unterstrich Etienne Burin des Roziers. ,,11 n'y a pas de moyen terme durable, car 
un pays de 900.000 habitants situes au coeur de l'Europe occidentale ne se resoudra 
pas a vivre indefiniment sous un regime de souverainete mineure. Si la Sarre doit 
donc unjour recouvrir le sort de disposer d'elle-meme, il ne convient pas d'attendre 
pour recueillir son verdict que l'Allemagne ait retrouve independance et pros­
perite."146 
Grandval bewertete die Sachlage nicht anders. Was für ihn zählte, war die 
Zustimmung der Saarländer. Sie entschieden letztlich autonom über das Schicksal 
ihres Landes. Deshalb mußte die Position der loyalen Kräfte gestärkt werden, galt es 
alles zu vermeiden, "ce qui risque de faire apparaJ:tre la France comme menant une 
action spoliatrice ou colonisatrice et de ce fait de donner des armes aux partisans du 
retour de la Sarre dans le giron d'un Reich reconstitue".147 Wenn Deutschland 
wieder an Stärke zurückgewinne, komme es darauf an, Verbündete an der Saar zu 
haben mit ausreichendem Eigengewicht, unabhängig von französischer Hilfestel­
lung und Präsenz. Hinsichtlich der breiten Bevölkerungsschichten beurteilte er als 
maßgebend, daß sie die Vorteile der Wirtschaftsunion höher einschätzten als die 
Nachteile. "Nous devons donc veiller ace que les motifs d'hostilite ne l'emportent 
pas sur les raisons de gratitude a notre egard. C'est dans cet esprit que nous 
pourrions envisager d' assouplir certaines mesures, en particulier en matiere de 
143 August 1949, Giscard d'Estaing, Note sur les problemes poses par l'elaboration d'une 
convention economique entre la France et la Sarre, MAE, EU 1949-1955, Sarre 145. 
144 3.8.1949, Lacoste an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 226; September 1949, Le Di­
recteur du Budget, Note pour le Ministre des Finances, ebd. 
145 17.2.1949, Gros, La Sarre et l'Union Europ6enne, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 14. 
146 25.3.1949, Burin des Roziers, Note, L'adminission de la Sarre au Conseil de l'Europe et ses 
consequences sur la politique franc;:aise en Sarre, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 29. 
147 2.6.1948, Telegramm Grandval an Presidence de la Republique, MAE, Z Europe, Sarre 53. 
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sequestres et de circulation ... Une telle attitude, qui diminuerait le nombre des 
mecontents et augmenterait celui des beneficiaires du regime, aurait pour resultat de 
reduire la clientele eventuelle des nationalistes et leurs possibilites de nuire."148 Ein 
zweites Luxemburg sollte die Saar werden. Eine diplomatische Vertretung in Paris 
und am Vatikan schlug Grandval für das Saarland vor. Erwollte das Hohe Kommis­
sariat auflösen und durch eine Botschaft ersetzen. Die Saar solle das Eigentums­
feClif an den Gruben erhalten, welche sie Frankreich zur Verwaltung überließ. 149 Im 
Gegenzug würde Paris Pachtzahlungen zusichern, welche den Wiederaufbau an der 
Saar unterstützten. 150 Natürlich waren Investitionen notwendig, selbstverständlich 
mußte Paris die Saar angemessenen an den Marshalimitteln beteiligen: 151 ,,Encore 
faut-il que les moyens engages ne soient pas mesures en fonction des risques 
d' echec, mais au contraire, par une exigence tactique evidente, mise en oeuvre avec 
l'ampleur qui serait necessaire si nous voulions non point seulement creer une Sarre 
autonome, mais bien obtenir l'adhesion du peuple sarrois a un rapprochement 
politique plus etroit avec la France. Alors seulement nous serions assures de pouvoir 
atteindre, avec une certaine marge de securite, l'objectif final de notre politique 
dans le Territoire qui est de lui donner peu apeu une personnalite politique distincte, 
susceptible de jouer un röle dans un systeme federatif europeen."152 
Schuman unterstützte Grandval im Wunsch, die saarländische Autonomie zu 
fördern. In einem Telegramm an Baden-Baden erläuterte er, daß zukünftig das 
Verhältnis der Saar zu Frankreich auf neue Grundlage gestellt werden solle und dem 
Luxemburgs zu Belgien ähneln werde. 153 Gegenüber der Nationalversammlung 
warb der Außenminister für eine assoziierte Mitgliedschaft der Saar im Europarat 
mit dem Argument, daß die Saar bereits jetzt die notwendigen Bedingungen erfülle, 
während Westdeutschland bislang keine Parlamentswahlen abgehalten habe und 
die Bildung einer demokratisch legitimierten Regierung noch ausstehe.154 Schuman 
folgte demnach den Vorschlägen seines Hohen Kommissars, insofern sie darauf 
abzielten, das europäische Gewicht der Saar zu stärken. Eine einseitige Orientie­
rung auf Paris, lehnte er ab. Frankreich schien ihm durch die von Grandval inten­
dierte kulturelle Bindung der Saar ebenso überfordert, wie das Vorhaben dem 
Anliegen einer Brückenfunktion des Landes zwischen Deutschland und Frankreich 
widersprach. 155 Im April 1949 schlug Grandval die Durchführung eines von inter­
148 31.7.1948, Grandval an MAE, Evolution de la situation politique en Sarre, MAE, ZEurope 
1944-1949, Sarre 20. 
149 13.4.1949, Grandval-Gespräch mit Auriol, V. Auriol, Journal du Septennat, Bd. 3, S. 190; 
15.4.1949, Grandval an Schuman, Orientation de la politique de la France en Sarre, MAE, Z Europe 
1949-1955, Sarre 29. 
150 21.7.1949, Grandval an MAE, Propriete des Mines de la Sarre, MAE, EU 1949-1955, Sarre 
226. 
151 29.10.1949, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 199. 
152 31.7.1948, Grandval an MAE, Evolution de la situation politiqueen Sarre, MAE, Z Europe 
1944-1949, Sarre 20. 
153 25.7.1949, Telegramm Schuman an Baden-Baden, MAE, EU 1949-1955, Sarre 161. 
154 J. Hoffmann, Das Ziel, S. 162. 
155 6.12.1948, Grandval an Schuman, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 13; 25.7.1949, 
26.8.1949, Republicain Lorrain, MAE, EU 1949-1955, Sarre 12, Bulletin hebdomadaire de presse; 
27.9.1949, Kabinettssitzung, V. Aurio!, Journal du Septennat, Bd. 3, S. 310; 12.10.1949, SZ. 
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I 
nationalen Gremien kontrollierten Plebiszits VOr. 156 Das hätte die Unsicherheit 
hinsichtlich der staatsrechtlichen SteIlung der Saar beendet, eine Vollmitgliedschaft 
im Europarat ermöglicht. Grandval erklärte, er sei bereit, die volle Verantwortung 
zu übernehmen. "S'il ya echec, il vaut mieux que celui-ci se produise en 1949 ala 
suite d'un plebiscite dont la France aurait pris l'initiative et aun moment ou, du fait 
de l'occupation de l' Allemagne occidentale, il serait plus aise de reconvertir notre 
position ql.led'aÜelldre 'qüii cet echec ne Vlenne conclure un pleblsclte qUl nous 
aurait ete impose et auquel il risquerait d' etre procede aun moment ou l' abandon de 
nos positions ne pourrait plus se faire que dans le plus grand desordre. ,,157 
Schuman wischte den Vorschlag beiseite. Keinesfalls war er zu einem außenpo­
litischen Abenteuer bereit. Nichts anderes bedeutete der Plan, den Grandval vor­
schlug. Die Saar sollte zukünftig zwischen Deutschland und Frankreich vermitteln. 
Deshalb mußte der Sonderstatus der Saar auf einer deutsch-französischen Verstän­
digung beruhen. Alles war zu vermeiden, was dem Anliegen widersprach. Jeder 
einseitige Akt schied aus ebenso wie der Versuch einer politischen oder kulturellen 
Penetration des Saarlandes. 
Europaratsbeitritt vor oder gleichzeitig mit Westdeutschland 
Schuman konzentrierte sich im Sommer 1949 auf außenpolitische Initiativen, ver­
suchte die Saar als assoziiertes Mitglied im Europarat anzumelden. Das kleine Land 
im Osten sollte vor Deutschland internationale Anerkennung finden, das hatte er 
Grandval zugesagt.I58 Angesichts des bisherigen Stillschweigens in Westdeutsch­
land überraschte die Aufregung, die der Vorschlag in der Bundesrepublik hervor­
rief. Der Wahlkampf heizte die Stimmung zusätzlich auf. An der Saar war man 
enttäuscht, daß über die Europaratsmitgliedschaft überhaupt debattiert wurde, denn 
man war davon ausgegangen, daß das Problem gelöst sei. 159 Auch auf internationa­
ler Ebene klappte nicht alles wie erhofft. Großbritannien vor allem legte sich quer. 
Nach langen Verhandlungen fand man schließlich den Kompromiß: Zeitgleich mit 
der Bundesrepublik und wie jene als assoziiertes Mitglied trat die Saar im Juli 1950 
dem Europarat bei. Die Saar fand keine gesonderte Anerkennung, doch auch die 
Fundamentalopposition Kurt Schumachers und der SPD hatten nichts bewirkt. 
Insofern handelte es sich um einen wirklichen Kompromiß.160 
(2) Die Abkommen vom 3. März 1950 
Eine Initiative Anfang März 1949 berichtete Etienne Burin des Roziers an Michel Debre, daß er 
Frankreichs das Hohe Kommissariat in Saarbrücken gebeten habe, einige Reformprojekte aus­
zuarbeiten. Als Themen nannte er: ,,Befugnisse des Vertreters Frankreichs", "Ei­
156 15.4.1949, Grandval an Schuman, Orientation de la politique de la France en Sarre, MAE, 
Z Europe, 1944-1949, Sarre 29. 
157 Ebd. 
158 30.5.1949, Schuman an Grandval, MAE, ZEurope 1944-1949, Sarre 29. 
1i1 
159 6.9.1949, Times. 
160 Karikatur: 5.8.1950, Hamburger Echo, reproduziert in: W. Marienfeld, Die Geschichte des 
Deutschlandproblems, S. 69. 
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genturn und Verwaltung der Saargruben" sowie "Status der Saareisenbahnen".161 Konvention die politische und rechtliche Autonomie der Saar. Die Veto- und 
Am 16. März 1949 leitete Couve de Murville die erste Referentensitzung zur Eingriffsrechte des Vertreters Frankreichs wurden eingeschränkt und genügtenjetzt 
Die Verträge 
zukünftigen Entwicklung an der Saar, welche die Bedenken des Rechtsberaters des 
Quai d'Orsay, Andre Gros, gegen vertragliche Änderungen beiseite schob. 162 Die 
inhaltlichen Beratungen begannen im Juni 1949.163 
Es blieb nichta?~,daJJm.an auf saadllndische,Sdte die französischen Absieh!<n 
wahrnahm. Im JulI mformrerte Grandval deli MilIlstelptaSldenlen Johmmes Hoff­
mann und seinen Arbeitsminister Richard Kirn, daß Frankreich bereit sei, auf das 
Eigentumsrecht an den Gruben zu verzichten, wenn es die Ausbeutung der Lager­
stätten, rechtlich abgesichert über einen Pachtvertrag, fortsetzen könne. 164 Die SPS 
gestaltete einen ganzen Parteitag um das Thema größerer Autonomie.I65 Bei der 
CVP legte eine Sonderkommission einen umfassenden Forderungskatalog vor. I66 
Am 6. Dezember ließ Schuman den saarländischen Ministerpräsidenten schriftlich 
wissen, daß Paris zu Verhandlungen bereit sei. Über die Entwürfe im einzelnen 
könne er sich bei Grandval unterrichten. 167 
Tatsächlich erhielt die saarländische Delegation die französischen Ausarbeitun­
gen erst kurz vor VerhandiungsbeginnI68 am 7. Februar 1950. Nur mit Mühe hatten 
sich die Pariser Verwaltungen auf einen gemeinsamen Vorschlag einigen können. 
Mehrmals intervenierten Grandval oder das Außenministerium, um eine Beschluß-
fassung des französischen Kabinetts oder zumindest der verantwortlichen Minister 
zu erreichen. 169 Vergebens. Der Zeitdruck allein ermöglichte eine Einigung, und 
das auch nicht für alle Themen. 
Als die saarländische Delegation die französischen Entwürfe in der Hand hielt, 
reagierte sie aufgebracht. So wollte man die Verhandlungen doch nicht führen. 14 
Tage waren für die Unterredungen vorgesehen. Tatsächlich dauerten sie vier Wo­
chen. 170 
Dem allgemeinen Vertrag stellten die Saarländer ihren eigenen Vorschlag entge­
gen, der schließlich Verhandlungsgrundlage bildete. 171 Im Ergebnis bestätigte die 
161 9.3.1949, Burin des Roziers an Michel Debre, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 35. 
162 16.3.1949, Compte-rendu de la reunion relative a la Sarre, MAE, Z Europe 1944-1949, 
Sarre 29. 
163 8.6.1949, Compte-rendu de la reunion tenue le 8 Juin 1949, MAE, Z Europe 1944-1949, 
Sarre 3. 
164 21.7.1949, Grandval an MAE, Propriete des Mines, MAE, ZEurope 1944-1949, Sarre 226. 
165 Gueury, Congres du parti socialiste sarrois, MAE, EU 1949-1955, Sarre 104. 
166 4.11.1949, Traduction du projet de la commission des Onze, MAE, EU 1944-1949, Sarre 
99. 
167 6.12.1949, Schuman an Hoffmann, AOFAA, Ambassade de France aBonn, Gouvernement 
de la Sarre, C 134, ZF 3-3. 
168 1.2.1950, Telegramm Grandval an MAE, MAE, Z Europe 1949-1955, Sarre 142; o.D., 
o.V., Distribution des projets de Convention, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 39. 
169 17.9.1949, Grandval an MAE, Mines de la Sarre, MAE, EU 1949-1955, Sarre 226; 
10.10.1949, Gueury, Congres du parti socialiste, PA Grandval14; 8.11.1949, Grandval an Schuman, 
MAE, EU 1949-1955, Sarre 139; 15.11.1949, Gueury, Preparation de diverses conventions avec la 
Sarre, Note pour le Ministre, MAE, EU 1949-1955, Sarre I. 
170 J. Hoffmann, Das Ziel, S. 176f. 
171 17.5.1950, HC Sarre, Note relative ala convention generale entre la France et la Sarre, PA 
Grandval15. 
den Bestimmungen, wie sie die saarländische Verfassung vorsah. Saarbrücken 
r1 , 
1 
erhielt Anrecht auf eine diplomatische Mission in Paris, gleichzeitig sollte das Hohe 
. Kommissariat aufgelöst und durch eine diplomatische Vertretung ersetzt werden. 
Insgesamt bestand das Vechandlungse'gebnis aus [2 Abkommen, dnem PmtokoIl 
----und-vIer BrIefwechseln. ln 
Umstritten waren die Eisenbahnkonvention und das Abkommen über die Saar­
gruben. Hinsichtlich der Eisenbahnen setzte sich die saarländische Delegation 
durch und erreichte, daß diese nicht an Frankreich verpachtet, sondern als öffentli­
ches Unternehmen des Saarlandes geführt wurden. Ein Nachgeben fiel Paris ver­
hältnismäßig leicht, denn die SNCF, die französischen Eisenbahnen, hatten bereits 
I	 im Vorlauf der Verhandlungen gezögert, die betriebliche Verantwortung für die 
Saar zu übernehmen. Man hatte die Folgewirkungen durchkalkuliert und rechnete 
mit einem finanziellen Verlust. 173 
Innenpolitisch brachten die Abkommen vom 3. März 1950 nicht den erhofften 
Durchbruch. Das hatte viele Gründe. Zunächst hing es damit zusammen, daß 
Hoffmanns Verhandlungsstrategie fehlschlug. Seine Delegation umfaßte 23 Mit­
glieder. Bewußt lud der Ministerpräsident auch Kritiker zu einer Teilnahme ein wie 
Aloys Schmitt oder Paul Kutsch vom IV Bergbau, um sie auf das gemeinsam zu 
erzielende Verhandlungsergebnis zu verpflichten. 174 Das Dilemma lag darin, daß in 
der Frage einer Verpachtung der Saargruben weder Paris noch der IV Bergbau 
kompromißfähig waren. Grandval machte deutlich, daß mehr als die formelle 
Billigung eines Eigentumsanspruchs der Saar, der von Paris bei den ausstehenden 
Friedensvertragsverhandlungen anerkannt würde, nicht zu erreichen sein werde. 175 
Andererseits hatte sich auch der IV Bergbau in öffentlichen Kundgebungen festge­
legt. Eine französisch-saarländische Grubengesellschaft hätte die Gewerkschaft 
akzeptiert, aber dazu konnte Paris sich nicht verstehen. So reiste die Delegation des 
IV Bergbau aus der französischen Hauptstadt unverrichteter Dinge ab und berichte­
te lautstark über den Fehlschlag. 176 Verantwortlich für das Scheitern machten die 
Vertreter des IV Bergbau nicht die französische Seite. Diese, so erläuterten sie, 
hätte nie eine Siegerthese vertreten. Dagegen sei die saarländische Delegation 
geradezu von einer "Besiegten-These" durchdrungen gewesen. "Sobaldjemand auf 
saarländischer Seite von dem Grundsatz der Gleichberechtigung ausgehend, eine 
Einwendung erhob oder eine Forderung vorbrachte, dann waren es jene eigentümli­
chen Vertreter saarländischer Interessen, die aus dem Gefühl des Besiegten oder 
. besser noch des Unterworfenen heraus, gleichsam das kaudinische Joch für sich 
172 Texte, soweit veröffentlicht, in: Forschungsstelle für Völkerrecht und ausländisches öffent­
liches Recht der Universität Hamburg (Hrsg.), Gesetzgebung, S. 242ff.; vollständig: MAE, EU 
1949-1955, Sarre 144. 
173 17.4.1950, o.V., Note concernant la convention franco-sarroise sur les chemins de fer, 
MAE, EU 1949-1955, Sarre 311. 
174 7.1.1950, Grandval an MAE, Prochaines negociations franco-sarroises, Composition des 
delegations, MAE, EU 1949-1955, Sarre 142. 
175 10.10.1949, Grandval an Hoffmann, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 117. 
176 Vgl. hierzu insbesondere die regelmäßigen Berichte der Neuen Zeit, Januar - März 1950. 
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fordernd, schrieen: ,Wir haben den Krieg verloren, das dürfen wir nicht vergessen. 
Wir müssen verpachten. "'177 
Hätte eine selbstbewußter handelnde Saardelegation mehr erreichen können? 
Kaum! Nur mit Mühe vermochte der Quai d'Orsay den Einwänden der technischen 
Ministerien zu begegnen, die gegen eine Eigentumsübertragung der Gruben an die 
Saar votierten. Wenn schon eine Verpachtung notwendig sei, argumentierte das 
Industrieministerium; müsse die Laufzeit mindestens 99 Jahre betragen. l7ll Auch da 
setzte sich der Quai durch, reduzierte den Zeitraum auf die Hälfte. Doch als die 
Saarländer eine weitere Verringerung verlangten - sie nannten 20 oder 30 Jahre -, 
war der Verhandlungsspielraum ausgeschöpft. 179 Eine gänzliche Niederlage erlitt 
Grandval bei dem Bemühen, der Saar eine ausreichende finanzielle Entschädigung 
sicherzustellen. 180 Die endgültige Regelung befreite die Gruben de facto von jeder 
Gewinnbesteuerung, denn nichts anderes bedeutete ein pauschaler Abschreibungs­
satz von 15%. Gleichzeitig erhielt die Saarregierung eine gestaffelte, teilweise am 
Umsatz orientierte Entschädigungsleistung, welche außerordentlich knapp bemes­
sen war und bei einer Förderung bis maximal 10 Millionen t lediglich 300 Millionen 
Franken betrug.181 Einen unbestreitbaren Fortschritt brachte demgegenüber die 
Auflösung des Conseil Superieur und des Comite des Mines de la Sarre, welche 
durch zwei paritätisch besetzte Gremien ersetzt wurden. Auch Paris hatte ein 
Interesse daran, daß die Saarländer Einblick in das Geschäftsgebahren der Regie 
erhielten. Gerüchte schwirrten umher, wonach die Regie ungewöhnlich hohe Ge­
winne realisiere. Allein Offenheit konnte das Mißtrauen abbauen. Und war es nicht 
wichtig, rechtzeitig über mögliche Schwierigkeiten und Konflikte informiert zu 
sein, um unnötige Reibungsverluste zu vermeiden? Da sowohl der Saargrubenrat 
wie der französisch-saarländische Grubenausschuß keinerlei Entscheidungsbefug­
nis besaßen, fiel das Entgegenkommen nicht schwer. 
Die Konvention über die Durchführung der französisch-saarländischen Wirt­
schaftsunion sicherte der Saar zu, daß ihre Interessen bei Handelsabkommen Be­
rücksichtigung fänden. In Vorbereitung der Verhandlungen sollte ein Vertreter der 
Regierung des Saarlandes als Berater an den innerfranzösischen Unterredungen 
mitwirken. Mehr wollte und konnte Paris nicht zugestehen, denn der Wunsch einer 
unmittelbaren Beteiligung bei den Verhandlungen widersprach dem heimlichen 
Bemühen des Quai d'Orsay, die Orientierung des Außenhandels der Saar von 
DeutscWand abzuleiten.182 Außerdem konnte man argumentieren, daß hierdurch 
177 Mai 1950, Saar-Bergbau. 
178 24.1.1950, Gueury, Note pour le Ministre, Oberservations susceptibles d'etre presentees en 
Conseil des Ministres au sujet des projets de conventions franco-sarroises, MAE, EU 1949-1955, 
SaITe 142. 
179 J. Hoffmann, Das Ziel, S. 180. 
180 21.7.1949, Grandval an MAE, Proprietedes Mines de laSarre, MAE, EU 1949-1955, Sarre 
226; 17.9.1949, Grandval an MAE, Mines de la Sarre, ebd.; 16.2.1950, Faure an Schuman, Projet de 
Convention franco-sarroise relatif 11 l'amodiation des mines de la Sarre, ebd. 227. 
181 700 Millionen Frs. betrug allein der Zuschuß, den der Öffentliche Haushai t des Saarlandes 
für 1950 in Rechnung stellte, um die Mindereinnahmen der Eisenbahnen des Saarlandes infolge 
Kürzung der Saartaxe von 50 auf 15 frslt auszugleichen. - Neue Zeit, 13.1.1950. 
182 16.12.1949, Alphand an Grandval, MAE, EU 1949-1955, Sarre 298. 
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das Prinzip der Außenvertretung durch Frankreich durchbrochen würde. In der
 
Hauptsache regelte das Abkommen, daß die beiden Länder Erzeugung und Vertei­

lung von Wirtschaftsgütern zu gleichen Bedingungen gewährleisteten, unverzicht­

bare Basis des freien und gemeinsamen Marktes. Welche Sachverhalte allerdings
 
die Regelung einschloß, ging weit über das hinaus, was die luxemburgisch-belgi­

sche Wirtschaftsunion für notwendig erachtete. 183 Dort war weder von einer Steuer­
·lülimönlsierurig die Rede noch von einer Auflage, die staatlichen Subventionen 
anzugleichen. Als besonders problematisch erwies sich Artikel 3b, wonach "zur 
Vermeidung eines fühlbaren Mißverhältnisses zwischen den in Frankreich und den 
im Saarland gezahlten Löhnen ein System in Anwendung" komme, "das dem in 
Frankreich geltenden" entspreche. 184 Wie war diese Bestimmung mit dem Ziel frei 
ausgehandelter Tarifverträge vereinbar? Artikel 5 bestimmte die Einsetzung einer 
paritätisch besetzten französisch-saarländischen Wirtschaftskommission, die in al­
len Streitfragen entscheide. Während aber im belgisch-Iuxemburgischen Falle eine 
neutrale Persönlichkeit den Vorsitz führte, oblag diese Aufgabe mit entscheiden­
dem Stimmrecht dem französischen Außenminister bzw. dessen Stellvertreter. 
Seit dem Herbst 1949 kündete die saarländische Presse von den bevorstehenden Übertriebene 
Veränderungen. Richard Kirn sagte im Oktober, daß innerhalb von sechs Monaten Erwartungen 
die Saar vollkommene Autonomie besitzen werde. 185 Bei Johannes Hoffmann 
klang dasselbe nicht anders. 186 Die Mehrzahl der Vorschläge der saarländischen 
Regierung seien von Paris bereits angenommen, versprach der Ministerpräsident in 
Saarlouis,187 und weckte Hoffnungen, die später enttäuscht wurden. Über die Ver­
handlungen selbst drang kaum etwas nach außen, mit Ausnahme dessen, was die 
Vertreter des IV Bergbau berichteten. War es verwunderlich, daß manche der 
politisch interessierten Saarländer den Eindruck erhielten, die Politiker ihres Lan­
des würden von ihren französischen Partnern "eingewickelt"?188 
Als die saarländische Verhandlungsdelegation nach Hause zurückkehrte, hatte 
sie alle Mühe, das Ergebnis der Beratungen als Sieg darzustellen. Manches wurde 
einfach verschwiegen, wie etwa die Pflicht zur Vorabinformation des französischen 
Vertreters bei Gesetzgebungsinitiativen oder der Briefaustausch zur Warndtfra­
ge. 189 Im Übereifer, den Erwartungen zu entsprechen, berichteten Delegationsmit­
glieder über Resultate, die sie so gar nicht ausgehandelt hatten. 190 Demnach hatte 
Schuman versprochen, zusätzlich zu dem Erreichten sich dafür einzusetzen, daß die 
183 O.D., o.V., L'Union Economique Belge-Luxembourgeoise, MAE Nantes, SaITe, HC Cabi­

net 105.
 
184 Forschungsstelle für Völkerrecht und ausländisches öffentliches Recht der Universität
 
Hamburg (Hrsg.), Gesetzgebung, S. 264. 
185 Karikatur: Tintenfisch, November 1949, H. 20. 
186 24.10.1949, SVZ. 
187 28.11.1949, SZ. 
188 24.3.1950, Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 142. 
189 Da man unter den saarländischen Verhältnissen Dokumente kaum über viele Jahre geheim­
halten konnte, bescherte der fehlgeschlagene Versuch zur Verdrängung unangenehmer Wahrheiten 
der deutschen Opposition später einen schönen Erfolg. - Martin Hoffmeister (Pseudonym f. Eduard 
Martin), Wer regiert die Saar, Köln 1952, S. 59. 
190 Karikatur: Tintenfisch, März 1950, H. 6. 
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Aufder Metzgertagung in Sulzbach versprach Minister Kirn die Geburt der völligen Autonomie in 
spätestens einem halben Jahr. 
"." wenns man nur kein Sechsmonatskindwird ... "; "". hm, wissen Sie, Herr Kollege bei Geburten 
verrechnet man sich immer ein bißchen ... " 
Regie einen saarländischen Arbeitsdirektor und einen saarländischen Technischen 
Direktor erhalte. Weiterhin berichteten Delegationsmitglieder, daß zukünftig den 
Saarunternehmen seitens der Gruben Präferenzpreise gewährt würden. Die alte 
Regie sei zu Grabe getragen worden, man müsse von einer ganz neuen Saargruben­
verwaltung sprechen.19l Robert Baboin, der Generaldirektor der Regie, protestier­
191 4.3.1950, Volksstimme, MAE, EU 1949-1955, SaITe 59, Bulletin hebdomadaire de presse. 
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te. ln In einem Bericht an das Industrieministerium versuchte die Sous-Direction de 
la Sarre, den Sachverhalt zu erklären: "M. Baboin a parfaitement raison de reagir 
contre l'interpretation tendancieuse que certains milieux sarrois donnent a la con­
vention sur les mines. Le defaut d'objectivite et meme de bonne foi, dont ces 
milieux font preuve, s'explique largement par les difficultes Oll ils ont ete eux­
memes places du fait de la campagne entreprise par certains milieux syndicalistes 
-'contre!es resuIratsdes pourparlers franco-sarrois."193 
ZURÜCK (aus Paris - A.H.) 
Später hörten sich die Äußerungen der Saarpolitiker anders an. Wirtschaftsmini­
ster Singer gestand, man habe in Paris nicht alle Ziele erreicht - als kleines Land 
und als Kriegsverlierer. 194 Die Gewerkschaft Christlicher Saarbergleute nannte 
Bedingungen, die noch erfüllt werden müßten: Eine formelle Beschäftigungs- und 
Absatzgarantie, die Umwandlung des Grubenrates von einem beratenden zu einem 
entscheidenden Organ, die Ernennung eines Saarländers zum Generalsekretär des 
französisch-saarländischen Grubenausschusses, vieles andere mehr. 195 Daß die Saar­
konventionen insgesamt zu begrüßen seien, doch ergänzt werden müßten, meinte 
192 13.3.1950, Baboin an Direction des Mines, PA Dontot 111.
 
193 28.3.1950, Sous-Direction de 1a SaITe an Desrousseaux, PA Dontot 111.
 
194 25.3.1950, Saar-Wirtschaft.
 
195 29.3.1950, SVZ.
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kurze Zeit später auch die SPS196 und legte damit die Marschroute fest. So war alles 
wieder im Fluß. 
Die Unzufriedenheit hatte noch andere Gründe. Wichtige Themen, die während 
der Beratungen in Paris verhandelt werden sollten, waren unerledigt geblieben, weil 
die französische Administration sich intern nicht auf ein Konzept hatte einigen 
können. Dazu zählten beispielsweise die Frage der Marshallplanmittel197 oder der 
Wamdtverpachtung: ArtiireI-4 deI Konvention übel den BeHieb deI 8awglUben 
bestimmte, daß "falls eine unmittelbare Ausbeutung eines Teiles des Kohlenfeldes 
durch die Saargrubenverwaltung (Regie des Mines de la Sarre) sich als schwierig 
oder zu kostspielig erweisen sollte, (.. ) diese mit Zustimmung der Regierung des 
Saarlandes für die Dauer des Abkommens oder eine geringere Dauer die Gesamt­
heit oder einen Teil ihres Ausbeutungsrechtes und ihrer Rechte auf die in ihrem 
Besitz befindlichen Einrichtungen abtreten" könne. 198 Damit war das Mitsprache­
recht der Saarregierung definiert. Mehr auch nicht. Wirkliche Verhandlungen um 
die Warndtverpachtung, wie von l;Ioffmann erwartet, wurden nicht geführt. 199 Noch 
andere Fragen standen offen: Was sollte mit jenen Unternehmen geschehen, die, 
wie die großen Hütten in Völklingen und Neunkirchen, unter Sequester standen? In 
welcher Weise würde zukünftig die Saar an den Arbeiten des Commissariat General 
au Plan teilhaben? So viele Probleme, die nicht geregelt waren.200 
d. Die Saar wird nicht siebtes Schuman-Plan-Land 
(1) Erneut Vorrang der Ruhrpolitik 
Wenn es die Absicht gewesen war, die französische Position durch die neuen 
Verträge zu festigen, dann war wenig erreicht. Innenpolitisch hatte man allenfalls 
neue Aspirationen geweckt, waren die Oppositionskräfte gestärkt worden. Außen­
politisch "endete der französische Versuch, klare Verhältnisse zu schaffen damit, 
daß er die Regierung der Bundesrepublik Deutschland sehr gegen ihren Willen dazu 
zwang, früher als vorgesehen Stellung zu nehmen."201 
Im folgenden soll nicht argumentiert werden, daß der Schuman-Plan aus den 
Zwängen der Saarpolitik geboren war.202 Aber etwas hatte der Plan schon damit zu 
196 2.4.1950, Traduction de la resolution adoptee par le Congres du Parti Social Democrate de 
la Sarre, MAE, EU 1949-1955, Sarre 143. 
197 14.10.1950, Volksstimme; o.D., Rede Singers, MAE Nantes, Sarre Miss. Jur. FV-18; 
7.12.1951, Niederschrift über die wirtschaftspolitische Tagung (der CVP) im Gelben Saal des 
Johanneshofes, LASB, Wirtschaftsministerium 709. 
198 Forschungsstelle für Völkerrecht und ausländisches öffentliches Recht der Universität 
Harnburg (Hrsg.), Gesetzgebung, S. 266. 
199 30.11.1949, Hoffmann an Schuman, MAE, EU 1949-1955, Sarre 281. 
200 10.10.1949, Gueury, Congres du parti socialiste, PA Grandval14. 
201 J. Freymond, Die Saar, S. 90. 
202 Die Literatur zum Schumanplan ist kaum mehr zu überblicken. Im folgenden einige 
Hinweise: Alan S. Milward, The reconstruction of Western Europe, 1945-1951, London 1984; 
Werner Bührer, Ruhrstahl und Europa; R. Poidevin, Robert Schuman. Homme d'Etat; Klaus 
Schwabe (Hrsg.), Die Anfange des Schuman-Plans 1950/51. The Beginnings of the Schuman-Plan. 
tun. Der Vorschlag zur Gründung einer Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl spiegelte veränderte politische und ökonomische Gegebenheiten. Wie zuvor 
ging es Paris darum, Deutschland einzubinden. Nur die Mittel änderten sich. 
Frankreich konnte von allen Besatzungsmächten die Rolle der Siegerrnacht am 
wenigsten ausfüllen. Dazu gab es handfeste politische Interessengegensätze zu 
Bonn, in deren Mittelpunkt die Saarfrage stand. Das Schuman-Adenauer-Gespräch 
. -vomJanuar-1950 bewies, wie dringend notwendig ein Neuansatz war, um das 
politische Klima in beiden Ländern positiv zu beeinflussen.203 
Auch in wirtschaftspolitischer Hinsicht war ein Neubeginn erforderlich. Der 
ursprüngliche Plan, Deutschland durch forcierten Aufbau der eigenen Schwerindu­
strie zu überrunden, steckte in der Krise. Während französische Stahlprodukte auf 
dem internationalen Markt erschwert Abnehmer fanden, drangen die günstigeren 
deutschen Produkte vor. Als Ursache ermittelten Fachleute in Baden-Baden künst­
liehe Benachteiligungen und die geringeren deutschen Kohlenpreise.204 Was war zu 
tun? Am 24. März 1950 wandte sich Robert Schuman an Industrieminister Jean-
Marie Louvel. Deutschland, so erklärte er den Sachverhalt, habe viele Trumpfe in 
der Hand, um eine Aufstockung der Stahlproduktion über 11 Millionen Tonnen zu 
verlangen. Die verarbeitende Industrie finde ausreichende Abnehmer, bedürfe grö­
ßerer Stahlmengen. Es herrsche Arbeitslosigkeit und die Devisenbilanz sei unaus­
geglichen. Wir müssen prüfen, nannte der Außenminister die Schlußfolgerung, ob 
wir die entsprechenden Stahlmengen selbst liefern können, so daß die Grenze von 
11 Millionen Tonnen beibehalten werden kann. Andererseits mache es keinen Sinn, 
die Stahlpreise für den Export nach Deutschland zu subventionieren.205 
Der Bericht Schumans schloß die Hüttenindustrie an der Saar ein, denn die 
gehörte zum französischen Wirtschaftsverband. Bereits zuvor hatte er den Chef der 
wirtschaftspolitischen Planung, Jean Monnet, auf die gefährliche Marktenge für die 
Saarkohle aufmerksam gemacht und nach Lösungsmöglichkeiten gefragt.206 Damit 
bestätigte der Außenminister die Ergebnisse einer Arbeitsgruppe, die im März 1949 
herausgearbeitet hatte, daß die Saar durchaus keinen sicheren Devisengewinn brin-
Beiträge des Kolloquiums in Aachen, 28.-30. Mai 1986, Baden-Baden 1988; C. Goschler, C. 
Buchheim, W. Bührer, Der Schumanplan; Ludolf Herbst, Werner Bührer, Hanno Sowade (Hrsg.), 
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Welt, München 1990; Derek Urwin, The Community of Europe. A History of the European 
Integration since 1945, Harlow 1991; John Gillingharn, Coal, steel and the rebirth ofEurope, 1918­
1955. The Gerrnans and French from Ruhr conflict to economic community, 1991; Darryl Holter, 
The battle for coal. Miners and the politics of nationalization in France, 1940-1950, De Kalb 1992; 
Alan S. Milward, George Brennan, Frederico Romero, The European rescue of the nation state, 
London 1992; Matthias Kipping, Les töles avant les casseroles. La competitivite de l'industrie 
fran~aise et les origines de la construction europeenne, in: Entreprises et histoire, 5 (1995), 73-93; 
Gilbert Trausch, Der Schuman-Plan zwischen Mythos und Realität. Der Stellenwert des Schuman­
Planes, in: Rainer Hudemann (Hrsg.), Europa im Blick der Historiker. Europäische Integration im 
20. Jahrhundert. Bewußtsein und Institutionen, München 1995, S. 105ff. 
203 Vgl. zu den Motiven für den Schuman-Plan u.a. Jean Monnet, Memoirs, S. 400-437. 
204 25.2.1949, Telegramm Leroy-Beaulieu an SGAAA, MAE, Z Europe 1944-1959, Sarre 42; 
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ge. Bei einem Konjunkturtief verschärfe sie viel eher die Krise - aufgrund ihrer 
einseitigen Wirtschaftsstruktuf. Weiterhin bemerkten die Autoren, Henri Faure und 
Marc Bamberger, daß die bisher geübte Praxis eines Austausches von Ruhrkohle 
gegen Saarkohle im Verhältnis 1: 1 1952 auslaufe. Wo würde die SaarkoWe ihren 
Markt finden und wie würde die französische Industrie die notwendige Ruhrkohle 
erhalten, wenn das Switch-Abkommen nicht verlängert würde? Alle Schwierigkei­
ten, so lautete dieSchhißfoTgerung, konnten durch eme Verelmgung Europas gelost 
werden. Dabei sei darauf zu achten, daß diese Vereinigung zugunsten Frankreichs 
erfolge und nicht zum größeren Nutzen DeutscWands.207 
Die Folgen Der Schuman-Plan reflektierte die Krise der französischen Saarpolitik, aber er 
war keine Antwort darauf. Der Initiator des Plans, Jean Monnet, verfolgte andere 
Ziele. Wir wissen, daß Monnet während der Verhandlungen um die Europäische 
Gemeinschaft für KoWe und StaW die Saarfrage immer wieder als lästiges Hinder­
nis für eine rasche Verständigung mit DeutscWand empfand.208 Und in der Tat, 
bedeutete die Aufrechterhaltung der französischen Ansprüche auf die Saar nicht 
einen Anachronismus, angesichts der Tatsache, daß die westeuropäische Schwerin­
dustrie unter ein gemeinsames Dach zusammenfand? 
In wirtschaftspolitischer Hinsicht waren die Konsequenzen des Schuman-Plans 
in der Tat einschneidend. Robert Lacoste, der ehemalige Industrieminister, erläuter­
te im Juni 1950 die Zusammenhänge: Man habe sich 1946 in zweierlei Hinsicht 
geirrt. Zum einen sei der Kohlenbedarf zu hoch eingeschätzt worden, zum anderen 
habe man nicht deutlich genug gesehen, daß die französischen Gruben aufgrund 
ungünstiger Lagerstätten zu hohe Gestehungskosten hatten. Die unverhältnismäßig 
hohen KoWenpreise seien schuld, daß die französische Industrie auf den Auslands­
märkten nicht bestehen könne. Daher müsse Frankreich in Zukunft billige Import­
kohle einführen, um konkurrenzfähig zu sein. Gleichzeitig gelte es, die französische 
Förderung sozialverträglich abzubauen. Für beides stelle der Schuman-Plan die 
notwendigen Instrumente bereit.209 
Was bedeutete der Plan für die Saar? Zunächst hatte er zur Folge, daß die 
ursprüngliche Begründung für den Wirtschaftsanschluß kaum noch überzeugen 
konnte. Als einer der ersten merkte Adenauer den Widerspruch. Im Bundestag 
erläuterte er, daß durch den Schuman-Plan die Saarfrage viel von ihrer Bedeutung 
verlieren werde. Wenn man die Saar nach Einrichtung der Europäischen Gemein­
schaft für Kohle und Stahl sich in Frieden entwickeln lasse, könne man im AnscWuß 
an die nächsten Wahlen das Problem gewiß leicht lösen.2lO 
Bisher hatte die Regie von den hohen innerfranzösischen Preisen profitiert und 
aus den Erlösen die Modernisierung der Anlagen bestritten. Nun mußte sie die 
Produktivität viel schneller steigern als vorgesehen - ohne entsprechende Einnah­
207 28.3.1949, BambergerlFaure, Rapport sur le commerce exterieur de la SaITe, MAE, Z 
Europe 1944-1945, Sarre 42. 
208 Fondation Jean Monnet (Hrsg.), Jean Monnet - Robert Schuman, COITespondance, 1947­
1953, Lausanne 1986, S. 89,93, 100ff. 
209 16.6.1950, SVZ. 
210 14.6.1950, FAZ, MAE, Z Europe 1949-1955, SaITe 60, Regie des Mines, Bulletin de 
presse. 
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men, weil ja die Kohlenpreise deutlich gesenkt werden sollten, und zumindest 
teilweise durch Freisetzung von Arbeitskräften, was an der Saar besondere politi­
sche Probleme aufwarf. Weit ungünstiger noch schien die Bilanz für die Hütten. Die 
waren in dreifacher Weise benachteiligt: Sie saßen auf einer schlechten Kohlenba­
sis. Erz mit niedrigem metallischen Gehalt mußte von außerhalb herangeführt 
werden. Dazu karn die große Marktferne.211 
'-Gaoes'uoerhaupt positive Aspekte? Nun, der Schuman-Plan gewährleistete, daß 
die Saar den süddeutschen Markt ohne künstliche Benachteiligung würde beliefern 
können. Westdeutschland war für alle Zukunft das Instrument handelspolitischer 
Obstruktion genommen.212 Doch bedeutete dies im Grund bereits eine Niederlage, 
denn Frankreich war offenbar unfähig, die Saarprodukte auf dem eigenen Markt 
unterzubringen. Allein die formelle Kontrolle über die Produktionsstätten zählte 
noch. Diese gewährleistete, daß Paris und Bonn für etwa zwei gleich starke schwer­
industrielle Zentren sprachen. Ein politisches, aber kein ökonomisches Motiv be­
stimmte die Logik des Schuman-Plans mit Hinblick auf die Saar. 
Wie kein anderer hat Albert Bureau - ehemaliger Leiter der Abteilung Hütten­
wesen im französischen Industrieministerium und im April 1951 dem Hohen Kom­
missariat in Bonn als Wirtschaftsfachmann attachiert - die politische Logik des 
Schuman-Planes analysiert. In einer eindringlichen Studie über "Le Plan Schuman 
et la Lorraine" nannte er drei Gesichtspunkte: (a) Die Einbindung der Ruhr in eine 
internationale Organisation solle die Ruhr bändigen. (b) Die Saar bedeute ein 
wichtiges zusätzliches Gegengewicht zur Ruhr. (c) Letztlich entscheidend sei der 
Ausbau von Lothringen, so daß dieses mit der Ruhr konkurrieren könne. Nur ein 
solches Gegengewicht unter unmittelbarer französischer Kontrolle gebe Sicherheit, 
da man nie wisse, ob nicht aufgrund nationalistischer Strömungen DeutscWand sich 
den Zwängen des Schuman-Plans entziehen werde.213 
(2) Außenpolitische Niederlage 
Nirgendwo wurde der Vorschlag für einen europäischen Zusammenschluß der	 Europäische 
Schwerindustrie mit ähnlicher Begeisterung aufgenommen wie an der Saar.2t4 Die	 Hoffnung in 
SaarbrückenSaarländische Volkszeitung schwärmte von einer zukünftigen Vermittlerrolle für 
das kleine Land.215 Die einseitige Bindung an Frankreich würde gelockert werden, 
das Saarland internationale Anerkennung finden. 216 Für die Volksstimme war klar, 
daß infolge der vorrangigen Bedeutung von Kohle und Stahl die Saar an den 
internationalen Verhandlungen beteiligt sein mußte.217 Wirtschaftsminister Singer 
richtete eine ständige Kommission ein, die alle den Schuman-Plan betreffenden 
211 12.7.1950, Bamberger, Note provisoire relative aux incidences du Pool Europeen du 
charbon et de I' acier sur I'economie saIToise et les relations economiques franco-saIToises, MAE, 
EU 1949-1955, SaITe 200. 
212 1.5.1954, Der Volkswirt, MAE, EU 1949-1955, SaITe 64, Revue de presse de la SBW. 
213 2.4.1951, A. Bureau, Le Plan Schuman et la LOITaine, MAE, EU 1949-1955, SaITe 201. 
214 4.12.1950 SVZ. 
215 31.5.1950, Pressebericht, MAE, EU 1949-1955, Sarre 199. 
216 J. Hoffmann, Das Ziel, S. 201. 
217 31.5.1950, Volksstimme. 
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Nationalstaat­
liehe Politik in 
Paris 
Fragen behandeln sollte.218 Und Johannes Hoffmann gab vor dem Landtag zu 
bedenken, daß angesichts der immer größer werdenden Autonomie, das Land bald 
einen Staatspräsidenten brauche.219 Soviel Hoffnung! 
Doch auch Verstimmung gab es. Grandval berichtete, daß die saarländische 
Regierung aufgebracht sei, weil sie nicht vorab informiert wurde und weil Monnet 
unmittelbar nach Bonn gereist sei, ohne Zwischenaufenthalt an der Saar zu neh­
men.220 Die Ernüchteiäfig~WargewIß groß, als Hoffmann am 1/. Jum nut Robert 
Schuman zusammentraf.221 Der französische Außenminister machte klar, daß Paris 
die Interessen der Saar bei den anstehenden Verhandlungen vertreten werde, aus 
rechtlichen Gründen und um die Beratungen nicht von vornherein zu belasten. Man 
einigte sich, daß ein Beauftragter der Saarregierung regelmäßig Kontakt zur franzö­
sischen Delegation halte - ein billiger Kompromiß. 222 
Wer wird der erste saarländische Staatspräsident? - "lrgendwo fiel das
 
Wort: ,Was wir brauchen, ist ein Mann von dem Format eines Churchills!'"
 
Im Außenministerium, das die Konsequenzen des Schuman-Planes für die Saar 
offenbar nicht bedacht hatte, blieben die Verantwortlichen auf der Suche nach 
Alternativen. Für Etienne Burin des Roziers war der Wunsch einer selbständigen 
Teilhabe der Saar innerhalb der französischen Delegation nicht unbegründet, besaß 
doch auch Luxemburg trotz der Wirtschaftsunion mit Belgien eine autonome Ver­
tretung.223 Schuman selbst übte sich in vorsichtigen Andeutungen, sprach öffentlich 
von sieben Montanunionländern.224 Und Grandval sah den Weg schon klar vorge­
218 31.5.1950, SVZ.
 
219 9.11.1950, SVZ - Karikatur: Tintenfisch, Dezember 1950, H. 25.
 
220 1.6.1950, Telegramm Grandval an MAE, MAE, Z Europe 1949-1955, SaITe 200.
 
221 17.6.1950, Hoffmann, Das Ziel, S. 202f.
 
222 Karikatur "Saarbataillon": Tintenfisch, September 1950, H. 18.
 
223 23.6.1950, Burin des Roziers an Monnet, MAE, Z Europe 1949-1955, SaITe 200.
 
224 10.10.1950, SZ.
 
364 
Wie wir aus trüber Quelle erfahren, ist eine mit echt saarländischen Stoppe-Revolvern und Krim­
messern ausgerüstete schwerbewaffnete Einheit des Saarbataillons mit Artillerie-, Panzer-, Feuer
wehr-, Schiffs-, Flugzeug-, Fesselballon- und - last not least - Propaganda-Unterstützung, nach 
glänzender Parade aufden Saarwiesen, dem Hilferuf MacArthurs nach Bodentruppen gefolgt. 
" ... , defilieren die Kolonnen seit Stunden hier vorbei und immer noch ist kein Ende abzusehen. - Seit 
heute morgen, dem 1. September, 00.01 können unsere Truppen ohne Ausreisevisum anjedem Punkt 
der Erde eingesetzt werden !!!" 
365 
---------- -_. .... 
l'
 
zeichnet: Die Saar bilde de facto einen selbständigen Staat, unterstrich er in einem 
geheimen Papier für das Außenministerium. Man müsse dies nach außen deutlich 
machen, durch Aufnahme in den Ministerrat des Europarates mit der Bundesrepu­
blik zusammen, durch volle außenpolitische Souveränität, durch Wahl eines Staats­
chefs.225 Auf dem saarländischen Genossenschaftstag berichtete er über seine Über­
legungen, als ob sie die Politik Frankreichs seien: In bezug auf die Saar habe Paris 
niemals Hintergedankengehabt, sagte er. "Diese Richtschnur leitet f'rank:reich auch 
heute noch, wenn ich - und ich wiege meine Worte sehr wohl ab - von der 
Souveränität des Saarlandes spreche."226 
Der Druck auf Schuman wurde immer stärker. Die saarländische Regierung 
stellte ihre Forderungen. Der Landtag verfaßte eine Resolution.227 Von den Ver­
handlungen mit den sechs zukünftigen Montanunionländern meldete Jean Monnet 
Komplikationen, weil der holländische Delegierte ganz inopportun die Saarfrage 
thematisiert habe. Walter Hallstein habe in seiner Entgegnung deutlich gemacht, 
daß das Thema bisher bewußt ausgeklammert worden sei. Es gäbe keine ungünsti­
gere Gelegenheit, die Saarfrage aufzuwerfen als den Schuman-Plan. ,,11 n'y a aucun 
doute", folgerte Monnet, "que si la question venait aetre posee apresent, c'en serait 
fini du Plan Schuman."228 
Ende 1950, so scheint es, war Robert Schuman überzeugt, daß er eine Entschei­
dung nicht länger würde herauszögern können. Nicht nur den Saarländern gegen­
über war er verantwortlich, er mußte auch seinem eigenen Parlament die Politik der 
französischen Regierung erklären. In einem Schreiben an Grandval bestätigt er 
einen Vorschlag, den die saarländische Seite eingebracht hatte und der einen 
Mittelweg beschritt: Frankreich würde für die Saar getrennt unterzeichnen, saarlän­
dische Vertreter würden in der Gemeinsamen Versammlung Sitz und Stimme 
erhalten, Berater des kleinen Landes sollten in die Tätigkeit des Ministerrats einge­
schaltet werden.229 Zur selben Zeit eröffnete die französische Regierung eine Of­
fensive, um eine Mitgliedschaft der Saar in internationalen Organisationen durch­
zusetzen.230 Im Conseil de la Republique kündigte Schuman die doppelte Unter­
schriftsleistung bei Abschluß der EGKS-Verhandlungen auch gegenüber der Öf­
fentlichkeit an. Frankreich übe die Außenvertretung der Saar im Mandat aus, 
erläuterte er: "Nous agissons au nom de deux Etats associes ... !"231 In der Assem­
blee Nationale wurde er noch deutlicher: Wir müssen möglichst schnell dahin 
gelangen, der Souveränität der Saar internationale Anerkennung zu verschaffen, 
225 15.10.1950, Grandval an MAE, Amenagement d6finitif du statut politique de la Sarre, PA 
Grandval 16. 
226 17.11.1952, SZ. 
227 2.12.1950, Hoffmann und Singer an Grandval, PA Grandval 16; 4.12.1950, SZ. 
228 6.12.1950 Monnet an Schuman, in: Fondation Jean Monnet (Hrsg.), Jean Monnet - Robert 
Schuman, S. 89. - Ausführlich zu den EGKS-Verhandlungen: Ulrich Lappenküper, Der Schuman­
Plan. Mühsamer Durchbruch zur deutsch-französischen Verständigung, in: VfZG, 42 (1994), S. 
403-445. 
229 9.1.1951, Schuman an Grandval, PA Grandval16. 
230 W.R. Craddock, The Saar-Problem, S. 112ff. 
231 20.2.1951, Extrait du discours prononce le 20 F6vrier 1951 au Conseil de la Republique par 
M. Schuman, MAE, EU 1949-1955, Sarre 201. 
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sagte er. Die Saar solle in politischen Dingen einen vollgültigen Status erwerben. In 
diesem Zusammenhang erwähnte er einen möglichen Beitrag zur Europäischen 
Verteidigungsgemeinschaft.232 
Paris hatte sich entschlossen: Die Abkommen vom März sollten nun rasch 
verwirklicht werden. Schuman bestätigte die Ernennung von Erwin Müller als 
Leiter der diplomatischen Vertretung in Paris.233 Grandvalließ die Presse wissen, 
-daß demnächst das Hohe Kommissariat aufgelöst werde, um durch eine französi­
sche Botschaft ersetzt zu werden.234 
Die Reaktion in Deutschland war harsch. Die Presse bauschte das Thema auf. 
Erneut meldete sich Jean Monnet von den EGKS-Verhandlungen. Der US-Bot­
schafter David Bruce sei vorstellig geworden: "M. Bruce m'a charge de vous dire 
qu'il ne pouvait concevoir que la question sarroise puisse creer des difficultes 
puisqu'il a ete convenu entre les Allies qu'elle doit etre reglee par le traite de Paix 
avec l' Allemagne."235 Zur selben Zeit benachrichtigte Washington Paris, daß die 
USA eine Vollmitgliedschaft der Saar in der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO) ablehnen würden.236 Schuman hatte zu hoch gepokert. 
An der Saar spürte man, wie der Wind sich drehte. Heinz Braun, der Justizmini­
ster, nahm im Radio Stellung. Es sei bedauerlich, erläuterte er, daß Frankreich den 
Schuman-Plan ausgehandelt habe, ohne sich der Hilfe der Saarregierung zu verge­
wissern. Der Beitritt Frankreichs zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl bedeute nicht den gleichzeitigen Beitritt der Saar, die ein Drittel der französi­
schen Kohlenproduktion und ein Fünftel der französischen Stahlproduktion reprä­
sentiere. Nur wenn der Plan für die Saarregierung gesondert gezeichnet und durch 
das Saarländische Parlament ratifiziert werde, könne er an der Saar in Kraft tre­
ten.237 Der Quai d'Orsay intervenierte bei Hoffmann, er möge seine Regierungs­
mitglieder von weiteren provozierenden Polemiken abhalten, da diese die anstehen­
den Verhandlungen in Paris am 12. April gefährdeten.238 Vergebens. Noch einmal 
ergriff Heinz Braun das Wort239 und kurze Zeit später auch Wirtschaftsminister 
Franz Singer.24o 
Daß Schuman tatsächlich auf die getrennte Unterschriftsleistung für die Saar 
verzichten würde, erfuhr Hoffmann kurz vor Unterzeichnung des Vertrages.241 
Adenauer und der französische Außenminister hatten sich auf einen Briefaustausch 
232 22.12.1950, SVZ; Forschungsstelle für Völkerrecht und ausländisches öffentliches Recht 
der Universität Hamburg (Hrsg.), Gesetzgebung, S. 10. 
233 13.2.1951, Hoffmann an Schuman, MAE, EU 1949-1955, Sarre 1. 
234 22.3.1951, SVZ. 
235 9.3.1951, Note de Jean Monnet aRobert Schuman, in: Fondation Jean Monnet (Hrsg.), Jean 
Monnet - Robert Schuman, S. 105f. 
236 W.R. Craddock, The Saar-Problem, S. I 12ff. 
237 25.3.1951, Erklärung von Heinz Braun zum Schumanplan in Radio Saarbrücken, MAE, EU 
1949-1955, Sarre 201. 
238 30.3.1951, Telegramm MAE an HC Saar, MAE, EU 1949-1955, Sarre 201. 
239 31.3.1951, Telegramm Bouffanais an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 201. 
240 9.4.1951, SVZ. 
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geeinigt, in dem Paris und Bonn einander bestätigten, daß das Abkommen die Saar 
einschlösse ohne rechtliche Anerkennung des gegenwärtigen Zustandes.242 Der 
einzige Punkt, in dem Bonn nachgab, war der Hinweis auf eine mögliche vertrag­
liche Regelung noch vor Abschluß eines Friedensvertrages. 
Hoffmann hatte die Ehre, der Niederlage persönlich zustimmen zu dürfen. 
Schuman stellte ihn vor die Alternative, ein Scheitern der EGKS-Verhandlungen zu 
provozieren odefdasvefeiiioäi'te Verfahren zu bIllIgen. Was blIeb dem saarlandI­
schen Ministerpräsidenten anderes übrig als ein kleinlautes "Ja", umso mehr, da er 
immer den Vorrang der europäischen Interessen betont hatte.243 
Grandval war konsterniert. Seine gesamte Politik war in Frage gestellt. ,,La 
signature aujourd'hui a16 heures d'un traite dont les passages relatifs ala Sarre ont 
ete rediges sans qu'aucun des fonctionnaires competents ni moi-meme ne soyons 
consulte me parait un fait decisif', attackierte der Hohe Kommissar seinen Außen­
minister. Wieder einmal reichte er seine Demission ein.244 
Der saarländische Ministerpräsident wandte sich ebenfalls an Schuman. Auch er 
sprach von einer Vertrauenskrise. "Il est indispensable d'eviter a l'avenir que le 
Gouvernement de la Sarre ne soit informe qu'a la derniere minute ou meme 
posterieurement des declarations ou des actes du Gouvernement Fran~ais concer­
nant la Sarre." Von einer Annahme des Rücktrittsgesuchs des Hohen Kommissars 
bat er abzusehen, weil das die Krise nur noch weiter verschärfe.245 
e. Zusammenfassung 
Die französische Saarpolitik war im April 1951 in wesentlichen Punkten geschei­
tert. Paris hatte 1947 die Saar als ein modernes Protektorat konzipiert. Es mißtraute 
den Saarländern. Gewiß sollten sie Autonomie besitzen. Selbständige Handlungs­
räume schienen notwendig, um die Saarpolitik von einer ausschließlichen Konzen­
tration auf Frankreich abzuhalten. Das Proportionalwahlrecht sollte eine schwache 
Regierung hervorbringen und eine lebendige innenpolitiscbe Diskussion entfachen. 
Alles kam anders. Die große Koalition schläferte die Debatte ein. Unsicherheit und 
Legitimationsschwäche bewirkten die Zuflucht zu autoritären Hilfsmitteln und 
motivierten zur selben Zeit den Versuch einer deutlichen Abgrenzung von Paris. 
Die Saar besaß weder vollkommene Autonomie, noch war sie wirklich dem 
französischen Partner gleichgestellt. Konnte man ein Land mitten in Europa wie ein 
neues Protektorat behandeln? Die Saarpo1itiker rebellierten, rebellierten gegen 
Bevormundung und Mißtrauen. Sie hatten sich gegen den Nationalsozialismus 
gestellt. Mit Fug und Recht konnten sie verlangen, daß man ihnen vertraute. 
Johannes Hoffmann, Richard Kirn, Peter Zimmer fühlten sich stark genug, um 
allein die Verantwortung zu tragen. Autonomie meinte für sie mehr als begrenzte 
242 18.4.1951 Adenauer an Schuman, PA Grandva116; 18.4.1951, Schuman an Adenauer, PA 
Grandval 16. 
243 J. Hoffmann, Das Ziel, S. 206f. 
244 18.4.1951, Grandval an Schuman, PA Grandval16. 
245 21.4.1951, Hoffmann an Schuman, PA Grandval16. 
Unabhängigkeit von Frankreich, bedeutete, daß sie laut und entschieden Forderun­
gen an Paris herantrugen. 
Wirtschaftspolitisch basierte die französische Politik auf der vermeintlichen 
Komplementarität der Wirtschaftsräume. Die Saar erlebte einen unbestreitbaren 
Aufschwung, und dennoch gab es genügend Ansatzpunkte für Interessengegensät­
ze. Solange die knappen Güter der Bewirtschaftung unterlagen, war die Saar auf 
--angemessene Zuteilungen angewiesen. Den französischen Behörden fiel es schwer, 
wirkliche Gleichstellung einzuräumen. Sie standen unter dem Druck der französi­
schen Verbände, die administrativen Abläufe spiegelten französische Gewohnhei­
ten. 
Als die Engpässe überwunden waren, erschütterte die Konjunkturkrise das Ver­
trauen in die Aufnahmefähigkeit des französischen Marktes. Was konnte die Saar­
regierung unternehmen? Langfristig setzte sie auf den Ausbau des Bildungssy­
stems, um den Strukturwandel voranzutreiben. Kurzfristig förderte sie den Woh­
nungsbau, mit beinahe zu starken antizyklischen Effekten. Im wesentlichen hoffte 
sie auf die Wirkung der Wirtschaftsunion, rechnete mit der Verantwortung Frank­
reichs für die Saar - zutreffend, da sie im Gegenzug für die Warndtverpachtung eine 
Art Beschäftigungsgarantie erhielt. Letztlich konzentrierte sie ihr eigenes Tun auf 
die Sozialpolitik. "C'est la tache ... des autorites fran~aises en l'absence de toute 
initiative de la part des responsables sarrois d'encourager le developpement (des ­
A.H.) secteurs de substitution,"246 klagte Jean Robert, Direktor für Finanzen im 
Hohen Kommissariat, und kritisierte so die ungenügende Förderung der verarbei­
tenden Industrie. 
Wenn es jemanden gab, der auf französischer Seite ein Konzept für die Saarpoli­
tik besaß, dann war es Grandval. Er setzte auf die Ausstrahlungskraft der französi­
schen Kultur. Sein Ziel war die Herausbildung einer autonomen, selbstbewußten 
saarländischen Elite. Die große Masse würde sich den Kadern schon anvertrauen. 
Bis diese ausreichende Kraft besaßen, kam es darauf an, die Saarbevölkerung für 
die Wirtschaftsunion zu gewinnen, vor allem dadurch, daß ihr Lebensstandard über 
demjenigen in Westdeutschland lag. 
Manches, was als kulturelles Angebot gedacht war, wurde in Erinnerung an die 
Jahre 1920 bis 1935 als Zwang empfunden. Die Lehrer, die Beamten zeigten wenig 
Engagement oder standen in Opposition zur neuen Ordnung. Wenn die Universität 
des Saarlandes ihren Unterricht in Deutsch und Französisch anbot, rief auch dies 
Mißbehagen hervor, obgleich es eine Chance bedeutete. So entfernte sich ein Teil, 
vor allem der jungen Elite, von dem Regime. 
Die Menschen machten Frankreich für die erschwerten Kontakte nach Osten 
verantwortlich. Man fühlte sich eingesperrt, abgedrängt, von den Verwandten in 
Deutschland bewußt ferngehalten. Dabei war Paris an die Kontrollratsbestimmun­
gen gebunden, gab es gute ökonomische Gründe für diesen Sachverhalt. Die Preis­
inflation 1948, das Konjunkturtief 1949/50 steigerten noch das Unbehagen gegen­
über dem westlichen Nachbarn, der mit dem Anspruch der Siegermacht angetreten 
war. 
246 5.5.1950, Robert, Note sur les perspectives economiques de la SaITe, PA Grandval 25. 
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Ende 1949 war eine gewisse politische Unruhe an der Saar unverkennbar. Alles 
drängte auf Veränderung. Die nationalen Kräfte fühlten sich gestärkt, schöpften 
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Allerdings mißlang die erhoffte Konsolidierung. 
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2. Soziale Agitation und europäischer Neubeginn (1950/51-1952) 
a. Einführung 
Die Landtagswahlen vom 30. November 1952 endeten mit einer Überraschung.
 
Trotz der Attacken aus der Bundesrepublik, trotz der Angriffe eines Teils der
 
--GeWerkschaftsführer, und obwohl CDU und DSP der Antrag auf Zulassung ver­
wehrt worden war, was notwendig den Vorwurfundemokratischer Zustände provo­
zierte, sprachen sich mehr als 60% der stimmberechtigten Saarländer für CVP und 
SPS aus. Damit endete eine Epoche sozialer Unruhe und verbreiteter Kritik an 
Frankreich mit einem Sieg für die Autonomieparteien. Paris sah sein Bemühen 
honoriert, die Union auf eine neue Grundlage zu stellen. Der Vorschlag zur Euro­
päisierung der Saar führte die nationalen Kräfte vorerst in die Defensive. Noch 
versprach das Bündnis mit Frankreich den wirtschaftlich größeren Gewinn, sicherte 
die Wirtschaftsunion im Vergleich zu einer Rückkehr nach Deutschland die größe­
ren Vorteile. Andererseits waren die Brüche unverkennbar. 
b. llochkonjunktur 
(1) Überforderter Produktionsapparat 
Der Herbst 1950 stand ganz unter dem Eindruck der wirtschaftlichen Trendwende. Hohe Wachs­
Der Koreakrieg machte alle Prognosen hinfällig. Mit einem Male konnten die tumsraten 
Saargruben gar nicht genug Kohle liefern, vermochten die Hütten die Nachfrage 
nach Stahl und Eisen kaum zu stillen. Die Saar profitierte mehr als andere Reviere, 
weil sie über brachliegende Reserven verfügte. Jetzt erwies es sich als vorteilhaft, 
daß das Eisenwerk in Neunkirchen im Juni 1950 seine Produktion aufgenommen 
hatte. l Die Betriebseinrichtungen der Hütten erlaubten die Verwendung der heimi­
schen Fettkohle, so daß die Saar weniger die Engpässe bei hochwertigem Ruhrkoks 
zu spüren bekam.2 Die Stahlunternehmen konnten relativ kurze Lieferfristen anbie­
ten. Das bot zusätzliche Vorteile.3 Die Steinkohlenproduktion stieg 1951 im Ver­
gleich zum Vorjahr um 7,9%, in Belgien um 8,5%, in Westdeutschland um 7,4%, in 
Frankreich, Großbritannien, Holland aber um kaum mehr als 4%. Noch beeindruk­
kender war die Bilanz der Hütten. Das Saarland übertraf mit einer Produktionsstei­
gerung von 40,9% alle anderen Länder. Belgien belegte den zweiten Platz mit 
31,7%, in deutlichem Abstand gefolgt von Luxemburg (26,4%), Westdeutschland 
(12,9%) und Frankreich (12,7%).4 
1 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 3 (1951), S. 255ff.
 
2 Ebd., S. 132.
 
3 Saar-Wirtschaft, H. 20121, 1951.
 
4 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1955, S. 118, 121. - Zahlen für die Grafik "Auf­

tragsbestände": ebd., 1952, S. 114; ebd., 1955, S. 139; Grafik "Arbeitstäglich bereinigter Index der
 
industriellen Produktion": ebd., 1955, S. 129.
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Man sollte meinen, die Hochkonjunktur nach der Depression der ersten Jahres­
hälfte 1950 habe nur positive Effekte hervorgebracht. Der Umschwung kam indes 
so plötzlich, daß vieles aus den Fugen geriet. Selbst die Bundesrepublik, die über 
1 die größten Reserven verfügte, traf der Boom unvorbereitet. Natürlich half er, die 
Stockungskrise von 1950 zu überwinden und die Arbeitslosigkeit zu mildem. Doch 
das verbrauchsgüterorientierte Wachstum der ersten Jahre ließ sich nicht fortset­
--zen.5 Westdeutschland schlitterte ins Zahlungsbilanzdefizit, weil die Importe deut­
lich gesteigert wurden, ohne daß die Ausfuhren Schritt hielten. Die Nachfrage nach 
Kohle und Eisenprodukten sprengte die Leistungskraft der Grundstoffindustrien, 
die immer noch staatlicher Reglementierung und internationaler Kontrolle unterla­
gen.6 Bereits im Oktober 1950 ergriff der Zentralbankrat erste Maßnahmen zur 
Begrenzung der Importe,? und im Februar 1951 mußte die Bundesrepublik einen 
Einfuhrstopp erlassen, weil ihr Außenkredit gefahrdet war. Teilweise dringend 
erforderliche Lebensmittel konnten nicht mehr eingeführt werden. In der Pfalz 
drohte wegen fehlender Eisenlieferungen Kurzarbeit. 8 An der Saar litt die Textil­
und Bekleidungsindustrie unter der Einfuhrsperre, denn wegen der ganz anderen 
Geschmacksvorlieben in Frankreich konnte sie neben der Saar nur den deutschen 
Markt bedienen. Es war gewiß kein Zufall, daß Richard Becker, Textilhändler und 
-industrieller mit zahlreichen Interessen in der Bundesrepublik, die deutsche Oppo­
sition an der Saar anführte.9 Immerhin erholte sich die westdeutsche Zahlungsbilanz 
rasch, so daß im Januar 1952 die Liberalisierung wieder aufgenommen werden 
konnte. 10 
Auch Frankreich erlebte seine Leistungsbilanzkrise, nur ein Jahr später als 
Westdeutschland. 1950 meldeten die Zeitungen noch außerordentlich günstige 
Daten: Zum ersten Mal seit 1926, so die Saarländische Volkszeitung, hätten die 
französischen Exporte die Einfuhren übertroffen. II Die enge Kooperation zwischen 
dem Saarland und Frankreich schien sich auszuzahlen. Beinahe 70% der Exporte 
gingen 1952 nach Frankreich, während von dort mehr als 80% aller von außen 
kommenden Waren eintrafen. Die Bundesrepublik war der zweitwichtigste Han­
delspartner. Zwischen 14% und 20% der Exporte gingen dorthin. Die Einfuhren 
schwankten zwischen 11,7% und 14,1 %.12 
Nachdem zunächst die Lager aufgelöst worden waren, die französische Industrie 
den Weltmarkt bedient hatte, ohne die Devisenbilanz zu belasten, erhöhte Frank­
reich 1951 seine Einfuhren so stark, daß die Importe den Außenabsatz um 771 
5 W. Abelshauser, Wirtschaftsgeschichte, S. 53, 63ff.
 
6 Heiner R. Adamsen, Investitionshilfe für die Ruhr. Wiederaufbau, Verbände und Soziale
 
Marktwirtschaft, 1948-1952, Wuppertal1981, S. 84ff. 
7 Jürgen Bellers, Außenwirtschaftspolitik der Bundesrepublik Deutschland, 1949-1980, Mün­
ster 1990, S. 53. 
8 9.8.1951, SVZ. 
9 30.5.1951, He Bonn, Note d'information, MAE, EU 1949-1955, Sarre 224. 
10 Harald Winkel, Die Wirtschaft im geteilten Deutschland, 1945-1970, Wiesbaden 1974, S. 
114f.; H.-P. Schwarz, Die Ära Adenauer, S. I26ff.; Volker Hentschel, Die europäische Zahlungsuni­
on und die deutschen Devisenkrisen 1950/51, in: VfZG, 37 (1989), S. 714ff. 
11 21.11.1950, SVZ. 
12 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1952, S. 123; ebd., 1955, S. 147. 
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Millionen Dollar übertrafen. 13 Ohne Einschränkungen konnte es nicht weitergehen. 
Im Februar 1952 erließ Paris Importrestriktionen und förderte die Ausfuhr durch 
Zuschüsse, wovon die Saar mit ihrer typischen Schwerindustrie wenig profitierte. 14 
Sie erlebte vor allem die negativen Seiten der Entliberalisierung: Die Einschränkun­
gen trafen Einzel- und Großhandel, da sie ihren Kunden die gewohnten deutschen 
Waren nicht mehr anbieten konnten. Auch die Einfuhr von Ausrüstungsgütern 
stockte.-­
Ausfuhren der Saar (1950-1952)
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13 A. de LaUre, Histoire de la politique economique, S. 80ff.; H. Bonin, Histoire economique, 
S.199. 
14 12.3.1952, Sitzung des Präsidiums des Saarländischen Industriellen-Verbandes, PA Grand­
val 25. 
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Bevor der Streit um die Importanteile die saarländisch-französischen Beziehun­ Inflation 
gen belastete, stand ein anderes Phänomen im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit. 
Beinahe täglich stiegen die Preise. Gründe gab es viele: Die Anspannungen auf dem 
Rohstoffmarkt zählten dazu, der kartellartige Einfluß der Wirtschaftsverbände in 
Frankreich, schließlich die Überforderung des Produktionsapparates. Die französi­
sche Wirtschaft befand sich mitten im Umbruch. Die Modernisierung war nicht 
-weit-genug vorangeschritten, um auf außergewöhnliche Belastungen elastisch zu 
reagieren. Die Textilindustrie, die Automobil- und die chemische Industrie erreich­
ten ihre Leistungsgrenze. 15 Zusätzlich heizte die Regierung die Nachfrage durch ein 
großes Rüstungsprogramm an. Die Ausgaben für die Armee stiegen von 19,3% 
(1950) auf 30,5% (1951).16 Es gelang nicht, die Lohn-Preis-Spirale in den Griff zu 
bekommen, denn angesichts des ausgetrockneten Arbeitsmarktes verfügten die 
Gewerkschaften über eine starke Stellung. 
Index der Lebenshaltungskosten
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Nachdem erst einmal die Inflation in Fahrt gekommen war, gab es kaum Mittel, 
sie zu stoppen. I? Die Menschen sahen, wie das Geld verfiel, und flüchteten sich in 
die Sachwerte. Die Sparkapitalbildung war an der Saar die niedrigste in Europa. 
Gleichzeitig fielen die Saarländer durch ihre hohen Konsumausgaben auf. IB Der 
Kapitalmarkt lag darnieder und zwang die Unternehmen über hohe Gewinne zur 
Selbstfinanzierung der notwendigen Investitionen. Wo die Profitzone zu niedrig 
lag, mußte der Staat über die Besteuerung und die staatliche Kapitalbildung versu­
15 M. Catinat, La production industrielle, S. 26ff.; Saarländische Bevölkerungs- und Wirt­
schaftszahlen, 3 (1951), S. 216; 21.4.1952, SVZ. 
16 H. Bonin, Histoire economique, S. 196. - Andere Schätzungen nennen geringere Werte, 
nämlich eine Steigerung von 20% auf 28%, ebd. 
17 Grafik "Index der Lebenshaltungskosten": Statistisches Handbuch für das Saarland, 1952, S. 
149; ebd., 1955, S. 191. 
18 8.12.1951, SVZ. 
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sequenzen 
chen, die Modernisierung in Gang zu setzen. Das gelang in Frankreich besser als an 
der Saar. Dort beklagten die Unternehmer, ihnen würden Scheingewinne versteuert, 
weil es keine Möglichkeit gäbe, den Buchwert von Lagerbeständen und Anlagever­
mögen der Inflation anzupassen. Im einen wie im anderen Falle waren die normalen 
Mechanismen des Wirtschaftens außer Kraft gesetzt. I9 
-- ..--­
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Satire des" Tintenfisch H. 
Nicht weniger bedenklich schienen den Beobachtern die politischen Folgen.2o 
Die Gewerkschaften sahen sich in einen permanenten Abwehrkampf verstrickt. 
Dabei ging es um Reallohnsicherung und um einen gerechten Anteil an der Wert­
schöpfung. Die französischen Gewerkschaften mochten die Inflation als normales 
Krisensymptom der kapitalistischen Wirtschaft werten, als Teil des Machtkampfes 
zwischen Kapital und Arbeit. An der Saar interpretierte man den Sachverhalt als 
Schwächezeichen der französischen Wirtschaft. Der Hohe Kommissar berichtete 
von einer wahren Inflationspsychose, die von der Erinnerung an die Jahre 1935 und 
1947 geprägt sei. Selbst bei den Freunden Frankreichs sei eine kollektive Beunruhi­
gung angesichts der gegenwärtigen Schwierigkeiten festzustellen.21 
19 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 3 (1951), S. 216; K. Senf, Finanz- und 
Steuerprobleme, S. 26ff. 
20 Karikatur "Preistoto": Tintenfisch, Dezember 1951, H. 20. 
21 22.11.1951, Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 140. 
(2) Gemengelage: Lohnkampf und andere Konflikte 
Zwei Lohnbewegungen sah die Saar 1950. Die erste stand in Zusammenhang mit 
dem Ende der Bewirtschaftung. Seit Februar 1950 war in Frankreich die Tarifver­
tragsfreiheit hergestellt. An der Saar sorgte ein Dekret des Arbeitsministers Richard 
Kirn dafür, daß individuelle Vereinbarungen möglich waren, obwohl das Gesetz 
_ ii12er]a.dfverträgeund Schlichtungswesen noch auf sich warten ließ. Die staatliche 
Lohnfestsetzung hatte in den letzten Jahren die Unternehmer unstreitig bevorteilt, 
mit dem Ziel, den Wiederaufbau zu beschleunig~n. Jetzt konn~e man den Arbeitneh­
mern verbesserte Lohnabkommen kaum verweIgern. Fünf bIS acht Prozent betrug 
die Erhöhung.22 
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Die zweite Lohnbewegung wurde ausgelöst durch den Koreakrieg. Vom einen 
zum anderen Monat stiegen die Lebenshaltungskosten um sieben Prozent.23 Die 
Saarregierung intervenierte. Mit aller Macht werde sie gegen den Preisauftrieb 
kämpfen, versprach sie. Sie lud zu gemeinsamen Gesprächen mit Handel, Hand­
werk und den Gewerkschaften, kündigte strikte Preiskontrollen an, verordnete 
Preissenkungen bei Brot, fror den Milchpreis ein. Ohne Erfolg.24 Ja, die Veröffent­
lichung von Richtpreisen hatte zur Folge, daß außerhalb der großen Zentren, wo die 
Preise noch niedriger lagen, die Güterpreise auf Richtpreisniveau angehoben wur­
22 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 2 (1950), H. I, S. 23; ebd. H. 2, S. 87; 
IHK, Lagebericht, 2. Vierteljahr 1950, S. 17; ebd., 3. Vierteljahr 1950, S. 20; 14.4.1950, Banque de 
Reescompte de la Sarre, Evolution economique de la Sarre en 1949, Note complementaire, MAE, 
EU 1949-1955, Sarre 94. 
23 Grafik ,Jndex der Lebenshaltungskosten 1950": Statistisches Handbuch für das Saarland, 
1952, S. 147. 
24 1.9.1950, Die Arbeit; 19.9.1950, Regie des Mines, Chronique, MAE, EU 1949-1955, Sarre 
60; 26.9.1950, Regie des Mines, Chronique, ebd.; 2.10.1950, SVZ. 
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den.25 Der Handel reagierte bitter, denn er empfand, daß er Opfer einer ungerecht­
fertigten Kampagne wurde. Man lastete ihm die Preiserhöhungen an, und dann 
mußte er die Kosten der staatlichen Preisfestsetzung tragen.26 Schon früh war das 
Verhältnis der Saarregierung zum gewerblichen Mittelstand gespannt. 
.: :': :~ .: ~ . 
, . 
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"Oskar Kritnitgenug, Kaufmann, 50 Jahre, - wir fragen Sie, wie verhält sich das mit Ihren 
Preisen?" 
Die Gewerkschaften meldeten sich ebenfalls: Wenn es nicht gelang, die Preise 
auf das alte Niveau zu bringen, dann mußten die Löhne steigen. Die Verhandlungen 
mit den saarländischen Arbeitgebern waren erfolgreich. In der eisenschaffenden 
Industrie einigte man sich nach mehrrnonatigen bitteren Erfahrungen mit der Infla­
tion auf eine Klausel, die ein vorzeitiges Kündigungsrecht vorsah, wenn der Le­
benshaltungskostenindex für Saarbrücken um mindestens 5% stieg.27 
Während die Krise in der Privatindustrie mit friedlichen Mitteln beigelegt wer­
den konnte, eskalierte er im Bergbau zum offenen politischen Konflikt. Das hing 
zusammen mit der Vielzahl der Ziele, die die französische Regierung bei den 
25 4.10.1950, Direction des prix et des contröles economiques, Effet des mesures prises par Je 
Gouvernement de la Sarre en matiere de prix en Septembre 1950, MAE, EU 1949-1955, Sarre 201. 
26 Karikatur "Oskar Kritnitgenug": Tintenfisch, Januar 1952, H. 2. 
27 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 3 (1951), S. 166. 
Saargruben verfolgte, und damit, daß die Gewerkschaften nicht weniger wider­
sprüchliche Absichten hatten. Die Grubenarbeiter wehrten sich gegen die von außen 
erzwungene Rationalisierung, die die Kohlenförderung stärker erfaßte als andere 
Bereiche der Wirtschaft und die so sehr dem traditionellen Lebensgefühl der 
Bergarbeiter widersprach. Es fehlten angemessene Instrumente des Interessenaus­
gleichs. Der Konflikt gewann politische Eigendynamik. Aus dem Lohnkampf wur­
~ --dede-rKäm1Jf Um Symbole: 
Ein Sechstel aller Erwerbstätigen waren bei der Regie des Mines beschäftigt,28 
Ein Sechstel der Bevölkerung war unmittelbar wirtschaftlich abhängig von Ent­
scheidungen in Paris. Die französische Regierung kontrollierte die Gruben an der 
Saar, sie kontrollierte die Gruben in Frankreich. Gleichzeitig war sie für die Ge­
samtwirtschaft verantwortlich. Daher bewertete sie die Lohnfrage nicht nur unter 
dem Gesichtspunkt des Lohn-Preisverhältnisses, sondern unter verschiedenen, ein­
ander widersprechenden Aspekten: (a) Zunächst bot die Kontrolle der Gruben die 
Möglichkeit, über den Kohlenpreis die gesamte Preisentwicklung zu beeinflussen. 
Kohle war ein wichtiges Grundprodukt, und wenn es gelang, die Kohlenpreise 
niedrig zu halten, dann mochte die Inflation insgesamt begrenzt werden.29 (b) 
Weiterhin waren die Auswirkungen einer möglichen Lohnerhöhung auf die franzö­
sischen Gewerkschaften zu bedenken. Eine Anhebung der Löhne im Saarbergbau 
konnte zur Folge haben, daß eine umfassende Bewegung in ganz Frankreich ausge­
löst wurde.30 (c) Andererseits hatte Paris sich verpflichtet, daß die Löhne der Saar 
unter Berücksichtigung lokaler Verhältnisse denjenigen in Frankreich entspra­
chen.3l Doch was bedeutete das? Diente Nord-Pas-de-Calais als Vergleichsmaß­
stab oder Lothringen? In welcher Form waren die unterschiedlichen Soziallei­
stungssysteme und die differierende Produktivität bei der Lohnberechnung zu 
berücksichtigen? (d) Frankreich durfte seine Vertreter an der Saar nicht desavouie­
ren. Jene wiesen darauf hin, daß die Produktivität der Gruben in Lothringen nur 
deshalb höher lag, weil der französische Staat dort mehr investierte und weil die 
HBL die ergiebigen saarländischen Warndtfelder ausbeuteten. Man könne, so sah es 
das hohe Kommissariat, gar nicht umhin, die Löhne an der Saar auf das lothringi­
sche Niveau anzuheben, auch wenn der Tresor für die Mindereinnahmen geradeste­
hen mußte. Entscheidend blieb, daß der saarländische Bergarbeiter, der in Lothrin­
gen arbeitete, mehr Geld nach Hause brachte als sein heimischer Kollege.32 (e) 
Schließlich mußte der französische Bergbauminister wie jeder Unternehmer darauf 
bedacht sein, daß die Gruben kein Defizit erwirtschafteten. Alle Gesichtspunkte 
zusammengenommen erklären, warum Paris darauf beharrte, Entscheidungen über 
28 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1955, S. 65,117.
 
29 2.10.1952, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 99; 9.10.1950, SVZ.
 
30 16.2.1952, SVZ.
 
31 Konvention über die Durchführung der französisch-saarländischen Wirtschaftsunion, Arti­

kel 3b, Forschungsstelle für Völkerrecht und ausländisches öffentliches Recht der Universität 
Hamburg (Hrsg.), Gesetzgebung, S. 264. 
32 27.10.1950, De Beaurrjarchais, Salaires des mineurs sarrois, MAE, EU 1949-1955, Sarre 
228; 4.11.1950, Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 229; 21.12.1954, Expose de M. 
Grandval, La Sarre et la Communaute europeenne du Charbon et de I' Acier, PA Grandval 23. 
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mögliche Lohnerhöhungen selbst zu fällen. Der Generaldirektor der Regie besaß in 
dieser Frage keinerlei Kompetenz. 
Auch von seiten der Gewerkschaften ging es nicht ausschließlich um einen 
Lohnkampf. Das machte die Dinge so kompliziert.33 Gewiß war das Preis-Lohnver­
hältnis vorrangig. Die Furcht vor einer Reallohnminderung trieb die Arbeiter auf 
die Straße, war die Ursache permanenter Unruhe. Doch andere Aspekte spielten 
ebenso eine Rolle; Man"verglich die Entlohnung mit den Verhältnissen vor dem 2. 
Weltkrieg oder schaute gleichzeitig nach Deutschland. Die einen beklagten die 
vielen Gehaltsabstufungen und die scharfe Trennung zwischen den Berufsgruppen, 
wie sie das französische System eingeführt hatte, und bewerteten sie als ungewohnt 
und unangemessen.34 Die anderen schauten nach Westen: Die Angestellten, die 
Steiger und Obersteiger, beklagten die mangelnden Aufstiegschancen, und dann 
sahen sie sich finanziell benachteiligt: Früher hätten sich die Angestellten auf seiten 
des Arbeitgebers gefühlt, jetzt würden sie behandelt wie jeder andere, ja, schlechter. 
Es komme nicht selten vor, daß ein Hauer mehr verdiene als ein Obersteiger.35 
Grandval berichtete, daß die Debatte um das Statut du Mineur bezeichnenderweise 
nicht von den Arbeitern ausgegangen sei, die 1951 - darauf wird zurückzukommen 
sein - von der Gleichstellung mit Lothringen profitierten, sondern von den Ange­
stellten, einer Gruppe von etwa 4.000 Mann, welche besonders den alten Traditio­
nen bei den Gruben verbunden seien und berufliche und persönliche Beziehungen 
zur Ruhr unterhielten. Sie verlangten, daß ihre Stellung der Situation an der Ruhr 
angeglichen werde, und sie kritisierten, daß die Führungspositionen immer Franzo­
sen überlassen wurden.36 
Von französischer Seite war man der Auffassung, daß sich die saarländischen 
Kader in den Gruben nicht auf der Höhe der Zeit befänden. In den Jahren 1935 bis 
1948 hätten die Führungskräfte der Saar das Rentabilitätsziel aus den Augen 
verloren, lautete der Vorwurf.3? Eine Produktivitätssteigerung schien unabdingbar, 
wollte die französische Wirtschaft mit derjenigen der Nachbarstaaten Schritt halten. 
Daß zu knappe und zu teure Energie für den relativen Rückstand der eigenen 
Wirtschaft verantwortlich sei, darin stimmten die Fachleute überein. Seit 1948 
beherrschte das Ziel einer Produktivitätssteigerung die französische Kohlenpolitik. 
Tatsächlich stiegen die Kohlenpreise weniger als die allgemeinen Industriepreise, 
während gleichzeitig die Zahl der Bergarbeiter abnahm.38 Frankreich entsandte an 
die Saar junge, engagierte Ingenieure, die mit ihren Stoppuhren die neue Zeit 
symbolisierten. - Die Kumpel reagierten empört. Sie fühlten sich entmündigt, 
kontrolliert, unangemessen beurteilt.39 
33 F. Roy, Der saarländische Bergmann, S. 65. 
34 24.8.1950, Saar-Bergbau; 29.12.1950, SZ; F. Roy, Der saarländische Bergmann, S. 142. 
35 29.9.1950, Regie des Mines, Bulletin de presse, Der Bergbau-Anstellte, MAE, EU 1949­
1950, SaITe 60. 
36 9.10.1951, Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 230. 
37 19.10.1950, Regie des Mines, Note concernant la baisse de production et de rendement en 
1951, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 118. 
38 D. Holter, The battle for coal, S. 186ff. 
39 Juni 1951, Saarbergknappe. 
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Noch andere Konflikte überlagerten den Lohnkampf. Wie in Deutschland woll­
ten die Gewerkschaften die Montanmitbestimmung eingeführt wissen. In der Bun­
desrepublik hatten sich die Gewerkschaften in die Zwänge des Wiederaufbaus 
eingefügt, hatten Lohndisziplin gehalten, die kommunistische Unterwanderung der 
Betriebe neutralisiert. Angesichts erschreckender Arbeitslosigkeit gab es zur lohn­
politischen Zurückhaltung kaum eine Alternative. Um doch etwas zu bewegen, 
-verlangten die Gewerkschaften eine Anerkennung ihrer Mitgestaltungsrechte. Die 
Forderung nach Mitbestimmung, wie sie im Gesetz vom 10.4.1951 verwirklicht 
wurde, traf auf die Sympathie kirchlicher Kreise; Industrielle erkannten die Chance 
eines Zusammenwirkens für den Wiederaufbau, während die Unternehmer der 
Schwerindustrie hofften, die Sozialisierung ebenso vermeiden zu können wie die 
von den Amerikanern favorisierte Entflechtung.4o Die Montanmitbestimmung in 
der Bundesrepublik spiegelte demnach eine spezifisch ökonomische und sozialpoli­
tischeKonstellation. Der Versuch, das Modell auf die Saar zu übertragen, ließ die 
ganz anderen Voraussetzungen unberücksichtigt.41 
Statt Mitsprache erlebten die Bergarbeitergewerkschaften, wie sogar die Anwen­
dung des saarländischen Tarifvertragsgesetzes verweigert wurde. Ursache war eine 
strittige Vereinbarung vom Juni 1950. Damals war die Auswirkung des geplanten 
Tarifvertragsgesetzes auf die Gruben debattiert worden. Die Gewerkschaften stimm­
ten einer Verpflichtung zu, wonach die Kollektivverträge nur im Rahmen des Statut 
du Mineur abgeschlossen werden konnten. Der Gesetzestext selbst bestimmte, daß 
"der Minister für Arbeit und Wohlfahrt" des Saarlandes "gegen lohnregelnde 
Tarifvertragsbestimmungen Einspruch einlegen" werde, "falls diese gegen Ver­
pflichtungen verstoßen, die die Regierung des Saarlandes mit anderen Staaten 
eingegangen" war.42 Jede Übereinkunft, so vereinbarte man in gemeinsamer Runde, 
bedurfte der Zustimmung des französischen Bergbauministers. Grandval ließ ein 
Protokoll der Gespräche anfertigen, das er von Hoffmann gegenzeichnen ließ. Es 
enthielt zahlreiche Hinweise auf bilaterale Verträge, auf die saarländische Verfas­
sung und das Dekret über die Regie des Mines. Dennoch war es so mißverständlich 
abgefaßt, daß Richard Kirn davon sprechen konnte, das saarländische Tarifvertrags­
recht gälte auch für die Gruben.43 
Nicht alle teilten diese Auffassung. Die Gewerkschaft Christlicher Saarbergleu­
te bestritt in einem Schreiben vom 5.9.1950 die rechtliche Zulässigkeit einer durch 
die saarländische Regierung getroffenen einschränkenden Abrede und verlangte die 
Aufnahme von Tarifvertragsverhandlungen. Der IV Bergbau protestierte, daß die 
Saar wie ein Satellitenstaat behandelt werde, verwies auf die Verpachtung der 
Saargruben, monierte die ungleiche Aufteilung der Marshallmittel und forderte, daß 
das saarländische Tarifrecht auch für die Grubenarbeiter gälte.44 Verweigere man 
40 H.-P. Schwarz, Die Ära Adenauer, S. 127f. 
41 21.2.1951, Saar-Bergbau. Ausführlich demnächst: Hans-Christian Herrmann, Sozialer Be­
sitzstand. 
42 Gesetz über Tarifverträge und Schlichtungswesen vom 22. Juni 1950, §11, Amtsblatt des 
Saarlandes, 1950, S. 599. 
43 10.7.1950, SZ. 
44 7.9.1950, Saar-Bergbau sowie zahlreiche Dokumente in: MAE, EU 1949-1955, SaITe 230. 
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dem Saarbergmann die Anerkennung saarländischen Rechtes, so werde deutlich, 
daß die Regie des Mines "einen Staat im Staat" darstelle.45 
Ausgleich ohne Die Diskussion war mitten im Fluß, als die Preissteigerungen im September 
Klärung der 1950 dringenden Handlungsbedarf schufen. Außerhalb des öffentlichen Sektors 
Gegensätze 
erleichterte das Gesetz über die Mindestlöhne die Tarifvertragsverhandlungen, 
nicht jedoch bei den Gruben. Am 25. September trafen die Gewerkschaftler unter 
Leitung von Grandval Ji:ITrdemLJeneraldireRtor der Rlgte des Mtnes, fliene Couta­
re, zusammen. Sie seien bereit, erklärten sie, auf eine sofortige Änderung des Statut 
du Mineur zu verzichten, wenn in kurzer Zeit die Einkommen angehoben würden. 
Couture stellte eine leichte Anpassung der Gehälter entsprechend den Löhnen vom 
Februar in Nord-Pas-de-Calais in Aussicht. Die Gewerkschaften lehnten ab. Sie 
verlangten, mit Bergbauminister Louvel zu reden. Der saß in Paris und sah die 
Gefahren für das Gesamte. Er verweigerte das Gespräch, ließ mitteilen, "que toute 
augmentation de salaire etait inopportune al'heure actuelle, que la moindre aug­
mentation dans les Mines de la Sarre risquait de declencher un mouvement revendi­
catif dans les charbonnages fran~ais, et que, le Gouvernement fran~ais etant engage 
afond dans une lutte contre la hausse des prix, illui semblait impossible de risquer 
une augmentation des salaires dans l'industrie charbonniere sarroise qui ne pouvait 
que se repercuter sur le prix du charbon". Selbst die von Couture angedeutete leichte 
Lohnerhöhung war nun nicht mehr im Gespräch.46 
Die Bergarbeiter reagierten verbittert, antworteten mit einem Warnstreik. Zeit­
weilig schlossen sich andere Teilorganisationen der Einheitsgewerkschaft an. Die 
Gewerkschaftsführung mußte reagieren, wollte sie das Heft in der Hand behalten 
und die Unzufriedenheit über die unerwarteten Lohneinbußen kanalisieren.47 
Als es dann hart auf hart ging, ergriff die saarländische Regierung die Initiative, 
meldete sich bei Louvel zu Verhandlungen an und erreichte einen Kompromiß, der 
jeder Seite half, das Gesicht zu wahren. Louvel willigte ein, daß die Löhne der 
Saarkumpel auf das Niveau ihrer Kollegen in Lothringen angehoben würden. 
Gleichzeitig galt für die Saar, daß allgemeine Lohnsteigerungen nur im Gleich­
schritt mit solchen in Frankreich erfolgen konnten.48 Eine Kommission wurde 
eingesetzt, die die Aufgabe hatte, bei der Tarifgestaltung die besonderen saarländi­
schen Gegebenheiten zu berücksichtigen. Schließlich erhielten die Saarkumpel 
97,9% des Entgeltes der lothringischen Bergarbeiter49 - gegen den Widerstand der 
für die Regie unmittelbar Verantwortlichen, weil die den Prozentsatz aus betriebs­
wirtschaftlichen Gründen für zu hoch hielten. 
Für die Bergarbeiter brachte die Übereinkunft eine deutliche Steigerung der 
Einkommen, um so mehr, da der zuständige französische Minister kurze Zeit später 
die erhoffte generelle Gehaltsanpassung dekretierte. Die Gewerkschaften hatten 
sich in der Frage einer Gleichstellung mit Lothringen durchgesetzt. Die Saarregie­
45 25.9.1950, Saar-Bergbau.
 
46 28.9.1950, SVZ; 2.10.1950, Telegramm Grandval an MAE, MAE EU 1949-1955, Sarre 99.
 
47 2.10.1950, Saarbergknappe.
 
48 4.10.1950, o.v., Note, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 120; 6.10.1950, Telegramm Grand­

val an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 99. 
49 20.11.1950, Louvel an Couture, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 120. 
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rung hatte bewiesen, daß sie fähig war, die Interessen der Saarländer effektiv zu 
vertreten. Doch die grundsätzliche Frage, ob das saarländische Tarifrecht für die 
Gruben Gültigkeit besaß, war damit nicht entschieden. 
"ln Zürich, Stuttgart und manchen anderen Städten gab es schon erfolgreiche Käuferstreiks. _ 
Warum es im Saarland zu keinem Streik der Käufer und Straßenbahnbenutzer kommt?" 
385 
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Die Gruben blieben ein Hort sozialer Unruhe. Verantwortlich waren Streitigkei­
ten um den Gedingelohn und die schon erwähnten jungen französischen Ingenieure 
mit ihren Stoppuhren. Für einen illegalen Streik auf der Grube Hostenbach, der sich 
rasch ausweitete, machte Grandval die kommunistische Agitation verantwortlich,50 
ebenso die psychologisch wenig angemessene Reaktion von Couture.51 Der Saar- I 
bergknappe berichtete von einer allgemeinen Reizbarkeit, die von kommunisti- • 
schen Agitatoienausgenutzt werde. Trager der Aktlonen, so meInte das Organ der : 
Christlichen Gewerkschaft, seien vor allem die jungen Bergarbeiter,52 die noch : 
weniger zu verlieren hätten. Wichtiger als alle Einzelfaktoren war vermutlich, daß 
wieder einmal die Preise davongaloppierten.53 Der Reallohnindex sank von Sep­
tember 1951 120,2 auf Januar 1952 104,9.54 Erneut lehnte Louvel eine gesonderte 
Lohnanpassung für die Saarbergarbeiter ab und verlangte, daß diese abwarteten, bis 
auch in Frankreich die Einkommen den Preisen angepaßt würden.55 Die Saarge­
werkschaften argumentierten, daß an der Saar die Preise um 5% höher lägen als in 
Frankreich, die Produktion ebenfalls um 5% stärker gestiegen sei. Daraus leiteten 
sie ab, daß eine lO%ige Gehaltsforderung kaum als unbillig bezeichnet werden 
könnte.56 
Index der Lebenshaltungskosten, 1951-1952
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50 Zur Betriebsarbeit der Kommunisten s. demnächst: Hans-Christian Hemnann, Sozialer 
Besitzstand. 
51 2.10.1951, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 230. 
52 Saarbergknappe, Juni 1951. 
53 Grafik ,Jndex der Lebenshaltungskosten 1951-1952", Statistisches Handbuch für das Saar­
land, 1952, S. 149; ebd., 1955, S. 191. -Karikatur "Käuferstreik": Tintenfisch, Oktober 1951, H. 21. 
54 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1955, S. 206. 
55 16.2.1952, SVZ; 22.2.1952, ebd. 
56 16.2.1952, o.V., Note d'information, Reunion du Comite Directeur de la Federation des 
Mines du Syndicat Unique, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 120. 
Die Mehrheit der Grubenarbeiter wollte eine unbegrenzte Arbeitsniederlegung 
vermeiden. Deshalb riefen die Gewerkschaften den Landesschlichter an, obwohl 
dessen Zuständigkeit von französischer Seite aufgrund des Protokolls vom 20. Juni 
1950 bestritten wurde. Jener meinte, er sei für Vorschläge verantwortlich, wenn 
saarländische Besonderheiten betroffen seien. Er riet zu einer Lohnsteigerung von 
5%, welche die erhöhte Produktivität berücksichtigte, während der Ausgleich der 
Preissteigerung im Einvernehmen mit Frankreich erfolgen müsse.57 Die Gewerk­
schaften feierten den Spruch als Sieg. Scheinbar hatten sie sich in einer wichtigen 
Frage durchgesetzt. Dabei störte kaum, daß die Lohnerhöhung niedriger ausfiel als 
gefordert. Die christliche Grubengewerkschaft frohlockte bereits: In Zukunft wür­
den die Bergarbeiter es ablehnen, Befehle aus Paris zu empfangen.58 
Das saarländische Tarifvertragsrecht sah vor, daß ein Schiedsspruch in Kraft 
trete, wenn eine der beiden interessierten Seiten den Vermittlungsvorschlag anneh­
me. Eine Ausnahme galt nur, sofern der Minister für Arbeit und Wohlfahrt Ein­
spruch aufgrund eines Verstoßes gegen internationale Verpflichtungen des Saarlan­
des einlegte. 
Grandval befand sich in einem Dilemma. Er mußte das Inkrafttreten des Schieds­
spruchs verhindern, wollte aber in einer so heiklen Frage nicht in den Vordergrund 
treten. Deshalb wandte er sich an Hoffmann und verlangte, daß der Ministerpräsi­
dent, der gleichzeitig Arbeitsminister war, sein Veto einlege. Es sei wichtig, erläu­
terte er, Paris davon zu überzeugen, daß die Saarregierung sich an ihre vertraglichen 
Verpflichtungen halte. Wenn Hoffmann einschreite und die gemischte Wirtschafts­
kommission anrufe, könne sich das Außenministerium darauf verständigen, die 
Gültigkeit der saarländischen Tarifvertragsgesetze für die Gruben anzuerkennen.59 
Hoffmann handelte, wie von Grandval vorgeschlagen, denn auch er sah keine 
Alternative. Sein Veto begründete er gegenüber der Öffentlichkeit damit, daß es 
darum gehe, das saarländische Tarifvertragsrecht für die Gruben festzuschreiben.6o 
Aber für die Gewerkschaften, die sich dem Ziel nahe geglaubt hatten, zählte nur der 
Einspruch des Ministerpräsidenten.6l Der Eklat war offenkundig. Die Gewerk­
schaft Christlicher Saarbergleute protestierte.62 Im IV Bergbau gewannen die natio­
nalen Kräfte endgültig die Oberhand. 
Auf dem 2. Landeskongreß der Einheitsgewerkschaft in Sulzbach (29.-30.3.1952) 
kam es zu einer Spaltung. Paul Kutsch (neuer erster Vorsitzender), Kurt Conrad 
(Mitglied des Beirats) und Hans John (Beirat) gehörten den national gesonnenen 
Gegnern des Saarstaates zu, während Eduard Welter (Beirat) und Klaus Heinz 
(Beirat) die Autonomie befürworteten. Richard Rauch, der zweite Vorsitzende, 
57 19.2.1952, SVZ; 22.2.1952, ebd.; 20.2.1952, Telegramm Grandval an MAE, MAE EU 
1949-1955, SaITe 100; 22.12.1952, Schiedsspruch des Landesschlichters Lawall, MAE Nantes, 
Sarre, HC Cabinet 120. 
58 25.2.1952, SZ, MAE, EU 1949-1955, SaITe 61, Bulletin de presse. 
59 4.3.1952, Grandval an Hoffmann, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 120. 
60 14.3.1952, Hoffmann an IV Bergbau, MAE, EU 1949-1955, SaITe 230; 20.3.1952, Rund­
funkrede Rulands, ebd., 61. 
61 14.3.1952, Volksstimme. 
62 21.3.1952, SZ, MAE, EU 1949-1955, SaITe 61, Bulletin de presse. 
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nahm eine vermittelnde Stellung ein.63 Daß nun ein neuer Wind wehte, machte Es existierten auch andere Stimmen: Wirtschaftsminister Singer gab in einer Vorbereitung 
Kutsch sofort deutlich: Die Saarländer wollten endlich selbst die Frucht ihrer Arbeit 
ernten, rief er nach seiner Wahl aus: "Bei einer Lösung der Saarfrage ziehen wir 
Rundfunkrede Rechenschaft über seine bisherige Politik. Erste Aufgabe sei es 
gewesen, den Wiederaufbau und die organische Eingliederung nach Frankreich hin 
auf die Montan­
Union 
Deutschland vor, weil die deutsche Sprache, Art und Kultur uns eigen sind." in Gang zu setzen, führte er aus. Später habe sich die Ausrichtung auf das Ziel der 
Gleichwohl war ein Zugeständnis an den Zeitgeist notwendig: Die Einheitsgewerk­
schaft, ergänzte Kutsch, könne sich mit einer europäischen Lösung einverstanden 
Wettbewerbsfähigkeit verschoben, insbesondere mit Hinblick auf den zu erwarten­
den Einbau in die europäische Gesamtwirtschaft.69 Singer hatte Sorge, daß die Saar 
erklären, wennetne franzÖ"stsctre-Vorhenschaft ausgeschlossen seLQ4 --- Unvorbereitet in die Montan-Union eintreten könne. Als Grlip.d nannte er, daß 
Das Hohe Kommissariat berichtete in einem Telegramm ausführlich über den I Frankreich sich in der Vergangenheit verpflichtet habe, fast die Hälfte der Saarkoh-
Kongreß. Es wäre falsch anzunehmen, meldete es nach Paris, daß die Mehrheit sich lenproduktion abzunehmen. Wenn jetzt der Markt geöffnet werde, müsse sich 
gegen die Autonomie und den Wirtschaftsanschluß ausgesprochen habe, vielmehr 
spiegele die Wahl die Verbitterung über soziale und wirtschaftliche Fragen. Als 
erweisen, ob der Saarkoks wettbewerbsfähig sei. Noch höher bewertete er die 
Gefahren für die Hüttenindustrie.7o 
Problemfelder nannte das hohe Kommissariat die Preissteigerungen, die zu gerin­
gen Lohnerhöhungen, die Verweigerung des Tarifvertragsrechtes für die Gruben-
Was war zu tun? Wie konnte der Umbau der Wirtschaft bewerkstelligt werden? 
Es gab eine einfache Antwort, eine Antwort, die innenpolitisch Sinn machte71 und 
Umbau mit 
Hilfe des 
arbeiter, die Warndtverpachtung, die Marshallplankredite, manches andere mehr. eine Fortführung des bisherigen Wachstums bei Einkommen und Sozialleistungen Marshallplans? 
Paul Kutsch und Kurt Conrad hätten diese Probleme geschickt für ihre eigenen ohne Einschränkung versprach: Der Umbau sollte mit Marshallmitteln finanziert 
Zwecke instrumentalisiert. Es sei absehbar, daß in Zukunft der Kontakt zwischen werden.72 Immer wieder protestierte die Saar, weil sie sich nicht angemessen 
der Saarregierung und einem guten Teil der organisierten Arbeiterschaft schwieri­
ger werden würde.65 
beteiligt glaubte. "Angemessen" hieß nach saarländischer Auffassung, daß die 
Mittel entsprechend den Produktionskapazitäten, nicht nach Bevölkerungsschlüssel 
aufgeteilt werden mußten. Die Zeitungen berichteten über das Thema, der Landtag 
veranstaltete eine Sondersitzung und beauftragte die Regierung mit Verhandlun­
c. Zukunftsängste im Wirtschaftsaufschwung: Saarländische Sozial- und Wirt­ gen.?3 Alles paßte zusammen: Würde die Saar doch noch Reparationen leisten 
schaftspolitik müssen, indem Paris ihr zustehende Gelder verweigerte? Viele an der Saar gewan­
nen diesen Eindruck. Nicht ganz zu Unrecht. 
Wirtschaft im Am 14. April 1951 legte Johannes Hoffmann eine Regierungserklärung vor. Die Die Saarregierung schob die Verantwortung für das Wohlergehen der Saarwirt­ Saarländische 
Dienste eines 
fortschrittlichen 
Sozialwerks 
Saar, so betonte er an wichtiger Stelle, benötige eine leistungsfähige Wirtschaft, um 
das begonnene Sozialwerk fortzusetzen.66 Bei einem Treffen mit Robert Schuman 
wurde er deutlicher. Er verwies auf den westdeutschen Lastenausgleich, auf den 
schaft nicht gänzlich auf Frankreich ab. Es gab unbestreitbar Fehlentwicklungen, 
die es selbst zu beheben galt. Dazu zählte insbesondere die Tatsache, daß Gelder aus 
dem Saarland zur Anlage nach Frankreich abflossen, obwohl der Kapitalmarkt die 
Investitionskre­
ditbank 
dortigen Wiederaufbau: Um mit der Bundesrepublik gleichzuziehen, benötige die Nachfrage nach mittel- und langfristigen Krediten kaum bedienen konnte. Die 
Saar ausreichende Anleihemittel aus Frankreich. Wenn Paris der Saarregierung die Regierung initiierte die Gründung einer Saarländischen Investitionskreditbank 
Möglichkeit verweigere, den berechtigten Forderungen weiter Kreise der Bevölke­ (26.10.1951). Ihr Tätigkeitsfeld war auf die verarbeitende Industrie, auf Handwerk 
rung zu entsprechen, dann könne dies zu ernsten politischen Folgen führen. Schließ­ und Handel eingeschränkt, so daß vor allem der mittelständische Bereich profitier­
lich bestärkte der Ministerpräsident seine Aussage mit dem Hinweis auf das pfälzi­
sche Grenzgebiet, wo jetzt schon die Bundesrepublik den Wiederaufbau forciere. 67 
te. Das Eigenkapital der Bank genügte den Anforderungen zwar bei weitem nicht, 
aber sie erhielt zusätzliche Darlehen von der Regierung und dann sollte sie in 
Die Saarwirtschaft, so wurde deutlich, diente der Abstützung eines sozialpoliti­ Zukunft Kredite erleichtern, indem sie Bürgschaften geWährte. Ende 1953 lagen 
schen Modells. Dieses hob das Land heraus, gab ihm Ausstrahlung nach außen. Kreditanträge in Höhe von 5 Milliarden Franken vor, von denen Anträge zu 3,3 
Noch prägte die Hochkonjunktur die sozial- und wirtschaftspolitischen Leitvorstel­ Milliarden bedient werden konnten. Eine Ausweitung des Volumens scheiterte 
lungen.68 
69 12.2.1952, SVZ. 
70 1.2.1951, SVZ. 
63 R.H. Schmidt, Saarpolitik, Bd. I, S. 450ff., Bd. 2, S. 383. 71 9.10.1950, de Beaumarchais, Projet de communication de M. le Ministre des Affaires 
64 Die Arbeit, Mai 1952. Etrangeres sur la participation de la SaITe 11 la contrevaleur en Francs de I' aide americaine, MAE, EU 
65 1.4.1952, Telegramm He SaITe an Presidence de la Republique, MAE, EU 1949-1955, 1949-1955, SaITe. 201. 
SaITe 109. 72 28.11.1950, SVZ. 
66 16.4.1951, SVZ. 73 14.12.1950, Antwort des HeITn Ministers für Wirtschaft vom 13.6.1952 auf die Große 
67 23.5.1951, Hoffmann an Schuman, MAE, EU 1949-1955, SaITe 140. Anfrage der SPS Landtagsfraktion, LASB, Wirtschaftsministerium, 729; 19.12.1950, Regie des 
68 S.o. Mines, Bulletin de presse, MAE, EU 1949-1955, SaITe 60. 
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daran, daß die Rediskontbank sich weigerte, Wechsel der Investitionsbank anzu­
nehmen.74 
Gesetz über die Noch in einem zweiten Bereich wurde die Regierung tätig. Hier war der Hand­
steuerlichen lungsbedarf vielleicht noch größer. Die rasch steigenden Preise bewirkten, daß die 
Sondervor­Betriebe Scheingewinne versteuerten, die sie gar nicht realisiert hatten. In Frank­
schriften 
reich hatte man deshalb bereits früh Aufstockungskoeffizienten für Anlagegüter 
und Lagerbestände festgere-gt~ die eine Anpassung der Wertschätzung an dIe realen 
Wiederbeschaffungskosten erlaubten. An der Saar fehlte eine entsprechende Ge­
setzgebung.75 Der neue Finanzminister Friedrich Reuter schlug eine Angleichung 
an die französischen Regelungen vor, doch scheiterte er, weil die Gemeinden sich 
querlegten. Die Kommunen befürchteten, daß eine Regelung nach französischem 
Muster ihre Einnahmen allzu sehr schmälerte. Das in aller Eile verabschiedete 
Gesetz über die steuerlichen Sondervorschriften sicherte den Kommunen einen 
Einnahmeausgleich aus der Landeskasse. Wenn es grundsätzlich auch den richtigen 
Weg beschritt, blieb es doch weit hinter den Erwartungen der Wirtschaft zurück. 
Nützlich war die Bestimmung, wonach steuerfreie Rücklagen innerhalb von fünf 
Jahren in Investitionen überführt werden mußten, wenn keine Nachveranlagung 
erfolgen sollte.76 
d. Verbotene und legale Opposition 
(1) Regierungswechsel 
Hintergründe	 Die Koalition zwischen CVP und SPS war immer schwierig gewesen. Doch seit 
dem Sommer 1950, nach Abschluß der Saarkonventionen, wurden die Streitigkei­
ten unerträglich. Nur, weil Grandval einschritt, einigte man sich im Oktober 1950 
auf ein sogenanntes Minimalprogramm, das kaum mehr als eine allgemeine Wunsch­
liste darstellte.77 Sechs Monate später, im April 1951, war die Koalition nicht mehr 
zu halten. Die SPS drohte von innen aufzubrechen, da die Gegner der Regierungs­
koalition bereit schienen, mit den nationalen Kräften eine gemeinsame Front zu 
bilden. Richard Kirn und Heinz Braun traten aus der Regierung aus, zunächst in der 
Absicht, ein neues Mandat für einen Ministerposten einzufordern.78 Aber dann 
stand die SPS doch bis zum 30. November 1952 in der Opposition. 
Vier Gründe nannte die SPS für den Bruch: Die Zusage eines stärkeren Einflus­
ses für die SPS sei nicht eingehalten worden. Noch immer gäbe es keinen Verfas­
sungsgerichtshof. Ein Lastenausgleichsgesetz fehle und dann monierte sie die 
wenig demokratische Personalpolitik von Kultusminister Emil Straus.79 
74 13.7.1951, SVZ; 27.10.1951, ebd.; M. Bode, Die schleichende Demontage, 107ff. 
75 RudolfKlein, Aufgaben der Steuergesetzgebung, in: Saar-Wirtschaft, 15.1.1952. 
76 K. Senf, Finanz- und Steuerprobleme; Reinhard Koch, Finanz- und Steuerprobleme des 
saarländischen Handels, in: Der Volkswirt, H. 3, 1957, S. 28ff.; M. Bode, Die schleichende 
Demontage, S. 48ff. 
77 30.10.1950, Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 104. 
78 9.4.1951, Telegramm Grandval an MAE, PA Grandvall4; 10.4.1951, Mehrere Telegramme 
Grandvals an das MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 104. 
79 10.4.1951, Volksstimme. 
390 
Einflußreiche Kräfte in der CVP hatten lange gewartet, daß jene Partei, welche Neuanfang 
die absolute Mehrheit besaß, die Verantwortung alleine wahrnehme. Die Gelegen­
heit schien im April 1951 günstig. Ein nochmaliger Kompromiß mit der SPS hätte 
erhebliche innerparteiliche Widerstände hervorgerufen. Daher akzeptierte Johannes 
Hoffmann den Bruch. Der CVP-Vorsitzende nutzte die Regierungsbildung, um 
neue Akzente zu setzen: Dem alten Kabinett hatte man vorgeworfen, es sei ein 
-K:abinettclerEmigranten. Die neuen Minister und verantwortlichen Direktoren, 
Friedrich Reuter (Finanzen), Franz Ruland (Wirtschaft), Heinrich Welsch (Direktor 
des Ministeriums für Arbeit und Wohlfahrt) kamen aus dem Saarland, waren im 
Lande unumstritten. Erwin Müller übernahm das Justiz- und das Kultusministeri­
um, das de facto von Professor Eugen Meyer geleitet wurde.8o Damit war Emil 
Straus, der so viel Kritik auf sich gezogen hatte, der Aufmerksamkeit der politi­
schen Öffentlichkeit entzogen. Es begann eine neue Zeit. 
k! 
INSTRUKTIONSSTUNDE DES NEUEN CABINETS an Hand de. wlchtlg'len Lelvbuchel unlerer ReglerunglbUcherel 
Die neue Regierung in einer Karikatur des .. Tintenfisch": E. Hector, F. Reuter, E.
 
Meyer, J. Hoffmann, F.Ruland, E. Müller
 
(2) Auflösung der DPS 
Noch während der Regierungsbildung in Saarbrücken stand in Paris die endgültige Voraussetzun­
Entscheidung über den Schuman-Plan an. Es gehörte zu den ersten Pflichten der gen 
zweiten Regierung Hoffmann, der Gründung der EGKS zuzustimmen, ohne daß die 
Saar beteiligt war. Schuman wollte die Niederlage schmackhaft machen, indem er 
behauptete, daß nicht die Unterschrift entscheidend sei, sondern die Ratifikation 
durch das französische und das saarländische Parlament.8t Aber richtig war die 
80 10.4.1951, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 104; 14.4.1951, 
Telegramm Grandval an MAE, ebd., 99; Karikatur: Tintenfisch, Mai 1951, H. 10. 
81 21.4.1951, SZ, PA Grandval16. 
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die Folgen 
Interpretation natürlich nicht, denn die beabsichtigte außenpolitische Anerkennung 
der Saar durch doppelte Unterschriftsleistung unterblieb. 
An der Saar sorgte die neugestaltete DPS seit dem Februar 1951, als sie ihre erste 
Großveranstaltung durchführte, für Aufsehen.82 Ihre Abgeordneten waren entmach­
tet worden. Eine Versammlung von 130 Mitgliedern hatte im Juli 1950 einen neuen 
Vorstand bestimmt. An dessen Spitze stand der Textilindustrielle Richard Becker, 
zweiter Vorsitzender warPant SiIllonis.gJ Zu den ßeisilzem zählten u.a. Heim ich 
Schneider und Fritz Becker. Der neue Vorstand nahm deutlich deutschnationalen 
Kurs, protestierte vorerst allerdings gegen die angeblich undemokratischen Zustän­
de an der Saar und gegen die Benachteiligung des Landes durch Frankreich. Eine 
Kundgebung in Merzig sah 450 Besucher, Vertreter ausgewählter Kreise, wie 
Grandval berichtete: ,,L'assistance etait composee en majorite de commer~ants, 
d'intellectuels et de personnes exer~ant des professions liberales, la classe ouvriere 
faisant totalement defaut."84 
"He. Sportkamerad Becker! Was suchen Sie da auf unserem Platz? - Sie 
spielen doch meistens ,drüben' ... " 
Am 6. Mai wollte die DPS in der Öffentlichkeit groß herauskommen. Sie plante 
eine imposante Kundgebung, und als Hauptthema sollte die Änderung der staats­
rechtlichen Stellung der Saar angesprochen werden. Mit Unterzeichnung des Schu­
man-Planes, argumentierte sie, sei die Zeit für einen neuen Lösungsversuch der 
82 Zum DPS-Verbot s.a. oben S..
 
83 Karikatur: Tintenfisch, April 1951, H. 8.
 
84 20.2.1951, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 106.
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Saarfrage gereift.85 Aber soweit kam es gar nicht, weil zunächst die Kundgebung 
und dann die DPS selbst verboten wurde. 
Überraschend war, daß eine irgendwie geartete Reaktion ausblieb. Grandval 
meldete an Paris, man dürfe die DPS mit ihren 500 Mitgliedern nicht überbewerten, 
auch wenn sie zweifelsohne Gefühle angesprochen habe.86 Die Londoner Times 
informierte ihre Leser, daß niemand an der Saar sich über das DPS-Verbot aufge­
-regt habe: Der Vorwurf undemokratischer Zustände werde kaum ernst genommen. 
Die Saarländer wüßten ihre materiellen Vorteile zu schätzenP 
(3) SPS: Forderung nach einer Revision der Konventionen 
Die Sozialdemokraten' 
~-S=-." ~I
~;t;; 
..'~,_=._c_._~=~.,_ ~j! 
= --~ 
, ,>: 
nahmen ihre Oppositions­
rolle ernst. Vielleicht lag 
hier auch der Grund dafür, 
daß das Verbot der DPS 
kaum wahrgenommen 
wurde. Kurz nach dem 
Ausscheiden aus den Re­
gierungsämtern berichtete 
Richard Kirn von Telefon­
überwachungen.88 Scharf 
attackierte die Volksstim­
me die neue Regierung: 
Haben wir einen naturali­
sierten Franzosen als In­
nenminister nötig, fragte 
sie, mit Bezug auf Edgar 
Hector. Die Berufung von "Pscht!! - sei vorsichtig, da steckt wieder einer in unserer Lei­
Franz Ruland kritisierte tung, wie ich sehe ... " 
die SPS, weil der früher 
als Geschäftsführer beim Arbeitgeberverband der Eisen- und Metallindustrie tätig 
gewesen war. Schließlich zieh sie Erwin Müller autoritärer Neigungen. Wie solle, 
so fragte die SPS, mit einer derartigen Regierungsmannschaft fortschrittliche Poli­
tik getrieben werden?89 
Hauptthema der SPS-Kampagne bildete das Verhältnis zu Frankreich. Es gab 
beinahe keinen Streitpunkt, welchen die spätere deutsche Opposition aufgriff, der 
85 20.4.1951, DPS, Schuman-Plan und Saarfrage, AOFAA, Ambassade de France iI Bonn, 
Gouvernement de la Sarre, ZF 3-3; o.D., Revendications et propositions de la DPS en vue de la 
solution provisoire de la question sarroise, Document etabli par Heinrich Schneider, qui servira de 
base illa reunion du Dimanche, 6.5.1951, MAE, EU 1949-1955, Sarre 106. 
86 23.6.1951, Grandval an MAE, PA Grandval14. 
87 2.6.1951, Times, MAE, EU 1949-1955, Sarre 60, Bulletin de presse. 
88 18.5.1951, Volksstimme, MAE, EU 1949-1955, Sarre 60; Karikatur: Tintenfisch, Juni 1951, 
H.12. 
89 17.4.1951, Volksstimme; 28.4.1951 u. 2.5.1951, ebd. 
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nicht von der SPS thematisiert wurde: die Aufteilung der Marshallplanmittel, die 
Benachteiligung der Gruben infolge der erzwungenen Lieferungen nach Deutsch­
land, die Warndtfrage, die viel zu hohen Liquiditätsreserven bei der Caisse des 
Depots et Consignations, das Grubenabkommen. 
Eine französische Studie, deren Verfasser unbekannt ist, benannte die Folgen der 
politischen Debatte: Die SPS habe, um Wählerstimmen zu gewinnen und die 
Reihen wieder fest zusammenschließen, die CVP auf soziaipolitischern Feld attak:­
kiert und die Konventionen angegriffen. Der Schachzug sei aus innerparteilicher 
Sicht gelungen, berge indes viele Gefahren: "C'est tout naturellement, en effet, 
contre les representants de la France, trop souvent handicapes par les lenteurs et les 
prejuges de leurs propres administrations, que s'exerce aux moindres frais une 
surenchere demagogique."90 
Ende 1951 initiierte Richard Kirn im Landtag die Generalattacke: "Wir haben 
kürzlich in der Öffentlichkeit die Meinung vertreten, daß beim Abschluß der 
Konventionen stillschweigend vorausgesetzt wurde, praktisch könne eigentlich nur 
der saarländische Partner gegen die Konventionen verstoßen. Aber die jüngste 
Vergangenheit hat gezeigt, daß auch eine Verletzung durch Frankreich möglich ist: 
Durch Nichtanwendung oder verspätete Anwendung einzelner Bestimmungen oder 
durch Abweichungen vom Konventionstext."91 An derselben Stelle begründete der 
SPS-Vorsitzende, warum die Pauschalabgabe von 7,5%, die laut Steuer- und Haus­
haltssatzung zugunsten des französischen Staates auszuschütten war, nicht länger 
tragbar sei: Es gehe nicht ums Geld, unterstrich er, maßgebend sei das Gefühl, 
immer noch Besatzungsland zu sein. Weder die Regierung, noch die Handelskam­
mer, noch das Statistische Amt verfügten über die neuesten Marshallplanzahlen. 
Die Saaröffentlichkeit sei über das Finanzgebaren der Regie nicht informiert. Schließ­
lich herrsche beim Warndt ein vertragsloser Zustand. Es gab wirklich genug Punkte, 
die Kirn aufzählen konnte.92 
War die SPS auf die Linie der Demokratischen Partei des Saarlandes einge­
schwenkt? Gewiß nicht. Johannes Hoffmann hatte im Zusammenhang mit dem 
DPS-Verbot die Grenzen saarländischer Oppositionstätigkeit definiert: Natürlich 
sei es legitim, eine Revision des gegenwärtigen Zustandes anzustreben, hatte er 
hervorgehoben.93 Es kam darauf an, welchen Weg man einschlug. Ein Wandel, 
welcher französische Interessen unberücksichtigt ließ, dem kein gemeinsamer Dia­
log mit Paris vorausging, gefährdete nach Auffassung des Ministerpräsidenten die 
deutsch-französische Verständigung, ja die gesamte europäische Zusammenarbeit. 
Die SPS verlangte Veränderungen, sie forderte ein Ende der "Protektoratspolitik". 
Sie stellte sich aber nicht gegen die Saarautonomie. Ihrem Selbstverständnis nach 
übernahm sie die Rolle einer konstruktiven Opposition.94 
90 O.D. (1952), o.V., Les donnees actuelles de la question sarroise, PA Grandval14. 
91 Rede Kirns vorn 12.12.1951, in Auszügen in: Sozialdemokratische Partei des Saarlandes 
(Hrsg.), Sozialdemokratie, S. 26. 
92 28.12.1951, Regie des Mines, Bulletin de presse, MAE, EU 1949-1955, Sarre 60. 
93 22.5.1951, SVZ. 
94 Karikatur: Tintenfisch, Mai 1951, H. 10. 
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"Bravo, lieber Freund ... das verstehe ich unter konschtruktiver ... Opposition" 
Außenpolitisch war der Unterschied zur CVP gar nicht so groß, nur daß die SPS 
aufgrund ihres Status mehr Bewegungsspielraum besaß. Eine Resolution des CVP­
Landesparteivorstandes und der Landtagsfraktion vom 1.10.1951 betonte, daß 1 Y2 
Jahre nach Abschluß der Konventionen noch immer wichtige Bestimmungen uner­
füllt seien. Man erinnerte an die versprochene Auflösung des Hohen Kommissariats 
und daran, daß wichtige bilaterale Institutionen ihre Tätigkeit nicht aufgenommen 
hätten. Auch die Aufteilung der Marshallplanmittel war wieder ein Thema. Gene­
rell begrüßte die CVP eine Überprüfung der im März letzten Jahres geschlossenen 
Verträge.95 
e. Paralyse französischer Politik und Rückgewinnung der Handlungsfähigkeit 
(1) Unerledigte Probleme 
Tatsächlich brachte 1951 ein Jahr der Krise für die französische Saarpolitik, nicht 
nur unter außenpolitischem Gesichtspunkt. Entscheidungen standen aus, wichtige 
Probleme blieben ungeklärt. Grandval sandte Anfang September einen Brandbrief 
nach Paris, in dem er mehr als ein Dutzend Streitpunkte anführte, für die dringender 
Entscheidungsbedarf bestand. U.a. nannte er die Einrichtung einer diplomatischen 
Vertretung an der Saar, die Einsetzung der gemischten Wirtschaftskommission 
entsprechend der Konvention vom März 1950, die Bildung des Saargrubenrates: 
Drei Jahre dränge er auf eine Regelung in der Frage der Marshallgelder, führte er 
aus, noch immer sei nichts geschehen. Er verwies darauf, daß die Caisse des Depots 
et Consignations die Ausbildung eines mittelfristigen Kredits an der Saar verhinde­
re, indem sie ausschließlich die Unterschrift einer französischen Bank akzeptiere. 
Sie erhoffe sich dadurch Sicherheiten, falls Frankreich seine Saarpolitik ändere. 
95 2.10.1951, SVZ. 
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"Certaines banques franc;aises refusent leur concours ades affaires sarroises, meme 
dans le domaine de l'escompte commercial en raison de l'etat actuel de la situation 
internationale et de l'incertitude qu'elle fait peser sur notre politique sarroise". Der 
Switch bedeute eine ungerechtfertigte Belastung der Regie. Hier müßten neue 
finanzielle Regelungen gefunden werden. Detaillierte Pläne für eine Beendigung 
der Sequesterverwaltung bei den Saarhütten lägen vor, doch bisher sei keine Ent­
scheidung -gefaUfworden.-Grandval mahnte dIe VerwlrR1lchung der Konventlon 
über pharmazeutische Produkte an96 und erinnerte an das ausstehende Abkommen 
zur Beteiligung der Saar am Schuman-Plan.97 
Gründe Welche Gründe waren für die Anhäufung von Problemen verantwortlich? In 
vielen Fällen lag es daran, daß die französischen Bürokratien sich untereinander 
nicht einigen konnten.98 Auch die Regierungskrisen in Frarikreich (März und Juli! 
August 1951) wirkten sich aus, so daß Briefe unbeantwortet blieben, weil die 
Entscheidungsträger fehlten. 99 Jedes Ministerium, jede mit der Saarfrage betraute 
Stelle wollte in den saarländisch-französischen Kommissionen vertreten sein, wäh­
rend das Außenministerium bestrebt war, die Gremien möglichst autonom zu 
besetzen. 100 So vergingen Monate, bis die bilateralen Instanzen ihre Aufgaben 
wahrnehmen konnten. 
Folgen Weil die notwendigen Ausgleichsinstrumente fehlten, lebten sich die französi­
sche und die saarländische Politik immer weiter auseinander. Die französischen 
Verantwortlichen empfanden, daß die Sozialgesetzgebung an der Saar ihre Aufgabe 
zunehmend belastete,lOl sie monierten, daß die Beamten zeitweilig höher bezahlt 
würden als im Mutterland. 102 Saarländischerseits saß die Vertrauenskrise nicht 
weniger tief. Verantwortlich waren die Pariser Außenpolitik, die konzeptionslos 
wirkte, und die Erfahrungen der letzten Monate, die nicht wenig Zündstoff in die 
französisch-saarländischen Beziehungen hineinbrachten. 
96 Abkommen zwischen dem Saarland und Frankreich über die Regelung der pharmazeuti­
schen Belange, in: Forschungsstelle für VölkeITecht und ausländisches öffentliches Recht der 
Universität Hamburg (Hrsg.), Gesetzgebung, S. 287ff. 
97 11.9.1951, Grandval an MAE, Decisions et mesures urgentes, MAE, EU 1949-1955, Sarre 
140. 
98 S.o. 
99 2.10.1951, Schuman an R. Mayer, MAE, EU 1949-1955, Sarre 230. 
100 7.12.1950, Grandval an MAE, Composition des delegations fran~aises aupres des organis­
mes mixtes institues par les conventions franco-sarroises du 3 mars 1950, MAE, EU 1949-1955, 
Sarre 145; 20.2.1951, Louvel an Schuman, ebd.; 14.3.1951, de Beaumarchais, Note pour le Cabinet 
du Ministre, Representation fran~aise au sein de la Commission mixte instituee par la convention 
economique franco-sarroise, ebd.; 14.4.1951, Telegramm Grandval an MAE, ebd.; 11.9.1951, 
Grandval an MAE, Decisions et mesures urgentes, ebd. 140; 14.12.1951, Louvel an Schuman, ebd. 
146; 13.3.1952, Petsche an Schuman, Representation fran~aise au sein de la Commission mixte 
instituee par la Convention economique franco-saIToise, ebd. 145. 
101 13.8.1951, Couture an Grandval, PA Grandval5; 11.10.1951, Grandval an MAE, Litiges 
soumis 11 la Comrnission Mixte, MAE, EU 1949-1955, Sarre 146; o.D., Hervieu, Rapport sur les 
comptes et la gestion de la Regie des Mines de la Sarre pour I'exercice 1950, ebd., 276. 
102 7.3.1951, Telegramm Bouffanais an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 99; 28.4.1951, 
Grandval an MAE, ebd. 
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(2) Lösungsversuche 
Ende 19511Anfang 1952 ergriff Paris die Initiative, um aus der Defensive herauszu­
kommen. Schuman kündigte im November 1951 während der Haushaltsdebatte die 
Einrichtung einer französischen Botschaft in Saarbrücken an. 103 Der Kabinettsbe­
schluß hierzu erfolgte am 25.1.1952. 104 Anfang Februar wurde die Frage einer 
R~präsentationderSaarin den EGKS-Institutionen geklärt, zwar nicht in dem von 
Hoffmann gewünschten Sinne, aber immerhin geregelt. Die Saar würde mit drei 
Abgeordneten in der Gemeinsamen Versammlung vertreten sein. Ein Vertrauter der 
saarländischen Regierung sollte an allen Sitzungen teilnehmen, zu denen Berater 
zugelassen waren. 105 Auf Drängen des saarländischen Ministerpräsidenten akzep­
tierte Schuman die Einsetzung einer Kommission, welche die Konventionen vom 
März 1950 überprüfen sollte. 106 Auch für den Warndt wurden Ausschüsse einge­
setzt, welche die strittigen Fragen der Abgrenzung der Felder thematisieren und die 
finanziellen Auswirkungen auf den saarländischen Haushalt prüfen sollten. 107 Im 
Juni 1952 akzeptierte Schuman den saarländischen Wunsch nach Beteiligung an 
Außenhandelsverhandlungen. Zwar sahen die Abkommen vom März 1950 ledig­
lich eine Vorabkonsultation vor, doch hatte sich gezeigt, daß im Verlaufe von 
Verhandlungen so viele Änderungen erfolgten, daß eine direkte Beteiligung eines 
saarländischen Beraters wünschenswert war.108 Die Caisse des Depots et Consigna­
tions erklärte sich bereit, Wechsel anzunehmen, die die Unterschrift zweier saarlän­
discher Banken trugen 109 - auch dies ein unbestreitbarer Fortschritt. 
Daß Frankreich bereit war, sich stärker finanziell zu engagieren, machten die 
neuen Regelungen für den Kohlenaustausch mit der Ruhr deutlich. Die erste Maß­
nahme in diesem Sinne datierte vom Mai 1951. Jacques Desrousseaux, Leiter der 
Bergbauabteilung im Industrieministerium, informierte das Comite de la Regie des 
Mines, daß Paris in Zukunft 50% derjenigen Mehrkosten ersetzen werde, welche 
durch den Zwangsexport nach Deutschland entstanden. I 10 Frankreich erhielt eine 
103 1O.11.1951,SVZ. 
104 26.1.1952, SVZ. 
105 20.12.1951, Hoffmann an Schuman, MAE, EU 1949-1955, Sarre 202; 28.1.1952, Schu­
man an Hoffmann, PA Grandval 16; Forschungsstelle für Völkerrecht und ausländisches öffentli­
ches Recht der Universität Hamburg (Hrsg.), Gesetzgebung, S. 9lff. 
106 8.12.1951, SVZ; 14.1.1951, Telegramm Grandval an Schuman, PA Grandval23; 2.2.1952, 
Telegramm Parodi an Grandval, MAE, EU 1949-1955, Sarre 140; 13.4.1952 und 13.5.1952, 
Commission mixte d'etudes pour la revision des conventions franco-sarroises, Sitzungsprotokolle, 
MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 39. 
107 9.11.1951, SVZ; 21.11.1951, Grandval an MAE, Convention relative 11 I'exploitation des 
Mines de la SaITe, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 118; 10.12.1951, SVZ; 21.12.1951, Schuman an 
Hoffmann, MAE, EU 1949-1955, SaITe 281; 19.1.1952, Hoffmann an Schuman, LASB, AAEA 
214; 22.4.1952, Schuman an Hoffmann, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 118; 7.6.1952, Lorschei­
der an Grandval, MAE, EU 1949-1955, Sarre 281; 20.6.1952, Rerolie an de Beaumarchais, ebd.; 
29.9.1952, Grandval an Hoffmann, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 118; 23.10.1952, Compte­
rendu de la premiere seance de la commission du Warndt (Commission des finances), ebd. 119. 
108 25.6.1952, Straus an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 302. 
109 11.1.1952, SVZ. 
110 23.5.1951, Desrousseaux, Note pour le Comite de la Regie des Mines de la Sarre, MAE, EU 
1949-1955, SaITe 202. 
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diplomatischen 
Mission und ein 
Eingehen auf 
weitere saar­
ländische For­
derungen 
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nicht unbedeutende Brennstoffmenge, indem Ruhrkohle gegen Saarkohle im Ver­
hältnis 1: 1 ausgetauscht wurde (Switch). Da der Exporterlös geringer ausfiel als bei 
einer Belieferung des französischen Marktes, zahlte die Regie kräftig drauf. 50% 
bedeutete ein Entgegenkommen, konnte aber die Kritiker nicht gänzlich zufrieden­
stellen. Ein Jahr später erhöhte Paris seinen Beitrag rückwirkend zum 1.4.1951 auf 
75%.111 Der Vorschlag entsprach in etwa den realen Austauschbeziehungen, denn 
ein kleiner Teil derRul1r1cöhte-wurde ullIuiLtel'oar an die Saal geliefett. J J 2 
Erste Sitzung Der für die saarländisch-französischen Beziehungen bedeutsamste Fortschritt 
des Saargru­ war vielleicht, daß die bilateralen Instanzen, welche aufgrund der Abkommen vom 
benrates 3. März 1950 eingerichtet werden sollten, ihre Arbeit aufnahmen. Die erste Sitzung 
des Saargrubenrates erfolgte am 5.11.1951. 113 Erstmals erhielten die Saarländer 
Einblick in die Interna der Regie des Mines, hatten sie das Recht, die Verantwortli­
chen kritisch zu befragen, konnten sie Vergleiche herstellen mit den Verhältnissen 
in anderen Bergbauregionen, in Nord-Pas-de-Calais, in Lothringen und an der 
Ruhr. 114 
Die Commission economique franco-sarroise, laut Artikel 6 der KonventionSchiedsspruch 
zum Tarifver­ über die Durchführung derfranzösisch-saarländischen Wirtschaftsunion zuständig 
tragsgesetz für Streitfalle, nahm am 3. April 1952 ihre Tätigkeit auf. Sofort hatte sie ein äußerst 
schwieriges Problem zu behandeln, nämlich die Frage, ob das saarländische Tarif­
vertragsgesetz für die Gruben gültig sei. 
Grandval hatte am 4.3.1952 Hoffmann Entgegenkommen in der Angelegenheit 
signalisiert. 115 Er hatte guten Gewissens gehandelt, doch falsche Hoffnungen ge­
weckt. Den Quai d'Orsay warnte er, daß die Position des Grubendirektors erschüt­
tert werde, falls der Schiedsspruch des Landesschlichters Anerkennung finde. Gleich­
zeitig wollte er den saarländischen Wünschen entgegenkommen. Der französische 
Botschafter in Saarbrücken bat daher, Paris möge der Regie erlauben, mit den 
Gewerkschaften ein neues Bergarbeiterstatut auszuhandeln. Lediglich eine Ein­
schränkung wäre gegenüber dem geltenden Tarifvertragsrecht möglich: Anstelle 
des Arbeitsministers sollte zukünftig eine französisch-saarländische Delegation das 
Vetorecht ausüben.116 
Nachdem wegen des Warnstreiks der Grubenarbeiter die erste Sitzung der saar­
ländisch-französischen Wirtschaftskommission am 3. April nur wenige Minuten 
gedauert hatte,117 setzte sie ihre Beratungen am folgenden Tag fort. Aus Saarbrük­
ken meldete sich Johannes Hoffmann zu Wort, forderte die volle Anerkennung des 
111 12.9.1953, SVZ.
 
112 11.9.1951, Grandval an MAE, Decisions et mesures urgentes, MAE, EU 1949-1955, Sarre
 
140. 
113 5.11.1951, Conseil des Mines de la Sarre, Compte-rendu, MAE, EU 1949-1955, Sarre 244. 
114 Vgl. hierzu die Sitzungsprotokolle des Conseil des Mines de la Sarre, MAE, EU 1949­
1955, Sarre 244-256. 
115 4.3.1952, Grandval an Hoffmann, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 120. 
116 4.3.1952, Grandval an Schuman, Cabinet, Difficultes relatives aux conditions de remunera­
tion des mineurs sarrois, MAE, EU 1949-1955, Sarre 230.; 8.3.1952, Grandval an Schuman, MAE 
Nantes, Sarre, HC Cabinet 120; 26.3.1952, Grandval an Schuman, ebd. 
117 3.4.1952, Projet de compte-rendu de la premiere seance de la Commission economique 
franco-sarroise, MAE, EU 1949-1955, Sarre 146. 
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Tarifvertragsrechtes für die Grubenarbeiter und verwies auf die kürzlich erfolgte 
Wahl von Paul Kutsch zum Vorsitzenden der Einheitsgewerkschaft. Alles half 
nichts. Die französischen Delegationsmitglieder bestanden darauf, daß der Schieds­
spruch des Landessch1ichters illegal zustandegekommen sei.I 18 Schließlich einigte 
man sich auf einen Kompromiß.119 
Der Entscheid der Wirtschaftskommission ließ die Streitfrage, ob das Gesetz 
'überTiirljVefträgeund Schlichtungswesen vom 22.6.1950 auf die Grubenarbeiter 
Anwendung fände, offen. 12o Statt dessen schlug die Kommission eine Verfahrens­
regelung vor, die das saarländische Schlichtungswesen für die Gruben nachbildete: 
Es gab einen Schlichtungsausschuß, der mit Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertre­
tern besetzt war und dessen Leitung ein Repräsentant des saarländischen Arbeitsmi­
nisteriums übernahm. Im Falle eines Widerspruchs sollte eine intergouvernementa­
le Kommission eingreifen, und letztinstanzlich war die französisch-saarländische 
Wirtschaftskommission selbst zuständig. Man hätte mit dem Kompromiß leben 
können, wenn es wirklich darum gegangen wäre, neue Wege der Tarifauseinander­
setzung zu finden. In Wirklichkeit lautete die Frage, ob Frankreich bereit war, die 
Gruben wie ein normales saarländisches Unternehmen zu führen. Paris schreckte 
davor zurück, weil ein Betrieb, der ein Sechstel aller Erwerbstätigen an der Saar 
beschäftigte, mehr darstellte als eine gewöhnliche Privatfirma. Immer waren die 
Auswirkungen auf Frankreich mitzubedenken, hinsichtlich der Löhne, der Preise, 
hinsichtlich der Folgen für das Schatzamt. Deshalb verlangte Paris, die letzte 
Entscheidung selbst zu fällen, und deshalb verweigerten die Bergbaubehörden die 
Anerkennung des saarländischen Tarifvertragsgesetzes, das auf Anforderung einer 
der beiden Tarifparteien die Zwangsvollstreckung des Schlichterspruches vorsah. 
Aus saarländischer Sicht ging es darum festzustellen, ob Paris bereit war, die Saar 
als Staat ernst zu nehmen. Der Test endete negativ, und angesichts der diametralen 
Interessengegensätze war ein echter Kompromiß wohl gar nicht möglich. 
Natürlich, es gab denkbare Alternativen: Man hätte Lohnvereinbarungen allein 
den Marktkräften überlassen können, mit der Folge, daß das Tarifvertragsrecht 
entsprechend hätte geändert werden müssen. Das saarländische Gesetz billigte dem 
Arbeitsministerium besondere Interventionsrechte zu, einerseits, damit die Löhne 
dank staatlicher Kontrolle jenen in Frankreich glichen, andererseits - aus Furcht vor 
sozialen Konflikten -, damit Auseinandersetzungen die Idylle des sozialen Wohl­
fahrtsstaates nicht störten. Die zweite Lösungsmöglichkeit bestand darin, die Inter­
essen stärker zu verzahnen. Diesen Weg beschritten die Saarkonventionen vom Mai 
1953. Seit Januar 1954 zeichnete das Saarland für die Gruben mitverantwortlich, 
mußte auch das Defizit tragen. Seither bereitete die Anwendung des saarländischen 
Arbeitsrechts kaum noch Probleme. 121 
118 4.4.1952, Commission economique franco-sarroise, Reunion du vendredi, MAE, EU 1949­
1955, Sarre 146. 
119 5.4.1952, Commission economique franco-sarroise, Avis, MAE, EU 1949-1955, Sarre 
146. 
120 7.4.1952, Ruland, Vorlage an den Ministerrat, Sitzung der saarländisch-französischen 
Wirtschaftskommission, LASB, AAEA 339. 
121 Vertrag zwischen Frankreich und dem Saarland über den gemeinsamen Betrieb der Saar­
399 
T 
Umstrittener 
Marshallplan­
kompromiß 
Bereits im Mai 1952 trat die saarländisch-französische Wirtschaftskommission 
zum zweiten Mal zusammen. Diesmal hatte sie sich mit einer Beschwerde des 
Saarlandes über die zu geringen Marshallplanmittel zu beschäftigen. Nach vier 
Jahren intensiver Verhandlungen war immer noch keine Vereinbarung erreicht. Am 
14.8.1951 berieten Schuman und Hoffmann das Thema. "Wohl in Erkenntnis des 
Umstandes, daß innerhalb der verschiedenen französischen Ministerien große Schwie­
rigkeiten bestanden~- ffi deYMarshallplanfrage zu einer einheitlichen Auffassung zu 
gelangen", schlug der französische Außenminister vor, "statt durch Verhandlungen 
I 
I 
I 
I 
I 
' 
Ökonomisch mochte der Schiedsspruch einen wirklichen Ausgleich anstreben. 
Politisch blieb er hinter den Erfordernissen zurück -, weil man an der Saar viel zu 
viel erwartet hatte, weil die Stahlindustrie auf französisches Entgegenkommen 
angewiesen blieb und weil keine Antwort gefunden wurde, wie ein Inflationsaus­
gleich sicherzustellen sei. Immerhin war nun eine Regelung gefunden, welche die 
saarländische Wirtschaftspolitik von der ausschließlichen Orientierung auf die 
----Ptnanzierungder Investitionen durch Gegenwertmittel freimachte. 
der beiden Regierungen eine Klärung der Frage durch Anrufung der Wirtschafts­
kommission herbeizuführen."122 Im Februar kontaktierte Schuman Edgar Faure, 
damals Ministerpräsident und Finanzminister. Man müsse, so unterstrich er, kurz 
vor den für Dezember erwarteten Landtagswahlen den Saarländern in der Marshall­
planfrage entgegenkommen. Endlich hatte der Quai d'Orsay ein Argument gefun­
den, um die technischen Ministerien zum Nachgeben zu zwingen. Schuman präzi­
sierte sein Anliegen: Die Zahlung der noch ausstehenden Gelder für 1948 sei 
vorzusehen; Dillingen müsse ausreichende Mittel für die Umstellung der Produkti­
on von Fein- auf Grobbleche erhalten; die Kredite für Neunkirchen und das Kohle­
kraftwerk St. Barbara dürften nicht länger den allgemeinen Zuweisungen angerech­
net werden. 123 
Der Schiedsspruch der Wirtschaftskommission berücksichtigte die Vorschläge 
Schumans. Insgesamt erhielt die Saar ein Sechsundvierzigstel der französischen 
Gegenwertmittel, also einen Anteil gemäß des Bevölkerungsverhältnisses. Eine 
Ausnahme galt für die Schwerindustrie, wo ein gesondertes Verfahren gültig war. 
Kredite, welche die Regie des Mines erhalten hatte, wurden auf Marshallplankondi­
tionen umgestellt. Zinsen und Amortisationszahlungen kamen zukünftig unmittel­
bar der Saar für neue Ausleihungen zugute. 124 Siegmund Lion von der Volksstimme, 
ein kritischer Zeitzeuge, der die Benachteiligung bei den MarshalImitteln in der 
Vergangenheit detailliert nachgewiesen hatte, meinte, ein gewisses Eingehen auf 
die saarländischen Forderungen sei nicht zu verkennen. 125 Franz Ruland, der Wirt­
schaftsminister, erläuterte, die Saar habe solange an der Maximalforderung einer 
Berücksichtigung entsprechend den Produktionskapazitäten festgehalten, bis ein 
formelles Übereinkommen getroffen sei. Dabei sei klar gewesen, daß die Saar mit 
ihrer Forderung würde kaum durchdringen können. Er sei indes überzeugt, daß die 
Festlegung, wonach die konkreten Bedürfnisse der saarländischen Hütten geprüft 
würden, eine gerechte Lösung darstelle. 126 
gruben vom 20.5.1953, Artikel 1.4: ,,Das saarländische Arbeitsrecht findet auf das Personal des 
Unternehmens Anwendung". Forschungsstelle für Völkerrecht und ausländisches öffentliches Recht 
der Universität Hamburg (Hrsg.), Gesetzgebung, S. 306. 
122 13.6.1952, Antwort des Herrn Ministers für Wirtschaft auf die Große Anfrage der SPS­
Landtagsfraktion, LASB, Wirtschaftsministerium 729. 
123 5.2.1952, Schuman an Faure, MAE, EU 1949-1955, Sarre 202. 
124 29.2.1952, Empfehlung der französisch-saarländischen Wirtschaftskommission, LASB, 
Wirtschaftsministerium 749.
 
125 5.6.1952, Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 203.
 
126 3.6.1952, SZ, MAE Nantes, Sarre, Mission juridique, FV-18.
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f Das Wahljahr 
(1) Europäische Hauptstadt Saarbrücken 
Die Unterzeichnung des Schuman-Planes im April 1951 ohne selbständige Teilnah­ Europaorientie­
me der Saarlandes bedeutete für die Autonomiebefürworter eine bittere politische rung 
Niederlage. Noch freilich gab es Hoffnung. Die Saarländische Volkszeitung schlug 
vor, man möge erwägen, ob nicht Saarbrücken der geeignete Platz für den Sitz der 
Hohen Behörde sein könne. 127 Als Paul Wilhelm Wenger im Rheinischen Merkur 
die Idee einer Europäisierung der Saar einbrachte mit Saarbrücken als Zentrum der 
EGKS-Behörden,128 glaubte sich der eine oder andere saarländische Politiker be­
reits dem Ziel ganz nah. Peter Zimmer, Saarbrückens Bürgermeister, bat den Quai 
d'Orsay, die Landeshauptstadt als Sitz der Schuman-Plan-Verwaltung vorzuschla­
gen. 129 Heinz Braun kündete von der europäischen Mission der Saar,130 und Hoff­
mann meinte: Unsere Hoffnung ist nicht Paris, ist nicht Bonn, sondern Europa. Eine 
souveräne Saar könne keine angemessene Lösung darstellen, sondern wäre Aus­
druck rückwärtsgerichteten Denkens. Eine neue, eine bessere Lösung, das sei eine 
europäische Saar. l3l 
Die Vereinbarung von Adenauer und Schuman in Paris im März 1952 entsprach Wiedergutma­
ziemlich genau dem, was Johannes Hoffmann, Peter Zimmer oder Richard Kirn chungfür 
vergangeneanstrebten. Es ging um eine Lockerung der Bindung zu Frankreich, darum, daß die 
BenachteiligungSaar ihre Funktion als Brücke zwischen Ost und West wahrnehmen könne, gerade 
in wirtschaftlicher Hinsicht. 132 Die SPS träumte von einer Saar, für die die Wirt­
schaftsunion verwirklicht sei mit Befreiung von Import- und Exportsteuern. Bis das 
Ziel erreicht war, sollte die Saar zumindest freien Zugang zum deutschen Markt 
erhalten. Volle Souveränität bei Finanzen und Steuern, wünschte die SPS, und die 
Umwandlung der Regie in eine europäische Institution. Die Universität des Saarlan­
des sollte eine große, eine Europäische Universität werden. 133 Die Saar-Wirtschaft, 
127 21.5.1951, SVZ.
 
128 16.6.1951, Regie des Mines, Bulletin de presse, MAE, EU 1949-1955, Sarre 60.
 
129 15.6.1951, Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 202; Karikatur "Schuman­
plan", Tintenfisch, Juli 1951, H. 14. 
130 Continental Daily Mail, Sonderausgabe zur Saar, November 1951. 
131 10.12.1951, SVZ. 
132 26.7.1952, Volksstimme, MAE, EU 1949-1955, Sarre 61, Bulletin de presse. 
133 8.8.1952, Propositions formulees par le SPS au sujet de la solution de la question sarroise, 
PA Grandval 16. 
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offizielles Fachorgan, meinte: Alle Sorgen würden von ihrem Gewicht verlieren, 
wenn sich die Hauptpartner der Montan-Union, Deutschland und Frankreich, dazu 
entscWießen könnten, das so oft vernachlässigte und stiefmütterlich behandelte 
Saarland zum europäischen Vorort zu machen. Neben dem großen politischen 
Gewinn, den eine Europäisierung des Saarlandes als sichtbare Abschwörung der 
nationalen Geisteswelt bringe, würde sie in gewissem Sinne auch für das Saarland 
einen Akt der WiedergiiimacnungTilran das darstellen, was man In der Vergangen­
heit versäumt habe.134 
"Prima Idee von der S.E.B., nicht wahr! Macht gleich nen ganz anderen 
Eindruck, wenn die vom Schumanplan herkommen ..!" 
Die Idee der Europäisierung hatte zweifelsohne eine gewisse Popularität. 135 
Fran~ois-Poncet berichtete von Untersuchungen des französischen Geheimdien­
stes, wonach sich die saarländische Bevölkerung im allgemeinen wenig um Politik 
kümmere. Eine europäische Lösung der Saarfrage halte die Mehrheit für akzepta­
bel. Die deutsche Presse- und Radiokampagne komme jedenfalls außerordentlich 
scWecht an, wobei die Reaktionen von Lächerlichmachen bis zu echter Entrüstung 
reichten. 136 
134 Saar-Wirtschaft, H. 15/16, 1952. - Karikatur "Prima Idee von der S.E.B.": Tintenfisch, Juli 
1951, H. 14. 
135 Plakatentwurf aus: G. Paul, R. Schock, Saargeschichte im Plakat, S. 165. 
136 18.4.1952, Fran~ois-Poncet an MAE, Etat d'esprit de la population sarroise, MAE, EU 
1949-1955, Sarre 100. 
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Plakatentwulj- "SPS-Antrag aus dem Jahre 1951: Ernennung 
Saarbrückens zur europäischen Hauptstadt" 
(2) Neue Parteien 
Vielleicht war der französische Hohe Kommissar fernab in Bonn etwas zu optimi­ DSP und CDU­
stisch. Grandval glaubte, sicheren Nachweis zu haben, daß die Bundesrepublik die Saar 
Saar innenpolitisch unterhöhlen wolle: mit Hilfe neugegründeter Parteien und durch 
bewußt geschürte soziale Agitation. 137 Die Verhandlungstaktik Adenauers nach der 
März-Vereinbarung schien die Befürchtung zu bestätigen. 
Daß seit dem Frühjahr 1952 eine merkwürdige politische Unruhe herrschte, 
konnte man kaum bestreiten. CDU-Saar und die Deutsche Sozialdemokratische 
Partei stellten im Februar den Antrag auf Zulassung. 138 Was die neuen Parteien 
anstrebten, daran ließen weder Kurt Conrad von der DSP noch Hubert Ney von der 
CDU-Saar Zweifel: die Rückgliederung an Deutschland, ein Ende des Sonderstatus 
der Saar. 139 Sie wollten ihre Ziele sofort verwirklicht sehen. Ney sagte es anläßlich 
137 23.2.1952, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 169.
 
138 Ausführlich R.H. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 1, S. 282ff., Bd. 2, S. 337ff.
 
139 8.10.1952, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 100.
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Anzeichen von 
Unzufriedenheit 
des CDU-Bundeskongresses in Berlin, wo er als Gast eingeladen worden war,140 
und er sorgte damit für eine kräftige Verstimmung, weil Adenauer und Schuman 
damals noch über die Europäisierung der Saar verhandelten. 141 
ist Ihnen doch recht, Herr Präsident, wenn ich die Parteineu­
gründungs-Anträge unter «sehr dringlich» ablege!?" 
Der Heimkehrer berichtete von verbreiteter Unzufriedenheit, weil die wirt­
schaftlichen Bindungen nach Westen einigen Kreisen allzu schwer lasteten und die 
Führungspositionen nicht mit Einheimischen besetzt waren. Kritische Stimmen 
würden zunehmend lauter, äußerten sich erst heimlich, dann vernehmlich. Ganz 
allgemein herrsche eine auffallende Nervosität wegen der anstehenden Landtags­
140 Karikatur "Ney": Tintenfisch, Dezember 1952, H. 23.
 
141 19.10.1952, Kölnische Rundschau, MAE, EU 1949-1955, Sarre 62, Bulletin de presse.
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wahlen. 142 An der Saar sei die Angst weg, meinte der Korrespondent der Deutschen 
Zeitung. Die saarländische Verwaltung wage nicht mehr zum Instrument der Aus­
weisung zu greifen. Andererseits lasse sich die Opposition durch die Überwachun­
gen auch kaum mehr einschüchtern. 143 
Die Regierung wehrte sich, indem sie ein Parteiengesetz auflegte, das ein Be­
kenntnis zur Autonomie verlangte. Sie zögerte die Anerkennung von DSP und 
-CDU:S-a:arhinaus; bis entschieden war, ob es zur erhofften Europäisierung wirklich 
kam. 144 
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Marschall Ney: "Oh Hubert, - unser guter Name .. .I!!" 
(3) Mißlungene Offensive der Gewerkschaften 
Die Unruhe reichte bis weit in die Gewerkschaften hinein. Einen Generalstreik 
wollte die Führung initiieren, mußte indes einsehen, daß die finanziellen Mittel 
fehlten. Dann war ein Marsch auf Saarbrücken geplant, aber auch diese Idee wurde 
aufgegeben, weil Zweifel bestanden, ob die Organisation gelingen werde. 145 
142 März 1952, Der Heimkehrer, MAE, EU 1949-1955, SaITe 61, Bulletin de presse. 
143 31.5.1952, Deutsche Zeitung, MAE, EU 1949-1955, SaITe 61, Bulletin de presse. 
144 Karikatur "Neue Parteien"; Tintenfisch, Februar 1952, H. 4. 
145 18.4.1952, Harnist, Note a l'attention de M. I' Ambassadeur, Situation dans les milieux 
mineurs, MAE Nantes, HC Cabinet 120. 
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Das stärkste Argument für eine Mobilisierung der Mitgliedschaft hatte an Über­
zeugungskraft verloren, seitdem zunächst die SPS, dann Teile der CVP,I46 schließ­
lich die Regierung selbst den Kompromißvorschlag der gemischten Wirtschafts­
kommission zur Gültigkeit des saarländischen Tarifvertragsgesetzes als ungenü­
gend abgelehnt hatten. 147 Dazu kam, daß seit dem Januar 1952 die Reallöhne wieder 
anstiegen. Die energischen Bemühungen der Regierung Antoine Pinay um eine 
Preisdämpfung zahlten sich aus. 
Die 1.-Mai-Kundgebungen waren schlechter besucht als in den Jahren zuvor. Als 
Kurt Conrad in Neunkirchen mit seiner Rede einsetzte, verließen etwa 1.200 
Menschen den Kundgebungsplatz. Allgemein war zu spüren, "daß ein absoluter 
Wandel in der Bedeutung des Feiertages des 1. Mai eingetreten (war), daß Kampf­
parolen seinen Inhalt nicht mehr ausmach(t)en, sondern daß das schaffende Volk 
ihn als Feiertag" beging. 148 Die vergleichsweise schwache Resonanz hinderte Paul 
Kutsch nicht an starken Worten. "Wir lehnen es ab", rief er aus, "als Lamm auf dem 
Altar Europas geopfert zu werden, wenn wir auf ewig, die wirtschaftliche Freiheit, 
das Selbstbestimmungsrecht über unsere Rohstoffe und Betriebe und damit den 
Ertrag unserer eigenen Arbeit verlieren."149 
146 Ebd. 
147 3.5.1952, o.V., Anwendung des Tarifvertragsgesetzes auf den saarländischen Bergbau, 
LASB, AAEA 339. 
148 2.5.1952, SVZ. Vgl. auch 3.5.1952, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, 
Sarre 100. - Bereits die Arbeitskammerwahlen vom 19.2.1952 hatten den geringen politischen 
Mobilisierungsgrad der abhängig beschäftigten Bevölkerung erkennen lassen. Von 240.000 einge­
schriebenen Wahlberechtigten hatten nur 86.000 eine Stimme abgegeben. Die Einheitsgewerkschaft 
errang knapp zwei Drittel, die Christliche Gewerkschaft etwas mehr als ein Drittel der Stimmen. 
6.3.1952, Regie des Mines, Revue de presse de la Sarre, MAE, EU 1949-1955, Sarre 61. 
149 8.5.1952, Saar-Bergbau. 
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Nicht jedem mochten die Attacken des Vorsitzenden der Einheitsgewerkschaft Radikalisierung 
gefallen. Für die oppositionellen Gruppierungen innerhalb der engeren Gewerk­ und Spaltung 
der Führungs­schaftskreise fand Kutsch dagegen die richtigen Worte. Mitte Juni wurde er zum 
spitzeVorsitzenden des IV Bergbau gewählt, und mit ihm traten noch andere Gegner des 
Autonorniestatus in den Vorstand ein. Grandval berichtete über den Sachverhalt, 
daß die Wahl von Kutsch zum Präsidenten der Bergarbeitergewerkschaft Ergebnis 
desZusammengehens von nationalistischen Kreisen und Kommunisten sei, die ein 
Drittel der Delegierten stellten. Gleichwohl sei die Stellung von Kutsch innerhalb 
der Gewerkschaftsführung weniger stark als die früher von Dreher und Wacker. 
Kutsch habe zwar sein erstes Ziel erreicht, indem er die stärkste Einzelgewerkschaft 
führe, doch sei der andere wichtige Schritt, die Ernennung von Kurt Conrad zum 
Generalsekretär, gescheitert. Daher sei er weitgehend auf sich selbst gestellt. Letz­
tes Ziel des EG-Vorsitzenden, berichtete der französische Botschafter, sei es, den 
Widerstand der anderen Gewerkschaften zu brechen. Bei denen sähe nämlich die 
Machtverteilung ganz anders aus. In diesem Zusammenhang nannte Grandval 
Jakob Schäfer vom IV Bau, Klaus Heinz vom IV Transport und Verkehr sowie 
Josef Delheid von der Gewerkschaft öffentlicher Betriebe und Verwaltungen. ISO 
Bestätigt wurde die Bewertung Grandvals anläßlich eines geheimen Treffens 
von DGB-Vertretern und saarländischen Gewerkschaftlern. Die Abgesandten des 
DGB fragten, ob es möglich sei, die Europäisierung der Saar abzulehnen, doch nur 
Kutsch und Conrad wollten dem Ansinnen zustimmen. Als Gegenargument führte 
Richard Rauch vom IV Metall an, daß ihm als Gewerkschaftler aufgetragen sei, das 
wirtschaftliche und soziale Wohl der Arbeiter im Auge zu behalten. Bei einer 
Wiederangliederung an Deutschland sei die Saar der Ruhrkonkurrenz ausgeliefert. 
Niemand könne für die resultierende Arbeitslosigkeit die Verantwortung überneh­
IS1men. 
Kutsch hatte keine Blankovollmacht. Seine Wahl war das Ergebnis eines sponta­
nen Protests gewesen. Die Arbeiter der verarbeitenden Industrien profitierten stär­
ker von der Wirtschaftsunion als dies bei den Kumpeln der Fall war. Unzufrieden­
heit über Auswüchse der Wirtschaftsunion, über die Folgen der Preissteigerungen, 
über die harten Grenzkontrollen seit Aufhebung der Liberalisierung führten nicht 
notwendig zu einer generellen Opposition gegen die Zusammenarbeit mit Frank­
reich.ts2 Aber der Vorsitzende der Einheitsgewerkschaft war kein Mann des Kom­
promisses. 
150 18.6.1952, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 109; 15.7.1952, 
Grandval an MAE, Evolution de la situation dans les milieux syndicaux, MAE, EU 1949-1955, 
Sarre 109. 
151 24.8.1952, FAZ, MAE, EU 1949-1955, Sarre 62, Bulletin de presse; 29.8.1952, Tele­
gramm Filliol an MAE, ebd. 109. 
152 Bis 1956 waren nur ca. 35 Prozent der Hüttenarbeiter Gewerkschaftsmitglieder. Ein 
ehemaliger Röchling-Arbeiter erinnerte sich in einem Interview: "Viele seiner Kameraden hätten 
nur (.. ) die Lohnhöhe im Kopf gehabt und sonst keine Idee". Hans Leo Krämer, "Mich konnte man 
überall verwenden". Gespräche mit zwei Hüttenarbeitern, in: K-M. Mallmann u.a. (Hrsg.), Richtig 
daheim, S. 248. Hermann Kotthoff hat einen anderen Aspekt betont: Demnach war der IV Metall in 
zwei Richtungen gespalten. Die Konfliktlinie verlief entlang einer deutlich erkennbaren generations­
spezifischen Trennlinie. "Im Unterschied zur unentschlossenen und gemütlichen älteren I.V. Metall­
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Im Oktober 1952 ließ Kutsch jede Zurückhaltung fallen. Als Gast des DGB­
Kongresses leitete er seine Rede damit ein, daß er lieber als Delegierter gekommen 
wäre denn als auswärtiger Zuhörer. 153 Der Saar-Bergbau, die Verbandszeitschrift 
des IV Bergbau, riet bei den anstehenden Landtagswahlen zur Abgabe ungültiger 
Stimmen. 154 
Was im folgenden passierte, mochte nach dem Vorangegangenen kaum verwun­
dern: Das Führungskbrrufeeaer Embensgewerkscbaft nahm am 22.1ö.1952 zu den 
Berliner Erklärungen von Paul Kutsch Stellung, verurteilte sie als Verletzung der 
politischen Neutralität. 155 Am 20.11.1952 schloß ein Schiedsgericht den 1. Vorsit­
zenden des IV Bergbau wegen gewerkschaftsschädigenden Verhaltens aus. Polizei­
posten wurden vor die Gewerkschaftszentrale postiert, um sicherzustellen, daß die 
Auseinandersetzungen nicht zu Handgreiflichkeiten führten. 156 Die Gewerkschafts­
bewegung war nach außen erkennbar gespalten. Der neue kommissarische Vor­
stand verbreitete einen Aufruf, der die Arbeiter dazu anhielt, bei den Landtagswah­
len ihren Wahlpflichten nachzukommen. In Deutschland protestierte die Presse 
gegen die vermeintliche Verletzung demokratischer Grundrechte. 157 Paul Kutsch 
dachte an einen Aufruf zu Streikaktionen oder Massenkundgebungen, aber wegen 
der geringen Erfolgsaussichten verwarf er den Plan wieder. 158 
(4) Mittelstandsblock 
Soziale Unzufriedenheit kennzeichnete auch die Stimmung in weiten Teilen des 
Mittelstandes. Er sah sich als Opfer der Wirtschaftsunion, als Leidtragender der 
Sozialpolitik des Saarstaates. Er protestierte gegen die moderne Verwaltung, wenn 
sie Steuern eintrieb, er litt unter den Preissteigerungen und er bekämpfte mit aller 
Macht die Genossenschaften, die ihm seine Kunden wegnahmen. Vor allem mo­
nierte er die viel zu geringen Importkontingente. 
Nach deutschem und französischem Vorbild wurde im Juli 1952 ein Mittel­
standsblock gegründet, der die günstige Gelegenheit kurz vor den Wahlen ausnut­
zen wollte, um Aufmerksamkeit zu erregen. 159 Präsident war der Vorsitzende des 
Einzelhandelsverbandes Hermann Wildt. Der erste Mittelstandstag fand im Oktober 
statt. Wildt eröffnete den Kongreß mit der Bemerkung: "Wir haben an der Saar 
Führung" waren die jungen Stahlarbeiter "kämpferisch pro-deutsch eingestellt. Viele dieser aktiven 
jungen Gewerkschaftler gingen vor 1955 in den iIlegalen Kampf." Hermann Kotthoff, Mitbestim­
mung und gewerkschaftlicher Organisationsaufbau an der Saar (I). Zur Sozialgeschichte der Mitbe­
stimmung in der saarländischen Stahlindustrie, WSI Mitteilungen, 37 (1984), S. 155. 
153 17.10.1952, Regie des Mines, Bulletin de presse, MAE, EU 1949-1955, Sarre 62; Tele­
gramm Noblet an HC Bonn, ebd. 109; 14.10.1952, Telegramm Noblet an HC Bonn, ebd. 
154 5.11.1952, Saar-Bergbau. 
155 30.10.1952, Fran<;:ois-Poncet an MAE, Declarations du President du Syndicat Unitaire 
sarrois au Congres du DGB, MAE, EU 1949-1955, Sarre 109. Zur Ereignisgeschichte s. ausführlich: 
R.H. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 2, S. 387ff. 
156 21.11.1952, SVZ; 22.11.1952, Regie des Mines, Bulletin de presse, MAE, EU 1949-1955, 
Sarre 62; 22.11.1952, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 109. 
157 21.11.1952, Telegramm Berard an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 171. 
158 22.11.1952, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 109. 
159 10.7.1952, Saar-Handel. 
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8.000 Selbständige in der Landwirtschaft, wir haben 12.400 Handwerker, wir haben 
11.200 Einzelhändler, wir haben 1.600 Großhändler, und insgesamt zählen wir 
42.000 Selbständige, die im Mittelstand tätig sind." 135.000 Beschäftigte habe der 
mittelständische Bereich insgesamt, wenn man alle Erwerbstätigen berücksichtige. 
Angesichts dieser Lage bedeute die Verständnislosigkeit gegenüber den Belangen 
des Mittelstandes eine Groteske. Als Beispiel nannte Wildt die Saargruben, die 
-~rie-sigl\Steuergeschenke erhalten würden. Handwerk und Handel käme die Großzü­
gigkeit teuer zu stehen, denn sie müßten den Saarstaat beinahe alleine finanzieren. 
Ein anderer Fall sei der Außenhandel: Obwohl die Arbeiter genügend Devisen 
erwirtschafteten, würden sie zum Schmuggel genötigt, weil ausreichende Einfuhr­
kontingente fehlten. Eine Stabilisierung der Währung hielt Wildt für möglich, wenn 
man die DM als zusätzliches ZaWungsmittel zulasse. Schließlich machte er Frank­
reich für den Kapitalmangel verantwortlich, weil die Saarmark viel zu niedrig 
umgetauscht worden sei und ein erheblicher Anteil des Sparkapitals in Paris als 
Sicherheit zu hinterlegen war. 160 Der Ton, den die Führung des Mittelstandsblocks 
in das politische Geschehen einbrachte, war nicht weit von den Generalattacken 
eines Paul Kutsch entfernt. 
(5) Wahlfieber 
Nervös war die politische Opposition an der Saar in Erwartung der bevorstehenden 
Landtagswahlen. Derweilen verhandelten Deutschland und Frankreich über die 
vorgeschlagene Europäisierung. Anfang Oktober wurde der Wahltermin noch ein­
mal kurzfristig verschoben, um eine Einigung zwischen Paris und Bonn zu ermög­
lichen. Vergebens. Für den Beobachter an der Saar lag die Schuld für das Scheitern 
eher bei Deutschland denn bei Frankreich, das nicht unbeträchtliche Konzessionen 
gemacht hatte. 161 Robert Schuman erkannte die Chance. Jetzt müsse Frankreich das 
Spiel an der Saar spielen, erläuterte er im Ministerrat. Paris dürfe nicht inaktiv 
bleiben, solle Verhandlungen mit Saarbrücken über eine Veränderung der Wirt­
schaftskonventionen ankündigen. Es gelte, ein positives Wahlklima zu schaffen. 162 
In Deutschland gewannen die Kritiker eines Ausgleichs mit Frankreich die 
Oberhand. Der Bundestag protestierte gegen die Unterdrückung demokratischer 
Freiheiten, monierte die Nichtzulassung von CDU-Saar und DSP, rief zur Wahlent­
haltung auf oder zur Abgabe ungültiger Stimmen. 163 Der DGB intervenierte bei den 
Hohen Kommissaren, weil Kutsch ein Betreten seiner Arbeitsräume verboten wor­
den war. Kundgebungen fanden statt, die sich gegen die Abtrennung der Saar 
richteten. 164 Der deutsche Rundfunk entfachte eine regelrechte Kampagne. 165 
CVP und SPS reagierten weniger gereizt. Es war ja nicht so, daß sie alles beim 
alten lassen wollten. Hoffmann nahm auf dem Sonderparteitag der CVP am 19. 
Oktober Stellung: Es sei etwas anderes, die Abschaffung der Saarkonventionen zu 
160 25.10.1952, Saar-Handel, LASB, Wirtschaftsministerium 709.
 
161 30.10.1952, Viot, Note, Conversations franco-allemandes sur la Sarre, PA Grandval 20.
 
162 29.10.1952, Ministerratssitzung, V. Auriol, Journal du Septennat, Bd. 6, S. 673.
 
163 18.11.1952, Telegramm Fran<;:ois-Poncet an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 171.
 
164 24.11.1952, Telegramm Fran<;:ois-Poncet an MAE, PA Grandval 25.
 
165 O.D., Die Saarwahlen 1952. Eine Untersuchung der Saar-Korrespondenz, PA Grandval23.
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verlangen oder eine Änderung anzustreben, unterstrich er. Das erste Ziel meine 
reine Demagogie, "dem zweiten Wunsch schließen wir uns an", insbesondere, was 
die Wirtschaftskonvention und die Grubenkonvention betreffe. Eine Rückgliede­
rung der Saar an Deutschland sei vollkommen unmöglich. Sie widerspreche franzö­
sischen Forderungen, die von den Westalliierten unterstützt würden, und sie verhin­
dere eine europäische Einigung, weil sie das Ende der deutsch-französischen Ver­
ständigung und damit-das--gröBte-Hindernis für die eUlOpäische LUSdIIUUellaIbeit 
bedeuten würde. Im Falle einer Rückgliederung wäre die Saar nicht nur wieder 
Grenzland, sondern fünftes Rad am Wagen im deutschen Wirtschaftsraum. "Ist es 
Zynismus oder Verantwortungslosigkeit, wenn man sich nicht scheut auszuspre­
chen, daß die wirtschaftlichen Nachteile, ja Arbeitslosigkeit im Falle einer Rück­
gliederung keine Bedeutung hätten. Einigen, gewissen Geschäftsleuten, manchen 
Beamten und einzelnen Kreisen der freien Berufe kann Arbeitslosigkeit und sozia­
les Elend der Bevölkerung an der Saar gleichgültig sein. Wir sind aber an der Saar 
eine Arbeiterbevölkerung ... und werden nicht durch eine unzeitgemäße nationale 
Prestigepolitik zu einer Proletarierbevölkerung herabsinken!"166 Die Saarländische 
Volkszeitung veröffentlichte das Bild eines Rohbaus, der die französische Botschaft 
aufnehmen sollte. Unterschrieben war die Fotographie mit: ,,Französische Bot­
schaft? Nein: Sitz der Montan-Union. Wer das will, wählt CVP."167 
5.....!;>'·· .:::'j~ 
Plakat der Saarregierung vor den Landtagswahlen 1952 
166 20.10.1952, SVZ. - Plakat der Saarregierung vor der Landtagswahl: G. Paul, R. Schock, 
Saargeschichte im Plakat, S. 162. 
167 Wahlkampflosungen: Sammlung von Flugzetteln, PA, Grandval23; 26.11.1952, SVZ. 
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Wahlen am 30. November 
Am 26. November unterrichtete Schuman den saarländischen Ministerpräsiden­
ten, daß Frankreich zu Veränderungen in der staatsrechtlichen Stellung des Saarlan­
des bereit sei. Als mögliche Themen von Verhandlungen nannte er die Schaffung 
einer neutralen Schiedsgerichtsbarkeit, die endgültige Beseitigung des Vetorechts 
des Vertreters Frankreichs, gemeinsame Verwaltung der Saargruben, Außenhan­
delsprobleme, die Aufhebung der Sequesterverwaltung bei den Hütten, schließlich 
die Warndtfrage. Der Brief traf rechtzeitig ein, damit die Öffentlichkeit informiert 
werden konnte. 168 
Das Ergebnis der Landtagswahlen bestätigte Hoffmann. Mehr als 63% der	 Deutlicher Sieg 
für die Autono­Wähler unterstützten die Politik der Autonomieparteien. Ungültig wählten 22,8%, 
mieparteien
und knapp 7% enthielten sich der Stimme.169 Stärkste Partei wurde erneut und gar 
mit 54,7% die CVP. Die SPS erhielt 32,4%. Das Ausscheiden der DPS aus der 
Parteienlandschaft nutzte offenbar der CVP mehr als den Sozialdemokraten. 
168 27.11.1952, Regie des Mines, Bulletin de presse, MAE, EU 62. - Karikatur: Wahlen am 30. 
November, Tintenfisch, November 1952, H. 22. 
169 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1955, S. 281. 
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Wahlkampflosungen 1952 
- Wählst du Adenauer, wirst du Feldgrauer; 
wählst du Ollenhauer, wirst du auch ein grauer; 
wählst du Demokrat, wirst du auch Soldat; 
wählst du Kommunist, wirst du Volkspolizist; 
drum wähle Saarland und bleibe, wo du bist. 
- Do sin mir dehemm; und do wolle mir ach 
bleiwe: Wem's awer bei uns net paßt, der kannjo 
drauße bleiwe. 
- Drum wählen wir alle am 30. November saar­
ländisch und dadurch europäisch. 
- Wir Saardeutschen sind weder ein Opfer noch 
ein Preis, sondern nur ein Weg. Wenn wir nicht 
oder noch nicht die Brücke werden konnten, die 
wir werden wollten, so liegt das nicht an uns. 
(WahlzetteI1952, PA Grandval23) 
(6) Keine Experimente 
An der Saar überraschte das Ergebnis wenige. Das Hohe Kommissariat hatte sich 
regelmäßig über die Stimmung in der Bevölkerung informieren lassen. Aus Neun­
kirchen erhielt es Nachricht, daß das Verbot der deutschen Oppositionsparteien 
keine wirkliche Ablehnung hervorgerufen habe. 170 Man werfe den neuen Gruppie­
~_.~fll!!g~ILyor,J;lie vorhandenen Grundrichtungen zu spalten: "Cest cet element de 
lutte interieure, cette atmosphere de guerre civile contenue en gerrne dans les 
fondations de ces partis, qui est manifestement impopulaire."171 Eine Studie des 
Hohen Kommissariats berichtete zum 1.11.1952, daß die Saarländer keine Ände­
rung anstrebten. Viele fürchteten, daß weiße Stimmzettel die Haltung Frankreichs 
gegenüber der Saar ungünstig beeinflussen könnten. Man wolle kein Abenteuer. 
Andererseits gebe es kein eigenständiges saarländisches Nationalbewußtsein, und 
eine negative wirtschaftliche Entwicklung in Frankreich würde vieles gefährden. In 
Besonders interessant war eine Untersuchung über die Abstimmung der Gruben­
arbeiter. Dabei zeigte sich, daß das Stimmverhalten wesentlich an einzelne Füh­
rungspersönlichkeiten gebunden war. In Dudweiler und Schiffweiler hatten die 
SPS-Politiker Pitz und Dohm aufgrund ihres Einflusses mäßigend gewirkt. In 
Göttelborn orientierten sich die Arbeiter an einem Kutsch-Befürworter, mit der 
Folge, daß die Zahl der ungültigen Stimmen auf mehr als 34% anstieg. 173 Andere 
Berichte bestätigten den Eindruck. Ganz generell lag der Stimmenanteil für die 
CVP dort besonders hoch war, wo die Geistlichen zu ihren Gunsten Einfluß 
ausübten. 174 Die Christliche Volkspartei war die typische Partei des Arbeiterdorfes, 
weniger der Großstädte, wo die Gewerkschaften und das liberale Bürgertum das 
Klima prägten. Die SPS fand ihr Hauptrekrutierungsfeld in den protestantischen 
Gemeinden. Dabei litt sie darunter, daß die protestantischen Pfarrer sich politisch 
weit weniger engagierten als ihre katholischen GegenüberJ7s Maßgebend blieb, 
daß solange CVP und SPS geschlossen das Modell der Autonomie verteidigten, 
dieses nicht wirklich gefährdet war. 
Die Reallöhne lagen an der Saar hoch. Sie stiegen zwischen 1949 und 1952 sogar 
merklich an, wenn auch mit Einbrüchen und Stagnationsphasen. 176 Ein Vergleich 
der Entwicklung in Deutschland und an der Saar bewies, wie trotz der Inflation die 
170 Die "deutsche Opposition" erklärte das Wahlergebnis später mit Manipulation, Unterdrük­
kung, Verbot, doch greift das Argument zu kurz. Alle zeitgenössischen Berichte stimmen überein, 
daß im Herbst 1952 die Basis für einen breiten national gesonnen Widerstand fehlte. Vgl. H.-J. 
Hagmann (Pseud. Helmut Lauck), Die saarländischen Landtagswahlen vom 30.11.1952, Köln 1953; 
W. Neunkirch, Modellfall Saar, S. 22. 
171 21.10.1952, Monfraix (Neunkirchen) an Filliol, Sondage d'opinion concemant les negocia­
tions franco-allemandes. Un eventuel referendum et les prochaines elections, MAE Nantes, Sarre, 
HC Cabinet 46. 
172 1.1 1.1952, o.V., Etude sur la psychologie du «sarrois moyen» aI'occasion des elections, 
MAE, EU 1949-1955, Sarre 101. 
173 0.0., o.V., Les elections en Sarre et les mineurs, Le vote du 30.11.1952, PA Dontot 912. 
174 0.0., o.V., Rapport sur Je scrutin du 30 Novembre 1952 dans Je Oistrict de Neunkirchen, 
PA GrandvaJ 23.
 
175 Ebd.
 
176 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1955, S. 206.
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Einkommen für die Saararbeiter schneller emporkletterten als in der Bundesrepu­
blik. 177 Eine Untersuchung des Instituts ,,Finanzen und Steuern" in Bonn bestätigte 
den Eindruck. Demnach lag Westdeutschland für 1951 bei dem Verfügungsein­
kommen, also beim jährlichen Pro-Kopf-Einkommen der Bevölkerung nach Abzug 
der Steuern und Sozialabgaben, auf dem letzten Platz (784 DM). Die Niederlande 
wurden mit 985 DM notiert, Norwegen mit 1079 DM und Frankreich mit 1250 
DM. 178 AlphöhseRrelnVonrHohen Kommissariat meinte, daß die Arbeiter si 
Vorteile deutlich bewußt seien: "Les contacts multiples avec des representants 
qualifies des organisations syndicales ... m'ont perrnis de constater que la masse 
des ouvriers syndiques reste favorable au rattachement economique et al' autonomie 
politique de la Sarre. Les syndicalistes sarrois reconnaissent que le rattachement 
economique leur a procure des avantages substantieIs et que leur situation sociale 
est meilleure que celle des ouvriers de l'Allemagne de l'Ouest."179 
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Die Informationen über die Wirtschaftslage der Bundesrepublik waren nicht 
angetan, ein Umdenken anzuregen: 1951 hatte WestdeutscWand wegen der Defizite 
in der Leistungsbilanz Importrestriktionen verhängen müssen. Als alles besser 
wurde, kam die Nachricht, daß mitten während der Hochkonjunktur immer noch 1,3 
Millionen Arbeitslose gezählt wurden. Man frage sich, berichtete die Saarbrücker 
Zeitung, ob es überhaupt möglich sei, die Zahl unter 1.200.000 herabzudrücken,180 
und die Volkszeitung ergänzte, Deutschland sei bei der Kohlenproduktion immer 
noch zwei Jahre hinter den übrigen Staaten zurück. 181 Hoffmann warf Adenauer im 
Oktober 1952 vor, die Bundesrepublik habe bislang keine tragfahige Alternative zur 
saarländisch-französischen Wirtschaftsunion aufgezeigt. 182 
177 24.12.1952, Grandval an MAE, Niveau de vie en Sarre, MAE, EU 1949-1955, Sarre 203. 
178 Infonnationsamt der Regierung des Saarlandes (Hrsg.), Saarproblematik in Dokumenten, 
Saarbrücken 1951, S. 16. 
179 18.6.1952, Rieth, Note, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 137. 
180 14.1.1952, SZ, MAE, EU 1949-1955, Sarre 61, Bulletin de presse. 
181 10.9.1952, SVZ. 
182 20.10.1952, SVZ. 
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Das war nicht ganz richtig. Schließlich hatte Deutschland bis Ende 1951 aus der Alltagsproble­
ZaWungsbilanzkrise herausgefunden. 1952 deutete sich eine Konjunkturabschwä­ me infolge der 
außenwirt­chung an, und die Bundesrepublik wurde von ihr weit weniger erfaßt als Frankreich. 
schaftlichen
Bereits im Februar mußte Paris die Liberalisierung aussetzen. Seither galt ein Schwäche 
strenges Importregiment. Für die Saar bedeutete dies, daß an den Grenzen verstärkt Frankreichs 
Kontrollen durchgeführt wurden, um den einheimischen Handel und die Industrie 
--Zlfscnützeh; ohne daß der Unmut des Mittelstandes wirklich gedämpft werden 
konnte. Die Menschen, die ihr Hab und Gut bei den Zöllnern detailliert nachweisen 
mußten, empfanden die Prozedur als entwürdigend, schikanös und höchst überflüs­
sig. 183 
Und trotz allem war das Fazit positiv. "Keine Experimente!", hieß die Losung. 
Die Saarländer hatten den Eindruck, sie könnten über ihr Schicksal nicht wirklich 
selbst entscheiden. 184 Wenn die vorgeschlagene Europäisierung über ihre Köpfe 
hinweg realisiert würde, war dies eine so ungünstige Entwicklung?185 
"Ich hann da aach noch e Loch im Backezahn ... da känntvielleicht noch e Reschtsche 
Bohnekaffe drinn sinn ... " 
183 Karikatur "Geheime Zollfahndung": Tintenfisch, Mai 1952, H. 10. Karikatur "Backen­
zahn": Tintenfisch, November 1952, H. 22. 
184 18.4.1952, Franerois-Poncet an MAE, Etat d'esprit de la population sarroise, MAE, EU 
1949-1955, Sarre 100. 
185 O.D., o.V., Rapport sur le scrutin du 30 Novembre 1952 dans le District de Neunkirchen, 
PA Grandval23. 
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Ein Einrichtung, von deren Existenz die wenigsten Bürger etwas ahnen. Achtung!! 
Geheime Zollfahndung: " Wenn das so weitergeht, macht die ganze geheime Zollfahn­
dung bald keinen Spaß mehr ... " 
g. Zusammenfassung 
In den Jahren 1950 bis 1952 lebten die politischen Leidenschaften an der Saar auf, 
zumindest an der Oberfläche. Ökonomische Gründe waren für die Politisierung 
verantwortlich ebenso wie die Langsamkeit der französischen Bürokratie. Der 
Versuch, Kompromisse zu finden, ohne die Öffentlichkeit einzubeziehen, wie dies 
beim Tarifvertragsgesetz der Fall war, führten Paris und die Regierung in Saarbrük­
ken gleichermaßen in die Legitimationskrise. 
Die Hochkonjunktur brachte den Wirtschaftsaufschwung - und die Überhitzung 
des Produktionsapparates. Inflation und Importrestriktionen provozierten soziale 
Unruhe - bei den Arbeitern, die um ihren Reallohn fürchteten, beim Mittelstand, der 
die zu geringen Einfuhren aus Deutschland beklagte und die Besteuerung von 
Scheingewinnen verurteilte. Vergeblich versuchte die Regierung Hoffmann, die 
Preise durch formelle Anordnung und durch gemeinsames Gespräch mit Gewerk­
schaften, Handel und Handwerk im Zaum zu halten. Statt zu fallen stiegen die 
Preise, und die Gewerkschaften und der Handel machten die Regierung dafür 
verantwortlich. 
Wo Marktgesetze den Ausgleich ermöglichten, war es angesichts stetigen Wachs­
tums nicht schwierig, neue Lohnvereinbarungen zu treffen. Nur bei Teilen des alten 
Mittelstandes und bei den Gruben endeten die Wirren der Preisinflation und der 
Einfuhrreglementierung in offenem politischen Widerstand. Die Regie des Mines 
war kein gewöhnliches Unternehmen. Natürlich mußte sie auf den Ausgleich 
zwischen Einnahmen und Ausgaben bedacht sein, gleichzeitig aber waren viele 
andere Gesichtspunkte zu berücksichtigen. Die französische Regierung trug die 
Verantwortung. Ihr diente die Kohlenpolitik der Steuerung der Gesamtwirtschaft, 
sie hatte die Folgen für Lohnforderungen in Frankreich zu bedenken. Sie konnte 
nicht zulassen, daß die Tarife an der Saar jene in der Metropole überschritten. 
Andererseits war das Saarexperiment nur erfolgreich, wenn der Lebensstandard der 
Saarländer den der Bundesrepublik übertraf. Mit Hinweis auf die Warndtfelder, auf 
-- dte-fiQch immer ausstehenden Marshallmittel für die Gruben konnte man eine 
Angleichung der Bergarbeitereinkommen an die lothringischen Vergütungen kaum 
verweigern, trotz der dort deutlich höheren Produktivität. 
Die Ziele der Gewerkschaften waren nicht weniger diffus. Es ging um Inflations­
ausgleich, um Anpassung der Lohneinkommen an die der lothringischen Grubenar­
beiter. Gleichzeitig wünschten die Gewerkschaften, daß die vielen Gehaltsabstu­
fungen, wie sie das französische System kannte, aufgegeben würden. Die Ange­
stellten beklagten, daß ihre Bezüge an jene der Arbeiter angepaßt worden seien. Die 
Kumpel wehrten sich gegen die erzwungene Rationalisierung, die Paris vorantrieb, 
um die Energiekosten zu senken. Letztlich konzentrierte sich der Konflikt um die 
Frage, ob das saarländische Tarifvertragsgesetz die Gruben einschließe. Wenn das 
der Fall war, hätten die Gewerkschaften die Möglichkeit besessen, der Regie einen 
Schiedsspruch aufzuzwingen. 
Jetzt rächte sich, daß man im Juni 1950 eine klare Festlegung vermieden hatte, 
um dem Vorwurf zu begegnen, daß für die Regie Ausnahmegesetze gälten. Ledig­
lich eine Protokollnotiz hielt fest, daß die Gruben aus dem Geltungsbereich des 
Tarifvertragsgesetzes herausfielen und die letzte Entscheidung bei der gemischten 
saarländisch-französischen Wirtschaftskommission lag. 
Der Konflikt drohte zu eskalieren, da intervenierte Ministerpräsident Hoffmann 
bei Bergbauminister Jean-Marie Louvel und erreichte, daß die Löhne der Bergar­
beiter auf das Niveau der Kumpel in Lothringen angehoben wurden. Da gleichzeitig 
eine Anpassung der Einkommen an die gestiegenen Preise für Frankreich selbst 
erfolgte, waren die Kumpel lohnpolitisch zufriedengestellt, ohne daß über die 
Grundsatzfrage einer Einbeziehung der Regie in das saarländische Tarifvertragsge­
setz entschieden wurde. 
Das Jahr 1951 blieb geprägt von Unruhe, von sozialer Unzufriedenheit. Gedin­
gestreitigkeiten provozierten illegale Streikaktionen vor allem dort, wo die Kom­
munisten stark waren und wo sie unter den jungen Bergarbeitern eine protestbereite 
Gefolgschaft fanden. 
Die große Konfrontation kam 1952. Ausgelöst wurde sie durch die Preissteige­
rungen im Winter 1951/52. Eine gütliche Einigung, die alles beim alten ließ und die 
doch die Lohnerwartungen der Kumpel befriedigte wie 1950, war jetzt nicht mehr 
möglich. Die Frage lautete, ob das saarländische Tarifvertragsgesetz für die Gruben 
gültig sei, oder ob die Regie einen Staat im Staat bilde. Immer weiter entfernte sich 
der Konfliktgegenstand von seinem ursprünglichen Anlaß, so daß eine Oppositions­
gruppe in die Führungsetagen des IV Bergbau aufstieg, die anderes anstrebte als 
Lohnerhöhungen, Mitbestimmungsrechte und größere Selbständigkeit für den Saar­
staat. 
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Das saarländische Modell beruhte im wesentlichen auf der sozialpolitischen 
Befriedung der Bevölkerung. Deshalb reagierte Hoffmann nervös auf die Tarifstrei­
tigkeiten. Als die Bundesrepublik das Lastenausgleichsgesetz verabschiedete und 
den Wiederautbau im rheinland-pfälzischen Grenzraum forcierte, bedeutete auch 
dies eine Herausforderung für den Saarstaat. Um so wichtiger wurde, daß die 
Saarregierung ihr~()~~~p:()gramm fortsetzen konnte. 
Die saarländische Wirtscha tspo Itl Zle te au eme 0 emlslerung er elffil­
schen Industrie, denn man hatte erkannt, daß es galt, sich auf den freien Markt der 
Europäischen Gemeinschaft jar Kohle und Stahl vorzubereiten. Vornehrnliches 
Finanzierungsmittel sollten die Marshallplangelder darstellen. Diese versprachen 
ein Ende des Kapitalmangels ohne wesentliche Einschränkung des Lebensstan­
dards. Da Paris die Gegenwertmittel verwaltete und es der Metropole schwerfiel, 
die Saar angemessen zu beteiligen, verbanden sich berechtigte Kritik und übertrie­
bene Erwartung zu einem politisch gefährlichen Gemisch. 
Die saarländische Regierung konzentrierte ihre eigenen Bemühungen auf Steue­
rungsmaßnahmen, um die Fehlallokation von Finanzressourcen infolge der Preis­
steigerungen auszugleichen. Die Investitionskreditbank diente dem langfristigen 
Kredit für Handwerk, Handel und verarbeitende Industrie, während das Gesetz über 
die steuerlichen Sondervorschriften die Versteuerung von Scheingewinnen aus­
schließen und Investitionsanreize schaffen sollte. Allzuviel wurde nicht erreicht, 
doch noch herrschte Hochkonjunktur. 
Innenpolitisch bestimmte das Auseinanderbrechen der Großen Koalition von 
CVP und SPS die weitere Entwicklung. Daneben verblaßte selbst das Verbot der 
Demokratischen Partei des Saarlandes. Die DPS hatte mit ihren 500 Mitgliedern 
manchen Wirbel erzeugt, vielleicht mehr als ihrer wirklichen Bedeutung angemes­
sen war. Im Mai wollte sie in die Öffentlichkeit hinaustreten: Die Niederlage 
Frankreichs bei den EGKS-Verhandlungen sollte genutzt werden, um radikale 
Änderung zu verlangen. Hoffmann reagierte energisch. Innenpolitisch zumindest 
wollte er die Fronten geklärt wissen. Am 21. Mai 1951 erließ das Innenministerium 
die Verbotsverfügung und setzte sie rasch durch. Auch wenn die DPS keine starke 
politische Kraft darstellte, mußte überraschen, wie wenig Widerstand die Verbots­
maßnahme provozierte. 
Seit dem April 1951 forderte die SPS die Regierung innen- und außenpolitisch 
heraus. Richard Kirn und Heinz Braun wechselten in die Opposition, um die 
nationalen Kräfte in den eigenen Reihen zu bändigen und der Kritik an der Regie­
rungsteilhabe, die von anderen Gruppen vorgebracht wurde, zu begegnen. Die 
Sozialdemokraten entfachten ein wahres Sperrfeuer gegen die Regierung. Sie war­
fen ihr mangelndes sozialpolitisches Engagement vor, nannten sie reaktionär, be­
zeichneten sie als undemokratisch. Hauptkampffeld wurde indes das Verhältnis zu 
Frankreich. Die SPS versprach, sie werde sich energischer gegen Bevormundung 
und Benachteiligung wehren, als es die CVP in der Vergangenheit getan habe. Die 
Konventionen müßten aufgekündigt und geändert werden. Die SPS profitierte, weil 
sie größeren Handlungsspielraum als die Regierung besaß. Inhaltlich war der 
Unterschied zur CVP gar nicht so groß. I 
Für Frankreich war 1951 ein Jahr des Rückschlags, der Stagnation: Der Versuch, 
die Stellung der Saar außenpolitisch zu festigen, war mit Unterzeichnung der 
EGKS-Verträge gescheitert. Nicht besser sah es im unmittelbaren französisch­
saarländischen Verhältnis aus. Nichts ging recht voran. Zu langsam arbeitete die 
französische Bürokratie, zu schwer fiel es ihr, Entscheidungen herbeizuführen, die 
aufgrund der Abkommen vom März 1950 längst überfällig waren. Die Einrichtung 
-~-der diplomatischen Mission stand aus, bei den Marshallplangeldern fand man zu 
keinem Kompromiß, die Mitglieder des Saargrubenrates und der gemischten Wirt­
schaftskommission waren immer noch nicht ernannt. 
Erst Ende des Jahres 1951 überwand Paris die Krise. Wenige Monate vor den für 
Herbst 1952 erwarteten Landtagswahlen besaß der Quai d'Orsay ein Druckmittel, 
um den Entscheidungsprozeß voranzutreiben. Gilbert Grandval erhielt seine Ernen­
nung zum Botschafter. Saarbrücken und Paris vereinbarten längst fällige Abkom­
men über die Vertretung bei den EGKS-Behörden. Schuman billigte die Einsetzung 
von Kommissionen, welche so schwierige Fragen prüfen sollten wie die Verpach­
tung der Warndtfelder oder die Revision der Saarkonventionen. Der Saargrubenrat 
hielt seine erste Sitzung im November 1951 ab und die gemischte Wirtschaftskom­
mission tagte seit Frühjahr 1952, um Streitfragen zu schlichten: Der Komprorniß 
über die Aufteilung der Marshallplanmittel kam saarländischen Wünschen entge­
gen - mit einer Ausnahme: die Modemisierung der Hütten blieb dem guten Willen 
Frankreichs überlassen. 
Anderes mißlang völlig. Der Schiedsspruch der gemischten Kommission zum 
saarländischen Tarifvertragsgesetz verkannte, daß ein Kompromiß zwischen den 
widerstreitenden Erwartungen unmöglich war. Paris mußte die Zwangsschlichtung 
ablehnen, solange es alleine für die Gruben verantwortlich war. Die Saar besaß 
kaum größeren Spielraum. Letztlich ging es um die Durchsetzung ihrer Eigenstaat­
lichkeit. 
So wichtig die Frage für die Gewerkschaften sein mochte, sie bildete doch nur 
eine Episode. Maßgebend blieb, daß Paris nun auch außenpolitisch die Zügel 
wieder fest in der Hand hielt. Der Vorschlag zur Europäisierung stammte von 
Adenauer, wendete sich aber jetzt gegen den Kanzler. Frankreich setzte auf Europa, 
verzichtete auf politische Prärogativen, die es kaum durchsetzen konnte, um wichti­
geres, um die Autonomie der Saar und die Wirtschaftsunion zu bewahren. 
Im Saarland bestimmte Autbruchsstimmung das politische Klima. Die Gegner 
des Saarstaates erkannten die Chance zur Wende bei den anstehenden Landtags­
wahlen. Eine CDU-Saar wurde gegründet und eine Deutsche Sozialdemokratische 
Partei. Beide erhielten Unterstützung aus Bonn und beiden blieb die Zulassung 
verwehrt, weil Saarbrücken ein klares Bekenntnis zur Saarautonomie verlangte, 
zumindest solange wie ein Vertrag, der die internationale Stellung des Saarlandes 
definierte, ausstand. 
Die Einheitsgewerkschaft fiel auseinander. Sie spaltete sich in zwei Lager, weil 
es ihr nicht mehr gelang, die divergierenden Interessen zu bündeln. Der nationale 
Konfrontationskurs eines Paul Kutsch entsprach der Stimmung und dem politischen 
Wollen einer hochmotivierten Funktionärsschicht im Umkreis der Regie des Mines. 
Die Basis selbst reagierte weitaus gelassener, folgte ihren Führern allenfalls beim 
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Gang zur Wahlurne. Zu einer aktiven Oppositionspolitik, zu einer Politik der Straße 
ließ sie sich nicht bewegen. 
Die Verhältnisse bei den Gruben unterschieden sich deutlich von jenen in 
anderen Wirtschaftszweigen. Hier sprachen die wirtschaftlichen und sozialen Fak­
ten erkennbar zugunsten der Wirtschaftsunion. Soziale Konflikte mündeten kaum 
in nationalen Gegensätzen. Der Versuch, eine gewerkschaftliche nationale Opposi­
tionsfronde aufzubauen;riiiiBte seneltern. 
Unruhe erfaßte auch den alten Mittelstand. Er organisierte sich in Verbandsorga­
nen entsprechend deutschen und französischen Vorbildern, artikulierte scharf seine 
Forderungen, verlangte Revision bei den Steuern, bei den Importrestriktionen, bei 
der Unterstützung von Arbeitergenossenschaften, kritisierte den Saarstaat insge­
samt. Kurz vor den Wahlen sorgte er für einige Furore, ohne doch nachhaltig 
Spuren zu hinterlassen. 
Überraschend gelassen gingen CVP und SPS in den Wahlkampf. Seitdem die 
EGKS-Staaten eine mögliche Europäisierung der Saar mit Saarbrücken als Verwal­
tungssitz der Schumanplan-Behörden diskutierten, empfanden sie tiefe Genugtu­
ung. Immer hatten sie die europäische Berufung der Saar in den Mittelpunkt 
gestellt, der Saar die Funktion als Brücke zugewiesen. Nun versprach die französi­
sche Offensive seit dem Sommer 1952 Aussicht auf Erfolg. Europäisierung bedeu­
tete Minderung französischen Einflusses, garantierte internationale Anerkennung, 
meinte wirtschaftliche Konsolidierung, sicherte ökonomischen Austausch nach Ost 
und West. Gewiß, die Verhandlungen scheiterten Ende Oktober. Dennoch war der 
Bruch zu den vergangenen Monaten unverkennbar. Die Saar stand im Mittelpunkt 
internationaler Aufmerksamkeit, sollte ,,Hauptstadt Europas" werden, und da muß­
te Frankreich bisherige Rechte aufgeben. Insofern handelte Robert Schuman nur 
konsequent, als er unmittelbar vor den Wahlen eine Revision der Saarkonventionen 
ankündigte. 
Das Wahlergebnis bestätigte die Autonomieparteien. Die Saarländer verglichen 
ihre Einkommenslage mit jener in der Bundesrepublik, und das Ergebnis war 
positiv. Noch steckte das deutsche Wirtschaftswunder in den Anfangen. Paul Kutsch, 
die CDU-Saar, die DSP schreckten die Menschen aus ihrem Alltag heraus, stellten 
sie vor ungeliebte Alternativen, verlangten Entscheidungen, wo die Saarländer doch 
eigentlich nur in Ruhe gelassen werden wollten. - Die Ruhe, allerdings, die störten 
auch die Zöllner, wenn sie Taschen, Mäntel, Koffer nach Schmuggelgut durchsuch­
ten. 
3. Die Krise der Selbstbehauptung (1953-1955) 
a. Einführung 
Der Bruch kam nicht plötzlich. Er führte nicht unmittelbar über in die Option 
zugunsten Deutscblands. Er veranlaßte zunächst die klare, die scharf formulierte 
.- A"ftilfuläuoii saarländischen Eigeninteresses. 
Die Saar hatte in den Jahren 1948-1952 durch die Wirtschaftsunion profitiert. 
Partizipation und Gleichstellung hatten ihre Politiker eingeklagt. Auf eine aktive 
eigenständige Wirtschaftspolitik hatten sie weitgehend verzichtet. Jetzt, in den 
Jahren 1953-1955, erkannten sie die besonderen Bedürfnisse der Saar, sahen, daß 
die Saarwirtschaft intensiver Pflege bedurfte, forderten Regelungen, die von jenen 
für Frankreich abwichen, verlangten finanzielle Unterstützungsleistung. Im Hinter­
grund stand die politische und wirtschaftliche Krise des französischen Nachbarn. 
Die politische Unsicherheit und ökonomische Stagnation im Westen kontrastierten 
scharf mit der politischen Stabilität und dem wirtschaftlichen Aufschwung im 
Osten. Es war klar, daß Frankreich den Strukturwandel der Saarwirtschaft nicht 
allein würde tragen können. Die Saar bedurfte des intensivierten Austausches mit 
Westdeutschland, wollte ihre Chance als wirtschaftliche Brücke zwischen Ost und 
West nutzen. Sie erwartete von einer Konsolidierung ihrer Eigenstaatlichkeit zu­
sätzliche Kredite und Investitionen ausländischer Anleger. 
Die Saarpolitiker drängten auf eine endgültige Regelung der Saarfrage, weil . 
jeder weitere Aufschub eine Lösung der dringenden Wirtschaftsfragen behinderte. 
Schuman und Adenauer hatten einen gangbaren Weg gewiesen: die Europäisierung 
der Saar. Saarbrücken als Verwaltungssitz der EGKS versprach Antwort auf die 
politischen, moralischen und wirtschaftlichen Grundfragen des Saarstaates glei­
chermaßen. 
Das Saarjunktim Rene Mayers vom Januar 1953, das die Lösung der Saarfrage 
an die Zustimmung zur Europäischen Verteidigungsgemeinschaft durch die Bun­
desrepublik koppelte, mochte als logische Konsequenz der saarpolitischen Offensi­
ve Schumans erscheinen. Tatsächlich enttarnte sie das Modell der Europäisierung 
als Kompensationsmittel für die Zwecke der Innenpolitik. Die Ablehnung des 
Teitgen-Adenauer-Abkommens vom Mai 1954 durch Paris, die Nicht-Ratifikation 
des EVG-Abkommens im August 1954 wies in dieselbe Richtung. 
Die saarländischen Politiker mochten hoffen, durch vermehrten Kontakt zur 
Bundesrepublik größeren Handlungsspielraum zu gewinnen. Die Chance schien vor 
allem seit dem Oktober 1954 günstig, als das Saarstatut die Autonomie der Saar im 
Rahmen der Westeuropäischen Union in Aussicht stellte. Was mit großen Hoffnun­
gen begann, endete in der Demütigung. Nicht Hort europäischer Einigung wurde 
die Saar in der politischen Diskussion der Jahre 1954/55, sondern Mittelpunkt 
heftigen deutsch-französischen Streites. Für die französische Öffentlichkeit zählte 
die Saar vergleichsweise wenig, war sie eher lästiges Anhängsel mit eigenen 
Wünschen und eigenen Forderungen. Was sie so wichtig machte, war ihr symboli­
scher Wert als Zeichen französischer Stärke, als Ausweis deutschen Nachgebens, 
da andernfalls Frankreich ohne jede Gegenleistung Positionen aufgegeben hätte. 
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Innenpolitische Zwänge verhärteten die Position der französischen Politiker 
gegenüber Saarbrücken, während gleichzeitig die Saarverantwortlichen zunehmend 
auf Paris zurückverwiesen waren. Nach anfangs positiven Gesprächen zwischen 
Saarbrücken und Bonn sah Adenauer sich gezwungen, die Verbindungen abzu­
brechen. Nur in deutlicher Distanz zum Regime Johannes Hoffmanns konnte er das 
Saarstatut in der deutschen Öffentlichkeit vertreten. Hatte die Saar gehofft, als 
Subjekt der Geschichte ,fas-Geschehen zu bestimmen, so war SIe nun Objekt 
widerstreitender Öffentlichkeiten. 
b. Jronsolidierung 
(1) Innenpolitische Beruhigung 
Die Landtagswahlen hatten den Dauerstreit zwischen dem nationalistischen und 
autonomistischen Flügel des IV Bergbau unterbrochen. Am 20. Dezember griff ein 
Saarbrücker Gericht in die Auseinandersetzung ein und erklärte die Amtsenthebung 
von Paul Kutsch für illegal. I Schon am Tag darauf gründeten gemäßigte Kräfte eine 
Konkurrenzorganisation, die Industriegewerkschaft Bergbau (IG). 2 Nun gab es also 
drei Arbeiterorganisationen für die Kumpel, die Christliche Gewerkschaft, die 
Industriegewerkschaft und den Industrieverband. Kutsch selbst reagierte, indem er 
seine Anhänger in einer beeindruckenden Kundgebung um sich versammelte. 
Wie sollte, wie konnte die Regierung auf die Herausforderung antworten? Grand­
val plädierte für ein Verbot des Industrieverbandes. Der sei in die Hände der 
Kommunisten geraten,3 biete DSP und DPS eine gefährliche Plattform. Wenn kein 
Verbot erfolge, bestehe die Gefahr einer neuen "Deutschen Front".4 Die Angst vor 
einer Radikalisierung trieb viele um. Noch bestimmte der Kalte Krieg das politische 
Klima: Gemäßigte Gewerkschaftler fürchteten eine Entwicklung wie in Frankreich, 
wo der CGT unter kommunistischen Einfluß geraten war.5Selbst der DGB war um 
Vermittlung bemüht, weil er infolge des Rückzugs der gemäßigten Sozialisten eine 
KP-Unterwanderung der Saargewerkschaft vermutete.6 Der Internationale Bund 
Freier Gewerkschaften (ffiFG) schaltete sich ein, hielt Kutsch vor, daß der IV 
Bergbau für die Fortschritte der Kommunisten an der Saar verantwortlich sei.? Am 
5. Februar erließ die Regierung das formelle Verbot. Die Gewerkschaft habe die 
politische Neutralität verletzt, wie sie die Verfassung vorschreibe, sagte sie.8 
Die neue IG Bergbau, die an die Stelle des alten Industrieverbandes trat, fand nur 
wenig Resonanz. Mit Unterstützung des ffiFG gelang im August 1953 ein Kompro­
1 10.1.1953, Regie des Mines, Revue de Presse, MAE, EU 1949-1955, Sarre 62. Zum Sachver­
halt ausführlich: R.H. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 2, S. 392ff. 
2 22.12.1952, SVZ. 
3 17.1.1953, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 109. 
4 26.1.1953, Telegramm Grandval an MAE, ebd. 
5 27.1.1953, Telegramm Grandval an MAE, ebd. 
6 3.2.1953, Telegramm Franr;ois-Poncet an MAE, ebd. 
7 7.4.1954, o.V., Vertraulicher Bericht, La CISL et les syndicats saITois, ebd. 
8 10.2.1953, Regie des Mines, Revue de Presse, MAE, EU 1949-1955, SaITe 62. 
miß. Dieser sah die Auflösung der Industriegewerkschaft vor und eine Wiedergrün­
dung des IV Bergbau, wenn auch unter Ausschluß von Paul Kutsch, Aloys Schmitt 
und einigen anderen ehemaligen Gewerkschaftsführern.9 
Der 1953 gegründete Industrieverband Bergbau blieb hinsichtlich der Mitglie­
derzahl weit hinter der alten Organisation zurück. Das Gewerkschaftsleben war in 
den Jahren 1948-1952 kaum besonders intensiv gewesen, trotz aller oberflächli­
--cherr Hektik. Die Arbeiter hatten sich unmittelbar nach dem Krieg der Gewerk­
schaft angeschlossen, weil es Sitte war und weil es nützlich schien. Jetzt war von 
ihnen eine bewußte Option zugunsten gewerkschaftlicher Tätigkeit verlangt, wäh­
rend Erfahrungshintergrund und Traditionen in ganz andere Richtung wiesen. In 
einer Untersuchung zur Einführung der Mitbestimmung an der Saar hat Peter Ochs 
versucht, die Erlebniswelt der Bergarbeiter Mitte der fünfziger Jahre zu schildern: 
"Der häufig zu hörende Spruch ,der gute Bergmann arbeitet und schweigt' mag eine 
Deutung sein, die für den Charakter der sozialen Beziehungen im Saarbergbau 
dieser Zeit bezeichnend ist. Ihr Kern ist die Anerkennung der gleichsam militäri­
schen Befehlsgewalt der Bergwerksleitung. Hier bewahrte sich über Generationen 
hinweg eine Mentalität, die noch auf das Dienstherr-lUntertanenverhältnis der alten 
preußischen Staatsgruben zurückgeht. Ihren Ausdruck findet sie in den Verkehrs­
formen bis hin in die äußerlichen Darstellungsformen (z.B. die goldenen Knöpfe an 
Arbeitskleidung der Vorgesetzten). Auch die politische Mobilisierung der Bergar­
beiter in der Zeit des Saar-Kampfes richtete sich eher nach außen als auf die 
betriebliche Ausformung des Verhältnisses von Kapital und Arbeit."10 
Wenn die Grubenarbeiter dem neuen IV Bergbau fernblieben, - der alte zählte 
40.000 Mitglieder, der neue lediglich 13.00011 - so äußerte sich darin nicht allein 
nationaler Protest. Das Verbot des IV Bergbau provozierte kaum eine öffentliche 
Diskussion. Die Kommunisten versuchten vergeblich, zunächst den Rosenmontag l2 
und dann den 1. Mai für ihre Zwecke zu instrumentalisieren. 13 Die Vertrauensleute­
wahl vom 26. September 1954 wurden zum Test auf den Einfluß von Paul Kutsch 
und Kurt Conrad. Diese hatten zur StimmentlIaltung aufgerufen und eine massive 
Propaganda betrieben. Tatsächlich sank die Stimmenthaltung gegenüber 1951 nur 
gering, von 63% auf 52%. Der neue IVB gewann 90 Sitze, die Gewerkschaft 
Christlicher Saarbergleute 84. 14 Bei den Wahlen zu den Sicherheitsbeauftragten, 6 
Monate zuvor, hatte die GCS 123 Vertreter durchgebracht, der IV Bergbau 92 und 
die Unabhängigen (Tendenz Kutsch) 44. 15 Noch lebten die Menschen in emotiona­
ler Distanz zu den politischen Vorgängen ihrer Umgebung. 
9 15.8.1953, Telegramm Filliol an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 109; 17.8.1953, o.V., 
Conference de presse de M. Kaiba, ebd. 
10 Peter Ochs, Mitbestimmung und gewerkschaftlicher Organisationsaufbau an der Saar CIl). 
Zur Sozialgeschichte der Mitbestimmung im Saarbergbau, in: WSI Mitteilungen, 37 (1984), S. 173. 
11 22.3.1954, SZ. 
12 17.2.1953, Telegramm Filliol an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 109. 
13 2.5.1953, Telegramm Filliol an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 109. 
14 28.9.1954, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 109. 
15 6.5.1954, Saarbergwerke, Revue des Presse, MAE, EU 1949-1955, SaITe 64. 
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Große Koalition Die neue Regierung war die alte, oder besser: die neue Regierung entsprach in	 (2) Die Saarkonventionen vom 20. Mai 1953 
ihrer personellen Zusammensetzung weitgehend jener vor dem April 1951. "Große Robert Schuman hatte in seinem Schreiben vom 26. November 1953 jene Themen Voraussetzun­Koalition" lautete die RegierungsformeI. 16 Johannes Hoffmann blieb Ministerpräsi­ benannt, die bei einer Revision der Saarabkommen anstanden. 19 Zudem hatte er gendent. Ihm zur Seite standen Heinz Braun (SPS) als Justizminister und Richard Kim Lösungsmöglichkeiten aufgezeigt, allerdings ohne Rücksprache mit den betroffe­(SPS) als Arbeitsminister. Franz Ruland behielt das Wirtschaftsministerium, wäh­
nen technischen Ministerien. 
rend Erwin Müller zu Finanzen und Forsten wechselte. Kultusminister wurde Franz .~ .E~ga_~ olme Zweifel Regelungen, die sich nicht bewährt hatten. Der Schlich-Singer. Als er im Juli--t95-}" starb, übernahm Hoffmann selbst die Leitung des tungsmechanismus bei Streitfragen zwischen der saarländischen und der französi­
Erziehungsministeriums. schen Regierung zählte hierzu. Frankreich konnte aufgrund politischer Gesichts­
punkte die zustehende Majoritätsstimme kaum nutzen.20 Auch das Verfügungsrecht 
über die Saargruben bereitete wenig Freude. Der Nettoverlust für 1952 betrug 10 
Milliarden frs. 21 Frankreich hatte gute Gründe, über die Vorteile aus dem Besitz an 
der Regie des Mines nachzudenken, doch die saarländische Seite verkündete, daß 
sich die Situation bei den Gruben gefestigt habe und eine Teilhabe des Saarstaates 
ohne großes finanzielles Risiko möglich sei.22 Politisch machte die Aussage Sinn, 
ökonomisch war sie kaum haltbar. 
Das Defizit der Regie hatte viele Ursachen. Die Grubenleitung machte die 
Saarregierung für die negative Bilanz verantwortlich, denn deren sozialpolitische 
Initiativen würden die Gestehungskosten belasten. Gleichzeitig erwartete die fran­
zösische Öffentlichkeit finanzielle Vorteile aus der französisch dominierten Ver­
waltung, etwa durch Festlegung der Transportparität Bening, durch niedrige In­
landspreise oder durch das Switch-Geschäft mit Deutschland. Die Saargruben litten 
unter der ungünstigen Währungsrelation, weil sie ein Viertel der Förderung auf dem 
Auslandsmarkt absetzten. Die ertragreichen Wamdtfelder durfte die Regie aus 
Rücksicht gegenüber den HBL nicht ausbeuten, und dann kam seit dem Sommer 
1952 noch die Absatzkrise für Kohle hinzu.23 
"Tag ... da bin ich wieder ... wo waren wir doch stehen­ Anlaß zu Konflikten zwischen Paris und Saarbrücken bot immer wieder die 
geblieben? "	 Regelung des Außenhandels. Die Saar war infolge der Kontingentierung seit Febru­
ar 1952 in besonderem Maße betroffen. Mehr als Frankreich war sie auf Importe 
angewiesen. Dazu kam, daß im Unterschied zur reinen Zollpolitik die Devisen- und 
"In keiner Phase der saarländischen Eigenständigkeit", hat Dieter Berwanger die Kontingentpolitik eine weitgehend zentrale Planung und Lenkung implizierte, so politische Konstellation zu Anfang des Jahres 1953 charakterisiert, "waren die an daß die schon früher beobachtete mangelnde Verzahnung mit der französischen der Macht befindlichen Parteien weniger gefährdet als zu Beginn jener zweiten Wirtschaftspolitik offen hervortrat.24Wahlperiode, an deren Ende auch das Ende des eigenständigen Saarlandes stand. 
Alle organisierte Opposition war ausgeschaltet, die Landtagswahlen von 1952 
hatten das bisherige Größenverhältnis der Parteien untereinander bestätigt, die 19 26.11.1952, Schuman an Hoffmann, PA Grandval20. 
Koalition der beiden größten Parteien war wieder hergestellt"P 20 Konvention über die Durchführung der französisch-saarländischen Wirtschaftsunion vom 3. 
Die ganze Aufmerksamkeit richtete sich auf das Verhältnis zu Frankreich. März 1950, Artikel 5 und 6, Forschungsstelle für Völkerrecht und ausländisches öffentliches Recht 
der Universität Hamburg (Hrsg.), Gesetzgebung, S. 264; 9.2.1953, Negociations franco-sarroises, Deshalb wurde die SPS in die Regierung aufgenommen. Sie sollte die saarländische 
Reunion interministerielle, PA Grandval21. Position politisch und vom Sachverstand her für die Konventionsverhandlungen mit 
21 Saarbergwerke, Rapport de gestion 1954, Saarbrücken 1956, Anhang. Frankreich stärken. 18 22 5.12.1952, SVZ. 
23 O.D. (24.1.1952), Hervieu, Rapport sur les comptes et la gestion de la Regie des Mines de la 
Sarre pour l'exercice 1950, MAE, EU 1949-1955, Sarre 276; 1.2.1953, Couture, Note surles causes 
du deficit actuel de la Regie des Mines de la Sarre, MAE, EU 1949-1955, Sarre 241; Saarländische 
16 Karikatur: Tintenfisch, Januar 1953, H. 1. Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 4 (1952), S. 143, 146f.; 30.3.1953, Saar-Wirtschaft.
 
17 D. Berwanger, Massenkommunikation, S. 182f. 24 31.12.1952, SVZ, Ziele der saarländischen Wirtschaftspolitik 1953; Industrie- und Handels­

18 12.12.1952, SVZ. kammer des Saarlandes, Die Saarwirtschaft im Jahre 1952, S. 39.
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Die anstehenden Verhandlungen waren für Paris unter politischen und ökonomi­
schen Gesichtspunkten nicht einfach. Die Wirtschaftsunion sollte aufrechterhalten 
bleiben, gleichzeitig wollte man der Saar eine möglichst umfassende Autonomie 
zubilligen. Die neuen Verträge sollten den Weg weisen für eine europäische Lösung 
der Saarfrage, sie durften gleichwohl nicht das Ergebnis deutsch-französischer 
Vereinbarung vorwegnehmen.25 
Hoffmann schlugen die Bildung einer saarländisch-Iothringischen Kohlengesell­
schaft vor, was alle Probleme mit einem Male gelöst hätte - vergebens. Dann 
wünschten Saarexperten eine Ausbeutung der Warndtfelder durch die Saarbergwer­
ke, wobei sie daran dachten, die vorhandenen lothringischen Anlagen mitzunutzen. 
Ein französisches Gutachten bezeichnete den Vorschlag als technisch undurchführ­
bar.3! 
Im Unterschied zurSituati0trt949/50, als die Verwaltung in Paris alles vOlbe­ -­ --­
dacht hatte, Saarbrücken fertige Vorschläge für die Konventionen unterbreitet 
worden waren, blieb jetzt die französische Verhandlungsdelegation im Ungewis­
sen: ,,L'incertitude quant aux demandes precises formu16es par les Sarrois", notierte 
der Direktor für Außenfinanzfragen im französischen Finanzministerium, Guillau­
me Guindey, "explique dans une large mesure la difficulte Oll I'on se trouve du cöte 
franlfais d'arreter une position bien definie pour ces negociations."26 Er ergänzte: 
Er wisse nicht einmal, unter welchen allgemeinen Gesichtspunkten die Verhandlun­
gen geführt werden sollten. Eine Aufzeichnung des Quai d'Orsay vermutete, die 
Saarregierung wolle weit über das hinausgehen, was Schuman im November als 
Verhandlungsgegenstand genannt hatte.27 Paris begab sich in die Abhängigkeit von 
Saarbrücken, handelte nicht mehr, sondern reagierte. 
Ziihe Verhand­ Die Unterredungen standen unter schlechten Vorzeichen. Viele Gründe waren 
lungen dafür verantwortlich. Aus Lothringen meldeten sich kritische Stimmen, weil man 
Begünstigungen für die Saar fürchtete: Begünstigungen beim Außenhandel, hin­
sichtlich des Wamdt,28 Die technischen Ministerien, für welche die ganze Entwick­
lung überraschend kam, verhandelten zäh und nicht immer mit dem notwendigen 
diplomatischen Geschick. Erwin Müller, der Finanzminister, machte seiner Enttäu­
schung über den schleppenden Verhandlungsgang im Saarlandtag Luft,29 Johannes 
Hoffmann notierte später: ,,Es war .. dringend notwendig, auf höherer Ebene wieder 
einiges zurechtzurücken. Dazu bot sich mir Gelegenheit sowohl bei dem Empfang 
der Saarregierung beim französischen Staatspräsidenten Vincent Auriol, am 5. 
März, wie auch mit Bidault unter vier Augen. Die Fortsetzung unserer Verhandlun­
gen war gesichert, obwohl die Situation zeitweise so kritisch war, daß wir uns mit 
dem Gedanken trugen, die Verhandlungen zu unterbrechen, wenn nicht gar abzu­
brechen."3o 
Hauptstreitpunkte waren die paritätische Verwaltung der Saargruben, die Macht­
befugnisse des Generaldirektors sowie vor allem die Wamdtfrage. Grandval und 
Von den Konventions-Verhandlungen. - Erwin Müller: "Wie, ist das 
alles, was Sie mir bringen, ­ und was steht dagegen aufdem Menu!?!" 
25 7.2.1953, o.V., Note, Questions asoumettre au Conseil des ministres concernant les negocia­
tions franco-sarroises, MAE, EU 1949-1955, Sarre 215; 25.2.1953, Telegramm M.D., A 1'attention 31 28.1.1953, Grandval, Problemes poses par l'exploitation du gisement houiller sarrois et du 
personnelle du President Bidau1t, MAE, EU 1949-1955, Sarre 152. gisement du Warndt, MEF, B 33.513; 18.2.1953, Grandval an MAE, Probleme du Wamdt, MAE 
26 Guindey, Note pour 1e Ministre, Prochaines negociations entre 1a France et 1a Sarre au sujet Nantes, Sarre, HC Cabinet 118; 19.2.1953, Viot, Compte-rendu de 1a reunion tenue chez M. Maurice 
de la revision des conventions franco-sarroises du 3 mars 1950, MEF B 33.513. Schumann 1e 18.2.1953, MAE, EU 1949-1955, Sarre 152; 25.2.1953, Montaut, Reunion chez M. 
27 3.2.1953, o.V., Note al'attention de M.1e Secretaire d'Etat aux Affaires Etrangeres relative Louvel, PA Dontot 1/2; 5.3.1953, o.V., Note über den Abbau der Warndtgruben, LASB, AA 214; 
aux prochaines negociations franco-sarroises, MAE, EU 1949-1955, Sarre 152. 7.3.1953, SVZ; 9.3.1953, Le Monde; 17.3.1953, o.V., Negociations franco-sarroises pour 1a revision 
28 2.1.1953, Rene Keller an Bidau1t, MAE, EU 1949-1955, Sarre 309; März 1953, Saarberg­ des conventions, PA Grandva121; 19.3.1953, o.V., Note concernant la campagne de presse au sujet 
knappe. du Warndt, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 118; 23.3.1953, Telegramm Fillio1 an MAE, MAE, EU 
29 4.3.1953, Maillard, Declaration faite au Landtag sarrois par 1e Ministre des Finances, Muller, 1949-1955, Sarre 153; 23.3.1953, Viot, Note, Negociations franco-sarroises pour 1a revision des 
MAE, EU 1949-1955, Sarre 152; Karikatur, Tintenfisch, März 1593, H. 5. conventions, ebd.; 25.3.1953, Regie des Mines, Bulletin de presse, ebd., 62; 27.3.1953, Hoffmann an 
30 J. Hoffmann, Das Ziel, S. 299; vgI. auch 16.5.1953, Le Monde. Maurice Schumann, PA Grandva123; 2.4.1953, SVZ; 6.4.1953, Stellungnahme der saarländischen 
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Das Vertrags­ Vom 9. Februar bis 20. Mai 1953 dauerten die Verhandlungen. Das Vertrags­
werk 
werk war außerordentlich umfangreich und kam den saarländischen Autonomie­
bestrebungen entgegen. Zu den wichtigsten Abkommen gehörte der Allgemeine 
Vertrag, der Wirtschaftsvertrag, der Vertrag über den gemeinsamen Betrieb der 
Saargruben, der Vertrag über die französisch-saarländische Gerichtsbarkeit sowie 
ein Steuer- und Haushaltsvertrag.32 Das Saarland erhielt das Recht auf Einrichtung 
konsularischer VertrefllngeIi:-Fränzosische Wmscflaftsgesetze traten nIcht mehr 
unmittelbar, sondern durch Verordnung der Regierung des Saarlandes in Kraft. Ein 
Schiedsgericht mit neutralem Vorsitzenden sollte im Konfliktfall entscheiden. Arti­
kel 2 des Wirtschaftsvertrages verpflichtete Paris, "den besonderenwirtschaftlichen 
Interessen des Saarlandes" bei Im- und Export Rechnung zu tragen. Die Saarregie­
rung wurde ermächtigt, einen Vertreter zu Verhandlungen über Handelsverträge zu 
entsenden. Gleichzeitig erhielt sie Globalkontingente zugebilligt, so daß sie nun 
selbst für die Aufteilung wichtiger Importe zuständig wurde. Um die Benachteili­
gung der Saar in der Haushaltsführung zu mildern, sicherte Paris Saarbrücken zu, 
daß es entsprechend der BevölkerungszaW an den Dauervorschüssen der Banque de 
France ebenso teilhaben könne wie an der Ausgabe kurzfristiger Schatzwechsel. 
Die Regie des Mines wurde aufgelöst. An ihre Stelle trat ein paritätisch geführtes 
Unternehmen mit dem Namen Saarbergwerke. Die pauschalen Abschreibungen, 
die für soviel Unmut gesorgt hatten, beliefen sich aufgrund eines Zusatzprotokolls 
nur noch auf 9%, gegenüber 15% zuvor. Spätestens 1957 sollten geschäftsübliche 
Abschreibungen die pauschalen Quoten ersetzen. Da keine einvernehmliche Rege­
lung der Warndtfrage gefunden werden konnte, bestimmte ein weiteres Zusatzpro­
tokoll, daß eine neutrale Schiedskornrnission über die Abgrenzung der Kohlenfel­
der, den Pachtzins und Entschädigungsleistungen für entgangene Steuern und son­
stige Abgaben befinden möge: "Die Schiedskornrnission hat den Umfang der 
Verpachtung so festzulegen, daß den «SAARBERGWERKEN» der größte Teil des 
Warndtvorkommens verbleibt, wobei sie sich von den Grundsätzen der wirtschaft­
lich vernünftigsten Ausbeutung der vorhandenen Einrichtungen sowie der Abbau­
möglichkeiten in Lothringen und im Saarland leiten läßt", hieß es im Artikel 4. In 
jedem Falle verpflichtete sich Frankreich, "sobald und soweit als möglich nur 
saarländisches Personal im Warndt" zu beschäftigen, und zwar "in allen Rangstu­
fen".33 
Der Justizvertrag dekretierte die Einrichtung zweier neuer saarländisch-französi­
scher Gerichtshöfe, des "Gerichtshofs der französisch-saarländischen Union" und 
des "Obersten Gerichtshofs der französisch-saarländischen Union". Der gemischt 
französisch-saarländische Senat wurde aufgelöst. Nicht länger sollte der Kassa­
tionshof in Paris über Rechtsbeschwerden entscheiden können. Statt dessen erhielt 
technischen Sachverständigen zu der französischen Note über den Abbau der Warndtkohle durch die 
Saarbergwerke bei Förderung der Kohle durch lothringische Schächte, LASB, AAEA 214; 7.4.1953, 
Besprechungen der saarländischen und französischen Bergbausachverständigen über die Warndtfra­
ge, ebd. 
32 Forschungsstelle für Völkerrecht und ausländisches öffentliches Recht der Universität Ham­
burg (Hrsg.), Gesetzgebung, S. 292ff. 
33 Ebd., S. 314. 
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die Saar ein in sich geschlossenes Rechtspflegesystem, das alle Streitsachen in 
Saarbrücken selbst entschied. 
Der Steuer- und Haushaltsvertrag ersetzte die entsprechende Satzung vom 18.
 
Januar 1948, die damals weitgehend durch die Besatzungsmacht gestaltet worden
 
war. Der Höchstbetrag, den Frankreich als Vergütung für Dienstleistungen zukünf­

tig erhalten sollte, betrug jetzt 5% des ordentlichen Haushalts gegenüber früher
 
-7;5%'. Gleichzeitig erhielt das Saarland das Recht, eigene Scheidemünzen zu prä­
gen. Für die Staatskasse blieb der Gewinn gering, aber die Bestimmung unterstrich 
den politischen Anspruch auf eine autonome Staatlichkeit. 
Die Reaktion auf die Abkommen war mit derjenigen im Frühjahr 1950 gar nicht Reaktionen 
zu vergleichen. Gewiß, es gab keine aktive Opposition mehr: Der IV Bergbau war 
verboten, die DPS ebenfalls. Manche Fragen blieben ungeklärt wie die Aufhebung 
der Sequesterverwaltungen für Neunkirchen und Völklingen oder die Einrichtung 
einer Staatsbank. Dennoch hatte die Saardelegation sich in wichtigen Punkten 
durchgesetzt und Standfestigkeit bewiesen. Die Handelskammer in Metz reagierte 
bitter: Nach Abschluß der Konventionen müsse Saarbrücken illuminiert werden, 
meinte sie. Die lothringische Mittelstandsvereinigung verlangte die Einrichtung 
einer Zollgrenze, weil sie ein unkontrolliertes Eindringen deutscher Waren befürch­
tete.34 
In Deutschland bewertete die Presse die Abkommen als neuerlichen Versuch, die 
Abtrennung der Saar dauerhaft zu festigen. Der Hinweis auf das erhoffte europäi­
sche Statut für die Saar, wie er im Allgemeinen Vertrag enthalten war, solle nur die 
"De-facto-Annexion" verschleiern, hieß es.35 Wiederum provozierte eine saarlän­
disch-französische Vereinbarung eine Bundestagssitzung (2. Juli 1953) und eine 
harsche Resolution. 36 Doch mußte man das nicht ganz so ernst nehmen, denn in 
Deutschland herrschte Wahlkampf. 
Insgesamt hatten sich die Saarpolitiker achtbar aus der Affäre gezogen. Der Weg 
zur Europäisierung des Saarlandes war nicht verbaut worden, sondern stand weiter­
hin offen. Paris und Saarbrücken mochten vertrauensvoll in die Zukunft blicken. 
c. Ein eigenständiger Weg in die modeme Wirtschaft 
(l) Konjunktureinbruch 
Die Entfremdung zwischen den beiden Hauptstädten war die Konsequenz eines	 Montankrise 
und Ver­konjunkturellen Einbruches, Auswirkung des ersten wirklichen Konjunkturtiefs der 
brauchsgüter­Nachkriegszeit, hatte der Koreaboom die Stagnation vom Frühjahr 1950 doch rasch konjunktur
beendet.
 
Die Krisensymptome äußerten sich in den einzelnen Branchen unterschiedlich.
 
Bei den Gruben wurde die Förderung fortgesetzt, lediglich unterbrochen von sieben
 
34 6.6.1953, Rapport commun des Chambres de Commerce de Colmar, Metz, Mulhouse et 
Strasbourg, MAE, EU 1949-1955, SaITe 154; 30.6.1953, Le Republicain LOITain, ebd. 147.
 
35 Vgl. eine Vielzahl von Dokumenten in: MAE, EU 1949-1955, Sarre 154.
 
36 Zitiert u.a. in: R.H. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 2, S. 51lf.
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Feierschichten zwischen März und August 195437• Immer mehr Kohle landete auf 
der Halde.38 Die Hütten und die Investitionsgüterindustrie erlebten demgegenüber 
einen wirklichen Produktionsrückgang. Die Auftragseingänge hatten zwar bereits 
Mitte 1951 nachgelassen, doch das Polster reichte bis weit in das Jahr 1952. Erst 
danach fiel es rasch ab. Ihren Tiefpunkt erreichte die Absatzflaute Ende 1953. Zu . i 
dieser Zeit waren die Verbrauchsgüter- und die Nahrungsmittelindustrie längst im I 
Aufschwung.Sie-profitierten von den ImpOltbesclnänkungen als folge deI schwie- I 
rigen französischen Devisenlage. Sie konnten aber, da an der Saar von eher geringer 
Bedeutung, den Niedergang der Schwerindustrie kaum ausgleichen. Wichtigste 
Konjunkturstütze wurde die Bauindustrie. Sie beschäftigte etwa ein Zehntel aller 
Erwerbstätigen39. Die staatlichen Wiederaufbauhilfen wirkten hier wie ein Kon­
junkturprogramm. 
Wo lagen die Gründe des Konjunkturabschwungs? Er fand seine Ursache zu­
nächst im Abklingen des durch den Koreakrieg ausgelösten Rüstungsbedarfs. Der 
Nachfragesog infolge der Kriegszerstörungen ebbte ab. Die Investitionsgüterkon­
junktur wurde durch die Verbrauchsgüterkonjunktur abgelöst,4o Auch politische 
Gründe spielten eine Rolle. Die Eimichtung des freien Marktes für Kohle und Stahl 
(10. Februar 1953 und 10. Mai 1953) störte die gewohnten Geschäftserwartungen 
und bewirkte eine Kaufzurückhaltung.41 
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37 Saarbergwerke, Geschäftsbericht 1954, S. 10. 
38 Die Grafiken basieren auf Zahlen des Statistischen Handbuchs für das Saarland, 1952, S. 
113f.; ebd., 1955, S. 119, 129, 137, 139; ebd., 1958, S. 127, 137 sowie Saarländische Bevölkerungs­
und Wirtschaftszahlen, 5 (1953), S. 150f; 6 (1954), S. 170ff; 7 (1955), S. 156f. 
39 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1955, S. 108. 
40 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 5 (1953), S. lf. 
41 Saarländische Rediskontbank, Bericht über die wirtschaftliche Entwicklung des Saarlandes 
im Jahre 1953, LASB, Wirtschaftsministerium 731. 
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Die Erwartung eines ungetrübten Aufschwungs war enttäuscht worden. Die 
Reallöhne stagnierten und zogen erst 1955 wieder kräftig an. Zur selben Zeit, 
zwischen 1952 und 1954, stiegen die Reallöhne in der Bundesrepublik um beinahe 
11%.45 Das war deutlich mehr als jene 3,5%, die für die Saar berechnet wurden.46 
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Überhaupt schien Westdeutschland von der Krise verschont.47 Die Wachstums­
raten blieben hoch, selbst während des in den anderen Ländern empfunden Kon­
junkturrückgangs 1952/54. Dafür gab es eine einfache Erklärung: Wo der Krieg die 
Wirtschaft besonders hart getroffen, wo der Nachkriegsaufschwung spät begonnen 
hatte, überstrahlten die Wachstumskräfte die konjunkturellen Einflußfaktoren. Des­
halb stand die Saar im internationalen Vergleich günstig da, deshalb überrundete 
die Bundesrepublik alle anderen Länder und deshalb lag Frankreich etwas zurück. 
Die Saarländer hatten den Wirtschaftsaufschwung antizipiert als quasi natürliches 
Resultat der Union mit Frankreich. Dagegen überraschte der scheinbar unaufhalt­
same Aufschwung Westdeutschlands. "Im Saarland spricht man weniger von einem 
,Wirtschaftswunder"', brachte die Saarländische Volkszeitung die Zusammenhänge 
in Erinnerung. "An der Saar hat sich aber eine ganz ähnliche Entwicklung vollzo­
gen, und in den 6 Jahren nach der Währungsumstellung ist trotz der inflatorischen 
Entwicklung des Geldwesens ebenfalls eine beachtliche Verbesserung der Le­
benshaltung jedes Einzelnen eingetreten.... Da die sprunghafte Verbesserung des 
Lebensstandards wenige Jahre nach dem völligen Zusammenbruch heute allgemein 
als Selbstverständlichkeit angesehen und kaum noch darüber nachgedacht wird, 
scheint es doch angebracht, sich ihrer wieder einmal zu erinnern."48 
45 Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland, 1959, S. 431, 445. 
46 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1955, S. 206. 
47 Zahlengrundlage für Grafik "Index der Industrieproduktion": Statistisches Jahrbuch für die 
BRD, 1959, S. 47*; Statistisches Handbuch für das Saarland, 1955, S. 130; ebd. 1958, S. 137 
48 7.7.1954, SVZ. 
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Von Arbeitslosigkeit blieb die Saar nach wie vor verschont, jedenfalls, wenn 
man den internationalen Vergleich wählte. 1,5 Prozent betrug die Arbeitslosenrate 
1953 und 2,3 Prozent 1954.42 Und doch änderte sich manches einschneidend: 
Offizielle Berichte über die Wirtschaftslage vermerkten Kündigungen bei den 
Gruben und bei der exportorientierten Industrie.43 Das soziale Klima wurde härter. 
Die Gewerkschaft Christlicher Saarbergleute monierte, daß mit dem Anwachsen 
der Kohlenhalden sich bei der Regie eine Stimmung breit mache, die man nicht 
gewohnt sei. Der Ton des Aufsichtspersonals habe sich geändert, Strafgelder wür­
den verhängt, Entlassungen ausgesprochen.44 
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42 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1955, S. 74. 
43 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen 5 (1953), S. 27. 
44 15.8.1953, Saarbergknappe; 3.9.1953, Ruffing an Couture, PA Dontot 3. 
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Während die Menschen an der Saar den Konjunktureinbruch als Niedergang und 
Rückschritt wahrnahmen, gewannen die Deutschen der Bundesrepublik im Zeit­
raum zwischen Juli 1952 und April 1953 den Eindruck einer deutlichen Verbesse­
rung ihrer wirtschaftlichen Lage. Noch 1952 bewerteten 53% ihren Lebensstandard 
als eher schlechter im Vergleich zur Vorkriegszeit; 1954 lag der Anteil bei 48% und 
1955 bei 38%. Verglichen mit dem Vorjahr urteilten 1951: 54% es ginge ihnen 
weniger gut; 1952gab-en--24%-dieselbe Antwort und 1953 waren es 16%.4l} DIe 
veränderte Selbsteinschätzung strahlte auf die Saar aus, bestimmte die Perzeption 
der sozialen Situation der Bundesrepublik durch die Saarländer. 
(2) Zoll- und Währungs-, aber keine Wirtschaftsunion 
Vertrauensver­	Ein Blick nach Westen vermittelte eine vergleichsweise düstere Perspektive. Der 
lust	 westliche Nachbar war nicht mehr die Siegermacht von 1945/47. Skepsis machte 
sich breit. Die Saarländischen Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen bemerkten: 
Seit mehr als 20 Jahren sei es Frankreich nicht mehr gelungen, wirtschaftliche 
Expansion und monetäre Stabilität miteinander zu verbinden.50 Paul Reynaud, der 
ehemalige Ministerpräsident, nannte Frankreich "den kranken Mann Europas",51 
eine bitterböse Anspielung auf den Niedergang des osmanischen Reiches im 19. 
Jahrhundert. Die offiziöse "Saar-Wirtschaft" zitierte einen Artikel von Professor 
Guiton, wonach Frankreich wegen der vielen Streiks und da es seit 1931 über seine 
Verhältnisse lebe, nicht an einem System konvertibler Währungen teilnehmen 
könne. Frankreich, so meinte der Wissenschaftler, sei zum Bremser der europäi­
schen Zusammenarbeit geworden.52 
Man zweifelte an der Saar nicht nur an der wirtschaftlichen Kraft und an der 
zukünftigen Stärke Frankreichs. Man fragte sich auch, ob der westliche Nachbar ein 
fairer Wirtschaftspartner sei. Als in Neunkirchen die beabsichtigte Inbetriebnahme 
eines weiteren Hochofens ausgesetzt wurde, äußerte die Saarländische Volkszei­
tung den Verdacht, die Saar bilde für Frankreich nur eine ökonomische Reserve, 
empfange Hilfe während der Hochkonjunktur und werde benachteiligt während der 
Rezession. 53 
Daß Paris mehr den eigenen Vorteil als die wirtschaftliche Stärke des Saarlandes 
im Auge hatte, schien ein anderer Vorfall zu bestätigen. Die französische Regierung 
veräußerte Reparationsanteile, die sie an den Röhrenwerken in Bous hielt, an ein 
französisches Unternehmen. War das ein Vorzeichen für entsprechende Regelun­
gen hinsichtlich der Hüttenwerke in Neunkirchen und Völklingen?54 
Wie scharf die Gegensätze sein konnten, bewies Georges Thedrel, französischer 
Saarländer aus Profession, Sequesterverwalter der beiden deutschen Hüttenwerke. 
Er verklagte die HBL, weil sie Schlamm, phenol- und kreosothaltige Stoffe in die 
Rossel einleitete, so daß das Hüttenwerk in Völklingen Schwierigkeiten mit seiner 
49 W. Kaltefleiter, Wirtschaft und Politik, S. 109f., 142f. 
50 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 5 (1953), S. 2. 
51 H.-P. Schwarz, Die Ära Adenauer, S. 204. 
52 10.2.1954, Saar-Wirtschaft. 
53 30.8.1952, SVZ; Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 4 (1953), S. 17. 
54 16.3.1954, Volksstimme, MAE, EU 1949-1955, Sarre 64, Revue de presse. 
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Brauchwasserversorgung bekam. Der Aufschrei der Pariser Verwaltung war unbe­
gründet, denn die Einleitungen widersprachen den französisch-saarländischen Bin­
nenschiffahrtskonventionen. Andererseits war eine technisch saubere Lösung für 
die Entsorgung der Abfallstoffe unmittelbar nach dem Krieg gar nicht so einfach.55 
Die Saarländische Volkszeitung berichtete, daß die Einwohner von Emmersweiler 
und Geislautern teilweise über Kopfschmerzen und Brechreiz klagten. Überdies sei 
--­ -­ durch die giftigen Abwässer ein Fischsterben an der unteren Saar bei Mettlach 
verursacht worden.56 Im Südsaarland litt die Bevölkerung unter der Belästigung 
durch das neue Großkraftwerk in Großblittersdorf. Zwar hatte die HBL dort eine 
moderne Filteranlage eingebaut, trotzdem bekam man das Problem nicht in den 
Griff, so daß die Belästigung das erträgliche Maß überschritt.57 
Die Saarländer durften aufgrund der neuen Konventionen vom 20. Mai 1953 an 
den deutsch-französischen Handelsvertragsverhandlungen teilnehmen, doch die 
Erfahrungen, die sie machten, waren alles andere als ermutigend. Regierungsdirek­
tor Georg Krause-Wichmann berichtete darüber: "Ganz unzweideutig ergab sich 
aus der Haltung der DIME [Direction des lndustries Mecaniques et Electriques 
A.H.], daß sie in protektionistischer Absicht eine Kontrolle über den Verbrauch und 
die Produktion an die Saar ausüben und möglichst jede Konkurrenz für die französi­
sche Industrie ausschalten möchte."58 Erst nach massivem Protest ("Es handelt sich 
offenbar nicht um eine Wirtschaftsunion, sondern um eine von Frankreich diktierte 
Wirtschaftseinheit") änderte sich das Verhandlungsklima. 
Auch politisch hatte Frankreich wenig Glück. Mehr als ein Jahr dauerte die 
Suche nach einem neutralen Vorsitzenden und einem Vizepräsidenten für die 
saarländisch-französische Schiedskommission, wie sie in Artikel 12 und Anlage 2 
des Allgemeinen Vertrages zwischen Frankreich und dem Saarland vom 20.5.1953 
festgelegt worden war.59 Der Posten bot wenig Aussicht auf Selbstdarstellung für 
den Amtsträger. Er war deshalb wenig begehrt, und dasselbe galt für den Vorsitz der 
Warndtkomrnission.6o Diese trat im Herbst 1955 erstmals zusammen,61 so daß alles 
danach aussah, als würde Paris eine Regelung der für die Saar so wichtigen Fragen 
bewußt verzögern. 
Noch anderes verbitterte die wirtschaftspolitisch interessierten Kreise an der Konkurrenz von 
Saar, beispielsweise, daß Frankreich seine Importe aus der Bundesrepublik deutlich Westen 
schneller steigerte als es der Saar vergönnt war. Der gleichzeitige Blick auf die 
55 7.10.1953, Le Directeur du Tresor an de Courson, MAE, EU 1949-1955, Sarre 215; 
22.2.1954, Grandval an MAE, ebd. 
56 5.7.1955, SVZ. 
57 18.4.1955, Dejardin an MAE, Centrale electrique de Grossbliderstroff, MAE, EU 1949­
1955, Sarre 209. 
58 11.1.1954, Krause-Wichmann, Französisch-deutscher Handelsvertrag, LASB, Wirtschafts­
ministerium 725. 
59 Forschungsstelle für Völkerrecht und ausländisches öffentliches Recht der Universität Ham­
burg (Hrsg.), Gesetzgebung, S. 293ff.; 24.1.1955, Pierre Saffroy an MAE, MAE, EU 1949-1955, 
Sarre 155. 
60 9.11.1954, Seydoux an französische Botschaft in London, MAE, EU 1949-1955, Sarre 262; 
28.2.1955, Telegramm Chauvel an MAE, ebd., 282; 28.5.1955, SVZ. 
61 14.10.1955, Saarbergwerke, Revue de Presse, MAE, EU 1949-1955, Sarre 65. 
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Ausfuhren bewies, daß das Saarland mehr Anstrengungen unternahm, um die 
Importe durch Exporte auszugleichen, als die Metropole selbst. Hatte, so lautete die 
Frage, die Saar nicht ein berechtigtes Anrecht auf gesteigerte Importe aus dem 
Osten? Diese benötigte sie dringend für die Modernisierung ihres Produktionsappa­
rates und die Befriedigung der Konsumbedürfnisse ihrer Bevölkerung.62 
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Unstrittig war, daß die Absatzentwicklung nach Westen zurückging, während 
der Anteil der Bundesrepublik immer größer wurde.63 Die natürlichen Verbindun­
gen nach Westen schienen sich zu lockern, während jene nach Osten an Bedeutung 
62 26.1.1953, SVZ; 8.7.1953, Niederschrift über die Sitzung des Präsidiums des Saarländi­
schen Industriellen-Verbandes, PA Grandval25; 10.10.1953, Saar-Handel; 4.2.1954, SVZ; 22.3.1954, 
ebd. 
63 Grafiken entsprechend den Zahlenangaben in: IHK, Wie sieht die Saarwirtschaft die Aus­
wirkungen des Saarstatuts vom 23. Oktober 1954 auf die Wirtschaft an? Saarbrücken o.D. (1955), S. 
21; Statistisches Handbuch für das Saarland, 1952, S. 123; ebd., 1955, S. 147f.; ebd., 1958, S. 153. 
gewannen. Die These von der mangelnden Aufnahmefähigkeit des französischen 
Marktes für Saarprodukte war früher von der deutschen Opposition vorgebracht 
worden. Jetzt fand sie allgemeine Verbreitung. "Die Ursache dieser auffallenden 
Einschränkung der Auftragseingänge aus Frankreich [ist] in dem geradezu phanta­I 
stischen Ausbau der französischen Hüttenwerke zu suchen", unterstrich Johannes 
Latz, Geschäftsführer der Arbeitsgemeinschaft der Arbeitgeberorganisationen und 
------Hauptreferent auf der Wirtschaftstagung des 8. Landesparteitags der CVP.64 Adolf 
Blind, Leiter des Statistischen Amtes, ergänzte in der Saar-Wirtschaft, daß auch der 
Kohlenabsatz stagniere, und zwar wegen der Produktionssteigerungen in den fran­
zösischen Gruben.65 Als letzte Bestätigung mochte man bewerten, daß Sidichar, 
das 75% der französischen Stahlerzeuger mit Kohle versorgte, die Zeche Harpen im 
Ruhrgebiet aufgekauft hatte. Für die Saar bedeutete der Sachverhalt eine weitere 
Verschlechterung der Marktposition.66 
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Vor allem Lothringen wurde als Konkurrenz gesehen, weil die dortige Wirt­
schaft hohe Investitionen tätigte und die HBL die ertragreichen saarländischen 
Warndtfelder ausbeutete.67 Neue Verkokungsverfahren machten die östliche Pro­
vinz zudem von der Saarfettkohle immer unabhängiger. Niemand, so monierte der 
Saar-Handel, könne länger davon sprechen, daß Lothringen und die Saar einen 
gemeinsamen Wirtschaftsraum bildeten. Es gäbe zwar eine Zoll- und eine Wäh­
rungsunion, aber keine Wirtschaftsunion, denn im anderen Falle wären auch die 
64 28.11.1953, SVZ. 
65 20.12.1953, Saar-Wirtschaft. 
66 9.6.1954, SVZ. 
67 L'evolution de I'industrie en 1953, Extrait du rapport de Ja Chambre de Commerce POUf 
l'annee 1953, PA GrandvaJ25. 
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Investitionen gleichmäßig verteilt worden. Davon könne gar nicht die Rede sein.68 
Auch Johannes Hoffmann beklagte gegenüber einem Freund in Trier, daß die 
französischen Unternehmer zögerten, an der Saar zu investieren, die einen: aus 
Angst, Frankreich könne seinen Einfluß verlieren, die anderen: weil sie sich nicht 
selbst Konkurrenz machen wollten.69 
Der zweiteMonnetplansahiÜLFrankreich eine Beibehaltung der Saarkohlenbe­
züge vor, während gleichzeitig die französische Förderung deutlich gesteigert wer­
den sollte.70 Das waren schlechte Aussichten ftir die Saargruben. Auch die verarbei­
tende Industrie machte sich Sorgen, weil sie vorwiegend nach Westen exportierte, 
nun aber von Paris ein systematischer Ausbau der Maschinenbauindustrie geplant 
war.71 
Was flir Frankreich gut war, mochte noch lange nicht für die Saar nützlich sein. 
Die Überbewertung des Franken bedeutete einen realen Profit für Paris bei den 
Importen von Rohstoffen. Die Inflation der letzten Jahre schuf Investitionsanrei­
ze.72 Während Frankreich seine wirtschaftliche Modernisierung fortsetzte, sah sich 
die Saar zunehmend benachteiligt. Der Export von Kohle und Stahl wurde durch die 
ungünstige Austauschrelation erschwert. Der Import von Maschinen und Ausrü­
stungsgütern aus Deutschland scheiterte an bürokratischen Hindernissen. Jede ein­
zelne Maschine mußte gesondert beantragt werden.73 Paris konnte für die Finanzie­
rung staatlicher Investitionen auf die Notenbank zurückgreifen, Saarbrücken ver­
fügte lange Zeit über kein entsprechendes Instrument. In den Grundindustrien 
wurden die Preise staatlicherseits bewußt niedrig gehalten. So kam eine Selbstfi­
nanzierung nicht in Frage. Der Eindruck war verbreitet, daß die Saar beim Versuch 
der Modemisierung ihrer Anlagen durch die französischen Behörden systematisch 
benachteiligt werde. 
Verschärfung Für anderes war Paris nicht unmittelbar verantwortlich, aber es zeigte sich doch, 
der Krise durch	 daß die Wirtschaftsunion mit Frankreich auf brüchiger Grundlage stand.74 Vor 
Gründung der 
allem fehlten politische Einflußmöglichkeiten, um in Luxemburg bei der Europäi­EGKS	 
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl Übergangsregelungen zu erwirken, welche 
die Sonderbedingungen der Saar berücksichtigten, oder um angemessene Beteili­
gung an Förderprogrammen einzuklagen. Von der EGKS-Behörde hörte man über 
Entwürfe für ein umfangreiches Investitionsprogramm, das die Ruhr und Lothrin­
gen mit reichlich Krediten versorgen werde. Die Saar sollte, so hieß es, kaum Mittel 
erhalten.75 6,7% des Haushalts der Montanbehörde bestritt das kleine Land östlich 
der französischen Grenze, mehr als Luxemburg und die Niederlande zusammen. 
68 30.4.1954, Saar-Handel.
 
69 11.5.1954, o.V., Compte-rendu d'une recente conversation entre le Ministre-President Hoff­

mann et un de ses amis de Treves, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 47. 
70 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 5 (1953), S. 17. 
71 20.12. 1953, Saar-Wirtschaft; Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 5 (1953), 
S.7. 
72 10.5.1954, Saar-Wirtschaft. 
73 VgI. LASB, Wirtschaftsrninisterium, 721. 
74 Karikatur "Mitgliedsbeiträge zur EGKS": Tintenfisch, September 1953, H. 18. 
75 9.6.1953, SVZ; 24.6.1954, Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 204; 30.6.1954, 
Hoffmann an BidauIt, ebd. 
Gleichzeitig blieb den Saarländern eine angemessene Teilhabe in den Führungseta­
gen der EGKS verwehrt. Viel zu spät erhielt die Saarbrücker Regierung die Unterla­
gen für Ministerratssitzungen. Gewiß, Industrieminister Louvel beklagte selbst die 
kurzfristige Bereitstellung der notwendigen Akten. Aber das war nur der eine 
Aspekt. Die französischen Beamten in den interministeriellen Ausschüssen zur 
Vorbereitung von EGKS-Verhandlungen stemmten sich gegen eine Beteiligung 
---vonSaarvertretem, weil sie fürchteten, die Saarländer könnten Informationen nach 
Bonn weiterreichen.76 
"Soor und Montanunion: "Ah - Sie bringen Ihren Mitgliedsbei­
trag - - aber Sie brauchen nicht extra reinzukommen, die Mit
glieder haben gerade 'ne Besprechung!" 
..­ -::,. 
" ... nix verzoll!!" 
76 7.7.1953, Filliol an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 204; 27.8.1953, De Courson, 
Participation de la SaITe aux travaux de la Communaute Europeenne du Charbon et de I'Acier, ebd.; 
28.8.1953, Entrevue entre M. Maurice Schumann et le President Hoffmann, ebd.; 17.9.1953, Regie 
des Mines de la SaITe, Bulletin de presse, ebd., 63; 7.10.1953, De Courson, Note, De la repnlsenta­
tion de la SaITe au Comite de Coordination de la CECA, ebd., 204; 9. I0.1953, De Courson, Note, 
Participation saIToise aux travaux de la CECA, ebd.; 8.U 954, SVZ. 
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Die Einrichtung des freien Marktes für Kohle und Stahl bedeutete das Ende 
diskriminierender deutscher Frachttarife, brachte andererseits aber verbindliche 
Auflagen, die Subventionen für den Export von Saarkohle nach Deutschland zu 
kürzen.77 Luxemburg griff in das Preisgefüge ein, ging gegen MonopolsteIlungen in 
Frankreich vor, dekretierte Maximalpreise, die unterhalb der Gestehungskosten 
lagen. Mehr noch als die Gruben waren die Hütten in Völklingen und Neunkirchen 
von den Veranderungen-uetroffen. Sie besaßen keine eigenen ßtzzechen wie die 
französische Konkurrenz und sie erlebten, daß mit einem Male der Zugriff auf die 
lothringische Minette wegfiel, da Paris nicht mehr vermittelnd eingreifen konnte. 
Nicht nur, daß die Preise um bis zu 45% anstiegen, statt lothringischem Eisenerz 
mußte luxemburgisches Erz mit niedrigerem mineralischem Gehalt verwendet wer­
den. Das erhöhte die Kosten zusatzlich.78 
Die Gründung der EGKS verlagerte das Kraftfeld für die Montanindustrie von 
Paris nach Luxemburg. Bislang hatte die saarlandische Schwerindustrie von der 
starker planorientierten französischen Wirtschaftspolitik profitiert. Jetzt sah sie sich 
den Geschicken des Marktes ausgesetzt und war darauf noch weniger vorbereitet als 
ihre westliche Konkurrenz. Wenn eine zunehmende Distanz zwischen Paris und 
Saarbrücken festzustellen war, so hatte dies reale Ursachen. 
(3) Wirtschaftspolitische Offensive 
Zwang zur Neu­ Die Regierung des Saarlandes hatte wahrend der Verhandlungen um die neuen 
orientierung Saarkonventionen größere Verantwortung im Wirtschaftsbereich verlangt. Nun war 
sie in die Wirtschaftspolitik einbezogen.79 Daß die Gruben rote Zahlen schrieben, 
bedeutete ein Alarrnzeichen und belastete den Saarhaushalt, der früher unabhangig 
von Gewinn und Verlusten der Regie eine kleine Pachtsumme erhalten hatte. Das 
Wirtschaftsministerium regelte die Unterverteilung von Importkontingenten und 
sah sich mit einer wahren Antragsflut konfrontiert.8o Die Unternehmer verlangten 
Entlastung bei den Produktionskosten und Hilfe bei der Erneuerung ihrer Anlagen. 
Die Konjunkturflaute erfaßte das Land infolge der schwerindustriellen Orientie­
rung besonders hart. Bedenklich stimmte, daß Frankreich, Deutschland und andere 
europaische Staaten die Produktivitat ihrer Wirtschaften mit Hilfe staatlicher Inve­
stitionsprogramme und mit Hilfe der MarshalImittel erhöht hatten, wahrend die 
77 Karikatur zur Einführung des freien Kohlenmarktes in der EGKS: Tintenfisch, März 1953, 
H. 5. - 21.12.1954, Expose de M. Grandval, La SaITe et la Communaute europeenne du Charbon et 
de I'Acier, PA Grandval23; Saarbergwerke, Geschäftsbericht 1954, S. 24, LASB, Wirtschaftsmini­
sterium 708. 
78 23.3.1953, Thedrel an Monnet,.MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 124; 1.6.1953, SVZ; 
28.8.1953, Entrevue entre M. Maurice Schumann et le President Hoffmann, MAE, EU 1949-1955, 
SaITe 204; 23.10.1953, Bamberger, Note rapide sur la situation economique de la Ve Region, ebd.; 
30.4.1954, Thedrel, Projet de discours pour la fete des Jubilies du 30.4.1954, MAE Nantes, SaITe, 
HC Cabinet 124; 21.12.1954, Expose de M. Grandval, La SaITe et la Communaute europeenne du 
Charbon et de I'Acier, PA Grandval 23. 
79 28.11.1953, SVZ; 27.1.1954, SZ. 
80 24.2.1954, Helmut Schäfer an das saarländische Wirtschaftsministerium, LASB, Wirt­
schaftsministerium 726; Ernst-Heinz Schäfer, Die weiterverarbeitende Eisen- und Metallindustrie 
des Saarlandes, in: Der Volkswirt, 1957, H. 3, 19. Januar 1957, S. 42-45. 
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Saar und ihre Grundindustrien offenbar zurückfielen. Nachdem der Absatz nach 
Frankreich stagnierte, nachdem die EGKS die saarlandische Schwerindustrie dem 
harten Wind des internationalen Marktes aussetzte, mußte man an der Saar alles 
daran setzen, konkurrenzfähig zu werden. In einem Artikel für die Saar-Wirtschaft 
unterstrich Rudolf Scheid, das Investitionsvolumen sei an der Saar aufgrund politi­
scher Gegebenheiten ein Menschenalter hinter den Erfordernissen zurückgeblieben. 
Deshalb-gäbees viele Grenzbetriebe, die nur in der Hochkonjunktur der letzten 
Jahre Gewinn erwirtschaften konnten.81 Der Zwang kostengünstig zu produzieren 
bedeutete nicht nur, die Gestehungskosten für Kohle und Stahl zu mindern. Ange­
sichts neuer Konkurrenz durch Erdöl, durch Atomstrom und Kunststoff gelte es, die 
Wirtschaftsstruktur so aufzufachern, daß an die Stelle der transportempfindlichen 
Massengüter die Umwandlung in weniger transportempfindliche Veredelungsgüter 
an der Saar selbst möglich sei, beispielsweise durch Kohleverstromung oder durch 
Ausbau der Stahlverarbeitung.82 
Was war im einzelnen zu tun? Die Unternehmer verlangten eine grundsatzliehe 
Neuorientierung der Wirtschafts- und Sozialpolitik. Die Steuerbelastung müsse 
reduziert und an die französischen Verhältnisse angepaßt werden. Die im Vergleich 
zu Deutschland höheren Sozialabgaben seien zu mindern.83 Ein Vergleich der 
Bruttoinvestitionssumme mit den Zahlen für andere Lander zeigte keine auffallen­
den Besonderheiten, dagegen lagen die Nettoanlageinvestitionen mit 8 Milliarden 
Franken 1951 und 10 Milliarden Franken 1952 erkennbar unter dem Durchschnitt. 
Die Inflation trieb die Lagerinvestitionen in die Höhe. Auf rund 20 Milliarden 
Franken schatzte man sie für 1951.84 Der Saarstaat hatte in den letzten Jahren den 
Wohnungsbau systematisch gefördert. In etwa entsprach das Bauvolumen den 
Gegebenheiten in der Bundesrepublik. Dort aber waren die Kriegsschaden mit 22% 
gegenüber 15% deutlich höher, mußten Wohnungen für Vertriebene und Flüchtlin­
ge gebaut werden. Die westdeutschen Bauherren finanzierten einen großen Anteil 
aus Eigenmitteln. Das waren Summen, die an der Saar durch den Staat aufgebracht 
wurden. Auch waren Bauleistungen an der Saar merklich teurer als in der Bundesre­
publik.85 Letztlich lautete die Analyse, daß das bisherige Entwicklungsmodell nicht 
langer fortgeführt werden dürfe. Erhebliche Korrekturen seien notwendig. Die 
staatlichen Transferleistungen müßten gemindert werden.86 Alle Kraft sollte der 
Verbesserung des Investitionsklimas gelten. 
Eine aktive, eine dynamische Wirtschaftspolitik war gefordert. Noch im Februar 
1953 monierte Grandval: ,,11 n'y a pratiquement pas de politique economique du 
Gouvernement de la Sarre."87 Daran anderte sich nun Grundsatzliches, zum Bedau­
81 15.6.1954, Saar-Wirtschaft. 
82 O.D. (Anfang 1955), o.v., Saarländische Wirtschaftspolitik, Gedanken für einen Vortrag, 
den HeIT Minister Ruland in der nächsten Woche vor Mitgliedern der CVP halten wird, LASB, 
Wirtschaftsministerium 820. 
83 15.9.1954, Saar-Wirtschaft. 
84 7.7.1954, SVZ. 
85 15.3.1953, Saar-Wirtschaft; Statistisches Amt des Saarlandes (Hrsg.), Der Hochbau 1948 bis 
1953, Einzelschriften zur Statistik des Saarlandes, Nr. 12, Saarbrücken 1955, S. 27, 42. 
86 28.11.1953, SVZ, Bericht über den 8. Landesparteitag der CVP. 
87 4.2.1953, Grandval an Hoffmann, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 47. 
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ern von Paris, wie sich herausstellen sollte. Der Vorsitzende des IV Graphik, Karl 
Hammerschmidt, verlangte anläßlich des Verbandstages seiner Gewerkschaft am 
27. September 1953, daß die Regierung nicht länger Europäisierungsphrasen in den 
Raum stellen, sondern ein konkretes Wirtschaftsprogramm vorlegen solle. Eine 
gewisse "Heim ins Reich-Stimmung" basiere auf der Tatsache, daß die Menschen 
an der Saar so absolut keinen Einfluß auf die Sicherung ihrer Existenz hätten.88 
Einen MonatspäterkttfidtgreErnst Kunkel für die SIlS in der Votksstimme ein 
Gesetzesprojekt an, das die Schaffung eines Wirtschaftsplanungskomitees vorsah.89 
Auch die Saarunternehmer intervenierten. Sie wollten das Feld nicht allein der SPS 
und deren planwirtschaftlichen Konzepten überlassen.9o Hoffmann mußte reagie­
ren. Ein Expertengremium sollte geschaffen werden, um einen Gesamtüberblick 
über die erforderlichen wirtschaftspolitischen Maßnahmen und die zur Durchfüh­
rung notwendigen finanziellen Mittel zu gewinnen.9l Zusätzlichen Anschub erhielt 
die Bewegung dadurch, daß Etienne Hirsch, Leiter des französischen Planungskom­
missariats, eine Beteiligung der Saar am zweiten innerfranzösischen Monnet-Plan 
ablehnte. Statt dessen schlug er vor, die Saar möge einen eigenen Plan vorlegen.92 
Die saarländische Wirtschaftspolitik trat aus ihrer Verharrung heraus. Der späte­
re Finanzminister Paul Senf erläuterte, es sei nach dem Krieg vordringlich gewesen, 
die Kriegsschäden zu beseitigen. Jetzt, nachdem die außerordentliche Hochkon­
junktur ein Ende gefunden habe, komme notwendig die Phase der Modernisierung. 
Dabei stünden zwei Dinge im Vordergrund: Die Bereitstellung von Finanzmitteln 
für Investitionen und die Erneuerung der Infrastruktur.93 
Erstmals enthielt der Haushalt von 1954 einen umfangreichen Posten für Investi­
tionskredite.94 Das Aufstockungsgesetz (Gesetz zur Ergänzung steuerlicher Vor­
schriften) vom 10. April 1954 brachte die seit langem geforderte Angleichung an 
die französischen Abschreibungsgrundsätze. Nur bei den Altanlagen vor 1948 
bestand nach wie vor eine Benachteiligung.95 
Mit Frankreich verhandelte Saarbrücken wegen der Einrichtung einer Staats­
bank. Sie sollte die Mobilisierung aller inländischen Finanzmittel sicherstellen. 
Derzeit lagen die Liquiditätsreserven der saarländischen Sparkassen bei der Caisse 
des Depots et Consignations in Paris. Überschüssige Gelder aus kurzfristigen 
Einlagen, die wegen fehlender Anlagemöglichkeiten nach Frankreich abflossen, 
sollten ebenfalls zukünftig im Saarland selbst Verwendung finden. Schließlich 
bildeten die Kassenüberschüsse des saarländischen Staatshaushalts einen weiteren 
88 Oktober 1953, Die Arbeit. 
89 28.10.1953, Regie des Mines de Ja Sarre, Bulletin de presse, MAE, EU 1949-1955, Sarre 63. 
90 14.11.1953, Thedrel an Grandval, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 124; 7.1.1954, Thedrel, 
Couture, Hock, Lehnhardt u.a., Memorandum sur l'elaboration d'un Plan de modemisation et 
d'equipement en Sarre, ebd.; 10.2.1954, Grandval an Thedrel, ebd. 
91 30.10.1953, SVZ. 
92 24.3.1954, Müller, Zweiter Monnet-Plan, LASB, Wirtschaftsministerium, 812; s.a. oben, 
Anm.. 
93 27.1.1955, Saar-Wirtschaft. 
94 7.5.1954, Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 292. 
95 27.10.1957, SVZ; 8.4.1954, SZ; K. Senf, Finanz- und Steuerprobleme, S. 26ff.; R. Koch, 
Finanz- und Steuerprobleme, S. 28ff.; M. Bode, Die schleichende Demontage, S. 72ff. 
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Aktivposten. Paris zögerte anfangs, weil es fürchtete, Einfluß zu verlieren. Erst 
Ende 1954 wurde durch Gesetz die "Öffentliche Kreditanstalt des Saarlandes" 
eingerichtet. Aufgrund der politischen Entwicklung nahm sie ihre Geschäftstätig­
keit aber nicht mehr auf.96 
Die staatlichen Investitionsanstrengungen zielten auf eine Verbesserung des 
Verkehrssystems und einen Ausbau der Energiewirtschaft. Von dem baldigen Bau 
einerAutobahn mit Anschluß an das deutsche Fernstraßennetz war die Rede.97 Eine 
Elektrifizierung der Eisenbahn war geplant. In Ensdorf sollte ein neues Kohlen­
kraftwerk entstehen, das eine bessere Ausnutzung der minderwertigen Kohle si­
cherstellen sollte. In der letzten Zeit hatte der Energieexporteur Saar sogar Strom 
eingeführt. Das Problem bestand darin, daß ein neues Kraftwerk weit mehr Elektri­
zität bereitstellte, als die Saar selbst benötigte. So kam es darauf an, Abnehmer 
außerhalb der Landesgrenze zu finden. Frankreich schied aus, da es selbst enorme 
Kapazitäten autbaute. Aber die Verhandlungen mit südwestdeutschen Verteilern 
ließen sich gut an, denn noch waren Abnahmekapazitäten im Osten frei,98 
Eine auch nur vorläufige Übersicht bewies, daß die Mittel, welche die Saar selbst	 Die Grenzen 
autonomerautbringen konnte, bei weitem nicht ausreichen würden, um den notwendigen 
Wachstums­Umbau zu ermöglichen. Die Investitionen in den Grundstoffindustrien waren der politik
Natur der Sache entsprechend kostenintensiv. Die Saarwirtschaft bedurfte langfri­
stiger Kreditrnittel, die nur Paris selbst oder der ausländische Kapitalmarkt zur 
Verfügung stellen konnte. 
Frankreich, das eine aktive Wirtschaftspolitik durch Saarbrücken angemahnt 
hatte, sah sich nun mit den Folgen konfrontiert. Saarbrücken verlangte unmittelba­
ren Einfluß auf den heimischen Finanzmarkt, forderte finanzielle Unterstützungs­
leistung. Die SPS nannte eine Summe von enormen 200 Milliarden Franken99 Die 
Regierung kam zu ähnlichen Schlüssen, wenn sie den Gesamtbedarf der Investitio­
nen ermittelte. Zumindest ein Teil des Betrags, so war man sich in Saarbrücken 
einig, sollte durch Frankreich kreditiert werden.100 Noch anderes erwartete man von 
Paris, nämlich Sonderregelungen für den Außenhandel: Zollvorteile beim Import 
von industriellen Produktionsgütern, erhöhten Import von Rohstoffen, Halbwaren 
und Konsumgütern. Gleichzeitig wünschte man Schutz der jungen heimischen 
verarbeitenden Industrie. IOI 
96 21.1.1954, LASB, Reuter an Ruland, LASB, Wirtschaftsministerium 736; 10.3.1954, Saar­
Wirtschaft; Februar 1955, Die Arbeitskammer; C.-E. Weidig, Das saarländische Geld- und Kredit­
wesen, S. IIf. 
97 13.3.1954, SVZ. 
98 30.3.1954, Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 209; 25.10.1954, Saar-Wirt­
schaft; Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 6 (1954), S. 55. - Zu Einzelheiten: T. 
Herzig, Geschichte der Elektrizitätsversorgung, hier insbes. S. 279ff. 
99 20.9.1954, Franc;ois-Poncet an MAE, Investissements dans I'industrie sarroise, MAE, EU 
1949-1955, Sarre209. 
100 13.10.1954, Commissariat general au plan, Commission economique franco-sarroise, Pro­
jet de compte-rendu, Etude du plan d' equipement, MEF, B33.520; 23.12.1954, Telegramm Filliol an 
MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 293; 22.1.1955, SVZ. 
101 6.4.1954, Note verbale lue et remise par le MP Hoffmann au President Bidault, Prise de 
position sarroise relative aux questions de principe posees par les projets d'europeisation, MAE 
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Es war klar, daß Paris den saarländischen Wünschen nach finanzieller Hilfe und 
Unterstützung der wirtschaftlichen Umgestaltung nicht allein würde entsprechen 
können. Eine Konsolidierung der Saarwirtschaft war nur denkbar, wenn die interna­
tionale Stellung des Landes geklärt war. Nur dann stand der ausländische Kapital­
markt für Kreditanfragen offen. Nur unter der Voraussetzung eines internationalen 
Statuts würden Investoren sich langfristig engagieren. Nur wenn die Perspektiven 
für die ZukUnft deutlicnVöfgezelchnef waren, fand das Land zu Jener mnenpolItI­
schen Ruhe, die erfolgreiches Wirtschaften verlangte. 102 
d. Wille zur Autonomie 
(1) Bruch der Koalition 
Streit um das Am 7. Juli 1954 fiel die Große Koalition von CVP und SPS auseinander. Als 
Betriebsveifas­äußerer Anlaß diente die Abstimmung über das neue Betriebsverfassungsgesetz, bei 
sungsgesetz der sich die SPS-Fraktion der Stimme enthielt. Die Krise hatte sich freilich lange 
zuvor angedeutet. Den Sozialdemokraten fiel es immer schwerer, die Koalitions­
kompromisse mitzutragen. Die Einheitsgewerkschaften machten gehörigen Druck 
und wollten nach den Rückschlägen des Jahres 1953 gegenüber den christlichen 
Gewerkschaften Terrain gut machen. So insistierten sie auf ein Betriebsrätegesetz, 
das die Regelung in der Bundesrepublik aufgriff und sogar darüber hinausging. 103 
Eine Verwirklichung der Pläne hätte bedeutet, daß aufgrund der Kapitalverteilung 
bei den Hütten und Gruben und angesichts der politisch aufgeladenen Stimmung die 
französischen Mehrheitseigentümer fürchten mußten, seitens einer gemeinsamen 
deutschen Fraktion von Arbeitgebern und Arbeitnehmern überstimmt zu werden. 104 
Außerdem verlangte die SPS eine Ausweitung des Betriebsrätegesetzes auf die 
öffentliche Verwaltung sowie ein umfassendes wirtschaftliches Mitspracherecht. 105 
Kurz vor der Abstimmung intervenierte Grandval und erreichte, daß die SPS keine 
Gegenstimmen abgab. Doch das genügte nicht. Eine Mehrheit der CVP-Fraktion 
wollte den Bruch, empfand, daß die Sozialdemokraten den notwendigen wirt­
schafts- und außenpolitischen Neuanfang behinderten. 106 Nach den Landtagswah­
len 1952 und als Folge der Wirtschaftskrise hatte der Unternehmerflügel der CVP 
deutlich an Gewicht gewonnen. Das machte sich jetzt bemerkbar. 
Nantes, Sarre, HC Cabinet 3; 06.04.1954, Note, Explications complementaires relatives a la note 
sarroise du 6 Avril1954 concernant les questions economiques, ebd.; Industrie- und Handelskammer 
des Saarlandes, Saarwirtschaft und Europäisierung, Saarbrücken 1954, S. 11ff. 
102 28.11.1953, SVZ; 2.1.1954, SZ; 8.3.1954, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949­
1955, Sarre 102; 12.3.1954, SZ; 2.4.1954, SVZ; 6.4.1954, Note verbale lue et remise par le MP 
Hoffrnann au President Bidault, Prise de position sarroise relative aux questions de principe posees 
par les projets d'europeisation, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 3. 
103 Dazu ausführlich demnächst Hans-Christian Herrrnann, Sozialer Besitzstand. 
104 23.2.1954, Aktenverrnerk, Dr. Blumenauer, Sitzung des Ausschusses für Sozialpolitik im 
Landtag am 22.2.1954, Betriebsverfassungsgesetz, LASB, Wirtschaftsministerium, 793. 
105 Vgl. die Berichte der Volksstimme im Juli 1954. 
106 8.7.1954, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 102. 
444 
Hoffmann erläuterte vor der Landes-Funktionärs-Konferenz der CVP am 18. Juli Die ökonomi­
1954 die neue Sachlage: I07 "Die SPS tut enttäuscht und überrascht", daß sie nicht	 schen Hinter
gründemehr an der Regierung ist. "Sie kann nur enttäuscht sein, weil sie angenommen 
hatte, wir würden eine Koalition mit gleichzeitiger Opposition hinnehmen. Wenn 
wir schon als CVP bei Grundsatzentscheidungen doch allein die volle Verantwor­
tung tragen sollen, dann brauchen wir auch keine Koalition.... Wir brauchen nicht 
nur die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Frankreich, wir wollen die saarlän­
disch-französische Freundschaft nicht angezweifelt wissen. Wir brauchen aber auch 
eine intensivere wirtschaftliche Verbindung mit der Bundesrepublik und wollen 
ebenso ehrlich wie mit Frankreich auch mit Deutschland in ein fruchtbares Ge­
spräch und in freundschaftliche Beziehungen kommen. Darin liegt ja doch der Sinn 
unserer verbindenden und jede Trennung überwindenden Politik. ... In fast jeder 
Rede habe ich auf die Bedürfnisse unserer Wirtschaft hingewiesen und auf die 
Abhängigkeit unserer sozialen Leistungen von der wirtschaftlichen Situation auf­
merksam gemacht. Was wir auch immer als CVP im Interesse der saarländischen 
Wirtschaft unternommen haben, ist jedes Mal auf den stärksten Widerstand der SPS 
gestoßen und hat uns den Vorwurf der ausschließlichen Vertretung der Interessen 
der Wirtschaft und der Arbeitgeber eingebracht. ... [Die SPS] hat oft genug in der 
Vergangenheit erst durch die CVP zur Einsicht dahin gebracht werden müssen, daß 
man nicht auf Kosten der wirtschaftlichen Belange einseitige Sozialpolitik betrei­
ben kann."108 
", 
"Die linken Nachbarn sollten sich erheben, die beiden taten jedoch kleben .. .! H
 
(Frei nach Wilh. Busch) - Richard Kirn und Heinz Braun aufden Koalitions­

sesseln.
 
Die Koalition scheiterte, weil die wirtschaftlichen Verhältnisse eine Zusammen­
arbeit der Partner nicht länger zuließen. Die gemeinsame Basis, nämlich die Reali­
sierung der Wirtschaftsunion bei zunehmender Autonomie gegenüber Paris, die 
107 Karikatur: 19.7.1954, SVZ.
 
108 19.7.1954, SVZ.
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Verwirklichung einer umfassenden Sozialpolitik, war aufgezehrt. Jetzt galt es, das 
Anspruchsniveau zu senken, Kontakte zu Bonn herzustellen, um zusätzliche Märkte 
und Investoren zu gewinnen. 
(2) Entfremdung 
Schwaches "Frankreich istgestg1d".,Q~.!S!llat aber ist krank." Die Zeitschrift der Saarbrücker 
Frankreich Arbeitskammer formulierte ein Unbehagen, das sich immer mehr breit machte. lo9 
Innere Gegensätze spalteten Frankreich. Die Modernisierung forderte ihre Opfer. 
Die Arbeiter streikten, die Bauern verbarrikadierten die Straßen. Der Spätsommer 
1953 sah den Beginn der Poujadebewegung. Viermal wechselte die Regierung 
zwischen Ende 1952 und der Saarabstimmung am 23. Oktober 1955. Die Regie­
rungskrise im Sommer 1953 dauerte 66 Tage. Der französische Staat müsse mora­
lisch neu fundiert werden, kommentierte Die Arbeitskammer und ergänzte: Unser 
partei- und staatspolitisches Leben als Saarländer ist auf Grund glücklicher politi­
scher Gruppenbildung ausgeglichener. Unter diesen Voraussetzungen wird für uns 
Ziel sein müssen, eine wirtschaftliche und soziale Mündigkeit zu erlangen. "Nur so 
können wir uns von den Erschütterungen freihalten, die Frankreich aufgrund ande­
rer, vor allem politischer und gesellschaftlicher Konstitution und Verfassung, im­
mer wieder heimsuchen."l1o 
Zu allen innenpolitischen Problemen kamen für Frankreich außenpolitische 
Schwierigkeiten: In Südostasien eilte der Vietnamkrieg seinem bitteren Ende in 
Dien Bien Phu (7. Mai 1954) entgegen, in Nordafrika kündigte sich neues Unheil 
an. "Das Kabinett Laniel hing an einem Faden und rettete sich nur dadurch, daß es 
sich jeglicher Tätigkeit enthielt und sich von den Umständen treiben ließ",111 
urteilte Jacques Freymond über die schwierigen Monate vor der Ernennung des 
neuen Ministerpräsidenten Mendes France am 17. Juni 1954. 
Starkes Wie anders sah die Lage in Deutschland aus. Adenauer feierte bei den ~eptem­
Deutschland	 berwahlen 1953 einen triumphalen Sieg. Das Verhältnis zu den Westalliierten 
wandelte sich. "Den Deutschen wurde jetzt von höchster Stelle versichert, daß ihr 
Staat, in dem formell immer noch die Hohen Kommissare die Oberhoheit ausübten, 
wieder etwas darstellte."112 Der EVG- und der Deutschlandvertrag waren ratifiziert. 
Nur Frankreich zögerte noch, die Konsequenzen zu ziehen. Bonn wuchs in die Rolle 
des größten Kreditgebers der Europäischen Zahlungsunion hinein. Unzweifelbares 
Gewicht besaß die Bundesrepublik. Erwin Müller, der Finanzminister der 3. Regie­
rung Hoffmann, berichtete einem Mitarbeiter Grandvals, daß er überlege, ob er aus 
dem politischen Geschäft aussteige: "L'essor chaque jour plus grand de l'Allernagne, 
la place de plus en plus importante qu'elle prend dans le domaine international, lui 
paraissaient donner a la Republique Federale une puissance a laquelle la France, en 
proie ades crises ministerielles frequentes et se debattant au milieu de difficultes 
financieres graves, ne pouvait longtemps faire face."I13 Nicht anders urteilte Mare 
109 Mai 1953, Die Arbeitskammer.
 
110 Ebd.
 
111 J. Freymond, Die Saar, S. 171.
 
112 H.-P. Schwarz, Die Ära Adenauer, S. 204.
 
113 10.6.1954, Telegramm Grandval an MAE, PA Grandval25.
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Bamberger, im Pariser Wirtschaftsministerium zuständig für die Beobachtung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse in Lothringen und an der Saar: "Or, des maintenant, 
les Sarrois sont extremement attentifs a la stagnation Oll est entree leur production 
industrielle, parallelement acelle de la France, avec laquelle ils se trouvent en inter­
connexion etroite, alors que la production industrielle allemande fait preuve du 
dynamisme bien connu."114 
--NOch1953 lag die Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik höher als an der 
Saar,115 auch das Bruttosozialprodukt pro Kopf erreichte das französische Niveau 
noch nicht. 116 Doch gleichzeitig war zu erkennen, daß sich die Situation änderte. 
Die Saar-Wirtschaft berichtete: Alle wirtschaftlichen Anzeichen wiesen für West­
deutschland auf eine günstige Entwicklung hin. 117 Die Saarländischen Bevölkerungs
und Wirtschaftszahlen differenzierten zwischen Ländern mit anhaltend hoher wirt­
schaftlicher Aktivität wie der Bundesrepublik und Ländern mit sinkender Aktivität 
wie Frankreich und der Saar. 118 
Im Frühjahr 1954 gab es erste Kontakte zwischen der Saarbrücker Regierung 
und dem Bonner Auswärtigen Amt. "Dadurch war es möglich, daß einerseits in 
Bonn die Auffassung der Saar über die zu behandelnden Einzelfragen bekannt war 
und andererseits, daß" die saarländische Regierung "über zwei Seiten, nämlich 
Bonn und Paris bzw. den französischen Botschafter, über den Gang der Verhand­
lungen informiert" war.119 
Längst hatte die Saar die Rolle des französischen "Vasallen" verlassen, suchte Saarländisches 
sie ihren eigenen Weg. "Wir Saarländer sind aus den bitteren Erfahrungen, die wir Selbstbewußt­
als Grenzlandbewohner in der Geschichte gemacht haben, nüchtern denkende Men­ sein 
schen geworden," argumentierte Johannes Hoffmann kämpferisch während einer 
Kundgebung des saarländischen Haus- und Grundbesitzerverbandes im Großen 
Saal des Johannishofes. "Was wir wollen, ist einfach und klar: Wahrung unserer 
wirtschaftlichen Prosperität und unserer sozialen Wohlfahrt im Rahmen der saar­
ländisch-französischen Wirtschaftsunion, die, wie wir hoffen, bald in die Wirt­
schafts- und Währungseinheit Europas einmünden wird. Die Pflege und Förderung 
unseres deutschen Kulturgutes sowie die Aufrechterhaltung der Beziehungen zum 
deutschen Kulturkreis sind für uns dabei selbstverständliche Voraussetzungen. 
Damit ergibt sich ganz natürlich unsere Aufgabe als Bindeglied zwischen Frank­
reich und Deutschland im neuen Europa."12o 
Beinahe übertrieben war das Selbstbewußtsein, so etwa bei einer Rede von 
Finanzminister Paul Senf: "Ich kann wohl behaupten, daß wir zur Zeit Unterlagen 
über die saarländische Wirtschaft zur Verfügung haben, wie sie noch nie zuvor 
114 23.10.1953, Marc Bamberger, Note rapide economique de la Ve Region (Metz) et de la 
SaITe, Premier quinzaine d'Octobre 1953, MAE, EU 1949-1955, Sarre 204. 
115 13.2.1953, SVZ. 
116 1.7.1953, Deutsche Zeitung, MAE, EU 1949-1955, Sarre, Regie des Mines, Bulletin de 
presse.
 
117 15.5.1953, Saar-Wirtschaft.
 
118 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 5 (1953), S. I.
 
119 J. Hoffmann, Das Ziel, S. 368.
 
120 22.6.1953, SVZ.
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Von Frankreich 
gefördert, aber 
keine franko­
phile Elite 
vorhanden waren. Und wenn wir unsere Interessen verteidigen, dann können wir 
auch jederzeit in objektiver und sacWicher Weise die Notwendigkeit der von uns 
geforderten Maßnahmen unter Beweis stellen. Wir scheuen uns dabei keineswegs, 
die Dinge beim Namen zu nennen."121 
Andere äußerten sich vorsichtiger, unterstrichen, daß zahlreiche wichtige Unter­
lagen für eine angemessene Bewertung der Situation an der Saar noch fehlten. Wie 
hoch die Investltionehwtrkttctrwaren und mit welchen Ergebnissen sie i 
einzelnen Branchen durchgeführt wurden, wußte niemand?122 Im April 1955 erfuh­
ren die Saarländer, daß alle bisherigen Statistiken über die Neuanlagen bei den 
Saargruben fehlerhaft waren, weil die Abschreibungen nach anderen Methoden 
berechnet worden waren als in Lothringen. Die östliche Provinz Frankreichs hatte 
immer als Beispiel gedient, um zu beweisen, daß die Saar benachteiligt sei. Nun 
sollte mit einem Male der frühere Vergleich unzulässig gewesen sein, sollten die 
Investitionen an der Saar um zwei Drittel höher liegen als ursprünglich angenom­
men. 123 Nicht weniger schwierig war die Berechnung der Devisenbilanz. Von 
saarländischer Seite kam man auf ein deutliches Plus. Paris rechnete die unsichtba­
ren Transferleistungen und die indirekten Im- und Exporte dagegen und kam zu 
einem Defizit. 124 
Frankreich erlitt viele Niederlagen. In einer Hinsicht resultierte der Prestigever­
lust aus unbestreitbarem Erfolg. Eine junge kulturelle Elite wuchs heran. Mit großer 
Sachkenntnis beobachtete sie die Entwicklung im eigenen Lande. Der Diskurs, der 
in den Fachorganen geführt wurde, gewann zusehends Tiefe. 125 Die junge Universi­
tät des Saarlandes entließ ihre Studierenden, stattete sie aus mit einem fundierten 
Rüstzeug wirtschaftswissenschaftlicher Kenntnisse. Ihre Absolventen fertigten em­
pirisch gesättigte Studien an. 126 
121 27.1.1955, Saar-Wirtschaft. 
122 16.1.1952, SVZ; 27.10.1953, ebd.; 20.2.1954, Saar-Handel. 
123 19.4.1955, SZ; 9.5.1955, Saarbergwerke, Revue de presse, MAE, EU 1949-1955, Sarre 65. 
124 3.10.1953, Robert an Guindey, MAE, EU 1949-1955, Sarre 204; 6.4.1954, Barnberger an 
Robert, Apropos du «Bi1an du rattachement econornique de la Sarre 11 la France de Mars 1954», PA 
Grandval 2; 1.10.1954, Statistisches Amt des Saarlandes. Zahlungsbilanz des Saarlandes mit dem 
Devisenausland im 1. Halbjahr 1954, LASB, Wirtschaftsministerium, 723. 
125 Eine systematische Durchsicht der einschlägigen Wirtschaftspublikation gibt hierüber 
beredte Auskunft. Vgl. bspw.: Saar-Wirtschaft, Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszah­
len, Die Arbeitskammer. 
126 So etwa: K. Martin, Die Errichtung der französisch-saarländischen Währungsunion; Georg 
Weber, Grundzüge; W. Marzen, Kosten und Finanzierung des Wohnungsbaues; Theo Lenz, Die 
offenen Reserven in Ertragssteuerbilanzen unter Berücksichtigung der deutschen und französischen 
Rechtsbestimmungen, Saarbrücken 1951; Rudolf Scheid, Das Problem der Rechtfertigung des 
Staatskredits. Entwicklung und Stand der Lehren von der Rechtfertigung des Staatskredits, Saar­
brücken (Diss.) 1952; Elisabeth Vogelsang. Die staatliche Sozialpolitik im Saarland, Saarbrücken 
(Diplomarbeit) 1953; Gerd Schuster, Der Bergbaubetrieb als Forschungsobjekt der Industriebe­
triebslehre. Versuch einer Einführung in die Betriebslehre des Bergbaus, Saarbrücken (Diss.) 1953; 
B. Paul, Bedeutung und Auswirkungen der Bilanzaufstockung; J. Christmann, Die Problematik der 
Koordinierung französischer und saarländischer Steuergesetze; W. Tholl, Die saarländischen Groß­
genossenschaften; Erich Schönemann, Kredit- und Budgetpolitik als Kausalfaktoren einer Inflation, 
dargestellt am französischen Beispiel, Saarbrücken (Diss.) 1955; Thilo Steinmetz, Ertragssteuer­
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Es gab gerade in letzter Zeit genügend Anlässe, die darauf hindeuteten, daß die 
französischen Experten mehr Kompetenz einklagten, als ihnen zukam. Die Regie 
des Mines hatte bei Neunkirchen einen neuen Schacht niedergelassen (St. Barbara). 
I ! Der Standort war gewählt worden, weil er eine vergleichsweise gute Kohlenqualität 
versprach und weil er eine Alternative hätte sein können zum Warndt. Nach kurzer 
Zeit stellte sich heraus, daß die Hoffnungen sich nicht erfüllen würden, ja, die 
--Maßnahme-~l1sFehlinvestition zu bezeichnen war. 127 
An der Saar machte sich das Gefühl breit, benachteiligt zu sein. Namhafte 
Fachleute akzeptierten nicht länger die Pariser Vorgaben. Sie stellten eigene Be­
rechnungen an, sie legten eigene Untersuchungen vor. Sie konterten den französi­
schen Experten mit Argumenten und mit Zahlen. Sie sprachen im Bewußtsein 
ebenbürtiger Kenntnis und fundierter wissenschaftlicher Schulung. 
e. Frankreichs Verlust der europäischen Kompetenz 128 
(1) Saarjunktim 
Seitdem Schuman vorgeschlagen hatte, ein europäisches Statut für die Saar zu 
definieren und Saarbrücken zur Hauptstadt der EGKS zu machen, hatte Paris 
außenpolitisches Terrain zurückgewonnen. Der französische Außenminister ließ 
keinen Zweifel, daß ein enger Zusammenhang bestehe zwischen den EVG-Verträ­
gen und der Saarfrage, vermied gleichwohl ein offizielles Junktim. Edgar Hector, 
der saarländische Innenminister, wandte sich Ende Dezember 1952 an den Quai 
d'Orsay. Ihm lag daran, nach dem Abbruch der Verhandlungen mit Bonn die 
Stellung des Saarlandes zu festigen. Gegenüber einem Mitarbeiter des Quai erläu­
terte er, daß der Wahlsieg der Autonomieparteien bei den letzten Landtagswahlen 
zwar ein schöner Erfolg sei. Jetzt komme es aber darauf an, die Situation auszunut­
zen. Unter anderem schlug er vor, daß Paris beim Vatikan vorstellig werde, um die 
Saar kirchenrechtlich von Trier zu isolieren. Schließlich wünschte er, daß das 
französische Parlament die Zustimmung zu den EVG-Verträgen an die Lösung der 
Saarfrage binde. 129 
rechte und Investitionsfinanzierung. Historische Betrachtung und konstruktive Kritik der Ertragsbe­
steuerung. Saarbrücken (Diss.) 1955; M. Schäfer, Die Belastung physischer Personen durch die 
Einkommenssteuer; 7.7.1954, SVZ. - Zu den wirtschaftspolitisch engagierten Professoren der 
Universität des Saarlandes zählten u.a. Paul Senf und Adolf Blind. 
127 27.5.1955, 8.6.1955, 18.7.1955, SVZ; Hauptverwaltungsbericht des Oberbergamtes Saar­
brücken für das Jahr 1959, S. 15, LASB, Wirtschaftsministerium 828. 
128 Die folgenden Ausführungen sind bewußt kurz gehalten. Die außenpolitische Dimension 
der Saarfrage war in der Vergangenheit Gegenstand zahlreicher Untersuchungen. vgl. etwa die 
Arbeiten von J. Freymond, P. Fischer und W.R. Craddock. Von den neueren Studien seien erwähnt: 
B. Thoß, Die Lösung der Saarfrage, und: Judith Hüser, Frankreich und die Saarabstimmung vom 23. 
Oktober 1955. Innen- und außenpolitische Problemstellungen zur Lösung der Saarfrage, in: R. 
Hudemann, R. Poidevin (Hrsg.), Die Saar, S. 359-379, sowie ergänzend: H.-P. Schwarz, Adenauer, 
Bd. 2: Der Staatsmann. Winfried Schumacher (Bonn) und Martin Kerkhoff (Trier) bereiten derzeit 
Dissertationen zum Thema vor, die bisher unzugängliches Quellenmaterial berücksichtigen werden. 
129 29.12.1952, O.V., Note, Entretien avec M. Hector, MAE, EU 1949-1955, Sarre 140. 
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Saarländisches 
Drängen 
Innenpolitische 
Zwänge 
Veränderte 
außenpolitische 
Voraussetzun­
gen seitdem 
Herbst 1953 
Am 6. Januar 1953 erklärte der neue Ministerpräsident Rene Mayer in der 
Assemblee Nationale: "Die letzten Wahlen haben den Willen der Saarbevölkerung 
bewiesen, im Rahmen Europas die politische Autonomie ihres Gebiets und seine 
wirtschaftliche Angliederung an Frankreich aufrechtzuerhalten. Der Zeitpunkt ist 
nun gekommen, ... die Verhandlungen wieder aufzunehmen, die das europäische 
Statut des Saarlandes festlegen sollen. Ich bin der Ansicht, daß die Definition dieses 
Statutes vor jeder Ra.tifiiierung-üer Bonner Abmachungen des EvG-vertrages 
notwendig ist."130 
Ob Rene Mayer um den Vorschlag von Edgar Hector wußte, steht dahin. Ihm 
ging es um die französische Innenpolitik, darum, die Unterstützung der Gaullisten 
zu gewinnen. Deshalb berief er Robert Schuman nicht zum Außenminister, sondern 
ernannte an dessen Stelle Georges Bidault, der der europäischen Begeisterung weit 
weniger verdächtig war. Ein Ergänzungsabkommen zur EVG sollte die französi­
sche Position festigen; zusätzlich brachte Mayer die Saarfrage ins Spiel. Ein Nach­
geben Bonns würde beweisen, daß Paris dem Deutschlandvertrag nicht ohne Ge­
genleistung zustimmte. Zeitgewinn hieß die Losung und Stärkung der Pariser 
Verhandlungsposition. l3l Im Mai glaubte Rene Mayer, ausreichende Konzessionen 
bei den EVG-Partnern ausgehandelt zu haben. Prompt wurde er gestürzt. 132 Die 
Gaullisten waren nicht stark genug, um die Macht zu erobern, sie verfügten freilich 
über genügend Kräfte, um jede Regierung zu kippen. Ihr Fraktionschef, Andre 
Diethelm, ließ daran keinen Zweifel. 133 Der innenpolitische Rechtsruck der letzten 
Jahre trieb die IV. Republik zunehmend in die außenpolitische Immobilität. 
(2) Teitgen-Protokoll und das Scheitern der EVG 
Die Saarverhandlungen zwischen Bonn und Paris verharrten bis zum Herbst 1953 
im Stillstand.134 Schuld daran waren die beschriebenen Verhältnisse in Frankreich 
und der Wahlkampf in der Bundesrepublik. Adenauer hatte in diesen Monaten 
kaum Spielraum für außenpolitische Experimente, und es gab viel dringendere 
Probleme als die Saar. 
Seit dem Herbst 1953 waren die Karten neu gemischt. Die CDU/CSU-Fraktion 
besaß eine Mehrheit im Bundestag. Der Kanzler konzentrierte die Behandlung der 
Saarfrage in das ihm direkt unterstellte Auswärtige Amt. So konnte er die Saarpoli­
tik stärker beeinflussen als zuvor, trotz der erfolgreichen Gegenwehr Jakob Kai­
135sers. 
In Paris war ganz allgemein der Eindruck verbreitet, daß die Zeit für Deutschland 
arbeite. Der wirtschaftliche Wiederaufstieg, die geplante Zuerkennung von Souve­
130 8.1.1954, Volksstimme. 
131 "On relance donc la question des matges de manoeuvre que le traite laisse a la France dans 
I'Union franl!aise, on exhume apropos le vieux probleme de la Sarre." J.-P. Rioux, La France, Bd. 2, 
S.20. 
132 P. Courtier, La Quatrieme Republique, S. 69f. 
133 J.-P. Rioux, La France, Bd. 2, S. 20. 
134 Quellen hierzu u.a. MAE, EU 1949-1955, Sarre 93,172-175. 
135 Die Kabinettsprotokolle der Bundesregierung, Bd. 6, 1953, S. 549f.; E. Kosthorst, Jakob 
Kaiser, S. 337ff.; P. Fischer, Die Saar, S. 153. 
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ränitätsrechten an die Bundesrepublik machten Garantien mit Bezug auf die Wirt­
schaftsunion dringend erforderlich. 136 Andererseits minderte die Entspannung im 
Ost-West Konflikt137 den Wert der EVG-Verträge. Somit bedeutete das Saarjunk­
tim eher Belastung als zusätzliches Argument, um die Gegner der EVG zugunsten 
einer Vertragsunterzeichnung zu gewinnen. "Die sich immer klarer abzeichnende 
Unfähigkeit der Regierung, mit ihren eigenen Problemen fertig zu werden, die 
~währendder Amtszeit von Laniel ihren Höhepunkt erreichte, verursachte einen 
neuerlichen Ausbruch des Nationalismus, der sich sowohl gegen die Vereinigten 
Staaten als auch gegen Deutschland und die Europäer richtete, die von Frankreich 
das Opfer der Souveränität verlangten. Frankreich erstarrte also in Abwehrstel­
lung."138 
Während Paris zögerte und dort die Saarfrage immer mehr zu einer Angelegen­
heit nationalen Prestiges aufgebauscht wurde, ergriffen andere die Initiative. Saar­
brücken verlangte eine sofortige Regelung, denn solange das internationale Statut 
ausstand, würde das Land politisch und ökonomisch keine Ruhe finden. 139 Die 
Verlegung der Montanbehörden in die Saarhauptstadt versprach zudem eine Auf­
lockerung der einseitigen Wirtschaftsstruktur. 140 
Der Aktions-Ausschuß "Montanunionstadt Saarbrücken" wurde gegründet. 
Der Europarat intervenierte.14l Marinus van der Goes van Naters, einer der Naters-Plan 
führenden Politiker der niederländischen Sozialisten und Straßburger Abgeordne­
ter, wurde im Herbst 1952 beauftragt, alle mit dem zukünftigen Statut der Saar 
zusammenhängenden Fragen zu prüfen. Nach einem Jahr legte er seinen Bericht 
vor. Er sah eine Europäisierung der Saar in zwei Etappen vor. Eine Resolution des 
Europarates vermied eine sofortige Intervention und rief die beteiligten Staaten auf, 
136 2.7.1953, L. Hamon, J. Batdoux, Intergroupe parlementaire, o. Bezeichnung, MAE, EU 
1949-1955,154. 
137 Tod Stalins: 5.3.1953; Waffenstillstand in Korea: 27.7.1953. 
138 J. Freymond, Die Saar, S. 145. 
139 S.o. Fußnote. 
140 Karikatur ,,Montanunionstadt" aus: Tintenfisch, März 1953, H. 5. 
141 "Deutsche und französische Verhandlungsziele. GegenüberstelIung" nach: 26.3.1954, Le 
dialogue franco-alIemand sur la SaITe, Essai de definition des theses en presence, PA Grandva125. 
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IPARIS BONN 
I
-" .,--­-~ ~, 
Die Saarist einneuerStaat Die Saar ist Teil Deutschlands ! 
IDefinitives Reglement Nur eine provisorische Regelung ist möglich
 
Eine europäische Regelung für die Saar ist
 Eine europäische Regelung setzt ein vereintes
 
Voraussetzung der europäischen Union
 Europa voraus
 
Der jetzige Saarstaat muß seine Verfassung schützen
 An der Saar muß das Grundrecht der Meinungs­
freiheit gelten
 
Deutsch-französisch-saarländische Verhandlungen
 Deutsch-französische Verhandlungen
 
Referendum
 Freie Landtagswahlen
 
Autonomie
 Selbstverwaltung
 
Europa der Fünfzehn
 Europa der Sechs
 
Die Saar unter europäischer Garantie
 Die Saar unter europäischer Kontrolle
 
Alle Parteien müssen das Statut respektieren
 Keine Einschränkung der Freiheit der Parteien
 
Beibehaltung der Grundprinzipien der Wirtschafts-
 Abschaffung der französisch-saarländischen
 
union
 Konventionen
 
Allmähliche Anpassung an den deutschen Markt
 Sofortige Öffnung des saarländischen Marktes
 
Französischer Franken
 [Internationale Währung 
Gruben deutsches Eigentum; Dreimächtever-Gruben saarländisches Eigentum; saarländisch-
I
waltung
 
Aufhebung der Sequesterverwaltung ist interalliiertes
 
französische Verwaltung 
Rückkauf der französischen Reparationsanspruche
 
Problem
 
ihre bilateralen Verhandlungen fortzusetzen. Im Frühjahr 1954 sollte eine interna­
tionale Konferenz die noch offenen Fragen klären. 142 
Deutsche und französische Verhandlungsziele in Gegenüberstellung 
Sowohl Bonn wie Paris erkannten in dem vorgeschlagenen Saarstatut genügend 
Mängel, um die Aufforderung zu unmittelbaren Gesprächen ernst zu nehmen. 143 Sie 
wollten sich nicht durch Dritte in eine Situation bringen lassen, in der ihnen 
Lösungen aufgezwungen wurden. Nur die Autonomiebefürworter an der Saar tri­
umphierten. Sie sahen sich am Ziel ihrer Wünsche. Van Naters sicherte ihnen die 
Kontrolle über die Gruben zu, einschließlich des Wamdt. Gleichzeitig sollte der 
deutsche Markt geöffnet werden. 
Für Frankreich brachte der Vorschlag eine grundsätzliche Bestätigung der bishe­
rigen Politik: Die Saar würde europäisches Territorium werden. Die Wirtschafts­
union sollte beibehalten bleiben, gleichzeitig war an eine dauerhafte Trennung der 
Saar von Deutschland gedacht. Vorbehalte galten der Ausweitung des Handels mit 
der Bundesrepublik und dem Verlust des Wamdt. 
Am meisten verlangte der Plan von Bonn. Dort war die Reaktion entsprechend 
frostig. Eine Europäisierung der Saar ohne Europäische Politische Gemeinschaft 
erschien als Widerspruch. Die wirtschaftlichen Zugeständnisse gingen nicht weit 
142 Dazu vor allem Per Fischer, Die Saar, S. 293ff. sowie ders., Das Saarstatut des Europarats. 
Vorstoß in europäisches integrationspolitisches Neuland, in: R. Hudemann, R. Poidevin (Hrsg.), Die 
Saar, S. 115-126. 
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genug. Eine dauerhafte Regelung mußte die Bundesrepublik aufgrund verfassungs­
rechtlicher Bedenken ablehnen: "Van Naters claimed objectivity and impartiality in 
the compilation for his report. Nevertheless, his sympathies where obviously ,Euro­
pean' and Francophile. He believed that Germany must make the heaviest sacrifice 
for he feit, that the ,onus of proof' must be with the Federal Republic: After two 
invasions within living memory, the French were naturally hesitant to risk union 
wilhDermany in a confederated Europe. The Saar had become for France a symbol 
of German sincerity."144 
Das Saar-Problem kommt wieder ins Rollen: "Schiebt man feste 
Kümers - dann kommen wir zum Ziel!" (K. Adenauer, R. Schu­
man, G. Bidault, M. van der Goes van Naters) 
Adenauer war entschlossen, Bonn aus der Defensive herauszuführen. Er nahm 
die Europäisierung ernst, forderte eine Regelung, die Europa vorwärts bringe. Im 
Allgemeinen Ausschuß des Europarates stritt Eugen Gerstenmaier erfolgreich für 
eine Argumentation, wonach Deutschland eine Saareuropäisierung nur dann zuge­
mutet werden könne, wenn sie mit der Bildung der Europäischen Politischen 
Gemeinschaft verknüpft sei. Um eine Saarregelung gegenüber der deutschen Öf­
fentlichkeit zu vertreten, bedurfte der Kanzler wichtiger Argumente. Dazu mußte 
das europäische Statut mehr bedeuten als eine leere Worthülse. Adenauer wußte, 
daß es in Frankreich erhebliche Vorbehalte gegenüber der EPG gab. Das gab ihm 
zusätzlichen Verhandlungsspielraum. Nun, da der Kanzler sich nicht länger verwei­
gerte, änderte sich auch das Bild, das in Saarbrücken von Bonn existierte. Deutsch­
143 Karikatur "Das Saar-Problem kommt wieder ins Rollen": Tintenfisch, September 1953, 
H.19. 
144 W.R. Craddock, The Saar-Problem, S. 241. 
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Die Straßburger 
Vereinbarung 
Das Dementi 
land machte moralische Eroberungen: es lancierte europäische Avancen, äußerte 
Verständnis für die Wirtschaftsprobleme des Landes, deutete Hilfestellung an. 
Bidault weilte im Mai 1954 bei der Indochina-Konferenz in Genf, als in Straß­
burg der Ministerausschuß des Europarates zusammentraf. Für die französische 
Regierung nahm der stellvertretende Ministerpräsident Pierre-Henri Teitgen an den 
Beratungen teil. Er warQ~~~nt als überzeugter Europäer. Politisch aber mochte er 
kaum als Schwergewicht gelten. 145 Vorab riet der Quai d'Orsay, daß Teltgen SIch 
auf eine rein protokollarische Rolle beschränke. 146 Doch man traf sich in europäi­
scher Atmosphäre. Van der Goes van Naters war anwesend, auch der belgische 
Außenminister Paul Henri Spaak und der Präsident der Hohen Behörde, Jean 
Monnet. Adenauer wurde von seinen engsten Mitarbeitern begleitet, Heinrich von 
Brentano, Eugen Gerstenmaier, Walter Hallstein. Nach einer Nachtkonferenz legte 
die Arbeitsgruppe ein Papier vor, das wesentlich auf den Überlegungen von Van der 
Goes van Naters aufbaute. Anstelle von zwei Etappen waren nun drei Phasen 
vorgesehen. Erst in der letzten, derjenigen der Europäischen Politischen Gemein­
schaft, sollte die Saar den Status eines europäischen Territoriums erhalten. Teitgen 
bestätigte den Bonner Friedensvertragsvorbehalt. Den hatte Paris bereits zuvor 
akzeptiert. Der Bundeskanzler machte Zugeständnisse in den Wirtschaftsfragen. 147 
Was Durchbruch hätte bedeuten können, wurde zu einer bitteren Lehrstunde, wie 
Naivität und gute Absichten nur Unheil bewirken konnten. Bidault reagierte verär­
gert. Nicht einmal französische Kollegen in Straßburg waren über den Inhalt der 
Unterredungen unterrichtet worden. Wenn Tanguy Comte Courson de la Villeneu­
ve, der Saarreferent, sich nicht das Teitgen-Adenauer-Protokoll aus eigenem An­
trieb besorgt hätte, wäre der Quai d'Orsay zwei Tage ohne Nachricht über das 
Abkommen gewesen. 148 Teitgen hatte das mühsam aufgebaute Verhandlungsgleich­
gewicht gestört, hatte die mit der Saarfrage traditionell betrauten Verantwortlichen 
unnötigerweise verprellt, provozierte Entscheidungszwang, wo die Regierung La­
niel vollauf beschäftigt war, die Ereignisse in Indochina zu verarbeiten. 
Eiligst dementierte der Quai, daß ein formelles Abkommen erzielt worden sei. 
Agence France Presse berichtete: lediglich Gespräche seien geführt worden, um die 
Suche nach einer Lösung zu erleichtern.149 Die Wirkung des Dementis war verhee­
rend. "Nichts hat damals in der Bundesrepublik die europäische Idee so stark 
diskreditiert wie dieses sehr durchsichtige Spiel der französischen Saarpolitik, zu 
dem Adenauer wohl oder übel auch noch gute Miene machen mußte". 150 
An der Saar waren die Reaktionen ähnlich. Finanzminister Erwin Müller bedau­
erte anläßlich der Einweihungsfeier für ein Kriegsopferheim die Entwicklung der 
145 Unter der Regierung Joseph Laniel war die Position des Stellvertretenden Ministerpräsi­
denten dreifach besetzt, mit Pierre-Henri Teitgen, Paul Reynaud und Henri Queuille. 
146 24.5.1954, o.V., Resume des pourparlers entre le Mardi 18 et le lundi 24 Mai 1954, PA 
Grandval 20. 
147 Die Kabinettsprotokolle der Bundesregierung, Bd. 7, Abb. 4. 
148 24.5.1954, o.V., Resume des pourparlers entre Je Mardi 18 et le lundi 24 Mai 1954, PA 
Grandval 20.
 
149 8.6.1954, Saarbergwerke, Revue de Presse, MAE, EU 1949-1955, Sarre 65.
 
150 H.-P. Schwarz, Die Ära Adenauer, S. 223. 
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letzten Wochen: Jede Verzögerung einer Lösung der Saarfrage bedeute, den günsti­
gen psychologischen Moment der letzten Wochen zu verpassen. 151 Am 5. Juli 1955 
wandte sich Ministerpräsident Johannes Hoffmann an Mendes France, den neuen 
Regierungschef in Paris: "Pour la population, comme pour l'economie sarroise, une 
solution rapide et durable de la question sarroise est une imperieuse necessite. La 
population desire ne pas etre plus longtemps un objet de litige.... Elle souhaite au 
contraire que son pays devienne un element de concorde et de conciliation." Die 
Verhandlungen, schrieb Hoffmann, seien jetzt soweit gediehen, daß eine Grund­
satzentscheidung erfolgen müsse. Die Europäisierung sei das von der Saarregierung 
seit langem angestrebte Ziel. Ihm stimme die Mehrheit der Bevölkerung zu. Das 
bewiesen die Wahlen vom November 1952. Ein weiterer Aufschub der Entschei­
dung sei innenpolitisch nicht zu vertreten. Wenn jetzt die Verhandlungen scheiter­
ten, könne er, Hoffmann, die Verantwortung nicht länger tragen. 152 
Am 30. August 1954 akzeptierte die Pariser Nationalversammlung den Vor­
scWag des rechtsstehenden Abgeordneten General Aumeran, wonach die Debatte 
über die EVG ohne Ansetzung eines neuen Termins abgebrochen werde. De facto 
entsprach das Votum der Deputierten einer glatten Ablehnung des mühsam ausge­
handelten Vertragswerkes. Frankreich hatte sich aller europäischen Aura entkleidet. 
(3) Saarstatut 
In wenigen Wochen fanden die Westmächte und die Bundesrepublik eine Ersatzlö­ Alte und neue 
sung, (Londoner Neun-Mächte-Konferenz, 28.9.-3.10.1954). Westdeutschland wurde Zwangslagen 
Vollmitglied der NATO. Die Westeuropäische Union garantierte automatische 
Beistandsverpflichtung und Rüstungskontrolle. Sozusagen als Zugabe erhielt Bonn 
gegenüber dem Deutschlandvertrag von 1952 erweiterte Souveränitätsrechte. Offen 
blieb allein, was mit der Saar geschehen würde. 
Unmittelbar nach dem Votum der Nationalversammlung gegen den EVG-Ver­
trag informierte Mendes France die französischen Botschaften, daß Paris die Lö­
sung der Saarfrage weiterhin als vordringliches Problem erachte. 153 Am 20. Sep­
tember 1954 deutete er der Beratenden Versammlung des Europarats den Weg an, 
den er zu gehen beabsichtigte: Frankreich würde der Gründung der Westeuropäi­
schen Union nur zustimmen, wenn eine Regelung für die Saarfrage gefunden 
werde. 154 
Weshalb konstruierte Mendes France ein neues Junktim nach den schlechten 
Erfahrungen der letzten Jahre? Dafür gab es viele Gründe. Die "Europäer" unter den 
französischen Abgeordneten mußten besänftigt werden. Sie hofften über die Euro­
päisierung der Saar doch noch Fortschritte in der Europapolitik zu erzielen. Die 
Rechte verlangte den Nachweis von Stärke gegenüber der Bundesrepublik. Nur mit 
Mühe mochte sie sich damit abfinden, daß Deutschland seine Souveränität zurück­
151 21.6.1954, Volksstimme, MAE, EU 1949-1955, Sarre 65, Revue de presse. 
152 5.7.1954, Hoffmann an Mendes France, PA Grandval22. 
153 8.9.1954, Mendes France an die französischen Botschaften in Washington ... , DDF, 1954, 
1, S. 298. 
154 Vgl. die Berichte in: MAE, EU 1949-1955, Sarre 51, Blatt 30 u. 74. 
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gewann. Schließlich mußte Mendes France beweisen, daß er französische Interes- Bundesrepublik verpflichteten sich, die saarländische Wirtschaft in weitestem Um­
sen ebenso entschieden vertrat wie seine Vorgänger. fang zu entwickeln. "Bezüglich der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der 
Neben innenpolitischen Gesichtspunkten sprachen außenpolitische Überlegun- Bundesrepublik Deutschland und der Saar ist das Ziel zu erreichen, gleichartige 
gen für ein entschiedenes Auftreten. Van der Goes van Naters wollte die Saarfrage Beziehungen zu schaffen, wie sie zwischen Frankreich und der Saar bestehen." 
aufwärmen, um Druck auf Paris auszuüben. Immer noch hielt er an der Idee der Einschränkend hieß es, daß dieses Ziel nur "fortschreitend in der Blickrichtung auf 
Europäischen Politischen Gemeinschaft fest. 155 Die Autonomiebefürworter in Saar- die sich ständig ausweitende deutsch-französische und europäische wirtschaftliche 
brücken rührten sieh:Sle'Wäfenenttausehr, weil die EVa gescheitert war. Alle ---- Z'Usarnmenarbeit" erreicht werden könne und insbesondere nicht die französisch-
Hoffnungen auf eine Saarregelung hatten sie in die EVG gesetzt. Die Wiederbe- saarländische Wirtschaftsunion gefährden dürfe. Das war der Fall, wenn die Aus­
waffnung Deutschlands, die Rückgewinnung der Souveränität - so unterstrich weitung des Handels und des Kapitalverkehrs die Errichtung einer Zollgrenze 
Hoffmann in einer Denkschrift an Mendes France - verlange, daß jetzt für die Saar zwischen Frankreich und der Saar erforderlich machte oder wenn die französische 
eine Lösung gefunden werde. 156 Wie sehr das Klima sich an der Saar gewandelt Leistungsbilanz schwer beeinträchtigt wurde. Mit anderen Worten, Frankreich 
hatte, verdeutlichte der Bericht einer Saardelegation, die im September mit dem wollte die Öffnung der Saar zum deutschen Markt kontrollieren. An den Grundsät­
neuen Staatssekretär im Quai d'Orsay, Roland de Moustier, zusammentraf. Danach zen der Wirtschaftsunion sollte sich zunächst nichts Wesentliches ändern, ja die 
war in den letzten Wochen ein deutlicher Stimmungsumschwung zu spüren. Es sei Grundprinzipien sollten Gegenstand eines gesonderten Vertragstextes zwischen 
schwierig geworden, hieß es, junge Beamte zu rekrutieren und sie zu überzeugen, Saarbrücken und Paris werden. Artikel 13 verpflichtete Frankreich und die Bundes-
daß das Diplom an der Saaruniversität ausreiche. "Tous essayent de se premunir republik, den übrigen Mitgliedsregierungen der Europäischen Gemeinschaft für 
contre une evolution possible des evenements. Deja ils font preuve de la plus grande Kohle und Stahl zu empfehlen, den Sitz der Gemeinschaft nach Saarbrücken zu 
prudence. En un mot: Une inquietude generale gagne peu a peu l'ensemble de verlegen. 159 Damit das Saarstatut nicht angezweifelt werden könne, drängte Men­
l'opinion publique".157 des France auf eine Volksabstimmung, während Adenauer die Ratifikation durch 
Verhandlungen Für die Lösung der schwierigen Saarfrage zwischen Bonn und Paris standen einen frei gewählten Landtag vorgezogen hätte. Der Kanzler befürchtete nationali­
unter Zeitdruck lediglich vier Tage zur Verfügung. Am 23. Oktober sollten die Verträge über die stische Agitationen, hegte aber wohl auch die Erwartung, daß es den nach Deutsch-
Westeuropäische Union und über die Beendigung des Besatzungsregimes in Deutsch- land orientierten Parteien in einem Landtagswahlkampf leichter fallen werde, sich 
land unterzeichnet werden. Noch war keine Saarregelung gefunden. Adenauer durchzusetzen. Eine neue Saarregierung würde unabhängiger von Paris handeln 
reiste am 19. Oktober in die französische Hauptstadt, um auf Spitzenebene mit können und bestrebt sein, das wirtschaftliche Übergewicht des westlichen Nachbars 
Mendes France das Thema zu beraten. Am 21. ließ er die Fraktionsvorsitzenden der zurückzudrängen. 160 
Bundestagsparteien nachkommen, weil er nicht allein die Verantwortung überneh­
men wollte. Die deutsche Seite besaß vergleichsweise schlechte Karten. Sie hatte 
bereits das Wesentliche in London erreicht, nun präsentierte Mendes France seine 
Gegenrechnung. 
Adenauer war kaum in der Lage, das Pariser Vertragswerk an der Saarfrage
 
scheitern zu lassen. 158 Immerhin überzeugte er seinen Verhandlungspartner, daß
 
dem Friedensvertragsvorbehalt entsprochen werden müsse. So einigte man sich,
 
daß jede endgültige friedensvertragliche Regelung einem Referendum der Saarbe­

völkerung unterliegen müsse. Insgesamt entsprach das Saarabkommen vom 23.
 
Oktober 1954 aber stärker den französischen Vorstellungen: Die Saar würde im
 
Rahmen der Westeuropäischen Union sofort ein europäisches Statut erhalten. Die
 
außenpolitische Vertretung übernahm ein europäischer Kommissar. Die politischen
 
Parteien, Vereine und Zeitungen unterlagen keiner Genehmigungspflicht, durften
 
aber nach Annahme des Statuts dieses nicht in Frage stellen. Frankreich und die
 
155 11.9.1954, Grandval an Mendes France, DDF, 1954, 1, S. 333ff.
 
156 13.9.1954, Aide-memoire Hoffmanns für Mendes France, PA Grandval22.
 
157 18.9.1954, Dejeuner de M. de Moustier et de ses collaborateurs avec les personnalites
 
sarroises, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 4.
 
158 Karikatur aus: 25.10.1954, Frankfurter Abendpost, in: W. Marienfeld, Die Geschichte des
 159 L. Dischler, Das Saarland, Bd. 2, S. 106ff.
 
160 H.-P. Schwarz, Adenauer, Bd. 2, Der Staatsmann, S. 162ff.
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(4) Spielball widerstreitender Öffentlichkeiten 
Gegensätzliche In Paris war man mit dem Saarstatut zufrieden, in Saarbrücken herrschte hoffnungs­
Erwartungen 
volle Erwartung, in Bonn entlud sich ein Sturm der Entrüstung. 161 Von einer 
wirklich europäischen Lösung konnte gar nicht die Rede sein. Mendes France hatte 
seine starke Position überreizt. Was ihm innenpolitische Pluspunkte einbrachte, 
führte Adenauer in die Krise. Unter großem Zeitdruck war das Saarstatut zustande 
gekommen. VideRegeIil-ngen blieben unklar, bedurften der Erläuterung. Das sorg­
te für Mißverständnisse, war aber nicht einmal das Wichtigste. Die politischen 
Öffentlichkeiten in Frankreich, im Saarland und in der Bundesrepublik mißtrauten 
dem guten Willen der jeweils anderen Seite: Frankreich prüfte Deutschland, ob es 
bereit war, dem Nationalismus abzuschwören. Es verlangte Anerkennung als Sie­
germacht und das Recht auf Kompensation. DeutscWand prüfte den demokrati­
schen Geist Frankreichs und die Bereitschaft zur Verständigung. Saarbrücken 
prüfte Paris und Bonn in der Wirtschaftsfrage. Waren sie bereit, "die saarländische 
Wirtschaft im weitesten Umfang zu entwickeln", wie es im Vertragstext hieß, und 
akzeptierten sie die Autonomie der Saar? 
In Deutschland bewiesen die Meinungsumfragen, daß die breite Öffentlichkeit 
die Pariser Verträge hinnahm. Die Wiederbewaffnung provozierte stärkere Vorbe­
halte als die Saarregelung. Im November 1954 waren 42% der Befragten nicht oder 
nur teilweise mit der Politik Adenauers einverstanden. Als Grund nannten 11 % die 
Wiederbewaffnung und 9% das Saarabkommen. Im Januar antworteten 41 % auf die 
Frage, warum so viele Deutsche gegen die Pariser Verträge eingestellt seien, mit 
dem Hinweis auf die Wiederbewaffnung. Nur 20% machten das Saarabkommen 
verantwortlich. Im Mai lautete die Frage: "Wenn sich nun bei der kommenden 
Volksabstimmung die Saarbevölkerung gegen das Saarstatut entscheidet: ist das 
gut oder schlecht für Deutschland?" "Schlecht" antworteten 25%, "gut" 22%. 53% 
gaben kein Urteil ab. 162 
Während also die breite Öffentlichkeit sich desinteressiert von der Saarfrage 
abwandte, provozierte das Thema in der publizistischen und politischen Öffentlich­
keit aufgeregte Stellungnahmen. Eine Studentenversammlung in Heidelberg sprach 
sich gegen die Pariser Verträge aus und begründete ihr Votum mit der Wiederbe­
waffnung und dem Saarstatut. 163 Einzelne Landtage protestierten gegen das Saarab­
kommen. 164 
Ein zäher Parteienkampf prägte das politische Klima. 165 Den kleinen Regie­
rungsparteien bot das Saarthema Chance zur Selbstdarstellung gegenüber der über­
mächtigen CDU. Die Christdemokraten selbst waren innerlich gespalten. Die SPD 
witterte Morgenluft und brachte das Thema vor das Bundesverfassungsgericht, 
wenn auch ohne Erfolg. 
161 20.11.1954, BRS, Analyse de presse, MAE, EU 1949-1955, Sarre 51.
 
162 Vgl. E. Noelle, E.P. Neumann (Hrsg.), Jahrbuch der öffentlichen Meinung, 1947-1955, S.
 
171,324,327,365f. 
163 28.12.1954, Fran~ois-Poncet an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 182. 
164 9.11.1954, BRS, Chronique, MAE, EU 1949-1955, Sarre 51; 2.2.1955, Fran~ois-Poncet an 
MAE, Resolution du Landtag rheno-westphalien au sujet de la question sarroise, ebd., 182. 
165 20.11.1954, BRS, Analyse de presse, MAE, EU 1949-1955, Sarre 51. 
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In Frankreich war die Konstellation ähnlich. Nicht die Saarfrage interessierte, 
sondern die Reaktion in Deutschland. Man fühlte sich anläßlich der Bundestagsde­
batten an die politische Diskussion der Vorkriegszeit erinnert: "Un tDn qui rappelle 
tragiquement l'avant-guerre", meinte die Chronique sarroise.l66 Ein heftiger Streit 
entbrannte, ausgelöst durch die Notwendigkeit, den Saarvertrag zu erläutern: Ade­
nauer bezeichnete das Abkommen als provisorisch, nicht eigentlich europäisch, 
-- doch-geeignet, die Vorrangstellung Frankreichs zu mindern. Die Saar werde die 
Kontrolle der Gruben einschließlich des Warndt übernehmen. Ziel des Statuts sei 
es, Deutschland mit Frankreich wirtschaftlich gleichzustellen. Im Hinblick auf den 
Friedensvertrag dürften die Parteien selbstverständlich eine Rückkehr zu Deutsch­
land befürworten. Unnötigerweise brachte er auch noch die Alliierten ins Spiel, die 
nicht mehr den Standpunkt von 1947 teilen würden. Der Bundestag und der Bun­
desrat nahmen in gesonderten Resolutionen Stellung, betonten die Zugehörigkeit 
der Saar zu den Grenzen Deutschlands von 1937 und bezeichneten die Saarländer 
als Mitbürger. 167 
Die Wirkung in Paris war verheerend. Bewies nicht die deutsche Reaktion, daß 
man dort immer noch den Weg der Verständigung ablehnte? Von Mendes France 
und seinen Nachfolgern Edgar Faure und Antoine Pinay erwartete die politische 
Öffentlichkeit Standfestigkeit. Daß der Konflikt nicht eskalierte, war den auf Mäßi­
gung bedachten Regierungspolitikern in Paris und Bonn zu verdanken. Die Alliier­
ten drängten auf Ausgleich, die WEU machte nützliche Vorschläge. Dennoch 
mußten Pinay und Adenauer dem öffentlichen Druck zumindest teilweise nachge­
ben. 
Die deutsche Offensive betraf vier französische Traumata: Als erstes war da die 
bittere Erkenntnis, Frankreich werde mit dem Kolonialreich auch die Großmacht­
stellung verlieren. Paris mußte sich in Zukunft mit einem wiedererstarkten Deutsch­
land von gleich zu gleich auseinandersetzen. Zweitens deutete die heftige Agitation 
im Osten an, daß Deutschland sich weniger gewandelt hatte, als seine Regierungs­
politiker den Anschein gaben. Drittens steigerte das Drängen auf wirtschaftliche 
Gleichstellung an der Saar die Furcht vor der überlegenen Wirtschaftsdynarnik des 
östlichen Nachbarn: Paris blieb nicht verborgen, daß die Bonner Pläne für eine 
Rückgewinnung der Saar von dem Eigengewicht wirtschaftlicher Tatsachen aus­
gingen. Und schließlich mobilisierte die öffentliche Diskussion die Furcht vor 
einem unkontrollierten Eindringen deutscher Waren und deutschen Kapitals, wobei 
die Saar, wie in den Jahren der Völkerbundszeit, als privilegierter Mittler Nutzen 
ziehen würde. 
Paris und Bonn waren im Gegeneinander gefesselt. Die Saar selbst konnte ihre 
Interessen kaum artikulieren. Der erste entscheidende Schritt wurde bereits mit dem 
Statut gemacht. Ein französisch-saarländisches Vorprojekt vom 16. Oktober defi­
nierte als Ziel des Abkommens, "que la question sarroise ne puisse demeurer une 
source de tension et de difficultes .. , au contraire, qu'entre l' Allemagne et la France, 
166 7.3.1955,Chroniquesarroise,PAGrandvaI19. 
167 Vgl. zahlreiche Dokumente in: DDF, 1954, 1, S. 775ff. sowie L. Dischler, Dokumente, Bd. 
2, S. 119ff.; 27.2.1955, o.V., o. Bezeichnung, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 6; 18.3.1955, 
Resolution adoptee par le Bundesrat lors de l'approbation des Accords de Paris, ebd. 
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Französische 
Traumata 
Entscheidungen 
ohne Konsulta­
tion der Saar­
regierung 
...... 
la Sarre doit constituer un lien et qu'elle doit unir toujours plus etroitement les deux schaft sah ein weiteres saarländisches Unternehmen von ausländischen Interessen 
176pays dans une cooperation de nature a promouvoir l'unification du continent dominiert. 175 "Die Saarländer wurden geopfert", meldete die Volksstimme. Sig-
Anhaltender 
Pessimismus 
trotz Konjunk­
turwende 
europeen."168 Im endgültigen Vertragstext war von einer europäischen Berufung 
der Saar nicht mehr die Rede; nur, daß es darauf ankomme, die Streitigkeiten in den 
gegenseitigen Beziehungen zu beseitigen, wurde erwähnt. 
Der beschriebene Fall war nicht der einzige, bei dem wichtige Änderungen 
erfolgten oder Entscheidungen gefällt wurden, ohne dIe Saar In dIe Beschlußfas-~"ist 
sung einzubeziehen. Antoine Pinay beispielsweise, der französische Außenmini­
ster, versprach Saarbrücken, daß die Befugnisse des Europäischen Kommissars bei 
den anstehenden Verhandlungen genau definiert würden. Nach Auffassung der 
Saarbrücker Regierung kam es darauf an, daß das Kommissariat nicht eine Art 
"Oberregierung" darstellte. 169 Pinay und Adenauer verhandelten am 29.130. April 
1955 über das Thema, schließlich gab der französische Außenminister dem deut­
schem Drängen nach. Nur weil Hoffmann sich stur stellte, wurde die WEU beauf­
tragt, doch noch eine andere Lösung zu finden: ,,Erstmals", erinnerte sich später der 
saarländische Ministerpräsident "tauchte bei uns selbst die Frage auf, ob wir über­
haupt noch mitmachen sollten oder nicht. Wurde hier nicht das Wort ,europäisch' 
nur als Mantel für handfeste Eigeninteressen der Bundesrepublik und Frankreichs 
benützt?"17o 
Mehr als solch vergleichsweise technische Fragen erregten wirtschaftspolitische 
Entscheidungen die breite Bevölkerung: Um die Pariser Verträge im Senat durchzu­
bringen, versprach Pinay während der Debatten, daß Paris die Zusage einhalten 
werde, wonach die Sequesterverwaltung für Völklingen beendet werde. Gleichzei­
tig erklärte er, es käme keine Regelung in Betracht, welche den RöcWings ihren 
alten Besitz zurückbringe. l71 Erneut ging es um einen symbolischen Nachweis 
französischer Stärke, erneut beeinflußten Traumata der Vergangenheit die französi­
sche Politik. Herrnann Röchling war in der Erinnerung Symbol des aggressiven, 
kriegerischen deutschen Wirtschaftsnationalismus. Er stand zugleich für jenen Un­
temehmertypus an der Saar, der durch seinen Einfluß ganze Belegschaften, ja, 
ganze Regionen prägte. ,,11 est certain", wandte sich Pinay an Finanzminister Pierre 
Pflimlin, "que le retour des Röchling en Sarre porterait un coup extremement grave 
al'application du statut europeen et compromettrait des l'origine le fonctionnement 
de celui-ci."172 
In einer Unterredung mit Adenauer vereinbarte Pinay den Erwerb der Röchling­
aktien durch die Bundesrepublik und den französischen Staat sowie die Gründung 
einer deutsch-französischen Gesellschaft. Die Saar blieb außen vor: 173 "Schicksal 
aus zweiter Hand", befürchtete Die Arbeitskammer. 174 Die Christliche Gewerk­
168 16.10.1954, Projet de protocole franco-allemand relatif aI'etablissement d'un statut euro­
peen pour la Sarre, PA Grandval19. 
169 I. Hoffmann, Das Ziel, S. 400. 
170 Ebd., S. 401. 
171 25.3.1955, Rede Pinays im Conseil de la Republique, PA Grandval21. 
172 19.3.1955, Pinay an Ptlimlin, PA Grandval32. 
173 Iean-Paul Cahn, Un aspect de la question sarroise. 
174 Oktober 1954, Die Arbeitskammer. 
mund Lion erinnerte in derselben Zeitung daran, daß aufgrund bestehender Verträ­
ge der französischen Außenminister auch saarländische Interessen zu vertreten 
habe. Das Röchlingabkommen verleugne diese Verpflichtung. 177 Die Verbitterung 
war groß. "Selbst bei unseren ältesten Freunden", telegrafierte Grandval nach Paris, 
eineVertrauenskrise zu spüren".178 
(5) Der Wirtschaftsvertrag vom Mai 1955 
Saaroffensive 
Die konjunkturellen Voraussetzungen für das Saarreferendum waren günstig. 179 
Seit dem Frühjahr 1954 spürte man den Umschwung auf dem Stahlsektor. 1BO Selbst 
1B1bei der Kohle deutete sich im Dezember eine positive Entwicklung an. In 
Frankreich stieg die industrielle Produktion 1954 um 9% (Basis 1953) und im 
Folgejahr um 11 %. Verglichen mit den jeweils 6% für Großbritannien war der 
Fortschritt unverkennbar. Nur die Bundesrepublik mit 11 % bzw. 16% überstrahlte 
noch den westlichen Nachbarn.182 
Index der industriellen Produktion 
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Streik - Gesamte Ind. 180t-------~-------
-- Bergbau 
...... Grundstoff 
160 I 
1401 
",
............... -- .......... - _.. _.. 
120 +-r=~--------,--------
7"'-·"'~ ... " / 
/J~\!r 
". - .. 
100 4 ' 
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sche: A.H.). 
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Für die Verantwortlichen an der Saar änderte der konjunkturelle Aufschwung 
wenig. Die Stimmung blieb gedrückt. In den Saarländischen Bevölkerungs- und 
Wirtschaftszahlen war zu lesen: Die positiven Daten der letzten Monate dürften 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß das Gleichgewicht der Saarwirtschaft labil sei 
und die langfristigen Voraussetzungen für ein stetiges Wachstum nur in einigen 
Branchen günstig. 183 Die Unsicherheit wuchs noch, als die französische National­
versammlung das EVG-Projekt ablehnte. Hoffmann intervenierte bei Mendes Fran­
ce: Ein entschiedenes Bekenntnis Frankreichs zur Saar sei notwendig, ein Eingehen 
auf die dringenden Wirtschaftsprobleme, ein wirkliches Engagement. 184 Luitwin 
183 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 6 (1954), S. I, 7f.
 
184 13.9.1954, Aide-memoire Hoffmanns für Mendes France, PA Grandval22.
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von Boch-Galhau argumentierte gegenüber einem französischen Verantwortlichen:
 
Um die negative Wirkung der Ablehnung der EVG auszugleichen, solle Frankreich
 
alle mittelfristigen Kredite für die Saar in langfristige umwandeln. So könne Frank­

reich beweisen, daß es an die Saar glaube. Zusätzlich müßten weitere Kredite bei
 
den Banken freigestellt werden. 185
 
Mendes France wußte, daß es wichtig war, dem saarländischen Drängen nachzu- Steigende Er­
-gebete Eine frahzösisch-saarländische Kommission wurde daher eingerichtet, wel­ wanungen 
che die Probleme der Saarwirtschaft studieren sollte.I86 In Vorbereitung der Ver­
handlungen erarbeitete die Saarregierung eine Denkschrift, die die Gründe der 
relativen Rückständigkeit der Saarwirtschaft untersuchte: die einseitige Wirtschafts­
struktur, die Kriegsschäden, der mangelnde Einfluß auf die Gruben und die Hütten 
sowie die fehlenden Importmöglichkeiten.187 Während der Sitzungen im Commis­
sariat General au Plan präzisierte Finanzminister Paul Senf die saarländischen 
Forderungen. Die Gruben benötigten in den nächsten Jahren 50-58 Milliarden 
Franken, führte er aus, die Hütten 70 Milliarden, für die Elektrizitätsversorgung 
seien 18 Milliarden vorzusehen, für Straßenbau und sonstige Tiefbauarbeiten 55 
Milliarden. Das waren schon nennenswerte Finanzmittel, die das Saarland benötig­
te. 188 Von französischer Seite bat man um eine rasche Übersetzung des saarländi­
schen Memorandums und um genauere Unterlagen. 
Das Saarstatut steigerte die Saarbrücker Aspirationen. Für die IHK bedeutete es 
zuallererst Berücksichtigung der Ein- und Ausfuhrbedürfnisse des Saarlandes. Die 
Saar sei angewiesen auf den europäischen Markt, auf den Absatz nach und die 
Einfuhr aus Deutschland und Frankreich. Dabei sei darauf zu achten, daß die junge 
verarbeitende Industrie vor unerwünschten Importen geschützt werde. Organisch 
und etappenweise müsse sich der Übergang vollziehen.189 Noch weitere Hoffnun­
gen verbanden sich mit dem Vertrag: die Bereitstellung langfristiger Mittel, Beteili­
gung von Ausländern an saarländischen Unternehmen; Verbesserung der Verkehrs­
infrastruktur und der Energiewirtschaft. Die Regierungspolitiker verwiesen auf 
Artikel l2e, wonach die Saar für die Verwaltung sämtlicher Kohlenvorkommen der 
Saar einschließlich des Warndt Sorge tragen werde. Damit deutete sich eine Lösung 
in der schwierigen Warndtfrage an. Die Kontrolle der ertragreichen Felder ver­
sprach eine deutliche Besserung der Erlössituation bei den Saargruben.190 
Im Januar 1955 veröffentlichte der Wirtschaftsredakteur der Volkszeitung Dr. 
Eugen Becker in der Saar-Wirtschaft einen höchst aufschlußreichen Kommentar. 
185 15.9.1954, Tersac, Note a I'attention de M. l'Ambassadeur, MAE Nantes, Sarre, HC 
Cabinet 129. 
186 13.9.1954, Aufzeichnung Grandvals über Unterredungen Mendes France-Hoffmann, MAE 
Nantes, Sarre, HC Cabinet 4. 
187 11.10.1954, o.V., Memorandum über die wirtschaftliche und budgetäre Situation des 
Saarlandes und die sich daraus ergebenden dringenden Maßnahmen, LASB, AAEA 330. 
188 13.10.1954, Projet de compte-rendu de la reunion au Commissariat General au Plan, Etude 
du plan d' equipement de la Sarre, MEF, B33.520. 
189 Industrie- und Handelskammer Saarbrücken, Saarwirtschaft und Europäisierung; Indu­
strie- und Handelskammer des Saarlandes, Wie sieht die Saarwirtschaft die Auswirkungen des 
Saarstatuts vom 23. Oktober 1954 auf die Wirtschaft an?, o.D. (1955). 
190 11.11.1954, SVZ; 17.1.1955, ebd. 
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Die Folgen 
Er unterstrich, daß Artikel 12 ein realistisches Programm entwerfe. Es gehe darum, 
der Saarwirtschaft die freie Entfaltung nach Osten und Westen zu ermöglichen. Mit 
einer Verwässerung dieser ausschlaggebenden Bestimmung würde man sich im 
Saarland keine Freunde erwerben. 191 Finanzminister Senf sah es ähnlich. "Artikel 
12 des Saarstatuts", rief er während einer CVP-Kundgebung aus, "ist unsere Hoff­
nung. Guter Wille vorausgesetzt, lassen sich angemessene Lösungen finden".l92 
Bonner Kontakte 
Offenbar fehlte es an gutem Willen. Um zusätzlichen Druck auf Paris auszuüben, 
verhandelten Saarbrücken und Bonn miteinander. Rolf Lahr, Referatsleiter für 
Westeuropa, nahm Kontakt zu Johannes Hoffmann auf, entwickelte ein Programm 
größtmöglicher wirtschaftlicher Autonomie. Auch Rudolf Thierfelder schaltete sich 
ein. 193 Doch dann erlitt die deutsche Taktik, die auf Mitsprache im wirtschaftlichen 
Bereich setzte, einen herben Rückschlag. Erhard wurde bei seinen Unterredungen 
in Paris von Mendes France überrumpelt - "nach Blankenhorns Auffassung bedingt 
durch seine außenpolitische Unerfahrenheit. ... Statt sich an die besprochene Marsch­
route zu halten, wonach alle Fragen von dreiseitigem Interesse den vorgesehenen 
Dreierverhandlungen Bonn-Saarbrücken-Paris vorzubehalten seien, ließ sich der 
Wirtschaftsminister auf einen Kompromiß ein. Um die Ratifizierung der Westver­
träge im Senat zusätzlich abzusichern, sollte Paris schon jetzt bilateral mit Saar­
brücken verhandeln dürfen, die erzielten Ergebnisse aber erst zusammen mit dem 
Saarstatut in Kraft setzen."194 Damit war die Saarregierung den französischen 
Pressionsversuchen schutzlos ausgesetzt. 
Gab es keine Möglichkeit, die Dinge zurechtzurücken? In Deutschland erhielt 
die Presse Nachricht von den Verhandlungen, berichtete in großen Lettern über den 
Sachverhalt. Gespräche mit Hoffmann seitens Bonner Regierungsvertreter meinten 
im Bewußtsein vieler politisch Interessierter immer noch Kontakt mit den "antide­
mokratischen Vaterlandsverrätern".195 Vor dem Bundestag erklärte Adenauer, die 
Annahme des Statuts sei am ehesten geeignet, Hoffmann loszuwerden. Der saarlän­
dische Ministerpräsident reagierte verärgert und brach die Verbindungen ab. 196 
Der außenpolitische Sieg Frankreichs endete in der Niederlage. Deutschland war 
nicht zu dreiseitigen Wirtschaftsverhandlungen gezwungen, an denen Hoffmann 
teilgenommen hätte und in denen er jene Anerkennung gefunden hätte, die ihm 
später so sehr fehlte. Bonn mußte die bekundete Hilfsbereitschaft nicht in Mark und 
Pfennig beweisen, etwa durch Verzicht auf Zollabgaben, durch Gewährung von 
Krediten oder durch bewußte Förderung der Absatzmöglichkeiten. Das nämlich 
erwartete Saarbrücken von der Bundesrepublik. Die verpaßte Chance spaltete die 
191 15.1.1955, Saar-Wirtschaft. 
192 27.1.1955, Saar-Wirtschaft. 
193 8.1.1955, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 182. 
194 B. Thoß, Die Lösung der Saarfrage, S. 260f. 
195 10.2.1954, Analyse de Presse, MAE, EU 1949-1955, SaITe 53. 
196 J. Hoffmann, Das Ziel, S. 397f.; Karikatur: "Wir sagen mit der DPS NEIN!", aus: Staat­
liches Institut für Lehrerfortbildung (STIL), Das SaaITeferendum 1955, S. 66. 
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saarländische Regierung, entzweite die CVP. Deren Wirtschaftsflügel hatte bereits 
zuvor die einseitige Orientierung auf Frankreich nur mit Mühe ertragen. 
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" Wir sagen mit der DPS NEIN!" 
Herausgeber: Demokratische Partei Saar 
Französisches Übergewicht 
Der Konflikt um den saarländisch-französischen Wirtschaftsvertrag resultierte aus 
einer Vereinbarung zwischen Mendes France und Johannes Hoffmann vom 16. 
Oktober 1954. Der saarländische Ministerpräsident drängte damals auf eine endgül­
tige Saarlösung. Mendes France wollte sie ebenfalls, doch brauchte er eine Rege­
lung, die an den wirtschaftlichen Tatbeständen nichts Entscheidendes änderte. Das 
zukünftige Saarstatut sollte ein freundliches Äußeres erhalten, den saarländischen 
Wünschen entgegenkommen, de facto aber die Kontrolle bei Paris belassen. Politi­
sche Autonomie bedeutete in französischer Sicht nicht wirtschaftliche Autonomie. 
Wie konnte man die widerstreitenden Ziele miteinander vereinbaren? 
Mendes France wählte ein Verfahren, das bereits früher im Zusammenhang mit 
dem saarländischen Tarifvertragsgesetz gescheitert war: die verbindliche Interpre­
tation von Texten durch geheime Regierungsabsprache. Die Saarländer wollten 
damals anderes, begannen im Oktober 1954 echte Verhandlungen. Letztlich mußten 
sie auf alle ihre wesentlichen Forderungen verzichten: Autonomie bei den Sozialab­
gaben, Löhnen, Steuern, eine Beteiligung Dritter bei den Saargruben. Nichts davon 
wurde realisiert. 197 Hoffmann willigte der Bestätigung der bisherigen Wirtschafts­
197 17.10.1954, o.V., Conversations franco-saIToises, MAE, EU 1949-1955, SaITe 157. 
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union ein, weil er das Saarstatut brauchte, weil er die Konsequenzen nicht genau 
vorhersah, scWießlich wohl auch, weil er der Dynamik der Entwicklung vertraute. 
Mehrere Briefe legten fest, wie Paris und Saarbrücken einzelne Artikel des zukünf­
tigen Saarabkommens interpretieren wollten: In einem Wirtschaftsvertrag würden 
die Grundsätze der Wirtschaftsunion, wie sie 1953 festgelegt worden waren, näher 
beschrieben werden.Wennin" .. . des französisch-deutschen 
Abkommens über die Saar eine Klausel enthalte sei, nach welcher die Saar für le 
Verwaltung der Gruben Sorge trage, dann sei dies dahingehend zu verstehen, daß 
den Saarbergwerken die Verwaltung auch weiterhin obliege. Hoffmann bestätigte 
Mendes France, daß die Saar die Kosten für die Stationierung französischer Trup­
pen übernehmen werde. ScWießlich sicherte der französische Ministerpräsident zu, 
daß die Saarimporte aus DeutscWand nur im Falle einer schweren Krise vermindert 
würden. Die Saar erhalte in den nächsten 12 Monaten ein Importsonderkontingent 
von 2,5 Millionen Franken, davon 80% für die Einfuhr von Produktionsmitteln.198 
Hoffmann hat später die Unterzeichnung einer Verpflichtungserklärung zur 
Interpretation des Saarstatuts abgestritten. "Dieser Brief - das angebliche Geheim­
abkommen - stellte seiner Zeit nur die Grundsätze der künftigen Wirtschaftsrege­
lung mit Frankreich fest, die in dem Saarstatut, das ja erst am 24. Oktober 1954 
unterzeichnet wurde, nach beiderseitiger Auffassung berücksichtigt werden muß­
ten. Sie konnten gar nicht den Sinn haben, das nunmehr vorliegende Saarabkommen 
in Frage zu stellen oder das Saarstatut in einem anderen Sinne anzuwenden, als es 
aus dessen Text hervorging."199 Mendes France wollte anderes und der Wortlaut 
des Briefwechsels bedeutete anderes. 
Druck aufHoff- In Saarbrücken gab es keine Eile, der Verpflichtung zum Abschluß eines saarlän­
mann	 disch-französischen Wirtschaftsabkommens nachzukommen. Wenn es gelang, die 
Verhandlungen in den Referendumswahlkampf hineinzuziehen oder auf die Zeit 
nach dem Referendum zu legen, wäre die Position der Saarregierung ungleich 
stärker gewesen. Noch hoffte man aufWestdeutschland als Bundesgenossen. Grand­
val erkannte die Gefahr. Am 15. Dezember ermahnte er den saarländischen Mini­
sterpräsidenten, daß der Vizepräsident des saarländischen Landtages, der CVP­
Abgeordnete Alfons Dawo, den Saarvertrag kürzlich in einem Sinne erläutert habe, 
die dem eigentlichen Zweck des Artikels 12, nämlich einer Aufrechterhaltung der 
Wirtschaftsunion, entgegenstehe.2oo Am 20. Dezember wies er Hoffmann darauf 
hin, daß es Bestrebungen in seinem Umkreis gäbe (Gotthard Lorscheider, Paul 
Senf, Alfons Dawo, Eugen Becker), den Abschluß eines neuen Wirtschaftsvertra­
ges zu hintertreiben. In diesem Falle, ergänzte er, sei die Ratifikation des Saarstatuts 
durch das französische Parlament gefährdet,201 Denselben Zusammenhang stellte 
kurz darauf Mendes France her: Der Conseil de Ja Republique würde eine Verzöge­
rung der Wirtschaftsvertragsverhandlungen keinesfalls verstehen.202 
198 Eine Kopie der Briefe findet sich u.a. in: PA Grandva127. 
199 J. Hoffmann, Das Ziel, S. 390; so auch die Volksstimme, 10.2.1955. 
200 15.12.1954, Grandval an Hoffmann, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 110. 
201 20.12.1954, Grandval an Hoffmann, ebd. 
202 22.12.1954, Mendes France an Hoffmann, PA Grandva119. 
Das Argument mochte zunächst taktischen Zwecken dienen, es gewann reale 
Bedeutung, als die Bundesregierung die französische Interpretation anzweifelte, 
wonach die Grundlagen der Wirtschaftsunion fortbestanden. Der Quai d'Orsay 
befand sich in einer schwierigen Lage und bedurfte vorzeigbarer Ergebnisse, wollte 
er den Vertrag in der zweiten Kammer durchbringen. 
"Wir müssen Hoffmann klarrnachen", unterstrich eine Notiz für Mendes France, 
,.,daß. die politische Autonomie der Saar für uns nur Sinn macht, wenn sie die 
Wirtschaftsunion stützt...203 In Frankreich empfand man die Regelung der Saarfrage 
als Konzession. Die Fortsetzung der Wirtschaftsunion sollte das Entgegenkommen 
zumindest teilweise ausgleichen. Es galt, einen scheinbaren Gewinn zu bewahren. 
Am besten war es, wenn sich ökonomisch nichts oder nichts Entscheidendes 
änderte. Es ging um Prestige, doch nicht nur. Der Quai d 'Orsay hätte sich mit 
manchen saarländischen Vorschlägen anfreunden können. Aber wirtschaftspoliti­
sche Traditionen und die Struktur der Interessenartikulation ließen einen intensi­
vierten Wirtschaftsaustausch der Saar mit Deutschland unter den gegebenen Vor­
aussetzungen nicht zu: ,,sur le plan de l'interet economique fran~ais en general", 
bemerkte eine interne Studie, "une solution de ce genre pourrait peut-etre etre 
consicteree comme possible, mais les interets protectionnistes qui, en France sont 
preponderants nous obligeraient cl y renoncer. Le Ministre de l'Industrie serait le 
premier a exiger la mise en place d'un cordon douanier a la fronliere franco­
sarroise."204 
Nachdem Ludwig Erhard Saarbrücken angeraten hatte, sich dem Pariser Druck 
zu beugen, begannen am 31. Januar 1955 die Verhandlungen über den französisch­
saarländischen Wirtschaftsvertrag. Saarländische und französische Interessen stan­
den einander diametral entgegen. Saarbrücken wünschte, ergänzend zur politischen 
Autonomie, die wirtschaftliche Selbständigkeit, drängte deshalb auf den Verzicht 
des Begriffs "Wirtschaftsunion" und wollte ihn ersetzt wissen durch "wirtschaftli­
che Zusammenarbeit". Wieweit das Streben nach Unabhängigkeit ging, bewies der 
Vorschlag, ein saarländisches Eichrecht zu schaffen.2os Insgesamt wollte die Saar­
regierung lediglich lockere Verpflichtungserklärungen unterschreiben. Sie wünsch­
te eine eigenständige Kreditkontrolle, eine Neuverhandlung der Saargrubenkonven­
tion und verlangte schließlich, daß die Gerichtshöfe der saarländisch-französischen 
Union aufgelöst würden. 206 
203 18.1.1955, o.V.. Note pour le President (Übersetzung: A.H.), PA Grandval 19. 
204 1.5.1955, o.v., Propositions allemandes concemant l'application des dispositions des 
paragraphes 11 et 12 de l'accord sur la Sarre, MAE, EU 1949-1955, Sarre 158. 
205 28.4.1955, Protokoll der Sitzung der Unterkommission IV. Eichwesen, LASB, Wirtschafts­
ministerium 790. 
206 22.1.1955, o.V., Notiz über die Besprechungen mit Herrn Surleau, LASB, AAEA 299; 
o.D., o.V., o. Bezeichnung, Tabel1arische Gegenüberstel1ung der saarländischen und französischen 
Verhandlungsziele, MEF, B33.515; 3.2.1955, o.V., o.D. o. Bezeichnung, Analyse des saarländi­
schen Entwurfes für einen Wirtschaftsvertrag, MAE, EU 1949-1955, Sarre 157; 3.2.1955, o.v., 
Note sur le projet sarrois de traite de cooperation economique, ebd.; 9.2.1955, de Courson, Negocia­
tions franco-sarroises sur le traite de cooperation economique, ebd.; 17.2.1955, Grandval an Faure, 
DDF, 1955, 1; 26.2.1955, o.V., Note verbale al'attention de M.le President Hoffmann, MAE, EU 
1949-1955, Sarre 157; 26.2.1955, o.V., Note relative a la Convention franco-sarroise de Coopera­
tion Economique, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 110. 
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"Frankreichs 
Unfähigkeit zur 
Partnerschaft" 
Bereits nach einer knappen Woche wurden die Verhandlungen unterbrochen, da 
die Positionen unversöhnlich aufeinandertrafen. Ein klärendes Gespräch zwischen 
Ministerpräsident Hoffmann und dem französischen Außenminister sollte die Din­
ge zurechtrücken, doch das Treffen fand nicht statt, weil Paris neuerlich eine 
Regierungskrise erlebte. Erst am 9. März 1955 wurden die Unterredungen fortge­
setzt. Bis kurz vor der Debatte der Pariser Verträge im Conseil de la Republique war 
keine Einigung erzielt. ,;Nacli-emer Non-stop-Sitzung von 10 Dln nachmittags bi 
ein Uhr nachts vom 19. auf den 20. März 1955 kam nur mit viel Mühe ein 
Rahmenabkommen zustande. Auf beiden Seiten hatte man versucht, den Zeitdruck 
für sich zu nutzen. In dieser Mammut-Sitzung gab es Phasen, in denen Pinay seinen 
Standpunkt in massivster Form durchsetzen wollte.''207 Zum Schluß mußte Hoff­
mann in den entscheidenden Fragen nachgeben. Ein Protokoll hielt das Zwischener­
gebnis fest: 208 Die französische Regierung konnte dem Conseil de la Republique 
schriftlich beweisen, daß die Grundfesten der saarländisch-französischen Wirt­
schaftsunion gewahrt blieben. 
Die Verhandlungen über die endgültige Ausgestaltung des Wirtschaftsvertrages 
dauerten bis zum 3. Mai 1955. Im Ergebnis brachte der Wirtschaftsvertrag eine 
modifizierte Wiederauflage der Konventionen vom 20. Mai 1953. Die Zoll- und 
Währungsunion wurde bestätigt. Daraus, so hieß es im Vertragstext, ergebe sich 
eine Wirtschaftsunion. Für Gesetze und Verordnungen in den Bereichen Währung, 
Kreditwesen und Außenhandel blieb Frankreich federführend, mußte aber die Ent­
würfe, wenn deren Inhalt den Partner stark berührte, der saarländischen Regierung 
zur Stellungnahme vorlegen. Für das Saarland galt nach wie vor die Verpflichtung, 
Abgaben und Löhne für jeden Gewerbezweig mit den französischen Verhältnissen 
zu harmonisieren. Gewisse französische Steuern mußten automatisch an der Saar 
eingeführt werden. Kapitalanlagen von Ausländern bedurften der Zustimmung des 
französischen Finanzministeriums. Von den Saargruben war nicht die Rede. Als 
Kompromiß anzusehen war die Bildung eines Gemischten Gerichtshofes, dessen 
Präsident im Einvernehmen beider Regierungen ernannt werden mußte. Die Saar 
erhielt die Versicherungsaufsicht. Eine eigenständige saarländische Zollverwaltung 
unter Oberaufsicht des französischen Generalzolldirektion wurde von einem fran­
zösischen und einem saarländischen Direktor geleitet. ... Das Dokument umfaßte 
gut 150 Seiten. Wichtiger als dessen Inhalt wurde, wie die vertragsschließenden 
Seiten die Übereinkunft bewerteten.209 
Die SPS reagierte distanziert. Sie sei an der Ausarbeitung des Wirtschaftsver­
trags nicht beteiligt gewesen. Wo immer man sich in saarländischen Wirtschafts­
kreisen umhöre, werde man Kritik an der saarländischen Wirtschaftspolitik verneh­
men.2lO Die deutsche Opposition nutzte das Thema zur billigen Propaganda. Selbst 
Hoffmann wertete den Vertrag lediglich als einen Schritt auf dem Weg zu größerer 
207 J. Hoffmann, Das Ziel, S. 392.
 
208 L. Dischler, Das Saarland, Bd. 2, S. 145ff.
 
209 MAE, EU 1949-1955, SaITe 160. Der Vertragstext ohne die Anlagen auch in: L. Dischler,
 
Das Saarland, Bd. 2, S. 159ff.
 
210 20.07.1955, Volksstimme, MAE, EU 1949-1955, Sarre 55, Analyses de presse.
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wirtschaftlicher Autonomie. Eine Ratifizierung vor dem Referendum kam für die 
saarländische Seite nicht in Frage.211 
Frankreich hatte aus innenpolitischen Gründen seine diplomatischen Druckmit­
tel in die Waagschale geworfen, ohne die Auswirkungen auf die Saar zu berücksich­
tigen. Hoffmann erkannte die Gefahr frühzeitig: Man werde der Saarregierung 
vorwerfen, erläuterte er Grandval, sie habe nur mit Frankreich einen Vertrag 
---- abgeschlossen und sich dessen Bedingungen einseitig ausgeliefert. Auf deutsche 
Hilfe habe sie verzichtet. Deshalb müßten sofort die im Saarstatut vorgesehenen 
Unterredungen zwischen Bonn, Paris und Saarbrücken beginnen.212 Doch weder 
Deutschland noch Frankreich hatten ein Interesse an trilateralen Verhandlungen, da 
sie nur zusätzliche Kompromisse gefordert und innenpolitische Aufregung provo­
ziert hätten. 
Im April 1955 veröffentlichte Manfred Schäfer, der der deutschen Opposition 
zuzurechnen war, eine scharfe Kritik. Es sei Zeit, schrieb er im Saar-Handel, sich 
mit dem Protokoll über die französisch-saarländische wirtschaftliche Zusammenar­
beit vom 21. März 1955 zu beschäftigten. Partnerschaft sei das Ziel der Verhandlun­
gen gewesen statt Unterordnung. Doch soweit Einzelheiten bekannt seien, sei 
wenig von Gleichheit zu spüren. Frankreich könne nach den Niederlagen in Indo­
china und Marokko sich kaum noch einen weiteren Prestigeverlust erlauben. Des­
halb müsse es jetzt unflexibel an Machtansprüchen im Osten festhalten. Was das 
Saar-Statut an europäischem Geist atme, sei dünn.213 
Nicht nur die Diskussion um den Wirtschaftsvertrag vermittelte den Eindruck, 
daß Frankreich sich weigerte, die Autonomie der Saar ernst zu nehmen und den 
wirtschaftlichen Erfordernissen des kleinen Landes entgegenzukommen: Die Er­
gebnisse der Beratungen über die Modemisierung der Saarwirtschaft fielen weit 
hinter die Erwartungen zurück. Die effektive Unterstützungsleistung für 1955 
betrug lediglich 12,2 Milliarden Franken, davon 8 Milliarden für öffentliche Inve­
stitionen.214 Die Einfuhr von Produktionsgütern stockte und fiel deutlich niedriger 
aus als erhofft.215 Der personelle Umbau bei den Saarbergwerken vollzog sich nach 
saarländischen Vorstellungen viel zu langsam, obwohl Frankreich zwischen dem 
31. Dezember 1953 und dem 31. Dezember 1954 die Zahl der französischen 
Ingenieure und Angestellten um 112 Personen, entsprechend 20%, verringert hat­
te.216 Auf völliges Unverständnis traf schließlich die französische Weigerung, über 
den Wamdt zu verhandeln, obwohl doch das Saarstatut offenbar anderes vor­
schrieb.217 
211 25.7.1955, de Carbonnel an MAE, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 110.
 
212 29.3.1955, Grandval an Pinay, MAE, EU 1949-1955, SaITe 158.
 
213 9.4.1955, Saar-Handel.
 
214 25.4.1955, Commission economique franco-sarroise, Compte-rendu de la reunion, Plan
 
d'equipement de la SaITe, LASB, AAEA 299. 
215 4.5.1955, Direction des Affaires Economiques et Financieres, Note, MAE, EU 1949-1955, 
SaITe 309. 
216 14.12.1954, Desrousseaux, Etat au 1.1.55 des operations de degagement du personnel 
frangais aux mines de la SaITe, MAE, EU 1949-1955, SaITe 233; 20.3.1955, Saar-Wirtschaft. 
217 20.3.1955, Saar-Wirtschaft. 
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Wenn das Saarstatut je eine Chance hatte, von der saarländischen Bevölkerung 
angenommen zu werden, so tat Paris wenig, um den Nutzen der Wirtschaftsunion 
für die Saarländer erkennbar zu machen. Die Interessen waren zu unterschiedlich. 
Die Saar drängte aus der Umklammerung mit Paris heraus. Gleichzeitig verlangte 
sie Hilfe und finanzielle Unterstützung. Das Saarstatut steigerte die Aspirationen 
noch. Im Grunde strebten die Autonomiebefürworter nach einer privilegierten 
Stellung zwischen Ösiiii1efWest. Doch welchen VorteIl hatte FrankreICh von emer 
Union mit der Saar unter diesen Umständen noch gehabt? 
f Zusammenfassung 
Zwischen Dezember 1952 und Oktober 1955 kam es zu einem vollkommenen 
Stimmungswechsel. Anfang des Jahres 1953 sah es noch so aus, als würde die Saar 
in ruhigere Fahrwasser treiben. Die innenpolitischen Aufgeregtheiten fanden ihr 
Ende. Die SPS trat in die Regierung ein, und Oppositionsstimmen waren seither 
kaum noch zu hören. Der IV Bergbau, der für soviel Unruhe gesorgt hatte, wurde 
verboten. Die Menschen, so mochte man es wahrnehmen, akzeptierten die politi­
schen Gegebenheiten, richteten ihr Streben auf die private Daseinsfürsorge. 
Im Verhältnis zu Frankreich war der Wandel zum Positiven unverkennbar. Die 
neuen Konventionen bedeuteten für das Saarland einen unbestreitbaren Erfolg. Sie 
festigten den Anspruch auf Autonomie und sie zeigten, daß Saarbrücken fähig war, 
seine Interessen zielgerichtet und mit Energie zu velteidigen. Paris verzichtete auf 
Prärogativen. Dabei fiel das Nachgeben weniger schwer, als es nach außen den 
Anschein hatte. Viele Regelungen der Jahre 1948-1952 waren überholt, hatten sich 
als wenig effektiv erwiesen oder waren finanziell kaum ertragreich. 
Doch die kurzfristige Konsolidierung der politischen Verhältnisse führte zu 
keiner politischen Idylle, sie war viel eher Ausgangspunkt zunehmender Distanz 
zwischen Paris und Saarbrücken: Die Saarregierung hatte mehr Verantwortung 
gefordert. Sie hatte mehr Verantwortung erhalten. Sie trug schwer daran. 
Am Anfang der politischen Klimawende stand der Konjunktureinbruch der Jahre 
1952/54. Er traf die saarländische Schwerindustrie, rührte an ihre Grundfesten. Eine 
durchaus positive Konsumgüternachfrage konnte den Produktionseinbruch kaum 
ausgleichen. Die wirtschaftliche Stockung erschütterte den Glauben daran, daß es 
zur Wirtschaftsunion mit Frankreich keine Alternative gebe, daß allein ein Zusam­
mengehen mit dem westlichen Nachbarn ungebrochenes Wachstum sichere. War­
nende Stimmen waren zwar bereits in der Vergangenheit zu hören gewesen. Jetzt 
machte sich ein allgemeines Krisengefühl breit. War die Saar mehr als nur Kon­
junkturpuffer für die französische Wirtschaft? Die Bindungen nach Westen locker­
ten sich. Frankreich wurde vielfach als Konkurrenz wahrgenommen. Dazu kam, 
daß der westliche Nachbar auch politisch geschwächt schien, innen- und außenpoli­
tisch nahezu handlungsunfähig. 
Wie anders war die Lage in Deutschland? Adenauer erstritt einen triumphalen 
Wahlsieg. Die Wirtschaft blühte trotz weltweiter Rezession. Mit Aufmerksamkeit 
beobachteten die saarländischen Verantwortlichen, wie ein immer größerer Anteil 
saarländischer Produkte den Weg auf den deutschen Markt fand, während Frank­
reich seine Bezüge einschränkte. 
Eine "Schönwetterunion" war die Verbindung zwischen der Saar und Frank­
reich. Geboren aus der Not der Nachkriegszeit beruhte sie auf der politischen und 
ökonomischen Führungsrolle Frankreichs. Als Westdeutschland im großen Spurt 
gleichzog, hatte die Union ihre Grundlagen verloren. 
--~- Anderes kam hinzu. Die Gründung der EGKS schwächte die Bindung an Paris, 
politisch und ökonomisch. Der harte Wind des Wettbewerbs schüttelte die saarlän­
dische Schwerindustrie kräftig durch, da sie bisher Schutz und Ausgleich durch den 
französischen Protektionismus gewohnt war. Wichtige Beschlüsse wurden nicht 
mehr in der französischen Hauptstadt gefällt, sondern durch die Hohe Behörde in 
Luxemburg. Sie entschied über Kredite und Preisstaffelungen, sie befand über 
Frachttarife und regionale Sonderprogramme. Saarbrücken war ein direkter Zugang 
zur Hohen Behörde verwehrt. Paris sollte deshalb saarländische Interessen vertre­
ten. Aber was konnte diese Konstellation anderes bewirken als Mißtrauen seitens 
der Saarländer gegenüber der übermächtigen westlichen Protektoratsmacht? 
Frankreich war an der Saar angetreten, das Land in die Selbständigkeit zu führen. 
Als es die Aufgabe erfolgreich anging, war es überfordert, auf die neue Konstellati­
on angemessen zu reagieren. Eine intellektuelle Elite erwuchs aus den Bildungsin­
stitutionen der Saar, welche an der politischen Diskussion entschieden teilnahm. Sie 
verlangte wirkliche Autonomie einschließlich des Wirtschaftsbereichs, und ihre 
Forderungen unterstrich sie mit triftigen Argumenten. 
Wie es war, so konnte es offensichtlich nicht weitergehen. Die saarländische 
Politik durfte nicht länger alle wirtschaftspolitischen Initiativen Frankreich überlas­
sen. Sie mußte eigene Programme aufstellen, Prioritäten setzten. Das Klima wurde 
rauher. Innenpolitisch gehörte die SPS zu den Opfern der neuen Zeit. Der Wirt­
schaftsflügel der CVP meinte, daß er mit den Sozialdemokraten die notwendige 
Umgestaltung nicht vollbringen könne. So brachte die Diskussion um das Betriebs­
verfassungsgesetz das Ende der Großen Koalition. 
,,Modernisierung der Saarwirtschaft", hieß die Losung. Um die Investitionen zu 
fördern, verzichtete die Saarregierung auf neue Leistungsgesetze für den Sozialbe­
reich, stellte den Haushalt in den Dienst der Strukturpolitik, entlastete die Unterneh­
men von Steuerabgaben durch verbesserte Abschreibungen und lancierte neuerlich 
die Idee einer saarländischen Staatsbank. Für die Verbesserung der Infrastruktur 
waren erhebliche Geldmittel vorgesehen. Die Privatwirtschaft sollte ihre Anlagen 
erneuern. Bald schon stellte sich heraus, daß das Saarland die intendierte Umgestal­
tung kaum realisieren könne. Frankreich sollte helfen, doch war es damit bei weitem 
überfordert. Um zusätzliches Auslandskapital anzulocken, bedurfte die Saar drin­
gend einer Regelung ihres politischen Status. Eine MittlersteIlung zwischen Ost und 
'West mußte das Saarland anstreben, eine MittlersteIlung zwischen Deutschland und 
Frankreich, denn nur so konnte es seine Standortnachteile ausgleichen. 
Die Autonomiepolitik hätte eine Chance gehabt, wenn Paris die wirtschaftliche 
Selbständigkeit der Saar hätte fördern können. Die Interessenstrukturen verhinder­
ten indes jede Lösung, die anderes anstrebte als einen reinen Wirtschaftsanschluß. 
Jede größere wirtschaftliche Autonomie hätte massiven Widerstand der betroffenen 
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Interessengruppen provoziert, seitens Lothringens, seitens der verarbeitenden Indu­
strie oder der Produktionsgüterindustrie. Die Pariser Verwaltung wäre einem Druck 
ausgesetzt gewesen, dem sie kaum hätte standhalten können. Dazu war die Verzah­
nung von Politik und Wirtschaft in Frankreich zu eng, dazu war die protektionisti­
sche Tradition zu lebendig. Die französische Öffentlichkeit betrachtete die Saarab­
trennung von Deutschland und die Wirtschaftsunion als "Kriegsgewinn". Eine 
Saarregelung s6llte'lniadUtfte nichts kosten. 
Die Saarfrage geriet im Januar 1953 in die Wirren der EVG-Debatte. Das 
Saarjunktim Rene Mayers war als Signal gedacht, als Angebot an die Gaullisten, die 
europäischen Bestrebungen zu unterstützen, als Druckmittel gegenüber den Ver­
bündeten, um weitere Zugeständnisse zu erzielen. Es belastete das Saarthema mit 
dem Auf und Ab der französischen Innen-, Deutschland- und Europapolitik und 
entkleidete letztlich die französische Saarpolitikjeder Glaubwürdigkeit. Dabei hatte 
Paris das Spiel seit Sommer 1952 geschickt inszeniert, um die Bundesrepublik in 
Zugzwang zu bringen und der eigenen Saarpolitik die höheren Weihen des "Euro­
päischen" zu verleihen. Zunächst desavouierte der Quai den französischen Vizepre­
mier Pierre-Henri Teitgen, als er dessen Verhandlungsprotokoll mit Adenauer 
lediglich als unverbindliches Gespräch bewertete, dann bedeutete die Ablehnung 
der EVG das endgültige Aus für die emotional hoch aufgeladenen europäischen 
Einigungsbemühungen. 
Die Pariser Verträge brachten zwar eine Saarregelung, indem sie die Autonomie 
an die Westeuropäische Union koppelten. Die WEU aber konnte kaum jenen 
europäischen Glanz verleihen, den die Saarpolitiktr angestrebt hatten. Letztlich 
hatte das Saarabkommen der Pariser Verträge für Mendes France vor allem eine 
innenpolitische Funktion. Es galt Stärke zu beweisen, ein Äquivalent für den 
NATO-Beitritt und die Souveränität der Bundesrepublik zu erhalten. 
Nach Unterzeichnung des Saarstatuts hoffte Saarbrücken, eine selbständige 
Rolle zwischen Bonn und Paris spielen zu können. Der Schachzug mißlang, weil die 
deutsche Öffentlichkeit der Saarregierung die Rolle des legitimen Sprechers der 
Saarbevölkerung verweigerte. Nicht Mittler europäischer Einigung wurde die Saar, 
sondern der Anlaß deutsch-französischen Dauerstreits. Seit dem Februar 1955 
waren die Autonomiebefürworter allein auf Frankreich angewiesen. Das Wirt­
schaftsabkommen vom 3. Mai 1955 befriedigte die großen Hoffnungen auf Selb­
ständigkeit gewiß nicht und die Vereinbarung zwischen Pinay und Adenauer am 30. 
April 1955 über die Röchling-Werke ließ die Befürchtungen wach werden, daß 
zukünftig die wichtigen Beschlüsse außerhalb der Saargrenzen erfolgten. 
Frankreich verlor das Spiel an der Saar, weil es dieses zunehmend weniger 
spielen wollte und konnte. Im Mittelpunkt aller Aufmerksamkeit stand das deutsch­
französische Verhältnis, nicht die Saar. Die Belange des kleinen Partners im Osten 
wurden kaum wahrgenommen. Immer fraglicher schien der Nutzen, den die Saar 
für Frankreich hatte. Die französischen Mitarbeiter der Regie mußten Einkommens­
minderungen hinnehmen, weil ihre Gehälter mit den saarländischen gleichgestellt 
wurden. Entlassungen waren angekündigt.218 Die saarländische Regierung forderte 
218 4.10.1954, Carte1 intersyndical des agents fran<;ais des Mines de 1a Sarre, MAE, EU 1949­
1955, Sarre 148. 
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eine wirtschaftspolitische Sonderstellung und finanzielle Hilfe. Was in den Folge­
jahren in dieser Hinsicht auf Paris zukommen würde, war zumindest offen. Den 
Wandel französischer Saarpolitik symbolisierte eine wichtige Personalentschei­
dung. Gilbert Grandval sollte die Saar verlassen.219 Mit Eric de Carbonnel stand 
sein Nachfolger zwar bereits fest, tatsächlich blieb die Diplomatische Mission im 
Frühjahr 1955 zum Teil verwaist. 
' n ,-­
219 8.11.1954, SVZ, MAE, EU 1949-1955, Sarre 51. 
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C. ERGEBNISSE 
1. Zerbrechliche Klammer - Ökonomie und Politik an der Saar 
a. Einführung 
Die Konjunkturlagebestimmte das politische Klima an der Saar, sie beeiftfitlßte-­
maßgeblich das Verhältnis zu Frankreich. Drei Phasen des konjunkturellen Auf und 
Ab definierten zugleich drei Etappen saarländischer Wirtschaftspolitik. Dem Ziel 
des "Wachstums durch Gleichberechtigung" 1948-1950 folgte das Streben nach 
sozialpolitischer Autonomie während der Hochkonjunktur des Koreabooms. Die 
Rezession der Jahre 1953-1954 zwang Saarbrücken zur Entwicklung eines neuen 
Konzepts. Jetzt ging es nicht mehr um Wachstum an der Seite Frankreichs, nicht 
mehr um sozialpolitische Vorrangstellung, jetzt hieß das Ziel: Wachstum durch 
Selbständigkeit und Ausbau der Mittlerrolle zwischen Ost und West. 
Wirtschaftspolitische Aufgabenfelder werden in klassischer Kategorisierung un­
terschieden nach Verlaufs- und Rahmenpolitik. In weiterer Verfeinerung differen­
ziert man häufig zwischen Konjunkturpolitik, Verteilungs- und Sozialpolitik, glo­
baler und struktureller Wachstumspolitik sowie Ordnungspolitik.! Die Geschichte 
der saarländischen Wirtschaftspolitik soll unter Berücksichtigung der genannten 
Kategorien im folgenden neu und anders erzäWt werden. Es wird nach den Zielbe­
reichen der Beeinflussung gefragt werden und nach den Instrumenten zur Steuerung 
des wirtschaftlichen Geschehens. Dabei wird sich zeigen, wie vergebliche Bemü­
hungen um eine autonome Stabilitätspolitik Anstrengungen freisetzten, eine Struk­
turveränderungs- und Wachstumspolitik in die Wege zu leiten. Auch diese neue 
Strategie stieß bald an ihre Grenzen, so daß die Frage nach den ordnungspolitischen 
Rahmenbedingungen aufgeworfen wurde und damit nach den Grundlagen der 
französisch-saarländischen Zusammenarbeit. 
Saarbrücken setzte anfangs auf den von außen induzierten Wandel. Man sah, wie 
in DeutscWand, wie in Frankreich die Wirtschaft aufblühte. Die Politiker in Bonn 
und Paris wurden nicht müde, die Unterstützung der USA durch die Marshallmittel 
hierfür verantwortlich zu machen. Was jenseits der Saargrenze der Fundierung der 
Westbindung diente, schürte an der Saar das Gefühl einer systematischen Benach­
teiligung durch Paris. Die Warndtfrage, das Ringen um die Außenhandelspolitik, 
die Bemühungen um ein Ende der Sequesterverwaltung für Völklingen und Neun­
kirchen warfen die Frage nach den Entscheidungskompetenzen auf und wiesen 
letztlich aus der Union mit Frankreich heraus. Vieles wird in Erinnerung gebracht 
werden, was schon berichtet wurde: die UnfaIügkeit der französischen Bürokratie 
zur Entscheidung, der Einfluß der Alliierten auf das Geschehen an der Saar. Neues 
kommt hinzu: Der deutsche Außenhandel war in den ersten Jahren durchaus nicht 
liberal. Er brachte die Saar in die Abhängigkeit von Paris und bewies eben dadurch, 
daß das französische Konzept nicht aufging. Die Saar bedurfte nicht allein privile­
gierter Wirtschaftsbeziehungen nach Westen, sondern auch nach Osten. Als sich 
I Vgl. etwa U. Teichmann, Wirtschaftspolitik. 
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das Klima änderte, waren bereits Strukturen geschaffen, war die Saarwirtschaft 
gespalten zwischen der Notwendigkeit des Schutzes der jungen Industrie und dem 
Erfordernis eines freien Außenhandels. Innen- und außenpolitisch stand die Saarre­
gierung zwischen den Fronten. 
b. Grenzen saarländischer Stabilitätspolitik 
Von einem "magischen Dreieck" spricht die Theorie der Wirtschaftspolitik,2 um Kurzer Kampf 
den Zielkonflikt zwischen Preisniveaustabilität, Zahlungsbilanzausgleich und Voll­ gegen die In­
flationbeschäftigung zu charakterisieren.3 Infolge des gemeinsamen Marktes mit Frank­
reich, der Dominanz der Pariser Außenhandels- und Zollpolitik war Saarbrücken an 
der Definition der Regeln für die Außenwirtschaft nicht beteiligt. Stabilitätspolitik 
meinte daher Preispolitik und das Bemühen um Arbeitsplatzsicherheit. 
Was konnte die saarländische Regierung tun, was konnten saarländische Institu­
tionen leisten, um die Preise stabil zu halten? Die klassischen Instrumente der 
Inflationsbekämpfung standen der Saarregierung nicht zur Verfügung: Geldpolitik 
und Fiskalpolitik, Außenwirtschaftspolitik und Ordnungspolitik. Sie fielen in die 
Kompetenz französischer Stellen. Die Regierung - wenn sie etwas unternahm ­
kurierte allenfalls Symptome. Ihre Kampagnen verärgerten den gewerblichen Mit­
telstand, und letztlich bewiesen ihre vergeblichen Bemühungen nur, wie wenig 
Einfluß sie auf das Wirtschaftsgeschehen besaß.4 Es war kein Zufall, daß nach dem 
spektakulären Scheitern im September/Oktober 1950 die Saarregierung auf weitere 
preispolitische Initiativen verzichtete. Statt dessen unterstützte sie die Gewerk­
schaften bei ihren Forderungen nach Lohnausgleich. Grandval sparte nicht mit 
Kritik an der Inaktivität der Saarregierung und machte sie dafür verantwortlich, daß 
an der Saar die Preise schneller stiegen als in Frankreich.5 
Arbeitsplatzsicherheit war das große Thema der Wirtschaftspolitik der Jahre	 Verzicht auf 
keynesianische1949/50 und 1953/54. Dabei ging es nicht darum, konkret geplante Massenentlas­
Globalsteue­
sungen zu verhindern, maßgebend waren viel eher diffuse Befürchtungen einer 
rung
baldigen scharfen Rezession. Welche Möglichkeiten für eine keynesianische Kon­
junkturpolitik gab es? Die Konsumnachfrage genügte den Erfordernissen. Jeder 
zusätzliche Verbrauch hätte die Preisstabilität gefährdet. Die Verbrauchsgüterindu­
strie beschäftigte an der Saar nur 6% der Arbeitnehmer.6 Eine konsumorientierte 
keynesianische Politik schied deshalb aus. Ebenso ineffektiv wäre eine Stärkung 
der Investitionsnachfrage gewesen. Maschinen- und Ausrüstungsgüter kamen zu 
einem guten Teil aus Frankreich oder aus dem Währungsausland. Jede erhöhte 
2 Vgl. bspw. Vahlens Kompendium der Wirtschafstheorie und Wirtschaftspolitik, Bd. 2, Mün­
chen 1981; Hans-Rudolf Peters, Grundlagen der Mesoökonomie und Strukturpolitik, Stuttgart 1981; 
U. Teichmann, Wirtschaftspolitik; Jörn Altmann, Wirtschaftspolitik, Stuttgart 1985; Rainer Klump, 
Einführung in die Wirtschaftspolitik. Theoretische Grundlagen und Anwendungsbeispiele, Mün­
chen 1989. 
3 U. Teichmann, Wirtschaftspolitik. S. 50. 
4 S.o. 
5 4.2.1953, Grandval an Hoffmann, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 47. 
6 15.9.1954, Saar-Wirtschaft. 
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Nachfrage wäre nicht dem Saarland zugute gekommen, sondern wäre nach außen 
weitergeleitet worden.7 Erklärt dies bereits den Verzicht auf eine nachfrageorien­
tierte Verstetigungspolitik, so kam anderes hinzu. Frankreich war verantwortlich 
für die Saar, garantierte, daß die Saarkohle gegenüber ausländischer Kohle Priorität 
besaß.8 Zwar verlor die Verpflichtung 1953 ihren Wert nach Gründung der EGKS. 
Doch unabhängig davon blieb maßgebend, daß dort, wo Paris direkte Entschei­
dungskompetenzbesaß;Oeiden Gruben, bel den Rutten m Neurikirchen und VoI­
klingen, eine Freisetzung von Arbeitskräften aus politischen Gründen ausgeschlos­
sen war. 
Weitere Faktoren begründeten die konjunkturpolitische Inaktivität der saarländi­
schen Wirtschaftspolitik. Weder vermochte die Saarregierung die Geldmenge zu 
beeinflussen, noch frei über Steuern und Abgaben zu verfügen. Eine indirekte 
Lenkung des Wirtschaftsgeschehens war deshalb schwierig. Direkte Interventionen 
mit Hilfe kurzfristiger Anleihen hätten eine Alternative dargestellt. Aber auch das 
war nicht möglich. Die Mobilisierung kurzfristiger Gelder durch Schatzanleihen 
oder Vorschüsse der Banque de France blieb lange Zeit verwehrt.9 Und selbst als 
die Saarkonventionen vom Mai 1953 Änderungen vorsahen, erhielt die Saar gerin­
gere Mittel, als sie erwartet hatte. Mit vier bis fünf Milliarden Franken hatte 
Saarbrücken gerechnet, tatsächlich betrug der zur Verfügung gestellte Kredit 1954 
etwa eine Milliarde. lO 
Trotz aller Widrigkeiten gab es Bemühungen, eine antizyklische Haushaltspoli­
tik durchzuführen. Die Voraussetzungen waren nicht einmal schlecht. Das Saarbud­
get wies infolge der Inflation bis 1952 beträchtliche Haushaltsüberschüsse auf. Das 
Wirtschaftswachstum - trotz konjunktureller Einbrüche - übertraf die konservati­
ven Schätzungen. Schließlich stieg der Anteil der Staatsfinanzen am Volkseinkom­
men auf fast ein Drittel. ll Nutznießer staatlicher Intervention wurde der Bausektor. 
Nur hier versprachen die Ausgaben nennenswerte Multiplikator- und Akzelerato­
reffekte, nur hier blieben die Mittel im Land. l2 Da jedoch die Bauwirtschaft in 
hohem Maße spezialisiert war, da sie am Limit ihrer Leistungsfähigkeit arbeitete, 
brachten die staatlichen Gelder nur begrenzten Nutzen. Immerhin, einige Grubenar­
beiter, die zeitweise beurlaubt worden waren, fanden 1950 neue Beschäftigung. 13 
1953 konnte erstmals der öffentliche Haushalt wegen des Konjunktureinbruchs 
und der Frankenstabilisierung nicht ausgeglichen werden.J4 Die Lage war aber 
7 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 4 (1952), S. 122. 
8 18.11.1949, Schuman an Hoffmann, MAE, EU 1949-1955, Sarre 281. 
9 15.3.1953, Saar-Wirtschaft. 
10 August 1954, Die Arbeitskammer. 
II Bei konstanten Lebenshaltungskosten und konstanter Industrieproduktion stiegen die Staats­
einnahmen des Saarlandes von 1948: 26.602 Millionen Franken auf 1955: 36.792 Millionen Fran­
ken. Vgl. Statistisches Handbuch für das Saarland 1950, S. 138, 150; ebd., 1952, S. 173; ebd., 1955, 
S. 213; ebd. 1958, S. 137, 191; Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 7 (1955), S. 176f.; August 
1954, Die Arbeitskammer. 
12 10.1.1954, Saar-Wirtschaft. 
13 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 2 (1950), S. 213. 
14 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 5 (1953), S. 115; 11.10.1954, Über­
sicht über die Entwicklung des Staatlichen Haushalts des Saarlandes, LASB, AAEA 330. 
nicht wirklich dramatisch, weil ein Teil der Schulden aus Darlehen an Dritte 
bestand. l5 Doch auch 1954 wurde es nicht besser, mußten gar die Haushaltsüber­
schüsse der Vorjahre gänzlich aufgebraucht werden, und 1955 schloß das Jahr mit 
einem Defizit von 18.939 Millionen Franken. l6 Mehr als Deficit-Spending in Zeiten 
der Krise spiegelte die Verschuldung der Jahre 1953-1955 freilich den Versuch, die 
Angebotsbedingungen zu verbessern. 
c. Die zwei Phasen der Struktur- und Wachstumspolitik 
(1) Konservative Haushaltsführung 
Grundlagen 
Als CVP und SPS Ende 1947 die erste Regierung des Saarlandes bildeten, ließ sich Hoffen auf 
ihr wirtschaftspolitisches Programm in wenigen Worten zusammenfassen: Die Frankreich 
Wirtschaftsunion mit Frankreich würde Wachstum und Sicherheit bringen. Hatte 
Paris nicht Ansprüche angemeldet, weil es der saarländischen Kohle, weil es der 
saarländischen Hüttenprodukte bedurfte? Die Zukunft schien klar vorgezeichnet. 
CVP und SPS stritten um andere Themen, darum, ob die Wirtschaft in Gemeinei­
gentum überführt werden solle. 17 Verteilungsgerechtigkeit und demokratische Mit­
sprache standen im Zentrum des Interesses. 
Einige Publizisten, einige Parteipolitiker durchbrachen den Konsens, verwiesen 
darauf, daß die Wirtschaftsstruktur der Saar wenig ausgeglichen sei, die Zukunft 
unsicher. Bereits in der Vergangenheit war die Standortlage der Saar wenig günstig 
gewesen, und jetzt erwuchs mit dem systematischen Aufbau der französischen 
Hüttenindustrie ein neuer mächtiger Konkurrent. Die eine Gruppe argumentierte, 
daß das Saarland nicht mehr wie in der Vergangenheit dem Druck der Ruhr 
ausgesetzt sein würde, weil Demontagen und Produktionsbeschränkungen die Lei­
stungskraft der westfälischen Schwerindustrie schwächten. Sie erwartete eine Ver­
ständigung mit der gleichartigen lothringischen Industrie und sicheren Absatz nach 
Süddeutschland. l8 Die andere Gruppe gab der saarländischen Stahlindustrie wenig 
Überlebenschancen, propagierte die Umstellung auf hoch- und höchstverarbeitete 
Produkte. Allein Frankreich, hieß es in dieser Argumentation, könne die notwendi­
gen Mittel für den Umbau zur Verfügung stellen, während die Saar selbst ein 
umfassendes Qualifizierungs- und Schulungsprogramm aufbauen müsse. l9 
Wirtschaftsminister Franz Singer hatte andere Sorgen. Was immer er für die 
Zukunft plante, es galt zunächst, den Wiederaufbau zu organisieren. In einem 
zweiten Schritt war die Modernisierung der vorhandenen Anlagen sicherzustellen. 
15 25.3.1954, Saar-Wirtschaft. 
16 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1958, S. 191. 
17 Vgl. Sozialdemokratische Partei des Saarlandes (Hrsg.), Die Saarfrage, S. 9f.; R.H. Schmidt, 
Saarpolitik, Bd. 1, S. 573. 
18 27.2.1947, SZ; F. Schlachter, Saarwirtschaft am Wendepunkt, S. 17. 
19 L. Leonhardt, Wo steht die Saarwirtschaft, S. 16; 25.10.1948, SVZ; 14.2.1948, ebd.; 17.2.1948, 
ebd. 
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Nur langfristig und auf der Basis gesicherter Einnahmen war daran zu denken, die 
Wirtschaftsstruktur den Erfordernissen anzupassen.20 
Die Konjunkturkrise 1949/50 änderte die Prioritäten. Seitdem wurde der saarlän­
dische Minister nicht müde, die Dringlichkeit der Rationalisierung und Diversifi­
zierung der Produktion einzuklagen. Gerade weil die saarländische Regierung 
wenig Einwirkungsmöglichkeiten auf die Unternehmen der Grundindustrie besaß, 
weil ihr eine eigenstanuigeKretlitpolitik verweint Will und weil die Saatwi 
so sehr vom Außenabsatz abhing, kam alles darauf an, die heimische Industrie 
durch ihre Konkurrenzfähigkeit gegenüber den Einflüssen des Marktes abzuschot­
ten.21 Diese Maxime gewann noch an Bedeutung, als deutlich wurde, daß der 
Schuman-Plan die engen Bindungen an Frankreich auflockern und die saarländi­
sche Schwerindustrie den Wirren des freien Marktes aussetzen werde.22 Singers 
Nachfolger Franz Ruland betonte denn auch, daß angesichts der dynamischen 
Entwicklung in Frankreich und Deutschland die Saarwirtschaft dringend ihre Pro­
duktivität steigern müsse.23 
Alternative Ein Blick nach Osten und Westen gab die Sicht frei auf ganz unterschiedliche 
Wachstums­ wirtschaftspolitische Modelle. Westdeutschland wählte den Weg des Marktes und 
modelle der Begünstigung der Verbrauchsgüterindustrie. Hier konnten die Firmen die Preise 
entsprechend Angebot und Nachfrage festsetzen. Sie erzielten hohe Gewinne und 
verwendeten sie dank günstiger Abschreibungsquoten für Investitionen. Die Schwer­
industrie hatte diese Möglichkeit nicht, weil ihre Preise staatlich festgelegt wurden. 
Dazu kamen die alliierten Eingriffe und die Unsicherheit hinsichtlich der zukünfti­
gen Eigentumsverhältnisse. Nach den Jahren des Krieges und den Entbehrungen der 
Bewirtschaftung setzte Erhard auf die Befriedigung der Konsumbedürfnisse. Mehr 
als die Produktionsgüterindustrie hatte die Verbrauchsgüterindustrie unter der na­
tionalsozialistischen Herrschaft gelitten. Mit begrenzten Mitteln konnte sie dem­
nach Anschluß an den Weltmarkt finden. Ihr wirtschaftlicher Erfolg versprach 
zugleich unmittelbaren politischen Gewinn, weil die Konsumenten merkten, wie 
die Wirtschaft allmählich aufblühte. 
Das französische Modell erschien geradezu als spiegelverkehrt zur Bundesrepu­
blik, war staatsorientiert und setzte auf den Ausbau der Grundindustrien. Frankreich 
lebte mit dem Trauma der Kriegsniederlage, litt an den Folgen der langanhaltende 
Rezession 1930-1938. Das Scheitern des Versailler Systems sah man in Paris 
begründet in der überlegenen Dynamik der deutschen Wirtschaft. Es galt aufzuho­
len, die Basis zu schaffen für eine moderne Industriegesellschaft. Mittel dazu war 
der bewußt ungleichgewichtige Ausbau der Basisindustrien, das Bereitstellen der 
notwendigen Infrastruktur. Energie, Transportsystem, Schwerindustrie bildeten die 
Förderungsbereiche des ersten Monnetplans. Der Staat griff massiv in die Kapital­
bildung ein und verantwortete zwischen 1947 und 1950 mehr als 50% der Investi­
tionen.24 Deutschland war ein modernes Land mit einer leistungsfähigen Grund­
20 20.11.1948, SVZ; 14.12.1948, ebd.; 10.12.1949, ebd.
 
21 28.11.1949, SVZ.
 
22 1.2.1951, SVZ.
 
23 15.12.1951, Saar-Wirtschaft.
 
24 Institut national de la Statistique et des Etudes economiques, Mouvement economique en
 
France, S. 98, 294. 
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und Maschinenbauindustrie, dessen Modernisierung durch eine angemessene Markt­
ordnungspolitik für die Zukunft gesichert werden sollte. Frankreich hatte dagegen 
einen bedeutenden Entwicklungsrückstand. Deshalb schaltete sich der Staat ein und I deshalb verfolgte er eine umfassende sektorale Industriepolitik.25 Die deutsche 
Antwort auf den nationalsozialistischen Interventionsstaat und die Zeit der Bewirt­
I schaftung hieß "Deregulierung und Förderung des Verbrauchs", die französische 
-Afi1Woft auf Rezession und ökonomischen Rückstand hieß "Ende des Liberalismus 
und Korporatismus". 
Welchem Modell sollte die saarländische Wirtschaftspolitik folgen? Die deut­
sche Herangehensweise besaß wenig Anziehungskraft angesichts der einseitigen 
Bevorteilung der Konsumindustrie. Demgegenüber mochte Saarbrücken hoffen, 
daß es von der französischen Förderung der Grundindustrien profitieren könne. 
Zunächst einmal galt es abzuwarten. 
Die Beseitigung der Kriegsschäden, der industrielle Wiederaufbau, die Deckung Zwänge und 
des Nachholbedarfs im Wohnungsbau und die dringende Modernisierung machten verpaßte 
Chancen der einen Einsatz an Kapitalmitteln erforderlich, der die finanzielle Kraft des Saarlan­
Finanzpolitikdes bei weitem übersteige, bemerkte die saarländische Sparlwssenorganisation in 
ihren Wirtschaftsberichten. 26 Und Minister Singer ergänzte: "Was die Bereitstel­
lung von Mitteln für die Modernisierung betrifft, so sind die äußeren Gegebenheiten 
sicher ungünstig."27 
Die Gegebenheiten waren wenig vorteilhaft, weil Kreditmittel ganz allgemein 
fehlten und weil- anders als in Frankreich - der saarländische Staatshaushalt nicht 
in die Bresche springen konnte. Die wichtigen Großunternehmen befanden sich in 
fremder Hand und führten nur einen Teil der Steuern an die saarländische Staatskas­
se ab. Die Regie, die während der Völkerbundszeit den Haushalt bis zu einem 
Siebtel alimentiert hatte, war durch großzügige Abschreibungskonditionen von der 
Gewinnbesteuerung befreit. Da konnte selbst das Plus aus der Verrechnung indirek­
ter Steuern mit Paris die fehlenden Zuflüsse kaum ausgleichen. Auf 8 Milliarden 
Franken berechnete die Saarbrücker Zeitung den Einnahmevorteil, weil die Franzo­
sen mehr und anderes konsumierten als die Saarländer, so daß der Bevölkerungs­
schlüssei die Saar begünstigte. 
Den zu geringen Einnahmen standen feste Ausgaben gegenüber. Die Zuschüsse 
zur Sozialversicherung waren in einem Gebiet mit überwiegend Berg- und Hütten­
arbeiterschaft aufgrund relativ früher Invalidität und wegen des hohen Anteils an 
schwerer körperlicher Arbeit zwangsläufig besonders hoch. Die Kriegsopferversor­
gung belastete zudem den Sozialhaushalt. Der Wiederaufbau der Wohnungswirt­
schaft band die Finanzmittel. Die saarländischen Eisenbahnen verlangten Zuschüs­
25 Wolfgang Neumann, Henrik Uterwedde, Industrie- und Technologiepolitik in Frankreich 
und der Bundesrepublik seit 1945, in: Yves Cohen, Klaus Manfrass (Hrsg.), Frankreich und 
Deutschland. Forschung, Technologie und industrielle Entwicklung im 19. und 20. Jahrhundert. 
Akten des internationalen Kolloquiums, veranstaltet vom Deutschen Historischen Institut Paris in 
Verbindung mit dem Deutschen Museum München und der Cite des Sciences et de I'Industrie, Paris 
u. München 12.-15.10.1987, München 1990, S. 434. 
26 Saarländische Sparkassenorganisation, Landesbank- u. Girozentrale, Wirtschaftsberichte, 
1951, H. 5.
 
27 23.1O.1950,SZ.
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se von fast einem Zehntel des Haushaltsvolumens. Im Personenverkehr überwog für die Steuergesetzgebung. Und viertens hoffte man offenbar auf ein "Zauber­
der tarifbegünstigte Berufsverkehr und im Güterbereich machten sich die Rangier­ instrument", das die notwendigen Mittel für die Modernisierung der Wirtschaft 
leistungen bei minimalen Frachtstrecken bemerkbar. Die Aufwendungen für Ver- sicherstellte. Dieses "Zaubermittel" hieß ,,Marshallplan". Was immer die Saarre­
waltung und Gesetzgebung waren nicht geringer als diejenigen für einen größeren I gierung selbst in die Wege leitete - die Gründung der Investitionskreditbank,34 das i 
Staat. 32% der Ausgaben des regulären Haushalts 1952 gingen an die Verwaltung, I Gesetz über die steuerlichen Sondervorschriften vom 29.1.195235 - es war nur 
38,3% an die soziale Fürsorge. Der außerordentliche Haushalt, der knapp 70% des i Notbehelf, Aushilfe angesichts allzu zögerlich fließender GegenwertmitteI,36 
regulären Etats üirifäßte;-dIenfe zu 45% dem W1ederaufbau.28 i 
Bei der Festsetzung der Steuerleistung war das Saarland nur zum Teil autonom. I 
Die indirekten Steuern entsprachen gezwungenermaßen den französischen Sät­
zen.29 Bei den direkten Steuern war die Saar gehalten, die Steuersätze den französi­
schen anzugleichen.3o Mit Ausnahme der in dieser Hinsicht privilegierten Regie des 
Mines, die faktisch keinerlei Körperschaftssteuer zahlte, übertraf die Gewinnab­
schöpfung bei den privaten Unternehmen allerdings die französischen Quoten. 
Ursache waren die fehlenden Abschreibungsmöglichkeiten und der viel zu geringe 
Inflationsausgleich. Die Saarregierung erhob höhere Abgaben als die französische, 
überforderte die Wirtschaft durch Besteuerung von Scheingewinnen. Nach Exper­
tenschätzung hätte sie ohne Nachteile für den Haushalt auf ein Zehntel der Einnah­
men verzichten können.31 
Warum verfolgte die Saarregierung eine solch konservative Finanzpolitik? Da­
für gab es im wesentlichen wohl vier Gründe. Zunächst spielten persönliche Aspek­
te eine Rolle. Christian Grommes, der Finanzminister der ersten Regierung Hoff­
mann, war 1948 bereits 64 Jahre alt. Nach seinem Jurastudium hatte er sich als 
Steuersachverständiger profiliert. Im Verlaufe seiner Juristenkarriere leitete er u.a. 
den Vorsitz des Finanzgerichts in Würzburg. 1945 wurde er Leiter der Finanzabtei­
lung im Saarbrücker Regierungspräsidium, 1946 Direktor für Finanzen in der 
Verwaltungskommission.32 Er besaß vorzügliche Kenntnisse der Steuergesetzge­
bung, war auch mit den Verhältnissen in Frankreich vertraut. Aber er war kein 
Wirtschaftsfachmann, beurteilte die Staatsfinanzen ausschließlich unter dem Ge­
sichtspunkt der Einnahmen und Ausgaben.33 Zweitens besaß die Saarregierung 
kaum Möglichkeiten zur Aufnahme von Krediten. Das Hohe Kommissariat drängte 
auf einen ausgeglichenen Haushalt, da Frankreich im anderen Fall das Defizit hätte 
tragen müssen. So gab es zur Politik einer extrem vorsichtigen Haushaltsschätzung 
kaum eine Alternative. Drittens wird man fehlende Routine der Finanzexperten 
unterstellen können: mangelnde Erfahrung mit der Inflation und den Konsequenzen 
28 Statistisches Jahrbuch für das Saarland, 1955, S. 213. 
29 Französisch-saarländische Steuer- und Haushaltssatzung, Artikel 6, Forschungsstelle für 
Völkerrecht und ausländisches öffentliches Recht der Universität Harnburg (Hrsg.), Gesetzgebung, 
S.176.
 
30 Erich Conrad, Die Auswirkungen des Saarvertrages. Eine Darstellung der wirtschaftlichen
 
Situation der Industrie an der Saar vor und nach der Eingliederung in das bundesdeutsche Wirt­

schaftsgebiet unter besonderer Berücksichtigung der verarbeitenden Industrie, Innsbruck (Diss.)
 
1968, S. 21ff.
 
31 Albert Seyler, Ein Buch mit sieben Siegeln. Einige grundsätzliche und kritische Bemerkun­
gen zum Staatshaushalt, Die Arbeitskammer, August 1954, S. 236.
 
32 Vgl. die biographischen Angaben unter: Grommes, Christian, PA Grandval 7S.
 
33 2.12.1948, SVZ.
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Marshallplan 
Während Frankreich aus den USA Marshallplanmittel in Höhe von 2.763 Millionen	 Geldsegen für 
Frankreich und Dollar erhielt, mußte sich Deutschland mit 1.389 Millionen Dollar (1948-1952) 
Weigerung der
zufriedengeben. Pro Kopf der Bevölkerung war der Unterschied noch deutlicher, USA, der Saar 
betrug das Verhältnis 2,32: 1.37 An der Saar hofften die Politiker, an dem Geldsegen ein eigenes 
für Frankreich teilhaben zu können. Hatte die Saar nicht besonders unter dem Krieg	 ERP-Konto 
zuzuweisengelitten, war sie nicht auf Hilfe angewiesen, da die Arbeiterbevölkerung durch ihre 
Ersparnisse nur wenig zur langfristigen Kapitalbildung beitragen konnte? Wirt­
schaftsminister Franz Singer stand nicht allein, wenn er für die Kapitalbildung auf 
den Marshallplan setzte.38 Auch Ludwig Erhard betrachtete diesen als wesentliche 
Quelle für die Erneuerung des Produktionsapparates. 39 Beinahe in allen europäi­
schen Ländern riefen die nach langwierigen Verhandlungen bereitstehenden Beträ­
ge Enttäuschung hervor. Und doch hat wohl nirgendwo der Marshallplan soviel 
Verbitterung ausgelöst wie im Saarland. Die Hintergründe müssen näher erläutert 
werden.4o 
Die frühen Quellen über die Marshallplanverhandlungen mit den USA sind in 
den eingesehenen Aktenbeständen nicht besonders zahlreich. Dennoch läßt sich 
belegen, daß ursprünglich daran gedacht war, der Saar ein eigenes Konto zuzuwei­
sen. Die USA lehnten das französische Ansinnen ab, weil sie in der Frage des 
völkerrechtlichen Status der Saar kein Präjudiz schaffen wollten.4! Folglich blieb 
Paris für die Berücksichtigung saarländischer Belange zuständig. Weiterhin zeigen 
die Unterlagen, daß Frankreich nicht unerhebliche Importe für die Saarwirtschaft 
beantragt hatte. Offenbar hoffte Paris, daß die Vereinigten Staaten den saarländi­
schen Wiederaufbau bestreiten würden. Washington machte das Spiel nicht mit. 
Die Einfuhren zur Erneuerung der Ausrüstung der Regie des Mines wurden von 365 
34 S.o. 
35 S.o. 
36 27.10.1951, SVZ. 
37 Jacques Thobie, Le Plan Marshall et la Turquie, in: R. Girault, M. Levy-Leboyer (Hrsg.), Le 
Plan MarshalI, S. 574. Bevölkerungszahlen in: Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutsch­
land, 1959, S. 12*. 
38 20.11.1948, SVZ; 30.11.1949, ebd.; 1.2.1951, SVZ. 
39 Heiner R. Adamsen, Investitionshilfe für die Ruhr. Wiederaufbau, Verbände und Soziale 
Marktwirtschaft, 1948-1952, Wuppertal1981, S. 45; Gerd Hardach, The Marshall Plan in Germany, 
1948-1952, in: The Journal ofEuropean Economic History, 16 (1987), S. 463. 
40 Einen ersten Einblick in die Problematik gibt: G. Bossuat, La France, S. 512ff. 
41 Mai 1948, Compte-rendu d'une reunion chez M. Guindey, MAE, Z Europe, 1944-1949, 
Sarre 38; 9.11.1948, D., Notiz, Marshall-Plan-Hilfe für die Saar, LASB, Wirtschaftsministerium 
749. 
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Millionen Dollar auf 100 Millionen Dollar gekürzt. Die Hüttenindustrie, die Elek­
trizitätswirtschaft, die Eisenbahnen waren gänzlich ausgeschlossen. Den Lebens­
mittelbedarf setzte Washington deutlich niedriger an als von Paris gefordert.42 
Für den Quai d'Orsay bedeutete die amerikanische Haltung eine bittere außen­
politische Niederlage. Aber schlimmer war noc):l, daß nun ein schier endloses 
Gerangel mit dem französischen Finanzministerium begann. Schuman wollte die 
Saar herausgehoben wissen, die Autonomie der Saar demonstratIv kenntlIch ma­
chen. Der Quai verlangte deshalb, daß Saarbrücken ein direktes Zugriffsrecht auf 
die amerikanische Hilfe erhalte.43 Für das französische Finanzministerium kam eine 
solche Regelung nicht in Frage. Es verwies auf das Marshallplanabkommen mit den 
USA. Und das enthielt in Artikel 11 eine Bestimmung, wonach Frankreich für alle 
unter seiner Verwaltung stehenden Gebiete zuständig sei, einschließlich der Saar.44 
Das Finanzministerium fürchtete, andere Mandatsgebiete, Protektorate und Kolo­
nien könnten die gleichen Forderungen stellen wie das Saarland.45 Zudem wollte es 
möglichst viele Mittel für die Metropole reserviert wissen. So begann ein zähes 
Ringen innerhalb der französischen Bürokratie und zwischen Paris und der Saar­
brücker Regierung, das vier Jahre dauern sollte. Über die Einzelheiten wurde an 
anderer Stelle berichtet. So bleibt zu fragen, welche ökonomische und politische 
Bedeutung der Marshallplan für das Saarland hatte. 
Die Saar profitierte von den Importen, die durch die amerikanische Hilfe finan­
ziert wurden. Sie war im Rahmen der französischen Einfuhren voll integriert. Da 
nur selten Verbrauchsgüter direkt aus Amerika importiert wurden, merkte man an 
der Saar freilich nicht, woher der Warenreichtum stammte. Im Produktionsgüterbe­
reich erhielt das Saarland aus den USA Werkzeugmaschinen, Sauerstoffanlagen 
und industrielle Rohstoffe.46 Man konnte das zustehende Kontingent nicht einmal 
ausschöpfen, weil die Maschinenausrüstung traditionell aus Deutschland stammte 
und der Erwerb einzelner amerikanischer Maschinen wenig attraktiv war.47 So 
partizipierte die Saar wesentlich an den "Segnungen", welche die US-Importe 
Frankreich brachten. Lebensmittel und Rohstoffe wurden eingeführt, drängten die 
Inflation zurück, halfen bei der Rückkehr zur Marktwirtschaft.48 Die Wirtschaft 
tendierte zu ihrem Gleichgewicht zurück. 
42 Department of State, Division of Research for Europe, Office of Intelligence Research: 
Economic Survey, S. 39, 56f.; 12.3.1948, Commission de I'aide americaine, Notiz, MAE, Z Europe 
1944-1949, Sarre 37. 
43 9.11.1948, o.V., Notiz, Marshall-Plan-Hilfe für die Saar, LASB, Wirtschaftsministerium 
749; 14.1.1950, o.V., Affectation lila Sarre d' une part de la contrevaleur de I'aide americaine, MAE, 
EU 1949-1955, Sarre 199. 
44 28.6.1948, Abkommen über wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen Frankreich und den 
Vereinigten Staaten von Amerika betreffend die Durchführung des Programms zum europäischen 
Wiederaufstieg, LASB 749. 
45 14.1.1950, o.V., Affectation ala Sarre d'une part de la contrevaleur de I'aide americaine, 
MAE, EU 1949-1955, Sarre 199. 
46 25.3.1949, o.V., Liste der bisher eingereichten Anträge aufImport im Rahmen des Marshall­
Planes, LASB, Wirtschaftsministerium 759. 
47 4.5.1950, Ventura an Bamberger, MAE, EU 1949-1955, Sarre 199. 
48 Guy Laroque, 1946-1949. La fin des restrictions, in: Economie et statistique, H. 129, Januar 
1981, S. 5ff. 
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Wie war die Bilanz bei den Gegenwertmitteln? Die ERP-Gelder hatten in Frank­
reich und Deutschland vor allem anfangs eine vergleichsweise große Bedeutung. 
Michel Margairaz nennt für Frankreich im Jahre 1949 eine Quote von 25% an den 
Produktivinvestitionen.49 In den Folgejahren sank der Satz auf unter 5%. Für die 
Bundesrepublik hat Egon R. Baumgart eine ähnliche Entwicklung beobachtet. 
Ausgehend von 6,4% und 8,6% 1949 und 1950 verringerte sich der Anteil der ERP­
--Kredite an den Brutto-Anlage-Investitionen im Gesamtzeitraum bis 1956 auf durch­
schnittlich 2,9 Prozent.50 Östlich und westlich des Saarlandes profitierten der 
Energiesektor und die Hüttenindustrie am meisten. 67% der Investitionen der 
Charbonnages de France zwischen 1948 und 1952 wurden durch Gegenwertmittel 
finanziert.51 In Deutschland lag der Anteil für die Gruben 1949-1950 ebenfalls bei 
über 40%.52 Bei der Stahlindustrie lauteten die Vergleichszahlen 1950 und 1951 
jeweils 18% und 14%,53 während die Förderung der französischen Schwerindustrie 
in den Jahren 1948 bis 1951 etwa 20% der Investitionen erklärt.54 War es unter 
diesen Voraussetzungen verwunderlich, wenn die Saar hoffte, ihre Wirtschaft mit 
Hilfe der Gegenwertmittel zu erneuern? 
Nach einer Aufstellung von 1954 wurden der Saar insgesamt 29.195 Millionen 
Franken zugeteilt, davon 17.519 für die Regie, 1.980 für die Hüttenindustrie sowie 
9.696 für Investitionen der Saarregierung bzw. für Diverses (sogenannter "allge­
meiner Anteil").55 Demnach lag der Prozentsatz für die Saar deutlich höher als der 
ansonsten ausgewiesene Teil von 0,7%-1 %,56 der lediglich die Überweisungen an 
die Regierung des Saarlandes berücksichtigt. Die Volksstimme berichtete am 24. 
Februar 1954, die Saarquote betrage nicht 1/46tel, sondern 1I23tel des französi­
schen Anteils,57 sei also viel höher, als es der Bevölkerungsquote entspreche. Doch 
die Saarländische Volkszeitung entgegnete, es würden bei der Regie lediglich 
kurzfristige in langfristige Kredite umgewandelt.58 In der Tat waren die Verhältnis­
se recht kompliziert. 
Angemeldet hatte das Saarland einen Anspruch auf 40 bis 45 Milliarden Fran­
ken,59 von denen es mehr als die Hälfte erhielt. Wichtiger als die Endsumme ist 
allerdings ein Blick auf den zeitlichen Verlauf der Zuweisungen. Und in dieser 
Hinsicht war die Saar tatsächlich benachteiligt. 1949 erhielt sie 3.918 Millionen 
49 Ebd., S. 154.
 
50 E. Baumgart, Investition, S. 45f.
 
51 Jean-Paul Thuiller, Les Charbonnages de France et le Plan MarshalI, in: R. Girault, M. Uvy-

Leboyer (Hrsg.), Le Plan Marshall, S. 331; M. Margairaz, Les finances, S. 167ff.
 
52 E. Baumgart, Investition, S. 51.
 
53 Ebd., S. 54.
 
54 Vgl. die Zahlenangaben bei J.-P. Rioux, La France, Bd. I, S. 244 sowie Philippe Mioche, Le 
Plan Marshall et la siderurgie franc;aise, in: R. Girault, M. Uvy-Leboyer (Hrsg.), Le Plan MarshalI, 
S.3IOf. 
55 Projet de lois de finances pour l'exercice 1955, Septieme rapport de la Commission des 
Investissements, MAE, EU 1949-1955, Sarre 205. 
56 Vgl. G. Bossuat, La France, S. 515; J.-P. Rioux, La France, Bd. I, S. 242. 
57 24.02.1954, Volksstimme, MAE, EU 1949-1955, Sarre 64, Revue de presse de la Saarberg­
werke.
 
58 4.3.1954, SVZ, MAE, EU 1949-55, SaITe 64, Revue de presse de la Saarbergwerke.
 
59 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 4 (1952), S. 60f.
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Franken, 1950: 2.500 und 1951: 2.182. Im Zeitraum 1948-1951 betrug die Summe esterverwaltung stehenden Hüttenwerke jene Summe aufgezehrt, die das Saarland 
lediglich 8.600 Millionen Franken. Der wesentliche Effekt einer frühen Kapital­ als angemessenen Anteil an den Marshallmitteln verlangte. 
Wo lagen die Gründe für die übertriebenen Erwartungen? Ein Blick nach Osten spritze ging so verloren.60 
Ein zweiter Umstand wirkte in dieselbe Richtung. Das Saarland konnte nicht und Westen mußte die Saarländer von der überragenden Bedeutung des Marshall­
autonom über die Summen entscheiden, blieb angewiesen auf eine Billigung durch plans überzeugen. Aufmerksam notierten die Saarbehörden, was die Politiker der 
die französische Investitionskommission. Im Ergebnis nutzte manche Neuanlage aus . Nachbarländer über die ERP-Hilfe berichteten. Franz Blücher, Stellvertreter des 
ERP-Mitteln mehr Frankfeicfi-äls dem Saarland. Dazu zahlte beIspIelsweIse dIe I - BUI1cIeslCanzlers und Bundesminister für Angelegenheiten des Marshallplanes, sag­61Errichtung von Versorgungsleitungen für Gas und Strom, die nach Westen führten. I 
Vielleicht profitierte die saarländische Stahlindustrie am meisten von den Ge­
genwertmitteln. Überraschen muß diese Feststellung, weil die Summe von 2 Milli­
arden eher niedrig ausfiel, wenn man sie mit den französischen Aufwendungen 
verglich. Der weitaus größte Teil der amerikanischen Hilfe finanzierte auf französi­
scher Seite zwei hochmoderne Breitbandwalzstraßen (USINOR und SOLLAC). 
Die verbleibenden 12-13 Milliarden für Frankreich waren im Vergleich zu den 2 
Milliarden für das Saarland gar nicht so schlecht.62 Hauptnutznießer wurde die 
Dillinger Hütte. Sie war auf Hilfe dringend angewiesen. Die Gründung der SOLLAC 
(Societe Lorraine de Laminage Continu) gefährdete das traditionelle Geschäft mit 
Feinblechen. Dillingen reagierte, indem es eine 25-prozentige Beteiligung an dem 
lothringischen Unternehmen erwarb. Produktabsprachen sahen vor, daß das saar­
ländische Unternehmen Grobbleche produziere. Ein Teil der im Auftrag gewalzten 
Brammen und Stähle sollte in das Saarland geliefert und zu verzinnbaren Weißble­
chen verarbeitet werden.63 Marshallplankredite in Höhe von mehr als 1,4 Milliarden 
Franken erleichterten die Produktverlagerung. Doch den größten Teil der Investiti­
onssumme brachte das Unternehmen selbst auf, durch Gewinnrücklagen und Bank­
kredite.64 
Das Dillinger Beispiel zeigte, daß die Modernisierung nicht allein von den ERP-
Mitteln abhing. Ein klares Unternehmensziel war notwendig und der geschickte 
Einsatz der aus anderen Quellen fließenden Mittel erforderlich. Überhaupt war die 
Erwartung, daß die Gegenwertkredite die Erneuerung der Saarwirtschaft ermögli­
chen könnten, eher naiv. Auf Nachfrage berichtete Generaldirektor Georges The­
dreI, der Investitionsbedarf in Völklingen betrage zwischen 25 und 40 Milliarden 
Franken, während die Industrie- und Handelskammer für Neunkirchen eine Summe 
von 9,5 Milliarden Franken berechnete.65 So hätten allein die beiden unter Sequ­
60 Februar 1952, Chazelle, Note, La participation de la SaITe aux attributions de I'aide ameri­
caine, MAE Nantes, SaITe, Mission Juridique, FV-18. 
61 25.11.1950, Rohert an MAE, Part de la SaITe dans la contrevaleur de I' Aide Americaine, 
MAE, EU 1949-1950, Sarre 201; 25.12.1950, SVZ, Bericht über die Landtagssitzung vom Vortag, 
Rede von Etienne; 21.3.1951, AbtIg. W 8, Beteiligung der Gemeinden an der Marshallplanhilfe, 
LASB. Wirtschaftsministerium 761. 
62 14_-15. Mai 1952, Conversations franco-saIToises tenues aParis au MAE, MAE, EU 1949­
1955. SaITe 146. 
63 1.2.1954, SVZ; Dillinger Hüttenwerke (Hrsg.), 300 Jahre DiIlinger Hüttenwerke. Ein Rück­
blick, DiIlingen 1985, S. 70ff. 
64 20.1.1954, SZ. 
65 21.5.1952, Krause-Wichmann, Investitionsbedarfder saarländischen Schwerindustrie, LASB, 
Wirtschaftsministerium 749. 
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te beispielsweise: "Deutschland konnte die bedeutenden Investitionen - nachdem 
ihm alles bewegliche Kapital verlorengegangen war - nur mit Hilfe des Marshall­
plans und der staatlichen Steuerpolitik durchführen".66 Es gab gewiß Kritik am 
Marshallplan, doch diese wurde nicht laut geäußert, wie Marc Roseman hervorhebt: 
"Many German politicians who had openly supported the Marshall Plan were 
deeply embarrassed by the discrepancy between expectation and reality. Indeed, in 
my view, the only thing that spared the Marshall Plan more public criticism was the 
fact that the anti-Marshall Plan position had become so closely associated with the 
Communists. It was a curious und ironic reversal: a plan supposed to save the West 
from Communist influence was in fact saved from attack by the strength of the anti­
Communist consensus that existed in western Germany".67 Wenn der Marshallplan 
in Deutschland und Frankreich den politischen Konsens stärkte, die Westbindung 
festigte, erzeugte er an der Saar zunehmendes Mißtrauen gegenüber dem übermäch­
tigen Wirtschaftspartner. Die Marshallfrage riß die saarländische Öffentlichkeit aus 
ihrer Lethargie heraus, band immer mehr politische Energien. Saarländische Wirt­
schaftspolitik war in den ersten Jahren zu einem guten Teil Kampf um einen 
gerechten Anteil an den ERP-Mitteln. Als das Ziel erreicht war durch Entscheidung 
der gemischten Wirtschaftskommission vom 29. Mai 1952, als Bidault am 10. Mai 
1953 die Vereinbarung offiziell bestätigte,68 da stand die saarländische Wirtschafts­
politik vor einer ganz neuen Aufgabe. 
(2) Wirtschaftspolitische Offensive 
Seit 1952 setzte die Bundesrepublik neue wirtschaftspolitische Prioritäten. Nicht	 Veränderte Vor­
aussetzungenlänger standen die Verbrauchsgüter- und die Maschinenbauindustrie im Mittel­
punkt einseitiger Förderung. Das "Gesetz über die Investitionshilfe der gewerbli­
chen Wirtschaft" vom 7. Januar 1952 garantierte der Schwerindustrie Kreditmittel 
in Höhe von 1 Milliarde DM. Es brachte eine Rückkehr zur freien Preisbildung und 
sicherte Sonderabschreibungsmöglichkeiten.69 Verspätet, jedOCh gestützt durch gün­
stige Rahmenbedingungen, folgte damit der Montansektor dem westdeutschen 
Wirtschaftsaufschwung in die Marktwirtschaft. 
Auch in Frankreich änderten sich die Prioritäten der Wirtschaftspolitik. Hatte 
bislang die Grundindustrie von der staatlichen Unterstützung profitiert, so lautete 
das Ziel jetzt nicht mehr Mengenwachstum im Rohstoffbereich, sondern Steigerung 
66 Auszug aus dem Rheinischen Merkur, Juni 1951, LASB, Wirtschaftsministerium 751. 
67 Marc Roseman, Division and stability. Recent writing on post-war German history. in: 
German History, 11 (1993), S. 377. 
68 10.5.1953, Bidault an Hoffmann, PA Grandval 13. 
69 H.R. Adamsen, Investitionshilfe, S. 16f., 22f., 226ff. 
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der Produktivität. Der Staat zog sich aus der Finanzierung der Investitionen zurück, 
der Kapitalmarkt übernahm seine traditionelle Rolle. Insgesamt sahen sich die 
Marktkräfte gestärkt.7o 
So waren es nicht allein die Konjunkturkrise 1952/54 und die Gründung des 
Gemeinsamen Marktes für Kohle und Stahl, die die Saar dazu zwangen, die Wirt­
schaftspolitik neuen i\nf<::,r<!~!!1ngen anzupassen. Die veränderten Rahmenbedin­
gungen westlich und östlich der Saargrenze wirkten in dieselbe Richtung. DIe 
Hoffnung auf einen integrierten schwerindustriellen Verbund mit Frankreich 
schwand. Alles kam darauf an, die Selbsterneuerungskräfte der Unternehmen zu 
stärken. Das erforderte zum einen verbesserte Abschreibungsmöglichkeiten, die das 
"Gesetz zur Ergänzung steuerlicher Vorschriften" vom 10. April 1954 ansatzweise 
brachte,71 und zwang zum anderen, die Infrastruktur zu verbessern.72 Während der 
Staat sich im Osten und Westen aus der Gestaltung des wirtschaftlichen Geschehens 
zurückzog, ergriff die Saarregierung die Initiative. 
d. Ringen um eine angemessene Wirtschaftsordnung 
Cl) Die Saargruben 
Die Wirtschaftsunion von 1947/48 zwischen Frankreich und der Saar beruhte auf 
einem einseitigen französischen Akt. Nicht daß die Saarbevölkerung den Anschluß 
abgelehnt hätte, doch die Modalitäten der wirtschaftlichen Zusammenarbeit legte 
Paris 1947 alleine fest. Im Vordergrund standen politische Überlegungen, weniger 
ökonomische Gesichtspunkte. Es ging um Kontrolle und Einfluß, darum, die Saar 
fest an Frankreich zu binden. Das Saarbrücker Verlangen nach veränderten Rah­
menbedingungen richtete sich nicht ausschließlich auf den Wunsch nach Selbstbe­
stimmung, sondern zielte gleichzeitig auf verbesserte Voraussetzungen für die 
eigene Wirtschaft. Warum ein Eingehen auf die saarländischen Wünsche so schwie­
rig war, und warum die Jahre 1952/54 als Epochenscheide bezeichnet werden 
können, soll im folgenden dargelegt werden. Als Beispiel dienen der Wamdtkon­
flikt, die Auseinandersetzungen um das Ende der Sequesterverwaltungen und das 
Ringen um die Außenhandelspolitik. 
Die Regie war kein normales Unternehmen. Ihr Betriebsziel war nicht Gewinn­
maximierung, sondern Versorgungssicherheit bei der Kohle und Bereitstellen preis­
werter Energieressourcen. Sie untermauerte den Anspruch von Paris auf gleichbe­
rechtigte Mitsprache in der EGKS und sie symbolisierte der französischen Öffent­
lichkeit, daß Frankreich zu den Siegern des 2. Weltkrieges gehörte. Schließlich 
garantierte die Kontrolle der Gruben unmittelbaren Einfluß auf das wirtschaftliche 
und politische Geschehen an der Saar. 
Da also die Regie kein normales Unternehmen darstellte, mußte Paris die Füh­
rungspositionen mit eigenen Mitarbeitern besetzen. Nicht allein die Leitungskom­
70 H. Bonin, Histoire economique, S. 238, 269ff.; I.P. Rioux, La France, Bd. 2, S. 196f. 
71 S.o.
 
72 S.o.
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petenz zählte, sondern die politische Zuverlässigkeit. Auch in anderer Hinsicht 
schied eine Gleichstellung mit den übrigen Bergbaugebieten der Charbonnages de 
France aus. Weder war Frankreich bereit, die Saargruben vollkommen zu integrie­
ren, noch wäre dies für die Saar unbedingt vorteilhaft gewesen. Die Regie hätte ihre 
Unabhängigkeit verloren, Investitionsanträge wären auf erhebliche psychologische 
Schwierigkeiten getroffen. Die Öffentlichkeit der Saar wollte und konnte eine 
Beteiligung am Revierausgleich nicht akzeptieren, denn dies hätte einen Abfluß von 
Gewinnen bedeutet. Im Ergebnis blieb die Regie für ihr Investitionsprogramm auf 
Eigenmittel angewiesen, auch wenn sie gewisse Vorschüsse und Kredite erhielt.73 
Das Hauptaugenmerk der französischen Verantwortlichen richtete sich auf den 
verbesserten Abbau der Fettkohle. Gute Kohlenqualitäten fehlten in der Metropole; 
für sie gab es auf längere Sicht günstige Absatzchancen. Demgegenüber schienen 
Investitionen in die Kohlenveredelung vergleichsweise kostspielig, ungewiß und 
von geringem unmittelbaren Nutzen.74 Zumindest war dies anfänglich der Ein­
druck.75 
Aus saarländischer Sicht hatten die Gruben überragende Bedeutung. Ohne auto­
nome Regie gab es keinen autonomen Saarstaat, ohne Beteiligung von Saarländern 
an den Führungsposten keine Gleichberechtigung.76 Die Saarregierung verlangte 
Mitsprache, um sicherzustellen, daß die Vorkommen schonend und rational abge­
baut wurden.77 Sie forderte Einwirkungsmöglichkeiten, um die Art der Investitio­
nen zu kontrollieren, und sie beanspruchte Entscheidungskompetenz, damit sie über 
den Kohlenpreis die Gesamtwirtschaft steuern konnte. Die Saarhütten hatten in der 
Vergangenheit Sonderkonditionen erhalten, hatten weniger für die Kohle bezahlen 
müssen als andere Abnehmer. Aus Rücksicht gegenüber der französischen Schwer­
industrie mußte die Regie mit diesem Privileg brechen. An der Saar allerdings 
forderte man, daß die frühere Begünstigung wieder eingeführt werde.78 
Solange die Saarregierung keine direkte Verantwortung für die Gruben trug, Zwang zum 
richtete sie ihr Bestreben auf die sozialen Belange, auf Arbeitsplatzsicherheit und Sparen 
auf hohe Sozialeinkommen. Erst als infolge der Konventionen vom 20. Mai 1953 
die Saarbrücker Regierung die Betriebsführung der Gruben mitgestalten konnte, als 
sie einsehen mußte, daß die Saarbergwerke im wesentlichen Zuschußgeschäft be­
deuteten, änderte sie ihre Politik. Zeitgleich gewann die Warndtfrage neue Aktuali­
tät. 
73 12.1.1950, Barnberger, Principales questions soulevees actuellement par la production char­
bonniere, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 117. 
74 4.7.1949,2. Sitzung des Conseil Superieur des Mines de la Sarre, MAE, EU 1949-1955, 
Sarre 244; 31.10.1950, Couture, Observations sur le rapport intitule "Le developpement along terme 
du marche du charbon et de ['acier", MAE, EU 1949-1950, Sarre 306. 
75 21.4.1955, SVZ. 
76 20.8.1949, Die Arbeit, MAE, EU 1949-1955, Sarre 12, Bulletin hebdomadaire de presse. 
April, 1951, Saarbergknappe, ebd., 60, Regie des Mines, Bulletin de presse. 
77 1.1.1955, o.V., Saarländische Wirtschaftspolitik, Gedanken für einen Vortrag, den Herr 
Minister Ruland in der nächsten Woche vor Mitgliedern der CVP halten wird, LASB, Wirtschafts­
ministerium 820. 
78 3.2.1948, Volksstirnme; 9.5.1949, Schlachter und Bodry an Singer, MAE Nantes, Sarre, HC 
Cabinet 105; 3.6.1949, Allgemeine Zeitung Mainz, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 52. 
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(2) Die Warndtfrage 
Daß Frankreich von Lothringen aus saarländische Kohle abbaute, bedeutete in 
Saarbrücker Sicht einen Angriff auf die "nationale" Kohlenreserve.79 Man machte 
darauf aufmerksam, daß in 10 bis 15 Jahren fünf große Gruben erschöpft sein 
würden und daß es gelte, neue Ressourcen freizulegen. 8o Das eigenmächtige Vorge­
hen der HBL verbitterte-die.saarJändiscbe Öffentlichkeit Ohne die notwendigen 
formellen Antragsverfahren abzuwarten, begann das Bergbauunternehmen damit, 
Übertageanlagen im Warndt einzurichten.81 Die Saar beklagte zu Recht den Ausfall 
von Steuereinnahmen, weil Körperschafts-, Umsatz- und Lohnsteuern dem franzö­
sischen Fiskus zufielen. Dazu kamen Mehraufwendungen für Sozialleistungen an 
die saarländischen Bergarbeiter, die im Warndt beschäftigt waren.82 Vor allem, und 
das wurde seit 1954 entscheidend, bedeutete der Verzicht auf die Warndtfelder eine 
Belastung für die Gestehungskosten der Saargruben. Nirgendwo sonst waren die 
Lagerverhältnisse vergleichbar günstig, ließ sich mit weniger Mühe eine entspre­
chend gute Kohle fördern. Ohne eine angemessene Regelung der Warndtfrage, 
betonte Ministerpräsident Johannes Hoffmann, sei die Rentabilität der Saarberg­
werke nicht zu gewährleisten.83 
Erstmals waren die Warndtfelder in den zwanziger Jahren von lothringischen 
Unternehmen ausgebeutet worden.84 Damals hatte die ebenfalls französisch be­
herrschte Saargrubenverwaltung Konzessionen erteilt. Die Pachtdauer betrug 99 
Jahre. Das Areal umfaßte ein relativ kleines Gebiet. 
Als 1935 die Saar an Deutschland zurückfiel, war der Vertrag mit den Mines 
Domaniales hinfällig, und es mußte eine neue Regelung gefunden werden. Die 
Reichsregierung gestand eine Verlängerung der Pacht um wenige Jahre bis 1940 zu. 
FristgemäB zum 28.2.1938 wurde das Abkommen gekündigt. Die Saargruben teil­
ten daraufhin mit, man wolle im Warndt eine eigene Schachtanlage niederlassen, 
doch infolge des Krieges kam es nicht dazu, und es blieb bei der Ausbeutung der 
79 Die Geschichte der Warndtfrage ist auf der Basis von Zeitungsberichten und öffentlich 
zugänglichen Unterlagen bereits mehrfach knapp dargestellt worden. VgI. Gerd Schuster, Das 
Warndtvorkomrnen in seiner technischen, wirtschaftlichen und sozialen Bedeutung, in: R.H. Schmidt, 
Saarpolitik, Bd. 2, S. 724-746; R. Haby, Le probleme du Warndt, in: Annales de I'Est, 8 (1956), S. 
217-244; M. Soulez, La n~conversion des Houilleres du Bassin de LOITaine ala suite de la perte de 
I'amodiation du Wamdt, in: Revue de I'industrie minerale, 40 (1958), Heft 9, Sonderdruck, PA 
Dontot 9; Wemer Dietrich, Manfred Glaes, Gerd Schuster, Fünfzig Jahre Pachtverträge im Warndt, 
in: Glückauf, 11l (1975), H. 11, S. 530-536, Sonderdruck; Gerd Schuster, "Hände weg vom 
Wamdt". Der Beitrag der Bergarbeitergewerkschaften an der Saar zur Lösung der Warndtfrage 
nach dem 2. Weltkrieg, in: Gerhard Bungert, Klaus-Michael Mallmann, Gerd Schuster, Der Weg zur 
Einheit, Stationen der Bergarbeiterbewegung an der Saar, Bochum 1981, S. 29--46; J.P. Cahn, Le 
second retour, S. 195-227. 
80 8.3.1949, SVZ; November 1951, Die Arbeit. 
81 6.5.1949, Hacq, Compte-rendu pour M.le HC, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 117. 
82 G. Schuster, Das Warndtvorkommen, S. 737f. 
83 30.3.1953, Saar-Wirtschaft; Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 6 (1954), 
S. 55; 21.4.1955, 9.5.1955, Saarbergwerke, Revue de presse, MAE, EU 1949-1955, SaITe 65. 
84 Grafik nach: W. Dietrich, M. G1aes, G. Schuster, Fünfzig Jahre Pachtverträge, Sonderdruck, 
S.4. 
Warndtfelder durch die jetzt in deutscher Hand befindlichen lothringischen Gru­
ben.85 
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Die Ausbeutung der Wamdtfelder durch lothringische Gruben 1945 
SC. fONTAINE 
Nach dem Kriegsende bestimmte Frankreich über das Schicksal des kleinen 
saarländischen Gebietsstreifens. Im Zusammenhang mit der Diskussion der Nach­
kriegsordnung richteten sich auf französischer Seite die Blicke bereits früh auf das 
Warndtgebiet.86 Jene Gruppen, die eine Annexion der Saar ablehnten, suchten die 
französischen Forderungen auf eine kleine Grenzkorrektur wie die Angliederung 
des Warndtraumes zu beschränken.87 Andere verlangten mehr. Doch kam schließ­
lich alles ganz anders, weil wegen des Wirtschaftsanschlusses der Warndt beim 
Saarland blieb. 
Am 20. Juni 1946 fand im französischen Industrieministerium eine Sitzung statt. 
Die versammelten hohen Beamten und Direktoren der lothringischen und saarländi­
schen Gruben berieten über die zukünftige Ausbeutung der Warndtfelder. Sie 
vereinbarten, daß für die saarländische Grube Velsen ein ausreichend großes Areal 
festzulegen sei. Alle anderen Kohlenadern des Warndt sollten an die HEL verpach­
tet werden. Mit der genauen Grenzziehung wurden international anerkannte franzö­
sische Geologen betraut.88 
Die Vereinbarung des 20. Juni atmete den Geist der unmittelbaren Nachkriegs­
monate. Allein die Belange der HEL zählten. Weder die Höhe der Pachtgelder 
wurde festgelegt, noch über Entschädigungszahlungen für die Saar gesprochen. Das 
Dekretgesetz über die Regie des Mines vom 31. Dezember 1947 bestimmte, daß die 
Regie die ihr übertragenen Anlagen und Grundstücke vermieten, verpachten, ding­
lich belasten oder auf dem Wege des Verkaufs oder Tauschs veräußern könne. 
86 Grafik: J.P. Cahn, Le second retour, S. 197. 
87 Ende 1943, o.V., Le probleme de la Sarre et d'une rectification des frontieres fran"aises, 
MAE, Papier 1940, BECH 115; 1.11.1944, Verdier, La seeurite de 1a France et la question sarroise, 
MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 10. 
88 Grafik: ,,Pachtfeldgrenzen 1948", W. Dietrich, M. Glaes, G. Schuster, Fünfzig Jahre Pacht­
verträge, S. 5; 21.6.1946, Sitzungsprotokoll, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 116. 
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Insbesondere war sie ermächtigt, ihre Betriebsrechte an Steinkohlenbergwerken 
abzutreten.89 
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89 Artikel 15 und 19, 31.12.1947, Decret relatif a I'organisation de la Regie des Mines de la 
SaITe, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 46. 
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1948 war der Abbau so weit vorgedrungen, daß die HBL, um ihre Arbeiten 
fortsetzen zu können, neue Übertageanlagen einrichten mußte, die nach Lage der 
Dinge auf saarländischem Boden lagen. 9o Jetzt war die Zeit gekommen, die ausste­
henden Fragen zu regeln. Robert Baboin, der Direktor der Regie des Mines, forderte 
Entschädigungszahlungen, denn er hoffte, durch hohe Pachtgebühren die Finanzen 
seines Unternehmens zu verbessern.91 Die Zustimmung der Saarregierung war 
notwendig, und die verWies'darauf, daß dIe eIgenen Gruben m kemem Fälle durch 
die Wamdtausbeutung benachteiligt werden dürften. Sie verlangte Absatzgaran­
tien, die Einstellung von saarländischen Staatsbürgern, Ausgleichszahlungen und 
eine neue Abgrenzung der Felder,92 Schuman billigte in einem Schreiben vom 
18.11.1949 und einem weiteren Brief vom 3.3.1950 gewisse Konzessionen zu, 
stellte Verhandlungen hinsichtlich anderer Punkte in Aussicht.93 Danach passierte 
lange nichts mehr. Erst die Konventionen vom 20. Mai 1953 brachten einen 
Komprorniß, schränkten die Verpachtung auf 27 Jahre ein und bestimmten, daß eine 
internationale Schiedskommission über die strittigen Fragen entscheiden solle. 
Am 6. September 1955 trat die internationale Wamdtkommission erstmals zu­
sammen.95 6 Wochen später, am 18. Oktober 1955, somit 5 Tage vor dem Saarrefe­
rendum, verließ Berghauptmann a.D. Fritz Schoenemann das Gremium. Als Grund 
nannte er, daß er davon ausgegangen sei, er könne eine Änderung des Zusatzproto­
kolls von 1953 erreichen. Vor allem eine Verkürzung der Pachtdauer lag ihm am 
Herzen. Die bisherigen Unterredungen, so Schoenemann, bewiesen freilich, daß die 
~ehr1feiCärrfWortlaut des Protokolls festhalten wolle. Er könne die Verantwortung 
dafür nicht länger tragen.96 
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1m September Geeignete Fachleute zu finden, die bereit waren, sich in der komplizierten Frage 
1955 noch zu engagieren, bereitete erhebliche Schwierigkeiten. Inzwischen hatte sich das 
immer keine Klima weiter gewandelt, war die Saarregierung in die Verantwortung für die Lösung 
Gruben mit einbezogen und bestimmte der Referendumswahlkampf das politische 
Geschehen.94 
90 Grafik, "Die Situation 1956": I.P. Cahn, Le second retour, S. 196. 
91 3.12.1948, Baboin an das Industrie- und Handelsministerium, MAE, Z Europe 1944-1949, 
SaITe 47; 12.2.1949, Burin des Roziers, Note pour le Cabinet du Ministre, ebd. 
92 28.1.1949, Grandval an Baboin, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 47. 
93 18.11.1949, Schuman an Hoffmann, MAE, EU 1949-1955, SaITe 281; 3.3.1950, Schuman 
an Hoffmann, ebd. 
94 18.7.1955, SVZ, MAE, EU 1949-1955, SaITe 65, Saarbergwerke, Revue de presse. 
"Lothringisch-saarländischer Zeitungskrieg um die Wamdt-Kohle. ,Ei ihr Litt 
... sinn doch froh, daß mir eier Arwet schaffe!!!'" 
Das Problem bestand darin, daß weder Frankreich noch das Saarland kompro­
mißfähig waren. Für Paris ging es um innenpolitische Rücksichtnahme, um Stand­
festigkeit, um einen Schutz getätigter Investitionen. Die Saarregierung rückte von 
ihrer Konzessionslinie ab, weil sie die deutsche Opposition in Schach halten wollte. 
95 Karikatur: Tintenfisch, März 1946. H. 6. 
96 6.10.1955, Protokoll der 2. Sitzung der Gemischten Wamdtkommission, LASB, AAEA 214; 
18.10.1955, Schoenemann an Amt für Europäische und Auswärtige Angelegenheiten, ebd., 
14.10.1955, Saarbergwerke, Revue de presse, MAE, EU 1949-1955, Sarre 65; 31.10.1955, ebd. 
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Vor allem aber erhob sie Einspruch, weil sich die ökonomischen Voraussetzungen 
geändert hatten. Wollte die Saarregierung mehr sein als bloßer Juniorpartner Frank­
reichs, wollte sie wirkliche Gestaltungskraft besitzen, so durften nicht alle Gelder in 
den Bergbau fließen, mußten die Gruben so rentabel wie möglich wirtschaften.97 
Das war nur sichergestellt, wenn die Saarbergwerke einen eigenen Schacht im 
Wamdt besaßen. 
(3) Beendigung der Sequesterverwaltung in Völklingen und Neunkirchen 
Interessenkon­ Wenn die Saargruben benachteiligt waren, weil die Wamdtfelder ohne angemesse­
stellation ne Entschädigungsleistung ausgebeutet wurden, dann gab es auch bei den Hütten 
Anlaß zur Sorge. Anfang 1955 standen Neunkirchen und Völklingen immer noch 
unter Sequesterverwaltung. Dabei hatte Debn~ bereits 1947 ein baldiges Ende der 
Treuhandschaft gefordert.98 
Es mangelte keineswegs an Initiativen, um die mißliche Situation zu beenden, 
aber die Sachlage war kompliziert. Anfangs hatte Frankreich gehofft, daß es über 
die Reparationsanteile die Mehrheit an den saarländischen Unternehmen erwerben 
könne.99 Nachdem aber die Beschlüsse der Internationalen Reparationsagentur 
vorlagen, war klar, daß die Voraussetzungen dazu nicht gegeben sein würden. So 
war der französische Staat an zwei saarländische Unternehmen gebunden, welche 
deutsche Mehrheitseigentümer hatten. 100 
Viele einander widerstreitende Interessen waren im Spiel. Für Michel Debrt~ 
oder für das französische Außenministerium ging es darum, den Einfluß Frank­
reichs durch wirtschaftliche Präsenz sicherzustellen. lOl Gilbert Grandval fürchtete, 
daß der innenpolitische Frieden an der Saar gefährdet sei, wenn die Röchlings 
zurückkehrten. 102 Die Öffentlichkeit in Frankreich betrachtete Hermann Röchling 
als rechtskräftig verurteilten NS-Industriellen. 103 Dabei kam es nicht darauf an, daß 
er kaum 10% der Aktien hielt. 104 Jede Lösung, die eine Mitsprache der Familie 
vorsah, schied aus. Das Industrieministerium bevorzugte eine Regelung, bei der der 
97 20.10.1955, Entwurf eines Schreibens der saarländischen Regierung an Sir Eric Coates, 
LASB, AAEA 214. 
98 Debn~ an Baden-Baden, MAE, Z Europe 1944--1949, SaITe 36. 
99 14.4.1948, Direction de l'organisation economique et du contröle des entreprises publiques, 
Acieries Röchling, Compte-rendu de la reunion du 14.4.1948, MAE, Z Europe 1944--1949, SaITe 53. 
100 12.1.1949, Compte-rendu d'une reunion tenue le 12 janvier au departement sous la presi­
dence de M. Alphand au sujet de la reorganisation financihe des entreprises sur lesquelles la France 
a acquis des droits au tilre des reparations, MAE, Z Europe 1944--1949, SaITe 62; 1.3.1949, o.V., 
Note sur l'emploi des biens transferables devolus ala France dans les Acieries Röchling, ebd. 53. 
101 4.12.1947, Debre an das Industrie- und Handelsministerium, MAE, Z Europe, 1944--1949, 
Sarre 53; 11.1.1955, De Courson, Usines sous sequestre en Sarre, ebd., EU 1949-1955, Sarre 216; 
19.3.1955, Pinay an das Finanzministerium, PA Grandval32. 
102 26.9.1951, Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 208; 10.10.1951, Telegramm 
Grandval an MAE, ebd. 212. 
103 Zur Rolle Herrnann Röchlings 1935-1945 vgl. Inge Plettenberg, Über die Beziehungen 
saarländischer Schwerindustrieller zum Nationalsozialismus, in: Stadtverband Saarbrücken, Regio­
nalgeschichtliches Museum, Zehn statt tausend Jahre. Die Zeit des Nationalsozialismus an der Saar, 
1935-1945, Saarbrücken 1988, S. 60-76. 
104 29.11.1956, Le Monde, PA Grandval32. 
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französische Staat zusammen mit der Privatindustrie das Unternehmen geleitet
 
hätte. Doch der Tresor lehnte alles ab, was zusätzliche Geldmittel erfordert oder ihn
 
langfristig an das Unternehmen gebunden hätte. Statt dessen wollte er möglichst
 
schnell und zu günstigen Konditionen seine Reparationsanteile veräußern. 105
 
Weil eine rasche Regelung ausschied, war anfangs daran gedacht, eine Verwal­ Verhandlungen 
tungsgesellschaft zu gründen. Grandval sträubte sich dagegen, da das Unternehmen seit 1948 
-nidÜ Wirklich handlungsfähig gewesen wäre.106 Die Chambre SyndicaLe de La 
Siderurgie verlangte Mitsprache. 107 Doch auch hier opponierte Grandval, weil er 
fürchtete, daß die französischen Hütten nur die unliebsame Saarkonkurrenz aus­
schalten wollten. Später schlug der Hohe Kommissar eine staatliche Lösung vor, bei 
der Frankreich und die Saar gemeinsam das Unternehmen leiten sollten. Doch er 
kam damit bei den Pariser Stellen nicht durch.108 Ausländische Interessenten mel­
deten sich zu Wort. Entweder waren sie schlecht beleumundet, oder man warf ihnen 
vor, nur an den hohen Rücklagen in Völklingen interessiert zu sein. Schließlich 
paßte die ganze Entwicklung nicht, weil man lieber französische Firmen an der Saar 
gesehen hätte.109 
1953 fand sich mit Chatillon, Commentry et Neuves-Maisons ein Konsortium, 
das ein glaubhaftes Interesse an Völklingen vorbringen konnte. Die Verhandlungen 
scheiterten, weil die Pariser Regierung auf eine französische Mehrheit bei den 
Aktien beharrte, während die deutschen Eigentümer allenfalls eine paritätische 
Aufteilung zugestehen wollten. I 10 
Die finanzielle Situation der Röchling-Farnilie war inzwischen recht schwierig 
geworden. IU Im April 1954 überließ sie dem Credit Suisse eine Option in Höhe von 
200 Millionen Franken. Diese umfaßte das gesamte Werk einschließlich der franzö­
sischen Reparationsgüter. Die Offerte erging an Schneider, das sich später mit 
Chatillon zusammentat. 112 Da die französische Regierung ein auffallendes Interesse 
105 9.10.1950, de Beaumarchais, Note pour le Ministre, Reorganisation des entreprises siderur­

giques sarroises sous sequestre, MAE, EU 1949-1955, Sarre 208; 10.11.1950, Compte-rendu de la
 
reunion au Ministere des Affaires Etrangeres au sujet de la reorganisation financiere des usines
 
Roechling et Stumm et Wolff, ebd.; 17.10.1951, Telegramm Grandval an Schuman, ebd. 212.
 
106 8.3.1948, Telegramm Grandval an MAE, AN, 457 AP 72 D 7; 10.3.1948, Bureau an de 
Bourbon Busset, MAE, Z Europe 1944--1949, SaITe 53; 2.6.1948, Telegramm Grandval an Presiden­
ce de la Republique, ebd. 
107 5.12.1947, Aubrun an Lacoste, AOFAA, Dossiers Debre 517; 21.10.1950, Grandval an
 
Schuman, PA Grandval32.
 
108 9.10.1950, Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 208; 1.12.1950, Grandval an
 
MAE, ebd.; 17.10.1951, Telegramm Grandval an Schuman. ebd. 212.
 
109 Vgl. hierzu zahlreiche Unterlagen in MAE, EU 1949-1955, Sarre 210 - 219; MAE Nantes,
 
SaITe, HC Cabinet 124, 125.
 
110 9.1.1954, de Courson, Note au sujet de I' etat de la question des entreprises sous sequestre
 
en Sarre, MAE, EU 1949-1955, SaITe 215; 25.1.1954, Leon Bureau an Maurice Schumann, MAE
 
Nantes, Sarre, HC Cabinet 124; 28.4.1954, MAE an Leon Bureau, ebd.; 1.6.1954, Leon Bureau an
 
MAE, Note sur Völklingen, ebd.
 
111 26.1.1954, Berard an MAE, Acierie de Völklingen, MAE, EU 1949-1955, Sarre 215. 
112 1.6.1954, de Courson, Reorganisation des usines siderurgiques de Völklingen, MAE, EU
 
1949-1955, Sarre 216; 12.10.1954, Grandval, Note, Acieries Röchling de Völklingen ala veille de
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am Zustandekommen einer Vereinbarung bekundete, hoffte die französische Grup­
pe, das Völklinger Unternehmen mit staatlicher Unterstützung erwerben zu können. 
Die Zeit drängte, weil sich Frankreich im Saarstatut vom 23. Oktober 1954 ver­
pflichtet hatte, die Sequesterverwaltung noch vor dem Referendum aufzuheben. 113 
Dennoch verfiel die Kaufoption ohne Entscheidung. Pinay war vermutlich sehr 
erleichtert, als er bei den Verhandlungen mit Adenauer am 30. April 1955 den 
Kompromiß eines'deutsdr-französischell StaidulltemelllIIens aushIDIdeln konnte. 114 
Aus saarländischer Sicht hatten die Dinge ein ganz anderes Gewicht. Die Regie­
rung wäre zeitweise zur Nationalisierung der Röchlinganteile bereit gewesen, wenn 
Paris eine gemeinschaftlich saarländisch-französische Staatsgesellschaft gebilligt 
hätte. 115 Saarbrücken drängte immer wieder auf eine Regelung, denn - so engagiert 
Georges Thedrel seiner Arbeit nachging - er besaß nicht die volle Handlungskom­
petenz eines freien Unternehmers. Das Industrieministerium sowie die Chambre 
Syndicale de la Siderurgie lehnten eine Modernisierung der Walzstraßen ab, solan­
ge die Eigentumsfrage ungeklärt war. 116 Und das Finanzministerium beharrte auf 
einer Gewinnausschüttung, würden doch im anderen Falle möglicherweise die 
Röchlings den Nutzen ziehen. 117 Nach Auffassung des Sequesters sollten die zu­
rückgelegten Gelder dagegen die Erneuerung der veralteten Anlagen ermöglichen. 
1954 schickte sich Saarbrücken zu eigenen Verhandlungen mit der Familie 
Röchling an, nur damit nicht noch ein weiteres Unternehmen in französische Hand 
kam und die Abhängigkeit von Paris noch größer wurde. 118 Der entscheidende 
Einwand gegen die Lösung vom 30.4.1955 richtete sich freilich gegen die aktien­
rechtliche Konstruktion der neuen Gesellschaft. WiE sollte ein Unternehmen mit 
paritätischer Teilung in deutsche und französische Staatsaktien ein kohärentes 
Unternehmensziel entwickeln, wie die Zukunft aktiv gestalten?119 
Zum 13. Oktober 1955 hob die französische Regierung die Sequesterverwaltung 
für Neunkirchen ohne Einschränkung auf. Zumindest das ostsaarländische Hütten­
werk erhielt damit die volle Handlungsfreiheit, wie es die Zusage von Mendes 
France vorsah. Zu verdanken war die Maßnahme Eric de Carbonnel, dem neuen 
Botschafter in Saarbrücken, der auf die günstige psychologische Wirkung aufmerk­
sam gemacht hatte, wenn Otto Wolff und die Familie Stumm als Saarunternehmer 
sich für das Statut einsetzen würden. Der finanzielle Vorteil, den Paris aus den 
Reparationsanteilen ziehen könne, sei im Vergleich zum politischen Nutzen einer 
113 L. Dischler, Das Saarland, 1945-1956, Bd. 2, I 14f. 
114 S.o. 
115 1.12.1950, Telegramm Grandval an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 211. 
116 20.3.1952, Denis an Thedrel, MAE, EU 1949-1955, Sarre 213; 16.6.1952, Grandval an 
MAE, Projets de travaux neufs de l'Administrateur-sequestre des Röch1ing'sche Eisen- u. Stahlwer­
ke, ebd.; 1.7.1952, Le Directeur de Cabinet, MIC, an MAE, ebd. 214; 6.7.1952, Louvel an MAE, 
ebd. 213; 30.9.1952, Grandval an MAE, ebd. 214; 16.6.1953, Telegramm Grandval an MAE, ebd.; 
19.10.1954, Thedre1 an Grandval, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 125; 28.10.1954, Grandval an 
Thedrel, ebd. 
117 4.2.1955, Finanzministerium an Außenministerium, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 125. 
118 J. Hoffmann, Das Ziel, S. 409ff. 
119 So auch die Kritik seitens der an einern Kauf von Völk1ingen interessierten Hüttenindustrie, 
12.7.1955, o.V., Aufzeichnung, MAE, EU 1949-1955, Sarre 218. 
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baldigen Regelung gering. 12o In Völklingen blieb dagegen alles beim alten: Die 
Familie Röchling weigerte sich, die Unterschrift unter den Kaufvertrag zu setzen, 
und wollte zunächst das Abstimmungsergebnis vom 23. Oktober 1955 abwarten. 121 
(4) Außenhandelspolitik 
_Qb ~ngeHandelsverbindungen zwischen der Saar und Deutschland erwünscht Die Macht des 
seien, darüber gab es in Paris 1947/48 höchst unterschiedliche Vorstellungen. Die	 Faktischen:
 
Die Ziele
Politiker wollten die Bindungen nach Osten einschränken. Die Saar, so plante man, 
Frankreichs
sollte vorrangig Frankreich beliefern und sich dem Weltmarkt öffnen. Der deutsche 
Markt würde durch französische Firmen betreut werden. Im Hintergrund stand die 
Furcht, das Saarexperiment könne scheitern, wenn das Land weiterhin auf Wirt­
schaftsbeziehungen nach Osten angewiesen seL I22 
Den Überlegungen der Politiker begegneten die technischen Abteilungen in den 
Ministerien mit betriebswirtschaftlichen Argumenten. 123 Selbst Gilbert Grandval 
wandte ein, daß eine Verlagerung der Absatzwege mehr wirtschaftliche Nachteile 
bringe als politische Vorteile. 124 Man müsse nur an die französische Zone denken 
und deren Erfordernisse im Im- und Export. Dennoch erhielt Grandval im Juni 1948 
die Anweisung, daß die wirtschaftlichen Bindungen der Saar zu Deutschland gelok­
kert werden müßten. 125 
Trotz der expliziten Anordnung verfolgte Paris in den kommenden Monaten eine 
ganz andere Politik. Die beginnende Wirtschaftskrise 1949/50, die unbestreitbaren 
Probleme der Saarunternehmen, auf dem französischen Markt Fuß zu fassen, mach­
ten deutlich, daß die Saar auf den Export nach Osten angewiesen war. Paris hätte es 
unter diesen Bedingungen gerne gesehen, wenn das Saarland den deutschen Markt 
wie vor 1948 beliefert hätte. Doch machte sich jetzt die Überbewertung des Franken 
bemerkbar und erschwerten die niedrigen Preise für Kohle und Stahl in Deutschland 
den Saarabsatz. Die Hüttenindustrie klagte hierüber zu Recht. Die französische 
Militärregierung in Baden-Baden kümmerte sich zwar um die Saarbelange und 
erreichte, daß der Import schwedischen Erzes nicht mehr subventioniert wurde. 126 
Trotz allem blieb der Preisunterschied zu den deutschen Erzeugnissen bestehen. In 
der französischen Zone wurden die Zölle ausgesetzt. Man vereinbarte den privile­
gierten Import von Saarstahl, wenn die Nachfrage einzelner Abnehmer das Kontin­
120 7.9.1955, de Carbonnel an de Courson, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 129; 71.9.1955, 
Telegramm Grouy an de Carbonnel, MAE, EU 1949-1955, Sarre 221. 
121 16.9.1955, Telegramm HC Bonn an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 219; 9.11.1955, de 
Courson an MAE, Etat de la question des usines Roechling, ebd. 
122 24.1.1948, Compte-rendu de la reunion qui s'est tenue le 24 Janvier 1948 sous la presiden­
ce de M. Guerronik, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 43; 30.1.1948, Lacoste an Monnet, AOFAA, 
Dossiers Debre 1/4; 22.5.1948, Gaillard an MAE, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 41. 
123 24.7.1947, Commission du Plan de la Sarre, PA Grandval 11 CJ; 25.5.1948, Bureau an 
Bourbon Busset, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 43. 
124 8.6.1948, Proces-verbal de la reunion tenue le 8 Juin 1948 au Ministere des Affaires 
Etrangeres sous la presidence de M. Alphand, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 41. 
125 Juli 1948, MAE an Grandval, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 41. 
126 21.3.1949, Telegramm Koenig an CGAAA, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 42. 
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Abstoßung und 
Lockung: Die 
deutsche Außen­
handelspolitik 
gent überschritt und der Interessent bereit war, höhere Preise zu zahlen. 127 Erst als 
die französische Exportausgleichskasse die Gestehungskosten künstlich senkte, 
besserte sich die Lage etwas. 128 
Wenn die Verflechtung der Saar mit der französischen Wirtschaft immer enger 
wurde und die Bindungen zu Deutschland lockerer, dann spiegelte der Sachverhalt 
keinen politischen }yille!!Ls2!!dern resultierte aus der Macht der ökonomischen 
Umstände. 
Der entscheidende Umbruch erfolgte im Februar 1952. Die französische Regie­
rung verzichtete auf eine Änderung des Frankenwechselkurses und wählte statt 
dessen den Weg strenger Außenhandelskontrolle. Die Kontingentierung schützte 
die französische Industrie vor unliebsamer Konkurrenz, begrenzte den Inlandskon­
sum ausländischer Erzeugnisse und sicherte den Import preiswerter Rohstoffe für 
die Verarbeitung. Die Bedürfnisse der Saar waren dagegen ganz andere. Sie blieb 
angewiesen auf die Einfuhr von Produktionsgütern aus Deutschland und auf den 
Import von Verbrauchswaren, die dem lokalen Geschmack entsprachen. Saarländi­
sche und französische Interessen standen einander diametral gegenüber. Auch die 
Reliberalisierung seit 1953 half wenig. Sie erfolgte nur schrittweise und entsprach 
dem französischen Entwicklungsbedürfnis.129 
Wie für Frankreich sind auch für Deutschland zwei Phasen des Außenhandels zu 
unterscheiden. Die "deutsche" Außenhandelspolitik war in den Jahren 1948 bis 
1951 vergleichsweise wenig liberal. Die Preise für Grundprodukte wurden künstlich 
niedrig gehalten und boten ausländischen Anbietern kaum Absatzchancen. Dazu 
kamen hohe Zollsätze, Frachtbenachteiligungen, Kuntingentierungen. Die Saarhüt­
ten taten sich aus vielen Gründen schwer, ihre Produkte auf dem süddeutschen 
Markt abzusetzen, und auch die Glasindustrie hatte allen Grund zur Klage. Sie 
lieferte traditionell große Mengen ihrer Produktion nach Westdeutschland, konnte 
nun aber, nachdem pro m2 ein Zoll von 60 Pfennig verlangt wurde, nicht mehr 
mithalten. Vier von acht Öfen des St. Ingberter Glaswerkes wurden gelöscht. 13o 
Die Wende kam 1952. Die deutsche Zollverwaltung erhielt mündlich die Anwei­
sung, saarländische Textilprodukte von Zöllen zu befreien. 131 Im August erfolgte 
127 22.8.1949 Handelsblatt, MAE, EU 1949-1955, Sarre 207; 23.8.1949, Industrie-Kurier, 
MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 13, Bulletin hebdomadaire de presse; F. Blumenauer, Absatzfra­
gen, S. 87ff; Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 1 (1948), H. 3, S. 7. 
128 F. Blumenauer, Absatzfragen, S. 93ff. 
129 2.4.1954, Krause-Wichmann an Müller, LASB, Wirtschaftsministerium 723; Telegramm 
Etzler an Blumenauer, LASB, Wirtschaftsministerium 815. 
130 10.10.1949, Dejardin an Burin des Roziers, Accord commercial France-Allemagne, MAE, 
EU 1949-1955, Sarre 307; 2.12.1949, Dejardin, Note au sujet des negociations franco-allemandes 
de liberation des echanges, ebd.; 12.6.1950, Dejardin an MIC, ebd. 207; Industrie- und Handelskam­
mer Saarbrücken: Tätigkeits- und Lagebericht, 3. Quartal 1950, S. 18; 31.10.1950, Comrnission 
economique Lorraine-Alsace-Sarre, Sous-Commission d'harmonisation des economies de la Sarre 
et des Departements de l'Est, Note sur les realisations de la planification economique en Sarre, 
MAE, EU 1949-1955, Sarre 306; Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 3 (1951), S. 
34; 24.10.1951, Bamberger an MIC, Negociations commerciales avec I' Allemagne Federale, Verre 
plat, MAE, EU 1949-1955, Sarre 310; 3.11.1954, Notiz betreffend die Vereinigten Vopelius'schen 
und Wentzel'schen Glashütten GmbH, SI. Ingbert, LASB, Wirtschaftsrninisterium 723. 
131 12.2.1952, Bamberger, Note pour M. Ruby, MAE, EU 1949-1955, Sarre 310. 
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die Freigabe der Eisenpreise. Gleichzeitig entfielen im Vorgriff auf den Montan­
Vertrag die Zollabgaben. 132 Der Export der Saar nach Deutschland stieg an, wobei 
die verarbeitende Industrie weniger profitierte als die Schwerindustrie. 
Für die Saarregierung bedeutete die jüngste Entwicklung, daß sie zwischen allen 
Fronten stand. Von Frankreich mußte sie höhere Importkontingente verlangen, 
insbesondere für Ausrüstungsgüter. 133 Die Bundesrepublik sollte den Absatz der 
------Saardurch Zollermäßigungen für Nicht-EGKS-Güter erleichtern. 134 Die eigene, 
teils nicht konkurrenzfahige Industrie wollte die Saarregierung durch Mengenbe­
schränkungen und hohe Zölle geschützt wissen. 135 Wenn Saarbrücken es mit sei­
nem Modernisierungsprogramm ernst meinte, dann gab es zu einer eigenständigen 
Verhandlungs- und Ordnungskompetenz für den Außenhandel keine Alternative. 
e. Zusammenfassung und ergänzende Thesen 
Saarländische Wirtschaftspolitik stieß immer wieder an Grenzen. Der Versuch 
einer ausgleichenden Preis- und Arbeitsmarktpolitik scheiterte an fehlenden Hand­
lungsvollmachten und mangelnden Ressourcen. Wenn dennoch die Saarregierung 
in das Wirtschaftsgeschehen eingriff, war der Nutzen gering, oder sie verstärkte 
sogar das Ungleichgewicht. 
Die Struktur- und Wachstumspolitik zerfiel in zwei deutlich voneinander unter­
scheidbare Phasen. In den ersten Jahren setzte die Politik an der Saar auf Frank­
reich. Das dortige Konzept des systematischen Ausbaus der Grundindustrien schien 
die saarländische Wirtschaft zu bevorteilen, während das deutsche Modell des 
konsumorientierten Wachstums wenig attraktiv war. 
Sicherlich hatte die Saarregierung nur wenige Möglichkeiten, die Modernisie­
rung zu fördern. Zu den Belastungen einer voll ausgebauten Staatsverwaltung, die 
den Haushalt stärker in Anspruch nahm als eine reine Landesbehörde, kamen hohe 
soziale Aufwendungen. Der Krieg war hierfür ebenso verantwortlich wie die einsei­
tig schwerindustrielle Wirtschaftsstruktur und der Versuch einer sozialpolitischen 
Befriedung der Arbeiterschaft. Gleichwohl hätte die Regierung einen gewissen 
Handlungsspielraum besessen, den sie nicht wahrnahm. Noch setzte sie gänzlich 
auf die Gegenwertmittel aus dem Marshallplan. 
Einen wahren GeIdregen erwarteten Hoffmann und seine Mitstreiter. Sie standen 
damit nicht allein. Ja es scheint so, als habe Paris anfangs gehofft, daß die USA den 
Wiederaufbau an der Saar finanzieren würden. Washington machte das Spiel nicht 
mit, weder finanziell noch politisch. Es verweigerte Saarbrücken eine eigenständige 
Rechnungsführung, denn das hätte als indirekte Anerkennung des Saarlandes ge­
132 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 4 (1952), S. 27; ebd., 5 (1953), S. 17.
 
133 16.8.1952, SVZ; 23.9.1952, Volksstimme.
 
134 25.1.1955, Blumenauer, Sitzungsprotokoll eines Treffens mit Dr. Schäfer vom Industriel­

len-Verband, LASB, Wirtschaftsministerium 812. 
135 1.11.1951, Saar-Wirtschaft; 15.3.1952, Deutsche Zeitung, MAE, EU 1949-1955, Sarre 61, 
Regie des Mines, Bulletin de presse; 15.12.1954, Blumenauer, Aktenverrnerk, Gefahren der Libera­
lisierung für die weiterverarbeitende saarländische Industrie, LASB, Wirtschaftsministerium 815. 
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deutet werden können. Frankreich wurde mit der Unterverteilung der Gelder beauf­
tragt und war damit überfordert. Die Konfliktlinien gingen quer durch die französi­
schen Behörden. Das Hohe Kommissariat und der Quai d'Orsay unterstützten die 
Forderung nach einem festen Prozentanteil für die Saar, um die Selbständigkeit des 
Territoriums zu stärken, doch das französische 'Finanzministerium wollte die Saar 
wie ein Protektorat behandelt wissen, die Verwendung der Gelder genau kontrollie­
ren und allerifalls fÜckZ::ih15are KredIte gewahren. 
Die Saar profitierte von den ERP-Importen, aber wurde bei der Zuteilung der 
Gegenwertmittel benachteiligt. Dabei war nicht die Höhe der Mittel ausschlagge­
bend, sondern der zeitliche Verlauf der Ausschüttung. Wichtig wäre eine frühe 
Kapitalspritze gewesen. Doch den größten Teil der Überweisungen erhielt Saar­
brücken erst nach 1951. Trotzdem waren die verfügbaren Kredite hilfreich: Dillin­
gen finanzierte die notwendige Produktionsumstellung z.T. aus Marshallgeldern. 
Wenn dennoch der Eindruck entstand, daß die wirtschaftlichen Probleme aus den 
geringen Gegenwertmitteln resultierten, dann deshalb, weil in Frankreich und in 
Deutschland die Politiker die Bedeutung des Marshallplanes einseitig betonten. 
Ihnen ging es um eine Stärkung der Westbindung, darum nachzuweisen, daß die 
Franzosen und die Westdeutschen das bessere Modell gewählt hatten. An der Saar 
glaubte man bereitwillig, die US-Hilfe habe den wirtschaftlichen Aufschwung in 
Ost und West ermöglicht. Darüber vergaß man die notwendigen eigenen Anstren­
gungen und konzentrierte sich gänzlich auf die Auseinandersetzung mit Paris. 
Im Frühjahr 1952 erzielte die Gemischte Wirtschaftskommission einen Kompro­
rniß, der den saarländischen Wünschen, was den Marshallplan betraf, zumindest 
teilweise entgegen.kam. Die Regierung in Saarbrücken mußte in der Folgezeit 
sehen, wie sie mit den zugeteilten Geldern zu-rechtkam. Der Konjunktureinbruch 
1952/54 erzwang rasches Handeln. Zudem verlagerte Frankreich die wirtschafts­
politischen Prioritäten und setzte nicht mehr auf die einseitige Förderung der 
Schwerindustrie, sondern auf eine breite Steigerung der Produktivität. Da zur 
selben Zeit die Bundesrepublik den Wiederaufbau der bis dahin vernachlässigten 
Grundindustrien in Angriff nahm, durfte die Saar bei der Modernisierung ihrer 
Wirtschaft nicht länger zurückstehen. 
Eine genaue Analyse zeigt, daß das Saarland von der Verbindung mit dem Politik statt 
Markt französischen Markt profitierte. Doch gab es ohne Zweifel Regelungen, welche 
nachteilige Folgen hatten. Die Regie beispielsweise war kein normales Wirtschafts­
unternehmen, sondern unterlag dem politischen Vorbehalt der Pariser Zentrale. Das 
wirkte sich U.a. im Investitionsverhalten aus, in der Preisgestaltung und - in der 
Verpachtung der Warndtfe1der. Bereits 1948 hatte die Saarregierung eine Regelung 
für den Warndt gefordert. Die Konventionen vom Mai 1953 überließen die Ent­
scheidung einer internationalen Schiedskommission. Doch als 1954 die Saar bei 
den Gruben Mitverantwortung trug, als sie erkennen mußte, daß die Saarbergwerke 
auf lange Zeit Zuschüsse erfordern würden, konnte Saarbrücken den Kompromiß 
von 1953 nicht länger aufrechterhalten. Die deutsche Opposition bemächtigte sich 
des Themas und zwang die Saarregierung zu einer harten Haltung in einem Punkt, 
in dem Paris unmöglich nachgeben konnte. 
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Die Hüttenwerke in Neunkirchen und Völklingen wurden bis 1955 durch einen 
Treuhänder verwaltet. Paris wußte um die Nachteile der Sequesterverwaltung, 
bemühte sich um eine Regelung, aber eine Lösung, die gleichermaßen den Interes­
sen der Alteigentümer, des Finanzministeriums, des Quai d'Orsay und der ange­
sprochenen Käufergruppen entgegenkam, war nicht zu finden. Das Abkommen 
zwischen Antoine Pinay und Konrad Adenauer vom April 1955 gab das Völklinger 
RocliIing~Werk in die Hände einer deutsch-französischen Gesellschaft ohne klare 
Unternehmensziele. Die Saarregierung protestierte zu Recht. 
Es gab noch andere Bereiche, bei denen die Frage, ob die Interessen des Saarlan­
des mit jenen Frankreichs zu vereinbaren waren, zunehmend negativ beantwortet 
werden mußte. Die intensiven Handelsbeziehungen zwischen der Saar und Frank­
reich in den Jahren 1948-1952 resultierten aus der Abschottung des deutschen 
Marktes. Deutschland schützte seine Grundindustrien durch Zölle, Frachttarife und 
niedrige, staatlich verordnete Preise. Hatte die französische Politik anfangs eine 
Schwächung der Handelsbeziehungen der Saar nach Osten befürwortet, so zwang 
die Wirtschaftskrise 1949/50 zu einer ganz anderen Politik. In Deutschland konnte 
man argumentieren, daß die Begründung Frankreichs für den Wirtschaftsanschluß, 
die angebliche Verzahnung Lothringens mit dem Saarland, wenig Überzeugungs­
kraft besitze. 136 
Der entscheidende Umbruch kam 1952. Frankreich, das in einer tiefen Zahlungs­
bilanzkrise steckte, dekretierte die Entliberalisierung des Außenhandels. Zur selben 
Zeit hob die Bundesrepublik die Beschrän.kungen auf, gab die Preise für Kohle und 
Stahl frei. Weder das deutsche Konzept vollkommener Handelsfreiheit, noch das 
französische des privilegierten Imports von Rohstoffen entsprach den Bedürfnissen 
der Saarwirtschaft. Die Saarregierung stand zwischen den Fronten, verlangte höhe­
re Kontingente für den Import von Produktionsgütern und Verbrauchswaren, wel­
che an der Saar nicht hergestellt wurden, wünschte vergünstigten Absatz nach der 
Bundesrepublik und den Schutz der heimischen Verbrauchsgüterindustrie. 
Der gemeinsame Markt verband die Saar mit Frankreich, dennoch scheiterte die 
Wirtschaftsunion, weil noch zu viele ökonomische Sachverhalte politischer Rege­
lung bedurften. Es gab Bemühungen, die beiden Wirtschaften stärker miteinander 
zu verzahnen. Gilbert Grandval, der französische Botschafter an der Saar, schlug 
vor, eine gemeinsame lothringisch-saarländische Bergbaugesellschaft zu gründen. 
Doch rief er damit lediglich Ablehnung und Protest in Lothringen hervor. Einigung 
war nur dann möglich, wenn Interessensphären zu beiderseitigem Nutzen abge­
trennt werden konnten. So gehörte der Rat, die Saar möge ihren Absatz nach 
Deutschland forcieren, zu den Standardformeln französischer Wirtschaftskreise. 137 
Die saarländische und die lothringische Bauindustrie einigten sich darauf, das 
jeweilige Territorium strikt zu respektieren.138 
Die deutsche Opposition kritisierte die zahlenmäßig starke personelle Repräsen­
tanz Frankreichs in der saarländischen Wirtschaft und leitete daraus eine koloniale 
136 Vgl. W. Bührer, Ruhrstahl, S. 125.
 
137 28.7.1949, Diplomaten-Dienst, MAE EU 1949-55, SaITe 207.
 
138 16.2.1950, A. Rodocanachi an Bamberger, MAE EU, SaITe 305.
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Situation ab.139 Tatsächlich spiegelte die unmittelbare personelle Kontrolle der 
Gruben und der sequestrierten Unternehmen die relativ schwache Einbindung der 
betroffenen Unternehmen in den französischen Wirtschaftskreislauf wider. Bei den 
Dillinger Hüttenwerken oder bei der Halberger Hütte, die in der Tat französische 
Kapitalinteressen repräsentierten, gab es keine vergleichbaren Konflikte. 
Schon 1947 hatte.deLCQnseil National du Patronat Franr;ais die wirtschaftliche 
Angliederung der Saar mit Hinweis auf die unsicheren zukünftigen Absatzbedin­
gungen kritisiert,140 und dementsprechend hatte sich die französische Privatwirt­
schaft an der Saar kaum engagiert. Am 24. Oktober 1954 bedauerte der saarländi­
sche Gesandtschaftsrat Ewald Etzler, daß die französische Industrie es bislang nicht 
verstanden habe, den saarländischen Markt zu erobern. Denn sonst wären die 
Klagen über fehlende Belieferung mit angemessenen Konsumartikeln geringer. 
Unter den gegebenen Umständen fehle eine ausgesprochene Werbetätigkeit (mit 
Ausnahme von Lesieur und Dilette), während gleichzeitig deutsche Produkte in 
allen Gazetten präsent seien. Die saarländische Verbraucherschaft erfahre aus den 
Anzeigen, daß ausländische Produkte besser und preiswerter seien als französische; 
und sie verhalte sich danach. Höchste Zeit sei es, so Etzler, daß die französische 
Industrie ihre Werbekampagnen den saarländischen Besonderheiten anpasse, in­
dem sie deutsche Etiketten drucke, Bedienungsanleitungen in deutscher Sprache 
141fertige und lokale Verkaufsrepräsentanten ernenne.
Die Konsumsphäre prägte in der Tat zunehmend das Bewußtsein der Saarbevöl­
kerung. Aber ganz so einfach, wie es der saarländische Gesandtschaftsrat sich 
vorstellte, waren die Verhältnisse doch nicht. Im Mai 1952 brachte Lesieur ein 
neues Waschmittel heraus. Saubere Wäsche bestimmte damals noch viel mehr als 
heute das Selbstverständnis der nicht berufstätigen Hausfrau. Die Verpackung 
versicherte "CDK - Rend votre linge 3 fois plus blanc", war also tatsächlich in 
französischer Sprache gehalten. Doch die begleitende Werbung berücksichtigte die 
saarländischen Verhältnisse. CDK, so hieß es, sei ein Waschmittel mit Tiefenwir­
kung, das bis in die kleinsten Fasern eindringe. Eine technische Zeichnung unter­
stützte noch die Aussage, kam dem für die deutsche Werbewirtschaft typischen 
Bedürfnis nach sachlicher Information entgegen. Der saarländische Markenverband 
reagierte ob der scheinbar wissenschaftlich abgestützten Werbung irritiert. Er wandte 
sich an alle Hausfrauen des Saarlandes, verwahrte sich gegen das sensationshei­
schende Inserat der französischen Firma, und ein Unternehmen argumentierte: Man 
tue an der Saar seine Pflicht, habe es nicht nötig, jede kleine Verbesserung an die 
große Glocke zu hängen. Für das französische Unternehmen möge das neue Pro­
dukt ja eine Sensation darstellen, aber an der Saar sei man schon lange blütenweiße, 142hygienisch einwandfreie und luftdurchlässige Wäsche gewöhnt.
139 M. Roffmeister, Wer regiert die Saar? 
140 20.2.1947, Georges Villiers, Note sur les problemes economiques poses par le rattachement 
de la Sarre ala France, AOFAA, Dossiers Debre, 3C. 
141 24.10.1954, Etzler an de Courson, MAE EU 1949-1955, Sarre 304. 
142 29.-31.5.1952, SVZ. 
2. Zukunftsangst 
a. Politische Niederlage: Die Abstimmung vom 23.10.1955 
(l) Einführung 
Am 23. Oktober 1954, als in Paris das Saarabkommen unterzeichnet wurde, erwar­
tete niemand, daß die Saarländer die vorgesehene Europäisierung ablehnen würden. 
Der Umbruch kam plötzlich und er hatte viele Ursachen: Die Politiker von CVP und 
SPS konzentrierten ihre Anstrengungen auf die Landtagswahlen, die dem Referen­
dum folgen sollten. Sie rechneten damit, daß sich die z.T. doch recht aggressive 
Kampagne der deutschen Opposition totlaufen werde. Sie überschätzten die Kraft 
ihrer Argumente. Johannes Hoffmann und seine Mitstreiter erinnerten an die Land­
tagswahlen von 1952. Damals hatte ein knappes Viertel der Wahlberechtigten aus 
Protest gegen die Saarautonomie ungültig gewählt. Nun erwarteten sie, daß es beim 
Referendum nicht anders sein würde. Sie sahen nicht, daß sich das Klima inzwi­
schen geändert hatte. Alte und neue Politikstile trugen gleichermaßen dazu bei, die 
Position der Autonomiebefürworter zu untergraben. Die Saarländer waren aufgefor­
dert, moralisch Stellung zu beziehen. In der Vergangenheit hatten sie sich um die 
Alltagsdinge gekümmert. Nun waren sie überfordert und entschieden sich für 
diejenigen, die ihnen am wenigsten abverlangten. Die Zusammenarbeit mit den 
Franzosen hatte immer wieder die Erfahrung von Fremdheit vermittelt. Dabei war 
nicht einmal die Sprachgrenze das Entscheidende. Kulturelle Mißverständnisse in 
den Jahren 1945-1955 gaben Anlaß zur nationalen Selbstvergewisserung am 23. 
Oktober 1955. 
Im Sommer 1955 mochten sich die interessierten Kreise in Frankreich fragen, ob 
das Engagement zugunsten der Saar wirtschaftlich lohnte. Die Devisenbilanz war 
keineswegs eindeutig positiv, wie die Befürworter der Union vorgaben, und die 
Europäisierung der Saar meinte gewiß neue, unbestimmte Belastung. 
Auch die Bilanz der Saar war zwiespältig. Die Schwerindustrie verzeichnete 
Fortschritte, konnte sich im europäischen Umfeld behaupten. Kaum gibt es Hin­
weise darauf, daß die Montanindustrie im Vergleich zu Deutschland wirklich 
benachteiligt war. Selbst der Vorsprung Frankreichs erschien unter anderem Licht, 
wenn man bedachte, daß das Land viele Jahre der Stagnation überwinden mußte. 
Die verarbeitende Industrie an der Saar, Handel und Dienstleistungen meldeten 
steigende Beschäftigtenzahlen. Doch der beabsichtigte Strukturwandel blieb ge­
fährdet. 
Die Saar schottete sich ab gegenüber den Wirrungen, die Westdeutschland 
wirtschaftlich und sozial durchlebte. Strukturverhärtung statt Strukturwandel kenn­
zeichneten die "Saarjahre". Erst die Rückgliederung 1957/59 zwang zu jener verti­
kalen und horizontalen Mobilität, der sich die Saarländer so lange erfolgreich 
verweigert hatten. 
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(2) Unruhige Monate 
Innenpolitische Die letzten wirklich aufregenden innenpolitischen Ereignisse lagen Anfang 1955 
Spannungen mehr als zwei Jahre zurück. Damals hatte der IV Bergbau für Furore gesorgt. 
Inzwischen hatte man sich an den ruhigen Gang der Dinge gewöhnt. So kam vieles 
überraschend. 1 Am 5. Februar 1955 wurde ein Anschlag auf Ministerpräsident 
Hoffmann verübt. Die Briefb.omhe-.konnte rechtzeitig entschärft werden Die Tat 
war der Akt eines Einzelnen. Und doch deuteten sich neue Zeiten an. 
Ende Februar streikten die Metallarbeiter. Der Konflikt mündete in einen Gene­
ralstreik. Wieder einmal war das saarländische Tarifvertragsgesetz für die Eskala­
tion des Konflikts verantwortlich, wieder einmal sorgte ein staatlicher Zwangs­
schiedsspruch für Verärgerung. CVP und SPS rangen um Machtpositionen. Die 
Arbeitgeber verwiesen auf die bestehende Lohndiskrepanz zu Lothringen. Die 
Metallarbeiter wollten den Einkommensabstand, der sich nach dem Krieg im Ver­
gleich zu den Kumpeln aufgetan hatte, schließen. Weder waren die Streikziele klar 
festgelegt, noch das staatliche Handeln dazu angetan, beruhigend zu wirken. Bot­
schaftsrat Henri Gauthier notierte im April 1955 einen allgemeinen "echauffement 
des esprits".2 
In der Presse, vor allem in der westdeutschen, war von Telefonüberwachungen 
zu lesen und davon, daß Postrat Karl-Heinz Schneider, der das Überfallkommando 
herbeigerufen hatte, um die Lauschangriffe der französischen Bediensteten abzu­
wehren, seines Amtes enthoben worden sei.3 
Der 30. April brachte das Abkommen zwischen Pinay und Adenauer. Sowohl die 
Bestimmungen über die Befugnisse des Europäischen Kommissars wie die Ver­
einbarung über die paritätische Aufteilung der Röchling-Aktien wurden von der 
Saarregierung scharf kritisiert. Wenige Tage später, am 3.5.1955, unterzeichnete 
Saarbrücken den Wirtschaftsvertrag mit Frankreich. Das war eine erneute Nie­
derlage für die saarländische Regierung. 
Die eigentliche Referendumskampagne, zu der die bis dahin verbotenen Parteien 
- DPS, DSP und CDU-Saar - zugelassen waren, begann am 23. Juli 1955. Eine 
Kundgebung der Demokratischen Partei des Saarlandes am 30. Juli sah 3.000 
Zuhörer. Man sang "Deutschland, Deutschland über alles", und auch sonst erinnerte 
manches an 1935.4 
1 Zum folgenden vgl. ausführlich: R.H. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 3, S. 60ff; A. Kraus, Die 
Saarfrage. 
2 6.4.1955, Telegramm Gauthier an MAE, MAE, EU 1949-1955, SaITe 217. 
3 R.H. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 3, S. 149ff. 
4 Vgl. die Auswertung der Presse durch die französischen Behörden: MAE, EU 1949-1955, 
Sarre, 55-58. Karikatur "Komme-was-da-wolle-Heinis": SZ, 18.10.1955, aus: Staatliches Institut 
für Lehrerfortbildung (STIL), Das Saarreferendum 1955, S. 71. 
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"Die Komme-was-da-wolle-Heinis verdienen kein Vertrauen! Wir sagen deshalb JA!" - Karikatur der Saar­
brücker Zeitung vom 18./0.1955 
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"Schweres Geschütz an der Soor" 
Mehrmals versuchte Adenauer, die Wogen zu besänftigen.5 Am 2. September 
1955 hielt er in Bochum eine vielbeachtete Rede, in der er zwar gegen Hoffmann 
Stellung nahm, aber die Saarländer aufforderte, das europäische Statut anzuneh­
men. Bei den folgenden Landtagswahlen sei passende Gelegenheit, um Hoffmann 
abzuwählen.6 Die Parteien der deutschen Opposition reagierten, indem sie sich zum 
"Heimatbund" zusammenschlossen. Sie hielten an ihrem grundsätzlichen "Nein" 
zum Statut fest, das sie als Bekenntnis zu Deutschland verstanden wissen wollten. 
Gleichzeitig wünschten sie, "die deutsch-französische Verständigung im Geiste der 
Wahrhaftigkeit durch eine gerechte Lösung der Saarfrage zu fördern und als Deut­
sche mitzuarbeiten an der Vereinigung Europas."7 Insofern blieb die Intervention 
Adenauers nicht ganz ergebnislos. 
Die französische Regierung konnte wenig tun, um die Wogen zu glätten. Das 
beste war, wenn sie sich ganz heraushielt. Im übrigen hatte Paris im Sommer 1955 
andere Sorgen, beschäftigte es sich hauptsächlich mit den Ereignissen in Nordafri­
ka. Es war Ferienzeit, die Dinge nahmen ihren Lauf.8 
Im Oktober 1954 hatte man allgemein damit gerechnet, daß die Saarländer zu 
etwa drei Vierteln dem Saarstatut zustimmen würden.9 Selbst Heinrich Schneider, 
der energischste der DPS-Führer, vermutete, das Referendum werde mit 80% 
angenommen. lO Die Schweizer Zeitung "Die Tat" nannte vier Gründe für die 
geringen Chancen der deutschen Opposition: Da seien zunächst die fehlenden 
5 Karikatur: Rhein-Zeitung, 13.8.1955, aus: W. Marienfeld, Die Geschichte des Deutschland­
problems, S. 73. 
6 VgI. R.H. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 3, S. 262. 
7 Ebd., Saarpolitik, Bd. 3, S. 352. 
8 VgI. J. Hüser, Frankreich und die Saarabstimmung. 
9 29.10.1954, Radenac, Aufzeichnung für Grandval, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 5. - DPS­
Wahlzettel: ,,Joho, der falsche Bergmannssohn, verkauft den Warndt zum Judaslohn", Privatarchiv
 
Helmut Poro.
 
10 6.11.1954, FiIIiol an MAE, MAE, EU 1949-1955, Sarre 102.
 
Finanzmittel. Das Trierer Bischofsamt habe mit Matthias Wehr einen kompromiß­
bereiten Sachwalter gefunden, der mit seinem national gesonnenen Vorgänger 
Franz Rudolf Bornewasser nur noch wenig gemein habe. Die Bevölkerung inter­
essiere sich vor allem für materielle Dinge und sei zufrieden mit den Vorteilen, die 
ihnen die Wirtschaftsunion bringe. Schließlich könne die deutsche Opposition 
Hoffmann keine vergleichbare Persönlichkeit gegenüberstellen. ll Eine erste Mei­
"----
Ilungsunirrage Ende April 1955 ließ noch alles offen. 21 Prozent sagten, sie würden 
für das Statut stimmen, 20 Prozent erklärten, mit ,,Nein" stimmen zu wollen, 50 
Prozent äußerten sich unentschieden. 12 
I 
- der folsche ~ Bergmannssohn 
verkauft den Wamdt 
um JudaslohnI 
DARUM NEIN' 
Herausseber: DPS 
CVP und SPS waren überzeugt, daß die Landtagswahlen, die spätestens 3 
Monate nach der Annahme des Statuts durchgeführt werden mußten,13 wichtiger 
waren als das Referendum selbstY Deshalb eröffnete die SPS im Frühjahr 1955 
ihren Wahlkampf. Sie kritisierte die CVP scharf, forderte eine Änderung der 
Grubenkonventionen, lehnte den Wirtschaftsvertrag mit Paris ab, drängte auf die 
11 15.2.1955, Dennery an MAE, Situation de I'opposition pro-allemande en Sarre, MAE, EU 
1949-1955, Sarre 182. 
12 E. Noelle, E.P. Neumann, Jahrbuch der öffentlichen Meinung, 1947-1955, S. 328. 
13 Artikel VIIc des Saarabkommens vom 23.10.1954, L. Dischler, Das Saarland, Bd. 2, S. 109. 
14 29.11.1954, Grandval an Schumann, PA Grandval 19. 
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Sozialisierung des Hüttenwerkes in Völklingen. Ganz generell stellte sie die Wirt­
schaftspolitik der Regierung in Frage. 15 
Hoffmann begann den Kampf um das "Ja" 
zum Referendum bewußt zurückhaltend. Er 
war der Auffassung, daß es der deutschen 
Opposition nicht gelingen werde, ihre An­
.. .. .~~-~-~-- . I ,...-..... .\hanger zur MäßIgung zu bewegen. Wenn sie 
erst einmal das Feld bestimme, würden 
nationalistische Exzesse kaum ausbleiben. "Wir 
kennen sie", erläuterte Hoffmann der CVP­
Führung die Vorgehensweise, "aber wir wol­
len, daß die ganze Welt sie so wahrnimmt, wie oerOkk~ 
wir sie kennengelernt haben".16 Die Taktik mUSS1-Wg­scheiterte, weil ein Bekenntnis zu Deutschland 
1955 anderes meinte als eine Wiederholung 
von 1935. MlT DEA. ddrumNEIN
Hoffmann warb im Sommer 1955 für eine fD)IP)~ 
Saar, die selbständig war, die durch ihre Lage 
zwischen Deutschland und Frankreich versöhne 
und wirtschaftlich profitiere. Immer hatte er für eine europäische Lösung gestritten. 
Doch entsprach seine Perspektive der Sichtweise einer Mehrheit der Saarländer? 
Viele erinnerten sich an die Entstehungsbedingungen des Statuts, an die unerfreu­
lichen Begleitumstände der parlamentarischen Behandlung in Bonn und Paris. 
Meinte das europäische Statut anderes als eine Fortsetzung der französischen 
Suprematie? Die Gegner des Saarabkommens brachten das Referendum auf eine 
einfache Formel: "Für Frankreich oder für Deutschland". Und: "Der Dicke muß 
weg".I? Da war die Auswahl einfach. Eine Nach-Wahl-Untersuchung des Wickert­
Instituts bei den "Nein-Sagem" im Auftrag der CVP ergab, daß 70 Prozent ihre 
Entscheidung damit begründeten, daß das Statut zu französisch gewesen sei. Nur 6 
Prozent nannten ihre enge gefühlsmäßige Bindung zu Deutschland als Grund. Über 
die Hälfte äußerten sich zu Johannes Hoffmann günstig. 18 
Die Argumente, die die Autonomie-Befürworter in den vergangenen Jahren 
vorgebracht hatten, überzeugten nicht mehr. 19 Das Statut war selbst in Frankreich 
umstritten. Es brachte nicht die große europäische Wende, von der Johannes Hoff­
mann und Richard Kim schwärmten. Die Beziehungen zwischen Frankreich und 
der Bundesrepublik hatten sich seit 1949 entspannt, so daß die Saar als Mittler gar 
15 Vgl. die Presseberichterstattung, MAE, EU 1949-1955, Sarre 53-57. 
16 20.8.1955, BRS, Chroniques, MAE, EU 1949-1955, Sarre 56, (Übersetzung ins Deutsche: 
A.R.). 
17 Karikatur ,,Der Dicke muß weg": Staatliches Institut für Lehrerfortbildung (STIL), Das 
SaaITeferendum 1955, S. 62. 
18 Vgl. 5.12.1955, Französische diplomatische Vertretung in Saarbrücken an MAE, MAE, EU 
1949-1955, SaITe 103. 
19 Plakatreproduktionen aus: Klaus Altmeyer, Franz Rudolf Kronenberger (Rrsg.), Nachge­
fragt. 23. Oktober 1955, Saarbrücken 1980, Anhang. 
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Frauen-Mütter 
Zehn J h a re Iang hat man 
versucht, Euch und Eure Kinder 
dem deutschen Vaterland zu 
entfremden. . . 
Zehn Jahre lang bheken-wtNl 
einem nicht lebensfähigen 
Zwergstaat über die Grenze nach 
Deutschland. 
Zehn J~hre lang.hoffte~ wir 
vergeblich auf em ehrliches
Europa, das über Hoffmann und 
Hector nicht kommen kann. 
Wir wollen das Ende der. 
U~sicherheit und Unfr:ihe.it. 
WIr wollen klare Verhaltmsse, Sicherheit und Ruhe für unsere Christlich-Demokratische 
und die Herzen unserer Kinder. Union 
Wi! wolle~ eine gesic~.erte 
E~lstenz fur unsere Manner und 
~i~n:ollen unsere Kinder zur 
Liebe zum Vaterland und zu 11) 
brauchbaren deutschen Menschen 
erziehen. 
Unter dem herrschenden Regime 
geht es mit unserer Wirtschaft 
bergab. Es fehlen 200 Milliarden 
Franken, die uns nur Deutschlan 
geben kann. Dagegen finanziere. 
die Separatisten seit Jahren ihr, 
Wahlkämpfe mit öffentlichen 
Mitteln, d.h. mit unseren 
Steuergeldem. 
In unserem Vaterland vollzog 
sich in der gleichen Zeit ein 
ungeheurer 
Wirtschaftsaufschwung. Dort 
erstehen die Frauen Waren, die 
besser und billiger sind. Sie 
brauchen nicht zu befürchten, daß 
ihnen eine schleichende Inflation 
ihre Ersparnisse nimmt. 
nicht notwendig schien. Bedeutete das selbständige Saarland nicht viel eher Hinder­
nis denn Katalysator deutsch-französischer Verständigung? Von Autonomie konnte 
nicht die Rede sein, wenn die Warndtfelder in französischer Hand blieben, wenn das 
Hüttenwerk in Völklingen in deutsch-französischen Besitz überging, wenn Mendes 
France im Auswärtigen Ausschuß der Nationalversammlung erläuterte, daß die 
Saargruben die einzige Reparationsquelle seien, die Frankreich erhalten habe. Erst 
kürzlich war der Gruben Velsen ein neuer Direktor zugeordnet worden. Man hatte 
den Sohn des Präsidenten der Charbonnages de France gewählt. Das war zumin­
dest wenig taktvoll.2o 
Wirtschaftlich hatte sich die Zusammenarbeit mit Frankreich lange Zeit gelohnt. 
. 
Doch auch daran ließ sich jetzt zweifeln.21 DIe Befürworter der Wirtschaftsunion 
waren in der Vergangenheit die ersten gewesen, die auf die Benachteiligung der 
Saarwirtschaft hingewiesen hatten. Sie hatten mehr Rechte von Frankreich einge­
- tl--- 'U - -.. . 1 . l' d f d Md" .. k d flUagt, nterstutzungs elstung ge~or ert,. au. e~ .0 emlSl~rungsruc stan au.­
merksam gemacht. Jetzt mußten sIe alles 10 vIel gunsugerem LIcht darstellen, als sIe 
es früher getan hatten. Das klang wenig glaubwürdig. Die deutsche Opposition 
bediente sich des Themas. Sie verzichtete auf notwendige Nuancierung, sprach 
. .. . .davon, daß dIe Industne vollkommen veraltet seI, die Gruben Im VergleIch zu 
anderen Ländern hintanstünden.22 Ganz richtig war das nicht, aber es klang über­
zeugender als die Argumente der "Ja-Sager". Die deutsche Opposition verwies auf 
die innere Schwäche Frankreichs. Im Februar spätestens falle die Regierung ausein-
d d d h' I fl' S 11 . h .. 1 h . . 
an er, un es ro e eme neue natIOn. 0 e man SIC out emem so c mstabI1en 
Land verbünden, wenn es Alternativen gebe?23 Die Saar habe ein Anrecht darauf, 
am deutschen Wirtschaftswunder teilzuhaben.24 In der Vergangenheit hatten die 
Autonomiebefürworter vor einer Rückgliederung gewarnt, Arbeitslosigkeit prophe­
zeit, die in der Tat die westdeutsche Wirtschaft lange Zeit belastet hatte. Nun aber 
konnte keine Rede mehr davon sein. 
Nicht einmal die Aussage, die deutsche Opposition sei das Werk verblendeter 
Nationalisten, überzeugte. Paul Senf wechselte die Seiten, Gotthard Lorscheider, 
20 10.10.1955, Neueste Nachrichten, PA Dontot 8. 
21 Plakat "Frauen, Mütter !": Neueste Nachrichten, Reproduktion nach: Staatliches Institut für 
Lehrerfortbildung (STIL), Das Saarreferendum, S. 83. 
22 28.9.1955, Neueste Nachrichten, MAE, EU 1949-1955, Sarre 65, Saarbergwerke, Revue de 
Presse. 
23 11.10.1955, Deutsche Saar, PA Dontot 2. 
24 15.10.1955, Deutsche Saar, PA Dontot 2. 
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Das Abstim­
mungsergebnis: 
regionale Be­
sonderheiten 
der Chef des Amtes für Auswärtige und Europäische Angelegenheiten, folgte ihm, 
ebenso Richard Rauch von der Metallarbeitergewerkschaft, Staatskommissar Paul 
Schütz und viele andere.25 
Am 23. Oktober 1955 stimmten die Saarländer bei sehr hoher Wahlbeteiligung 
mit 67,7% gegen das Statut.26 Wie die Dinge lagen, bedeutete das Ergebnis ein 
deutliches Votum zugunsten einer Rückkehr nach Deutschland. 
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Eine genaue Analyse des Wählerverhaltens steht aus. Auf Kreisebene lagen die 
Resultate nicht sehr weit auseinander. Sie schwankten zwischen 24,6% Ja-Stimmen 
im Kreis St. Wendel und 37,4% im Kreis St. Ingbert. Den höchsten Prozentsatz 
hatte die kreisfreie Stadt Saarbrücken mit 39,1 %. Auf Gemeindeebene variierten 
die Resultate stärker. Eine Analyse muß an dieser Stelle einsetzen. Für unsere 
Zwecke sollen einige Hinweise genügen. 
Den größten Anteil an "Ja"-Stimmen erzielte Reinheim im Kreis St. Ingbert mit 
67,5%.27 Die Ortschaft lag unmittelbar an der französischen Grenze. Vermutlich 
waren wirtschaftliche Motive für das Votum verantwortlich. Ähnlich gestalteten 
25 Vgl. RH. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 3, S. 362ff. 
26 Reproduktion der Saarländischen Volkszeitung vom 24.10.1955 aus: B. Steinle (Hrsg.), 
Johannes Hoffmann, S. 116. 
27 Statistisches Amt des Saarlandes, Kurzbericht, Nr. 11110, 8.11.1955, Das Ergebnis der 
Volksbefragung über das Europäische Statut für das Saarland am 23. Oktober 1955. - Dort auch die 
im folgenden reproduzierte Karte mit den Abstimmungsergebnissen. 
sich die Verhältnisse um Mettlach, wo das dortige Keramikwerk vor allem den 
französischen Markt belieferte. Insgesamt ist eine deutliche Ost-West-Verschiebung I erkennbar, so daß Gemeinden an der Grenze zu Frankreich häufiger "Ja"-Stimmen 
abgaben als Ortschaften in der Nähe zu Deutschland. Traditionelle Familienbindun­
gen dürften eine Rolle gespielt haben ebenso wie die geschilderten wirtschaftlichen 
Gesichtspunkte. Ganz allgemein waren die Kontakte zu Frankreich im Westen 
I--~vermtimchenger als im Osten. 
Die Ergebnisse der Volksbefragung 
vom 23. Oktober 1955 in den 
Gemeinden du Saarlande$ in v.H. 
11 sn bis unler 70 % 
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~ 50 bl5 vnt!r 60% 
~..:ZI NEIN-Stimmen in ItZ Gememde' 
ammm 60 bis unler 70%
 
w:IW!:I:II NEIN -Stllllmen in 101 GemeindBII
 
_
 
70 bis unter 80%
 
NE.IN-Stimmen in 10B Gemeinden
 
1lO bis unt~r 100 % 
..NEII'l- Stimm~n In 76 G~meinden 
Eine Differenzierung des Abstimmungsverhaltens nach Gemeindegrößenklassen 
zeigt nur geringe Unterschiede. Allerdings ist erkennbar, daß in den kleinen Ge­
meinden mit weniger als 2.000 Einwohnern das "Nein" besonders ausgeprägt war. 
Man wird vermuten können, daß mehr als in den größeren Ortschaften die Zusam­
menarbeit mit Frankreich als fremd und als psychische Zumutung empfunden 
wurde. Zudem dürfte die traditionell herausgehobene Bedeutung einzelner Meinungs­
führer eine gewisse Homogenisierung im Abstimmungsverhalten bewirkt haben. 
Fernand Dehousse, der Leiter der internationalen Überwachungskommission, 
wies der Stellungnahme der Pfarrer und Geistlichen eine entscheidende Rolle ZU,28 
hatte man doch in der Vergangenheit immer wieder feststellen können, wie stark in 
28 19.1.1956, Fernand Dehousse, Mission en SaITe, S. 271, PA Grandval 27. 
Die Rolle der 
kirchlichen 
Würdenträger: 
der traditionelle 
Politikstil 
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manchen Orten die Vertreter der Kirche das politische Verhalten beeinflußten. Es 
war gewiß kein Zufall, wenn die Fuldaer Bischofskonferenz am 23. August 1955 
die "Zerreißung des Vaterlandes" in ihre Fürbitten aufnahm.29 Studentenseelsorger 
Dr. Peter Jung hielt in der St. Josefs-Kirche in St. Ingbert eine scharf pro-deutsche 
Rede, die auch noch im Radio übertragen wurde. "Jedes Volk ist eine Idee Gottes", 
war da zu hören. "Das Anliegen unserer Generation kann es nur sein, daß wir als 
Volk wieder zueinander finden, daß die Grenzen, diese gemachten, die konstru­
ierten, fallen und daß die Pseudo-Staaten, die hinter diesen Grenzen im Osten und 
im Westen aufgerichtet wurden, ohne Zustimmung und ohne Freiheit des Volkes, 
daß diese Staaten fallen und daß das Deutsche Volk wieder zu seiner Einheit 
zurückfindet. Nicht aus materialistischen Überlegungen, sondern gerade aus reli­
giösen, aus theologischen, aus übernatürlichen Gründen heraus."3o Die Mehrheit 
der Geistlichen lehnte einen autonomen Saarstaat zweifelsohne ab. Die katholi­
schen Würdenträger kamen, wenn die älteren Statistiken noch zutrafen, vorwiegend 
aus nichtsaarländischen Geburtsorten,3! und sie fürchteten eine Abtrennung von 
Trier bzw. Speyer. Die evangelischen Pfarrer regten sich ebenfalls. 34 unterschrie­
ben einen Aufruf, den die CDU als Flugblatt verteilte: "Separatismus ist Ungehor­
sam gegen Gottes Ordnung", war zu lesen, "und darum von uns rund und entschie­
den abzulehnen." Nach Kenntnis Robert H. Schrnidts mißbilligten fast alle evangeli­
schen Pfarrer das Saarstatut.32 So mag die Beobachtung von Dehollsse über den 
Einfluß kirchlicher Funktionsträger zutreffen. In manchem spiegelte der Referen­
dumswahlkampf die politischen und sozialen Strukturen der Zeit vor dem 2. Welt­
krieg. 
Die Jugend: Dennoch war 1955 anderes als eine Wiederholung von 1935, und dies obwohl 
neuer Politikstil die äußeren Formen an die Volksabstimmung zwanzig Jahre zuvor erinnerten. Die 
Kundgebungen Hoffmanns boten ein beredtes Beispiel. Wo immer er auftrat, 
erwartete ihn eine aufgebrachte Menschenmenge vor dem Versammlungslokal. Die 
Demonstranten schrieen, pfiffen, beschimpften jene, welche der Rede des 
Ministerpräsidenten beiwohnen wollten.33 Die Kampagne erreichte ihren Höhe­
punkt, als am 18. und 19. August bei prodeutschen Ausschreitungen 31 Verletzte 
gezählt wurden, darunter 18 Polizisten. Jugendliche, Kinder verteilten Anti-Hoff­
mann Flugzettel, bildeten die Speerspitze der pro-deutschen Kampagne: "D'apres 
des temoignages nombreux et concordants la plupart des contre-manifestants qui 
sabotaient systematiquement les reunions des partisans du statut, criaient des injures 
contre M. Hoffmann et braillaient les chants allemands, etaient des gamins trop 
jeunes pour voter."34 
Wie paßt dieser Bericht in das Bild der "skeptischen Generation"? Wie sind jene 
Aussagen zu deuten, die die Jugend der frühen 50er Jahre als unpolitisch charakteri­
29 R.H. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 3, S. 315.
 
30 Zitiert ebd., S. 217f.
 
31 Juli 1946, Job, La population de la Sarre, AOFAA, Cabinet Koenig, Pol III, Kl; 5.2.1948, de
 
Charrnasse an Munch, ebd., GFCC, Service du Conseiller Politique, Cave 13, C 22, ZF/3/6. 
32 R.H. Schmidt, Saarpolitik, Bd. 3, S. 324, Anm. 382.. 
33 20.9.1955, BRD, Chroniques, MAE, EU 1949-1955, Sarre 57. 
34 5.11.1955, BRS, Chroniques, MAE, EU 1949-1955, Sarre 58. 
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sieren, allein bestrebt, sich in den Arbeitsalltag einzubringen? Auch für die Saar gab 
es vergleichbare Untersuchungen. Demnach lasen zwar 90% der Jugendlichen eine 
Zeitung. Doch wenn man genauer nachfragte, kam heraus, daß die "Politik"-Seiten 
I ' der Nachrichtenblätter kaum wahrgenommen wurden. 35 Selbst die Studierenden 
I' unterstrichen stolz ihre politische Gleichgültigkeit.36 
Das Jahr 1955 bedeutete für die Bundesrepublik eine Epochenwende, das wirkli-
I 
-cheEnde der Nachkriegsjahre, politisch, wirtschaftlich, sozial. Die "skeptische 
! Generation" spiegelte nur einen Aspekt jugendlichen Verhaltensmusters, nicht 
einmal den auffälligsten. Die Halbstarkenkrawalle 1955-1958 erschütterten die 
scheinbar so selbstgenügsame, nivellierte Mittelstandsgesellschaft. "Die ersten Kla­
gen über die ,Halbstarken' traten erst in der beruhigten Situation ,nach der Wäh­
rung' und den ersten Jahren der sozialen und politischen Konsolidierung auf, als die 
Arbeitslosigkeit beinahe beseitigt war und der lang entbehrte Konsum im Zeichen 
des Wirtschaftswunders zum dominanten Wert und Lebensziel der Erwachsenen­
welt wurde."37 Der Krawall versprach Abwechslung. Man traf sich in der unbe­
stimmten Erwartung, daß "etwas passieren" werde. "Die Masse der Teilnehmer an 
den Krawallen unterschied sich ... nicht von der übrigen Jugend in ihrem ,norma­
len', angepaßten gesellschaftlichen Verhalten in der Schule, im Elternhaus oder am 
Arbeitsplatz, sondern ging allein bei Gelegenheit des Krawalls in besonderem Maße 
aus sich heraus. Ihre Rebellion war spontan und situationsbezogen. . .. Ziele der 
tatlichen Kritik waren die Symbolwelt des Konsums, das Ruhe und Ordnung 
verheißende gesellschaftliche Regelsystem ... und die hohlen Geltungsansprüche 
von Autoritäten, von Eltern, Lehrern und Polizeibeamten, die sich nach langen 
Lebensjahren der Unsicherheit und Entbehrung in die mühselig zusammengeflickte 
heile Welt der Adenauer-Ära einwattierten."38 Die Jugend, die Arbeiterjugend vor 
allem, wollte raus aus der Enge vorgezeichneter Lebenswelten. Sie sperrte sich 
gegen die kulturelle Bevormundung der Alten. Nur noch 50% der 17-jährigen 
Berglehrlinge an der Saar gingen regelmäßig in die Kirche. 74% interessierten sich 
für Musik, davon knapp die Hälfte für Jazz. 39 Die Krawalle anläßlich von Rock­
Konzerten und Kinoaufführungen in der Bundesrepublik befriedigten den 
Erlebnishunger, standen für den Kampf gegen die Autoritäten. Dieselben Motive 
bestimmten die pro-deutschen Wahlkundgebungen an der Saar.40 
Die Referendumskampagne, so können wir schlußfolgern, führte zwei Politik­
stile zusammen, den traditionellen, von Meinungsführern geprägten, sowie jenen, 
welchen die Jugendlichen einbrachten, spontan, aktionistisch und weitgehend unpoli­
tisch. 
35 31.5.1951, SVZ.
 
36 14.10.1949, SVZ.
 
37 Detlev Peukert, Die ..Halbstarken". Protestverhalten von Arbeiterjugendlichen zwischen
 
Wilhelminischem Kaiserreich und Ära Adenauer, in: Zeitschrift für Pädagogik, 30 (1984), S. 542. 
38 Ebd., S. 543. 
39 23.12.1953, Volksstimme, MAE, EU 1949-1955, Sarre 64, Saarbergwerke, Revue de pres­
se. 
40 Karikatur ..Na, was weißt denn Du noch": Privatarchiv Helmut Poro. 
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Zum Schulanfang
 
Freilich, das Abstimmungsresultat war mehr als nur Ergebnis von Manipulation Moralische 
Übeiforderung und blindem Aktionismus. Die Saarländer hatten sich eingerichtet in ihrem kleinen 
Ländchen. Sie genossen den Alltag. Politik war ihnen fern und fremd. Sie konsumier­
ten mehr Tabak, mehr Spirituosen, Wein und Bier als ihre deutschen Landsleute ­
und sie waren besser gekleidet.41 Sie betrachteten die Saarabtrennung als Provisori­
um. Eher länger sollte der Zwischenzustand dauern als kürzer.42 Die Saarländer 
hätten einer europäischen Lösung zugestimmt, wenn diese früher gekommen wäre, 
wenn sie in Deutschland und in Frankreich nicht umstritten gewesen wäre.43 Nun 
mußten sie selbst Stellung nehmen, konnten sich nicht länger heraushalten. Die 
Emotionalität des Abstimmungskampfes spiegelte das Resultat moralischer Über­
forderung. 
41 8.12.1951, SVZ. 
42 30.6.1951, o.V., Synthese sur I'opinion en Sarre, PA Grandval14, II-O. 
43 18.4.1952, Fran~ois-Poncet an MAE, Etat d' esprit de la population sarroise, MAE, EU 1949­
1955, Sarre 100. 
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Das Saarland braucht
 
WIR SIND DIE ERSTEN EUROPÄER 
Marschlied v. Heinz Kölling 
In Straßburg auf der Schanz,
 
da fing Europa an.
 
Es ist zwar noch nicht ganz,
 
doch tut man, was man kann.
 
Im Saarland Hoff(t)mann eifrig mit­

wie überall in Ost und West-

man hält mit der Entwicklung Schritt
 
und stellt mit Stolz dann fest:
 
Wir sind die ersten Europäer,
 
der letzte Halt der Welt.
 
Wir sind die vorgeschobenen Späher,
 
bis überall der Groschen fällt.
 
Wir sagen oui und ja
 
und rufen auch: ,,0 yes".
 
Wir fahren mit trara
 
in der Europa-Schees.
 
Wir stellen uns ganz einfach um
 
auf international,
 
und pfeifen mit Europium
 
auf Paß- und Devisenqual.
 
Wir sind die ersten Europäer,
 
Schunkellied aus dem Sessionsheft der 
Kamevalsgesellschaft "M'r sin nit so" 
1954 
Mehr als die Bundesrepublik war die Saar in ihrer politischen Führung ein 
Emigrantenstaat. Die Erfahrung der Auswanderung bestimmte das Zugehen auf 
Frankreich, die Bereitschaft zum radikalen Bruch mit der Vergangenheit. Der Wille 
zu vertrauensvoller Zusammenarbeit mit Paris resultierte aus selbstbewußtem poli­
tischen Handeln, spiegelte das Ergebnis eines schmerzhaften Lernprozesses. Nicht, 
daß alle Emigranten für die Europäisierung votierten, und nicht, daß alle 
Daheimgebliebenen sich gegen die Autonomie stellten.44 Voraussetzung war in 
jedem Falle die Bereitschaft, aus den Jahren 1935-1945 radikale Konsequenzen zu 
ziehen. Die Mehrheit lebte immer noch unter dem Schock des totalen Machtan­
spruchs des Nationalsozialismus. Als Besiegte taten sie "sich schwer, im Sieger den 
wohlmeinenden Partner zu sehen."45 Der Pariser Vertrag forderte von der Saarlän­
dern, daß sie Vorzeigeeuropäer würden. Das Konzept von CVP und SPS war zu 
elitär, um in die Lebenspraxis der vielen einzugehen. Für die Mehrheit der Saarlän­
der meinte das Europäisierungsvorhaben Verunsicherung, nicht Zukunftshoffnung. 
44 Karikatur "Das Saarland braucht Europa", Postwurfsendung der Europäischen Bewegung, 
in: B. Steinle (Hrsg.), Johannes Hoffmann, S. 86. 
45 Oskar Lafontaine, Über Johannes Hoffmann, in: B. Steinle (Hrsg.), Johannes Hoffmann ­
Ein Leben, S. 10. 
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Die mit dem Projekt "verbundenen Identitätszumutungen als ,Europäer' über­ jeder Reise ausführen. Erst seit Juni 1953 handelten die deutschen Banken den 
schritten bei weitem den doch eher kleinräumigen, auf unmittelbare Sozial­ Franken zum freien Kurs, so daß der Währungsgewinn für zusätzliche Frankenbe­
beziehungen angewiesenen Aktionshorizont des Großteils der Bevölkerung inner­ träge wegfiel.53 
halb der Industriedorf-Landschaften an der Saar."46 
;t. ;.~~"~;~;,,~~:'•.?nPb~.~" ~t;'~~"!!ln~'::;.~ p~'.~:" '1~~i ..I~rn~'~~l'r ~j: - ~-----... 
(3) Grenzerfahrur.tg,_", . . 
Umschwung	 Nirgendwo vielleicht lebten die Menschen so "deutsch" wie im Landstrich zwi­
schen Eichelscheid und Saarhölzbach. Der Versuch, ein eigenständiges Nationalbe­
wußtsein zu begründen, scheiterte kläglich. Regionale Identität und nationales 
Zugehörigkeitsgefühl blieben aufeinander verwiesen.47 Kein offener Nationalismus 
ist gemeint, keine politisch demonstrative Geste. Die kleinen Taten festigten das 
nationale Selbstverständnis. Die Konsumwelt bot IdentifIkationschancen, trat an 
die Stelle der politischen Absicht. Man war getrennt von den Nachbarn und Ver­
wandten im Osten. Anfangs bedeutete die Grenze ein echtes Hindernis, doch wurde 
die Lage seit 1950 besser. Solange die Saar Objekt deutscher Bewunderung war, 
solange die Saarländer ihren Gästen zeigen konnten, was es bedeutete, wie "Gott in 
Frankreich zu leben", solange fand die Saarautonomie ihre Bestätigung durch die 
gelebte Praxis.48 Kaffee, Zucker, Zigaretten, Spirituosen, Parfümwaren gingen den 
Weg nach Osten, häufig heimlich, manchmal gut-organisiert mittels auf Schmuggel 
spezialisierter Trägerkolonnen.49 
Der Umschwung kam 1952. Frankreich verzichtete auf eine Abwertung des 
Franken, begrenzte statt dessen den Import. Die Saarländer halfen sich, indem sie 
selbst für die Einfuhr deutscher Waren sorgten. Der Verbraucher, so wurde während 
einer Sitzung des Saarländischen Industriellen-Verbandes kolportiert, decke seinen 
Bedarf zu 30% durch Schmuggel aus der Bundesrepublik.5o Das war übertrieben, 
aber zweifelsohne nahm der Grenzverkehr zu, stieg die Zahl der Ausreisen von vier 
pro Kopf der Bevölkerung 1951 auf knapp elf 1955.51 Der Schuhhandel, der am 
stärksten betroffen war, meldete 1953 einen Rückgang von 45%.52 
Ökonomische Die Saarländer hatten gute Gründe, in Deutschland einzukaufen - ökonomische 
Hintergründe	 Gründe. Der Franken war heillos überbewertet. Gegenüber der Kaufkraftparität 
betrug der Wechselvorteil durch Tausch zum offiziellen Kurs 20%.830 DM durfte 
jeder Saarländer im Jahr legal wechseln und dann noch einmal 10.000 Franken bei 
46 Jürgen Hannig, Separatisten - Nationalisten? Zum Abstimmungskampf 1955, in: R. Hude­
mann, R. Poidevin (Hrsg.), Die Saar, S. 391. 
47 1.11.1952, Französische Diplomatische Vertretung Saarbrücken, Etude de 1a psychologie du 
"Sarrois moyen" 11 l'occasion des elections, MAE, EU 1949-1955, Sarre 101. - Zur Frage einer 
saarländischen Regionalkultur s. den methodisch und inhaltlich gleichermaßen anregenden Aufsatz 
von Bemd Krewer, Kulturelle Identität im Saarland. Hochkonjunktur der Identitätsarbeit, in: Saarbrüker 
Hefte, 63 (1990), S. 23-29. 
48 Karikatur: Tintenfisch, September 1948, H. 6. 
49 Alfred Weskamp, Als der Schmuggel noch blühte, in: Westricher Geschichtsblätter, Neue 
Folge, 1/2, 1981-1982, S. 79. 
50 8.7.1953, Niederschrift über die Sitzung des Präsidiums des Saarländischen Industriellen­
Verbandes, PA Grandva125. 
51 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1955, S. 61; ebd., 1958, S. 23, 44. 
52 25.8.1953, Saar-HandeL 
"Grenzgänger 1948: Die in letzter Zeit vielbeobachtete Taucher­
tätigkeit an der Saar hat eine überraschende Erklärung gefunden. " 
Billig schienen die Waren in Deutschland zu sein - und besser. Selbst viele 
Franzosen bevorzugten deutsche Waren wegen ihrer angeblich besseren Beschaf­
fenheit. Manchmal trieb das Vorurteil von der deutschen Qualitätsarbeit seltsame 
Blüten. Da verlangten Kunden Vichy-Mineralwasser aus Deutschland. Eine Haus­
frau schmuggelte eine Kaffeemaschine und mußte feststellen, daß das Gerät in 
Frankreich hergestellt war und sie es in Saarbrücken viel preiswerter hätte kaufen 
können. Nicht wenige Saarländer erwarben in Trier, Zweibrücken oder Kaiserslau­
tern Kleidung, die im Saarland gefertigt worden war, in der irrigen Überzeugung, 
53 Saarländische Rediskontbank, Bericht über die wirtschaftliche Entwicklung des Saarlandes 
im Jahre 1953, LASB, Wirtschaftsministerium 731; Manfred Schäfer, Vom saarländischen Einzel­
handel, in: Der Volkswirt, 1957, H. 3, S. 51. 
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deutsche Qualitätsarbeit erstanden zu haben. Saarländische Händler gingen deshalb 
dazu über, ihre Waren mit deutschen Etiketten zu versehen.54 
Hatten die Saarländer 1948-1950 mehr und bessere Nahrung nachgefragt, die 
ihnen Frankreich lieferte, hatten sie in den Folgejahren Wert auf neue Kleidung 
gelegt, so richtete sich ihr Augenmerk später auf Hausrat und Kraftfahrzeuge. 55 Die 
Konsumtrends bestärkten die Orientierung nach Osten. Besonders begehrt waren in 
der Bundesrepublik herge-srellte Elektrowaren, Rundfunkgeräte und Schallplanen­
spieler. Schmugglerbanden sicherten die Belieferung des saarländischen Marktes.56 
Es wurde schick, den eigenen Lebensstandard durch den Besitz deutscher Presti­
gegüter zu demonstrieren. Früher reisten die Reichen im Renault oder Citroen, jetzt 
fuhren sie Mercedes Benz oder einen Opel Admiral. Die Ferien verbrachten sie 
nach wie vor an der Cöte d' Azur.57 
Mein Vater hat früher immer gesagt. es muß alles in Grenzen bleiben. Jetzt sind wir soweit. 
Jetzt haben wir in Otzenhausen eine Grenze. Früher war das nicht. Eine Grenze ist eine 
gedachte Linie im Raum. Unsere Grenze geht über die Zürcher Straße. Dort ist eine Stange 
über den Weg gelegt. Auf die Stange darf man sich nicht setzen, sagt mein Vater, das wäre 
nicht anständig, zumal wenn ein Häuschen dabei steht. Bei der Stange ist nämlich ein kleines 
Häuschen. Man nennt es auch Bude. Die Bude ist Tag und Nacht geöffnet, aber zu essen gibt 
es nichts und nichts zu trinken. In der Bude sind Männer, das sind die Budenmänner. Sie 
haben schöne Kleider an ... Viele können noch nicht gut sprechen. Sie sagen oft: Papier nix 
gut. Die Männer sind sehr vorwitzig. Sie wollen alles sehen: Brieftaschen, Geld, Taschen, 
Pakete und Koffer. Auch bei alten Schachteln wollen sie sehen, was drin ist. Die Leute, die 
nichts über die Grenze bringen, nennt man Schmuggler. Die Budenmänner kennen alle die 
Schmuggler. Wenn man etwas über die Grenze bringt, ist man Grenzgänger. Die anderen sind 
die Blindgänger. Hinter der Stange beginnt das Jenseits, sagt mein Vater ... Züsch liegt also 
im Jenseits. Otzenhausen liegt in Europa. Darum haben unsere Autos ein Schild: «OE». Das 
heißt: Otzenhausen in Europa. Bei der Grenze ist noch eine Stange, die Fahne hoch. Das ist 
die Fahne von Europa. 
Aus: Robert Schuler (Hrsg.), Otzenhausener Karnevalszeitungen: 1928, 1929, 1930, 1939, 
1950, 1954, Nonnweiler 1982, S.49ff. 
Die Mehrheit hatte nicht das Geld für große Anschaffungen. Der tägliche Schmug­
gel beschränkte sich auf jenes, was man am eigenen Leib tragen konnte bzw. in 
einem Koffer verstecken: Textilien, Schuhe, Kaffee.58 Erst das Herzklopfen, wenn 
man abends an die deutsch-saarländische Grenze zurückkehrte, machte die Ein­
kaufsfahrt zum Erlebnis. Dabei war der Schmuggel gar nicht so gefährlich. Sicher­
lich, es gab drastische Geldstrafen. Aber die Zöllner drückten vielfach ein Auge zu. 
Man kannte sich, lebte im selben Grenzdorf zusammen. Die französische Waren­
54 27.1.1955, SVZ, MAE, EU 1949-1955, SaITe 52, Analyses de presse. - Zum Gesamtkomp­
lex: Michael Geib, ".. Eine Kleinigkeit hatten wir immer dabei." Geschichten übers Schmuggeln an 
der Saar, in: Stadtverband Saarbrücken, Regionalgeschichtliches Museum (Hrsg.), Von der ,Stunde 
0', S. 233-244. 
55 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 6 (1954), S. 102. 
56 A. Weskamp, Als der Schmuggel noch blühte, S. 79. 
57 14.10.1952, Volksstimme, MAE, EU 1949-1955, SaITe 201. 
58 Karikatur: Tintenfisch, April 1952, H. 8. 
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kontrolle schützte vor allem den saarländischen Einzelhandel, weniger den französi­
schen Markt. Natürlich gab es auch die scharfen Kontrolleure, wie die Zöllnerin in 
Saarhölzbach, die berüchtigte Madame "Taaschd". Hier kam es darauf an, klüger zu 
sein, gewitzter, sein Spiel zu treiben mit der übereifrigen Beamtin. Die kleine 
Gesetzesübertretung bot den Saarländern Gelegenheit, Nationalbewußtsein zu be­
weisen, erlaubte es, den "Franzosen" ein Schnippchen zu schlagen. 
---Schmuggel wurde Volkssport. "Das einzige, was sich in den letzten Monaten 
geändert" habe, berichtete der Saar-Handel, sei, "daß das Einkaufen jenseits der 
Grenzen vom ehemaligen Hobby besonders preisfindiger Verbraucher zu einer 
Gewohnheit und damit zur Selbstverständlichkeit geworden" sei, "leider auch in 
Kreisen, die einst zu fein dazu waren."59 Die Saarländer lebten längst in der 
deutschen Warenwelt, bevor sie für die Rückkehr nach Westdeutschland votierten. 
...'f'. 
" ... ohne Zweifel sehr merkwürdig, - aber es muß ja nicht un­
bedingt Kaffee sein!" 
(4) Kulturelle Mißverständnisse 
Generell gilt, daß Erwartungshaltungen das soziale Miteinander bestimmen. Die 
Fehlinterpretation von Zeichen und Symbolen, unerwartete Reaktionen des Ge­
genübers führen zu Unsicherheit und Mißtrauen. Kulturelle Mißverständnisse wa­
ren für zahlreiche Konflikte und Schwierigkeiten verantwortlich, bestärkten das 
Gefühl der Saarländer, Deutsche zu sein.6o 
Selbst auf diplomatischer Ebene lassen sich Komplikationen aufgrund unbewuß­
ter kultureller Muster festmachen. Im Ton verbindlich, aber durchaus bestimmt in 
der Sache hatte Johannes Hoffmann im Herbst 1949 das Interesse der Saar an der 
Frage der Verpachtung der Warndtfelder hervorgehoben.61 Damals führte man an 
der Saar noch keine so offene Sprache gegenüber Frankreich, wie dies später 
59 10.1 1.\953, Saar-Handel. 
60 Die folgenden Darlegungen enthalten eine leicht geänderte Fassung von: A. Heinen, Politi­
sche, kulturelle und ökonomische Voraussetzungen wirtschaftlicher Integration. Das Saarland im 
französischen Wirtschaftsraum 1945-1956, Abschnitt III. 
61 30.11.\949, Hoffmann an Schuman, MAE, EU 1949-1955, SaITe 281; 3.3.1950, Hoffmann 
an Schuman, ebd. 282. 
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durchaus üblich war. Zu frisch waren die Erinnerungen an den Zweiten Weltkrieg, 
zu groß noch der Respekt gegenüber der früheren Besatzungsmacht. Die französi­
sche Diplomatie wertete das Schreiben Hoffmannsals weitgehende Zustimmung 
und war reichlich verwundert, als Hoffmann 1952 die saarländische Position offen 
formulierte. 62 
Noch deutlicher sind die Schwierigkeiten erkennbar an der Eisenbahnkonven­
tion von 1950. Dort war-davon die Rede, daß die Eiftillnng deI Anfgaben deI 
Eisenbahnen des Saarlandes öffentlicher Dienst sei.63 Aber was meinte dies. "Ser­
vice public" und "öffentlicher Dienst" in Deutschland bedeuteten durchaus Ver­
schiedenes. Waren die Eisenbahner Beamte und Staatsbedienstete nach deutschem 
Recht oder Eisenbahnarbeiter nach französischem?64 Die christliche und sozialisti­
sche Gewerkschaft waren unterschiedlicher Meinung, und die saarländische und die 
französische Regierung wurden in die Auseinandersetzungen mit hineingezogen. 
In welch erheblichem Maße Vorurteile und Erwartungshaltungen die täglichen 
Regierungsgeschäfte prägten, mußte der für Wirtschaftsbe1ange zuständige saarlän­
dische Gesandtschaftsrat Ewald Etzler erfahren, ohne daß er sich über den Hinter­
grund klar werden konnte. Der für Saarfragen zuständige Abteilungsleiter im Quai 
d'Orsay berichtete, daß Vorbehalte dadurch hervorgerufen würden, daß Etzler von 
preußischer Herkunft sei und ehemaliger Offizier des Afrikakorps. Dazu sei er kein 
wirklicher Fachmann. Er war, wie dies der deutschen Beamtentradition entsprach, 
Jurist, aber eben kein Wirtschaftsingenieur, Volks- oder Betriebswirt, und da er 
wohl auch die französische Sprache nicht absolut perfekt beherrschte, hatte er 
gegenüber den hochqualifizierten Mitarbeitern der tec.hnischen Ministerien kaum 
Chancen.65 
Die alltäglichen Erfahrungen, die vielen kleinen Geschichten waren es, die 
Unsicherheit hervorriefen, die ein Gefühl von Fremdheit und Ablehnung vermittel­
ten. Nach einem Grubenunglück auf Duhamel, bei dem 20 Bergarbeiter den Tod 
fanden, hatte Radio Saarbrücken seine Sendungen mit flotten Weisen aus St. Pauli 
fortgesetzt. Die Zeitung der Bergarbeitergewerkschaft reagierte scharf. "Wir verra­
ten jetzt schon dem Sendeleiter von Radio Saarbrücken", drohte sie, "daß, bei 
nochmaligem Mangel an Takt und Respekt den Saarbergarbeitern gegenüber, wir 
Bergarbeiter mit drastischen Maßnahmen uns Respekt verschaffen werden... Das 
Saarvolk im allgemeinen und die Saarbergarbeiter im besonderen sind eine große 
Familie. Bei Katastrophen, insbesonders im Bergbau, trauert dann das ganze Saar­
volk. Nach 2jährigem Aufenthalt an der Saar dürfte dies auch dem (französischen ­
A.H.) Sendeleiter von Radio Saarbrücken bekannt sein"66. Daß Radio Saarbrücken 
62 19.1.1952, Hoffmann an Schuman, LASB, AAEA 214. 
63 Forschungsstelle für Völkerrecht und ausländisches öffentliches Recht der Universität Ham­
burg (Hrsg.), Gesetzgebung, S. 271. 
64 23.8.1951, Karl Schmidt u. Hans Ruffing an Gaston Tessier, MAE, EU 1949-1955, Sarre 
312. 
65 27.8.1953, de Courson, Participation de la Sarre aux travaux de la Communaute europeenne 
du charbon et de l'acier, MAE EU 1949-1955, Sarre 204; 9.10.1953, de Courson, Note, Participation 
sarroise aux travaux de la CECA, ebd.; 8.10.1948, Kempf, Dr. Ewald Etzler, LASB, Staatskanzlei, 
Kabinettsregistratur, Az G 1347/48. 
66 Saar-Bergbau,2 (1949), Nr. I. 
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wie gewohnt weitersendete, mochte tatsächlich einer Panne entsprungen sein. Aus
 
Sicht vieler Saarländer offenbarte sich mangelndes Feingefühl. Für ein großes Land
 
wie Frankreich war es selbstverständlich, daß ein größerer Betriebsunfall noch
 
keine Staatstrauer begründete, für die Saar galt das noch lange nicht.
 
Nun, Ereignisse wie das Unglück auf Duhamel waren eher selten. Doch gab es Ratlose Unter­
eine Vielzahl von Situationen, in denen sich die Saarländer benachteiligt und nehmer 
.~ unsic-herIülilten. Die Unternehmer etwa kamen gar nicht zurecht mit dem französi­
schen Kreditsystem. Das hatte zum Teil organisatorische Gründe, aber nicht weni­
ger wichtig waren die veränderten sozialen Erfordernisse. Die Banken verlangten 
einen viel tieferen Einblick in innerbetriebliche Angelegenheiten, als dies im deut­
schen, auf Personalkrediten beruhenden System der Fall war.6? Mittelfristige Aus­
leihungen erfolgten westlich der Saar über prolongierbare Wechsel, doch gerade 
das Wechselgeschäft mit langen Laufzeiten war im deutschen Raum schlecht 
beleumundet. Die saarländischen Unternehmer konnten daher das ihnen angebotene 
Instrument gar nicht in dem Maße wahrnehmen wie ihre französischen Gegenüber.68 
Für immer neue Aufregung sorgten die Auseinandersetzungen um die Höhe der 
Steuern und Sozialabgaben. Die rechtlichen Voraussetzungen sicherten eine weit­
gehende Angleichung, aber es blieb ein gewisser Spielraum. Deshalb stellte sich die 
Frage, ob alle Gruppen gleich behandelt werden müßten oder ob nur die Steuer- und 
Abgabenbelastung insgesamt als Vergleichsmaßstab heranzuziehen sei?69 Bedeute­
te nicht andererseits absolute Gleichheit auch Benachteiligung und Ungerechtig­
keit, da die Voraussetzungen an der Saarund in Frankreich unterschiedlich waren.?O 
So verwies man etwa auf die ganz andere Wirtschaftsstruktur an der Saar und die 
Folgen des Krieges. Die Gesetzgebung war selbst für Fachleute schwierig zu 
durchschauen,?! so daß jede Partei glaubte, Argumente für eine relative Benachtei­
ligung vorlegen zu können.72 Dazu kam die differierende Steuermoral, also die 
Bereitschaft oder auch Notwendigkeit, geschuldete Abgaben gegenüber der Finanz­
verwaltung tatsächlich zu deklarieren. Dieselbe Gesetzgebung mochte durchaus 
verschiedene Belastungen hervorrufen.?3 
"Eine Schwierigkeit, die sich dem Vergleich einer steuerlichen Belastung entgegenstellt, ist die
 
unterschiedliche Ermittlung des steuerpflichtigen Gewinnes", berichtete die Saarbrücker Zei­

tung.74 "In Frankreich hat der Gewerbetreibende in großem Ausmaß die Möglichkeit, seinen
 
steuerlichen Gewinn auf dem Wege der Schätzung festsetzen zu lassen (benefice forfaitaire).
 
Wie die bekannte französische Zeitschrift Entreprise in ihrer Nummer 16 vom 15.11.1953
 
schreibt, betrug im Jahre 1950 der durchschnittliche benefice foifaitaire eines Metzgers 336.000
 
67 30.11.1949, SVZ, Rundfunkrede des Wirtschaftsministers Singer.
 
68 25.8.1951, A. Mog, Zur Kreditlage an der Saar, in: Saar-Wirtschaft, 1951, Nr. 16.
 
69 4.2.1950, Grandval an MAE, Harmonisation des charges fiscales en Sarre et en France,
 
MAE, EU 1949-1955, Sarre 286.
 
70 25.1.1954, Saar-Wirtschaft.
 
71 25.11.1950, Societe fiduciaire de l'Est an M. le President de la Chambre de Commerce et
 
d'Industrie de la Moselle, MAE, EU 1944-1949, Sarre 147.
 
72 26.1.1953, Saar-Handel; 1.4.1953, Fran,!ois Wirt, Delegue general, Federation patronate des
 
petites et moyennes entreprises de la Moselle an MAE, MAE, 1944-1949, Sarre 147.
 
73 22.6.1949, O.V., Comparaison des charges fiscales en Sarre et en France, MAE, Z Europe
 
1944-1949, Sarre 57.
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frs., eines Gastwirtes 287.000 frs., eines Kohlenhändlers 307.000 frs., eines Schuhmachers 
186.000 frs., eines Elektrikers 256.000 frs. usw. Auf Grund dieser Steuererklärungen war das 
jährliche Einkommen eines kleineren Gewerbetreibenden etwa so hoch wie der Jahreslohn einer 
~te~otypis~in (Anf~ng~rin). Das i~t v:ahrlich kein Beweis ~ür steuerliche ~erechtigkei~, aber es 
ISt sicher ein Beweis fur unterschiedliche Steuerbelastung Innerhalb der WIrtschaftsumon. 
Ein weiterer Gesichtspunkt liegt auf psychologischem Gebiet. In Frankreich geht der Fiskus von 
dem. Grundsatz llus,d.a~J2!m).9.&liche zu verlangen, um das Mögliche zu erreichen Man forden 
das Doppelte, erwartet von vornherein, daß nur die Hälfte davon eingeht und - gibt sich damit d D d' . B " h d k Ik I' V hl" D ß zufrle· en. enn le eingegangenen etrage entsprec en en a u lerten oransc agen. a 
die Steuererfassung in unserem Lande eine andere ist, bedarf keiner Erwähnung. (... ) Wenn in 
einem einheitlichen Wirtschaftsraum der eine Partner der Mentalität des Steuerzahlers Rechnung 
trägt und der andere nach dem Buchstaben des Gesetzes Steuern eintreibt, dann ist doch die 
Fragw~rdigkeit und d.ie S.chwierigkeit ei~er gleichen steuerlichen ~elastung nicht von ~~r Hand 
z~ welsen. U?ter~chledliche .psychologlsch~. Voraussetzungen fuhren dann zwangslaufig zu 
einer unterschiedlichen effektiven Belastung. 
Anlaß zu burlesken Dramen bot die französische Zollverwaltung. Da hatte eine 
saarländische Firma sich um eine Ausschreibung für eine Walzstraße in Italien 
bemüht. Die Unterlagen wurden nach Saarbrücken geschickt, und als die Saarfirma 
das Päckchen abholen wollte, wurde ihr beschieden, sie müsse Rechnung und 
Lizenz vorweisen. Vergeblich machte sie darauf aufmerksam, daß das Päckchen 
nur Dokumente enthalte. Fünf Mal sprach man in den folgenden Tagen mit unter­
schiedlichen Partnern an der Poststelle vor. Inzwischen war der Vertreter aus Italien 
eingetroffen und wollte das Angebot prüfen. Ein barmherziger Postbeamter ermög­
lichte schließlich Einblick und das Aufstellen eines Inhaltsverzeichnisses, das 
wiederum Grundlage für einen Kompromiß bildete: Die Firma erhielt das Päckchen 
mit Hinterlassung des Inhaltsverzeichnisses ausgehändigt, doch die Auflage lautete, 
es spätestens in einem halben Jahr zurückzubringen.75 Die der regierenden CVP 
nahestehende Saarländische Volkszeitung brachte den Vorfall an die Öffentlichkeit. 
Zuvor bereits hatte sie über ein ähnliches Erlebnis berichtet, das sie selbst betraf. 
Als Ergebnis zog sie den Schluß, daß es zweckmäßig scheine, wenn gemäß Art. 4 
des Steuer- und Haushaltsvertrages zwischen Frankreich und dem Saarland endlich 
Saarländer im Rahmen eines besonderen Statuts im lokalen Bereich der französi­
schen Zollverwaltung zugelassen würden. Dann würde auch die notwendige Zwei­
sprachigkeit hergestellt, deren Fehlen einem bei bestimmten Dienststellen der 
französischen Zollverwaltung auffalle.76 
Handelte es sich tatsächlich um Sprachbarrieren? Gewiß, auch dies spielte eine 
Rolle, aber gemeint war anderes. Die französische Personalführung basiert, wie 
vergleichende Studien zeigen,77 in starkem Maße auf Hierarchisierung und formale 
Anordnung. Dem entspricht ein hohes Maß an bürokratischen Regelungsmechanis­
men, auch die Furcht vor Entscheidungen durch subalterne Mitarbeiter bei außerge­
wöhnlichen Fällen. Die Saarländer verstanden die Schwierigkeiten der französi­
74 17.3.1954, SZ. 
75 16.3.1954, SVZ. 
76 5.3.1954, SVZ. 
77 lette Schramm-Nielsen, Relations de travail entre Danois et Fran~ais dans les entreprises 
privees, in: Frank Gauthey, Dominique Xardel, Management interculturel, Paris 1991, S. 53ff. 
schen Postzollbeamten nicht, und sie verfügten nicht über das soziale Handlungs­
wissen, wie ihnen zu begegnen sei.
 
Massive Konflikte bestimmten das Verhältnis der Bergarbeitergewerkschaften Ehrenwerte 
zur französischen Grubenverwaltung. In Frankreich standen sich traditionell Unter- Arbeiter 
nehmer und Arbeitnehmer als Gegner schroffer gegenüber als in vielen anderen 
europäischen Ländern. Den sozialen Ausgleich sicherte der Staat durch zahlreiche 
-'-geserztiche Regelongen.78 Für die Kohlengruben, seit 1944/46 in staatlichem Be­
. lt" B b't tat t D' ses wurde entsprechend dem Konzept 
sItz ga em eIgenes ergar el ers u. le
' . ' '" .... G
 
rechtlIcher GleIchstellung auf dIe Saar ubertragen. DIe saarlandischen ewer~-
schaften monierten, daß die zahlreichen Lohnkategorien den lokalen Gegebenhel­
ten widersprächen,79 die Regelmäßigkeitsprämie lehnten sie als Vertrauensbruch
 
gegenüber dem mit seiner Arbeit verbundenen saarländischen Bergmann ab.8o Sie
 
forderten Mitbestimmung und Tarifvertragsfreiheit, die ihnen aufgrund des franzö­
sischen Vorbilds verwehrt blieb. Die allgemein angespannte Lage heizte sich noch
 
mehr auf.
 
Die Struktur der Bergarbeiterschaft in Frankreich und an der Saar unterschied
 
sich deutlich voneinander. Die französischen Grubenarbeiter waren jünger als die
 
saarländischen, weniger umfassend ausgebildet und zu einem sehr viel größeren
 
Anteil ausländische Arbeitnehmer81 . Schon von daher lehnten die saarländischen
 
Bergarbeitergewerkschaften einen Vergleich mit den Verhältnissen in Frankreich
 
ab.82
 
Vor allem die jungen französischen Bergingenieure, die gerade ihre Ausbildung
 
abgeschlossen hatten und nur die eigenen Verhältnisse kannten, zogen die Kritik an.
 
Bezeichnend ist eine Notiz in der Zeitschrift Saar-Bergbau: Dort wurde moniert,
 
daß die saarländischen Bergarbeiter nicht mehr in der gewohnten Art begrüßt
 
würden, was früher auch dann üblich gewesen sei, wenn Tadel erforderlich war.83
 
Am schlimmsten empfanden es viele, daß die Ingenieure mit der Stoppuhr kamen. 84
 
In Frankreich warf das weniger Probleme auf, aber an der Saar bedeuteten die
 
Anforderungen moderner Arbeitswelt einen tiefen Eingriff in das Selbstverständnis
 
der sich kollektiv organisierenden und weitgehend autonom handelnden, im Beruf
 
verwurzelten Arbeiterschaft. So verband sich die Ablehnung gegenüber dem ratio­
nalisierten und kontrollierten Arbeitsplatz mit nationalen Vorbehalten. Der junge
 
78 Dieter Menyesch, Henrik Uterwedde, Frankreich. Wirtschaft, Gesellschaft, Politik, Lever­

kusen 1981, S. 126ff.; Hartrnut Kaelble, Nachbarn am Rhein. Entfremdung und Annäherung der
 
französischen und deutschen Gesellschaft seit 1880, München 1991, S. 20 lff.
 
79 3.1.1949, SVZ; 24.8.1950, Saar-Bergbau; 30.9.1950, Einheitsgewerkschaft der Arbeiter, 
Angestellten und Beamten an Grandval, MAE, EU 1949-1955, Sarre 228.
 
80 6.1.1950, Regie des Mines, Bulletin hebdomadaire de presse, MAE, EU 1949-1955, Sarre 59.
 
81 Statistisches Handbuch der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, Luxemburg
 
1953, S. 54; Jahrbuch des deutschen Bergbaus, 1959, S. 637. In Lothringen lag der AusJänderanteiJ
 
bei rund einem Drittel, Saar-Wirtschaft, 1955, Ne. 6, S. 17.
 
82 12.12.1950, Regie des Mines de Ja Sarre, Bulletin hebdomadaire de presse, MAE, EU 1949­
1955, Sarre 60.
 
83 19.10.1949, Regie des Mines, Bulletin hebdomadaire de presse, MAE, EU 1949-1955,
 
Sarre 59.
 
84 Juni 1950, Saarbergknappe.
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französische Bergingenieur stand für einen Verlust an autonom bestimmter Zeit, 
aber auch für Fremdheit und Entfremdung gegenüber einem Führungsstil, der als 
Form der Desolidarisierung empfunden wurde, dies in einer Arbeitsumgebung, die 
in besonderer Weise kollektive Zusammenarbeit und Erfahrung vor Ort erforderte. 
Dabei ging es nicht um Fragen des Umgangstons - barsch war der von seiten der 
saarländischen Führungskader schon immer gewesen und hatte keine Friktionen 
ausgelöst. Was das Unbehagen hervonief, machte der eVP-Frat:tionsvOlsitzende 
Erwin Müller während einer Landtagssitzung deutlich. Wenn man die Bergarbeiter 
befrage, so Müller, erhalte man zur Antwort: Wir sind irritiert von jenen kleinen 
Messieurs, die, wie unsere Nazis, in den Gruben herumwandern, in Trikot und 
Reiterhosen, die zur Arbeit ankommen in gepolsterten Autobussen und in ihren 
Speisesälen leben wie Gott in Frankreich.85 Tatsächlich hatten die französischen 
Kader eine andere Karriere durchlaufen als die saarländischen Steiger,86 die aus den 
Gruben sich nach oben arbeiteten. Der französische Ingenieur genoß eine wissen­
schaftliche Ausbildung, und er verhielt sich so wie seine Kollegen innerhalb des 
Mutterlandes, durchaus rational, sachbezogen und - standesgemäß. Das Dilemma 
der französischen Unternehmensführung bestand darin, nicht zwischen kulturellen 
und wirtschaftlich angemessenen Verhaltensweisen zu unterscheiden. Als Gilbert 
Grandval, der französische Hohe Kommissar, die Durchführung einer betriebsso­
ziologischen Studie anregte, drohte der Generaldirektor der Regie des Mines mit 
seinem Rücktritt, weil er den Vorschlag als unsachgemäße Kritik an seinem Füh­
rungsstil interpretierte.87 
Schließlich stand der junge französische Ingenieür für hierarchische Strukturen, 
wie sie schon angesprochen wurden. Immer wieder kam Kritik, daß Konflikte nicht 
vor Ort geschlichtet werden könnten, daß Entscheidungswege zu lang seien, An­
sprechpartner fehlten. Und war es nicht tatsächlich so, daß in allen schwierigen 
Fragen Paris eingeschaltet werden mußte? Das verstärkte nur noch das Gefühl der 
Feme und Entfremdung.88 
85 12.12.1951, Niey, Les Mines de la Sarre dans la presse sarroise, syndicale et politique du 3 
mars 1950 au lerdecembre 1951,PADontot4. 
86 Ebd. 
87 31. Oktober 1951, Brief Couture an Desrousseaux, Exploitation des Mines de la Sarre et 
politique d'autonomie, PA Dontot 4. 
88 Lothar Warscheid schilderte in einem Kommentar der SZ am 1.12. August 1992 das Selbst­
verständnis der Saarländer: "Die Sache mit dem ,Estamieren': Die Saarländer wollen estamiert 
werden. Das Fingerspitzengefühl für jene goldene Regel, die das Zusammenleben in diesem Zipfel 
der Republik so angenehm und einfach macht, entwickelt sich bei den Nicht-Saarländern erst 
allmählich. Selbst das Wort estarnieren, das vermutlich von dem französischen Verb estimer stammt, 
kennt der offizielle deutsche Duden nicht. Die französischen Bedeutungen ,schätzen' oder ,für Wert 
halten' geben nur unzureichend wider, was Saarländer unter estamieren verstehen.... Es ist die 
Selbstverständlichkeit, wie man Freundschaften und Kontakt pflegt, keinen Geburtstag vergiBt, sich 
gegenseitig zu allen möglichen Gelegenheiten einzuladen, um zu hören, wie es geht. Estamieren ist 
das zwanglose und unverkrampfte Gespräch am Kneipentresen, der Spannungen abbauende Witz in 
der Schlange vor der Supermarkt-Kasse, wenn die Neue sich vertippt hat. Estamieren ist auch, nach 
einem heftigen Streit nicht grollend auseinanderzugehen, sondern sich nach dem Disput die Hand zu 
geben." 
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b.	 Wirtschaftlicher Erfolg: Modemisierung der Schwerindustrie und labiler
 
Strukturwandel
 
(1) Frankreichs ungewisse Bilanz 
Die Wirtschaftsunion mit der Saar war in Frankreich nicht unumstritten. Immer "Positiver De­
._Wi~dt:Lk()lmte man kritische Stimmen hören, ob die Union der Metropole wirklich visenbeitrag " 
Gewinn bringe. Den Befürwortern fiel es nicht leicht, ihre Auffassung überzeugend 
zu vertreten. Als Hauptargument brachten sie vor, daß die Saar Gewinne bei den 
Devisen erwirtschafte.89 In Zeiten der Hochkonjunktur und knapper Ressourcen 
könne Frankreich unmittelbar auf saarländische Kohle und auf saarländischen Stahl 
zurückgreifen. Der Austausch von Ruhr- gegen Saarkohle, berechnet zu deutschen 
Inlandspreisen (Switch), bringe Vorteile, ganz zu schweigen vom Wamdtabbau, der 
Zugriff auf einen hochwertigen, knappen Rohstoff sichere. Außerdem, so hieß es, 
erwirtschafte die Saar im Handel mit dem Devisenausland einen deutlichen Über­
schuß, der die Einfuhr zusätzlicher Güter aus dem Ausland mögliche mache. 
Unbestreitbar war die Saar zweitwichtigster Lieferant Frankreichs, unmittelbar
 
nach den USA, und drittwichtigster Absatzmarkt hinter Algerien und England, das
 
es teilweise von seinem Platz sogar verdrängte. Wenn die saarländischen Unter­

nehmen ihre Produkte auf dem französischen Markt anboten, dann entsprach dies
 
dem Anliegen des französischen Generalkommissariats nach mehr Wettbewerb
 
unter vergleichbaren Rahmenbedingungen. Dank der Saar verhandelte Frankreich
 
in der EGKS mit Bonn auf gleicher Ebene. Das wichtigste Argument freilich
 
lautete: Das Saarland koste Paris nichts. Saarbrücken zahle die Ausgaben für die
 
französische Botschaft selbst, es alimentiere die an der Saar stationierten Truppen,
 
lebe von den eigenen Mitteln.
 
89 Von den zahlreichen Dokumenten seien genannt: 24.11.1949, o.V., Note sur 1'Union franco­

saIToise consideree sous I'angle des interets economiques fran<;:ais et saITois, MAE, EU 1949-1955,
 
SaITe 139; 21.1.1950, o.V., Interets pour la France du rattachement economique de la SaITe,
 
AOFAA, Ambassade de France aBonn, Gouvernement de la Sarre, C 133, Cote ZF 3-2; April 1950,
 
Robert, Note, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 103; 5.5.1950, Robert, Note sur les perspectives
 
economiques de la SaITe, PA Grandval 25; 23.6.1950, o.V., Note sur l'Union franco-sarroise
 
consideree sous l'angle des interets economiques fran<;:ais et saITois, MAE, EU 1949-1955, SaITe 94;
 
18.7.1950, o.V., Bilan financier du rattachement economique de la Sarre ala France, MAE Nantes,
 
SaITe, HC 103; 18.7.1951, Robert, Bilan financier du rattachement economique de la Sarre a la
 
France, ebd.; 20.7.1951, Robert, Essai de conclusion pour le bilan economique et financier du
 
rattachement de la Sarre ala France, PA Grandval20; 9.8.1951, Service des Affaires exterieures,
 
Note sur les avantages indirects procures par le rattachement economique de la Sarre a la France,
 
MAE, EU 1949-1955, SaITe 212; 10.9.1951, Dircks-Dilly, Chronique du commerce exterieur.
 
L'apport de la SaITe dans le commerce exterieur de la France, ebd. 300; Januar 1952, o.V., Les
 
donnees actuelles de la question sarroise, PA Grandval 14, 11-0; 26.5.1952, Bamberger, Note, MAE,
 
EU 1949-1955, Sarre 140; August 1952, Interet pour la France et pour la Sarre de l'union economi­

que franco-sarroise, ebd.; 1.7.1953, Regie des Mines de la SaITe, Bulletin de presse, ebd. 63; März
 
1954, o.V., Bilan du rattachement economique de la Sarre a Ja France, PA Grandval 2; 7.2.1955,
 
o.V., L'union monetaire et economique franco-sarroise, ebd. 27; 23.3.1955, Conseil de la Republi­

que, Diskussionsbeitrag von Coude du Roesto, rapporteur pour avis de la commission de la
 
production industrielle, ebd. 21; Mai 1955, o.V., Bilan du rattachement economique de la SaITe ala
 
France, MAE, EU 1949-1955, Sarre 304.
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" Zunehmende Man konnte freilich auch eine ganz andere Bilanz ziehen: Frankreich war in 
Belastung für dieser Sicht immer weniger auf die Saar angewiesen.9o Die Investitionen in Loth­Frankreich" 
ringen machten sich bezahlt. Hier entstand ein modemes schwerindustrielles Zen­
trum. Durch Gründung der EGKS war sichergestellt, daß auch langfristig hoch­
wertiger Ruhrkoks für die Verhüttung zur Verfügung stand. 2.170.000 t Koks 
lieferte die Bundesrepublik 1954 an Frankreich, die Saar nur 627.000 t.91 Der 
immer sparsamere VerbraudrveningerLe den "Bedarf an festen :Brennstoffen. Zu­
dem gewannen andere Energieträger immer größere Bedeutung. Zwischen 1951 
und 1958 sank der Anteil der Kohle an der Energiebilanz Frankreichs von 72% auf 
58%.92 Als Brennstofflieferant hatte die Saar bei weitem nicht mehr die Bedeutung 
wie 1947. 
Wirtschaftssachverständige argumentierten, daß selbst bei einer eventuellen Rück­
gliederung an Deutschland das Saarland als Absatzmarkt erhalten bleibe. Die 
beiderseitigen Bezugs- und Exportinteressen seien zu wichtig, als daß man sie aus 
politischen Gründen negieren könne. Frankreich erwirtschaftete gegenüber der Saar 
ein deutliches Plus, so daß Paris im Falle einer Rückgliederung mit einem kräftigen 
Devisengewinn rechnen konnte. 
Die Außenhandelsbilanz der Saar 1950-1954, einschließlich des Handelsverkehrs 
mit Frankreich, wies im günstigsten Falle ein ausgeglichenes Ergebnis VOr.93 Selbst 
wenn man lediglich die Leistungsbilanz mit dem Devisenausland in Rechnung 
stellte, also das Defizit im Handel mit Frankreich ausblendete, war das Plus nicht so 
groß, wie die Befürworter unterstellten. Die indirekten Einfuhren über Frankreich 
mußten dem Außenhandelskonto entgegengerechnet werden, ebenso die Überwei­
sungen für die Grenzgänger sowie die heimlichen Importe durch Schmuggel. Ob 
die Saar Frankreich wirklich Gewinn brachte, stand unter diesen Umständen dahin. 
Anderes kam hinzu. Die Zeit der Saarbrücker Haushaltsüberschüsse war zu 
Ende. Für die Modemisierung seiner Wirtschaft bedurfte das Saarland erheblicher 
Kredite. Nach Lage der Dinge mußte der Tresor die Gelder freimachen. Frankreich, 
so war deutlich, würde in Zukunft mehr gefordert sein als in den zurückliegenden 
Jahren. 
90 Vgl. 28.3.1949, Henri Faure u. Marc Bamberger, Rapport sur le commerce exterieur de la 
Sarre, MAE, Z Europe 1944-1949, Sarre 42; Dezember 1949, Beitrag von Rene Lauret in: Allema­
gne, Bulletin d'information du comite fran"ais d'echanges avec I'Allemagne nouvelle; 10.10.1953, 
Krause-Wichmann, Aufzeichnung, Wirtschaftliche Aspekte einer Europäisierung der Saar, LASB, 
Wirtschaftsministerium 725; 6.4.1954, Bamberger an Robert, Apropos du "Bilan du rattachement 
economique de la Sarre a la France de Mars 1954", PA Grandval 2; 4.12.1954, Grandval an 
Hoffmann, MAE, EU 1949-1955, Sarre 293. 
91 Claude Precheur, La Lorraine siderurgique, Paris 1959, S. 66. 
92 Denis Brand, Maurice Durousset, La France. Histoire et politiques economiques depuis 
1914, Paris 1991,S. 180, 184. 
93 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1952, S. 123; ebd., 1955, S. 148; ebd., 1958, S. 
153f. 
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(2) Das Ergebnis für die Saarwirtschaft 
Argumente 
Daß die Saar günstigere Startbedingungen besaß als Westdeutschland, mochten "Bemerkens­
selbst die entschiedensten Gegner der Wirtschaftsunion kaum bestreiten. Demonta­ wertes Wachs­
tum"gen hatte es nicht gegeben. Die Reichsmark erlebte ihr Ende ein halbes Jahr früher 
als in der Bundesrepublik. Der Saarstaat blieb von den Aufwendungen für Ver­
triebene, Flüchtlinge und Arbeitslose verschont, welche den Haushalt West­
deutschlands so stark belasteten. Die Besatzungskosten, wenn man die Zahlungen 
an Frankreich so nennen wollte, lagen erheblich niedriger als im Osten. Für die 
junge, verarbeitende Industrie war der französische Markt ein wertvolles Absatzge­
biet. Noch manch andere Vorteile ließen sich aufzählen, und gleichwohl gab es in 
den letzten Jahren der Wirtschaftsunion ein verbreitetes Unbehagen. 
Fran~ois Muller, der um 1953/54 die Saarwirtschaft einem intensiven Studium 
unterzog, glaubte einen Stillstand feststellen zu können, einen Mangel an Dynamik. 
Als Beleg führte er die Produktionszahlen für Kohle und Stahl von 1951 und 1954 
an.94 Doch ein genauer Blick zeigt, daß die Industrieproduktion des Saarlandes 
zwischen 1950 und 1955 vergleichsweise schnell anstieg. Gewiß konnte die Erzeu­
gung nicht mit dem westdeutschen Wachstum Schritt halten, aber sie überrundete 
den Zuwachs in Frankreich, Luxemburg und Großbritannien. 
94 F. Muller, L'economie sarroise, S. 367. 
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Index der industriellen Produktion in einigen Ländern Westeuropas 
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Wenn wir nach Branchen differenzieren, so beobachten wir lediglich beim 
Bergbau eine gewisse Stagnation. Die Hüttenindustrie legte zu, und ebenso positiv 
gestaltete sich die Bilanz der Investitionsgüterindustrie, der Verbrauchsgüterindu­
96
strie, des Baugewerbes und der Nahrungsrnittelindustrie.
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Mangelndes Wachstum war nicht das entscheidende Problem der Saarwirtschaft. 
"Mangelnde Wichtiger war, daß die Chancen der Union mit Frankreich nicht wirklich wahrge­undfalsche 
Investitionen" nommen wurden. Die französischen Unternehmer akzeptierten den Wirtschaftsplatz 
Saar kaum.97 Die Banken zögerten bei Krediten, weil ihnen die politische Situation 
95 Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland, 1959, S. 47*; Statistisches 
Handbuch für das Saarland, 1955, S. 130; ebd., 1958, S. 137. 
96 Grafik ,,Index der Produktion": Arbeitstäglich bereinigter Index der industriellen Produk­
tion, in: Statistisches Handbuch für das Saarland, 1958, S. 137. 
97 11.5.1954, o.V., Compte-rendu d'une recente conversation entre le Ministre-President Hoff­
mann et I'un de ses amis de Treves, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 47. 
zu unsicher schien.98 Die Inflation begünstigte in der Metropole die Investitionen, 
behinderte sie aber an der Saar, weil dort Scheingewinne versteuert wurden. Es gab 
I 
ein Mißverhältnis zwischen den Geldanlagen der Saar in Frankreich und den 
französischen Investitionen im Saarland. Dieses Mißverhältnis war anfangs größer, 
gleichwohl überwogen auch später noch die Überweisungen von der Saar Richtung 
Westen, da in der Heimat Anlagemöglichkeiten für kurzfristige Gelder fehlten.99 
·Wenfiman die von Banken und Sparkassen gewährten Kredite betrachtete, dann 
zeigte sich, daß bei den Handelswechseln und sonstigen kurzfristig mobilisierbaren 
Krediten das Saarland dem Bevölkerungsanteil entsprechend profitierte, gar einen 
Vorsprung besaß. Bei den langfristigen Investitionskrediten lag die Saar dann 
allerdings weit zurück. Hier betrug das Verhältnis 90: 1, während der Bevölkerungsan­
teil exakt die Hälfte (1 :45) ausmachte. 100 
Neben diesen direkten Kapital-Übertragungen, die Frankreich wenig Gewinn 
brachten, aber das kleine Saarland unmittelbar berührten, gab es indirekte Sub­
ventionen zugunsten der Metropole, deren Höhe sich kaum beziffern läßt. Der von 
der Saar zu begleichende Teil des Switch gehört hierzu, die Einnahmen aus dem 
Warndtabbau wären ebenfalls zu erwähnen. 
Ein wichtiges Argument gegen die Wirtschaftsunion mit Frankreich lautete, daß 
Investitionen zwar nicht fehlten, daß sie aber an falscher Stelle erfolgten. Die hohen 
Lagerinvestitionen, bedingt durch die Inflation, sowie die überproportionalen Auf­
wendungen für den Wohnungsbau wurden als Beispiele vorgebracht. Man konnte 
darauf hinweisen, daß die Stromunternehmen oder die Saarländischen Eisenbahnen 
ihre Dienstleistungen wegen der Preisangleichung zu Entgelten anbieten mußten, 
die niedriger waren als die Gestehungskosten. Die SNCF besaß ein viel größeres 
Streckennetz mit wenigen Haltepunkten bzw. Verladestellen, und die EdF konnte in 
einer Mischkalkulation ihre Wasserkraftwerke einbringen. Nachteilig schien auch, 
daß große saarländische Unternehmen wie die Stahlwerke in Neunkirchen und 
Völklingen von einem Sequester verwaltet wurden. 
Bruttoinvestitionen der Industrie (einschließlich Bergbau) in Mrd. Fr. 
(1951-1954)101 
Investitionsarten 1951 1952 1953 1954 
Grundstücks- u. Gebäude-Investitionen 
Anlage-Investitionen 
Vorrats-Investitionen 
5,0 
16,7 
11,5 
5,9 
17,3 
14,1 
7, I 
19,6 
4,3 
5,0 
23,4 
-0,6 
Insgesamt 33,2 37,3 31,0 27,8 
98 11.9.1951, Grandval an MAE, Decisions et mesures urgentes, MAE. EU 1949-1955, Sarre 
140. 
99 17.2.1951, HC Sarre, Note sur I'emploi des fonds des caisses d'epargne, MAE, EU 1949­
1955, Sarre 288; Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 3 (1951), S. 50f.; 18.7.1951, 
Bilan financier du rattachement economique de la Sarre ala France, MAE Nantes, SaITe, HC Cabinet 
103; 5.3.1954, o.V., Tableau des placements effectues en Sarre par des etablissements de credit 
fran~ais ala date du 30 juin 1954/ Placements effectues en France par des organismes saITois au 31 
juiIlet 1954, PA Grandval 25. 
100 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 6 (1954), S. 127. 
101 Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 7 (1955), S. 135. 
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Das Statistische Amt des Saarlandes untersuchte 1955 die Investitionstätigkeit 
und ermittelte für die Industrie eine Nettoquote von 2% bis 3% (1951 bis 1954), 
wobei die Anlage-Investitionen 1953 und 1954 deutlich an Gewicht gewannen.102 
War dies wirklich so wenig? Berechnungen für die Bundesrepublik ergaben einen 
vergleichbaren Wert von 3,4%.103 
Rationelle Kohlef8rderung-'---­ .---- .. _. 
Hohe Schicht­ Erst ein Vergleich aufBranchenebene kann Aufschluß geben über die wirtschaftliche 
leistung Bilanz der "Saarjahre". Beginnen wir mit der Steinkohlenförderung. Hier ist die 
richtige Perspektive wichtig: Verglichen mit Lothringen schnitt die Saar 1955 
schlecht ab. - Zog man Nordfrankreich oder die Ruhr als Maßstab heran, war das 
Bild höchst erfreulich.104 
Steinkohlenförderung 
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Meßzahlen für die Produktivität der Saargruben bestätigen den Eindruck. Bei der 
Schichtleistung untertage stand die Saar in der EGKS an erster Stelle. Bezogen auf 
die Kohlenreviere im französischen Raum kam sie hinter Lothringen auf den 
zweiten Platz. Ungünstiger wurde der Vergleich, wenn man die bergmännische 
Belegschaft insgesamt heranzog: Jetzt lag Westdeutschland vor dem Saarland, vor 
Frankreich und Belgien. Dabei zehrte die Ruhr von ihrem früherem Vorsprung, 
denn wenn man ihre Leistung mit derjenigen von 1929 verglich, schnitt sie er­
schreckend schlecht ab. 105 
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102 Ebd., S. 136. 
103 
S.40f. 
104 
Ferdinand Grünig, Rolf Krengel, Die Expansion der westdeutschen Industrie, Berlin 1955, 
Statistisches Handbuch für das Saarland, 1958, S. 126. 105 
S.638. 
Statistisches Jahrbuch der EGKS, 1953, S. 58; Jahrbuch des deutschen Bergbaus, 1959, 
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Auf ihre Förderleistung konnten die Mitarbeiter der Saargruben mit Recht stolz 
sein. Die hohe Produktivität beruhte nämlich nicht auf günstigen tektonischen 
Voraussetzungen, und die Altersgliederung der Arbeiterschaft entsprach den nachtei­
ligen westdeutschen Verhältnissen. 106 So waren andere Gründe maßgebend: 
o~:,.::.:,~:..,::.::~:~ 
[J 14-20 
.21-40 
D 41 und älter 
FrKr.BelgienSaarBRD 
Altersgliederung der Arbeiter 
im Steinkohlenbergbau (1958) 
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Seit 1948 hatte die französische Verwaltung der Saarbergwerke in die Mo­
dernisierung des Abbaus investiert, Elektrifizierung und Mechanisierung vorange­
trieben. 31,7% der Förderung kamen aus vollmechanisierten Betrieben (Punkten 
mit mechanischem Gewinn und Laden), während 52,7% aus teilmechanisierten 
106 Jahrbuch des deutschen Bergbaus, 1959, S. 637.
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Betrieben stammte. Damit stand die Saar an der Spitze aller Montanunion-Län­

der. 107
 
Schrämmaschinenbestand
 
500
 1945 -1956 
• Preßluft400
 [J Elektr. Antrieb
 
300
 
200
 
100
 
o 
1946 I 1948 I 1950 I 1952 I 1954 I 1956
 
1945 1947 1949 1951 1953 1955
 
Gab es demnach überhaupt Grund zur Klage? Saarländischerseits verwies man Schwieriger 
auf die viel höheren Investitionen, die Frankreich pro Tonne Kohle tätigte: 193 frs. Vergleich der 
Investitions­gegenüber 133 frs. für die Saar (1948-1951). Lothringen investierte sogar 501
 
tätigkeitfrs.lt. l08 Selbst wenn wegen fehlender Infrastruktur die westliche Nachbarprovinz
 
mehr Anstrengungen unternehmen mußte, um die Förderleistung zu steigern, 109
 
blieb ein krasses Mißverhältnis, das sich nur durch die ganz exzeptionelle Unter­

stützung erklären ließ, die Frankreich den Gruben 1948-1950 gewährte. Andere
 
EGKS-Länder, Belgien oder Holland bspw., investierten etwa im gleichen Rahmen
 
wie die Saarbergwerke. llo Und die Ruhr fiel mit 114 frs.lt sogar deutlich zurück. 111
 
Die westdeutsche Entwicklung verlief zu der französischen spiegelbildlich. An­
fangs litt der Bergbau unter regelrechtem Kapitalverzehr. Das Industriehilfegesetz 
1952 brachte die Wende. Seither stiegen die Investitionen, während sie in Frank­
107 Gerd Schuster, Der Steinkohlenbergbau, in: Klaus Altrneyer (Hrsg.), Das Saarland. Ein
 
Beitrag zur Entwicklung des jüngsten Bundeslandes in Politik, Kultur und Wissenschaft, Saar­

brücken 1958, S. 553; April 1954 u. Juni 1955, Die Arbeitskammer. - Grafik "Schrämmaschi­

nenbestand": Saarbergwerke, Die Saargruben, 1945-1957, 12 Jahre französisch-saarländische Ver­

waltung, Saarbrücken 1957.
 
108 28.12.1951, o.V., Comparaison des investissements dans les rnines de houille de la France, 
de la Sarre et de I' Allemagne de rOuest, MAE, EU 1949-1955, Sarre 230. 
109 28.9.1955, SVZ. 
110 Februar 1955, Die Arbeitskammer. 
111 28.12.1951, o.V., Comparaison des investissements dans les mines de houille de la France, 
de la Sarre et de rAllemagne de rOuest, MAE, EU 1949-1955, Sarre 230. 
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reich abnahmen. Gleichwohl dauerte es zwei Jahre, bis das Brutto-Anlagevermögen 
im deutschen Bergbau real zunahm.112 
Vergleicht man die Situation an der Saar mit der Entwicklung in den beiden 
Nachbarstaaten, bewegte sich das Saarland zwischen den Polen. Die Gruben in­
vestierten 1948-1953 weniger als die CdF in Frankreich, doch mehr als die Ruhrze­
chen. Die hohen Investitionsausgaben in Frankreich, später diejenigen in West­
deutschland dienten dem- Zweele; einen Rüek8tltlld lttl8ztlgleiehen. Fr<!lnk:J:eieh litt 
unter den Folgen einer langen Stagnationsphase 1930-1944, während die Ruhr seit 
Kriegsbeginn bis ins Jahr 1951 aus der Substanz gelebt hatte. Demgegenüber hatte 
das "Reich" an der Saar noch kurz vor Ausbruch des 2. Weltkrieges kräftig in­
vestiert. 113 Der Nachholbedarf war insgesamt weniger groß. Wenn es ein Versäum­
nis gab, dann betraf es den Bereich der Kohleveredelung. Unter Berücksichtigung 
aller Gesichtspunkte war die Lage der Saargruben recht günstig.114 
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112 Rolf Krengel, Anlagevermögen, Produktion und Beschäftigung der Industrie im Gebiet der 
Bundesrepublik von 1924 bis 1956, Berlin 1958, S. 43. 
113 G. Schuster, Der Steinkohlenbergbau, S. 546f. 
114 Grafik "Investitionen im Steinkohlenbergbau, 1952-1953": F. MuHer, L'economie sar­
roise, S. 341; "Die Investitionen der Charbonnages de France": I.P. Thuiller, Les charbonnages et le 
Plan, 1946-1962, in: Henry Rousso (Hrsg.), De Monnet aMasse, S. 99; Saarländische Bevölke­
rungs- und Wirtschaftszahlen, 7 (1955), S. 38; ,,Netto-Ausrüstungsinvestitionen, BRD 1948-1956": 
R. Krengel, Anlagevermögen, S. 107. 
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Wie stand es um die Produktivität der Saarhütten? Den ersten Hinweis gibt eine 
Übersicht zur Leistung der Hochöfen und Thomas-Konverter. Demnach schnitt die 
Saar, verglichen mit den Produktionsanlagen im sonstigen Minette-Gebieten (Frank­
reich, Luxemburg, Belgien), durchaus günstig ab. 
1951 
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Erfolgreiche Stahlhütten 
Weit mehr Sorgen bereitete den Wirtschaftsfachleuten die Hüttenindustrie. Gleich­
woW war auch hier die Bilanz, verglich man sie mit jener an der Ruhr, nicht 
scWecht. WäWte man das Jahr 1938 als Basis, weil damals sowohl die Saar wie 
WestdeutscWand den höchsten Produktionsausstoß erzielten, blieb die Ruhr hinter 
dem Wachstum der Saarhütten zurück. Die französische Erzeugung, welche so sehr 
durch ihre Produktionsraten auffiel, holte in den Jahren 1946-1959 lediglich den 
Rückstand gegenüber 1929 auf. Insgesamt blieb sie auf dem vorgezeichneten 
Wachstumspfad. Dagegen war das rasche Ansteigen der Weltjahresproduktion 
bedenklich. Doch traf dieser Sachverhalt alle europäischen Stahlzentren.115 
115 Statistisches Handbuch für das Saarland, 1958, S. 131; Duncan BUffi, The steel industry, 
1939-1959. A study in competition and planning, Cambridge 1961, Tabelle 105; R. Latz, Die 
saarländische Schwerindustrie, S. 232. 
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Die Leistungsfähigkeit der Produktionsanlagen in den saarländischen Eisen. und Stahl. 
werken im Vergleich zu anderen Hüttenregionen im Jahre 1957 (in 1.000 t)1I6 
Anlagen Saarland Übrige 
BRD 
Frankreich Luxemburg Belgien 
Hochöfen 
Thomas-Konverter 
116 
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112
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53 
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37 
24 
Bei den Investitionsaufwendungen glich das Bild demjenigen bei der Kohle: 
Frankreich investierte 1949-1952 enorme Summen. Die Bundesrepublik fiel zu­
rück. l17 Die Saar näherte sich dem EGKS-Durchschnitt. Seit 1953 rückte Nord­
rhein-Westfalen an die erste Stelle, gefolgt von Lothringen, Belgien, dem Saarland 
und Luxemburg. 118 Insgesamt besetzte die Saar einen schwachen Mittelplatz. 
EGKSSaarFrankreich Deutschland 
o 
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116 Statistisches Amt des Saarlandes (Hrsg.): Die Eisenschaffende Industrie des Saarlandes 
Ende 1958. Saarland in Zahlen, Sonderheft 6, Mai 1959, S. 11. 
117 Grafik: "Investitionsaufwendungen in Franken, 1949-1952": Fr. MulIer, L'economie sar­
roise, S. 350. 
118 "Investitionsaufwendungen in $,1953-1958": M. Nathusius, L'acier sarrois, S. 85; "Inve­
stitionsaufwendungen in Franken, 1955-1958": Statistisches Amt des Saarlandes, Die eisenschaffende 
Industrie des Saarlandes Ende 1958, S. 19. 
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Nur knapp genügten die Investitionen, um die Abschreibungen auszugleichen. Kluge Investi­
Und doch tat sich manch Positives: Die Halberger Hütte erstellte eine vollkommen tionen 
neue Gießerei. Burbach meldete Investitionen in die Erzanreicherungsanlage und 
die Einrichtung einer neuen Kleinwalzstraße. Dillingen erhielt eine hochmoderne 
Grobblechstraße, eine neue Sauerstoffanlage und eine interessante Verzinnerei.'19 
Im Oktober 1954 genehmigte Grandval den Bau neuer Walzstraßen in Völklingen. 120 
Wenn man die Produktionsstätten der Saarhütten mit jenen in der Bundesre­
publik verglich, dann gab es 1955 wohl keine großen Unterschiede, die auf man­
119 Juni 1955, Die Arbeitskammer.
 
120 28.10.1954, Grandval an Thedrel, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 125.
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gelnde Investitionen zurückzuführen waren. Nachholbedarf gab es auch östlich der 
Saargrenze. So lag der Gütegrad des Anlagevermögens im westdeutschen Grund­
stoffbereich mindestens bis 1957 hinter dem in anderen Sektoren zurück. 121 
Die Investitionsraten in der französischen Hüttenindustrie fielen aus dem euro­
päischen Kontext heraus, und doch besagten sie wenig über die wirkliche Lei­
stungskraft der eisenschaffenden Industrie. Wie bei der Kohle mußte ein enormer 
Rückstand aufgeholt werderr;-Ein Gutteil deI Mittel floß in zwei Großwalzwerke. 
Letztlich - so eine kritische Analyse - sei die Modernisierung nur Stückwerk 
geblieben. In keinem anderen Land, mit Ausnahme Belgiens, seien die Mittel 
ähnlich verschwendet worden wie in Frankreich.122 
Wenn also die französische Stahlindustrie über erhebliche Finanzressourcen 
verfügte, aber daraus wenig machte, so erzielten die Saarwerke mit geringen 
Mitteln erkennbare Fortschritte. An der Saar arbeitete ein hochqualifizierter Stamm 
von Ingenieuren und Facharbeitern, die ihre Produkte in mühseliger Kleinarbeit 
verbesserten. Völklingen, beispielsweise, ging bei der Windzuführung und der 
Erzentschwefelung ganz neue Wege, so daß nicht nur die Gestehungskosten ge­
senkt werden konnten, sondern auch Thomasstahl von höchster Qualität erzeugt 
wurde. Für eine begrenzte Zeit war die systematische Verbesserung einzelner 
Anlagen vor Ort mindestens ebenso wichtig wie die kostspielige Erneuerung ganzer 
Produktionszweige.123 
An der Saar glaubten trotz allem viele, daß die großen Wirtschaftsunternehmen 
mit der Konkumenz nicht Schritt halten könnten. Als Benachteiligung empfand 
man, daß die heimischen Betriebe von französischen Direktoren geleitet wurden, 
die sich zunächst als Franzosen fühlen würden und dann erst als Unternehmensleiter 
an der Saar. Doch bedenkt man die Umstände, dann leisteten die Führungskräfte bei 
den Gruben und Hütten ganz ausgezeichnete Arbeit. 
Wie ist der Sachverhalt zu erklären? Man wird daran erinnern müssen, daß 
unternehmerisches Handeln gebunden ist an Leistungsmotiviation. Diese steigt ­
wie Untersuchungen zeigen - mit der Schwierigkeit der Aufgabe. Je größer die 
Handlungskompetenz und je höher die Chance aufunmittelbare persönliche Anerken­
nung, um so mehr neigen Führungskräfte dazu, sich für eine Sache wirklich einzu­
serzen. 124 Ob Pierre Couture oder Georges Thedrel oder ihre Mitarbeiter, sie über­
nahmen an der Saar einen schwierigen Job, sie erfüllten eine Mission für Frank­
reich, sie wollten beweisen, daß sie ihr Handwerk verstanden. Ihre Aufgabe hob sie 
heraus, machte sie autonom. Bei ihren täglichen Geschäften konnten sie frei entschei­
den, weit unabhängiger als in einem normalen Unternehmen. Wenn es dann doch 
notwendig war, zögerten sie nicht, sich politischen Anweisungen aus Paris zu 
widersetzen. 125 Ihr Anliegen war es, Musterbetriebe aufzubauen. Amerika war ihr 
121 R. Krengel, Anlagevennögen, S. 25f. 
122 Michel Freyssenet, La sid6rurgie fran~aise, 1945-1979. L'histoire d'une faillite. Les solu­
tions qui s'affrontent, Paris 1979, S. 47ff. 
123 17.10.1951, SVZ; 12.12.1951, ebd.; 19.12.1951, ebd. 
124 Helmut Leipold, Wirtschafts- und Gesellschaftssysteme im Vergleich. Grundzüge einer 
Theorie der Wirtschaftssysteme, Stuttgart 41985, S. 20ff. 
125 24.7.1950, Thedrel an Grandval, MAE, EU 1949-1955, Sarre 208; 26.9.1951, Th6drel an 
542 
Vorbild. 126 Die Gruben starteten ein Programm zur Elektrifizierung und Mecha­
nisierung des Abbaus. Georges Thedrellegte ein Programm auf, dessen Ziel es war, 
Spannungen zwischen Werksleitung und Arbeiterschaft abzubauen, die Identifika­
tion mit den Unternehmenszielen zu steigern. Regelmäßig wurden Konferenzenfür 
betrieblichen Fortschritt abgehalten, und man regte alle Betriebsangehörigen zur 
Eingabe von Verbesserungsvorschlägen an. 127 
------weriries eines Beweises bedurfte, daß trotz aller Agitation durch den IV Bergbau 
1950-1952 die Arbeiter mit ihren Verhältnissen zufrieden waren, dann gab darüber 
die Absentismusrate Auskunft. Die lag an der Saar niedriger als in anderen Ländern 
der EGKS.128 
Absentismusrate im Steinkohlenbergbau 
I in % der möglichen Schichten, 1950 - 1952 
20+--­
15 
10 
Frankreich NiederlandeDeutschland 
Anfällige neue Industrien 
Die Schwerindustrie konnte sich behaupten. Wie stand es um den beabsichtigten 
Strukturwandel? Gelang die Ausweitung des verarbeitenden Gewerbes? Fand die 
Saar den Weg aus der Monostruktur heraus? Nun, einzelne Indikatoren wiesen in 
die gewünschte Richtung: Bergbau und eisenschaffende Industrie gaben anteils­
mäßig Beschäftigte ab. Handel, Banken und Versicherungen, die Bauindustrie, das 
Grandval, ebd. 212; 18.11.1952, Th6drel an Grandval, ebd. 209; 18.6.1953, Telegramm Grandval an 
MAE, ebd. 214; 16.9.1953, Th6drel an M. le Liquidateur de la Soci6t6 Nationale de Vente des 
Surplus, MAE Nantes, Sarre, HC Cabinet 124. 
126 9.3.1949 Baboin an Burin des Roziers, MAE, Z Europe 1949-1955, Sarre 52; 3.11.1952, 
o.V., Stellungnahme bezüglich der Versorgung mit gewissem Grubenmaterial, MAE, EU 1949­
1950, Sarre 250; Mai 1953, Du und Dein Werk. 
127 Mai 1953, Du und Dein Werk; Juli 1953, ebd. 
128 Statistisches Handbuch der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 1953, S. 56. 
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verarbeitende Gewerbe nahmen Arbeitskräfte auf.129 Vor dem Krieg zählte die ter, daß der vertraute Kundenstamm verloren ging und im Osten eine Ersatzfertigung 
eisen- und metallverarbeitende Industrie 20.000 Beschäftigte, 1954 waren es hochgezogen wurde. So fußte die sich scheinbar andeutende Umorientierung in 
35.763.130 Beinahe ein Drittel der Betriebe dieses Industriezweiges waren Neugrün- Richtung Verarbeitung und Dienstleistung auf schwankender Grundlage. Wieweit 
dungen seit 1945. Noch höher war die Zahl der Firmenniederlassungen bei der die Neuansätze den rauhen Marktkräften standhalten würden, mußte sich noch 
Verbrauchsgüterindustrie. l3l Während 1936 Bergbau und eisenschaffende Indu- beweisen. 
strie knapp 60% des Gesamtnettoproduktionswertes der saarländischen Industrie !I 
beisteuerten, l:rgdererrA:ntei:l1953 bei 53%.132 Die Zälll der Frauenar5ensplatze ---- --HOheLOlineink01nmen 
wuchs deutlich rascher als jene für die männlichen Arbeitskräfte.133 Selbst die 
Investitionsquoten (1949-1953) sprachen zugunsten der Saar, wenn man sie mit 
jenen der metallverarbeitenden Industrie Frankreichs verglich: 143.478 frs. pro 
Beschäftigten wurden an der Saar gemessen gegen 132.732 frs. westlich der Gren­
ze. In der Bundesrepublik war die Investitionsquote mit 164.596 frs. allerdings 
deutlich höher.134 Der Strukturwandel blieb labil. 
Veränderung der Beschäftigungsstruktur 
1949 - 1955 
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Ldw. Eisenind. Bau Dienstleistg. Offtl. Dienst 
Grenzen des Die Gründe sind rasch aufgezählt: Manche Unternehmen waren Zweig- bzw. 
Wandels Ersatzbetriebe deutscher Firmen, welche den saarländischen Markt bewahren oder 
nach Frankreich liefern wollten und dazu die hohen Zollmauern überwinden muß­
ten. Andere bedienten lediglich ein lokales Absatzgebiet und konnten mit den 
großen deutschen Unternehmen kaum Schritt halten. Eine dritte Gruppe litt darun­
129 Regierung des Saarlandes, Memorandum - Das Saarland. 10 Jahre nach seiner Eingliede­
rung, Anlage 10. 
130 J. Becker, Die eisen- und metallverarbeitende Industrie, S. 53f. 
131 Regierung des Saarlandes, Memorandum - Das Saarland. 10 Jahre nach seiner Einglie­
derung, Anlage 3. 
132 P. Keuth, 100 Jahre Industrie- und Handwerkskammer, S. 171 
133 Mai 1955, Die Arbeitskammer, S. 10. 
134 J. Becker, Die eisen- und metallverarbeitende Industrie, S. 51. 
Wie immer man das Fazit der "Saarjahre" ziehen wollte, niemand konnte bestreiten, 
daß es den Saarländern gut ging. Der Reallohnindex stieg beständig. Nur die 
Bergarbeiter mußten 1951/52 eine leichte Einbuße hinnehmen. 135 
Reallohnindex
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Verglichen mit den Einkommen ihrer Kollegen in Frankreich, Belgien oder 
Deutschland verdienten die Kumpel der Saar gutes Geld. Die Untertage-Arbeiter 
standen an der Spitze der europäischen Einkommensskala, und die Übertage­
Beschäftigten hätten nur in Frankreich mehr Lohn erhalten. Die Zahlen für die 
Stahlarbeiter sind nicht ganz so eindeutig. Aber wenn ein saarländischer Eisenfach­
arbeiter eine Familie besaß, wenn er Kinder hatte, lag sein realer Jahreslohn nicht 
unter dem, was er in der Bundesrepublik hätte verdienen können. 136 
Man lebte an der Saar gut, man aß gut und wohnte großzügig. Die Saarländer 
konsumierten durchschnittlich mehr Butter, Fleisch, Wurst, Südfrüchte und Boh­
135 Saarbergwerke, Die Saargruben, 1945-1957; Statistisches Amt, Saarländische Wirtschafts­
kurven, Indices der Effektiv-Stunden- und Wochenlöhne in der Industrie, 3a; Arbeitskammer des 
Saarlandes, Die Entwicklung der Löhne an der Saar, 1934-1954, Dezember 1954. 
136 EGKS, Statistische Informationen, 7 (1960), H. I, S. IlOff.; ebd., 5 (1958), H. 3, S. 147ff.; 
Saarländische Bevölkerungs- und Wirtschaftszahlen, 8 (1956), S. 114f. 
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nenkaffee als die Westdeutschen. Das hing mit den anderen Preisverhältnissen im 
französischen Wirtschaftsraum zusammen, doch nicht nur, denn der Fleischpreis 
entsprach dem der Bundesrepublik. 137 
Index des Realeinkommens von Untertagearbeitern 
1201 ··(Verheiratet, 2 Kinder) 
-
• 
~BRD 
110 ~ 
• Saarland 
IJ Cl Frkr.L 100~
 
90~
 Il IJ 
80~ .::::1 .::::1
 
70-1
 
1953 1954 1955 1956 1957 1958
 
Index des Realeinkommens von Stahlarbeitem 
1001 (Verheiratet, 2 Kinder) 
HBRD 
90~ [:::1 kl f.:l • Saarland
-
Cl Frkr. 
I IJ .:::1 .::::1 .::::1 
80
 
70
 
60
 
50
 
1953 1954 1955 1956 1957 1958 
137 Statistisches Amt des Saarlandes (Hrsg.), Der Verbrauch von Arbeitnehmerhaushaltungen. 
Erhebung von Wirtschaftsrechnungen, 1951/52, Saarbrücken 1956 (Einzelschriften zur Statistik des 
Saarlandes, Nr. 17), S. 24f. 
Die Saarländer pflegten ihren Lebensstil, an den sie sich seit Mitte des 19.
 
Jahrhunderts gewöhnt hatten. 61 % der Bergarbeiterfarnilien an der Saar wohnten in
 
Einfamilienhäusern, an der Ruhr 12,8% und in Aachen 30,9%. Bei den StaWarbei­

tern lauteten die Zahlen 49,9% für die Saar und 10,4% für die Ruhr. 138 Die
 
durchschnittliche Fläche eines 4-Personenhaushalts betrug im Saarland 63,9 m2, an
 
der Ruhr 48,9 m2und im Raum Aachen 48,7 rn2.139 Richtig war dabei, daß die
 
·-Ausstattung zu wünschen übrig ließ. Dusche oder Bad besaßen an der Saar nur 
29,4% der Bergarbeiterwohnungen, an der Ruhr 40,6%. Ähnlich lagen die Verhält­
nisse für die Stahlindustrie, wenn auch der Abstand nicht so groß war. 140 Man 
konnte viel Kritik üben, die übertriebenen Aufwendungen für den Wohnungsbau 
anmahnen: Das Bauprogramm der Saarregierung entsprach den unmittelbaren Bedürf­
nissen der Menschen. 
(3) Kosten und Chancen des saarländischen Weges 
Frankreich setzte in den sechziger Jahren zum großen Sprung an. Während die Europäisierung 
Wachstumsraten in Deutschland zurückfielen, von 1950--1960 6,0% auf 1960--1976 - eine verpaßte 
Gelegenheit?3,5% (reales Sozialprodukt je Einwohner), kletterten sie westlich der Grenze auf
 
4,3%.141 Trennte sich die Saar zur Unzeit von ihrem Wirtschaftspartner?
 
Das Schicksal Lothringens mag vor voreiligen Schlußfolgerungen warnen. Ge­

stützt von Paris, baute Lothringen seine Schwerindustrie aus. 1965 förderte es mehr
 
Kohle, erzeugte es mehr Stahl als das Saarland. Dementsprechend hart traf die
 
französische Ostprovinz die Bergbau- und Stahlkrise der sechziger und siebziger
 
Jahre. 142 
138 Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl. Hohe Behörde, Statistische Infonnationen, 
6 (1959), Nr. 6: Die Wohnverhältnisse der Arbeiter in den Industrien der EGKS. Regionale 
Ergebnisse, S. 439, 441. 
139 Ebd. S. 460. 
140 Ebd. S. 445, 447. 
141 Heiner R. Adamsen, Faktoren und Daten der wirtschaftlichen Entwicklung in der Frühpha­
se der Bundesrepublik Deutschland, 1948-1954, in: Archiv für Sozialgeschichte, 18 (1978), S. 218. 
142 S. z.B. Franr;ois Reitel, La Lorraine, Paris 1982, S. 36ff.; Jean-Claude Bonnefont, La 
Lorraine, Paris 1984, S. 20ff., 59ff. 
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Zahlen zur saarländischen und lothringischen Schwerindustrie 
1938 bis 1965143 
Jahr 
KOHLENBERGBAU 
Steinkohlenförderung in 1938 
-Mio. t 17UJ 
Beschäftigte 1938 
1965 
EISENSCHAFFENDE INDUSTRIE 
Rohstahlerzeugung in 
Mio. t 
Beschäftigte 
1938 
1965 
1938 
1965 
Saar Lothringen 
14,4 6,7 
1;),01'+,.J 
48.448 24.665 
38.675 37.731 
2,6 4,2 
4,2 12,3 
32.799 64.868 
42.216 101.201 
Seit Gründung der EGKS stand der saarländischen Schwerindustrie der gesamte Benachteiligung der Saar hatte strukturelle Ursachen. Sie hing zusammen mit der 
westeuropäische Raum als Absatzmarkt zur Verfügung. Viel härter war die verar­ Ferne von den Absatzmärkten, mit der Beschränkung auf einfache Massenstähle, 
beitende Industrie von der Richtungsänderung der Saarwirtschaft 1957/59 betrof­ mit dem veränderten Energieeinsatz, schließlich der Überproduktion auf dem 
fen. Sie hätte in den sechziger Jahren möglicherweise von der Nachfrage aus dem westeuropäischen Stahlmarkt. 
Westen profitieren können. Gewiß wäre sie einem weniger starken Konkurrenz­ Wäre der Strukturwandel der Saar harmonischer verlaufen, erfolgreicher, wenn 
druck ausgesetzt gewesen. Aber bedeutete der frühzeitige Zwang zum Struktur­ sie seit 1948 eine deutsche Provinz gewesen wäre, wenn sie die Turbulenzen der 
wandel während einer Phase knapper Arbeitskräfte und steigender Produktionszahlen 
nicht eine Chance für das Saarland?l44 
Die Ausfuhr der Saar 1955
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Nun läßt sich begründet argumentieren, daß die Wirtschaftsgeschichte des Saar­
raumes einen anderen Verlauf genommen hätte, wenn die EGKS-Behörden nach 
Saarbrücken verlegt worden wären. Bonn und Paris hatten sich im Saarvertrag 1954 
verpflichtet, für einen EGKS-Sitz an der Saar einzutreten. Doch Kontakte mit 
Luxemburg 1954/55 bewiesen, wie schwierig es war, das Vorhaben zu verwirkli­
chen. Die Schuman-Plan-Institutionen waren in Luxemburg etabliert - unter dem 
-neckmantel des Provisorischen, sicherlich, aber doch etabliert. Luxemburg hatte 
I ein Wort mitzureden, und laut EGKS-Satzung war bei Entscheidungen Einstimmig­
keit gefordert. Der luxemburgische Außenminister zögerte nicht, in Sondie­
rungsgesprächen auf diesen Sachverhalt hinzuweisen. 145 
Beruhte die Krise, welche die Saarwirtschaft seit 1959/60 in mehreren Etappen Voraussetzun­
erfaßte,146 auf der Abtrennung von Deutschland? Die klassischen Industrien, Kohle gen und gesell­
I schaftliche Fol­
und Stahl, nahmen den Wettstreit 1957/59 in einer günstigen Position auf. Sie gen des deut­
waren von Demontagen verschont geblieben, hatten ihre Anlagen modernisieren schen Wirt­
können, sicherlich nicht so spektakulär wie in Frankreich, aber kontinuierlich, ohne schaftswunders 
eine Phase der Unsicherheit und des Raubbaus wie in der Bundesrepublik. Die 
wirtschaftlichen Rückgliederung 1959 nicht gekannt hätte? Der Wirtschafts­
aufschwung der Bundesrepublik beruhte auf dem Wachstum der Verbrauchs- und 
Investitionsgüterindustrie. Vor allem letztere profitierte von der systematischen 
Stärkung des Kapitalstocks in der NS-Zeit und während des Krieges. Bestand und 
Gütegrad der Produktionsgüter lagen in Westdeutschland 1945 höher als 1939. Eine 
moderne, hochergiebige Produktionswirtschaft bildete die Grundlage des deutschen 
"Wirtschaftswunders". Die Saar hätte vermutlich nur begrenzt an dem deutschen 
Aufschwung teilhaben können. Grenzland und Evakuierungsgebiet, war sie wäh­
rend des 2. Weltkrieges benachteiligt worden, wies ihr Anlagestock 1945 ver­
mutlich einen nicht unerheblichen Rückstand gegenüber dem sonstigen Bundes­
gebiet auf. 
Man hat argumentiert, daß 1957/59 alle großen Bundesbehörden und Zentralver­
waltungen großer Wirtschaftsunternehmen bereits in anderen Teilen Deutschlands 
angesiedelt waren, bevor das Saarland Teil der Bundesrepublik wurde. Das gleiche 
galt für die große Zahl wissenschaftlicher Forschungseinrichtungen mit starken und 
hochqualifizierten Mitarbeiterstäben. 147 Man wird indes fragen müssen, ob Groß­
einrichtungen sich wirklich an der Saar niedergelassen hätten und ob ein Regie­
145 25.10.1954, Seydoux, Note, DDF, 1954, Bd. 1, S. 611f.; 26.10.1954, Telegramm Saffroy 143 Regierung des Saarlandes, Memorandum - Das Saarland. 10 Jahre nach seiner Einglie­
an MAE, PA Grandval24; 27.5.1955, de Courson, Note, Statut de la SaITe, ebd.derung, Anlage 5. 146 Vgl. Karl Mathias (Hrsg.), Wirtschaftsgeographie des Saarlandes, Saarbrüken 1980, ins­144 Einen kurzen Überblick über die Probleme der wirtschaftlichen Rückgliederung des Saar­
bes. S. 287ff.; Guy Schmit, Der Saar-Lor-Lux-Raum. Strukturen, Probleme und Entwicklungen in landes gibt: Armin Heinen, Ein saarländischer Blick zurück in die deutsche Zukunft. Warum die 
einer altindustrialisierten Grenzregion, Köln 1989. Geschichte des Saarlandes ein Lehrstück für die bevorstehende Vereinigung Deutschlands sein 
147 H. Küppers, Bildungspolitik, S. 281 zitiert als Beleg Franz-Josef Röder. kann, in: SZ, 31.3.1990. 
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rungsbezirk Saar über genügend politischen Einfluß verfügt hätte, um Bundesbe­
hörden anzulocken. Unbestritten besaß das Saarland 1955 erstmals ein durchgängi­
ges Bildungssystem mit Universitätsinstitutionen in Saarbrücken und Homburg. 
Die Landeshauptstadt konnte ihre zentralörtlichen Funktionen als Dienstleistungs­
zentrum ausbauen. 
Nicht allein die vorteilhafte Kapitalausstattung begünstigte die westdeutsche 
Wirtschaft. Ein hochrriotlvierter, gutausgeblldeter Aibelterstamm, der zu vergleIchs­
weise niedrigen Löhnen tätig wurde, festigte die Stellung westdeutscher Unterneh­
men auf dem internationalen Markt. Arbeitslosigkeit, Flucht und Vertreibung kenn­
zeichneten die westdeutsche Sozialgeschichte der frühen fünfziger Jahre. Sie waren 
zugleich Folgen wie Voraussetzung eines raschen Strukturwandels, brachten Be­
reitschaft zu hoher horizontaler und vertikaler Mobilität. 
Der Preis der Demgegenüber konnte man sich an der Saar noch immer Nischen der Gemütlich­
Gemütlichkeit keit erlauben, Orte des gesellschaftlichen Miteinanders, der Selbstvergewisserung: 
"Ungereimtheiten" aus der Zeit des französischen Laissez-faire, sagte später ein IG­
Bergbau-Vertreter im Aufsichtsrat der Saarbergwerke AG dazu. Die Saargruben 
besaßen ein "kriegsstarkes Bataillon" von Mitarbeitern, die nur Musik machten. Die 
Modellschreinerei bastelte Weihnachten "Schränkchen und Fußbänkchen" für Ver­
wandte und Freunde. Und die Werksschutzgarde war besetzt mit strammen Jungs, 
"von denen keiner Silikose hatte".148 
Verglichen mit dem sozialen Experimentierfeld Bundesrepublik, erlebte die Saar 
eine Zeit der Ruhe und Geborgenheit. Die Jahre der Autonomie wurden zum 
"Höhepunkt" saarländischer Geschichte. Sie vollendeten einen deutschen Son­
derweg, einen Weg, der geprägt war durch den einseitigen Ausbau der Montanindu­
strie ohne Herausbildung eines Proletariats. Noch konnte man hoffen, die Schwer­
industrie bilde weiterhin die Basis der Saarwirtschaft, noch konnte man auf eine 
Strukturauflockerung ohne Brüche und Niederlagen setzen, noch blieben die Saarlän­
der unter sich. Es gehört zu den nicht wenigen Widersprüchen saarländischer 
Geschichte, daß die Saarländer am 23. Oktober 1955 aus Furcht vor der Zukunft 
zugunsten einer Beschleunigung des Strukturwandels nach westdeutschem Muster 
votierten. 
c. Zusammenfassung 
Wir haben gefragt nach der Bilanz der Saarjahre. Politisch brachten sie das Ende der 
Autonomie, wirtschaftlich scheinen sie weniger von Nachteil gewesen zu sein, als 
die deutsche Opposition behauptet hat, sozial bestätigten sie ein letztes Mal den 
saarländischen Weg in die industrielle Zukunft. 
Das "Nein" vom 23. Oktober 1955 hatte viele Ursachen. Niemand rechnete im 
Herbst 1954 damit, daß die Saarländer den Vertrag ablehnen würden. SPS und CVP 
stritten um den günstigsten Ausgangspunkt für den anstehenden Landtagswahlkampf, 
so als ob das Referendum gar nicht zählte. Die deutsche Opposition - davon war 
148 P. Ochs, Mitbestimmung und gewerkschaftlicher Organisationsaufbau, S. 176. 
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Hoffmann überzeugt - würde sich durch ihre nationalistischen Exzesse rasch selbst 
ins Abseits stellen. Er überließ den Beginn der Kampagne den Statutgegnern. Dabei 
übersah er, daß die Option zugunsten der Bundesrepublik die Entscheidung für 
einen demokratischen Staat einschloß und anderes meinte als das Votum für Hitler­
deutschland 1935. Aus Bonn versuchte Adenauer die nationalistischen Töne zu 
dämpfen, - nicht ganz erfolglos. Paris mußte zur selben Zeit tatenlos zuschauen, 
denn jede Intervention hätte als unerlaubte Einmischung gegolten. Zudem zogen die 
Ereignisse in Nordafrika alle Aufmerksamkeit an. 
Die Abtrennung der Saar von Deutschland beruhte auf wirtschaftlichen und 
politischen Gesichtspunkten. Die Argumente, welche die Autonomiebefürworter 
im Winter 1947/48 vorgebracht hatten, stachen im Oktober 1955 nicht mehr. 
Ökonomisch hatte die Bundesrepublik Frankreich eingeholt; die Saarfrage belastete 
das deutsch-französische Verhältnis - trotz der Einigung in Paris. 
Das Abstimmungsverhalten vom Oktober 1955 spiegelte zwei unterschiedliche 
Politikstile. Wahlen hatten die Autonomiebefürworter in der Vergangenheit gewon­
nen, weil sie die Unterstützung der dörflichen und städtischen Führungsschichten 
besaßen. Das System kehrte sich in der Referendumskampagne gegen die "Ja­
Sager". CVP und SPS brachen auseinander. Kirchliche Würdenträger, katholische 
und protestantische, halfen mehrheitlich der deutschen Opposition. 
Schüler und Lehrlinge bildeten die Speerspitze der nationalen Kräfte. Ak­
tionistisch, erlebnishungrig begehrten sie auf gegen die Miefigkeit der klein­
bürgerlichen Idylle, attackierten sie in Johannes Hoffmann die alles überragende 
Vaterfigur. Manche Entgleisung war die unpolitische, hilflose Tat eines "Halb­
starken". 
Vorzeigeeuropäer sollten die Saarländer werden. Dabei wollten sie nur in Ruhe 
gelassen werden. Die kleinräumliche Orientierung der Vielen vertrug sich wenig 
mit der Erlebniswelt einer politischen Führungsschicht, die geprägt war durch Exil 
und Emigration. Moralische Stellungnahme war gefordert, die Wahl zwischen 
scheinbar unvereinbaren Prinzipien. Vor die Alternative gestellt zwischen der Rolle 
einer europäischen Avantgarde und der sehr viel einfacheren eines guten Deut­
schen, entschloß sich die Mehrheit der Saarländer für den Rückzug in die Beschei­
denheit. 
Die Grenzerfahrung war es, die das Leben prägte. Längst lebte man in der 
deutschen Warenwelt. Frankreichs Währungspolitik bewirkte, daß alle wirklich 
interessanten Güter östlich billiger und besser zu sein schienen als in der Heimat. 
Die kleinen Grenzverletzungen machten wirtschaftlich Sinn - und sie bewiesen, 
daß man sich den auferlegten Zwängen lustvoll widersetzte. 
Die Saarländer fühlten deutsch, handelten deutsch. Die tagtäglichen Begeg­
nungen mit den "Franzosen" endeten nicht selten in Frustration, weil der Partner 
anders reagierte als erwartet. Es fehlte die Neugier gegenüber dem Fremden, das 
entspannte Miteinander als Voraussetzung kulturellen Lernens. Die Saarländer 
waren in eine Situation gestellt, aus der sie nicht recht heraus wußten. Kulturelle 
Mißverständnisse existierten zwischen Diplomaten und Politikern. Die Unternehmer 
erfuhren die soziale Praxis in Frankreich als relative Benachteiligung - bei den 
Krediten, bei den Steuerabgaben. Die Bergarbeiter interpretierten das Auftreten der 
französischen Ingenieure als bewußte Abgrenzung. 
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Im Herbst 1955 konnte Frankreich sich fragen, ob die Wirtschaftsunion mit der 
Saar politisch und ökonomisch noch lohnte. Das Verhältnis zur Bundesrepublik 
blieb gespannt, während die Beziehungen zu Saarbrücken ein Zugehen auf dortige 
Bedürfnisse verlangte, das die Pariser Bereitschaft übertraf. Die Saar besserte die 
Leistungsbilanz weit weniger, als die Befürworter der Union behaupteten. Kohle 
und StaW waren längst keine knappen Güter mehr wie 1947. Die EGKS sicherte 
zudem die Belieferung..rnit-OOchwertigem RYhrkGks. Richtig war, Baß eie Saar 
einen wichtigen Absatzmarkt bildete, doch würde sich daran nach einer Rückglie­
derung an Deutschland wenig ändern. 
Die Bilanz für Saarbrücken war aus heutiger Sicht durchaus günstig, besser als 
die zeitgenössischen Wirtschaftsexperten vermuteten. Man verwies auf die hohen 
Investitionen, die Frankreich für die eigene Montanindustrie tätigte, und sah die 
Saar benachteiligt. Dabei blieb unberücksichtigt, daß Frankreich einen erheblichen 
Rückstand aufholen mußte. Die Installation zweier Großwalzwerke, wobei Dillin­
gen an der SOLLAC beteiligt war, band erhebliche Mittel, und dann wurden nicht 
alle Gelder nutzbringend eingesetzt. 
Die Gruben verfügten über günstige Voraussetzungen für eine Erneuerung ihrer 
Anlagen, da sie aufgrund der vertraglich festgelegten pauschalen Abschreibungsquote 
von 9, II bzw. 15 Prozent kaum Gewinnsteuern abführen mußten. Den Hütten 
verblieb ein vergleichsweise geringer Spielraum, doch auch sie profitierten von den 
zeitweise erfreulichen Verkaufspreisen. Die Montanunternehmen investierten an 
der Saar - systematisch, zielgerichtet, erfolgreich. Sie besaßen einen erfahrenen 
Stamm von Beschäftigten, von Ingenieuren und Facharbeitern, die ihr Können 
angesichts schwieriger Bedingungen unter Beweis stellten. 
Robert Baboin, Pierre Couture, Georges Thedrel sowie ihre Mitarbeiter fanden 
saarländischerseits nicht immer die angemessene Wertschätzung. Die französi­
schen Unternehmensleiter sahen ihre Aufgabe als Mission. Treuhänder ihrer Unter­
nehmen wollten sie sein, den Saarländern und der französischen Metropole ihr 
Können als geschickte Manager zeigen. Sie genossen den Handlungsspielraum, der 
ihnen bei ihrer schwierigen Aufgabe blieb, und sie zögerten nicht, sich gegen 
Zumutungen aus Paris zu wehren. 
Es war kein Zufall, wenn die saarländischen Fachleute nach Westen blickten. 
Die Schwerindustrie der Bundesrepublik blieb lange zurück, erlebte in den An­
fangsjahren einen realen Substanzverlust. Hohe Investitionsquoten seit 1952 dien­
ten vor allem dem Ziel, den Rückstand der Jahre 1945-1951 aufzuholen. Nur wenn 
man den Gesamtzeitraum betrachtet, die Investitionen von 1948 bis 1955 zugrunde­
legt, ist ein Vergleich möglich. Und da schnitt das kleine Industrierevier zwischen 
Frankreich und Deutschland gar nicht so schlecht ab. 
Wirklich bedenklich war die Bilanz für die verarbeitende Industrie, dabei melde­
ten die reinen Zahlen einen nicht unbedeutenden Fortschritt. Viele kleine Firmen 
konnten dem harten Wind der Marktwirtschaft kaum standhalten, andere bildeten 
lediglich Zweigniederlassungen bundesrepublikanischer Unternehmen, da anson­
sten der saarländische Markt verschlossen gewesen wäre. Der erfolgreich initiierte 
Strukturwandel blieb labil. 
Man lebte an der Saar gut, aß gut, wohnte gut. Die Saarbevölkerung profitierte 
von der Förderung der Schwerindustrie in Frankreich, welche die Löhne hochtrieb. 
Es gab kaum Arbeitslosigkeit. Die Gewerkschaften besaßen eine vergleichsweise 
starke Position. 
Bedeutete das Abstimmungsergebnis eine verpaßte Gelegenheit? Wäre der wirt­
schaftliche Strukturwandel besser gelungen, wenn die Saarländer mit "Ja" gestimmt 
hätten? Man wird zweifeln müssen. Bergbau- und Stahlkrise hätten das Land 
ebenso erfaßt, der Umbau in Richtung verarbeitender Industrie und Dienstleistung 
wäre-kaumentscheidend einfacher gewesen. Über den Sitz Saarbrückens als EGKS­
Hauptstadt hatten die Politiker noch nicht endgültig entschieden, und Luxemburg 
besaß im diplomatischen Gerangel die besseren Karten. 
Brachte die wirtschaftliche Abtrennung von DeutscWand entscheidende Nach­
teile? Wohl kaum. Die Montanindustrie war vergleichsweise modem, und die 
verarbeitende Industrie hätte am westdeutschen Boom nur bedingt teilhaben kön­
nen. Während des Krieges hatten die deutschen Unternehmen ihre Anlagen systema­
tisch erneuert, nur die Saar als Grenzregion stand hintan. Das deutsche Wirt­
schaftswunder basierte auf einem leistungsfähigen Kapitalstock und auf einem 
hochqualifizierten, motivierten, mobilen Arbeiterstamm. Die Kriegserfahrung prägte 
die bundesrepublikanische Gesellschaft. Flüchtlinge, Vertriebene suchten einen 
festen Platz im neuen sozialen Umfeld. Die Arbeitslosigkeit schwächte die Position 
der Gewerkschaften und hielt die Lohnkosten gering. 
Die Saar koppelte sich aus der deutschen Sozialgeschichte aus, so wie sie seit 
dem 19. Jahrhundert eigene Wege gegangen war. Die Jahre 1948-1955 brachten 
den Höhepunkt saarländischer Geschichte und bedeuteten sogleich das Ende eines 
deutschen Sonderweges. Vor die Alternative gestellt zwischen der europäischen 
Ungewißheit und vermeintlicher Sicherheit, entschieden sich die Saarländer für den 
bundesrepublikanischen Weg in die mobile Gesellschaft. 
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IV. SCHLUSS 
Nach Bekanntgabe des Abstimmungsergebnisses vom 23. Oktober 1955 ging alles 
sehr schnell. Edgar Faure und Konrad Adenauer sandten einander Telegramme, in 
denen sie hervorhoben, daß das Votum an der Saar die guten deutsch-französischen 
Beziehungen nicht belasten dürfe. Johannes Hoffmann trat als Ministerpräsident 
zurück. Innerhalb eines Jahres wurden die Modalitäten der Saarrückgliederung 
zwischen Paris und Bonn ausgehandelt. Seit dem 1. Januar 1957 gehörte das 
Saarland als zehntes Bundesland zum Territorium der Bundesrepublik Deutschland. 
Für die Wirtschaft setzte man eine Übergangsperiode fest, die am 5. Juli 1959 
vorzeitig endete. l 
Warum war eine so schnelle Einigung möglich? Frankreich akzeptierte das 
Votum, suchte die Schuld kaum im Saarland und gar nicht in Bonn: Wie könne man 
erwarten, fragten einige Abgeordnete in Paris, daß die Saarländer der Europäisie­
rung zustimmten, wenn das eigene Land die EVG abgelehnt hatte.2 Die Niederlage 
besaß keinen wirklich bitteren Geschmack. Ein Drittel der Stimmberechtigten hatte 
für "Ja" votiert, unter den gegebenen Umständen ein vorzeigbares Ergebnis. Ade­
nauer sah sich mit der Niederlage ebenso konfrontiert wie Paris selbst. Die Saarfra­
ge war kein Thema mehr, welches das französische Nationalgefühl länger ansta­
chelte. Da standen in Nordafrika ganz andere Interessen auf dem Spiel. Nicht 
einmal die europäische Zusammenarbeit war von dem Abstimmungsergebnis be­
troffen, hatten doch im Juni 1955 die Außenminister der Montanunion bei einer 
Konferenz in Messina die Grundlagen für die spätere Wirtschaftsgemeinschaft (für 
die Römischen Verträge von 1957) ausgehandelt. 
Die französische Saarpolitik war im wesentlichen negativ bestimmt gewesen, 
geleitet von der Furcht vor einem Wiederaufleben des deutschen Militarismus, dem 
Beharren auf Reparationen und dem mangelnden Vertrauen in die eigene Wirt­
schaftskraft. Gegenüber dem Jahre 1945 hatte sich die Ausgangslage entscheidend 
verändert. Die Machtblöcke waren konsolidiert. Deutschland zerfiel in zwei Staaten, 
von denen die Bundesrepublik der Nordatlantischen Verteidigungsgemeinschaft 
angehörte. Die französische Industrie erreichte europäisches Niveau. Die Saarwirt­
schaft streifte die Grenzen ihrer Leistungskraft und bedurfte, wie ihre führenden 
Politiker immer wieder betonten, dringend neuer Investitionen und besonderer 
Außenhandelsregelungen. Da sich die Bundesrepublik zu wirtschaftlichen Konzes­
1 Hierzu ausführlich: J.-P. Cahn, Le second retour. Zahlreiche Aktenstücke in: Documents 
diplomatiques fran~ais. 1955 und 1956. 
2 VgI. die Debattenbeiträge in der Assemblee Nationale am 26.10.1955, PADontot 8; 3.11.1955. 
Paul Medina. Die französische Presse nach der Abstimmung an der Saar. FAZ, wiederabgedruckt in: 
K. Altmeyer, F.R. Kronenberger (Hrsg.), Nachgefragt, S. 58. 
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sionen bereit erklärte, u.a. die Moselkanalisierung zubilligte, bestand ökonomisch 
kein Interesse Frankreichs, die Saarfrage länger aufrechtzuerhalten. 
Das französische Kalkül war einfach. Je schneller man mit Bonn eine Einigung 
erzielte, um so geringer war der außenpolitische Schaden, um so höher der Preis, 
den Paris aushandeln konnte.3 Beide Hauptstädte fürchteten, daß Rachegelüste und 
nationalistische Töne das politische Klima an der Saar nachhaltig vergiften könn­
ten. Das beste Gegenmitt-erscmen die baldige Einbindung der Sam in die ßundeste­
publik. Paris und Bonn arbeiteten Hand in Hand, verwiesen allzu eifrige Saarpoliti­
ker in ihre Grenzen. Das war um so leichter, als die politische Aufregung kaum in 
die Tiefenstruktur hinabreichte: Die Saarbevölkerung sei viel vernünftiger als dieje­
nigen, die sich als ihre Repräsentanten verstünden, meinte Eric de Carbonnel.4 
Wollte man das Votum vom 23. Oktober 1955 abschließend bewerten, könnte 
man behaupten, daß die Saarländer Paris "halfen", aus einer dubiosen Sache mit 
Anstand und Würde herauszukommen und dabei noch ein gutes Geschäft zu ma­
chen. Die Saarabstimmung unterstrich, daß der Westen sich an die eigenen Maxi­
men hielt. Das Ansehen Frankreichs in der Bundesrepublik besserte sich rasch. 
Lange Zeit war der Sympathiewert stark negativ gewesen, im September 1954 lag 
er bei -28, im Juni 1959 stand er bei +6.5 
Der Rückgliederung gingen intensive Verhandlungen voraus, regelmäßige Kon­
takte zwischen Paris und Bonn, zwischen Saarbrücken und der Bundeshauptstadt. 
Neue Personen bestimmten das politische Geschehen, schwierige Probleme im 
Zusammenhang mit den veränderten Marktbeziehungen waren zu regeln. Struktu­
relle Veränderungen im Weltrnaßstab erschütterten die Saarwirtschaft. Jetzt erst 
erlebten sich die Einwohner zwischen Kirrberg und Mettlach als Saarländer und 
nicht vorrangig als Deutsche. Es begann ein neuer Abschnitt der Saargeschichte. 
Zusammenfas­ Das Thema unseres Berichts waren die Jahre 1945 bis 1955. Wir haben gefragt nach 
sung den Gründen für den Wirtschaftsanschluß. Kein detaillierter Plan, kein fester politi­
scher Wille war verantwortlich. Die Saar bildete ein Element der umfassenderen 
französischen Nachkriegspolitik. Sie diente innenpolitischen Zwecken, sollte Hand­
lungsfreiheit für die wichtigere Deutschlandpolitik schaffen. 
Die Saar war zu unbedeutend, um Phantasie und zielbewußtes Handeln anzure­
gen. Frankreich schlitterte in das Saarabenteuer ohne wirkliche Kosten-Nutzen­
Analyse. Die Saarfrage überstieg die Verarbeitungskapazität des politischen Sy­
stems unmittelbar nach dem Krieg. Die französische Öffentlichkeit interessierte 
sich lediglich für die Vorteile, die die Saar bringen konnte, und ließ die Kosten, die 
damit in Verbindung standen, vollkommen außer acht. Die Presse berichtete einsei­
tig. Die Politiker unterdrückten kritische Stimmen, welche vorrangig aus Lothrin­
gen zu hören waren. Alle Optionen wollten sie sich offen halten. Einzelne Beamte, 
einzelne Planer des außenpolitischen Apparates legten nachdenkliche Studien vor. 
3 28.1.1956, Note de la Direction Generale Politique, Sarre, DDF 1956, Bd. 1, S. 94ff. 
4 7.11.1955, de Carbonnel an MAE, Entretien avec M. Thierfelder, MAE, EU 1949-1955, 
SaITe 103. 
5 G. Ziebura, Die deutsch-französischen Beziehungen, S. 83. 
Letztlich entschied man, die Dinge soweit voranzutreiben, wie es vor Ort, an der 
Saar selbst, möglich war. 
Wenn man die Entscheidungsverfahren im einzelnen betrachtet, so wird deut­
lich, daß es bei den Unterhandlungen mit den Alliierten nie wirklich um die Saar 
ging. Großbritannien und die USA wünschten die innenpolitische Konsolidierung 
Frankreichs und die Stärkung der Westbindung. Moskau verlangte als Gegenlei­
~~stung-füreineAnerkennungder französischen Saarforderungen Pariser Unterstüt­
zung in der Ruhrfrage und bei den Reparationen. Bidault selbst bediente sich des 
Saarthemas, um die Westorientierung Frankreichs innenpolitisch zu verankern. Bis 
1955 stand eine internationale Saarregelung aus, weil London und Washington ihre 
Rechtsposition, wonach Grenzveränderungen eines Friedensvertrages bedurften, 
nicht aufgeben wollten und auch nicht aufgeben konnten. 
Die französischen Unternehmer, die im Innern Verhandlungspartner waren, 
meldeten sich frühzeitig kritisch zu Wort. Sie besaßen allerdings einen schweren 
Stand gegenüber einer Verwaltung, die entschlossen war, mit dem klassischen 
Malthusianismus zu brechen. Daher beschränkten die Vertreter der Wirtschaft ihre 
Forderung auf eine absolute Gleichstellung der Saar mit Frankreich, damit das Land 
nicht noch einmal, wie 1925-1935, durch besonders günstige Außenhandelsrege­
lungen bevorteilt sei. 
DerWirtschaftsanschluß war auf französischer Seite das Werk einer alleingelas­
senen Bürokratie. Sie war mit der Vorbereitung betraut, sie schuf immer neue 
Tatsachen, geriet in die Abhängigkeit einer Entwicklung, welche sie selbst initiiert 
hatte und doch nur begrenzt kontrollierte. 
Die Saarländer bestimmten ihr Schicksal maßgeblich mit. Sie waren in doppelter 
Weise herausgefordert, sahen sich bedroht durch den Industrieniveauplan und 
vereinnahmt durch das MRS. Johannes Hoffmann oder Peter Zimmer akzeptierten 
die Wirtschaftsunion, aber stellten ihr als einseitiger französischer Reparationsmaß­
nahme die Idee der europäischen Zusammenarbeit entgegen. Paris geriet in die 
Abhängigkeit der saarländischen Peripherie: bei der Grenzverschiebung 1946, bei 
der Lieferung zusätzlicher Nahrungsmittel, bei der Zulassung Christlicher Gewerk­
schaften. 
Im November 1947 war alles vorbereitet. Die Wirtschaftsunion fand einen 
ausreichend breiten Konsens, die Wirtschaftssubjekte waren auf die Frankeneinfüh­
rung eingestimmt. Einen Aufschub, ein Fallenlassen der geplanten Union konnte 
Paris unmöglich dekretieren, trotz oder gerade wegen des Drängens der Amerika­
ner. Paris zog die Frankeneinführung durch, um seine Handlungsmöglichkeiten in 
der wichtigeren Deutschlandfrage zu bewahren. 
Wirtschaftlich bedeuteten die Jahre 1945-1947 für Frankreich eine Erfolgsge­
schichte. Keine andere deutsche Provinz machte vergleichbare Fortschritte in ihrer 
Produktion, trotz ungünstiger Ausgangsbedingungen. Das hing damit zusammen, 
daß Paris wußte, was es wollte. Eine leistungsfähige Saarwirtschaft bestätigte den 
Nutzen, den die Metropole zukünftig von der Saar haben würde. Sie begründete die 
Pariser Forderung auf Mitsprache bei den Ruhrangelegenheiten. Frankreich inve­
stierte an der Saar, gab Zukunftshoffnung, verstand es, die Arbeitsproduktivität zu 
steigern. Letztlich erhöhte die Saarwirtschaft ihre Produktion, weil öffentliches und 
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privates Interesse zusammenfiel, weil die Arbeit in den Gruben und in den Hütten 
lohnte. Ende 1947 war das Potential ausgeschöpft. Erst die Umstellung auf den 
Franken, auf die Marktwirtschaft setzte neue Arbeitskräfte frei, ließ die Produktivi­
tät in die Höhe schnellen. 
Die Provinzialisierung Deutschlands schuf das Saarland, bevor die Saarbevölke­
rung in den Landtagswahlen vom 5. Oktober 1947 über den eingeschlagenen Weg 
abstimmte.Westdeutschl1md~erfielimmer mehr in ldeine Einheiten. Verteilungs­
kämpfe provozierten lokale Egoismen. Man beneidete die Saarländer, hieß sie 
,,speckfranzosen". Darin schwang Neid mit ebenso wie ein Gefühl moralischer 
Überlegenheit. Dabei nahmen die Saarländer zur Autonomie nie direkt Stellung. 
Ein Volksentscheid unterblieb. Grandval fürchtete die Propagandamaschinerie des 
Trierer Bischofs, die Saarpolitiker mißtrauten ihrem Volk, die Gegner der Wirt­
schaftsunion rechneten mit einer Niederlage, und die Mehrheit war froh, in einer 
solch schwierigen Frage nicht Stellung nehmen zu müssen. 
Obwohl die breite Bevölkerung und die Mehrheit der Politiker den Wirtschafts­
anschluß sehnlichst erwartet hatten, waren viele über die ersten Monate der Union 
bitter enttäuscht. Dabei ging es den meisten besser als in den Wochen zuvor. Das 
Problem war, daß der Neuanfang auf altem Grund aufsetzte. "Das Saarland den 
Saarländern" hatte Grandval im Überschwang ausgerufen, aber Hoffnungen ge­
weckt, die er nicht erfüllen konnte. Paris mißtraute dem ehemaligen Kriegsgegner 
und setzte andere Prioritäten. Der Vorrang der Deutschlandpolitik zwang zu kleinen 
Schritten, sprach für das Konzept eines modemen Protektorats, wie es Michel 
Debn~ entwickelte. Die Rechtskonvention, das Abkommen über Steuerwesen und 
Haushalt, das Dekret über die Rechte des Hohen Kommissars ließen die Abhängig­
keit von Paris schmerzlich spüren. 
Doch nicht nur politische Gründe waren für das Unbehagen verantwortlich. 
Marktkonformes Verhalten mußte erst wieder erlernt werden. Die Umstellung auf 
den französischen Markt überforderte die Unternehmen, überanstrengte die Klein­
gewerbetreibenden, konfrontierte die Menschen mit den Auswirkungen der Inflati­
on. Die Saarländer waren auf die Wirtschaftsunion nicht vorbereitet. Von den 
internen französischen Beratungen waren die Saarpolitiker ausgeschlossen gewe­
sen. Nur grundsätzlich war die Wirtschaftsunion an der Saar debattiert worden, nie 
wirklich inhaltlich, nie bis in die technischen Einzelheiten hinein. Nun sollte 
Frankreich alles zugleich regeln und dabei die Autonomie der Saar bewahren. Das 
konnte nicht gutgehen. 
Vielleicht hätten die Saarpolitiker selbstbewußter gehandelt, wären weniger 
irritiert gewesen, wenn der Status der Saar außenpolitisch festgezurrt gewesen 
wäre. Aber Großbritannien und die USA waren lediglich zu technischen Abkom­
men bereit, vereinbarten mit Paris praktische Regelungen, welche die Zollangliede­
rung und den Einschluß der Kohle in den französischen Wirtschaftsraum sicher­
stellten. So blieb die Saar bis 1955 ohne internationalen Vertrag. 
Die Jahre 1948 bis 1955 bildeten den Gegenstand des zweiten Abschnitts der 
Darstellung. Wir haben nach den strukturellen Voraussetzungen der Saarpolitik 
gefragt. Ohne Zweifel unterlag das politische System des Saarlandes im Innern 
außergewöhnlichen Belastungen. Die Frage der Saarautonomie verlief quer zu den 
traditionellen politischen Scheidelinien. Sie spaltete die Parteien, sie schwächte 
ihren inneren Zusammenhalt, sie begründete die Option zugunsten der großen 
Koalition. Diese blieb immer zerstritten, wurde von der jeweiligen Parteibasis mit 
Widerwillen angenommen, vermochte Oppositionskräfte allenfalls oberflächlich zu 
binden. 
-lm~Mittelpunktder Aufmerksamkeit stand das Verhältnis zu Frankreich. Als 
Gönner und Retter wurde Frankreich gefeiert. Paris symbolisierte den Neuanfang in 
Europa. Dennoch waren die Saarländer überfordert, wenn sie sich vorstellen sollten, 
daß zukünftig Paris ihre Interessen vertrat. Zu wenig nahm die französische Öffent­
lichkeit die Saar wahr, zu unterschiedlich waren die Interessenstrukturen: Paris 
konnte gegenüber den saarländischen Wünschen nach Autonomie und finanzieller 
Hilfe nur verlieren, Saarbrücken nur gewinnen. Für die Saarpolitiker bedeutete es 
eine permanente Verlockung, Verantwortung für unangenehme Entscheidungen auf 
Frankreich abzuwälzen. 
Die saarländische Demokratie blieb eine Demokratie unter Vorbehalt. Innere 
und äußere Gründe waren dafür verantwortlich. Frankreich ging hierbei mit schlech­
tem Beispiel voran, indem es mißliebige Personen in den Jahren 1946-1947 aus­
wies und ein Referendum zur Saarautonomie untersagte. Die Bundesrepublik besaß 
ebenfalls Verantwortung: Soziale Konflikte stachelte sie an. Sie unterstützte die 
Tätigkeit der Oppositionskräfte mit finanziellen Mitteln. Die Existenzberechtigung 
des Saarstaates stellte sie generell in Frage. Angesichts der Herausforderung von 
Osten reagierten die Saarpolitiker unsicher, erschreckt, teilweise maßlos. Wie ein 
Alptraum lastete auf ihnen die Erinnerung an die Jahre 1934/35. Die Saarländer 
waren in ihren Augen noch nicht reif für die vollkommene Demokratie, mußten 
noch erzogen werden zu wahren, zu europäischen Staatsbürgern, bedurften des 
Schutzes gegenüber der nationalistischen Verlockung. 
Der Saarstaat trat mit hohen moralischen Ansprüchen an. Brücke wollte er sein 
zwischen Deutschland und Frankreich, Vorreiter der europäischen Einigung. Was 
kaum mehr darstellte als eine Notgeburt, sollte zum Ideal erhoben werden. Die 
Symbole, die der neue Staat sich zueignete, blieben merkwürdig belanglos, wirk­
lichkeitsfremd, konnten ihre integrationsstiftende Wirkung nie entfalten. 
Der Saarstaat war labil und doch von innen heraus nicht ernsthaft gefährdet. Die 
Mehrheit der Deutschen hatte genug von der Politik. Sie interessierten sich nicht für 
Politik: nicht in Hamburg, in Köln nicht, und auch nicht in Saarbrücken. Man zog 
sich zurück in die Privatsphäre, kämpfte um den eigenen kleinen Frieden. Führung 
und Autorität wurden akzeptiert, wenn diese liberal blieben, wenn sie Aussicht auf 
eine gesicherte ökonomische Zukunft boten. Das Trauma der nationalsozialisti­
schen Mobilisierungsdiktatur bildete die Basis der Kanzlerdemokratie Adenauers; 
es bildete die Grundlage der autoritären Demokratie Johannes Hoffmanns. 
Kohle und Stahl prägten die Wirtschaft des Saarlandes. Kohle und Stahl hatten 
1939-1945 die Kriegsführung ermöglicht. Nach 1945 bedurften die Ökonomien 
Europas ausreichender Brennstoffversorgung und schwerindustrieller Grundpro­
dukte, um ihre Wirtschaften wieder aufzubauen. Was kurzfristig als Gewinn er­
scheinen mochte - die Verfügungsgewalt über die Schwerindustrie des Saarlandes 
- erwies sich freilich in längerfristiger Perspektive als Belastung. 
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Wie kein anderes Gebiet war die Saar monostrukturell geprägt. Daraus resultier­
te ei?e starke Außenorientierung sowie eine hohe Anfälligkeit gegenüber Konjunk­
turemflüssen. Die geographische Lage und die Rohstoffbasis mußten als ungünstig 
bewertet werden. Eine verarbeitende Industrie fehlte, oder sie war noch sehr schwach 
ausgebaut. "Au~ockerun~ der Indus~i~struk~r" hie~ da~er das ?ebot der Stunde. 
Alle verantwortlIchen WIrtschaftspolItIker stImmten m dIesem ZIel überein. 
Es wargarnichtso'einfatlT,'einen SChlagkräftigen wirtschaftspolitischen Apparat 
aufzubauen. Das Saarland hatte knapp 1 Million Einwohner. Mancher Beamte 
zögerte, sich zu engagieren, solange ein internationales Abkommen über die Saar 
ausstand. Die Kommunen erhielten überproportionalen Anteil an den Steuereinnah­
men, mit der Folge, daß Gelder für wirtschaftspolitische Maßnahmen auf Landes­
ebene fehlten. Bergbau und Schwerindustrie verlangten hohe Kapitalinvestitionen, 
und ohne einen montanindustriellen Kernbestand war jegliches Wirtschaften ge­
fährdet. Ein zahlungskräftiges, engagiertes Bürgertum fehlte. Wie sollte unter die­
sen Umständen der Umbau der Wirtschaft gelingen? 
Obwohl es genügend Anlaß für eine selbständige Wirtschaftspolitik gab, kon­
zentrierte sich die Aufmerksamkeit gänzlich auf Frankreich. Die Gewerkschaften 
machten den Wirtschaftspartner für alle Fehlentwicklungen verantwortlich. Viel­
leicht wären Kompromisse möglich gewesen, wenn die Arbeitnehmervertretungen 
stark und mächtig gewesen wären. Tatsächlich fehlte eine ausreichende Veranke­
rung in der Basis, bewirkte die Spaltung zwischen christlicher und Einheits-Ge­
werkschaft die permanente Radikalisierung der Positionen. Handel, Handwerk, 
Textilindustrie, die Verlierer der Wirtschaftsunion, agitierten mit Geschick und 
Fortune gegen die Verbindung mit Frankreich. Und diejenigen, die profitierten, 
bildeten kein ausreichendes Gegengewicht, denn auch sie erkannten genügend 
Nachteile. Die großen Unternehmen aber, die Saargruben, die Hüttenindustrie, 
konnten die öffentliche Meinung kaum beeinflussen, weil sie selbst unter französi­
scher Verfügungsgewalt standen. 
Die Saarregierung wurde in die Rolle des Forderers gegenüber Frankreich ge­
drängt. Soweit Eigeninitiative möglich war, konzentrierte die Regierung ihre Auf­
merksamkeit auf jenes Handlungsfeld, in dem sie wirklich etwas bewegen konnte, 
auf die Sozialpolitik. Noch mochte sie hoffen, daß der Westen einen ausreichenden 
Absatz für die Saarprodukte sicherstellen und die Saar im Gleichschritt mit Frank­
reich den Weg zur Produktionsausweitung und Modernisierung beschreiten werde. 
Erste Zweifel kamen mit dem Ende des Nachkriegsbooms 1949/50. Der Bruch 
erfolgte als Ergebnis der Wirtschaftskrise von 1952/53. Das deutsche Wirtschafts­
wunder strahlte auf die Saar aus, zog sie in ihren Bann, während Frankreich kaum 
Vergleichbares entgegenzustellen vermochte. 
Paris war mit der Aufgabe einer Koordination der Saarbelange mit der französi­
schen Wirtschaftspolitik überfordert. Skepsis und Desinteresse prägten das öffentli­
che Bewußtsein. Allenfalls interessierten außenpolitische Gesichtspunkte, nämlich 
der Zugriff auf den Saarraum als Element französischer Deutschlandpolitik. Nie 
erfolgte eine konkrete Entscheidung, ob die Saar wesentlich als Reparationsgut 
anzusehen sei oder als Wirtschaftspartner. Die Politiker kümmerten sich allenfalls 
am Rande um das kleine Ländchen im Osten. So wurde es zum Handlungsfeld 
weniger ausgesprochener Saarspezialisten. Mangelnde Durchsichtigkeit, die gerin­
ge Berechenbarkeit französischer Saarpolitik resultierten aus diesem Sachverhalt. 
Frankreich hatte seine Ansprüche immer mit dem natürlichen Wirtschaftsver­
' bund zwischen Lothringen und der Saar begründet. Doch gerade die beiden Nach-
I barregione~ bewer:e~~n einander als Konkurrenten. Das Wac.?st~m der ~stfranzösi-
, schen Stahhndustne uberrundete das der Saar, dasselbe galt fur dIe EntWIcklung der 
r--·-Steinkohle. Sorgen und Befürchtungen wurden an der Saar wach. In Lothringen 
beklagten die Wirtschaftskreise Sondervorteile der Saar im Außenhandel und gra­
vierende Steuervorteile. Je mehr Paris in das Wirtschaftsgeschehen eingriff, um so 
schärfer wurde die politische Kontroverse, um so stärker geriet Paris in den Konflikt 
widerstreitender Erwartungen. Wenn es in Frankreich lautstarke Befürworter einer 
Auflösung der Wirtschaftsunion mit der Saar gab, dann waren diese in Lothringen 
zu finden. 
Die französische Saarpolitik der Jahre 1948-1955 war das Ergebnis eines büro­
kratisch organisierten Herrschaftsmodells. Die französische Verwaltung war ge­
zwungen, Beschlüsse herbeizuführen, die eigentlich der Politik oblagen. Die Büro­
kratie konnte beraten, konnte sachliche Alternativen prüfen, den Ausgleich der 
Interessen vermochte sie jedoch nicht sicherzustellen. Letztlich war sie gezwungen, 
ihre eigenen Strukturprinzipien außer Kraft zu setzen, um Entscheidungen zu 
erwirken. Zu den Folgen zählten inadäquate Informationsverarbeitung, verspätete 
Beschlußfassung, schließlich die Entfremdung und Politisierung der Saarbevölke­
rung. Die negativen Seiten der bürokratischen Konfliktlösung waren dabei nicht 
sofort zu erkennen. Anfangs, während des Wiederaufbaus, bedurfte es vor allem 
ausreichender Fachkenntnisse. Das bürokratische Herrschaftsmodell führte nur all­
mählich in den Immobilismus. 
Frankreich hatte starkes Interesse, die Selbständigkeit der Saar zu festigen: Aus 
eigener Kraft sollte die Saar aus dem wirtschaftlichen Niedergang herausfinden. 
Internationale Anerkennung konnte sie nur bei echter Autonomie erringen. Und 
dennoch mischte Frankreich sich immer wieder ein. Paris war verantwortlich für die 
Saar, politisch und ökonomisch. Die starke Stellung des Hohen Kommissariats bzw. 
die herausragende Rolle der späteren Saarbrücker Botschaft sicherten erst jene 
Verrnittlungsleistung, ohne die die Belange der Saar gänzlich außer acht gelassen 
worden wären. Das Votum vom 23. Oktober 1955 bewies, daß die Saarländer 
zweifelten, ob sie ihr Land wirklich alleine regieren konnten. 
Die deutsche Saarpolitik war nicht geradliniger als die französische. Die breite 
Bevölkerung kümmerte sich kaum um die Saarangelegenheiten. Sie erwartete, daß 
die Abtrennung zurückgenommen werde. Nationales Empfinden bedurfte keiner 
Begründung, erforderte keine eingehende Kenntnis der realen Gegebenheiten. Die 
Presse bemächtigte sich des Themas, Politiker stritten miteinander. Differierende 
Klientelen waren zu befriedigen. Unterschiedliche leitende Gesichtspunkte spalte­
ten die Parteien bis hinein in die CDU. Adenauer mußte in der Saarfrage Rücksicht 
nehmen, mußte das selbständige Handeln Jakob Kaisers dulden. 
Drei Phasen deutscher Saarpolitik haben wir unterschieden. Zu Anfang ging es 
darum, den Bonner Mitspracheanspruch zu dokumentieren, einseitiges französi­
sches Handeln zu verhindern. Das gelang erfolgreich mit den EGKS-Verhandlun­
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gen. Allerdings bestand im Anschluß die Gefahr, daß Paris - in den Immobilismus 
gedrängt - handlungsunfähig sein würde. Adenauer erkannte das Problem, lancierte 
verschwommen formulierte Europäisierungsvorschläge, trat in intensive diplomati­
sche Verhandlungen ein. Zur selben Zeit verfolgte Kaiser seine eigenen Ziele, 
wollte die Landtagswahlen von 1952 zum Votum gegen die Saarautonomie um­
funktionieren. Er scheiterte und zwang damit Bonn zu einer neuen Politik. Nach 
Adenauers Wahlsieg im September 1953 konnte der Kanzler die Saarpolitik stärker 
bestimmen als zuvor. Er setzte erfolgreich auf Wandel durch Annäherung, spielte 
die wirtschaftliche Überlegenheit der Bundesrepublik gegenüber Paris aus, ging auf 
die europäische Rhetorik der Saarpolitiker bereitwillig ein. Nicht länger mochte 
man die Bundesrepublik als einen durch wirtschaftliche Probleme belasteten, natio­
nalistischen Spielverderber bezeichnen. 
Die Etappen der Saargeschichte 1948-1955 seien nur kurz skizziert. Wir haben 
von einem frühen Scheitern der französischen Saarpolitik gesprochen. Die innere 
Konsolidierung der Autonomie mißlang. Viele Gründe waren dafür verantwortlich. 
Die Bildung des deutschen Weststaates bedeutete eine unbestreitbare Statusver­
schlechterung, setzte die Saar einer bis dahin ungewohnten nationalen Rhetorik aus. 
Auf Pariser Ebene waren die französischen Behörden überfordert, das Saarland im 
Rahmen des Bewirtschaftungssystems angemessen zu berücksichtigen. Als dann 
noch die Konjunkturkrise die Schwerindustrie erschütterte, schien die propagierte 
These einer Komplementarität der Saar zur französischen Wirtschaft grundsätzlich 
erschüttert. 
Die Konventionen von 1950 bewirkten nicht die beabsichtigte Festigung. Zu 
hoch waren die Erwartungen, zu widerstreitend die Ziele auf französischer Seite, 
um wirklich erfüllt werden zu können. Es folgte die Unterschrift unter den EGKS­
Vertrag im April 1951, ohne daß die Saar als siebtes Schuman-Plan-Land anerkannt 
worden wäre. Das bedeutete eine bittere außenpolitische Niederlage. Dennoch hielt 
die Wirtschaftsunion, stand sie nicht in Frage, weil die Bundesrepublik ökonomisch 
keine attraktive Alternative darstellte. 
Die Jahre 1951-52 brachten eine Konsolidierung der französischen Position, 
obwohl an der Oberfläche ein ganz anderer Eindruck entstand. Verantwortlich war 
die durch den Koreaboom ausgelöste Inflation. Ungewöhnliche Preissteigerungen 
schreckten die Menschen aus ihrer Teilnahmslosigkeit auf, lieferten den Gewerk­
schaften billige Munition, verstörten den gewerblichen Mittelstand. Die SPS wech­
selte in die Opposition, machte das Verhältnis zu Frankreich zum Gegenstand ihrer 
Attacken. 
Ende 1951 fand Paris aus der Lethargie heraus, regelte die Beziehungen zur Saar, 
übernahm Adenauers Europäisierungskonzept, setzte Bonn außenpolitisch unter 
Druck. Im November 1952 votierten bei den Landtagswahlen nur 23% der Stimm­
berechtigten mit weißen Stimmzetteln, viel weniger, als man deutscherseits erwar­
tet hatte. Noch bestimmte die Hochkonjunktur das politische Klima, noch ging es 
den Menschen deutlich besser als in Westdeutschland, noch mochte die Saar hoffen, 
die eigene Wirtschaft an der Seite Frankreichs zu entwickeln. 
Während politisch das Land in ruhigere Fahrwasser glitt, die Konventionen im 
Mai 1953 die Autonomie stärkten, erschütterte der Konjunktureinbruch die Grund­
festen der saarländisch-französischen Union. Diese beruhte auf dem Konzept einer 
strukturellen Überlegenheit Frankreichs gegenüber der Bundesrepublik. In Paris 
war man davon ausgegangen, daß Westdeutschland auf Jahre hinaus mit den Folgen 
des Zweiten Weltkrieges zu kämpfen haben werde. Nun freilich mußte die französi­
sche Metropole die Labilität der eigenen Volkswirtschaft eingestehen und die 
Liberalisierung des Außenhandels zurücknehmen. Die Saar traf der Sachverhalt 
besonders1J.art, weil sie auf den Import aus der Bundesrepublik angewiesen war. 
Zur selben Zeit durchschritt Westdeutschland, das 1951 noch eine Schwächeperi­
ode erlitten hatte, die weltweite Rezession vergleichsweise unbeeindruckt. 
Die Saarpolitiker sahen, wie die Dinge auseinanderfielen, kamen zu dem Schluß, 
daß das Saarland ganz eigene ökonomische Probleme hatte, Probleme, die von 
jenen Frankreichs deutlich geschieden waren. Die EGKS schwächte die Bindungen 
an Paris zusätzlich, denn wichtige Entscheidungen wurden jetzt in Luxemburg 
getroffen. Eine junge, selbstbewußte Elite trat aus den durch Frankreich geförderten 
Bildungsinstitutionen heraus, formulierte die Saarinteressen kompetent, scharf, 
unnachgiebig. Auf innenpolitischem Feld wurde die SPS Opfer der neuen Zeit, 
denn für sozialpolitische Experimente war kein Platz mehr. Der Wirtschaftsflügel 
der CVP diktierte das politische Geschehen. 
Frankreich hatte mit dem Vorschlag einer Europäisierung der Saar im Sommer 
1952 die Offensive ergriffen, verstrickte sich aber immer mehr in Widersprüche. 
Statt zum Förderer wurde es zum Bremser der europäischen Zusammenarbeit. Die 
WEU, die im Oktober 1954 die EVG ablöste, bedeutete allenfalls ein schwaches 
Surrogat für jenen europäischen Neuanfang, den das Saarland symbolisieren sollte. 
Trotz allem, im Oktober 1954 fiel die lange erwartete Entscheidung. An der Saar 
hoffte man, die Rolle eines privilegierten Vermittlers zwischen Bonn und Paris 
spielen zu können. Doch statt zur Brücke wurde die Saar zum Zankapfel widerstrei­
tender Öffentlichkeiten in Deutschland und Frankreich. Wichtige Belange wurden 
nun unmittelbar zwischen Bonn und Paris geregelt, ohne Rücksicht auf die Saarin­
teressen. Ob die Saar jemals von privilegierten Wirtschaftsbeziehungen zu West 
und Ost profitieren konnte, wie allgemein erhofft wurde, stand dahin. 
Unter dem Stichwort "Ergebnisse" haben wir zwei Themen ausführlicher behan­
delt: die Wirtschaftspolitik und die Bilanz der Saarjahre. Die Gestaltungsmöglich­
keiten, die die Regierung Hoffmann hatte, um den Wirtschaftsprozeß zu beeinflus­
sen, waren denkbar gering. Wo sie dennoch eingriff, provozierte sie neue Ungleich­
gewichte, schuf sie politische Konfliktlinien. Unter diesen Voraussetzungen zielte 
saarländische Wirtschaftspolitik bereits früh auf Struktur- und Wachstumsstrategi­
en. Alle Hoffnungen galten dem Marshallplan. Dessen Bedeutung wurde weit 
überschätzt. Nur allzu bereitwillig glaubte man den Politikern jenseits der Grenze, 
daß das wirtschaftliche Wachstum und die Ausdehnung des Produktionsapparates 
in Deutschland und Frankreich der amerikanischen Hilfe zu verdanken seien. Was 
im Osten und Westen die Bindung an die USA festigte, vertiefte an der Saar das 
Gefühl systematischer Benachteiligung durch die Pariser Behörden. 
Der Kompromiß um die Auszahlung der Marshallgelder im Frühjahr 1952 kam 
rechtzeitig genug, um die Saarpolitik zum Umdenken zu zwingen. Sie entwickelte 
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in der Folge eigenständige Pläne zur Modernisierung der Saarwirtschaft, förderte 
Investitionen. Gleichwohl mußte man feststellen, daß ohne Hilfe von außen, daß 
ohne neue ordnungspolitische Grundlagen die beabsichtigte Umgestaltung mißlin­
gen würde. Die Saar war auf die ergiebigen Warndtfelder angewiesen, die Treu­
handverwaltung der Hütten mußte ein Ende finden, scWießlich war ein speziell auf 
die Erfordernisse der Saarwirtschaft angelegtes Außenhandelsregime notwendig. 
1955 war dieWirtSQhaftSIJIÜon mit Frankreich grundsätzljch jn Frage gestellt 
Politisch endeten die Saarjahre mit einer Niederlage für die Autonomiebefür­
worter. Sie hatten die Stimmung falsch eingeschätzt, passive Billigung als aktive 
Unterstützung ausgelegt. Hoffmann spekulierte, die deutsche Opposition würde den 
geschürten Nationalismus kaum bändigen können und bald an Ansehen verlieren. 
Um keine unnötigen Angriffsflächen zu bieten, wollte die CVP deshalb relativ spät 
in die Referendumskampagne eingreifen. Doch das erleichterte den "Nein-Sagern" 
nur das Vorpreschen. Die Argumente, die in der Vergangenheit die Befürworter der 
Selbständigkeit beflügelt hatten, stachen nicht mehr. Die Heimatbundparteien grif­
fen Kritikpunkte auf, die 1948-1955 von den Regierungsparteien selbst gegenüber 
Frankreich vorgebracht worden waren. Die Mehrheit der Saarländer sah sich in der 
zugedachten Rolle des Vorzeigeeuropäers überfordert. Man fühlte deutsch, lebte in 
der deutschen Warenwelt, erfuhr den Kontakt mit den Franzosen als fremd und 
ungewohnt. In der angespannten Atmosphäre des erzwungenen Miteinanders fehlte 
der Anreiz zum bewußten kulturellen Lernen. 
Wirtschaftlich sahen die Jahre 1948-1955 ein letztes unbeschwertes Aufleben 
der Montanindustrie. Der intendierte Umbau hin zum verarbeitenden Gewerbe 
blieb labil. Dabei ist fraglich, ob die Saar als deutsche Provinz den Strukturwandel 
besser geschafft hätte. Zum letzten Mal genossen die Saarländer ihren Reichtum an 
Kohle und Stahl ohne bitteren Nachgeschmack. Die Beschwernisse bundesrepubli­
kanischer Nachkriegsjahre endeten an der Grenze westlich von Bruchhof. 
Die saarländische Normalität der Jahre 1948-1955 war das Ergebnis eines 
deutschen Sonderweges. Wir haben gefragt nach außenpolitischen Entscheidungs­
prozessen in Frankreich und in Deutschland, nach den Bedingungen für das Wie­
deraufleben der Wirtschaft unmittelbar nach dem Krieg, nach der politischen und 
ökonomischen Bedeutung des Marshallplans, nach Alltagserfahrungen und den 
Voraussetzungen interkultureller Verständigung, schließlich nach der Bilanz der 
"Saarjahre". - Eine Menge Geschichte für ein kleines Land! 
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